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EINLEITUNG. 


[Die  allcrwichtigste  unserer  ()f!"entlichen  Angelegenheiten 
ist  die  Regelung  unserer  Finanzen.  —  Die  hislierigen  Schwie- 
rigkeiten derselben.  —  Was  wäre  in  Folge  der  Fusion  die  Auf- 
gabe der  Regierung  gewesen  ?  —  Das  Beispiel  anderer  Natio- 
nen. —  Was  erwarten  wir  in  der  nächsten  Zukunft  von  Regierung 
und  Gesetzgebung?  —  Die  andere  gewichtige  'Frage  unse- 
rer öffentlichen  Angelegenheiten :  die  Rankfragc.  —  Warum 
ich  in  meinem  jüngsten  Werke  nicht  ülier  das  Bankwesen 
sprach.  —  Schwierigkeiten,  welche  sich  beim  Schreiben  über 
die  Bankfrage  ergeben.  —  Zweck  dieses  Werkes.  —  Welches 
Vorgehen  ich  bei  der  Abfassung  desselben  beobachten  musste 
—  Vorzug  der  Naturwissenschaften  vor  den  politischen  AVis- 
senschaften.  —  Eigennutz  übt  auf  das  Bankwesen  einen  gros- 
sen Einfluss  aus.  —  Zwei  verschiedene  Richtungen.  —  Das 
Bankmonopol  und  die  Bankfreiheit  —  Die  Schwierigkeiten  der 
Lösung  der  Bankfrage  in  unserer  Monarchie.  —  Die  lang  an- 
dauernde Papiergeld-AVirthschaft  verhindert  die  richtige  Erkennt- 
niss  dessen,  was  zu  thun  wäre.  —  Worüber  müssen  wir  vor  Allem 
in's  Klare  kommen  ?] 


I)(Mi  ersten  Tlieil  meines  AVerkes  > Ueber  die  öffent- 
lichen Ang'elegenlieiten«  :  »Von  der  Finanzlage  Vn- 
o'arns, '<  ü'lanhe  ieli  nicht  nmsonst  geschrieben  zuhaben. 
Das  Lesepublikum  hat  ilm  mit  Tlieilnahme  empfangen, 
wofür  ich  aufrichtigen  Dank  scliulde.  Wasicli  in  jenem 
Buche  gesagt,  ist  nicht  spurlos  vorübergegangen.  Mit 
Freude  nehme  ich  wahr,  dass  mehrere  Ideen,  denen  ich 
in  diesem  Werke  Ausdruck  verliehen,  Verbreitimg  und  im 
Allgemeinen  aucli  Anerkemiung  gefunden  haben. 

Aber  aucli  bezüglich  meiner  eigenen  Person  war 
die  Herausgabe  dieses  Werkes  von  Erfolg.  Vor  dem 
Erscheinen  desselben  hatte  es  l)ei  Manchen  zur  Gewohn- 
heit zu  werden  1)egonnen,  die  ursprüngliclie Ursache  der 
uno'ünstio-en  Lage  der  Staatsfinanzen  auf  jene  Massnah- 
meu  zurückzuführen ,  welche  ich  als  Finanzminister 
durclizufüln-en  bea])sichtigt,e.  Unter  Berufung  auf  That- 
sachen  und  auf  reichstägliche  Vorlagen  l)ezeichnete  ich 
nun  in  dem  gedachten  Werke  die  Kichtung  und  die 
Prinzipien,  welche  ich  als  Finanzminister  verfolgte  und 
zu  bethiitigen  mich  bestrebte.  Seitherhat  sich  Niemand 
gefunden ,  der  meine  diesbezüglichen  Erklärungen  und 
Ausfüllrungen  in  Zweifel  gezogen  hätte. 

Als  icli  jenes  Werk  schrieb,  erachtete  ich  die 
zweckmässige  Regelu]ig  der  Staatsfinan- 
zen als  eine  der  a  1  le  r  wi  c  li  tigs  t  e  n,  unauf- 
schiebbaren und  vitalen  Fragen.  Diess  ist 
aucli  heute  noch  meine  Ueberzeugung. 

Es  ist  dies  eine  Lebensfrage  für  unser  Vaterland, 
denn  von  ihrer  Lösung  hängt  nicht  nur  das  materielle 
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Gedeihen  uusei-L-r  Nation,  soiuleni  auch  die  Sicdieruiiir 
unserer  konstitutioneUen  Institutionen  ah  :  liicvon  liiiiio-t 
aucli  das  Anseilen  und  (k'r  Eintluss  ah.  wehOicn  auszu- 
ü])en  der  ungariselie  Staat,  die  ungarische  Nation  laliio- 
und  hcrnfen  ist.  Es  ist  dies  die  allerwiclitigste  Frage, 
weil  die  Wiederherstclhing  des  Glei(digcwiclites  in  den 
8taatsfinaiizen  nur  durch  eine  zweckmassip'e  und  u)ise- 
rer  Steuerlahigkeit  angemessene  Umgestaltung  unserer 
gesannnten  iimeren  Organisation  hewirkt  und  nur  (hircli 
die  Feststellung  eines  g-eiiau  umgrenzten  Normall)ud- 
g'ets  gesichert  werden  kann.  Durch  eine  zweckmJissige 
Vertheilung  der  öftentlichen  Lasten,  durch  die  Keform 
des  Steuersystems  und  die  Durcddidirung  (k'r  zur  Ver- 
mehrung der  Steuerkraft  dienenden  Massnahmen  machen 
wir  es  möglich,  dass  die  Nation  die  zur  Herstellung  und 
dauernden  Sicherung  des  Gleichgewichtes  unhedingt 
erforderlichen  neueren  Opfer  aiu'h  ertragen  kchine. 

Es  ist  eine  uuaufschie])bare,  hrennende  Frao-e.  denn 
man  kann  sagen,  dass  jedes  Jahr,  ja  jeder  INEouat,  um 
den  wir  die  Einführung  eines  guten  und  gesunden  Fi- 
nanzsystems verzögern,  die  Heilung  des  Uehels  erscliwert 
und  den  Steuerträg'ern  innner  o-rcissere  Enthe]n'un<>'en 
auferlegt. 

Zwei  Jahre  sind  es  ))ereits,  seit  das  Land  Keuntniss 
besitzt  von  dem  hesorgnisserreg'enden  Zustande,  in  wel- 
chen es  in  Folg'e  der  Unordnung-  unserer  Finanzen  oem- 
then  ist.  Nichtsdestoweniger  ist  zur  gründlichen  Heilung 
dieses  Znstandes  noch  sehr  wenig  geschelien. 

Insolange  als   der   scharfe   Parteihader  dasg'edeih- 
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liehe  Wirken  des  Al)geordiietenlinnses  behinderte,  wiire 
die  Durchl'ülirung  von  GesetzentAvürfeu  zur  Regelung 
der  Staatsfinanzen  auf  grosse  Schwierigkeiten  gestossen. 
Zu  Beginn  des  lautenden  Jahres  haben  die  zwei  grossen 
Parteien  sicli  zu  gemeinsamem  Wirken  vereinigt  und 
aus  dem  Seliosse  der  zwei  Parteien,  die  vordem  einan- 
der bitter  bekämpften,  gnig  die  neue  Regierung  hervor. 
In  den  letzten  Monaten  der  verflossenen  Reichstagsession 
wurde  jeder  Eutwurf ,  welchen  die  neue  Regierung  der 
Gesetzgebung  unterbreitete,  in  kürzester  Zeit,  unter  Be- 
seitigung unfruchtljarer  Debatten,  fast  unverändert  zum 
Gesetze.  Ich  meinerseits  bedauere,  dass  während  dieser 
ofünstis'en  Periode  nicht  die  Reof-eluno'  der  Finanzen 
bezweckende  kräftige  Maasnahmen  vorgeschlagen  und 
durchgefiüu't  wurden.  Wenn  die  Regierung  gleich  nach 
ihrer  Konstituirung  die  von  ihr  zu  befolgende  Finanz- 
politik in bestinnnten  Umrissen  dargelegt;  wenn  sie  die 
Entwürfe  unterbreitet  hätte,  welche  sie  unter  den  dama- 
lio'en  Verhältnissen  im  Laufe  des  Jahres  1875  zur  Ver- 
besserung  unserer  Finanzzustände  leicht  hätte  durch- 
führen können ;  wenn  sie  bezüglich  der  Details  der 
Ausführung  eine  Ermächtigung  verlangt  und  dieser 
gemäss  der  reichstäglichen  Verhandlung  und  Geset- 
zesinartikulation  blos  die  Hauptprincipien  und  die 
Richtung  der  zu  treffenden  Massregeln  überlassen 
hätte :  —  so  zweifle  ich  keinen  Augenblick  daran,  dass 
sie  dann  noch  im  Laufe  des  gegenwartigen  Jahres  nam- 
hafte Ergebnisse  hätte  aufweisen  können. 

Dies  habe  ich  gewünscht,   ja  ich  habe  es  erwartet. 


Diesem  Wuiisclic  und  dieser  Erwarfuno-  gal)  idi  Aus- 
druck in  meiner  Anfangs  dieses  Jaln-es  anliisslleli  der 
Budgetde])attc  g-chaltenen  liede. 

leli  zweifie  nicht  daran,  dass  die  Reo-ieruno-  wisse, 
wass  sie  will,  dass  sie  im  Keinen  sei  bezüglieli  der  anzu- 
wendenden Mittel  inidder  zu  ])ef()l<j;enden  Weg'e,  welche 
zur  Kegelung-  der  vaterländischen  Finanzen  führen  sol- 
len. Sie  hätte  ja.  wenn  sie  darüber  l)ei  ihrer  Konsti- 
tuirung-  nielit  im  Klaren  gewesen  wäre,  die  Leitung-  der 
Landesangelegenheiten  nicht  mit  Sell^stbeAvusstsein 
übernehmen  können. 

Ich  glaube,  das  g-egenwärtige  Ministerium  hätte, 
wenn  es  sofort  nach  seiner  Konstituirung  auf  das  Gebiet 
der  Initiative  getreten  wäre,  seine  Stellung  nicht  ge- 
schwächt,  sondern  gekräftigt.  Die  Nation  wäre  der  auf 
der  Hr)he  der  Aufgabe  stehenden  Regierung  freudig' 
gefolgt  und  die  ]\laclit  des  unausbleil)lichen  Erfolges 
hätte  die  Schwierigkeiten  lieseitigt,  (liel)ei  solclien  gros- 
sen Werken  aufzutauchen  pHegen. 

Unter  regelmässigen  Verhältnissen  ist  est  zweck- 
mässig, ja  nothwendig.  jede^rassnahme  in  ihren  Details 
auf  legislatoriscdiem  Wege  festzustellen  ;  allein  in  einer 
solch  besorgnisserregenden,  ja  kritischen  Periode,  in 
welche  wir  hinsichlich  der  Staatstinanzen  gelangt  sind. 
fordert  die  richtige  und  vernunftgemässe  Politik,  dass 
ungesäumt  und  entschlossen  alle  jene  Massnahmen  und 
Verfügungen  getroffen  werden,  welclie  die  sichere 
Grundlage  einer  besseren  Zukunft  schaffen. 
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In  Paris  raucliten  noch  die  Trümmer  der  von  der 
Commune  in  Brand  gesteckten  Paläste ;  noch  hielt  die 
deutsche  Armee  einen  namhaften  Tlieil  des  Landesgebie- 
tes besetzt ;  in  Folge  des  unglücklichen  Krieges  stand  ein 
grosser  Theil  der  französischen  Nation  dem  materiellen 
Ruine  nahe :  und  unter  diesen  niederdrückenden  Ver- 
hältnissen Yotirte  die  Gesetzgebung  auf  die  Initiative 
der  französischen  Regierung  bereitwillig  und  ohne 
Zaudern  jene  Verfilgungen,  und  gewährte  ohne  jegliche 
Debatte  jene  Ermächtigungen,  in  deren  Folge  die  Milli- 
arden der  Kriegsentscliädigung  und  der  Kriegskosten  ge- 
deckt werden  konnten,  so  dass  mit  Inanspruchnahme  der 
Opferwilligkeit  der  Staatsbürger  das  Gleichgewicht  im 
Staatshaushalte  hergestellt  wurde,  —  In  Nordamerika 
war  kaum  der  grosse  und  Jahre  lang  andauernde  Bür- 
gerkrieg beendet,  dessengleichen  in  Anbetracht  der  An- 
zahl der  Käm})f enden,  des  zähen  ])lutigen  Kampfes,  und 
der  auf  die  Kriegfüln-ung  verausgabten  Tausende  und 
Tausende  von  Millionen  die  Geschichte  kaum  aufzuwei- 
sen liat :  als  Regierung  und  Gesetzgebung  sofort  nach 
Beendig-uno"  des  Krieges  alle  iene  Massnahmen  ver- 
fügten,  welche  die  Regelung  der  Finanzen  erlieischte. — 
So  handeln  die  Nationen ,  die  sich  sell)st  vertrauen, 
die  durch  Schicksalsscliläge  gestählt,  und  eine  konse- 
quente Arbeitsamkeit  entfaltend,  ihre  Lebensfähigkeit 
beweisen  und  ihre  Zukunft  sichern. 

Es  ist  wahr,  dass  die  Nationen  zu  solchen  Ent- 
schlüssen, zur  Anwendung  solcher  ausserordentliclier 
Mittel,    welche  ich  mit  den  angeführten  Beispielen  an- 
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deutete,  sich  nur  unter  dem  Eindruck  grosser  Kata- 
strophen aufzuraffen  vermögen.  Allein  i(di  glaube,  dass 
es  hinsichtlich  der  anzuwendenden  Mittel  und  der  Aus- 
führungsmodalitäten ^  vollständig  gleich  sei,  ol)  grosse 
Katastrophen  das  Uebel  hervorgerufen  haben,  oder  ob 
dasselbe  in  Folge  Jahre  Inng  getlbter  Sorglosigkeit  ent- 
standen ist.  Wenn  das  Uebel  l)esoro-nisserreo:end  ist, 
dann  müssen  —  ohne  Rücksicht  auf  die  Ursachen  — 
zu  dessen  Hebung  geeignete  Mittel  und  Modalitäten 
angewendet  werden. 

Doch  sprechen  wir  nicht  a^oh  vergangenen  Dingen. 
Die  versäumte  kostbare  Zeit  ist  nun  einmal  liingesclnvun- 
den.  Die  Nation  erwartet  in  der  Zukunft  viel  von  der 
neuen  Regierung,  welche  über  eine  so  grosse  Majorität 
verftlgt.  Sie  hofft  viel  von  der  neuen  Gesetzgebung,  wel- 
che berufen  sein  wird,  nicht  nur  die  Finanzen  zu  regeln, 
sondern  auch  die  Bankfrage  zu  lösen,  das  neue  Zoll- und 
Handelsbündniss  abzuschliessen,  für  längere  Zeit  unsere 
Beitragsquote  zu  den  gemeinsamen  Ausgal^en  festzustel- 
len und  binnen  drei  Jahren  alle  jene  Reformen  durch- 
zuführen, welche  zur  Festigung  der  Ordnung,  zur  Stei- 
gerung des  materiellen  Wohlstandes  und  der  Steuer- 
fäliigkeit,  zur  geistigen  Entwickelung  der  Nation  und 
so  zur  sicheren  Begründung  einer  besseren  Aera  unbe- 
dingt erforderlich  sind. 

Eine  andere  namhafte  Frage  unserer 
öffentlichen  Angelegenheiten:  die  Bank- 
frage, welche  meiner  Ansicht  nacli  in 
Bezug  auf   Wichtigkeit    und  Un  a  u  f  sc  li  ieb- 
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h  a  r  k  c  i  t  fl  c  r  F  i  ii  a  ii  z  fr  a  2;  e  a  m  11  ä  c  li  s  t  e  n  s  t  e  lit, 
erfordert,  dass  wir  uns  ernstlicli  mit  ilir  l)escliäftigeii 
und  deren  Lösung  vorbereiten.  Es  ist  kaum  mehr  als  ein 
Jahrnocli  zurück,.bis  dasPrivilegium  derösterreicliisclien 
National])ank  Ende  1876  ablauft,  und  im  vSinne  dieses 
Privilegiums  haben  die  Unterliandlungen  l)ezüglieli  der 
Verlängerung  oder  Erneuerung  desselben  ein  Jahr 
friüier,  mitlnn  am  ersten  Januar  187()  zu  beginnen. 
Walirend  dieser  kurzen  Zeit  muss  Vieles  vorbereitet 
werden  und  muss  Vieles  gesehehen,  damit  die  so  wich- 
tige, auf  den  gesannnten  Geld-  und  Handelsverkehr,  ja 
auf  die  gesammten  volkswirtlischaftlichen  Verhältnisse 
Einfluss  til)ende  Erao-e  nicht  nur  auf  eine  des  ungari- 
sehen  Staates  würdige  Weise,  sondern  aucli  mit  unseren 
materiellen  Interessen  tibereinstimmend,  zweckmässig 
gelöst,  und  in  Verbindung  damit  unser  gesammtes  Kre- 
ditwesen auf  gesunder  Grundlage  organisirt  werde. 

Als  ich  das  erste  Heft  meines  »Ueber  unsere  öffent- 
lichen Angelegenheiten«  handelnden  Werkes  herausgab, 
richteten  Viele  die  Frage  an  micli,  warum  ich  in  jenem 
Werke  nicht  auch  das  Bankwesen  bes])rochen  habe,  da 
dieses  doch  mit  den  Finanzfragen  iiniig  zusammenhängt. 
—  Ich  habe  damals  die  Bankfrage  nicht  bes})roclien, 
weil  diese  ein  viel  zu  wiclitiger  Gegenstand  ist,  als 
dass  ich  meine  diesbezüglichen  Ansichten  in  einem 
Werke  geluu'ig  hätte  entwickeln  können,  das  sich  nur 
im  Allgemeinen  auf  finanzielle  Zustände  bezieht: 
überdies  gehörte  das  Bankwesen  vor  zwei  Jahren 
noch  nicht  zu  den  Fragen,  deren  Lösung  damals  auf 
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die  Tagesordnung  gelangen  konnte ;  endlich  bespracli 
ich  die  Bankfrage  ans  dem  Gründe  nicht,  weil  es  schon 
damals  meine  Absicht  war,  diese  sein-  Avi(ditige  Frage  in 
einem  ])esoiideren  Werke  zu  erörtern. 

Ueber  das  Bankwesen  —  namentlicli  ü])er  das 
Zettelbankwesen  —  lässt  sicli  ein  allgemeines,  theoreti- 
sches, detaillirtes  und  lelirreielies  Werk  schreil)en ; 
doch  ein  theoretisches  Werk  zu  l)ieteii  ist  nicht 
meine  Al)sicht.  Nach  meiner  Ansicht  gehören  in 
den  Ralnnen  > Unserer  öffentliclien  Angelegenheiten« 
Arbeiten,  welche  die  Tagesfragen  in  einer  den  ge- 
gebenen Verhaltnissen  unseres  Vaterlandes  angepass- 
ten,  mehr  praktischen  als  theoretischen  Eichtung  l)e- 
handeln ;  mithin  ist  meine  Absicht:  die  so  aufgefasste 
Bankfrage  niclit  wissenscliaftlich  erschö})fend,  W(dd  aber 
auf  Grundlage  der  von  der  Wissenschaft  für  richtig  ge- 
haltenen Wahrheiten  aufklärend  zu  erörtern. 

Was  im  Bankwesen  bezüglich  unseres  Vaterlan- 
des durcliführl>ar  und  zweckmässig  wiire,  das  könnte, 
kurz  zusammengefasst,  auch  in  einem  minder  umfang- 
reichen Werke  gesagt  werden,  wenn  in  unserem  Vater- 
lande die  theoretisclien  Kenntnisse  über  das  Zettelbank- 
wesen allgemein  verl)reitet  waren.  Da  icli  jedoch  die  Er- 
fahrung gemacht  habe,  dass  seilest  in  den  massgebenden 
Kreisen,  ja  sogar  in  der  Tagespresse  die  klaren  Begriffe 
vom  Zettel])ankwesen  meistens  mangeln  und  die  weittra- 
gende lieilsame  AVirkung  solcher  Baid<;en  oft  verwechselt 
wird  mit  jener  Wirkung,  welche  des  Papiergeld  als  Vertre- 
ter des  Bargeldes  auszuüben  pflegt :  so  erscliien  es  mir 
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als  unvenncidlicli,  am  iViifange  des  Werkes  die  Haupt- 
priiizipien  hervorzuheben,  Avelche  ich  für  richtig  halte  und 
für  welclie  aucli  die  Praxis  s})ric]it;  möglich,  dass  ich 
dadurch  mein  Werk  der  Gefahr  aussetze,  dass  das  grosse 
Publikum,  zu  welchem  ich  zusprechen  Avünsche,  es  um- 
fangreicher mid  trockener  finden  wird,  als  es  bei,  Tages- 
fragen beliandelnden  Werken  gewolnit  ist. 

Ich  weiss  im  Vorhinein,  dass  es  Viele  jenseits  oder 
auch  diesseits  der  vaterländisclien  Grenzen  geben  wird, 
die  das ,  was  ich  vorljringe,  im  Ganzen  oder  zum 
Theile  ]iicht  ]3illigeii  werden.  Im  Zettelbankwesen 
stehen  bei  allgemeinen  wissenschaftlichen  Erörterun- 
gen, ja  sell)st  in  der  Praxis,  zwei  Schulen  von  verschie- 
dener Richtung  einander  gegenüber:  die  eine  liiilt  das 
Bankmonopol  die  andere  die  Bankfreiheit  für  das  rich- 
tigere System.  Ich  weiss,  welchem  grossen  Widerspruche 
die  von  mir  als  richtig  erkannten  Ansichten  l)ei  Jenen 
begegnen  werden,  deren  Interesse  es  mit  sicli  bringt, 
dass  die  ]\[acht,  welche  bislier  ein  ausschliessliches  Pri- 
vilegium zur  Handhal)ung  der  wiclitigsten  Kreditinsti- 
tuticni  besass  und  dasselbe  so  ausübte,  dass  sie  lediglich 
dem  eigenenlnteresse,der  eigenen  Sympathie  (xlcr  Anti- 
pathie, der  eigenen  Lust  und  Laune  folgend,  auf  die 
Kreditverliältnisse  unseres  Vaterlandes  einen  entschei- 
denden Einfiuss  fibte,  — diesen  EinÜuss  auch  fernerhin 
besitze. 

Ich  kenne  die  Schwierigkeiten,  die  uns  in  L^ngarn 
bei  der  Lösung  der  Bankfrage  im  Wege  stehen.  Diesel- 
ben können   nur   so  beseitigt  werden,  wenn  die  Regie- 
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ruRo-,  die  Gesetzo-ebuiio;  niid  die  (ifi'entlielie  Meiniino^ 
sieh  til)er  die  Natur  der  Frage,  über  die  Modalitiit  und 
Möolichkeit  der  Ltisuiiü'  Klarlieit  verseliaüteii.  JJiese  zu 
fordern,  ist  der  Zweck  meiner  vorlieo-enden  Arbeit. 


Bevor  icli  auf"  den  tlieoretischen  Theil  meines  Wer- 
kes überoelic.  lialte  ieli  eini^'e  Vorbe^ierkuno;en  für 
nothwendiü' 


»• 


Die  Abfassung'  des  tlieoretisclien  Tlieiles  erachte  icl 


» 


'AI 


ang-esichts  des  Gesiclitspunktes  und  des  Zieles,  dessent- 
Avegen  ich  dieses  Werk  scln'eibe,  als  den  schwierigsten 
Theil  der  o-anzen  Arl)eit.  Wenn  ich  nicht  zum  ung-ari- 
sehen  Publikum  spräche,  wenn  icli  nicht  im  Interesse 
der  Lösung  einer  speziellen  Frage  schriebe,  wie  nämlich 
unter  den  <>eoebenen  Verhältnissen  die  obscli webende 
Bankfrage  am  zweckmässigsten  zu  lösen  sei :  so  würde 
meine  Aufgal)e  sich  in  einem  weiteren  Rahmen  bewe- 
gen, aber  sie  wäre  leichter,  da  icli  in  diesem  Falle  nur 
meine  Ansichten  darül)er  darzulegen  hätte,  wie  icli 
über  die  Zettelbanken  denke,  und  zu  diesem  Behufe 
nur  die  von  mir  als  richtig  erkannten  Prinzipien 
zu  entwickeln  brauchte.  Ein  solches  Werk  zu  schrei- 
ben ist  sicherlich  eine  schöne  Aufgabe  und  Aväre 
vielleicht  dienlich  zur  Verbreitung  der  Kenntniss  des  so 
Avichtio-en  Geo-enstandes,  Allein  ich  habe  mir  nicht 
diese  Aufgabe  gestellt.  Ein  solches  Werk  mag  eine  nütz- 
liche Lektüre  bilden,  aber  was  es  enthielte,  das  könnte 
der  Leser  in  vielen  vortrefflichen  Büchern  finden,  AA'elche 
von     ausjjfezeichneten     Schriftstellern,    von    wirklichen 
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Facliinaunern,  die  ilir  g-anzes  Leben  dem  Studiiun  die- 
ser Frage  gewidmet,  in  deutscher,  fraiizösisclier  oder 
englisclier  Sprache  gescln-ieben  wiirdeii,  und  die  die 
Frage  in  allen  Details,  von  allen  Gesichtspunkten  und 
im  Sinne  verschiedener  Schulen  beleuchten.  Wenn  der 
Leser  diese  vortrefflichen  Werke  studirt  liat,  so  kann 
er  sicli  eine  selbstständige  Meinung  l)ilden  über  die 
Prinzipien,  welche  bei  der  Schaffung  von  Zettelban- 
ken auch  in  unserem  Vaterlande  massgebend  und  anzu- 
wenden wären.  Unsere  vaterländische  Literatur  ist  an 
derlei  theoretischen  Werken  arm,  obschon  über  Zettel- 
banken mehr  als  eine  in  ungarischer  Sprache  geschrie- 
bene hervorragende  Arbeit  vorhanden  ist. 

Das  Ziel,  welches  ich  mir  gesteckt,  ist  ein  ganz 
anderes.  In  dem  theoretischen  Theile  dieses  Werkes 
werde  ich  bestrebt  sein  so  viel  zu  sagen ,  als  mir  noth- 
wendig  erscheint,  um  es  auch  Denjenigen ,  die  sich  über 
das  Bankwesen  keine  allgemeinen,  tlieoretischen  Kennt- 
nisse erworben  und  die  sicli  nicht  gründlicli  mit  volks- 
Avirthschaftliclien  Studien  befasst  haben,  möglicli  zu  ma- 
chen, dass  sie  meine  Ansichten  und  Vorscliläge,  welche 
ich  über  die  Art  und  Weise  der  Lösung  der  schwebenden 
Banktrage  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  des 
Vaterlandes  darlegen  will ,  verstehen  und  beurtheilen 
können.  Ich  sehe  die  Schwierigkeiten,  welche  mir  be- 
vorstelien.  Einerseits  werde  ich  gezwungen  sein,  auch  bei 
solchen  Einzelnlieiten  zu  verweilen ,  welche  denen, 
die  sich  mit  nationalökonomischen  Studien  beschäftigen, 
bereits  längst  bekannt  sind;  andererseits  wieder  gibt  es 


wiclitiü'e  tlieoretisclie  Frao-en,  über  welclie  icli  iiiieli 
eingelientl  äussern  sollte,  die  icli  aber  geiir»tliigt  sein 
werde  beiseite  zu  lassen,  um  niclit  die  Aufmerksamkeit 
des  grossen  Puldikums,  für  welcbes  icli  sclireibe,  zu 
ermüden. 

Der  oTosse  Vortbeil  der  Naturwissenschaften  vor 
den  politisclien  Wissenschaften  bestellt  in  derPositivität. 
Die  Naturwissenschaften  stellen  liandgreitliclie,  unlaug- 
bare ,  für  Jedermann  erkennbare  Wahr] leiten  auf, 
AVahr] leiten,  die  keinen  Zweifel  gestatten,  da  jeder 
etwa  auftauchende  Z^veifel  durch  augenscheinliche  Ex- 
perimente zerstreut  werden  kann;  walirend  in  den  poli- 
tischen Wissenscliaften  diese  Positivität  niclit  vorhan- 
den ist.  Ganz  richtig  sagt  Macleod'^):  »Die  Axiome  der 
politischen  AVissenschaften  basiren  auf  den  verwickel- 
testen  Wahrnehmungen  und  Erfahrungen.  Diese  Wahr- 
heiten bilden  die  Ero-ebnisse  zahlreicher  von  einander 
verschiedener  Thatsachen,  welche  zu  einander  in  einem 
zufalligen  Verhältnisse  stehen.  Sie  zu  erkennen  ist  we- 
gen der  verschiedenen  Ursachen,  welche  bei  jedem  ein- 
zelnen Wahrnehmunosfalle  Einfluss  üben  und  aufein- 
ander  einwirken,  sehr  schwierig.  Der  Beobachter  besitzt 
nicht  die  Macht,  durch  Vorbringung  neuer  oder  Wider- 
legung der  bereits  vorhandenen  Ursachen  die  Thatsachen 
zu  modiiiziren,  wie  dies  bei  den  Naturwissenschaften  ge- 
schehen kann.  (  xVuch  die  weitere  Behau})tung  dieses 
vortrefflichen    iVutors    müssen    wir    als     richtio'    aner- 


*)  H.  Dunning  Macleod  :   Theor}-   and  Practice  of  Banking,  I.  Band. 
London,  1855. 
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kennen,  class  die  Feststellung  der  Grundprinzipien  der 
politischen  Wissenschaften  namentlich  durch  den  Um- 
stand erscliAvert  wird ,  dass  die  auf  jene  bezüglichen 
Wahrnelnnungeii  und  Erfahrungen  von  Solchen  auf- 
gestellt werden,  die  oft  von  entgegengesetzten  Interes- 
sen o-eleitet  sind.  Es  ist  daher  nicht  zu  verwundern,  dass 
innerhalb  der  S})hJire  einer  solchen  politischen  AVissen- 
schaft  die  Ansichten  einander  so  schnurstracks  zuwider- 
laufen, dass  eine  und  dieselbe  These  wieder  und  wie- 
derum neu  erhärtet  werden  muss  und  dennoch  immer 
neuerdings  auf  Zweifel  stösst ;  und  dass  der  Fortschritt 
ein  so  lanofsamer  und  g-erinö-er  ist. 

Das  Recht  der  Notenemission  und  die  Beeinflussung 
der  Emissionsweise  verleiht  dem  Staate  und  einzelnen 
Mächtigen  eine  grosse  Macht.  Diese  zu  bewahren  und 
ausschliesslich  auszuüben  bildet  ein  Interesse,  welches 
bei  der  Geltendmachung  seines  Standpunktes  stets 
Yertheidiger  iinden  \wd.  Andererseits  wieder  bilden  die 
Zettelbanken  eines  der  wichtigsten  Mittel  zur  Entwi- 
ckelung  des  Kredits  und  üben  einen  grossen  Einfluss 
aus  auf  die  Entfaltung  der  volkswirthschaftlichen 
Kraft  der  Nationen,  und  da  ein  grosses  öffentliches 
Interesse  dafür  si)richt,  dass  diese  Kreditinstitution 
sich  —  unter  Wahrung  der  gehörigen  Sicherheit  — 
naturgemäss  entfalte  und  die  vorliandenen  Gefahren 
Ijeseitigt  werden:  so  entstanden  bei  der  Aufstellung 
und  Bcurtlieilung  der  Grundprinzipien  des  BankAve- 
sens  zwei  einander  entgegengesetzte  Richtungen.  Beide 
Richtungen  gelangten  durch  mehr  als  einen  trefflichen 
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Schriftsteller  und  in  mehr  als  einem  werthvoUeu  AVerke 
zum  Ausdruck;  und  diese  zwei  liichtungen  benützten 
die  durch  praktische  Erfahrung  erwiesenen  Ergebnisse 
zur  Aufstellung  und  Vertheidigung  verscliiedener  Grund- 
prinzipien. 

Wenn  in  der  Zettelbankfrage  bei  den  Männern  der 
Wissenschaft  verschiedene  und  von  einander  abwei- 
chende Ansichten  herrschen,  so  ist  es  noch  schwieriger 
die  korrekte  Richtung  zur  Geltung  zu  bringen,  wenn 
es  sich  um  die  Anwendung  des  Zettelbankwesens  im 
Staate  handelt.  Die  Erfahrung  bekundet  es  und  im  Ver- 
laufe dieser  Arbeit  werde  ich  es  in  o-i^Ksseren  Züo^en  dar- 
legen,  dass  bei  der  praktischen  Entwickeluug  des  Zettel 
bankwesens  nicht  nur  die  volkswirthschaftlichen  Ver- 
hiiltnisse  der  Staaten,  die  Neigungen,  der  Charakter  und 
der  Entwickeluno-so-rad  der  Nationen  masso-ebend  waren, 
sondern  dass  auch  der  Staatsorganismus  selbst,  unter 
dessen  Eintluss  die  das  Zettelbankwesen  betreffenden 
Massregeln  getroffen  wurden,  eine  entscheidende  Wir- 
kung ausübte. 

Ueberall,  wo  die  absolute  Gewalt  herrschte  oder  die 
Zentralisation  des  Staatsorganismus  zum  Prinzip  erlio- 
ben  war,  seilen  wir  l)ei  der  Errichtung  der  Zettelbank 
das  Bankmonopol  mit  allen  seinen  Extremen  sicli  heran- 
bilden und  zur  ausschliesslichen  Geltung:  o-eLano-en.  So 
besteht  in  Frankreich,  Oesterreich,  Russland  auch  heu- 
tigen Tages  das  Zettelbnnkmonopol  aufrecht,  und  Dieje- 
nigen, welche  zin- Vertheidigung  desselben  in  die  Schran- 
ken traten,    bei»-ründeten  die  Bereclitio-un«!'   des  Staates 

C.  D.  2 
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ziirlnslebenrufnng  nnd  Aiifreeliterlialtung  einer  solchen 
Massnahme  mit  dem  Münzprägerecht  der  Souveräne. 

Andererseits  wieder  wird  dort,  wo  freie  Institutionen 
bestehen  und  die  Autonomie  sich  entwickelt  hat,  beson- 
ders in  Republiken,  wie  in  der  Schweiz  und  in  den  Frei- 
staaten von  Nordamerika,  die  Befugniss  der  Notenemis- 
sion unter  der  blossen  Beobachtung  gewisser  Sicher- 
heitsvorschriften und  unter  Erfüllun«;  der  zur  Erlano^uno^ 
der  Konzession  erforderlichen  Bedino-uno-en    frei  of^eübt. 

Die  Erfahrung  hat  die  Vor-  und  Nachtheile  beider 
Systeme  erAviesen.  Ich  werde  dieselben  im  Verlaufe 
dieses  Werkes  darleo-en,  damit  sie  unter  den  o^eo^eno-en- 
wärtigen  Verhiiltnissen  zur  Richtschnur  dienen,  wo  die 
Gesetzgebuno"  in  einer  solch  vitalen  und  weittragenden 
Angelegenheit,  wie  die  Bankfrage ,  entscheiden  soll, 
deren  Lr)suno-  unter  den  ijea-ebenen  Verhältnissen  un- 
seres  .Vaterlandes  schwieriger  ist,  als  sie  w(^  immer 
gewesen. 

Erschwerend  wirken  in  unserer  Monarchie  auf  die 
zweckmässige  Lösung  der  Bankfrage  die  Traditionen 
vergangener  Zeiten,  die  während  eines  langen  Zeitrau- 
mes heraiigediehenen  und  aucli  heutigen  Tages  noch 
bestellenden  ausserordentlichen  Verhältnisse,  Avelche  die 
gegenwärtige  Lage  geschaffen  haben  und  die  mit  einem 
jähen  unvorbereiteten  Uebero-ano-  aufzuo^eben  nicht 
rätblich  ist.  Andererseits  aber  muss  bei  der  Lfisung  die- 
ser Frage  der  gerechten  Anforderung  der  Staatlichkeit 
Ungarns  und  ganz  besonders  der  Sicherung  all  jener 
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wiclitlgen  Interessen,  ohne  welche  die  Förderung  eines 
gesunden  Kreditsystems  nicht  m()glich  ist,  ein  ent- 
scheidender Einfluss  eingeräumt  werden. 

Doch  erscliweren  eine  zweckmässige  Lösung  aucli 
jene  ausserordentliclien  Umstände,  welche  in  unserer 
Monarchie  durcli  nielir  als  achtzio-  Jahre  in  Foliie  der 
Papiergeldwirtlischaft  sicli  herangebildet  liahen,  und 
zur  Folge  hatten,  dass  niclit  nur  beim  grossen  Pul^li- 
kum,  sondern  aucli  sell)st  in  den  kompetenten  Kreisen 
irrio'e  Beo;riffe  bezüodicli  der  Bankfraoe  sicli  einwurzelten. 
Zu  Ende  des  vorio;en  Jahrhunderts  veranlassten  die 
durcli  die  französische  Revoluticni  hervorgerufenen  aus- 
serordentlichen und  üljeraus  kostspieligen  Kriege  die 
Regierung  der  Monarcliie  zur  Emission  von  Papiergeld, 
und  die  kurze  Epoche  von  der  Begründung  der  privile- 
oirten  österreichischen  Nationalbank  bis  zum  Jahre  1848 
ausgenonnnen,  1)estand  in  der  Monarchie  fortwährend 
und  besteht  da  auch  heute  noch  die  Papiergeldwirtli- 
schaft. Zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfano^  des  geo-en- 
wärtigen  Jahrhunderts  bildete  trotz  der  zweimaligen 
Devalvation  das  Staatspapiergeld,  und  von  1848  bis 
1849  die  mit  Zwangsannahme  ausgestattete  Banknote 
—  hinsichtlich  ihrer  Wirkung  auch  nichts  Anderes 
als  blosses  Papiergeld  —  den  Geld  verkehr.  Im  Jahre 
1849  vermehrten  nebst  den  eben  erwähnten  Banknoten 
auch  noch  Staatsnoten  die  Geldzeichenzirkulation,  und 
obschon  die  letzteren  später  eingezogen  wurden,  so  bil- 
det dennoch  seit  dem  Jahre  18GG  —  infolge  der  jieuer- 
lichen   Emission   von   Staatsnoten,  —  neben  den  Noten 
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der  (')steiTeIcliisclieii  Nationalbank  wiedernm  Papiergeld 
das  einzige  Zalilungsmittel. 

Es  ist  daher  kein  Wunder,  dass  selbst  in  solchen 
Kreisen,  welche  auf  die  Leitung  der  (öffentlichen  An- 
o-eleo-enheiten  der  Monarchie  Einfluss  üljen,  der  Unter- 
schied  zwischen  der  im  wirkliclien  Sinne  genommenen 
l^anknote  und  dem  Papiergelde  nicht  klar  und  be- 
stimmt erlasst  wird.  Die  mit  Zwangskurs  ausgestatteten 
Noten  einer,  von  der  Verpflichtung,  dieselben  dem 
Vorweiser  jederzeit  gegen  gemünztes  Geld  einzuwech- 
seln, befreiten  Zettelbank  unterscheiden  sich  hinsichtlich 
der  AVirkung  niclit  vom  Papiergelde.  Die  Emission  sol- 
cher Banknoten  und  die  Erhaltung  dersell)en  im  Ver- 
kelir  in  gr()sserer  oder  geringerer  Menge  zieht  alle  jene 
Folgen  nach  sich,  welche  der  Emission  von  Papiergeld 
aidiaften.  Die  o-eo-enwärtifi^e  Generation  hat  keinen  Metall- 
o-eldverkehr  o-eselien  und  wiederholt  die  Wirkung  der 
Emission  von  Papiergeld  in  grösseren  Mengen  erfahren : 
es  ist  dalier  ganz  natürlich,  dass  Viele  in  den  Irrtjnnu 
verfielen,  als  ^^'ürden  die  mit  Zwangskurs  ausgestatteten 
Banknoten  oder  die  ausgiebigere  Emission  von  Papier- 
geld neues  Kapital  schaffen.  Es  ist  aber  durcli  die 
Tlieorie  der  Wissenschaft  und  durch  die  Ergebnisse  der 
Erfjihrung  erwiesen,  dass  die  übermässige  Vermelu'ung 
der  Verkelu'smittel  eine  verhältnismässige  Werthsteige- 
rung  des  Metallgeldes  und  aller  Waaren,  so  wie  das  Sinken 
des  inneren  Werthes  der  Verkelu-smittel  hervorruft,  und 
das  Sclnvanken  des  Agio  mit  allen  seinen  Konsequenzen 
permanent  macht,  welche  zwar  Solchen,  die  mit  Schul- 
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den  belastet  sind  oder  Zahhmgsverptliclitniig-en  auf 
sich  genommen  lial)en,  eine  Erleicliterung-  Nerscliai- 
fen,  —  jedoch  Anderen  nur  zum  Nachtheile  gereichen. 
So  kommt  es,  dass  Viele  (hn-cli  den  Schein  irregeführt, 
ausser  Acht  lassen,  dass  der  Kredit  seihst  kein  Ka- 
pital scliafiPt,  aber  allerdings  das  mächtigste  WüXqX  ist 
zur  Steio-erunü(h'r  nationalen  Arbeitstlnitigkeit  und  zur 
13elel)ung  des  Verkehres,  indem  er  die  kleineren  und 
grösseren,  nicht  in  Verwendung  gelangten,  und  so 
zeitweilig  Ijrachliegenden  Kapitalien  vereinigt  luul  an 
Jene  übermittelt,  welche  nn"t  Hilfe  dieser  Kapitalien  die 
Schaffung  neuer  AVerthe  anstreben. 

Einer  grossen  Tauschuno-  geben  sich  Jene  hin, 
welche  glauben,  dass  eine  sel])ständige  ungarische 
Zettelbank  oder  ehi  unaldüingiges  ungarisches  13anksv- 
stem  ein  FiÜlhorn  unversiegliclien  Segens  über  miser 
Vaterland  ausschütten,  und  dann  Jedermann  leicht 
zu  den  mit  ungarischem  Texte  Ijedruckten  Pa[)ier- 
stücken  gelangen  würde,  welche  Banknoten  genannt 
werden.  —  dass  dann  ohne  jegliche  schwere  Arbeit 
dieAera  der  materiellen  Blilthe  des  Landes  hereinbräche. 
Nicht  minder  täuschen  sich  Jene,  die  da  glauben,  dass 
die  Bedingung  des  Aufschwunges  und  der  Blüthe  un- 
seres Vaterlaiules  in  der  Sell)ständigniaclnuig  und  Na- 
tionalisirung  der  Papiergeldwirthschaft  zu  finden  sei. 
Diese  Illusion  müssen  sie  aufgeben,  gleichwie  der  Alcliy- 
niist  des  J\Iittelalters  sich  der  Hoffnung  begeben  nnisste, 
dass  seine  eitle  Einbilduna',  aus  Averthlosem  Erz  G(dd  her- 
vorljrinü'cn  zu  können,  trotzdem  er  iln-  seine   Tage  und 
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Nächte  opferte,  je  zur  Wahrheit  werden  könnte.  Grleich- 
wie  dem  Alchymisten  gegenüber  die  im  letzten  Jahrhun- 
dert erzielten  Fortschritte  der  Chemie  die  Erfolglosigkeit 
aller  Golderzeugungsversuche  unzweifelhaft  darthun,  so 
können  die  bezüglich  des  Bankwesens  durch  Theorie  und 
Erfahrung  an  den  Tag  gebrachten  Wahrheiten  Jedermann 
davon  überzeugen,  dass  lediglich  Arbeit  und  Sparsand^eit 
die  Quelle  des  materiellen  Erblühens  der  Nationen  bil- 
den, und  dass  die  Kreditinstitutionen  —  und  unter  diesen 
die  auf  gesunden  Grrundlagen  organisirte  Zettelbank  — 
eines  der  mächtigsten  Mittel,  aber  doch  mir  ein  Mittel 
sind  zur  Steigerung  der  nationalen  Arbeitsthatigkeit. 

Ueberzwei  Wahrheiten  müssen  wir  vor  Allem  ins 
Klare  kommen :  dass  bei  einem  zweckmässig  und  auf 
sicheren  Grundlagen  geordneten  Banksystem  die 
Banknote  selbst  kein  Papiergeld  ist,  und  dass  die  den 
Kredit  vermittelnde  Banknote  selbst  kein  Kapital 
schafft,  sondern  nur  als  eines  der  die  Thätigkeit  steigern- 
den und  die  Kapitalienbildung  fördernden  Mittel  dient- 
Diese  Wahrheiten  verständlich  zu  erörtern  und  zu  er- 
härten, ist  der  Zweck  dieses  Werkes :  denn  auf  diesen 
beruht  nicht  nur  bei  uns,  sondern  überall,  die  zweck- 
mässige Regelung  des  Bankwesens. 

Ich  empfehle  mein  Werk  der  wohlwollenden 
Aufmerksamkeit  des  Publikums.  Ich  bitte  um  Nach- 
sicht, wenn  der  theoretische  Tlieil  für  Diejenigen,  die 
mit  der  Sache  sich  bereits  beschäftigt  haben,  viel  Be- 
kanntes enthält,  und  wenn  die  praktischen  Erörterun- 
gen trocken  sind.  Dieses  Werk  kann  nicht  zu    unter- 
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lialtencler  Lektüre  dienen.  Der  Gegenstand  ist  scliwie- 
rig,  das  Ziel  ernst,  und  das  lUieli  fordert  von  Denjeni- 
gen, die  es  in  die  Hand  nelniien,  Nachdenken.  Indessen 
ist  die  Wichtigkeit  der  Bankfrage  so  gross,  dass  iclimicli 
bewogen  fand,  dieses  Buch  zu  schreil^en,  und  indem  icli 
liiemit  mein  Werk  dem  Urtheile  des  Publikums  unter- 
breite, lioife  ich,  es  werde  Männer  geben,  die  in  meinem 
Vorliaben  das  Bestreben,  meinem  Vaterlande  einen 
Dienst  zu  leisten,  würdiü'en  und  die  oerino'e  IMühe  niclit 
scheuen  werden,  mein  Buch  zu  lesen.  Die  Anerkennung 
der  aufmerksamen  Leser  sei  mein  Lohn. 


ERSTER  THEIL. 


DIE  THEORIE  DES  BANKWESENS, 


Erstes  Kapitel. 

Das  Entstehen  des  Geldes  nnd  der  Banken. 

[Die  Eiitsteliungsgescliiclite  der  Banken  erweist  die  Ix'iin 
Bankwesen  massgebenden  Prinzipien.  —  Die  Theilung  der  Ar- 
beit. —  Der  Tausch.  —  Der  Ursprung  der  Benützung  des  Gel- 
des. —  Die  Annahme  der  edlen  Metalle  an  Geldes  statt.  —  Hi- 
storisclie  Daten.  —  Die  Vortheile  der  Benützung  der  Edelmetalle 
als  Geld.  —  Von  der  Münzprägung.  —  Missbraucli  derselben 
und  dessen  Folgen.  —  Die  AVirkung  der  Kreuzzüge.  —  Die 
rasche  Entwickelung  Venedigs.  —  Dessen  Rolle  bei  der  Vermitte- 
lung  des  Geldverkehres.  —  Dort  bildet  sich  das  erste  Bank- 
geschäft heran.  —  Die  Verbreitung  desselben.  —  Die  Entwicke- 
lung verschiedener  Bankgeschäfte.  —  Ursprung  des  Deposi- 
ten -,  Giro  -,  Xoteneniissions  -,  Wechseleskompte  -,  Lombardge- 
schäftes. —  Anfangs  war  das  Notenemissionsrecht  nicht  ein- 
geschränkt, wurde  es  nicht  mit  dem  Münzprägungsrechte  iden- 
titizirt.] 


Den  tlieoretisclien  Tlieil  meines  Werkes  beginne  icli 
damit,  dass  ich  Einiges  über  die  Entstellung  und  stu- 
fenweise Entwickelung  der  Baidven  zu  dem  Zweck  sage, 
um  eine  verständliche  Erklärung  der  Natur  des  Bank- 
wesens zu  bieten. 

Wenn  der  Naturforscher  uns  die  Entstehung,  Ent- 
wickelung und  die  Eigenschaften  eines  hocli  emporge- 
wachsenen, laubreiclienBaumes  anschaulich  vor  das  Auge 
fuhren  will,  vsothut  er  gut  daran,  uns  alle  jene  Stadien  ins 
Gedächtniss  zu  rufen,  welche  die  Ptianze  durclnnachen 
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mnsste,  um  8clilie8slicli  zur  vollen  Entwickelung-zu  ge- 
lang-en.  Vom  Samen  angefangen,  der  den  Keim  in  sicli 
birgt,  erklärt  er  nns  die  Ik'dingnngen,  nnter  welchen 
ans  dem  Keime  znerst  ein  zartes  Reis,  später  ein  gesun- 
der, lebenskräftiger  Baum  sich  entwickelt. 

Auf  dem  Gebiete  der  politischen  Wissenschaften, 
zumal  liei  einer  so  verwickelten  Frage,  wie  das  Bank- 
wesen, wünsche  ich  das  nämliclie  Vorgehen  zu  l)eol)acli- 
ten,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  eine  so  geartete,, 
wenn  aucli  kurzgefasste  Erörterung  die  Grundsätze 
nachweist,  welche  bei  der  Beurtheilung  dieser  Ange- 
legenheit massgelx'ud  sind. 

Alles,  was  ist,  entstand  zum  Zwecke  der  Erfüllung 
eines  gewissen  Ijcdürfnisses.  Es  entwickelte  sich^veiter 
nacli  dem  Masse  des  Nutzens ,  dessen  Vermittler  es 
war,  oft  moditizirt  je  nach  den  verschiedenen  Einflüssen 
oder  unter  der  Einwirkung-  der  Umstände,  unter  die  es 
an  dem  einen  oder  dem  anderen  Orte  gelangte.  Erforscht 
man  die  ersten  Anfänge  irgend  einer  Institution,  wo  die- 
selbe noch  frei  war  von  jeglichem  äusseren  Einflüsse,  so 
wird  man  in  der  Regel  deren  ersten  Beruf,  so  wie  auch 
die  Bedingungen  imd  die  urspüngliche  Natur  derselben 
erkennen.  So  ist  dies  auch  beim  Zettelbankwesen,  und 
darum  hielt  ich  es  für  interessant,  der  Ursachen  und  Um- 
stände der  Entstelmno-  dieser  Institution  zu  o-edenken. 

Die  Banknote  trat  in  d i e  W e lt.  so  wie 
in  F  o  1  o- e  d e r  E n t  w i  c k e  1  u  n g  d e r  m e n  s c h- 
liehen  Kultur  der  Handelsverkehr  ihrer 
bedurfte,  und  zwar  enstand  sie  auf  den  nämlichen 
Grundlagen,  welche  ihr  Enstehen  nothwendig;  machten. 
Erst  später  nahmen  die  Staatsregierungen  die  grosse 
iVIacht  wahr,  welche  in  diesem  Mittel  sich  biro-t.  Anfangs 
regelte    man    diese    Institution  behufs  Förderung   des 


Zweckes,  um  clessentwillen  sie  enstanden  Avar,  spiiter  — 
ö-ewcilinlicli  unter  der  Einwirkuuo-  ausserordentlielier 
Verhältnisse  —  rissen  die  Staaten  das  Noteneniissions- 
reelit  an  sich,  und  fost  überall  niisshrauchten  sie  es.  — 
Sie  liessen  dasselbe  zu  einer  zweischneidigen  Waffe 
werden,  welche  einerseits  als  das  mächtigste  Werkzeug 
der  Kreditinstitutionen  ihre  Ijef "ruchtende  und  segenbrin- 
o'cnde  Wirkung  ül)t  auf  die  Entwickelunü'  der  volks- 
mrthschaftlichen  Kräfte,  anderseits  aber  —  liäulig  mit 
Verursachuno-  grosser  Krisen —  unter  schwierigen  A^er- 
hältnissen  dem  Staate  zu  dessen  eigenen  Zwecken  die  Mit- 
tel bietet,  auf  kurzem  Wege  in  einem  orewissen  Masse  fil)er 
das  materielle  Vermöo-en  der  Nation  verfüi'"en  zu  können. 
Bevor  ich  jedoch  auf  die  kurzgefasste  Geschichte  der 
Banknoten  übergehe ,  halte  ich  es  für  ncithig,  einiges 
im  Allgemeinen  zu  bemerken. 

In  der  Entwickelung  der  menschlichen  Kultur  vcr- 
o'iniien  viele  Jahrhunderte  bis  zu  der  Zeit,  avo  bei  den 
Vr)lkern  d  i  e  Gr  r  u  n  d  1)  e  d  i  n  g  u  n  g  d  e  r  v  o  1  k  s- 
A\'  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  E  n  t  ^^'  i  c  k  e  1  u  n  i>: :  die  T  li  e  i- 
lunii'  der  Arbeit  allgemein  wurde.  Anfangs  war 
jede  einzelne  Familie  oder  Volksgruppe  genfithlgt,  die 
zur  Bedeckunii"  der  eio^enen  Lebensbedürfnisse  erforder- 
liehen  Produkte  und  Werkzeuo-e  selbst  zu  beschafi'en 
und  herzustellen.  Erst  später  entAvIckelte  sich  bei 
den  V<jlkerfamilien  und  Gruppen  die  Notlnvendigkeit, 
die  durch  sie  beschafften  Produkte  unter  einander  aus- 
zutauschen. Jene  Produkte,  zu  deren  Herstellung  ihre 
Lebensverhältnisse  o-ünstlo-er  waren,  und  Avelche  sie  in 
grössere  Men"'e  und  1)esser  herzustellen  veruiocliten, 
während  die  Bewohner  anderer  Gegenden  diesebx'n  gar 
nicht  oder  st-liw  leriuer  und  mittelst  <>r(>sst'rer  Kraftan- 
strenguuLi'  zu  beschaffen   in   der  Laue  Avaren,  tauschten 
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sie  gegen  die  nützliclien  und  anderwärts  selteneren 
Produkte  der  letzteren  Gegenden  um.  So  enstand  die 
Grundbedingung  jeglichen  Handels :  der  T  a  u  s  c  h, 
anfangs  zwischen  Familie  und  Familie,  später  zwischen 
Gegend  und  Gegend,  schliesslich  zwischen  Volk  undVolk, 
zwischen  Welttheil  und  Welttheil.  Als  später  der  Aus- 
tausch der  Produkte  immer  häufiger  wurde  undderTausch 
sich  in  immer  weitere  Kreise  ausbreitete,  entstand  die 
Nothwendigkeit,  an  Stelle  des  einfachen  Tausches,  näm- 
lich des  Eintauschens  des  einen  Gegenstandes  o'eo-en 
einen  anderen,  einen  Gegenstand  ausfindig  zu  machen 
und  anzunehmen,  welcher  einen  gewissen  fixen  und  all- 
gemein anerkannten  Werth  besitzt ,  mithin  als  Massstab 
bei  der  Werthbestimmung  jedes  anderen,  den  Gegen- 
stand eines  Tausches  l)ildenden  AYerthes  dienen  könnte. 
Anfangs  dienten  —  wie  die  Geschichte  darthut  —  ver- 
schiedene Gegenstände  zur  Vermitteluno-  des  Tausches. 
Bei  den  Jagd  betreibenden  Völkern  wurde  das  Fell*), 
bei  den  viehztichtenden  Völkern  das  Rind,  beziehungs- 
weise der  Ochs  zu  diesem  Zwecke  benutzt.  Dass  das  letzt- 
genannte Tauschmittel  lange  Zeit  im  Gebrauch  war, 
zeigt  schon  der  Ursprung  des  Wortes  xPecmiia« 
(Geld);  schon  bei  den  alten  Griechen  war  dieses  in  Ge- 
brauch. **)  Aber  wir  finden  auch  Spuren  davon,  dass  es 
Vr)lker  o-eo-eben,  bei  denen  das  Salz  als  Werthmassstab 
beim  Tausche  diente,  in  späteren  Zeiten  finden  wir  —  in 
Holland  —  sogar  gedörrte  Fische  in  dieser  Eigenschaft 
benützt.  —  Adam  Smith  erwähnt  in  seinem  berühmten 
Werke  auch,  dass  vor  hundert  Jahren  in  gewissen  Thei- 


*)  Storch  :  Traite  cV  Economie  Politique.  III.  Band. 
**)  Homer  erwähnt,  im  seolisten  Gesänge  seiner  Iliade,  dass  der  Panzer 
des     Diomedes    nenn   Ochsen    werth   geAvesen,    der   des    Glaokos   hingegen 
hundert. 
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len  Sfliottlaiuls  die  Arljeiter  anstatt  desKleiiio-eldes  Nä- 
gel als  Zahlung  erhielten. 

Mit  der  Verl)reitung  der  Kultur  unter  den  Vrdkern 
und  der  ()fteren  wechselseitio-en  ])erilhrunu-  Ijeueo-nen 
wir  im  Zeitalter  der  grösseren  Entfaltung  des  Han- 
dels dem  G  e  b  r  a  u  c  h  d  e  r  Erz  e,  n  a  m  e  n  1 1  i  c  li  de  r 
Edelmetalle,  und  zwar  Anfangs  bei  jenen  Völkern. 
Avek'he  ein  höheres  Niveau  der  Kultur  und  Zivilisation 
erreicht  hatten.  So  wurde  Ijeisplelsweise  in  Indien  sclion 
1600  Jahre  vor  Christi  Geburt  Gold  und  Silber  als 
Werthmesser  benützt  und  der  gegenseitige  Wertli  der 
Edelmetalle  durch  Gesetze  festgestellt.*) 


*)  Die  älteste  Spur  davon,  dass  bei  den  gebildeteren  Völkern  der 
Welt  Gold-  nnd  Silbergeld  benützt  wurde,  findet  sich  im  Manu-Kodex,  wel- 
cher 1600 — 1300  V.  Chr.  Geburt  in  Geltung- stand.  In  diesem  Gesetzbuche 
war  —  laut  der  Erklänmg  M.  E.  Bournoff  s  —  der  verhältnissmässige  Werth 
des  Goldes  zum  Silber  gesetzmässigin  der  Proportion  von  2'/2  :  1  festgestellt. 
Laut  Hübner  (Die  Banken)  prägte  man  auch  in  China  1 120  Jahre  vor  Christi 
Geburt  aus  Silber  Geld  und  wurde  ein  Gesetz  gebracht,  denigemäss  aus 
einer  Unze  Silber  vienmdzAvanzig  nmde  Münzen  zu  prägen  seien.  Bei  den 
Römern  kommen  schon  zu  Servius  Tullius  Zeiten  aus  Edelmetallen  geprägte 
Münzen  vor.  Bei  Homer  und  in  der  Bibel  kommen  zahlreiche  Beispiele  über 
den  Gebrauch  von  geprägtem  Gelde  vor.  So  gab  beispielsweise  Abimelech  der 
Sarah  tausend  Silberstücke  ;  Abraham  bezalilte  für  das  Ackerfeld  zu  Heljron 
vierzig  Beutel  bei  Kauf-  und  Verkaufsgeschäften  in  Gebrauch  befindlichen 
Silbergeldes.(Genesis  XXIII  :  8—11.)  Jeglicher  Philister  versprach  der  Delila 
1100  Silberlinge,  wenn  sie  die  Quelle  der  Kraft  Samsons  aufdecken  würde. 
(Buch  der  Richter  XVI :  5.)  Dass  die  Juden  Gold  und  Silbermünze  in  grosser 
Menge  besas.sen,  davon  zeugen  zahlreiche  Bibelstellen;  so  wird  unter  Anderem 
im  Buch  der  Könige  (I.Buch  X  :  16,  17,  18,  21  und  23)  von  zweihundert  golde- 
nen Schilden  gesprochen,  deren  jeglichereinen  Aufwand  von  600  Goldstücken 
erforderte  und  von  dreihundert  Schilden,  von  denen  der  kleinste  drei  Pfund 
in  Gold  wog.  A.  N.  Bernardakis  setzt  im  Junihefte  1875.  des  >^Journal 
des  Economistes«  den  Werth  der.selben  auf  212  Millionen  Francs  an.  —  Aus 
Homer  können  zahlreiche  Stellen  citirt  werden,  wo  der  Gebrauch  von  Gold- 
und  Silbermünze  erwähnt  wird ;  so  bot  beispielsweise  Agamemnon  dem 
Achilles,  um  dessen  Zorn  zu  besänftigen,  zahlreiche  Geschenke  an.  darunter 
zehn  Talente  Gold.  (Iliade  IX :  5.)  Priamus  bot  als  Lösegeld  für  den  Leich- 
nam Hektors  dem  Achilles  imter  anderen  Geschenken  ebenfalls  zehn  'l'alente 
Gold  an.  (Iliaile  XXIV  :  7.) 
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Unter  allen  Gegenständen  sind  die  Edelmetalle 
a  ni  I3  e  s  t  e  n  g  e  e  i  g  n  e  t,  zur  Vermittelung  des  Tau- 
sches als  Geld  b e n ü t z t  zu  werden,  weil  die 
Edelmetalle  vorzugsweise  die  diesem  Zwecke  entspre- 
chenden Eigenschaften  besitzen.  Namentlich  besitzen  sie 
vor  allen  sonstigen  Tauschvermitteluno-so-eo-enständen 
den  Vorzug,  dass  ihr  innerer  AVerth  ein  bleibender 
ist  und  dass  ein  Pfund  Gold  oder  Silber  immer  genau 
den  nämlichen  inneren  Werth  hat,  wie  jedes  andere  Pfund 
Gold  oder  Silber,  während  die  früher  benützten  Tauscli- 
vermittelungsgegenstände  nicht  gleiche  Werthe  reprä- 
sentiren  konnten:  zwischen  Rind  und  Rind  besteht  be- 
züglicli  des  inneren  Werthes  ein  grosser  Unterschied. 
Eine  andere  auszeichnende  Eio-enschaft  der  Edelmetalle 
ist,  dass  sie  leicht  theilbar  und  daher  bei  grossen  wie  bei 
kleinen  Zahlungen  gleicli  gut  zu  verwenden  sind,  je  nach- 
dem sie  in  grössere  oder  kleinere  Theile  getheilt  werden. 
Ein  dritter  grosser  Vorzug  derselben  ist,  dass  sie  das 
vortreffliche  Merkmal  der  Dauerhaftigkeit  besitzen,  daher 
dem  Verderben  nicht  ausgesetzt  sind ;  vor  Jahrhunder- 
ten produzirtes  Gold  besteht  noch  heute  in  der  ursprüng- 
lichen Qualität  fort  und  unterscheidet  sich  in  nichts  von 
dem  gegenwärtig  zu  Tage  geförderten, kalifornischen  oder 
australischen  Golde.  Endlich  ist  es  ein  o-rosser  Vorzug 
der  Edelmetalle,  dass  Ksie  leicht  transportabel  sind,  leich- 
ter als  jeder  andere  Werthgegenstand,  überdies  einen  klei- 
neren Raum  einnehmen  und  nach  dem  Masse  ihres  AYer- 
tlies  auch  weniger  gewichtig  sind,  endlich  dass  sie  dem 
Verderben  nicht  ausgesetzt  und  daher  leicht  aufzube- 
wahren sind,  was  besonders  im  Mittelalter  von  grosser 
Wichtigkeit  war,  da  die  in  Edelmetallen  bestehenden 
Werthe  leicht  verborgen  Averden  konnten.    Somit   be- 
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sasseii  die  Edelmetalle  v^r  allen  sonstio-en  Geofenstaii- 
den  die  Eigenschaften,  nni  derentwillen  sie  als  haares 
Geld  acceptirt  wurden. 

Die  allgemeine  Benützung  des  Goldes  und  des  Sil- 
bers als  Baargeld  zog  auch  eine  solche  Art  und  Weise, 
sie  in  Verkehr  zu  bringen,  nach  sich,  zufolge  deren 
Jeder  ohne  Schwierigkeit  ihr  Gewiclit,  bezielnnigsweise 
ihren  inneren  Werth  zu  erkennen  vermochte.  Hieraus  ent- 
stand die  N  o  t  h  w  e  n  d  i  g  k  e  i  t  der  M  ü  n  z  p  r  ii  g  u  n  g, 
und  da  die  Benützung  der  Edelmetalle  als  Münze  in  Staa- 
ten höheren  Kulturgrades  ihren  Ursprung  nahm,  so 
übte  zur  Verhinderung  jeder  möglichen  Fälschung 
und  Betrügerei  der  Staat  selbst  das  Recht  der  Münz- 
prägung. 

Was  jedoch  zur  Sicherung  des  inneren  Werthes 
der  Münze  hätte  dienen  sollen,  das  gereichte  d  e  r  s  el- 
b  e  n  i  n  F  (^  1  g  e  d  e  s  M  i  s  s  b  r  a  u  c  h  e  s  d  i  e  s  e  r  M  a  c  h  t 
z  u  m  N  a  c  h  t  h  e  i  1  e.  Anfangs  drückten  die  geprägten 
Münzen  das  Gewicht  des  Metalles  aus;  daher  stammt 
auch  die  bei  den  Briten  heute  noch  gebräuchliche  Be- 
zeichnung >^ Pfund  Sterling«,  daher  auch  der  französische 
Ausdruck  »Livre« ,  der  nichts  Anderes  bedeutete,  als  dass 
ein  geprägtes  Stück  Geld  das  darauf  namliaft  ge- 
machte Metallgewicht  enthalte.  Indessen  benützten  bald 
einzelne  Herrscher  das  Münzprägungsrecht  zum  Vor- 
theile  ihres  eigenen  Schatzes.  Sie  fälschten  das  Gewicht 
der  in  Umlauf  gesetzten  Verkehrsmittel  oder  sie  ver- 
mengten das  Edelmetall  mit  anderen,  weniger  werth. 
vollen  Metallen.  In  welchem  o-rossen  Masse  diese  Fäl- 
sclmng  bei  der  Bezeichnung  des  inneren  Werthes  geübt- 
wurde, erhellt  daraus,  dass  in  Frankreich  ein  Pfund  Sil- 
ber (une  livre  d'argent)  1779  mir  Vs?  jenes  Silberj^fun- 
des  repräsentirte,  welches  zur  Zeit  Karls  des  Grossen 
c.  D.  3 
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geprägt  wurde,  ein  Pfund  Sterling  aber  heute  nur 
des  ursprünglich  geprägten  Werthes  repräsentirt.  *) 

Diese  von  den  Herrschern  geübte  Werthfal- 
schung  hatte  zur  natürlichen  Folge,  dass  die  mit  gerin- 
gerem inneren  Werthgehalte  geprägte  Münze  nur  in  je- 
nem Lande  Umsatz  und  Annahme  fand,  dessen  Herr- 
scher dieselbe  hatte  prägen  lassen,  und  nur  dort  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  blieb ,  im  internationalen  Ver- 
kehre aber  blos  ihr  innerer,  wirklicher  Werth  berück- 
sichtiot  wurde. 

Solange  zwischen  den  einzelnen  Nationen  und  den 
einzelnen  A¥elttheilen  der  Verkeln-  kein  lebhafter  war, 
empfand  man  bei  der  Geringfügigkeit  der  gegenseitigen 
Berührung    nicht    die    Nothwendigkeit ,    diese  solcher- 
art verschiedene  innere  Werthe  repräsentirenden  Mün- 
zen leicht  gegen  einander  umzuwechseln.    Da  kam  die 
merkwürdige    Epoche    der  K  r  e  u  z  z  ü  g  e     heran.    Die 
religiöse  Begeisterung  liatte  diese  Völkerbewegung  vom 
Westen  gegen  den  Osten  in  Fluss  gebracht.  Zwischen 
Europa    und    Asien,    zwischen    Völkern    und    Völkern 
wurde  die  Berührung  eine  intensivere  und  parallel  mit 
den  langwierigen,  abenteuerlichen  Kriegen  entwickelte 
sich  der  Welthandel.  Die  durch  die  Kreuzzüge  hervorgeru- 
fene BeAveo^ung;  beo;ann  die  Seefahrten  zu  beleihen  und  re- 
massier  zu  entNyickeln.   Die  am  mittelländischen  Meere 
wohnenden  Völker  suchten  an  weit  entfernten  Küsten 
Berührungspunkte  zum  Um-  und  Austausche  verschiede 
ner  Artikel.  Zufolge  seiner  glücklichen  Lage  und  seines 
kühneu  L^nternehmuno-sofeistes  o;ino-  Venedig-  mit  e^u- 
tem    Beispiele    voran  luid  begründete  hierdurch  seine 
spätere    Grösse    und    Macht.    Dem  Beispiele  Venedigs 

*)  Hörn  :  Liberty    des   Banques  :   I.  Kapitel.  S.  33.  Paris,  Gnillanmin 
et  Comp. 
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folgte  spater  Genua.  Die  von  religiösem  Eifer  beseelten 
Krieo'er  verliessen  die  Küsten  der  Bretao-ne  und  der 
Normandie ;  die  auf  Abenteuer  ausgehenden  Franzosen, 
bald  auch  die  Deutsehen  von  den  Küsten  der  Nordsee, 
den  Ufern  des  Rheines  und  der  Donau,  später  auch  die 
Engländer :  alle  nalmien  sie  den  Weg  nach  dem  heili- 
gen Lande.  Diese  tapferen  Männer  hatten  zuhause  nach 
Möglichkeit  alles  zu  Gelde  gemacht  und  zogen  mit 
der  geprägten  Münze  ihres  Vaterlandes  in  den  Krieg; 
und  da  Venedig  die  Vermittelung  des  Verkelu*es  an  sich 
gerissen  hatte,  so  ist  es  natürlich,  dass  zufolge  dieses 
Ümstandes  in  Venedig  zuerst  die  Nothwendigkeit  jenes 
neuen  Erwerbsz^veiges  hervortrat,  welcher  sich  mit  der 
Feststellung  des  inneren  Werthgehaltes  der  verschiede- 
nen Münzen  und  mit  der  Umwechslung  derselben  be- 
fasste.  Eben  in  Folge  der  durch  die  Kreuzzüge  her- 
vorgerufenen Bewegung  wurde  Venedig  durch  seine  gün- 
stige Lage  am  Meere  und  durch  seinen  Unternehmungs- 
geist zum  Mittelpunkte  des  damaligen  Welthandels, 
und  so  häuften  sich  dort  die  Waaren  des  Westens  und 
des  Ostens  zum  gegenseitigen  Aus-  und  Umtausch  zu- 
sammen. Hieher  transportirten  die  Venezianer  die  kost- 
baren Spezereien,  die  Seidenwaaren  und  sonstigen  werth- 
vollen  Stoffe  Indiens,  was  natürlich  die  Nothwendigkeit  mit 
sich  brachte,  dass  die  geprägten  Edelmetalle  der  einzelnen 
Völker,  ja  der  beiden  Welttheile,  hier  gegen  einander  um- 
getauscht und  beziehungsweise  abgewogen  werden  muss- 
ten.  Die  vermöglichen  und  Vertrauen  geniessenden  Han- 
lelsleute  l^eo-annen  sich  mit  dem  Geschäfte  der  Abschä- 


c 
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tzuno;  und  Auso-leichuno-  der  Münzwerthe  zu  befassen.  Die 
venezianischen  Kaufleute  übten  dieses  Geschäft  zumeist 
zu  Marktzeiten  aus  und  beschränkten  sich  nicht  blos 
auf  das  Gebiet  Venedigs,  sondern  besuchten  auch  die 

3* 
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anderen  Handelsemporieii ,  wie  l^eisplelsweise  Genua, 
und  damit  Jedermann  ihre  Dienstleistung  leielit  in  An- 
spruch nehmen  könne,  übten  sie  ihr  Geschäft  gewölm- 
licli  bei  Gelegenheit  der  Märkte  auf  den  Plätzen  aus. 
Und  da  sie  wegen  dieses  Geschäftes  der  Natur  der  Saclie 
o-emäss  eine  Bank  l^enützen  mussten,  auf  Avelche  sie  iln-e 
Waas^en  und  die  abzuschätzenden  Münzen  leg-en  konn- 
ten,  die  Bank  aber  im  Italienischen  »banca«  heisst,  so 
wurde  derjenige,  der  sich  mit  der  Feststellung  des  inne- 
ren Gehaltes  der  aus  Edelmetallen  geprägten  verschiede- 
nen Münzen  und  mit  der  Bestinnnung  des  verhältniss- 
mässigen  Gewichtes  der  Münzen,  sowie  mit  dem  Um- 
w^echseln  derselben  beschäftigte,  Bankier  genannt. 
Das  ist  der  Ursprung  der  Benennungen  Bank  und 
Bankier. 

Mit  diesem  primitiven  Bankiergeschäfte  befassten 
sich  natürlich  nur  solche,  die  grossen  Kredit,  das  heisst 
oTosses  Vertrauen  o-enossen  und  dabei  auch  über  ein 
bedeutendes  Vermögen,  das  heisst  über  ein  grosses  Ka- 
pital verfügten.  Mithin  Ovaren  reiche  und  grossen  Kre- 
ditgeniessende  Personen  die  ersten  Bankiers.  In  Vene- 
dig betrieben  zumeist  Juden  dieses  Geschäft,  unter 
denen  zufolge  der  Verfolgung,  welcher  zu  jener  Zeit  die 
Juden  im  Allgemeinen  ausgesetzt  waren,  schon  damals 
das  Zusammenhalten  und  Zusammenwirken  sich  ent- 
wickelt hatte,  welches  diesen  Stamm  besonders  karak- 
terisirt.  Daher  war  der  Name  jedes  einzelnen  Bankiers 
unter  seinen  Glaubensgenossen  in  verschiedenen  Welt- 
gegenden bekannt.  Aber  es  entwickelte  sich  unter 
ihnen  auch  immer  mein-  und  mehr  eine  enge  Ver- 
liindung,  die  ihnen  bei  der  Betreibung  dieses  Bankier- 
geschäftes zu  grossem  Vortheile  gereichte  und  sie  befä- 
higte,   zwischen    den   damaligen    Handelspunkten  den 
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Geldverkelir  auch  auf  dem  Wege  des  Kredites  zu  ver- 
mitteln. 

Bald  jedoch  entwickelte  sich  das  B  a  n  k  i  e  r- 
g e  s  c h ä  f  t  in  n a  m h a  t't  c r  AT e i  s e.  Die  Bankiers  be- 
schränkten sich  nicht  mehr  lediglich  darauf,  bei  Gele- 
genheit der  Märkte  die  Bestimmung  des  gegenseitigen 
Werthes  und  die  Umwechslung  der  verschiedenen  ^Eün- 
zen  zu  besoro-en,  sondern  benützten  ihren  Kredit  auch 
zu  weit  bedeutenderen  Vermittelungen.  Zu  jener  Zeit 
war  von  öffentlicher  Sicherheit  kaum  eine  Spur  über 
die  Grenzen  der  einzelnen  Staaten  hinaus,  ja  selbst  inner- 
halb derselben,  bestand  ein  mannigfaches,  gemehiiglich 
mit  Erpressungen  verbundenes  Zollverfahren,  ja  die  ein- 
zelnen Reisenden  waren,  wenn  sie  Baargeldmit  sich  führ- 
ten, allerwegen  den  Anfällen  der  Raubritter  auso-esetzt. 
Darum  war  Jeder,  der  zufolge  seines  Geschäftes  bemüssigt 
war,  ferne  Gegenden  und  Länder  aufzusuchen,  bestrebt : 
so  wenis"  Baaro-eld  als  möo-lich  mit  sich  zu  führen,  und  be- 
nützten  daher  auch  die  meisten  die  zwischen  den  mit  Geld- 
wechseln beschäftigten  Kaufleuten  bestehende  Verbin- 
dung. Es  begann  Gepflogenheit  zu  werden,  dass  die  den 
internationalen  Verkehr  vermittelnden  Kaufleute  bei  dem 
einen  oder  anderen  vertrauenswürdisren  Bankier  ihr  Baar- 
geld  deponü'ten  und  über  die  deponirte  Summe  einen 
schriftlichen  Revers  erhielten.  Das  war  der  erste  Ur- 
sprung des  D  e  p  o  s  i  t  e  n  g  e  s  c  h  ä  f  t  e  s. 

Im  weiteren  Entwickeluno-sverlaufe  des  Handels  kam 
oft  der  Fall  vor,  dass  der  Kaufmann  auf  dem  einen  oder 
dem  anderen  Handelsplatze  für  gekaufte  AVaaren  eine 
Baargeldzahlung  hätte  leisten  müssen  luid  dass  wieder 
ein  anderer  Kaufmann  dort,  wo  der  Betreffende  zu  zahlen 
hatte,  deponirtes  Geld  besass.  Dem  zur  Zalilung  Ver- 
pflichteten standen  die  Gefahren  und  Schwierigkeiten 
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der  Geldsendung  vor  Augen;  um  diese  zu  vermeiden, 
wurde  es  allmälig  zur  Gewohnheit,  mittels  solcher  De- 
positenscheine die  Zahlung  resp.  Abrechnung  zwischen 
zwei  Handelspunkten  zu  bewerkstelligen,  woraus  dann 
der  Umtausch  der  bei  Bankiers  deponirten  und  für 
Baargeld  erlialtenen  Scheine  erfolgte.  Nach  alledem 
stellte  sich  die  Nothwendigkeit  heraut?,  dass  Jeder  bei 
seinem  Bankier  im  Hauptbuche  ein  besonderes  Folio 
erhielt ;  wenn  er  dann  einen  Depositenschein  auf  einen 
Andern  übertrug,  so  wurde  die  betreffende  Summe 
von  seinem  Folio  abgeschrieben,  und  wenn  Derje- 
nige, an  welchen  die  Zahlung  geschehen  sollte,  beim 
Bankier  auch  ein  eigenes  Folio  hatte,  demselben  gut- 
geschrieben. Das  war  der  Ursprung  eines  der  wichtig- 
sten Bankgeschäfte,  des  Kontokorrentes,  des  wechsel- 
seitigen Abrechnung-  oder  vielmehr  G  i  r  o  g  e  s  c  h  ä  f- 
tes,  demzufolge  zwei  in  verschiedenen  Weltgegenden 
wohnende  Kaiilleute  einander  bei  einem  und  demsel- 
ben Bankier  oder  ]3ei  verschiedenen  Bankiers  Summen 
anweisen  konnten. 

Aus  dem  Depositen-  und  Kontokorrent- 
geschäfte entwickelte  sich  allmälig  die  Banknote. 
Der  eines  bedeutenden  Kredites  genir^.ssende  Geldschätzer, 
das  heisst  Bankier,  der  in  einer  wichtigen  Handels- 
stadt, beispielsweise  in  Venedig  oder  in  Genua  wohnte, 
stellte  über  die  bei  ihm  deponirten  Gold-  und  Silbergel- 
der auf  verschiedene  Summen  Scheine  aus,  auf  welchen 
er  sich  verpflichtete,  die  namhaft  gemachten  Beträge  dem 
Giranten  oder  aucli  direkt  dem  Vor  weiser  zu  bezahlen. 
Zuerst  waren  die  Scheine  auf  bestimmte  Namen  ausge- 
stellt, später  jedoch  lautete  behufs  Erleichterung  des 
Umsatzes  das  Zahlungsversprechen  zu  Gunsten  des 
Vorzeigers.    Eine  solche  vom  Bankier    auf  sich  selbst 
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ausgestellte,  auf  den  Vorweiser  lautende  und  die  Ver- 
pfliclitung-,  eine  gewisse  Summe  in  Gold-  oder  in  Sil- 
bermünze nach  Sicht  zu  bezahlen,  enthaltende  Anwei- 
sung trägt  alle  auch  bei  dem  heutigen  Verkehre  kenn- 
zeichnenden Merkmale  der  Banknote  an  sich. 

Ein  grosser  Schritt  vollzog  sich  in  Bezug  auf  die 
Entwickelung  des  Bank■s^'esens  von  der  Zeit  an,  wo  aus 
der  über  das  Deposit  auf  einen  Namen  ausgestellten  und 
an  den  Deponenten  zu  bezahlenden  AnAveisung  eine  auf 
den  Vorweiser  lautende  Anweisung,  das  heisst  eine 
l^anknote  wurde.  So  lano-e  die  hinterleo-ten  Wertlie  le- 
diglich  den  Charakter  des  Deposites  besassen,  demzu- 
folge der  Bankier  sich  verpflichtete,  dem  Deponenten 
das  niimliche  Edelmetall,  dass  derselbe  hinterlegt  hatte, 
aufVerlangen  auszufolgen,  forderten  die  Bankiers  für  die 
Aufbewahrung  eine  gewisse  Gebühr,  was  angesichts  der 
Aufbewahrungskosten  nur  recht  und  billig  war.  Von 
der  Zeit  an  jedoch,  wo  aus  dem  auf  bestimmte  Personen 
ausgestellten  Depositenscheine  eine  Anweisung  an  den 
Ueberbringer  wurde,  hörte  für  den  Bankier  die  Verpflich- 
tung auf,  das  Deposit  in  natura  aufzubewahren,  dage- 
gen trat  die  Verpflichtung  ein.  Jedem,  der  den  Schein  vor- 
weist, wann  immer  derselbe  es  fordert,  die  in  dem  Schein 
namhaft  gemaclite  Summe  auszubezahlen. 

Da  die  zu  Gunsten  der  Deponenten  ausgestell- 
ten Scheine  nie  auf  einmal  präsentirt  wurden,  beziehungs- 
weise nicht  für  Alle  auf  einmal  die  Zahlungsverpflich- 
tung eintrat,  so  änderte  sich  zwischen  Deponenten  und 
Depositär  das  Verhältniss,  und  der  Bankier  erlangte  das 
Recht,  diejenigen  Baarbeträge,  welche  erfahrungsgemäss 
von  Zeit  zu  Zeit  uneingefordert  blieben,  zu  verwerthen. 
Und  da  solche  Depositen  im  Allgemeinen  den  mit  grös- 
seren Geschäften  sich  befassenden  Bankiers  Nutzen  brach- 
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ten,  so   entstand  für  sie  die  Möglichkeit,  dieselben  zu  ver- 
wertlien.  Sie  liehen  daher  diese  Beträge  zumeist  auf  kür- 
zere Zeit  Solchen  dar,  welche  im   Stande  waren,  die  so 
deponirten  Summen  mit  Nutzen  in  Umsatz  zu  bringen 
oder  in  einem  nutzbringenden  Geschäfte  zu  verwenden, 
was  in  der  Regel  auch  zu  den  damaligen  Zeiten  —  wenn 
auch  nicht  in  so  bestimmt  entwickelter  Form,  wie  heut- 
zutage —  schon  gegen  Wechsel  geschah.  So  entstand 
im    Bankgeschäfte     der    Eskompte.     Da    es 
jedocli  unter  den  damaligen  Verhältnissen  häufig  vor- 
kam,   dass    der    eine   oder  der  andere    Geschäfts-  oder 
Privatmann  das  Anerbieten  machte,    zur  Sicherung  der 
gegenüber  dem  Bankier  eingegangenen    Verpflichtung, 
das  lieisst  der  pünktlichen  Bezahlung  der  vom  Bankier 
erhaltenen  Summen,  einen    Gegenstand  von  einem  ge- 
wissen innern  Werth  zu  liinterlegen :    so  entstand  das 
Pfau  dges  eil  äft,    und  da  dasselbe  zuerst  in  Oberita- 
lien in  Schwung  kam,  wurde  es  L  o  m  b  a  r  d  g  e  s  c  h  ä  f  t 
genannt,  wie  denn  auch  dieser  Zweig  des  Bankgeschäftes 
noch  heute  diesen  Namen  führt. 

Aus  dem  Obigen  ersehen  wir,  wie  naturgemäss, 
die  einzelnen  Zweige  des  Bankgeschäftes  sich  auseinander 
entwickelten,  mit  welchen  die  Bankiers  und  namentlich 
die  Zettelbanken  sich  befassen :  das  Depositen-,  Kontokor- 
rent-, Giro-,  Anweisungs-,  Eskompte-  und  Lombardge- 
schäft. Im  ersten  Anfange  besassen  die  von  den  Bankiers 
emittirten  Anweisungen  in  Wirklichkeit  den  Charakter 
und  die  Beschaffenheit,  welche  die  Grundlage  einer  ge- 
hörigen Notenzirkulation  bilden.  Aus  dieser  anfänglichen 
Entwickelung  erhellt,  dass  in  den  alten  Zeiten 
das  Recht  der  Banknotenemission  Jedem 
zustand  der  s  i  c  h  d  a  s  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  V  e  r  t  r  a  u  e  n 
zu    sichern    im    Stande    war,    und    dass    zwi- 
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s  c  li  e  n  dem  Rechte  d  e  r  N  o  t  e  n  e  m  i  s  s  1  o  n  ii  ii  d 
d  e  m  a  u  s  s  c  h  1  i  e  s  s  1  i  c  li  d  u  r  c  li  die  S  t  a  a  t  e  u  a  u  s- 
g  e  ü  b  t  e  11  M  ü  ii  z  p  r  ii  g  u  ii  g  s  r  e  c  li  t  e  u  r  s  p  v  ii  n  g- 
1  i c li  IUI d  r e c li 1 1  i eil  k e i n e  I d e u t i t ii t  b e s t a n d. 
Da  die  ursprünglich  von  den  Bankiers  emittirteii 
Banknoten  einen  gewissen  fixen  nnd  durch  die  Münz- 
priigung  keiner  Defraudation  ausgesetzten  inneren  Werth 
repriisentirten,  so  wurden  sie  oft  als  sicherere  und  be- 
queme Verkehrsmittel,  dem  Baargeld  vorgezogen.  Daher 
ist  es  etwas  Natürliches,  dass  schon  im  XII,  Jahrhun- 
dert zu  Venedig  die  erste  öffentliche  Bank  entstand, 
welche  durch  den  Staat  und  unter  dessen  Oberaufsicht 
errichtet  wurde,  *)  und  die  sich  gleich  den  Bankiers  mit 
der  Annahme  von  Depositen,  beziehungsweise  mit  der 
Ausgabe  von  Depositeiiamveisungen  beschäftigte.  Diese 
Anweisungen  genossen  nicht  nur  einen  vollkomme- 
nen Kredit,  sondern  gelangten,  da  sie  hinsichtlich 
der  Sicherheit  dem  Verkehre  zu  grossem  Vcirtheile 
gereicliten,  mit  einer  gewissen  Prämie,  Uiberzahlung,  in 
Umsatz,  so  dass  sie  liölier  im  Wertlie  standen,  als  das 
Baargeld.  Den  Venezianern  gebührt  das  Verdienst  der 
Konsolidirung  und  Entwickelung  des  Bankgeschäftes, 
obgleich  in  der  Geschichte    sich   Spuren  davon  finden, 


*)  Die  erste  Bank  wurde  in  Venedig,  uud  zwar  im  Jahre  1156  unter 
dem  Dügeu  Michael  errichtet,  und  erhielt  den  Namen  Monte,  nahm  jedoch 
später  den  Namen  Monte  vecchioan,  zvu"  Unterscheidung  von  dem  später  en- 
standenen  Monte  nuovo  und  Monte  nuovissimo.  Die  zweite  Bank  enstand  in 
Barcellona  1349,  dann  folgte  Genual407,  uud  Amsterdam  1609;  die  Hamburger 
Bank  wurde  1619  gegründet  und  besteht  noch  heute,  und  zwar  ihrer  ursprüng- 
lichen Bestimmung  getreu,  was  sie  zumeist  dem  Umstände  zu  danken  hat, 
dass  sie  nie  mit  dem  Staate  Geschäfte  machte.  Zwei  Jahre  später  enstand  die 
Nürnberger  Bank  und  dieser  folgte  1631  die  Rotterdamer.  —Alle  diese 
Banken  enstanden  gemäss  den  Anforderungen  des  Verkehres  uud  zur  Förde- 
rung desselben,  während  die  anderen  grossen  Banken  zur  Befriedigung  der 
Staatsbedürfnisse  gegründet  wurden. 
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dass  schon  die  Phönizier  und  die  alten  Griechen  die 
Kassenanweisungen,  beziehimgsweise  Depositenscheine 
im  Gebrauche  hatten.  *) 

Nicht  die  Geschichte  des  stufenweisen  Fortschrittes 
der  Banken  wolhe  ich  bieten,  —  diese  kann  der  Leser  in 
zahh-eichen  Werken  über  das  Bankwesen  finden ;  sondern 
ich  wollte  im  Obigen  die  erste  Enstehung  des  Bank- 
geschäftes möglichst  kurz  und  in  einer  Eichtung  dar- 
legen, welche  —  indem  sie  das  stufenweise  Vorschrei- 
ten des  Bankwesens  anschaulich  macht —  zugleich  auch 
schon  die  Natur  der  Banknote  kennzeichnen  soll,  welche 
die  Verth eidiger  des  Bankmonopols  so  gerne  ausser  Acht 
lassen. 


*)  Courcelle-Seiieuil  erwähnt,  dass  Isokrates  in  Namen  eines  jungen 
Mannes,  der  von  dem  in  Athen  wohnenden  Pontus  Geld  forderte,  sagte  : 
»Ich  wähnte  damit  einen  Vortheil  zu  erreichen,  dass  ich  mein  Geld  nicht 
durch  eine  lange  Eeise  auf  eiiem  Meere  gefährdete,  welches  durch  lace- 
daemonische  Seeräuber  unsicher  gemacht  wird  ;  demgemäss  hielt  ich  es 
für  zweckmässiger,  mich  durch  eine  Schrift  darüber  versichern  zu  lassen, 
dass  ich  das  Kapital  und  selbst  die  Interessen  erhalten  werde.« 


ZAveites    Kapitel. 

Der  Kredit  und  die  Banken. 

[Das  Vertrauen  ist  die  Gnmclbedingimg  des  Kredites.  — 
Das  Kapital  ist  das  ersparte  Ergebniss  der  Arbeit.  —  Das 
nicht  in  den  Verkehr  gelangende  Kapital  wirft  keinen  Nutzen 
ab.  —  Von  den  Zinsen.  —  Bedingungen  und  Arten  der  Entwicke- 
lung  des  Kredites.  —  Arbeit  und  Sparsamkeit  bilden  die  Grund- 
lage des  Reichthums  der  Völker. —  Das  Kapital  steigert  die  Ar- 
beitsthätigkeit,  der  rasche  Umsatz  die  Wirkung  des  Kapitals,  den 
raschen  Umsatz  bewirken  die  Banken.  —  Unproduktive  Anlei- 
hen. —  Die  französischen  Verhältnisse.  —  Die  Zeichen  vom  Ver- 
falle des  Wohlstandes  der  Völker.  —  Die  englischen  Verhält- 
nisse. —  Beispiele  von  raschem  Umsätze  des  Geldes  —  Mitteides 
raschen  Umsatzes :  Cheks  und  Warrants.  —  Die  Vortheile  der 
Benützung  von  Cheks.  —  Die  Clearinghouses.] 


Ich  habe  dargelegt,  wae  im  Mittelalter  an  den  Haupt- 
punkten des  Handels  das  Bankgeschäft  entstand.  Was 
aher  machte  das  Entstehen  und  die  Entwickelungf  de 
selben  m()glicli  ?  Das  Vertrauen,  welches  die  Grund- 
lage alles  Kredits  bildet.  Diejenigen,  welche  früh 
ihr  Metallgeld  von  verschiedenem  inneren  Werth  zu  den 
auf  dem  Platz  neben  ihrer  Bank  sitzenden  Wechslern 
trugen,  vertrauten  darauf,  dass  diese  befähigt  seien, 
das  zur  Abschätzvmg  der  Umwechslung  vorgewiesene 
Gold-  oder  Silbergeld  zu  beurtheilen.  Eines  grösseren 
Grades  von  Vertrauen  bedurfte  es  schon,  wenn  Einer, 
der  sich  auf  eine  lange  Reise  begab,  sein  Baargeld,  um 
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es  gegen  jede  Eventualität  zn  sicliern  und  Ijei  der 
Heimkehr  unverkürzt  wiederzufinden,  dem  Bankier 
aufzubewahren  gab ;  er  vertraute  darauf ,  nach  der 
Rückkunft  die  hinterlegten  Werthe  anstandslos  wieder 
beheben  zu  können.  Und  ein  noch  höher  gesteigertes 
Vertrauen  Avar  nöthig,  damit  der  Deponent  von  solchen 
Bankiers  ausgestellte  Sclieine  annehme,  um  mit  denselben 
an  anderen  Orten  fällige  Zahlungen  zu  begleichen.  Um 
dies  jedoch  mit  Erfolg  tliun  zu  können,  suchten  damals 
die  Bankiers  an  den  Hauptliandelspunkten,  so  in  Ve- 
nedig, Genua,  Florenz,  später  in  den  niederländischen 
und  in  den  Hansastädten,  sich  über  das  Mass  des  Kre- 
dites, mithin  des  Vertrauens  genau  zu  orientiren,  wel- 
ches die  einzelnen,  an  verschiedenen  Orten  angesessenen 
Bankiers  einander  entgegenbrachten.  Als  später  die  Er- 
fahrung lehrte,  dass  die  über  Depositen  ausgestellten 
Scheine  erst  nach  einer  gewissen  Zeit  zur  Einlösung  an 
die  ausstellenden  Bankiers  zurückgelangten  und  so 
ein  gewisser  Theil  der  deponirten  Werthe  von  Zeit  zu 
Zeit  zu  deren  freier  Verfügung  stand,  sie  denselben  daher 
ausleihen  konnten:  begann  das  Eskompte-,  dasheisst 
das  Wechselgescliäft  allgemein  zu  werden.  Auch 
bei  diesem  Geschäfte  l^ildete  das  Vertrauen  die  Grund- 
bedingung, welches  der  Darleiher  dem  Darlehensneh- 
mer entgegenbrachte. 

Der  gesammte  Geld  verkehr  hatte  im 
Mittelalter  gl  ei  cliwie  in  der  heutigen  Zeit 
das  Vertraue  n,  d  e  n  G  1  a  u  1)  e  n  z  u  r  G  r  u  n  d- 
läge,  dass  derjenige,  der  eine  Zahlungs- 
verpflichtung auf  sich  genommen,  auch 
im  Stande  und  Willens  sei,  seiner  Ver- 
pflichtung zur  bedungenen  Zeit  Genüge 
zu  leisten.  —  Aus    dieser  Voraussetzung  ents^n-ang 
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der  Begriff  des  Kredites,  der  im  Allgemeinen  die  Grund- 
Ledingnng  jedes  Kreditgeschäftes  nnd  jeder  Kreditinsti- 
tution bildet. 

Was  aber  reprasentirte  jener  Gold- und  Silberwertli, 
welchen  die  Einzelnen,  die  zu  jener  Zeit  den  veneziani- 
sclien  Bankier  ihres  Vertrauens,  das  heisst  des  Kredites 
Avürdig  erachteten,  bei  demselben  deponirten  nnd  wel- 
chen der  Bankier  dann  weiter  auslieli?  Baargeld,  das 
heisst  ein  bewegliches  Kapital.  Und  wie  entstand 
das  aus  Baargeld  bestehende  bewegliclie 
K  a  p  i  t  a  1  ?  Es  w^  a  r  eben  w  i  e  j  e  d  e  s  a  n  d  e  r  e  K  a- 
pital,  ein  erspartes  Arbeitsergebniss. 

Wieso  das  Gold  und  das  Silber  zum  allgemeinen 
Wertreprasentanten  wurde,  darüber  ist  bereits  im 
Obigen  gesprochen  w^orden.  Diese  Edelmetalle  re})räsen- 
tirten  also  schon  damals  einen  grossen  Werth  und  zwar, 
niclit  blos  darum,  weil  sie  einen  inneren  Nützliclikeits- 
werth  besassen,  indem  daraus  Geschmeide,  kostbare  Ge- 
schirre und  Zierrathen  verfertigt  Averden  konnten,  son- 
dern auch  zufolge  der  Eigenschaft,  dass  sie  schon  zu 
jenen  Zeiten  bei  den  vorgeschritteneren  Völkern  als 
allgemeinen  Werthmesser,  das  heisst  als  Baargeld  ange- 
nommen wurden. 

Das  aus  Gold  und  Silber  bestehende  Baargeld  war 
das  Ergel3niss  der  Arbeit  des  Bergmaimes,  der  im  j\Iit- 
telalter,  als  man  nocli  kein  Sprengpulver  hatte,  viel  Mühe 
und  Anstrengung  aufwenden  musste,  um  das  kostl^are 
Produkt  ans  Tageslicht  zu  fördern.  Mithin  wai'  die 
Waare,  welche  als  Baargeld,  (Las  heisst  als  allgemeiner 
Werthmesser  angenommen  wurde,  ursprünglicli  aucli 
das  I]ro'ebniss  von  Ai'beit  und  o-elanote  dadurch  in  l"m- 
satz,  dass  diejenigen,  welclie  sicli  mit  Bergl)au  bescliiif- 
tigten,  das  produzirte  Gold  und  Silber  behuislkdeckung 
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ihrer  eigenen  Bedürfnisse  gegen  andere  Prodnkte  nm- 
tauseliten,  welche  wieder  das  Ergebniss  von  anderartiger 
Arbeit  bildeten. 

Wenn  der  Bergmann  oder  Bergwerksbesitzer  nicht 
sein  ganzes  Jahreserträgniss  auf  seine  Bedürfnisse  ver- 
wendete, sondern  einen  Tlieil  davon  zurücklegte,  so  bil- 
dete sich  als  erspartes  Arbeitsergebniss  das  das  Eigen- 
tlium  des  Bergmannes  Ijildende  Baarkapital.  Wenn  der 
Ackersmann  oder  der  Gewerbsmann,  der  die  vom  Berg- 
manne benöthigten  Produkte  geliefert ,  das  für  die- 
selben erhaltene  Geld  nicht  vollständig  darauf  auf- 
brauchte ,  um  andere,  nicht  durch  ihm  verfertigte  Er- 
zeuo'iiisse  einzukaufen:  so  bildete  das  solcherart  zurück- 
gelegte  Metall  —  welches  auch  in  diesem  Falle  ein 
Erffebniss  der  Arbeit  war  —  ebenfalls  ein  durch  eine 
ge\visse  Menge  Baargeld  repriisentirtes  Kapital.  Wenn 
der  Handelsmann ,  der  die  Produkte  verschiedener 
Plätze  für  den  Bedarf  der  Konsumenten  beistellte, 
mithin  durch  seine  Arbeit  den  Waarenverkehr  vermit- 
telte, von  dem  durch  diese  Arbeit  erzielten  Gewinne  eine 
g-ewisse  Summe  zurückleg-te :  so  bildete  auch  er  damit 
ein  Kapital,  vermehrte  er  sein  Vermögen,  steigerte  er 
seinen  Kredit,  und  mit  Hilfe  dieses  Kapitales  konnte 
er  seine  Einkäufe  billiger  besorgen  und  auch  seinerseits 
Anderen  Kredit  gewähren.  Derjenige  endlich,  der  in 
Folge  vorausgegangener  Arbeit  und  Sparsamkeit  Baar- 
geld erworben  oder  geerbt  hatte,  aber  dieses  nicht  selber 
gut  zu  verwenden  verstand  oder  Willens  war,  und  es 
Anderen  darlieh,  die  mit  Hilfe  dessell)en  in  gesteigertem 
Masse  neue  Kapitalien  zu  schaffen  vermochten:  so 
vermehrte  er,  wenn  er  sich  für  das  Darlehen  einen 
Nutzantheil,  das  heisst  Zinsen  ausbedungen  liatte,  und 
von    dem    Betrao-    derselben    einen  Theil  zurücklegte, 
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ersparte,  —  sein  Baarkapital,  welches  auch  in  diesem 
Falle  das  Ergebniss  vorausgegangener  Arbeit  war.  — 
Ich  führe  alle  diese  Fälle  zur  Erhärtung  dessen  an, 
dass  allezeit  und  allerorten  der  Kapitalwerth  nur  das 
Ergebniss  der  Arbeit  und  Sparsamkeit  ist. 

Hat  das  so  ersparte  Kapital  auch  unter  allen  Um- 
ständen demjenigen,  der  dasselbe  durch  Arbeit  und 
Sparsamkeit  gesammelt,  Nutzen  getragen  ? 

Im  Mittelalter,  als  die  Sicherheit  der  Person  und 
des  Eigenthums  niclit  befestigt  und  daher  der  Kre- 
dit nicht  entwickelt  war,  bewahrte  in  der  Regel  Je- 
dermann sein  aus  gemünztem  Gelde  bestehendes  Kapital 
sorgf  iltig  bei  sich  auf,  in  kriegerischen  oder  unruliigen  Zei- 
ten versteckte  er  es  sogar.  Wenn  dann  die  Leute  in  Folge 
dazwisclien  getretener  ausserordentliclier  Umstände  nicht 
im  Stande  waren,  ihre  vergrabenen  Schätze  aufzufinden 
und  zu  heben,  so  lag  oft  Jahrhunderte  lang  und  liegt 
wahrscheinlich  aucli  heute  noch  ehi  gewisser  Theil  des 
im  Mittelalter  angesammelten,  in  Grold-  oder  Silbermün- 
zen bestehenden  Kapitals  vergraben.  Ein  solclies  K  a  p  i- 
tal.  welches  soro-fältio;  o-ehütet  oder  g-ar  m  die  Erde 
vergraben  wiu'de,  lag  —  in  so  lange  es  nicht  in 
Umlauf  gelangte  —  ohne  jeglichen  Nutzen 
b  r  a  c  h. 

Sobald  aber  in  irgend  einem  Staate  die  Sicherheit  der 
Person  und  des  Eigentimms  sich  zu  konsolidiren  begann, 
und  demgemäss  Handel  und  Industrie  einen  lebliafteren 
Aufschwung  nahmen,  hess  der  Besitzer  von  Baargeld  sein 
Kapital  nicht  ohne  Nutzen  liegen,  sondern  war  —  weunei- 
es  selber  nicht  nutzbar  zu  verwenden  vermochte  —  bereit, 
es  einem  Anderen  darzuleihen,  der  l)efähigt  war,  mit 
Hilfe  des  haaren  Geldes  eine  imtzbringende  Geschälts- 
thätigkeit   zu  enteilten.  Damit  aber  der  Darlehensneh- 
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mer    sicli    die  Mr)glichkeit,    mit     fremden    Geldmitteln 
ein  nntzbares  Geschäft  zn  betreiben,  verschaffe,  und  da- 
mit der  Baargeldljesitzer  geneigt  sei,  ihm  diese  Möglich- 
keit zu  bieten,  verpflichtete  der  Erstere  sich,  dem  Letz- 
teren bei  Geleo-enheit  der  Rückzahluno-  oder  von  Zeit 
zu  Zeit  einen  gewissen  Theil  des  erzielten  Nutzens,  das 
heisst  Zinsen  zu  bezahlen,  natürlich  etwas  weniger, 
als  was  der«»  Darlehensnehmer  mit  Hilfe  des    Kapitals 
sich  zu  erwerben  hoffte.  Damit  Jemand  sein  Kapital  für 
längere  oder  kürzere  Zeit  darleilie,  war  vor  Allem  noth- 
wendig,  dass  er  zu  dem  Darlehensnehmer  Vertrauen  habe, 
dass  er  von  ihm  voraussetze,  er  Averde  im  Stande  und  ge- 
"svillt  sein,    die    o-eliehene  Summe  sammt  der  beduno-e- 
neu  Benützungsgebühr  seinerzeit  zurückzubezahlen,  und 
dass  im  Allgemeinen  bezügvlich  der  Rechtspflege    Ver- 
hältnisse bestehen,  diu-cli  welche  für  den  Fall,  als  der 
Darlehensnehmer  es  vai-ä^bsäumen  sollte,  der  eingegan- 
genen Verpflichtung  rechtzeitig  Genüge  zu  leisten,  die 
rasche  Bezahlung  der  Darlehenssumme  gesichert  sei. 

Denn    die    Grundlage    des    Kredites  ist    das  Ver- 
trauen; für  die  Benützung  des  Kapitals  werden  ge- 
ringere Z  i  n  s  e  n  v  e  r  1  a  n  g  t  d  o  r  t,  w  o  die  Siehe  r- 
h  e i  t  eine  grössere  ist,  und   g r  ö  s  s  e r  e  Z  i  n  s  e n 
dort,  wo  das  Vertrauen  ein  geringeres    ist. 
Mithin  suchen  diejenigen,  l)ei  denen  die  grösseren  Zin- 
sen massgebend  sind,  die  weniger  soliden  Darlehensneh- 
mer,  während  diejenigen,    die  mehr  auf  die  Sicherlieit 
sehen,  sich  auch  mit  geringeren  Zinsen  begnügen.   Im 
allgemeinen  aber  h  a  n  g  t  die  H  ö  he  des  Z  i  n  s  f  u  s  s  e  s 
gleichwie  der  Preis  e  i  n  e  s  j  e  d  e  n  G  e  g  e  n  s  t  a  n- 
des,   von  dem  V  erhält  n  i  ss  e  zwischen  Ange- 
bot und  Nachfrage  ab.  Wo  sicli  viel  Kapital  an- 
gesammelt hat    und    zur    zweckmässigen    Verwendung 
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• 
desselben    die   Gelegenheit    verliältnissniiissig-    o-erlnger, 

und  die  Justitz  geordnet  ist,  dort  Avlrd  aneli  der  Zinsfuss 

geringer  sein,  als  nn  Orten,  wo    entgegengesetzte  Ver- 

liiiltnisse  obwalten. 

Alle  diese  trockenen  Definitionen  sind  Denjenigen, 
die  sicli  mit  national (dvonomischen  Stndien  beschäfti- 
o-en,  bekannt :  allein  meine  o-eeln-ten  Leser  werden  mir 
die  Erwähnnng  derselljen  verzeilien  und  njir  auch  ge- 
statten,  damit  nocli  auf  einigen  Blättern  fortzufaln-en, 
damit  icli  meine  Ideen  gehörig  entwickeln  k()nne. 

Die  Entwiclvclung  des  Kredits  erfordert  also 
drei  Bedingungen:  dass  das  Kapital  Zin- 
sen t  r  a  g  e,  dass  es  s  i  c  h  er  })  1  a  c  i  r  t  s  e  i,  u  n  d 
schliesslich  dass  es  in  einer  bestimmten 
Zeit  z  urü ckf Hesse  und  der  Gläubiger  neu- 
er d  i  n  g  s  dar  ü  b  e  r   v  e  r  f  ü  g  e  n  k  ö  n  n  e.  *) 

Der  Kredit  ist  ferner  verschiedener  Natur:  es  gi]jt 
einen  persönlichen  Kredit,  welcher  auf  dem  Vertrauen,  das 
heisst  auf  der  Kreditwürdigkeit  des  Darlehennehmers  ba- 
sirt.  Der  p  e  r  s  ()  n  1  i  c  li  e  Kredit  wieder  ist  verschie- 
den, je  naclidem  er  nämlich  der  einzelnen  Person  selbst 
auf  Iln-e  Eechnung  erthellt  wird,  oder  aber  —  wie 
dies  beim  Wechseleskompte  gescliieht  —  nächst  deren 
eigenem  Kredit  auch  nocli  die  Verpfändung  des  Kre- 
dites einer  anderen  Person  oder  anderer  Personen,  das 
heisst  deren  Bürgschaft  gefordert  wird.  Dann  gibt  es 
ehien  sachlichen  oder  Pfandkredit,  bei  welchem 
nicht  so  sein-  die  Zaldungsfähigkelt  der  Person,  das 
heisst  der  Kredit  derselben,  als  vielmelu-  das  dargebo- 
tene Unterpfand  von  Wlclitlgkelt  ist,  welclies  in  Waa- 
ren,  Kostljarkeiten,   Wertlipapieren  bestellen  kaiui.   wie 


*)  Max  Wirth  :  Grundzüge  der  National-Ökouomie,  III.  Band. 
C.  Z>.  4 
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dies  bei  den  sogenanten  Lombardgeschiiften  Gepflogen- 
heit ist.  Eine  andere  Gattung  des  Pfandkredits  ist  der 
H  y  p  o  t  li  e  k  a  r  k  r  e  d  i  t,  wenn  zur  Siclierung  der  \\hev- 
nommenen  Ver])flie]itiuig  irgend  ein  unbewegliclies  Gut 
verpfändet  wird;  diese  Art  des  Kredits  liat  sicli  dureli 
die  Hypothekar-Kreditanstalten  und  die  Emission  von 
Pfandbriefen  weiter  entwickelt. 

Aus  dem  Obengesagten  folgt :  d  a  s  s  jedes  K  a- 
pital  das  Ergebniss  vorgängiger  Arbeit 
u n d  S }) a r  s a m k e i t  ist,  u n d  d a  s  s  d a  s  in  h a- 
r  e  m  G  e  1  d  e  bestehende  Kapital  während  der 
Z  e  i  t,  d  a  s  s  e  s  vom  Kapitalisten  nicht  ^ver- 
wendet oder  n  i  c  li  t  irgend  Jemandem  darge- 
liehen w  i  r  d,  d  e  r  e  s  a  u  f  d  i  e  S  c  li  a  f  f  u  n  g  neue  r 
K  a  p  i  t  a  1  s  w  e  r  t  li  e  v  e  r  w  endet,  keinen  Nutzen 
bringt.  Es  birgt  zwar  die  Macht  in  sich,  die  Pro- 
.duktion  zu  fördern  und  die  zur  vSchaffung  neuer  Ka- 
pitalswerthe  dienende  Arbeit  in  Tliätigkeit  zu  bringen, 
aber  insolano-e  es  brach  lieo-t,  hat  es  aufo^ehört  ein  Faktor 
der  nationalen  Produktion  zu  sein,  so  M'ie  die  Lokomo- 
tive, bei  welcher  der  Dampf  al^gesperrt  ist,  zwar  die  Kraft 
Lasten  zu  befördern  in  sich  birgt,  aber  insolange  sie  un- 
tliätig  ist,  zur  Beförderung  von  Lasten  nicht  dienen  kann. 

Da  die  A r !:> e i t  die  Grundlage  des  R e i c li- 
tliumes  der  Völker  bildet  und  der  Wohl- 
stand d  e  r  s  e  1  b  e  n  v  o  n  j  e  n  e  m  A  r  b  e  i  t  s  q  u  a  n  t  u  m 
abhängt,  welches  sie  alljährlich  auf  die 
Herstellung  n  ü  t  z  1  i  c  li  e  r  Gegenstände  v  e  r- 
wenden,  die  Steigerung  dieser  Arbeit  st  hä- 
t i  g k  e i t  aber  das  dazu  erforderliche  Kapital 
zur  B e d i n g u n g  li at  —  ob  dieses  K a p i t a  1  n u n 
a  u  s  B  ar  g  e  1  d  als  I3  e  w  e  g  1  i  c  h  e  m  K  a  p  i  t  a  1  h  e- 
Stelie    oder    ein     fixirtes     sei,    welches     be- 
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liuf  s  Herstellung-  d  e  r  zur  Ent  ^Yickel  nng  der 
nationalen  Arbeit  sthä.tigkeit  erforderli- 
c  ]i  e n  ]\I  i  1 1  e  1  i u  v e  s  t  i  r  t  wurde;  —  da  ferner  der 
National  w  o  li  1  s  t  a  n  d  y  o  n  der  Art  u  n  d  W  e  i  s  e 
a  h  h  ix  n  g  t,  w  i  e  d  a  s  K  a  j)  i  t  a  1  y  qv  \y  e  n  d  e  t  w  u  r  d  e : 
—  so  ist  es  natur gemäss  bei  jeder  Nation 
Beding  u  n  g  des  ni  a  t  e  r  i  e  1 1  e  n  Gr  e  d  e  i  li  e  n  s, 
einerseits  d  a  s  s  die  W  e  r  t  li  e  d  u  r  c  li  A  r  h  e  i  t 
gebildet  w  e  r  d  e  n,  u  n  d  a  n  d  e  r  e  r  s  e  i  t  s  d  a  s  s  ein 
gewisser,  n  a  c  li  V  e  r  li  ä- 1 1  n  i  s  s  m  ö  glichst  g  r  o  s- 
s e r  T li e  i  1  de r  n e u  e n  W e  r t li e  e r  s p  a  r  t  \y  e r  d e, 
Av eiche  d u r c h  die  m i t  H i  1  f  e  de r  K a p i t a  1  i e n 
o;  e  s  t  e  i  o'  e  r  t  e  n  A  r  1)  e  i  t  s  t  h  ä  t  i  o-  k  e  i  t  h  e  r  v  o  r  o-  e- 
bracht  wurden;  ausserdem  hängt  die  Zunahme 
des  W o ]i  1  s t  a n d es  auch  n o  c h  davon  ab,  d a  s s 
die  K  a  p  i  t  a  1  i  e  n  w  ä  h  r  e  n  d  m  ö  g  1  i  c  h  s  t  k  u  r  z  e  r 
Zeit  unthiitig  bleiben,  vielmehr  die  in  ih- 
nen ruhende  produktive  Kraft  möglichst 
oft  Anwendung  finde,  das  hei s st,  dass  die 
Kapitalien  rasch  c  i  r  c  u  1  i  r  e  n. 

Mächtige  Mittel  zum  raschen  und  regelmässigen  Um- 
sätze der  Kapitalien  sind  die  Kreditinstitutionen,  die  soge- 
nannten Banken,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  Kapitalien  aus 
solchen  Händen,  welche  dieselben  wiilirend  kürzerer 
oder  läno'crer  Zeit  niclit  zu  verwenden  wissen,  zusam- 
men  zu  bringen  und  denjenigen  zur  Verfügung  zu  stel- 
len, die  es  unternehmen,  mit  der  Macht  des  Kapitals  die 
Produktion  zu  steigern. 

Es  ist  dies  eine  wichtige  und  bedeutende  Aufgabe, 
da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Zahl  der  nützlichen,  das 
heisst  produktiven  Arbeiter  gemeiniglich  im  Verhältnisse 
steht  zu  dem  Quantum  des  Kapitalwerthes,  welclier 
auf  die  Benützuno-  der  Arbeit  verwendet  AA^erden  kann. 

4* 
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Was  ist  also  der  Bern  f  der  Kreditinstitutionell,  der 
B  a  11  k  e  11  ?  D I  e  zeitweilig  o  li  n  e  V  e  r  w  e  n  d  n  iig- 
gebliebenen  n n d  d e m g e m ä s  s  b r  a c li  1  i e  g e n d e n 
Kapitalien  in  ihren  Kassen  z n  sammeln  u n d 
auf  dem  Wege  des  Kreditirens  Denjenigen  aus- 
zufolgen, welche  diese  ll)en  von  ilineii  ge- 
liehen 11  e  h  m  e  n.  üer  Handelsmann,  um  sein  Geschäft, 
der  Gewerbsmann,  um  sein  Gewerbe,  der  Landwirth,  um 
seine  Wirthschaft  in  grösserem  Masse  zur  Entwickelung 
zubringen  und  so  die  nationale  Arbeitstliätigkeit  zu  stei- 
gern:  alle  nehmen  sie  zum  Kredit,  dasheisst,  zu  den  Ban- 
ken ilire  Zuflucht. 

Das  ist  die  Grundlage  der  wohltlüitigen  Wirkung  der 
Kreditinstitute  und  dadurch  wirken  sie  ein  auf  die  He- 
bung der  nationalen  Arbeitstliätigkeit  und  so  aucli  des 
Reichthums  der  Nationen. 

AV  a  s  müssen  die  Kreditinstitute  1  e  is- 
ten,  um  ihrem  Berufe  zu  entsprechen?  Vor 
Allem  müssen  sie  die  Grundbedingungen  des  Kredits  er- 
werben und  bewahren.  Das  Vertrauen  erwerben  sie  aber 
vor  Allem  dadurch,  dass  sie  ein  bedeutendes  Grundkapital 
aufweisen.  Und  ihren  Kredit  befestigen  sie,  wenn  sie  in  der 
Leitung  und  Geschäftsführung  Fachkenntniss,  Gewandt- 
heit, Pünktlichkeit  und  gute  Ordnug  bethätigen. 

Die  Vereinigung  der  brachliegenden  Kapitalien 
und  die  darlehensweise  Hinausgabe  derselben  auf  dem 
Wege  des  Kredits  bilden  die  Grundlage  der  Wir- 
samkeit  eines  jeden  Kreditinstitutes:  sei  dieses  eine 
Sparkasse,  welche  die  geringfiigigsten  Kapitalien  sam- 
melt ;  sei  es  ein  Selbsthilfsverein  mit  den  aus  den  Beiträ- 
o-en  der  jMIto-lieder  bestehenden  Fonds,  weicherauf  Grund- 
lao-e  der  Wechselseltlo-kelt  und  solidarischen  Bürgschaft 
in    kleinen  Raten  Kapitalien  sammelt,  um  so  die  Kre- 
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ditt'ähig-keit  der  einzelnen Theilliaber  zu  erhöhen;  sei  es 
eine  Depositenbank,  welche  erfahrnngso-emass  hinsicht- 
li(*h  des  niltzlichen  Umsatzes  der  Kapitalien  einen  gros- 
sen nnd  vortheilhaften  Einfluss  übt ;  sei  es  eine  Gh-o- 
bank,  welche  sich  mit  der  Ausgleichung  der  zwischen  (U  n 
Theilhabern  obschwebenden  Zahlungen  und  Abrechnun- 
gen befasst ;  sei  es  endlich  eine  Zettelbank,  Avelche  zufolge 
des  Kredits,  den  ihr  das  ihre  Noten  annehmende  Publi- 
kum ertheilt,  in  erhöhtem  Masse  befähigt  ist,  den  raschen 
Umsatz  der  vorhandenen  Kapitalien  zu  befördern. 

Gross  und  bedeutend  ist  daher  der  Nutzen  den 
die  Kreditinstitute  bei  gut  geregelter,  jedoch  freier  Ent- 
wickelung  den  Nationen  bieten.  Dient  aber  wohl  jeder 
Kredit,  welchen  die  Kanken  vermitteln,  zur  Belebung 
der  produktiven  nationalen  Arbeit  ?  Gewiss,  der  Kredit 
ist  überall  nützlich,  wo  ein  grosser  Thcil  der  denselben 
Geniessenden  die  durch  das  Kapital  dargebotene  Maclit 
auf  die  Entwickelung  einer  ])roduktiven  Thiitigkeit  an- 
wendet. Es  kann  auch  unproduktive  Darlehen 
geben,  ja  es  gibt  deren  in  der  That,  wenn  der  Darlehens- 
nehmer das  Geld  nicht  auf  die  Förderuno-  eines  Z^veicres 
der  nationalen  Arljcit  verwendet,  sondern  es  auf  die 
Deckuno;-  der  eio-enen  Bedürfnisse  oder  zur  Bezahluno; 
der  Zinsen  früherer  Schulden  au.so'ibt.  Ein  solches  Aule- 
hen  träo't  bezüo-lich  des  Darlehensnehmers  den  Charakter 
eines  unproduktiven  Anlehens  an,  sich  und  hat  für  ihn  die 
Folge,dass  dadurch  sein  ererbtes  oder  früher  erworbenes 
Vermögen  verringert  ^vird.  In  Folge  eines  solchen  Anle- 
hens nimmt  also  das  bereits  vorhandene  Kapital  ab  und 
nicht  zu.  Derlei  unproduktive  Anlehen  üben  auf  die 
Nationalwirthschaft  einen  nachtheilio-en  Einfluss  aus, 
Avenn  die  Zahl  solcher  Darlehensnehmer  verhältniss- 
mässig  gross  ist.  Dort  jedoch,  avo  die  Arbeitsamkeit  und 
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Sparsamkeit  allgemein  ist,  und  die  iinverliältnissmäs- 
sige  Konsumtion  der  Einzelnen  ein  Gegengewicht  erhält 
in  der  Arheitsandveit  nnd  Sparsamkeit  der  Mehrzahl, 
wird  der  Kapitalsreichthnm  der  Nation  nicht  ab-,  son- 
dern zunehmen,  ja  in  diesem  Falle  werden  selbst  die  un- 
produktiven Ausgaben  der  Darlehensnehmer  zur  Schaf- 
fung neuer  Kapitalien  dienen,  wenn  Diejenigen,  die  für 
sie  Konsumtionsartikel  produciren  oder  beschaffen,  im 
Stande  sind,  einen  gewissen  Theil  der  verschwendeten 
Summen  zurückzulegen.  Bei  den  mit  gewissen  Zweigen 
der  nationalen  Arbeit  Bescliaftigten  kann  es  Fälle  geben, 
und  es  gibt  deren  auch,  wo  die  durch  die  Macht  des 
Kredits  gesteigerte  Thiitigkeit,  besonders  vor  grossen 
Handelskrisen,  der  sicheren  Berechnung  entbehrt,  und 
die  mit  Hilfe  des  Kredits  gesteigerte  Produktion  oder 
Handelsthätigkeit  nicht  im  Stande  ist,  die  auf  sie  ver- 
wandten Kosten  rechtzeitig  und  bis  zum  Belange  des 
genossenen  Kredits  zu  bedecken.  Dieser  letztere  Fall 
zeigt  sich  bei  Nationen  mit  entwickeltem  Handels-  und 
Industriewesen,  wo  die  Geldkrisen  sich  von  Zeit  zu  Zeit 
erneuern. 

Dass  bei  allem  Luxus  der  Einzelnen  dort,  w^o  die 
Nation  arbeitsam  und  sparsam  ist,  der  öffentliche 
Wohlstand  sich  fortwährend  mehren  kann,  das  ersehen 
wir  aus  dem  Beispiele  F  rank  r  ei  cli  s.  Scharf  ist  der 
Gegensatz,  welchem  wir  diesbezüglich  beispielsweise  in 
Paris  begegnen.  Während  in  Paris  einerseits  die  Zahl 
Jener  gross  ist,  die  kopflos  ihr  Vermögen  vergeuden,  ist 
das  Gros  der  Bevölkerung  ein  wahres  Muster  von 
Arljeitsamkeit  und  Sparsamkeit.  Diesbezüglicli  bot  sich 
in  den  letzten  Zeiten  als  überzeugende  Thatsache  dar, 
dass  nach  dem  deutsch-französischen  Kriege,  als  Milliar- 
den zur  Kriegsentschädigung  und  als  Kriegskosten  be- 
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zahlt  und  auf  allen  Geldniiirkten  Europa's  grosse  Anle- 
lien  aufgenommen  werden  mussten,  —  das  französische 
Volk  in  Folge  seiner  Arbeitsandieit  und  Sparsandveit  in 
der  Lage  war,mit  den  früher  gesammelten  und  ndttlerweile 
vermehrten  Kapitalien  binnen  Avenigen  Jahren  den 
o'rössten  Theil  der  neueren  Anlehens(d3lip:ationen  wiedei- 
aufzukaufen.  Demzidolge  konnte  es  die  grosse  Last, 
welche  mit  der  Zinsenzal düng  auf  seinen  Sclndtern  ruhte, 
leicliter  ertragen,  da  das  Geld,  indem  der  Staat  nvni  die 
eigenen  Bürger  zu  Gläul)igern  hatte,  im  Lande  blich. 

Diese  jälu'lichen  Ersparnisse  inid  Kapitals  Vermeh- 
rungen Frankreichs  wurden  gegen  Ende  der  Napoleoni- 
schen Aera  auf  2 — 2^2  IMilliarden Francs  geschätzt,  was 
nach  unserem  Gelde  jährlich  nahe  an  tausend  Millionen 
betragt.  Wie  innner  man  über  die  Regierung  Napoleons 
IIL  urtheilen,  wie  sehr  man  auch  einen  und  den  anderen 
Sclu-itt  desselben  verdammen  möge,  so  bleil)t  es  doch  in 
den  Augen  der  französischen  Nation  sein  unläugbares 
Verdienst,  dass  er  alles  gethan  hat  um  die  volkswirth- 
liclien  Kräfte,  zu  steigern,  und  Lidastrie  und  Handel 
zu  heben.  —  Unter  ihm  wurde  die  sachgemässe  Zollpoli- 
tik geschaffen,  wurde  für  ausgezeichnete  Verkehrsmittel 
vorgesorgt,  das  Eisenbalmnetz  rasch  ausgebaut  und  ent- 
wickelte sich  das  Kreditwesen.  In  Folge  dieser  und 
ähnlicher  die  nationale  Arbeit  steigernden  Massnahmen 
entwickelte  sich  die  materielle  Tliätigkeit  luid  der 
Keichthum  der  französischen  Nation  in  einem  im  Ver- 
hältniss  zu  fridieren  Zeiten  so  ausgedelmten  Masse,  An- 
fangs der  Vierziger  Jahre,  unter  der  Regierung  des  kon- 
stitutionellen Königs  Louis  Philippe,  konnte  aus  Mangel 
an  Unternehmungsgeist  und  an  Kapital  nicht  einmal  der 
Ausbau  der  wichtigsten  Eisenbahnlinien  durch  französi- 
sches Kapital  gesichert  werden.  Die  Napoleon'sche  Aera 
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sorgte  nach  dem  Verlaufe  weniger  Jahre  nicht  nur  mit 
inländischem  Kapital  bis  zum  Betrage  mehrerer  Mil- 
liarden Francs  energisch  für  die  Entwickeln ng  der 
industriellen  Unternehmungen  und  der  Eisenbahnen 
vor,  sondern  es  suchten  schon  in  der  zweiten  Hälfte  der 
Fünfziger  Jahre  die  angesannnelten  vaterländischen  Ka- 
pitalien auch  ausserhalli  der  Grenzen  Frankreiclis  Ver- 
wenduno'.  Von  Anderem  zu  schweio;en,  wurden  blos  in 
unserer  Monarchie  zwei  bedeutende  Eisenbahnunterneh- 
mungen, die  Südbahn  und  die  österreichische  Staats- 
bahn ,  durch  französische  Kapitalisten  käuflich  er- 
Avorben. 

Dieser  alljährlichen  kontinuirlichen  Kapitals  Ver- 
mehrung ist  es  auch  zuzuschreil)en,  dass  die  französische 
Nation  die  wegen  Herstellung  des  Gleichgewichtes  im 
Staatshaushalte  in  grossem  Masse  erhöhten,  zumeist 
indirekten  Steuergattungen  ohne  Erlahmung  der  volks- 
wirthschaflichen  Kräfte  zu  ertragen  vermag,  und  dadurch 
einen  neue  Beweis  ihrer  unverwüstlichen  Lebenskraft  und 
Entwickelungsfähigkeit  gab.  Eine  solche  Nation  hat  sich, 
möge  sie  noch  so  schwere  Heimsuchungen  und  Unglüks- 
fälle  zu  überstellen  haben,  einen  wohlverdienten  An- 
spruch darauf  erworben,  die  ausgezeichnete  Stellung, 
welche  sie  Jahrhunderte  lang  im  Kreise  der  europäi- 
schen Völkerfamilie  innegehabt,  auch  fernerhin  einzu- 
nehmen. 

Was  für  Erscheinungen  zeigen  sich 
hingegen  bei  jenen  Nationen,  die  in  Folge 
ungünstiger  Umstände  oder  der  eigenen  Unthätigkeit 
dem  Verfalle  entgegengehen  ?  In  Folge  des 
vernhnderten  Kapitals  und  jener  Lasten,  welche  eine 
solche  Nation  wegen  der  Schulden  der  Einzelnen  und 
wegen   Bezahlung    der    Zinsen    der  Staatsschulden  zu 
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tragen  gezAYungen  ist,  hebt  sich  der  Zinsfuss,  vermin- 
dern sich  in  grossem  Masse  che  Erträgnisse  der  Verkehrs- 
mittel, und  schränken  sich  die  Geschäfte,  welche  nicht 
zur  Bedeckuno;  der  nlltäffliclien  Bedürfnisse  dienen,  auf 
ein  immer  geringeres  Mass  ein ;  die  Fördermig  von 
Kunst  und  Wissenschaft,  ja  selbst  der  Absatz  vom  l>ä- 
chern  und  sonstigen  Druckschriften  ninnnt  ab,  die 
Wolmungspreise  sinken  rascli,  und  iu  stufenweise  stei- 
gendem Masse  werden  sich  die  Merkmale  dei-  Entl)eli- 
rung  selbst  in  den  Nahrungsmitteln  und  in  der  Beklei- 
dung zeigen. 

Jene  Nationen  aber,  welche  fortwährend  mit  der 
Macht  der  Arbeit  und  Sparsand^eit  ihren  Reichthum  an 
Kapitalien  vermehren,  werden  vor  Allem  auf  ihrem 
eigenen  Gebiete  alle  Zweige  der  nationalen  Produk- 
tion steigern;  in  Folge  des  Kapitalsüberfiusses  ent- 
^^^ckelt  sich  der  Unternelnnungsgeist  inmier  mehr,  und 
wird  ihm  der  in  Folge  der  Vermehrung  der  Ka^^italien 
herabsiidvende  Zinsfuss  als  kräftigste  Stütze  dienen. 
Später,  wenn  die  bereits  vorhandenen  und  die  alljährlich 
sich  neu  luldenden  Kapitalien  zuhause  utu-  mehr  mit 
geringen  Zinsen  zu  verwerthen  sind,  wird  eine  solche 
Nation  mit  ihrem  Kapital  alle  jene  ausländischen  Unter- 
nehmungen und  Anlehensoperationen  aufsuchen,  welche 
bei  ffchörio-er  Sicherheit  ein  o-üustio-eres  Erträo'iiiss  das 
heisst,  eine  grössere  Verzinsung  bieten,  und  so  macht  sie 
das  Ausland  zu  ihrem  Schuldner,  was  den  Waarenim- 
port  und  so  auch  die  inländische  Konsumtion  steigert, 
zugleich  aber  auch  den  Export  bedeutend  hebt ;  die 
Differenz  zwischen  Import  und  Export  ^^'ird  mit  Baar- 
geld  ausgeglichen  und  insoferne  dies  niclit  durch  Baar- 
geld  geschehen  kann,  wird  die  Differenz  von  Seite  einer 
solclien  Nation  dem  xVuslande  dargeliehen,  wodurch  die 
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ihr  zu  zahlende  Summe  wieder  um  die  Zinsen  vermelirt 
wird;  und  8o  wirkt  eine  solche  Nation  immer  weiter  fort 
auf  die  Steigerung  der  Production,  die  Entwickelung  des 
Handels  und  die  Hebung  des  AVohlstandes. 

Bezüglich  der  a  u  f  m  a  t  e  r  i  e  1 1  e  m  Gebiete 
entfalteten  Kraft  und  Macht  gebührt  der 
erste  Platz  der  englischen  Nation,  welche 
zu  Anfang  des  gegenwärtigen  Jahrhmiderts  iiacliBeen- 
digung  der  Napoleonischen  Kriege  nur  in  Folge  der 
consequenten  und  ausdauernden  Arbeitsthatigkeit  und 
Betriebsamkeit  der  die  Nation  bildenden  Individuen  im 
Stande  war,  die  Lasten  der  in  Folge  jener  Kriege  abge- 
schlossenen riesigen  Staatsanleihen  zu  ertragen,  und 
die  erschütterten  Finanzen  rasch  wieder  herzustellen. 
Gegenwärtig  trägt  sie  nicht  nur  die  Lasten  ihrer  Staats- 
schuld mit  Leichtigkeit,  sie  hat  in  den  letzteren  Jahren  so- 
gar auch  schon  begonnen,  dieselbe  mit  bedeutenden  Sum- 
men zu  amortisiren ;  und  überhaupt  erfreut  sich  der  Staat 
solch'  günstiger  Finanzverhältnisse,  dass  in  den  letzten 
Jahren,  da  die  Einnahmen  mit  dem  immer  zunehmenden 
Wohlstände  fortwährend  anwuchsen,  die  Hauptgattun- 
gen der  indirekten  Steuern,  namentlich  die  Verzehrungs- 
steuern, bedeutend  ermässigt,  zum  Theile  sogar  aufgelas- 
sen werden  konnten,  Angesichts  dieser  grossartigen,  man 
kann  sagen :  unerhörten  Erscheinungen  des  materiellen 
Gedeihens,  wurde  der  Staat  dennoch  nicht  leichtsimiig 
in  der  Feststellung  seiner  Ausgaben,  er  bestrebte  sich 
vielmehr,  die  Sparsamkeit  in  mehreren  Richtungen  zur 
Geltung  zu  bringen.  Denn  dort  sind  die  richtigen 
nationalökonomischen  Prinzipien  allgemein  verbreitet, 
und  die  Gesetzgeber  wissen  gut,  und  es  weiss  es 
auch  das  Volk,  dass  die  gesteigerten  Staatseinnahmen 
die  Legislative  nicht  berechtigen,  überflussige  oder  ent- 
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belirliclie  Auso-aheu  zu  inaclien,  dass  dieselben  den  Ge- 
setzgeber  viebiielir  zu  der  überaus  segensreichen  ]\rassnah- 
me  verpflicliten,  diejenigen  Theile  der  öffentliclien  Las- 
ten zu  erleiclitern,  Avelclie  die  ärmeren  Volksklasseu 
\\\\ Ncrbiiltnissmässig  bedrücken. 

Die  enoflisclie  Nation  liat  mit  der  Maclit  des  erwor- 
benen  nnd  ersparten  Kapitals  l)innen  kurzer  Zeit  in  iln-en 
Industrieunternelmiungen,  Fabriken,  Bergwerken  und 
Eisenbahnen  viele ^Filliarden  betragende  Investitionen*) 
gemacht,  ja  das  auf  deren  eigenem  Gebiete  niclit  \er- 
wendete  Kapital  fand  theils  in  deren  ausgedehnten 
Kolonien,  theils  an  anderen  Punkten  der  Welt  Verwen- 
dung. Und  jetzt  gibt  es  kaum  einen  Tlieil  der  Welt,  wo 
nicht  das  englische  Kapital  im  Handel  nnd  sonstigen 
nützlichen  Unternehmungen  Verwendung  gefunden 
hätte.  Die  neue  Anlehen  suchenden  Staaten,  von  der 
Türkei  und  der  argentinischen  Republik  angefangen 
bis  zum  russischen  Kaiserreiche,  suchen  und  linden  auf 
dem  Londoner  Platze  die  gewünschten  Summen,  natür- 
lich zu  einem  Zinsfusse,  welcher  jedesmal  das  Vertrauen 
zu  der  materiellen  Kraft  und  somit  zu  der  Kredit- 
fähigkeit des  betreffenden  Staates  ausdrückt.  So  fanden 
in  letzter  Zeit  auch  zAvei  unserer  vaterländischen  An- 
leilien  daselbst  ihre  Placirung.  Wäbrendjedoclidie  drei- 
perzentigen  englisclien  konsolidirten  Staatsschuld-Obli- 
gationen ungefähr  al  pari  stehen,  kostete  uns  unser 
jüngstes  Anlehen  nahezu  IG"/,,  jährlicher  Interessen, 

Das  gesammte    Vermögen  der    englischen  Nation 


*)  Wirtli  veröffentlicht  eine  interessante  Tabelle,  welche  die  englische 
.Jdiütstock-Company  über  die  mehrere  Milliarden  Francs  betragenden  Pa- 
piere zusaninieustellte,  die  auf  dem  Londoner  Markte  knrsiren.  Darnach 
betragen  die  eingezahlten  Aktien-Kapitalien  27,070,  die  Obligationen  4,808, 
die  englische  StaatsschuUl  20,000,  die  Anlehensobligationen  fremder  Staaten 
3,6ol  Millionen,  zusammen  also  55,510  Millionen  Francs. 
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Avird  auf  250,000  Millionen  Francs  gesell ''itzt,  das  Quan- 
tum des  alljährliclien  Geldumsatzes  auf  500  Millionen. 
Zur  Vermittelung  des  Erträgnisses,  beziehungsweise  des 
Geldumsatzes  dieses  unsrelieuern  Vermög^ens  dient  die 
verliältnissmässig  geringfügige  Eaargeld-  und  Bankno- 
tensumme, welche  J.  Wons  1868  an  Gold  und  Silber 
auf  2750  Millionen  Francs,  das  heisst  110  Millionen 
Pfund  Sterling,  ferner  an  Banknoten  auf  2-1  Millionen 
Pfund  Sterling  schätzte.  Mithin  macht  in  Folge  des 
raschen  Umsatzes  und  der  Vermittelunsr  der  Banken  das 
Geldquantum  1 '7,,  (^es  Gesammt Vermögens  und  5%  des 
jährlichen  Umsatzes  aus.  Dem  ist  es  zuzuschreiben, 
dass  im  Verhältniss  zu  einem  so  riesio;en  Vermooren 
eine  relativ  geringfügige  Metallgeldsunnne  zur  Aus- 
gleichung der  alljährlich  vorkommenden  ungeheuren 
Zahlungen  hinreicht.  —  Dies  findet  seine  Erklärung 
d^rin,  dass  das  Baarkapital  dort  nicht  brachliegt,  son- 
dern rasch  zirkulirt  und  dass  der  grösste  Tlieil  der 
Zahlungen  unter  Vemittelung  der  Banken  und  Bankiers 
auf  dem  Wege  der  Ausgleich  u  n  g  An.)llzogen 
wird.  In  weniger  reichen  Ländern  ist  im  Verhältniss  zu 
der  Bevölkerungszahl  und  zum  Nationalen  vermögen 
ein  viel  grösseres  Baargeldquantum  zur  Ausgleichung 
der  alljährlichen  Zahlungen  erforderlich.  -Nach  Wirth 
benöthigt  man  hiezu  in  Deutschland,  Holland,  Belgien 
und  in  der  Schweiz  10  "/o,  in  Frankreich  15"  o  des  all- 
jährlichen Umsatzes. 

Es  ist  Avohl  ein  überraschender  Unterschied,  wenn 
wir  aus  den  oben  angeführten  Daten  ersehen,  dass 
von  zwei  auf  einer  hohen  Stufe  der  Kultur  stehenden 
Nationen  die  eine,  und  zwar  die  verhältnissmässig  rei- 
chere, mit  einer  gewissen  Metallgeldsunnne  dreimal  so 
viel  Geschäfte,  Käufe  und  Verkäufe,  Schulden  und  For- 
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deruno-en  aiiszuo-lelchen  vermao;  als  die  andere.  AVeiiii  wir 
die  diesbezügrlichen  Erfahrmio'en  anderer  Nationen  un- 
tersuclien,  sogelangen  wir  zu  dem  Ergebnisse,  dass  je 
r  e  i  e  1 1  e  r  eine  Nation  ist,  sie  zu  i  In-  e  ni  V  e  r- 
kelir  ver  liii  1  tu  i  ssmävSS  io;  um  so  weniger 
Metallo;eld  bedarf,  und  ie  niebr  zurücko-e- 
blieben  eine  Nation  in  materieller  15  e  z  i  e- 
1 1  u  n  o-  ist,  sie  im  V e  r  «>'  1  e i  e  li  e  z  u  i  li r  e m  G  e- 
s  a  m  m  t  u  m  s  a  t  z  e  stet  s  e  i  n  e  r  g  r  i)  s  s  e  r  e  n  S  u  m- 
m  e  n  h  a  r  e  n  Geldes  b  e  d  a  r  f,  u  m  i  li  r  e  n  V  e  r- 
k  ehr  z  u  v  e  r  m  i  1 1  e  1  n.  Die  Ursache  dieser  Erschei- 
nung ist,  dass  die  materiell  in  gnisserer  Blüthe  stellen- 
den Nationen  schon  frilher  die  Nothwendig- 
k  e  i  t  e  m  p  f  u  n  d  e  n  h  a  b  e  n,  all  jene  I  n  s  t  i  t  u  t  i  ( >- 
nen  bei  sich  e  i  n  z  u  ])ü  rgcr  n  und  zu  verbrei- 
ten, durch  welche  die  er  e  g;  e  n  s  e  i  t  i  g-  e  n  A  b  r  e  c  h- 
nuuö-en  auf  dem  Weg-e  des  Kredits  und 
ohne    Bar zali Inno;    bewerkstelliget    werden. 

U  n  s  e  r  kapitalarmes  Land  gehört  unter  den  ein-o- 
piiischen  Ländern  sicherlich  zu  denjenigen,  welche 
im  Vcrhjiltniss  zu  ihren  alljährlichen 
Z  a  h  1  u  11  g  e  n  ein  grosses  B  a  r  g  e  1  d  k  a  p  i  t  a  1  b  e- 
nö  tili  gen.  Schon  darum  ist  die  zweckmäs- 
sige L  ö  s  u  n  g  d  e  r  B  a  n  k  fr  a  g  e  u  n  a  u  f  s  c  h  i  e  b- 
b  a  r ;  zugleich  aber  darf  auch  die  Einbürgerung  all  je- 
ner Kreditinstitutionen  niclit  läng-er  verzög-ert  werden, 
Avelche  einen  raschen  und  reg-elmässig^en  Geldumsatz 
zur  Folge  haben. 

Da  die  Kenntniss  der  bezüg'lichen  Modalitäten  in 
unserem  Vaterlande  wenig  vebreitet  ist,  so  wird  es  nicht 
überflüssig  sein.  Einiges  über  die  in  England  herange- 
diehene  Praxis  zu  erwähnen. 

Li  England    hat  man    ausser  den  gewöhnlichen. 
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auch  anderwiirts  gebrauclilicli  Kreditmitteln,  wie  Wech- 
sel, deren  gegenseitige  Abrechnung,  und  die  Depositen- 
geschäfte, auch  noch  den  Gebrauch  der  C  h  e  k  s 
einjxeführt.  welcher  immer  sfrössere  Verbreituno-  findet. 
Ferner  hat  man  namentlich  in  Bezug  auf  den  AVaa- 
renverkehr  die  W  a  r  r  a  n  t  s  angewendet,  und  endlich 
hat  man  —  was  für  den  Verkehr  besonders  von  gros- 
sen Wirkung  Avar  —  die  Clearinghouses  eingeführt,  welch 
letztere  Institution  sicli  hauptsächlich  in  den  jüngsten 
Jahrzehnten  grossartig  entwickelt  hat  und  die  im  Welt- 
handel vorkommenden  Zaliluno^en  so  zu  sag'en  ohne 
Bargeld  vermittelt. 

Erst  einige  Jahrzehnte  ist  es  her,  seit  in  England 
die  Gepflogenheit  allgemein  zu  werden  begann ,  dass 
nicht  nur  Geschäftsleute,  sondern  auch  Private,  zur 
Leistung  der  täglich  vorkommenden  Zahlungen  sich  der 
Cheks  bedienen.  Zu  dieser  Zeit  wurde  es  allgemeiner  Ge- 
brauch, dass  nicht  nur  Geschäftsleute,  sondern  auch 
Private,  und  zwar  nicht  blos  die  reicheren,  sondern 
auch  einfache,  ein  sell)ständiges  Hauswesen  besitzende 
Leute  die  aus  ihren  Einkünften  einfliessenden  Summen 
nicht  bei  sich  zu  Hause  oder  im  Geschäftslokale  behalten, 
sondern  die  zum  Betrieb  ihres  Geschäftes,  zur  Bestreitung 
ihres  Haushalts  oder  sonstiger  Bedürfnisse  erforderlichen 
Beträge,  das  heisst,  alles  Bargeld,  in  dessenBesitz  siegelan- 
gen, bei  einer  Bank  oder  einem  Bankier  deponiren.  Auch 
die  von  Anderen  für  sie  zu  leistenden  Zahluno-en  AA'eisen 
sie  bei  der  Bank  oder  dem  Bankier  an.  Die  Bank  oder  der 
Bankier  eröffnet  der  betreffenden  Partei  über  solche  De- 
positen ein  Folio,  auf  welchem  derselben  die  von  ihr  selbst 
oder  zu  ihren  Gunsten  von  Anderen  deponirte  Summe 
gutgeschrieben  wird.  Dem  Deponenten  Avird  gleichzei- 
tig ein  eingel)undenes  paginirtes  Büchelchen,  das  söge- 
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nannte  Clieckbucli  (cliekl)ook)  elngelüindlyt,  anf  dessen 
jedem  einzelnen  Blatt  die  Firma  der  Bank  zu  dem  Zwecke 
stellt,  damit  der  Einleger,  wenn  er  was  immer  für  eine 
Zahlnno-  zu  leisten  wünsclit,  die  einseinen  Bliitter  zu 
Anweisunsi-en  benützen  könne.  Wenn  er  eine  Anweisung' 
machen  will,  so  füllt  er  ein  Blatt  des  Checkhuches  aus, 
indem  er  die  ano-ewiesene  Summe  in  Ziffern  und  Buch- 
Stäben  ausdrückt  und  den  Tag  der  Ausstellung  des  Cliecks 
einschreibt,  und  schneidet  den  Theil  des  Blattes,  auf  wel- 
cliemdie  Anweisuno:o^eschali,  lieraus:  und  sol)ald  er  dass 
Blatt  demjenigen  einhändigt,  zu  dessen  Gunsten  er  bei 
seiner  Bank  die  Zahbnig  anweist,  trägt  er  auf  dem  im 
Chcckbuclie  verbliebenen  Theil  des  Blattes  das  Datum 
der  Anweisung  und  die  Summe  ein,  auf  welche  dieselbe 
lautet.  Nachdem  diese  Art  der  Zahlungsleistung  allgemein 
geworden,  kommt  es  oft  vor,  dass  Derjenige,  zu  dessen 
Gunsten  die  Anweisuno-  o-eschah,  diese  nicht  direkt 
in  die  Bank  trügt,  an  "welche  die  Anweisung  lautet,  son- 
dern sie  seligst  wieder  zu  Zahlungen  benützt.  Wenn  zum 
Beispiel  ein  Schneider  seinem  Kunden  die  Rechnung 
bringt,  so  erluilt  er  zm-  Ausgleicliung  seines  Guthabens 
einen  Check ;  hat  der  Schneider  bares  Geld  nötliig,  so 
wendet  er  sich  an  die  Bank,  auf  welche  die  Anweisung 
lautet,  und  bekommt  sofort  sein  Geld,  bar  ausgezahlt, 
der  Betreffende  aber  wird  auf  seinem  Conto  bis  zum 
Betrag  der  Summe  belastet;  haben  Kundschaft  und 
Schneider  die  nämliche  Bank,  so  wird  der  Betrag  des 
Checks,  der  ersteren  zur  Last  und  dem  Schneider  gut 
gesclu'ieben ;  aber  selbst  Avenn  der  Schneider  eine  an- 
dere Bank  liat  als  seine  Kundschaft,  so  sendet  er 
deii  Check  an  seine  eigene  Bank,  die  sodann  mit  jener 
Bank,  auf  welche  der  Check  lautet,  auf  kurzeni  Wege 
abrechnet,  so  dass  ancli  in  diesem  Falle  die  Abreclnnuii»-, 
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bezieliung'swelse  Beglelclmng  ohne  Baarzahliing  erfolgt. 
Wenn  aber  der  Scliiielder  vielleicht  am  nämlichen  Tao-e 
Ijeim  Tnchhcändler  eine  Zahlnng  zn  leisten  hat,  so  über- 
gibt er  diesem  den  am  nämlichen  Tage  als  Zahlung  er- 
haltenen Check  ebenfalls  an  Zahlungs  statt;  es  kann  ge- 
schehen, dass  der  Tnchhändler  den  Check  wieder  dem 
Fabrikanten  als  Zahlung'  übergil)t,  der  ihn  wieder  für 
schuldige  AYolle  dem  Händler  oder  Landwirth  üljermit- 
telt,  welcher  endlich  den  Check  bei  der  l)etreffenden  l^ank 
präsentirt  und  für  denselben  das  baare  Geld  übernimmt 
oder  eventuell  den  Betrag  sich  gutschreiben  lässt. 

Diese  möglichen  Fälle  führe  ich  nur  an,  um  darzu- 
thun,  dass  die  von  Einzelnen  emittirten  Cliecks,  vorausge- 
setzt dass  die  Bank,  an  welche  sie  lauten,  gut  akkreditirt 
ist,  eines  allgemeinen  Akzeptationskredites  gemessen,  um- 
somehr  als  mit  den  Cliecks  getriebene  Missbräuche  sel- 
ten vorzukommen  pflegen,  und  Avenn  solche  dennoch 
vorkommen,  die  Verbrecher  binnen  kürzester  Zeit  mit 
aller  Strenge  der  englischen  Gesetze  bestraft  werden. 

Allgemeine  Regel  ist,  dass  die  Bank  die  Zinsen  für 
die  Einlage  so  lange  zu  Gunsten  des  Einlegers  berech- 
net, als  dieser  keinen  Check  ausgestellt  hat ;  vom  Tage 
der  Ausstellung  des  Cliecks  aber  hört  der  Zinsengenuss 
auf,  da  der  Check  dann  als  am  nämlichen  Tage  einge- 
löst betrachtet  wird.  Mithin  geniesst  die  betreffende 
Bank  die  Zinsen  für  die  Zeit,  von  der  Ausstellung 
des  Cliecks  bis  zu  dem  Tage,  wo  derselbe  an  Zali- 
hingsstatt  eingereicht  wird.  Es  lässt  sich  denken,  wie 
riesig  die  Summen  sind,  die  solcherart  ohne  Bargeld 
mittelst  Cliecks  ausgeglichen  werden.  Dies  ist  nicht 
nur  in  London  zur  allgemeiner  Gepflogenheit  gewor- 
den, sondern  kommt  aucli  üljerall  in  der  Provinz 
vor,  wo  einzelne  Bankfilialen  oder    mit    Bankgeschäf- 
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teil  sicli  befassende  Häuser  vorhanden  sind.  Zufolge 
der  Verbindung,  Avelclie  zwischen  der  Londoner  Zen- 
tralbank und  den  Provinzlianken  besteht,  werden  die  Zali- 
lun<'-en  zwischen  Metropole  und  Provinz  gTösstentheils 
ebenfalls  durch  Austtellung  von  Check's  beglichen. 

Die  Vortheile  des  Check  Systems  sind 
folo-ende :  Ueberall,  wo  der  Gebrauch  der  Check's 
sich  eingebürgert  hat,  benöthigt  man  zur  Vermittelung 
des  gesammten  Verkehrs  weniger  Bargeld,  das  heisst, 
Gold-  und  Silbermünzen ;  demgemäss  können  die  so 
verschonten  Kapitalien  anderweitig  nutzbringend  und 
verzinslich  verwendet  werden,  und  dienen  so  zur  F()r- 
deruno'  der  nationalen  Arbeit  und  mithin  des  National- 
Wohlstandes. 

Die  Summe  der  unbenutzten,  unproduktiven  brach- 
liegenden Kapitalien  ist  verhältnissmiissig  sehr  gering, 
da  Jeder  nur  so  viel  Geld  bei  sich  behält,  als  er  zur 
Bestreitung  der  alltäglichen  kleineren  Ausgaben  unbe- 
dingt bedarf. 

Da  es  zur  allgemeinen  Gepflogenheit  geworden, 
die  Zahlungen  mittelst  Anweisungen  zu  leisten,  so 
werden  alle  die  Mühen  und  Ausgaben,  welche  mit  dem 
Transport  des  gemünzten  Geldes  verbunden  sind,  über- 
flüssig. 

Ein  grosser  Vortheil  dieses  Systems  ist  es  auch,  dass 
es  nicht  nur  die  Geschäftsleute,  sondern  auch  die  Pi-iva- 
ten  an  Pünktlichkeit  und  ordentliche  Berechnung  ge- 
wöhnt, ja  sogar  die  Zusammenstellung  der  Rechnungen 
erleichtert,  da  der  bei  dem  Betreffenden  verbliebene  Theil 
des  Checkbuches  den  Tao'  und  den  Betrao-  der  Anwei- 
sung  ausweist,  und  die  von  Seite  der  Banken  dem  Be- 
treflenden über  dessen  Einlagen  von  Zeit  zu  Zeit  gegebe- 
c.  D.  5 
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neu  Rechnungen  ihm  den  Stand  seines  Soll  und  Haben 
darthun. 

Im  Prozessfalle  ist  die  Wahrhaftigkeit  der  geleiste- 
ten Zahluno-  dadieBuchauszüo;e  der  Banken  vor  Gerieht 
Beweiskraft  haben,  auch  ohne  Beistellung  von  Quittun- 
gen nachweisbar. 

Da  endlich  in  Folge  der  Einbürgerung  des  Check- 
systems weit  weniger  Metallgeld  von  Hand  zu  Hand 
geht,  so  wird  auch  jene  naturgemiisse  Abnützung  erspart, 
welche  die  Münze  diu-ch  häufiges  Zirkiiliren  mit  der  Zeit 
erleidet,  was  in  Landern  mit  grossem  Verkehr  jährlich 
eine  btrJichtliche  Summe  ausmacht. 

Der  N  a  c  h  t  h  e  i  1  d  e  s  C  h  e  c  k  s  y  s  t  e  m  s  bekun- 
dete sich  blos  darin,  dass  zur  Zeit  grosser  Geldkrisen, 
wo  das  öffentliche  Vertrauen  erschüttert  ist,  die  einzel- 
nen Banken  und  Bankiers  durch  die  massenhafte  und 
gleiclizeitige  Rückforderung  der  bei  ihnen  eingelegten 
Gelder  leicht  in  Verlegenheit  gerathen  können.  In  Eng- 
land verstand  man  jedoch  jederzeit  für  Massnahmen 
vorzusorgen,  damit  derlei  Krisen  nur  möglichst  kurze 
Zeit  anhalten. 

Die  Warrants,  das  heisst  Reverse,  welche  über  die 
in  den  grossen  Waarenlagern  hinterlegten  Waaren  aus- 
gestellt werden,  und  auf  Grund  welcher  die  Betreffenden, 
bis  sie  ihre  Waaren  veräussern,  eines  billigen  Kredits  ge- 
messen, bilden  eines  der  erspriesslichsten  Mittel  des  engli- 
schen Kreditsystems,  über  welches  ich  jedoch,  da  die  Ge- 
brau chsAveise  der  Warrants  bekaimt  ist,  nicht  ausführ- 
licher sprechen  will. 

Die  wichtigsten  und  in  England  meist 
verbreiteten  Mittel  der  A  b  r  e  c  h  n  u  n  g,  durch 
welche  die  Zahluno-sleistuno-  in  baarem  Gelde  am  mei- 
sten  erspart  wird,    sind    die    sogenannten    C 1  e  a- 
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riiig'-h  oiises,   welche  Institution  derzeit  in    England 
inid  in  Nordamerika  am  meisten  verbreitet  ist. 

A¥ie  geschieht  die  Eintreibung  der  täglichen  Forde- 
rungen durch  die  einzelnen  Handelshäuser  oder  Ban- 
ken  bei  uns,  ja  auf  dem  grössten  Theile  des  Kontinents, 
und  wie  geschah  sie  In  England  vor  Einführung  der 
Olearinof-houses  ?  Jedes  o;i'össere  Bank-  oder  Handels- 
haus  entsendet  am  Morgen,  zu  Beginn  des  Geschäftstages, 
einen  verlässlichen  Konnnis  in  Beo-leituno-  eines  ebenfalls 
verlässlichen  Dieners  von  Haus  zu  Haus,  um  die  abgelau- 
fenen Wechsel  und  Zahlungsanweisungen  zu  präsentiren, 
das  einfliessende  Bargeld  in  Empfang  zu  nehmen  und  an 
die  Bank  oder  an  das  Handelshaus  abzuliefern.  In  Folge 
dieser  allgemein  gewordenen  Gepflogenheit  muss  jedes 
Haus  für  das  Incasso  besondere  Individuen  anstellen  mid 
andererseits  muss  jedes  Haus,  dem  eine  Zahlung  bevor- 
steht, ])is  zum  Belange  der  falligen  Schuld  Bargeld 
bei  sich  halten,  um  die  fälligen  Zahlungen  leisten  zu 
können.  Vor  einem  Jahrhundert,  im  Jahre  1779*) 
einigten  sich  auf  die  Initiative  der  sogenannten  Joint- 
stock-Banken  die  zu  diesem  Zwecke  verbündeten  Banken 
dahin,  nicht  mehr  täglich  ihre  Kommis  zur  Einliebung  der 
Zahlunofcn  in  der  Stadt  herumzuschicken,  sondern  dass 
anstatt  dessen  jeden  Tag  in  der  Londoner  City  ihre 
Beamten  erscheinen  sollen,  um  dort  die  gegenseitigen 
Abrechnungen  auf  kurzem  Wege  zu  machen,  und  blos 
die  Differenzen  in  barem  Gehle  zu  begleichen.  Später 
traten  fast  alle  angeseheneren  Banken  und  Bankiers 
dieser  Abrechnungsweise  l)ei,  und  schlössen  sich  der 
Wirksamkeit  des   Clearlng-house  an,  ja  seit  18G4  lässt 


*)  Eic.hard  Hilbebrandt  »Jahrbücher  für  Oekonomie  und  Statistik«, 
VIII.  Band,  2.  u.  3.  Heft  —  Otto  Hübner  -die  Banken«;  S.  3G9,  —  >^Journal 
des  Economistes«,  Dezemberheft. 

6* 


68 

sich  selbst  die  Londoner  Bank  im  Clearino;-lionse  ver- 
treten.  Frülier,  namlicli  vor  1864,  wurden  die  Diffe- 
renzen mittelst  Geld  oder  Banknoten  ansgegliclien ; 
seitdem  jedoch  anch  die  Londoner  Bank  in  diesen  Verein 
eingetreten  ist,  gescliielit  die  Begleichung  der  täglichen 
Differenzen  nicht  mehr  mittelst  Banknoten,  sondern  — 
da  jede  Firma  oder  Bank,  welche  Mitglied  des  Clearing- 
house  ist,  zugleich  auch  l^ei  der  Londoner  Bank  ein 
Deposit  oder  offenen  Kredit  hat  —  mittelst  Anweisung 
auf  diese  Depositengelder,  beziehungsweise  auf  den  offe- 
nen Kredit  l)ei  der  Londoner  Bank,  mithin  mittelst 
Gutschreibunsf  oder  Belastuno-  der  Conti  der  einzelnen 
Firmen  bei  der  Londoner  Bank.  Durcli  diese  Listitution 
wurde  die  Londoner  Bank  das  Organ  für  die  Beglei- 
chung der  Zahlungen  aller  Banken ;  ja  es  werden  auch 
die  auf  Provinzbankiers  oder  Banken  lautenden  Checks 
zum  grösseren  Theile  durcli  sie  beglichen,  da  diese  ihre 
in  London  zu  leistenden  Zahlungen  durch  die  eine  oder 
die  andere  Londoner  Bank  besorgen  lassen.  Die  Abrech- 
nuno"  erstreckt  sich  also  nicht  nur  auf  den  Londoner 
Platz,  sondern  auch  auf  die  bedeutenderen  englischen  Pro- 
vinzstädte, und  da  London  den  Mittelpunkt  des  Welt- 
liandels  bildet,  auf  alle  Theile  der  Welt. 

Die  Thätigkeit  dieses  Clearing-house  ist  so  systema- 
tisch geordnet,  dass  da  jeder  für  einen  bestimmten  Tag 
lautende  Zahlungsauftrag  oder  Wechsel  bis  Nachmittags 
vier  Uln*  als  dem  letzten  Termine  eingereicht  sein  muss, 
um  fünf  Uhr  auch  schon  die  gesammte  Abrechnung 
l3eendet  ist.  Wie  riesig  gross  der  Geldverkehr  ist,  wel- 
cher hier  binnen  so  kurzer  Zeit  alltäo-lich  auso^eo-lichen 
wird,  das  beweisen  die  Ziffern  am  besten.  Dieser  Verkehr 
betrug  laut  den  letzten  Ausweisen,  die  von  1872  lau- 
teU;  603.300,000  Pfund  Sterling,  naclr  unserem  Gelde 
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6.0o3.000,000  Gulden -),  luicl  da  im  Clearing-liouse 
zugleich  auch  die  an  den  Börsen  vorgekonnuenen  Kaufe 
und  Verkäufe  verrechnet  werden  und  es  jährlich  24 
solche  Börsenverrechnungstage  gibt,  so  liisst  sich  auf 
die  Riesigkeit  dieses  Umsatzes  aus  dem  eiuen  Beispiele 
schhessen,  dass  am  15.  Juli  1870  33.952,000  Pf 
Sterling  verrechnet  wurden.  Die  Institution  des  Clea- 
ring-liouse besteht  auch  zu  New- York,  wxdches  den  Mit- 
telpunkt des  amerikanischen  Handels  bildet;  dort  wer- 
den noch  grössere  und  von  Jahr  zu  Jahr  zunehmende 
Beträge  verrechnet.**) 

Nach  alledem,  was  ich  über  die  englischen  und 
zum  Tlieile  über  die  amerikanischen  Geldverhältnisse 
erwähnte,  haben  in  Folge  der  Einführung  der  Checks 
und  Kontokorrents  und  in  Folge  der  Wirksamkeit  der 
Clearing-houses  die  Gold- und  Silbermünzen  luid  selbst 
die  Banknoten  einen  stets  geringer  werdenden  Antheil 
bei  der  Begleichung  der  Zahlungen,  und  nur  daher  ist 
es  erklärlich,  dass  im  Vergleich  zu  dem  riesigen  Ver- 
kehr verhältnismässig  geringe  Barsummen  benöthigt 
werden. 

Es  ist  natürlich,  dass  bei  einer  Nation,  wie  die 
englische,  gerade  in  Folge  der  Vervollkommnuiig  die- 


*)  Seit  1864  werden  über  die  so  geleisteten  Zahlungeu  täglich  Aus- 
weise gegeben,  und  so  liegen  uns  zuverlässige  Daten  vor.  1840  betrugen  die 
durcli  das  Clearing-house  im  Verlaufe  eines  Jahres  bewerkstelligten  wechsel- 
seitigen Zahlungen,  beziehungsweise  Verrechnungen  9744  Millionen  Gulden, 
zu  deren  Begleichung  im  Barem  nur  662  Millionen  Gulden,  das  heisst  7 — 
»ö/o  der  ausgezahlten  Summen  gebraucht  wurden  ;  1867  Avar  der  Betrag 
l'),984,  1868  :  34,251  Millionen,  die  tägliche  Verrechnug  aber  betrug  durch- 
schnittlich 109  Millionen  Gulden  ;  1869  betrug  die  das  Jahr  hindurch  ver- 
rechnete Summe,  36,263,  per  Tag  116  Millionen  Gulden  ;  1870  :  39,142,  per 
Tag  125  Millionen  ;  1872  :  60,033  Millionen  Gulden. 

**)  So  wurden  1863  in  New-York  16,984  Millionen  Dollars,  1867: 
25,743  und  1868  schon  30,883  Millionen  Dollars  im  Clearinghouse  ver 
rechnet 
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dieser  Kreditiiistitution  das  Pflielitl)ewiistseiii  bezüglich 
der  pünktliclieii  Erfüllung  der  übernommenen  Verpflich- 
tungen nur  immer  reger  und  strenger  wird ;  und  daher 
erklärt  sich  auch  die  in  unseren  Augen  vielleicht  drako- 
nisch erscheinende  Strenge,  mit  welcher  die  Fälscher 
von  Wechseln  oder  anderen  Zahlungsanweisungen  un- 
erbittlich bestraft  werden.  Es  ist  ein  wahres  Staatsin- 
teresse, ein  Lebensinteresse  des  grossen  Handels  und 
Verkehrs,  die  Fälschungsfälle  durch  streng  bemessene 
Strafen  so  viel  als  möglich  zu  verhindern.  Wenn  auch  wir 
die  Wohlthaten  der  Kreditinstitutionen  «"eniessen  wol- 
len,  so  wird  auch  bei  uns  die  möglichst  baldige  Einfüh- 
rung eines  ähnlichen  strengen  Verfahrens  zur  unver- 
meidlichen Nothwendigkeit. 


drittes  Kapitel. 

Papiergeld,  Banknote  nnd  Zettelbank. 

[Die  Banknote  ist  der  Repräsentant  des  Metallgeldes,  das 
Papiergeld  dessen  Snbstitut.  —  Die  Banknote  schafft  kein  neues 
Kapital.  —  Die  Bedingungen  und  Voitheile  des  Banknotenver- 
kelirs. — Metallbedeckung. — Bankgewinn.  —  Das  Mass  des  Bank- 
notenverkelirs.  —  Parallele  zwischen  Banknote  und  Papiergeld. 
—  Die  Folgen  der  übermässigen  Emission  von  Papiergeld.  —  Die 
Folgen  der  Papiergeldemission  in  unserer  Monarchie  nach  dem 
preussischen  Kriege.  —  Die  Banknote  ist  zufolge  ihrer  Natur  kein 
Gegenstand  des  Monopols ;  jedoch  ist  deren  Emission  an  Bedin- 
gungen zu  knüpfen.  —  Das  Interesse  des  Staates  hat  das  Bank- 
monopol hervorgerufen.  —  Die  Folgen  davon.] 


Bevor  ich  an  dieKenuzeichnung-der  auf  das  Bank- 
wesen bezügliclien  Verliältnisse  unserer  IMonarcliie  gehe, 
halte  ich  es  für  notliwendig,  den  Unterschied  zwischen 
der  Banknote  und  dem  Papiergelde  hervorzuheben,  fer- 
ner die  verschiedenen  Gattungen  der  Zettelbanken  auf- 
zuzählen, und  die  in  dieser  Beziehung  erlangten  Erfahrun- 
gen der  hinsichtlich  der  Kreditinstitutionen  vorgeschrit- 
teneren Nationen  mitzutheilen. 

Was  ist  die  Banknote?  Diese  Frage  haben 
verschiedene  Schriftsteller  in  verschiedener  Weise  be- 
antwortet. Als  die  richtigste  erachte  ich  die  Defini- 
tion, welche  Adolf  Wao-ner  in  seinem  Werke  über 
die  Banken  gibt:    »Die  Banknote  ist  eine  An- 
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Weisung  d  e  r  B  a  ii  k  a  u  f  s  i  c  li  s  e  1  b  s  t  ü  b  e  r  e  i  n  e 
gewisse,  in  der  Regel  runde  S u m m e  M e- 
t  a  1 1  g  e  1  d,  w  e  1  c  li  e  dem  V  o  r  w  e  i  s  e  r  von  Seite 
der  Bank  auf  Sicht  zu  bezahlen  ist.«  Somit 
ist  die  Banknote  eine  einfache  Anweisung  auf  Gold 
oder  Silber  und  demzufolge  nicht  ein  S  u  b  s  t  i  t  u  t, 
sondern  der  Repräsentant  des  g  e  m  ü  n  z  t  e  n 
Greldes.  Und  man  kann  sie  darimi  den  Repräsen- 
tanten des  Metallgeldes  nennen ,  weil  bei  jeder  Zah- 
lung, welche  in  Banknoten  geschieht,  der  Zahlende 
auf  Denjenigen,  an  welchen  er  die  Zahlung  in  Bankno- 
ten leistet,  das  Recht  überträgt,  dieselben  wann  immer 
bei  der  zahlungsfähigen  Bank  zu  präsentiren,  die  auf 
der  Note  bezeichnete  Summe  in  Gold  oder  in  Silber 
sofort  zu  beheben  und  so  mit  der  Einlösung  der  Note 
das  von  der  Bank  geleistete  Versprechen  geltend  zu 
machen. 

Dagegen  r  e  p  r  ä  s  e  n  t  i  r  t  das  Papiergeld, 
welches  von  dem  dasselbe  emittirenden 
Staate  an  Z ah lungs  statt  ausgegeben  wird, 
kein  Gold-  oder  Silbergeld;  sondern  es  drückt 
ein  g e  w^ i s s e  s  AV e r  t h q u  a n  t u m  aus,  welches 
b  e  i  j  e  d  e  r  d  e  m  S  t  a  a  t  z  u 1 e  i  s  t  e  n  d  e  n  Zahlung 
an  den  Staatskassen  inj  e n  e m  Wert h e  a n g e- 
n  o  m  m  e  n  w  i  r  d :  und  k  o  m  m  t  h  i  e  r  z  u  n  och  der 
Z  w  a  n  g  s  k  u  r  s,  d  a  s  s  nämlich  jeder  Private 
verpflichtet  ist,  dieses  Geldzeichen  nach 
d  e  m  a  u  f  d  e  m  s  e  1  b  e  n  ausgedrückte  n  W  e  r  t  h  e 
anzunehmen,  so  tritt  es  an  die  Stelle  der 
Gold-  und  S  i  1  b  e  r  m  ü  n  z  e ,  das  h  e  i  s  s  t  des 
k  u  r  s  i  r  e  n  d  e  n  G  e  1  d  e  s.  Auch  leln-t  die  Erfah- 
rung, dass  in  dem  Masse  als  Papiergeld  emittirt  wird, 
dieses  das  Metallgeld  nicht  so  sehr    ersetzt,   wie  viel- 
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melir  aus  dem  Verkelir  verdräiio-t  und  letzteres  dann  dort- 
hin  Hiesst,  wo  Metallgeld  zirkulirt.  Somit  siibstituii-t  das 
Papiergeld  das  Metallgeld  und  ninnnt  im  Verkehr  die 
Stelle  desselben  ein. 

Durch  die  Banknote  wird  kein  neues 
Kapital  geschaffen,  denn  durch  die  Emission 
und  die  Annahme  derselben  seitens  des  Publikums  wii-d 
die  Bank  der  Schuldner  Desjenigen,  der  die  Banknote 
als  Eiürenthum  in  Händen  lialt ;  in  Folo-e  der  «-eleis- 
teten  Zahlungen  kommt  sie  heute  in  den  Besitz  des 
Einen,  morgen  in  den  des  Anderen,  und  für  jeden,  der 
sie  in  Händen  hat,  repräsentirt  sie,  da  ihre  Einlö- 
sung gegen  ^Metallgeld  jeden  Tag  gegen  die  blosse  Vor- 
weisung garantirt  ist,  Gold  und  Silber.  Es  ist,  als  hätte 
der,  der  die  Banknote  eben  besitzt,  bei  einer  Depositen- 
bank Gold  oder  Silber  deponirt  mid  darüber  eine  auf 
Sicht  zu  honorirende  Anweisung  erhalten.  ]\Iithin  kann 
eine  gut  organisirte  Zettelbank  mit  naturgemässen 
Verkehr,  insolange  sie  die  Eigenschaft  der  Zettelbank 
behält,  nicht  u  m  eine  n  G  u  1  d  e  n  m  e  h  r  B  a  n  k- 
noten  in  Umlauf  bringen,  als  wie  viel  ilir 
das  grosse  P u bl i k u m  in  wirklichem  G o  1  d- 
u  n  d     Sil  b  e  rw  e  r  t  h  c  k  r  e  d  i  t  i  r  t. 

Das  ist  die  Grundlage  des  gesammten  Banknoten- 
verkehrs, und  wenn  dieser  Grundbegriff  nicht  ausser 
Acht  gelassen  wird,  so  ist  jede  auf  das  Bankwesen  Bezug 
habende  Frage,  und  scheine  sie  noch  so  verwickelt, 
leicht  und  auf  den  ersten  Blick  zu  beurtheilen. 

Durch  Beispiele  können  ^^'ir  die  durch  die  Wissen- 
schaft aufgestellten  Wahrheiten  am  besten  beleuchten,  — 
besonders  Avcnn  das  Beispiel  aus  dem  öffentlichen  Le- 
ben und  aus  einer  Zeltperiode  genommen  ist ,  die  wir 
selbst  miterlebt  oder  doch  in  Erinnerung  haben.  Es  sei 
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mir  gestattet,  zur  Erluirtimgfler  obenerwälmten  Wahr- 
lieit  niicli  auf  einen  allbekannten  Fall  zu  berufen,  — 
obsclion  bei  diesem  Falle  niclitso  sehr  finanzielle,  wie 
vielmehr  politische  Umstände  den  Beweiss  lieferten, 
dass  die  Bank  nicht  mehr  Noten  in  Verkehr  bringen 
darf,  als  wie  viel  ihr  das  grosse  Publikum  mit  der  An- 
nahme im  Verkehr  kreditirt. 

In  unserer  Monarchie  wurden  nach  der  Konzessio- 
nirun<2:  der  österreichischen  Nationalbank  die  Noten- 
derselben  überall  und  von  Jedermann  als  bares  Geld 
zum  vollen  Nennwerth  ano-enommen,  und  sie  zirkulir- 
ten  zum  Parikurse.  Der  Kredit  dieser  Bank  steio-erte  sich 
von  Jaln-  zu  Jahr,  und  die  Menge  ihrer  in  Umlauf 
gebrachten  Noten  nahm  in  dem  Verhältnisse  zu,  in  wel- 
chem das  grosse  Publikum  sie  akzeptirte,  —  ausgenom- 
men eine  reiche  Provinz  der  Monarchie,  das  lombardisch- 
•venezianische  Königreich.  In  diesem  schönen,  ma- 
teriellen Gedeiliens  sich  erfreuenden,  einen  namhaften 
Handelsverkehr  besitzenden  Lande  herrschte  eine  so 
lebhafte  Antipathie  gegen  Oesterreich  und  dessen  ge- 
sammte  Institutionen,  dass  das  dortige  Publikum  die 
Noten  der  österreichischen  Bank  nicht  aimalim,  nicht 
als  hätte  es  an  der  Solidität  und  Zahlungsfähigkeit  der 
Bank  gezweifelt,  sondern  aus  politischen  Rücksichten  • 
das  sprosse  Publikum  wollte  einem  Institut,  dessen  Sitz 
Wien  war,  das  von  der  österreichischen  Regierung  kon- 
zessionirt  war  und  unter  der  Oberaufsicht  derselben 
stand,  nicht  bis  zum  Belang  eines  Guldens  Kredit 
schenken.  Wenn  zufällig,  in  Folge  irgend  eines  über 
die  Grenze  hinaus  gemachten  Geschäftes  einem  Italie- 
ner eine  österreichische  Banknote  in  die  Hand  kam, 
machte  er  sofort  von  dem  ihm  durch  die  Statuten  der 
Bank    ertheilten    Rechte    Gebrauch,   und  wechselte  sie 


75 

gegen  l\retangeld  iiiii,  welches  er  bei  jeder  Zahlung  ver- 
wenden konnte. 

Wenn  ancli  die  emzelnen  Kauf herren  hi  dengrösse- 
HandelsstUdten  des  lombardisch-venetianischen  König- 
reiches den  von  Seite  der  österreichischen  Nationalbank 
gebotenen  Kredit  in  Ansprucli  nahmen,  so  konnten  sie  den- 
noch die  erhaltenen  Banknoten  im  lomliardisch- venezia- 
nischen Königreiche  seilest  nicht  verwenden,  da  das 
Volk  für  jedes  Produkt,  für  jegliche  Waare,  welche  es 
verkaufte,  gemünztes  Geld  verlangte,  nur  solches  annahm, 
und  auch  die  eigenen  Scluilden  mit  solchem  bezalilte. 
Ein  solcher  Kaufherr  war  daher  genöthigt,  wenn  er  den 
erlangten  Kredit  zu  Hause  benützen  wollte,  die  ihm 
dariireliehenen  Banknoten  zu  seinem  Gebrauch  g"e<i'en 
gemünztes  Geld  umzuwechseln. 

Es  ist  in  der  That  merkwürdig,  dass  gerade  dort, 
wo  die  Wiege  des  Bankwesens  gestanden,  durch  mehrere 
Jahrzehnte  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  Niemand 
eine  Banknote  im  Verkehr  akzeptiren  wollte  und  Jeder- 
mann bereit  war,  den  Vortheilen  zu  entsagen,  welche 
der  Notenverkehr  bietet,  um-  damit  er  nicht  gezwun- 
gen sei  die  Noten  einer  ausserhalb  der  Grenzen  seines 
Vaterlandes  konzessionirten  Bank  als  Barzahlung  an- 
zunehmen. 

Was  hätte  der  Baidv  ilu*  ausschliessliche  Noten- 
emissions-Privilegium  genützt,  wenn  auch  die  übrigen 
Tlieile  der  Monarchie  ein  älndiche,s  Verfahren  lieobach- 
tet  liätten?  Sie  wäre  nicht  im  Stande  gewesen,  aucli 
nur  eine  einzige  ihrer  Banknoten  im  Verkelnzu  erhalten. 
Dieses  Beispiel  bew^eist  daher  die  AVahrlieit  meiner  obigen 
Behauptung. 

Jede  Zettelbank  ist  in  iln-em  eigenen  Interesse  zur 
Erfüllung  folgender  Bedingungen  ^-erpfhchtet  : 


76 

Erstens,  einen  gewissen  Tlieil  des  Betrages  der  in 
Umlanf  hefindllclien  Noten  jederzeit  in  gemünztem 
Gelde  belnifs  Einweclislnng in  Eereitscliaft  zn  halten,  nnd 
zwar  in  einer  solclien  Qnantitiit,  welche  lant  der  Erfahrnng 
unter  gewöhnUchen  Umständen  znr  Deckung  der  Ein- 
weclishuigsforderungen  des  Publikums  vollständig  aus- 
reicht. 

Zweitens  müssen  die  von  ihr  escomptirten  Wechsel 
gut  sein  inid  dürfen  auf  keinen  langen  Termin  aus- 
gestellt sein. 

Drittens  müssen  alle  jene  Wertheffekten,  die  behufs 
Verpfändung  (Lombard)  bei  iln-  hinterlegt  wurden,  und 
auf  Avelche  sie  Darlehen  gegeben,  so  geartet  sein,  dass 
sie  in  kurzer  Zeit  und  ohne  Verlust  veräussert  werden 
können. 

Viertens  endlich  muss  die  Bank  ein  dem  Geschäfte 
entsprechendes  Grundkapital  haben,  welches  in  gemünz- 
tem Gelde  oder  in  AVechseln  und  AYertlipapieren  von 
kurzem  Ablaufstermin  besteht. 

Was  ist  der  Grund  davon,  dass  überall,  wo  Zettel- 
banken bestehen  und  die  eben  erwähnten  Bedingungen 
pünktlich  erfüllen,  so  dass  sie  bezüglich  der  jederzeitigen 
Umwechslung  ihrer  Noten  gegen  Metallgeld  eine  über 
jeden  Zweifel  erhabene  Sicherheit  bieten,  die  Banknote 
zum  Repräsentanten  des  Gold-  und  Silbergeldes  M'ird, 
von  Hand  zu  Hand  geht  und  gewöhnlich  nicht  so  bald 
in  die  Kasse  der  Bank  zurückkehrt?  Wir  finden  den 
Grund  liievon  darin,  dass  die  Banknote  im  all- 
g  e  m  e  inen  V  e  r  k  e  h  r  D  e  n  j  e  n  i  g  e  n,  die  wegen 
Z  a h  1  u n g  s  1  e i  s  t u  n gen  B  a r  v o  r r ä t h e  halte n, 
eine  grosse  E  r  1  e  i  c  li  t  e  r  u  n  g  bietet.  Diese  sind 
nicht  genöthigt,  das  Gold  und  das  Silber  aufzubewahren, 
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und  bleiben  verschont  davon,  bei  den  Zaldnno-sleistun- 
o'en  die  Münzen  stückweise  anfzuziililen :  aucii  brau- 
clien  sie  niclit  an  abgenützten  Münzen,  die  sie  etwa  bei 
einer  Zahbmg  erlialten  ]ia])en,  Verhiste  zu  erleiden; 
endlich  lässt  sich  auch  der  Geldtransport  in  Bankno 
ten  weit  wollifeiler  und  bequemer  effektuiren  als  in  Me- 
tall. Die  Vortheile  der  das  Bargeld  reprasentirenden 
Banknote  sind  also :  o-rössere  Leiclitia'keit  der  Aufbe- 
Wahrung,  bequemere  TransportabilitJit  inid  endlicli  die 
Ermöglichung  eines  rascheren  Verfahrens  bei  Zah- 
lungen. 

Aber  wo  r  a  u  f  b  e  r  u  h  t  der  N  u  t  z  e  n  d  e  r 
Zettelbanken?  Das  Institut,  welches  sich  mit  der 
Emission  von  Banknoten  befasst,  wird  gleich  dem  vene- 
zianischen Bankier,  den  ich  in  der  Darstellung  der 
Entwickelung  des  Bankwesens  vorführte,  bald  nach 
dem  Entstellen  seines  Geschäftes  die  Erfahrung  machen, 
dass  es  nicht  nöthig  sei,  für  jede  emittirte  Note  den 
entsprechenden  Münzvorrath  in  der  Kasse  zu  lialten. 
In  dem  Masse  als  das  grosse  Publikum  ihm  Vertrauen 
entgegenbringt  und  sich  an  die  allgemeine  Benützung 
dieser  bequemeren  Zahlungsweise  gewöhnt,  in  demsel- 
ben Masse  wird  bei  immer  wenigeren  Noten  deren  Um- 
wechslung  gegen  Münze  gefordert  werden.  Die  Erfah- 
rung wird  die  Bankdirektion  lehren,  wie  gross  die  Summe 
sei,  die  sie  jederzeit  in  Gold  und  Silber  bereit  halten  muss, 
um  im  Verhältniss  der  in  Verkehr  gebrachten  Banknoten 
auch  an  den  grössten  Zahlungstagen  ihren  Bareinlösungs- 
verpflichtungen ohne  Schwierigkeit  entsprechen  zu  ki'm- 
nen.  So  wie  die  Bankdirektion  sich  liierüber  vollständige 
Klarheit  verscliafft  hat,  wird  sie  wissen,  in  einem  wie 
vielfachen  Quantum  iluvs  IMetallgeldvorratlies  sie  iln-e 
Banknoten   in   Umlauf  erlialten  kann.    1  )a  jedocli  auch 
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ausserordentliclie  I^mstände  eintreten  können,  unter 
Avelclien  die  im  Umlauf  befindlichen  Banknoten  in  grös- 
serer  Menge  bei  der  Kasse  des  Institutes  einfliessen,  so 
wird  die  Direktion  ihre  Darlehen  so  einrichten,  dass  die- 
selben in  kurzer  Zeit  fällig  seien,damit  solcherart  die  Bank 
auch  bei  grösserem  Einwechslungsandrangeden  bezüg- 
lich der  Einlösung  übernommenen  Pflichten  Grenüge  leis- 
ten könne.  Daher  ist  es  zu  erkliiren,  dass  eine  gut 
o'eleitete  Bank  keine  Wechsel  mit  mehr  als  neunzigta- 
giger  Ablaufsfrist  zu  eskomptiren  pflegt,  und  überhaupt 
bei  allen  Darlehen,  auch  bei  den  gegen  Unterpfand 
gewahrten,  unter  Bewilligung  einer  eventuellen  Pro- 
longation, nie  einen  längeren  als  einen  dreimonatliclien 
Zahluno'stermin  stellt.  Wenn  die  Direktion  die  Erfah- 
rung  macht,  dass  die  Zahl  der  zur  Einlösung  präsentir- 
ten  Banknoten  steigt,  so  schränkt  sie  das  Wechsel- 
Eskompte-Geschäft  ein,  was  gewöhnlich  mittelst  Erhö- 
huno; des  Zinsfusses  o^eschieht. 

In  Folo^e  dieser  Einschränkung  verringert  sich  die 
Zahl  der  un  Verkehr  verbliebenen  Banknoten,  und 
wenn  nicht  allo^emeine  o-rosse  Krisen  eintreten,  so  hört 
die  in  grösserem  Masse  betriebene  Einwechslung  der 
Banknoten  wieder  auf. 

Die  Erfahrung  lehrt,  dass  es  unter  regelmässigen 
Verhältnissen  genügt,  wenn  die  Zettelbanken  ein  Drit- 
tel ihrer  Noten  mit  Metallgeld  bedecken ;  es  hat  sogar 
Eälle  gegeben,  wo  die  Zettelbanken  mit  einem  Viertel, 
ja  selbst  mit  einem  Sechsttel  Metallbedcckung  i]u*er 
Einlösungspflicht   vollständig  zu  genügen    vermocliten. 

Daher  ist  es  erklärlich,  dass  die  Zettelbank 
als  ein  gutes,  profitables  Geschäft  angese- 
hen wird,  da  sie  in  der  Hegel  eine  dreimal  so  grosse 
Bunune  in  Banknoten  gegen  Vei-zinsung  in  Umlauf  zu 
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bringen  vermag,  als  sie  Gold  undSilljer  Hegen  hat.  1  nd 
da  für  die  in  Umlauf  gebrac-liten  Banknoten  das  diesel- 
ben acceptirende  grosse  Publiknm  —  der  Glänbiger  der 
Bank  —  keine  Zinsen  fordert,  da  eine  solche  Banknote 
der  Repräsentant  des  Metallgeldes  ist,  mithin  alle  die 
nämlichen  Eio'enschaften  besitzt,  wie  das  Metalli>'eld 
selbst,  welches  insolange  als  es  im  Vorrfithe  gehalten 
wird,  keine  Zinsen  trägt:  so  ist  die  Bank  in  der  Lage, 
eine  durch  Metall  nicht  bedeckte,  aber  ihr  vom  grossen 
Publikum  unverzinslich  kreditirte  Smnme  2"egen  Zinsen 
darzuleihen.  Das  ist  die  Grundlage  des  lukrativen  Ge- 
schäftes der  Zettelbanken  und  darum  kann  die  Bank 
anderen  ebenfalls  mit  dem  AYechselescompte  sich  befas- 
senden Anstalten  und  auch  den  Privaten  billigere 
Escomptebedingungen  gewähren. 

Es  sei  mir  gestattet,  an  dieser  Stelle  nochmals 
darauf  zurückzukonnnen  —  da  dies  bei  der  Würdi- 
gung des  Bankwesens  von  eminenter  Wichtigkeit  ist 
—  dass  es  ein  grosser  Irrthum  ist,  wenn 
man  glaubt,  dass  weil  eine  Zettelbank 
dreimal  so  viel  Noten  emittiren  kann,  als 
sie  Met  all  gel  d  Ije  sitzt,  sie  bis  zu  zwei  Drit- 
theilen ihrer  Notenzirkulation  neues  Ka- 
pital geschaffen  habe;  denn  die  dargeliehene 
Summe  wird  von  Denjenigen,  die  sie  zu  leihen  nehmen 
und  in  I^mlauf  bringen,  entweder  ziun  Ankaufe  eines 
durch  vor^-äno-io-e  Arbeit  bereits  hergestellten  AVerthes 
oder  zur  Vermittelung  der  Abrechnung  bei  Käufen  ver- 
wendet,  und  Jeder,  der  die  Note  auch  nur  zeitweilig  beses- 
sen, Avurde  dadurch  zum  Gläubiger  der  Bank.  Für  jede 
emittirte  Note  wird  die  Bank  die  Schuldnerin  1  )esjenigen, 
in  dessen  Besitz  die  Note  gelangt  und  der  auch  berech- 
tigt ist,  jeden  Augenblick  die  Einlösung  derselben  gegen 
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Metallo'eld  zu  verl{m2:en.  Hieraus  folo-t  naturo-emäss, 
(lass  eiue  gut  organlsirte  Bank  auch  nicht  um  einen 
Guhlen  mehr  Noten  in  Umlauf  bringen  darf,  als  ihr 
das  grosse  Pubhkum  zu  kreditiren  geneigt  ist.  Es  folgt 
ferner  daraus,  dass  in  dem  Augenblick,  wo  die  Bank 
die  ihr  durch  den  wirklichen  Zirkulationsbedarf  vorge- 
zeichnete Grenze  überschreitet,  das  heisst,  wo  sie  mehr 
Koten  in  Verkehr  bringt,  als  zur  Zeit  fürKauf  und  Ver- 
kauf und  zur  Beo-leichuno-  sonstig^er  Schulden  und 
Forderungen  erforderlich  ist,  die  über  das  gegebene 
Mass  hinaus  in  Umlauf  gebrachte  Note  sofort  bei  der 
Bank  prMsentirt  und  der  betreffende  in  Metallgeld- 
betrag herausgenommen  wird.  Also  bildet  der  zeit- 
weilige Bedarf  des  Verkehrs  die  Grenze, 
welche  die  Z  e  1 1  e  1  b  a  n  k  e  n  ohne  Gefähr- 
dung ihres  Kredits  u  n  d  mithin  ihres  B  e- 
'standes  nicht  überschreiten  dürfen. 

Nach  der  Erklärung  der  Natur  der  Banknote  z  ie  - 
h  e  n  wir  eine  Parallele  zwischen  d  e  r  B  a  n  k- 
note  und  dem  Papiergelde. 

Die  Banknote  ist  —  w^ie  ich  im  Obigen  ein- 
gehend dargethan  —  als  Repräsentant  des  Me- 
tallgeldes ein  natürliches  Kreditmittel, 
dessen  Quantum  von  dem  zeitweiligen  B  e- 
darf  des  Verkehrs  abhängt.  Ihre  Menge  wird 
durch  denselben  geregelt,  sie  kommt  in  Folge  wirklicher 
Kreditgeschäfte  in  Zirkulation  und  binnen  einer  gewis- 
sen Zeit  fliesst  sie  auf  dem  Wege  der  Metalleinlösung 
wieder  in  die  Bank  zurück. 

Das  P  a  p  i  e  r  g  e  1  d  entbehrt  aller  dieser  Eigen- 
schaften. Es  kann  nicht  gegen  Metallgeld  umgewechselt 
werden,  es  ist  nicht  der  Pepriisentant  desselben,  son- 
dern   in  Folge    des    Zwangskiirses  ein   Substitut,    das 
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Surrogat  des  gemünzten  Geldes;  ausgegeben  aber  wird 
es  nicht  gemäss  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  zur  Ver- 
mitteluno; wirklicher  Geschäfte,  sondern  es  wird  ^'om 
Staate  In  Umlauf  gebracht,  welcher  dasselbe  für  bereits 
geleistete  Dienste  zur  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse 
emittirt.  Das  zeitweilige  B  e  d  ü  r  f  n  i  s  s  des  Staa- 
tes ist  es,  welches  den  M a s s s t a b  der  P a- 
piergelemission  bildet. 

Der  Preis  der  mittelst  Banknoten  ankaulliaren 
Werthe  steigt  in  der  Regel  nicht;  die  Banknote 
beilädt  immer  den  Werth,  welchen  sie 
repräsent irt,  das  heisst  den  inneren  Werth  des 
Goldes  oder  Silbers ;  hingegen  hängt  der  i  n  n  e  r  e 
AVertli  des  Papiergeldes,  oder  der  Werth,  der 
um  Papiergeld  erworben  Averden  kann,  v  o  n  d  e  r 
Grösse  der  e  m  i  1 1  i  r  t  e  n  Summe  und  g-  e  m  e  i- 
n  i  g  1  i  c  h  auch  von  den  politischen  U  m- 
ständen  ab,  und  wenn  das  Papiergeld  in  grösserer 
Menge  emittirt  wird,  als  zur  Vermittelung  des  Ver- 
kehrs erforderlich  ist,  so  wird  es  den  Preis  aller  Pro- 
dukte scheinbar  heben,  das  heisst,  im  Verhältniss  zu 
dem  durch  das  Papiergeld  ausgedrückten  Wertlie  ver- 
theuern. 

Die  Wirkung  der  Banknote  bleibt  die  näm- 
liche, wie  die  welches  anderen  Kreditmittels  Immer, 
wie  die  Cliecks,  Warrants  und  Clearlng-houses.  Indem 
sie  eine  raschere  Zirkulation  der  Kapitalien  ])ewlrkt, 
den  Kredit  ausdehnt,  steigert  sie  die  natio- 
nale Produktion,  hebt  den  Handel  und  Ist  so 
ein  e  r  s  p  r  i  e  s  s  1  i  c  h  e  s  Werkzeug  zur  E  n  t  w  I- 
c  k  e  1  u  n g  der  v o  1  k  s  w  I  r  t  li  s  c  li  a f  1 1  i  c  h  e  n  K räf te 
und  des  Natlonalrelchthiuns.  D  u  r  c  li  das  I  n  ü  1)  e  r- 
massiger  Menge  e  m  i  1 1  i  r  t  e  Papiergeld  h  i  n- 
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o; e  ö- e n  wird  d  a  s  S  c li  w a  n k e n  de  r  V a  1  u t  a 
eingebürgert,  wird  ein  Zalilnngsmittel  geschaffen, 
welclies  im  Gegensatze  zu  der  Natur  der  Zalilnngsmit- 
tel in  Gold-  oder  Silber  jeden  käuliiclien  oder  ver- 
käuflichen AVerth  schwankend  macht  und  aufhört 
ein  sichere  r  u  n  d  s  t  a  n  d  i  g  e  r  W  e  r  t  h  m  e  s  s  e  r 
des  Verkehrs  zu  sein.  Während  also  die  Bank- 
note ein  m  ä  c  h  t  i  g  e  s  Mittel  zur  H  e  b  u  n  g  d  e  s 
Kredits  und  d  a  d  u  r  c  h  d  e  r  n  a  t  i  o  n  a  1  e  n  A  r- 
beitsth  ätigkeit  bildet,  ist  das  Papiergeld 
in  AVahrheit  nichts  anderes  als  e  i  n  u  n  v  e  r  z  i  n  s  1  i- 
c h e s  Zw a n g s a n  1  e h e n,  welches  d e r  S t a a t  b e i 
seinen  Bürgern  aufnimmt,  ohne  dass  er 
den  bei  Gelegenheit  der  Emission  angege- 
bene n  W e r t h  f ü r  später  zu  siehe r n  v e r- 
möchte.  Der  Staat  verwirrt  daher  damit  das  ganze 
volkswirthschaftliche  Leben  der  Nation,  da  er  die  Agio- 
Schwankungen  permanent  macht. 

Die  Banknote  bleibt  als  Repräsentant  des 
Metallgeldes  ein  s  i  c  h  e  r  e  s  M  i  1 1  e  1  d  e  s  H  a  n  d  e  1  s- 
Verkehrs  n  ach  A  u  s  s  e  n.  Auch  dient  sie  zur  Ver- 
mitteluno; der  Verrechnungen  zwischen  Nation  imd 
Nation.  Bei  Banknoten  bleibt  das  zur  Vermittelung  des 
Verkehrs  erforderliche  Metallgeld  im  Nationalverkehr, 
während  hingegen  das  Papiergeld  nur  in  dem  dasselbe 
emittirenden  Staat  zirkuhren  kann,  und  da  es  ein  Sub- 
stitut des  Metallgeldes  ist,  so  w  i  r  d  es  in  eine  m 
solchen  Staate  das  Metallgeld  überflüs- 
sig mjichen;  es  verdriingt  daher  das  Gold  und  das 
Silber  aus  dem  Verkehr,  und  diese  werden  nach  der 
übermässigen  Emission  von  Papiergeld  dorthin  aus- 
wandern, wo  sie  als  klingende  Münze  auch  einen  Zirku- 
lationswerth  besitzen. 
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Alles  was  icli  über  (Ins  Papiergeld  gesagt,  passt 
auf  solche  Verhältnisse,  unter  welchen  das  in  gros- 
sem Massstabe  eniittirte  Papiergeld  das  allgemeine 
Zalilnngsmittel  bildet.  Solches  Papiergeld  hl  n- 
gegen,  welches  die  Staaten  in  massigem 
Betrage  e  m  i  1 1  i  r  e  n  nnd  'VA-elches  keinen  Zwangsknrs 
hat,  so  dass  nur  der  Staat,  der  dasselbe  emittirt,  die 
Verpflichtung  übernimmt,  es  bei  Gelegeidieit  an  ihn  zu 
leistender  Zahlungen  als  Bargeld  anzunehmen,  weshalb 
auch  die  in  Zirkulation  zu  erhaltende  Menge  eine  be- 
schränkte ist,  und  das  Mass  der  binnen  einer  gewissen 
Zeit  an  die  Staatskasse  zu  leistenden  Zahlungen  niclit 
überschreiten  kann:  —  solches  Papiergeld  wird  niclit 
alle  jene  nachtheiligen  Folgen  nach  sich  ziehen,  die 
sich  dort  kundgeben,  wo  das  Staatspapiergeld  das  all- 
gemeine Zahlungsmittel  l)ildet. 

Wie  ist  es  zu  erklären,  dass  —  wie  wir  dies 
auch  in  unserer  M  o  n  a  r  c  h  i  e  erfahren  konnten  —  die 
Einführung  des  Papiergeldes  und  die  Emission  dessel- 
l^en  in  o-rösserem  Betrag-e  keiner  o-  r  o  s  s  e  n  A  n  t  i- 
pathie  begegnet,  ja  dass  die  letzte  anlässlich  des 
preussischen  Krieges  im  Jahre  186G  bei  uns  vorgekom- 
mene Papiergeldemission  weder  auf  den  nationalen  Ver- 
kehr noch  auf  die  Entwickelung  der  ^-olkswirthschaft- 
lichen  Kräfte  einen  merklich  nachtheiligen  Einfluss 
ausübte  ?  Dies  überraschte  Viele  um  so  mehr,  als  jede 
Nation  die  Folgen  eines  eben  zu  Ende  gegangenen  Krie- 
ges schwer  zu  empfinden  pflegt  und  der  materielle 
Wohlstand  in  der  Regel  selbst  nach  einem  glücklich 
geführten  Kriege  eine  Zeitlang  eher  zurück-  als  vor- 
wärtsgeht; während  nacli  dem  Ende  des  preussischen 
Krieges     und     nach     der    neuerlichen     Emission     von 
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Papiergeld    unläiigl^are    Zeichen    der    Prosperität    sicli 
zeigten. 

Die  Erfahrnng  hat  überall  gelehrt,  dass  wenn  in 
einem  Staate,  der  früher  einen  Metallgeldverkehr  liatte, 
die  P  a  p  i  e  r  g  e  1  d  z  i  r  k  n  1  a  t  i  o  n  p  1  o  t  z  1  i  c  li  i  n 
grossem  Masse  eingeführt  wird,  sich  eine 
Zeit  lang  überall  die  M  e  r  k  m  a  1  e  der  K  a  p  i- 
tals Vermehrung  zeigen.  Das  ist  auch  natür- 
lich. Die  Erklärung  dafür  ist  folgende :  Da  das  Papier- 
o;eld  das  Metallo-eld  substituirt  und  dessen  Stelle  ein- 
ninnnt,  so  wandert  das  Metallgeld  dorthin,  wo  ein  Bar- 
geldverkehr besteht ;  wenn  aber  das  Metallgeld  exportirt 
wird,  so  kommen  dafür  gewisse  neue  Werthe  in  das 
mit  Papiergeldzirkulation  bedachte  Land,  das  lieisst,  es 
wird  ein  dem  exportirten  Metallgelde  entsprechender 
Werth  importirt,  um  Avelchen  sich  der  gesammte  Kapitals- 
wertli  der  Nation  vermehrt.  Dieses  neue  Kapital  sucht 
Placirung  und  demgemäss  ist  es  natürlich,  dass  es  inso- 
lange  es  diese  Placirnng  nicht  erreicht  hat,  einen  Kapl- 
talsüberfluss  verursacht  und  zur  grösseren  Steigerung 
der  nationalen  Arbeitsthätigkeit  dienen  wird. 

Was  namentlich  die  Verhältnisse  betrifft,  Avelche 
186G,  zur  Zeit  der  Emission  der  Staatsnoten  entstanden, 
so  dürfen  w i  r  den  Z  u  s t  a n  d  n  i  c h  t  ausser  A c ht 
lasse n,  der  i n  u n s e r e r  M o n a r c h I e  g e r a de  ^' o r 
dem  p r  e  u s s i s c h 6 n  Kriege  bezüglich  der  ZI r- 
k  u  1  a  t  i  o  n  der  Geldzeichen  best  a  n  d.  —  Wie  ich 
Aveiterhin  eingehend  darthun  werde,  hatte  lant  den  An- 
ordnungen der  vom  Reichsrathe  festgestellten  Bankakte 
der  Staat  186G  seine  Schuld  an  die  privilegirte  österrei- 
chische National bank  zum  gfrösseren  Theile  bereits 
zurückbezahlt.  Die  Bank  traf  ihre  Vorbereitungen,  um 
binnen  einer  gewissen  Zeit  die  Einlösung  ihrer  Noten 
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gegen  ]\rünze  wieder  aufzunelinien ;  die  Zirkulation  der 
Banknoten  hatte  daher  abgenommen,  der  Kredit  wurde 
nach  jedei-  ]\iditung  liin  eingesclu'änkt  und  es  zeigten 
sich  fast  dieselben  lähmenden  Erscheinmigen ,  wel- 
che 1858  und  Anfangs  1859  unter  der  Finanzminister- 
schaft Bruck's  bei  Gelegenheit  des  Ueberganges  von  der 
Konventionsmünze  zur  österreichischen  Währung  den 
gesammten  Verkehr  so  empfindlich  drückten.  In  Folge 
dieser  Einschränkung  entstand  zu  der  Zeit,  welche  der 
neuerlichen  Papiergeldemission  vorausging,  ein  naturwid- 
riger Zustand.  Nur  in  Ländern  mit  Papiergeldzirkulation 
pflegt  eine  solche  Einschränkung  auf  den  Geldverkehr 
und  den  Kredit  lähmend  einzuwirken.  Ueberall,  wo  Me- 
tallgeldzirkulation besteht,  und  das  aus  gemünztem  Gelde 
bestellende  Umlaufskapital  geringer  wird,  steigt  im  all- 
gemeinen der  Zinsfuss,  was  die  Einfuhr  des  im  Auslande 
befindlichen  Goldes  und  Silbers  nach  sich  zieht.  In  einem 
unter  solchen  Verhältnissen  lebenden  Staate  werden  in 
Folge  der  Abnahme  des  aus  Metallgeld  bestehenden 
Umlaufskapitales  die  Preise  aller  Produkte  sinken;  das 
Ausland  beginnt  zu  diesen  sinkenden  Preisen  seine  Ein- 
käufe zumachen  und  schickt  dafür  sein  Gold  und  Sil- 
ber so  lange  herein,  bis  das  Defizit  in  der  Zirkulation 
ausgeglichen  ist.  Diese  Ausgleichung  kann  in  einem 
anPapiergeldzirkulation  laborirenden  und  daher  bezüg- 
lich des  Verkehrs  isolirten  Staate  nicht  vor  sich  gehen, 
und  so  ist  es  natürlich,  dass  Anfangs  1866  die  einge- 
schränkte Notenemission  der  privilegirten  österreichi- 
schen Nationalbank  in  den  Kreditverhältnissen  unserer 
Monarchie  eine  allgemeine  Stagnation  hervorrief.  Diese 
hörte  auf  und  zwar  jählings,  sowie  neben  den  Noten  der 
privilegii-ten  Wiener  Nationalbank  auch  die  Staatsnoten 
in  Verkehr  zu  konnnen  begannen.    Es  zeigten  sich  alle 
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Merkmale  der  lebliafteren  Geldzirkulation  und  der  Kapi- 
talsvermelirung ;  der  Kredit  wurde  leicht  und  billig,  und 
steigerte  denUnternelmiungsgeist,  erhöhte  die  Arbeitsthä- 
tigkeit ;  die  sichtbaren  äusseren  Zeichen  der  Papiergeld- 
eraission wiesen  daher  auf  eine  Zunahme  des  Wohlstan- 
des. Auf  ehnnal  vermehrte  sich  das  Geld  und  die  grosse 
Menge  kümmerte  sich  nicht  darum,  dass  im  Vergleich  des 
inneren  Werthes  des  neu  in  Umlauf  gelangten  Geldes  zu 
dem  inneren  Wertlie  des  vor  einigen  Monaten  in  Umlauf 
gewesenen  Geldes,  nämlich  der  Banknoten,  —  bei  dem 
raschen  Steigen  und  der  ständig  gewordenen  Höhe  des 
Agio  der  wirkliche  innere  Werth  des  Verkeln-szei- 
chens  um  ein  Vierttel  geringer  geworden.  Die  grosse 
Menge  empfand  oder  berechnete  diese  Wirkung  nicht, 
aber  empfindlich  traf  dieselbe  alle  Jene,  Avelche  nach 
Erlass  der  Bankakte  ihre  in  Banknoten  bestehenden 
Kapitalien  dem  Metall  wertlie  sich  immer  mehr  nähern  ge- 
sehen hatten;  es  verloren  daher  unläugbar  diejenigen, 
die  Bargeld  besassen  oder  Zahlungsforderungen  in  lau- 
fender AVährung  an  Andere  hatten. 

Aber  es  übte  z u  j  e n e r  Zeit  auch  der  Um- 
stand eine  bedeutende  Wirkung  a  u  s,  dass 
die  S  t  a  a  t  s  n  o  t  e  n  zur  Tilgung  der  Krieg  s- 
kosten  und  zur  Bedeckung  des  Defizits  im 
Staatshaushalte  verwendet  av  u  r  d  e  n.  Wie 
bei  jedem  Kriege,  so  gab  es  auch  dieses  mal  Viele,  die 
durch  Herstellung  oder  Lieferung  von  Proviant  oder 
Ausrüstungsgegenständen  bedeutende  Gewinnste  er- 
zielt hatten;  da  aber  andererseits  das  Defizit  des  Staats- 
haushaltes im  Jahre  1866  und  1867  durch  Staatsnoten 
bedeckt  wurde  und  der  Staat  während  dieser  Zeit  die 
Staatsanleihen  weniger  in  Anspruch  nahm,  so  zog  er  auf 
diesem  Wege  weniger  Kapital  aus  dem  Verkehre.  Doch 
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aiicli  der  Umstand  wirkte  mit,  dass  der  Staat  in  den 
ersten  zwei  Jaliren  nach  der  Beendigung  des  Krieges  bei 
seinen  eigenen  Ausgaben  diegrösste  Sparsamkeit  einzu- 
führen bemüht  Avar. 

Von  Einfluss  Avaren  ferner  die  in  allen  Thei- 
len  der  Monarchie  sowohl  1866  als  namentlich  1867 
und  in  den  folgenden  Jahren  besonders  glücklich  gera- 
thenen  Ernten,  —  wäbrend  gleichzeitig  im  Auslande 
hohe  Produktenpreise  bestanden ;  so  entstand  der  grosse 
Exjjort,  der  Geschäftsverkekr  mit  dem  Auslande  wurde 
aktiv  und  allerseits  bildeten  sich  neue  Kapitalien,  wel- 
che Placirung  und  Verwendung  suchten.  Bald  began- 
nen in  beiden  Hälften  der  ^lonarchie  die  grossen 
Eisen  b  a  h  n  i  n  ve  s  t  i  t  i  o  n  e  n,  und  so  kamen  auch  hier- 
durch wieder  neue  Kapitalien  in  Umlauf.  Von  nicht  ge- 
ringem Eintlusse  auf  die  Besserung  der  materiellen  Ver- 
hältnisse waren  auch  die  konstitutionellen  Ver- 
hältnisse, die  sich  in  beiden  Hälften  der  Monarchie 
zu  consolidiren  begannen. 

D  a  s  S  t  e  i  g  e  n  d  e  s  A  g  i  o  wirkte  aber  auch 
auf  die  E n t  av i  c k e  1  u n  g  d e  r  I  n d  u  s t r  i  e  ei n. 
Da  die  Zollsätze  in  Silber  bezahlt  wurden,  der  Industrielle 
aber  die  Kohprodukte  lun  Papiergeld  einkaufte  inid 
auch  seine  Arbeiter  mit  solchem  bezahlte,  so  Avirkte 
das  steigende  Agio  als  Schutzzoll  auf  die  Hebung  der 
Industrie. 

Das  plötzliche  Steigen  und  längere  Verweilen  des 
Agio  auf  einem  höheren  Stande  kann,  einseitig  betrach- 
tet, selbst  bei  den  ernster  Denkenden  den  Vermögensstand 
der  Nation  in  blendendem  Licht  erscheinen  lassen,  da 
dadurch  Jeder,  der  schuldig  ist,  seine  Last 
erleichtert    fühlt.  Diese    Wirkung  erstreckt  sich 
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vom  Staate  bis  zu  jedem  Privaten,  der  Zalilungsver- 
pfliclitungen  liat;  in  Folge  des  Sinkens  der  Wälirnng 
steifft  der  nominale  Wertli  der  Kaufs-  und  Verkaufs- 
gegenstände  jählings  in  die  Höhe  (im  Verliälniss 
zum  Agio),  namentlicli  bei  jenen,  welche  zugleich  auch 
Gegenstände  des  Exporthandels  sind  und  daher  in 
Metallwährung  bezahlt  werden.  Die  Staatseinnahmen 
iliessen  besser  mid  regelmässiger^  ein,  denn  im  Ver- 
hältnisse zum  Steigen  des  Agio  erleichtert  sich  die 
Zahlungspflichtigkeit  Aller;  der  Herstellungspreis  der 
Produkte  und  der  Arbeitslohn  aber  folgen  nur  lang- 
sam dem  Steigen  des  Agio,  und  es  vergeht  oft  eine 
längere  Zeit ,  bis  dieses  fühlbar  wird.  Es  habe n 
daher  diejenigen  gewonnen,  die  schuldig 
waren;  aber  im  nämlichen  Verhältnisse 
haben  diejenigen  verloren,  die  zu  for- 
dern hatten. 

Um  auf  die  Definition  zurückzukonmien,  welche 
ich  der  Natm*  der  Sache  gemäss  von  der  Banknote 
gegeben ,  und  besonders  auf  die  Behauptung ,  dass 
überall,  wo  die  Banknote  das  bleibt,  was  sie 
sein  soll,  nämlich  der  Repräsentant  des  Metall- 
geldes, die  Quantität  der  Banknoten  durch 
den  zeitweiligen  Bedarf  des  Verkehrs  b  e- 
stimmt,  und  die  Annahme  der  Banknote  le- 
diglich durch  das  Vertrauen  gesichert 
wird,  w  e  1  c  h  e  s  d  a  s  g  r  0  s  s  e  P  u  b  1  i  k  u  m  d  e  r  m  i  t 
der  Emission  von  Noten  sich  befassenden 
Bank  oder  Privatperson  entgegenbringt: 
so  folgt  aus  alledem,  dass  theoretisch  ge- 
nommen, die  Banknote  rechtmässig  nicht 
Gegenstand  eines  Monopols  sein  kann, 
sondern  dass  Jeder  die  Notenemission  betreiben  darf, 
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der  die  Ik^diiiguugeii    erfüllt,  welche  erforderlich  sind, 
damit  seine  Noten  allgemein  angenommen  werden. 

Ganz  so,  wie  in  der  Periode  der  ersten  Entstelumg 
der  Banknoten  der  venezianische  oder  Genueser  Bankier 
ohne  jede  höhere  Konzession  nnd  ohne  jegliclies  Privi- 
leginm,  blos  durch  die  Macht  seines  Kredites  dieses 
Recht  ausübte,  ebenso  waren  theoretisch  auch  heute 
alle  Institute  imd  Bankiers,  welche  den  nöthigen 
Bedingungen  entsprechen,  berechtigt,  auf  eine  gewisse 
runde  Summe  lautende,  dem  Vorweiser  nacht  Sicht  mit 
gemünztem  Gelde  zu  honorirende  Anweisungen  aus- 
zustellen, das  heisst  Banknoten  zu  emittiren. 

Die  Bankfreiheit,  hi  diesem  weiten  Sinne  ge- 
nommen, kann  bedeutende  Vortheile  haben,  da 
sie  zwischen  den  mit  der  Emission  von  Noten  sich 
befassenden  Banken  und  Bankiers  Koid^urrenz  erwe- 
cken, und  dem  öffentlichen  Kredit  crrosse  Dienste  leis- 
ten ;  allein  die  Ausübung  dieser  Freiheit,  die  von  We- 
nigen und  innerhalb  enger  Schranken  in  Anspruch 
genommen,  wie  bei  den  aus  dem  Mittelalter  vorgeführ- 
ten Beispielen,  einen  heilsamen  Einfluss  ausübte, 
würde  heutigen  Tages,  bei  dem  riesigen  Verkehr  und 
dem  grossartig  entwickelten  Geschäftswesen  gar  oft 
mit  Gefahr  verbunden  sein.  Die  Erfahrung  lehrt, 
dass  das  grosse  Publikum  bei  der  Beurtheilung  des 
Individuen  oder  Instituten  zu  gewährenden  Kredits 
sich  nicht  innner  klare  Begriffe  zu  bilden  vermag. 
Die  Gestattung  einer  solchen  uneingeschränkten  und 
in  weitem  Sinne  genommenen  Bankfreiheit  wäre  gefähr- 
lich ,  namentlich  in  den  bei  jeder  entwickelteren 
Nation  von  Zeit  zu  Zeit  eintretenden  Perioden,  wo  in 
Folge  der  gesteigerten  Benützung  des  Kredits  Ueber- 
produktion  und  überschwängliche  Unternehmungslust 
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eingetreten  ist ;  der  Bankerott,  die  Zahlungsunfähigkeit 
der  ohne  jede  Kontrole  Noten  emittirenden  Anstalten  wäre 
unvermeidlich,  ja  die  übermässig  gesteigerte  Notenzir- 
kulation würde  in  Zeiten  der  Geldkrisen,  wo  der  Kredit 
erschüttert  ist,  die  Krisis  nur  verschärfen.  Diesem  Um- 
stände ist  es  zuzuschreiben,  dass  das,  w  a  s  bezüglich  der 
Emission  der  Banknote  theoretisch  zulässig, 
p  r  a  k  t  i  s  c  h  g  e  f  ä  h  r  1  i  c  h  wäre.  Demzufolge  haben  die 
Regierungen  und  Gesetzgebungen  aller  Staaten  selbst 
d  o r t,  wo  kein  B  a n k m o  n  o  p  o  1  e x  i  s  t i r  t,  b e- 
z  ü  g 1  i  c  h  der  Gründung  von  Z  e  1 1  e  1  b  a  n  k  e  n 
Gesetze  geschaffen  und  die  Konzession 
zum  Betriebe  des  Geschäftes  an  gewisse 
B^e dingungen  geknüpft. 

Doch  nicht  nur  aus  diesem  Grunde  haben  sich  die 
Staaten  das  Verfügungsrecht  über  das  Bankwesen 
vindizirt.  Mit  dem  Anwachsen  des  Banknotenverkehrs 
bot  die  Notenemission  den  betreffenden 
Anstalten  einen  namhaften  Nutzen,  und 
zwar  einen  inn  so  grösseren,  eine  je  bevorzugtere  Stel- 
lung die  eine  oder  die  andere  Bank  einn^ihm.  Bei  der 
Konzessionirun«:  solcher  Anstalten  wünschten  daher 
aucli  die  Staaten,  welche  die  Konzession  gaben,  aus 
dem  lucrativen  Geschäfte  Nutzen  zu  ziehen.  Da  die 
Erfahrung  lehrte,  dass  wenn  in  einem  Staate  blos 
eine  Bank  mit  dem  Vortheile  der  Notenemission  be- 
dacht wird  und  so  keine  Konkurrenz  vorhanden  ist, 
somit  gleichwie  bei  jedem  Monopol  so  auch  bei  die- 
sem der  Nutzen  der  mit  einem  ausschliesslichen  Privi- 
leg^ium  auso-estatteten  Bank  ein  PTösserer  ist  und  an  die- 
sem  Nutzen  auch  der  Staat  partipiziren  kann :  so  ent- 
wickehe  sich  naturgemäss  in  den  grösseren  Staaten  das 
System  des  Bankmonopols,    indem  der  Staat  sich  darü- 
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bei-  liinwegssetzte,  class  es  immer  das  Publi- 
kum ist,  welches  diesen  grösseren  Nutzen 
direkt  b  e z  a li  1  e n  m u s s,  und  d a s s  da  d  u  r  c li 
indirekt  die  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  des  Kredits  b  e- 
h  i  n  d  e  r  t  w  i  r  d. 

Wo  das  Bankmonopol  bereits  eine  Zeit  lang  exis- 
tii'te  und  die  Bank  eben  in  Folge  des  ausschliesslichen 
Privilegiums  zur  ersten  Finanzuiacht  des  Landes  lieran- 
o-ediehen  war,  dcn-t  trat  die  unvermeidliche  Folije  ein, 
dass  so  oft  über  den  Staat  schwere  und  ausserordentli- 
che Verhältnisse  hereinbrachen,  die  Bank,  ob  sie  wollte 
oder  niclit,  gezwungen  "\a  ar,  dem  Staate,  welcher  sie  ge- 
gen die  freie  Konkurrenz  in  Scluitz  genonmien  und  mit 
ausschliesslichen  Privilegien  und  Vortheilen  bedacht 
hatte,  zum  Entgelt  alle  Dienste  zu  erweisen,  welche  die- 
ser von  ihr  verlangte.  Demgemäss  war  die  des  Mono- 
pols geniessende  Bank  genöthigt,  gerade  in  den  schwe- 
ren Zeiten,  wo  es  ihre  Aufgabe  gewesen  wäre,  den  Pri- 
vatkredit zu  unterstützen,  ihre  Notenpressen  dem  Staate 
zur  Verfügung  zu  stellen;  und  da  sie  hiedurch  natur- 
gemäss  ihren  eigenen  Kredit  erschütterte  und  in  Folge 
der  übermässigen  Notenemission  nicht  im  Stande  war 
ihrer  Verpflichtung,  jede  Note  auf  Verlangen  sof(u-t  ge- 
gen gemünztes  Geld  einzulösen.  Genüge  zu  leisten :  so 
enthob  sie  der  Staat  zum  Gegendienst,  aber  auch  im 
eigenen  Interesse,  der  Einlösungspthcht.  Die  Erfah- 
rung hat  überall  bewiesen,  dass  dort,  wo 
das  B a n k m o n o p o  1  herrscht,  in  Folge  des 
Zwangskurses  aus  der  Banknote  auf  kür- 
zere od  er  längere  Zeit  Papiergeld  wurde, 
worauf  dann  alle  jene  N  a  c  li  w  i  r  k  u  n  g  e  n  ein- 
trat c  n,  Av  eiche  die  Papiergeld  w  i  r  t  h  s  c  li  a  f  t 
nach  sich  zu  ziehen  pflegt. 
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Die  EinmenguDg  der  Staaten  in  das  Zettelbankwe- 
sen hatte  iirsprüiigdlcli  blos  den  Zweck,  das  grosse  Publi- 
knni  vor  dem  Missbrauclie  des  öffentlichen  Kredits 
zu  bewahren,  und  siehe,  fast  bei  jedem  Staate,  avo  diese 
Einmengung  zum  Bankmonopol  führte,  pflegen  grade 
in  Folge  der  Massnahmen  des  Staates  weit  grössere  Kri- 
sen und  eine  weit  dauerndere  Entwerthung  der  Bankno- 
ten einzutreten,  als  bei  gehörig  geregelter  Bankfreiheit 
sich  je  hätten  entwickeln  können! 


Viertes  K  a  p  i  t  e  1. 

Zettelbankeii  in  Europa. 

[Zentralisirtes  Banksystem.  —  Staatsbank.  —  Die  rus- 
sische Bank.  —  Privilegirte  Banken.  —  Die  östereicliisclie 
Bank.  —  Die  französische  Bank.  —  Der  feste  Bestand  derselben 
auch  nach  dem  Kriege.  —  Die  englische  Bank.  —  Die  Zentral- 
hank Englands.  —  Die  preussische  Bank.  —  Wie  aus  derselben 
eine  deutsche  Reichsbank  wurde.  —  Die  allgemeinen  Verfü- 
gungen des  neuesten  deutschen  Bankgesetzes  über  die  Reichs- 
bank  und  die  Privatbanken.  —  Die  Tendenz  dieses  Gesetzes.] 


Ich  will  nun  in  Kürze  über  die  verschiedenen  Sys- 
teme der  Zettelbanken  sprechen,  wie  dieselben  sich 
praktisch  entwickelt  haben. 

Am  verbreitetesten  und  allg-emeinsten  ist  —  beson- 
ders in  den  grossen  Staaten  —  das  zentralisirte  Bank- 
system. Dieses  wieder  besteht  in  zwei,  von  einander 
verschiedenen  Formen:  als  im  eni>:sten  Sinne  o-enomme- 
nes  Bankmonopol  nnd  als  zentralisirtes  Banksysten?, 
wo  die  Zentralbank  zwar  mit  o-ewissen  nnd  zwar 
namhaften  Vorrechten  nnd  Privileo'ien  ansu-estattet  ist, 
indessen  kein  ansschliessliches  Notenemissionsreclit  be- 
sitzt. 

Beim  S3'stem  des  Bankmonopols  bekleidet  die 
Gesetzgebung  die  in  der  Staatsmetro])ole  befindliche 
Bank  mit  dem   ausschliesslichen  Notenemissionsrechte 
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und  s^ewälirt  (lersell)en  auch  noch  besondere  Privileonen 
nnd  reclitliche  Yortheile. 

Die  mit  dem  M  o  n  o  pol,  das  heisst  mit  ans- 
schhesshclien  Privileo-lnm  anso^estatteien  Zentralbanken 
sind  Avieder  zweierlei :  d  i  e  r  e  i  n  s  t  a  a  1 1  i  c  h  e  B  a  n  k, 
welche  das  Vorrecht  der  Notenemission  nnter  der  direk- 
ten Leitung  des  Staates  ausübt ;  dann  die  in  der  Metro- 
pole von  Privaten  errichtete  Bank,  welche  von  der  Legis- 
lative das  ausschliessliche  Privilegium  zur  Emission  von 
Noten  erhält. 

Eine  privllegirte  Staatsbank  ])e steht  seit  1860  in 
Russland.  Bei  Errichtung  dieser  Bank  hatte  man 
den  Zweck  vor  Augen,  all  jene  Macht  In  der  Hand  des 
Staates  zu  vereinigen  und  für  ihn  zu  sichern,  welche 
der  Vortheil  der  Notenemission  l^ietet;  zugleich  wollte 
der  Staat  durch  die  Errichtung  dieser  Bank  auf  die  Bes- 
serung und  allmällge  Einstellung  der  seit  lange  bestande- 
nen Papiergeldzirkulation  hinwirken,  und  den  Staatskre- 
dit konsolidiren.  Den  ersten  dieser  Zwecke  hat  der  russl- 
sclie  Staat  durch  die  Errichtung  dieser  Bank  erreicht ;  den 
zAA'elten  jedoch,  namentlich  die  allmällge  SIstirung  der 
Papiergeldzirkulation,  vermochte  er  nicht  zu  erreichen, 
denn  obschon  das  grosse  russische  Eelch  sich  seit  dem 
Krimkrige  materiell  sehr  gehoben  liat  und  ebenso  gross- 
artige als  hellsame  Reformen,  wie  beispielweise  die 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  durchgeführt  wurden, 
so  AA'ollte  die  Herstellung  der  Valuta  und  die  Einfüh- 
rung der  Metallgeldzirkulation  dennoch  bisher  nlclit 
gelingen. 

Zu  den  ausscliliesslich  privllegirten  grossen  Ban- 
ken zählt  aucli  die  j)  r  i  v  1 1  e  g  I  r  t  e  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  I  s  c  h  e 
N a 1 1 o n a  1  b a n k.  Diese  Bank  AAurde  1816  zu  dem 
Zwecke  gegründet,  um  nach  den  grossen  Kriegen  das 
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Staatspapierg-ekl  einziilr)scn  und  die  Metallzlrkulntlon 
wieder  lierzustellen.  Diesem  Zweck  liat  die  Natio- 
nalbank aiicli  entsproclien:  aUein  znfolg'e  des  intimen 
Verlüiltnisses,  welches  bei  jeder  mit  dem  Monopolsreclit 
ausgestatteten  zentralisirten  Bank,  und  so  auch  bei  der 
österreichischen  Natioi^albank  glcicli  vom  Anfang  lier 
zwischen  der  Bank  und  dem  Staate  bestand,  A^'urde  sie 
von  1848  ano-efano-en  insolvent,  und  trotzdem  ihr  Stamm- 
kapital  gross,  ilire  Leitung  gut  organisirt  ist  und  trotz- 
dem sie,  wenn  die  Staatsnoten  nicht  waren,  ihrer  Barein- 
lösungspiiicht  längst  liätte  gerecht  werden  können,  hält 
sie  dennoch  seit  mehr  als  einem  Vierteljahrhundert 
mit  Zwangskurs  ausgestattete  Banknoten  in  Umlauf. 
Übrigens  werde  ich  über  diese  Bank  noch  eingehender 
sprechen. 

Auch  die  fr  a  n  z  ö  sich  e  Bank  ist  gleich  der  öster- 
reichischen keine  Staatsbank,  indess  besitzt  sie  das  aus 
schliessliche  Monopol  der  Notenemission.  Die  französi- 
sche Bank  ist  1808  durch  Kaiser  Napoleon  I.  gegrün- 
det worden.  Diese  Bank  hat ,  trotzdem  sie  mit  dem 
ausschliesslichen  Privilegium  ausgestattet  ist  und  mein- 
als  einmal  im  Grläubigerverhältniss  zum  Staate  stand, 
dem  französischen  Kreditwesen  g-rosse  Dienste  ge- 
leistet;  ihre  Wirksamkeit  blieb  stets  eine  geregelte, 
und  nur  zur  Zeit  grosser  Krisen  wurde  sie  der  über- 
nommenen Bareinlösungsverpilichtung  enthoben.  Diese 
Vergünstigung  nahm  sie  1848  für  kurze  Zeit  in  An- 
Spruch.  Nach  dem  dentsch-franz<)sischen  Kriege  Avurde 
die  französische  Bank  in  Folge  der  grossen  Anleihen, 
welche  der  Staat  bei  derselben  während  des  Krieges 
und  nach  demselben  aufgenommen  hatte,  neuerdings 
der  Verpflichtung  enthoben,  ihre  Noten  gegen  Me- 
tall    einzulösen,    und    diese     Enthebung     währt    noch 
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lieute  fort,  Dennocli  aber  haben  sich  in  Frankreich  bisher 
die  Nachtlieile  der  Papiergeldwirtliscliaft  nicht  gezeigt 
und  werden  sich  wahrscheinhcli  auch  nicht  zeigen. 
Zwischen  den  Noten  der  französisclien  Bank  und  dem 
Metallgekle  besteht  kaum  ein  Unterschied,  im  Verkeln- 
wird  die  Banknote  an  Goklesstatt  angenommen,  und 
(kas  Agio,  nemhch  die  zwischen  den  Noten  der  Bank  von 
Frankreicli  und  der  effektiven  Goldmünze  bestehende 
Differenz,  macht  in  der  Regel  nicht  mehr  als  V'«»»  ans, 
das  heisst  die  Umwechslung  von  tausend  Francs  in  Noten 
gegen  Goldmünze  verursacht  im  Privatverkehr  höch- 
stens eine  Ausgabe  von  1  Franc, 

Welcher  Ursaclie  ist  das  bisher  unerliörte  erfolge 
reiclie  Wirken  dieser  mit  Monopolsrecht  ausgestatte- 
ten und  zum  Staate  in  einem  eno;eren  Gläubio;erverhaltniss 
stellenden  Notenbank  zuzuschreiben?  Die  französisclie 
Regierung  und  Gesetzgebung  nahm  selbst  unter  den 
drückendsten,  durch  den  Krieg  herbeigefüln-ten  VerhäU- 
nissen  nicht  zur  Emission  von  Papiergeld  ihre  Zufluclit. 
Die  französisclie  Nation  vertraute  und  vertraut  darauf, 
dass  ihre  Gesetzo-ebuno:  und  Reo-ieruno-  den  Kredit  der 
Bank  nur  als  ausserordentliches  Hilfsmittel  benützen, 
und  ist  überzeugt  davon,  dass  die  zur  Amortisirung  der 
Schuld  iiotliA\'endio;eii  Massnahmen  durcho-eführt  werden. 
Jeder  weiss,  dass  die  Bank  ordentlich  geleitet  wird  und  auf 
solider  Basis  beruht,  iind  Jeder  kennt  den  grossen  Metall- 
vorrath,  über  welchen  die  Bank  verfügt.  Vor  allem  aber 
wirkte  zur  Wahruno;  des  Kredits  der  französischen  No- 
tenbank  nicht  nur  der  grosse  Metalloeldvorrath,  über 
welchen  die  Bank  selbst  verfügt,  sondern  auch  die 
vielfach  grössere  Metallgeldsumme,  welche  die  Privaten 
in  Frankreich  besitzen,  und  die  in  Bezug  auf  die  Auf- 
rechterhaltung    des    Werthes    der  Banknoten    als   eine 
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zweite,  den  Metallstock  der  Bank  weit  üljcrbietende 
Reserve  ano-esehen  werden  kann.  Mitliin  liaben  das 
niassvolle  nnd  nüchterne  Vorgehen  der  Regierung  nnd 
Gesetzg-ebunsT,  die  ofewissenhafte  Leitung  der  Bank  und 
deren  grosser  Metallstock,  da.s  bedeutende  aus  barer 
Münze  bestehende  Kapital  der  Privaten,  das  in  Frank- 
reich kursirt,  und  vor  Allem  das  Vertrauen  der  Nation 
auf  ihre  Zukunft  Frankreich  vor  den  Uebclstiinden 
bewahrt,  welche  mit  der  Papiergeldwirthschaft  und  dem 
ScliAvanken  der  Valuta  verbunden  zu  sein  pflegen. 

Eine  wenn  auch  nicht  ausschliesslich  privilegirte, 
aber  doch  mit  oTossen  Vorrechten  bekleidete  Zentralbank, 
und  zwar  unter  Allen  die  mächtigste,  ist  die  engl  i- 
sche  Bank,  welche  1694  gegründet  wurde,  und  in- 
dem  sie  1722  und  1764  ihr  Stammkapital  vergrösserte, 
die  Zentralbank  der  englischen  Nation  ward  und  jene 
ausgezeichnete  Stelle  einnahm,  in  Folge  welcher  sie  das 
mächtigste  Geldinstitut  des  gesammten  -Welthandels 
und  Geldverkehrs  ist.  Indess  konnte  auch  diese  Bank 
zufolge  des  zwischen  ilir  und  dem  Staate  entstandenen 
engeren  Verhältnisses  nicht  immer  ihren  Noteneinlö- 
sungsverpflichtungen gerecht  Averden. 

Im  Jahre  1796.  als  der  Staat  der  Bank  lierelts 
11.686,000  ^  Sterling  schuldete,  und  später  im  Jahre 
1816,  als  diese  Schuld  um  ein  neueres  Anlehen  von 
drei  Millionen  Pfund  Sterling  anAvuchs,  wurde  die  engli- 
sche Bank  durch  das  Gesetz  von  der  Einhisung  iln-er 
Noten  enthoben,  und  von  da  ab  bis  zum  Jahre  1821,  aa'o 
sie  ihre  Noten  wieder  gegen  gemünztes  Geld  einzulösen 
anfing,  hatten  die  von  ihr  emittirten  Noten  den  Cha- 
rakter des  Papiergeldes,  und  das  Agio  schwankte  je 
nach  der  politischen  Lage  und  den  Kriegsverhältnis- 
sen. Auf  kurze  Zeit  stieg  es  bis  zu  50  "Z^. 

CD.  7 
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Nebst  der  engllsclien  Zentralbank  besassen  In 
Grossbritannien  noch  mehrere  andere  Banken  das  Pri- 
vileginm  der  Notenemission.  Fast  jede  Handelsstadt 
liatte  eine  solche  Bank.  Indessen  nahm  die  Zalil 
derselben  in  Folge  der  verschiedenen  eingetretenen 
Geldkrisen  bedeutend  ab,  bis  die  von  Sir  Robert-Peel 
im  Jahre  1844  eingeführte  J3ankakte  das  Notenemis- 
sionsrecht der  Provinzbanken  einschrankte.  Jetzt  sind 
es  zumeist  die  schottischen  Banken,  die  sich  dieses  Recht 
noch  be^Yahrt  haben. 

Die  Peel-Akte  stellte  l^ezüo-lich  der  eno;lischen 
Bank  ein  neues  System  auf.  Indem  Peel  die  Agenden  der 
Bank  in  zwei  streng  von  einander  geschiedene  Klassen 
sonderte  und  die  soo-enannte  Currencv-Theorie  aufstellte, 
war  es  seine  Absicht,  die  Möglichkeit  einer  übermässigen 
Emission  der  Banknoten  zu  vermindern.  Indess  hat 
die  Erfahrung  gelehrt,  dass  auch  bei  den  reichsten  Völ- 
kern auserordentliche  Verhältnisse  vorzukommen  pfle- 
gen, unter  denen  selbst  die  mächtigste  zentralisirte  Zettel- 
bank nicht  im  Stande  ist,  allein  den  Bedürfnissen  des 
Verkelu-skredits  zu  entsprechen.  Seit  der  Einführung 
der  Peel-Akte  war  die  Reo-ierunof  bereits  dreimal  o-enö- 
thigt  die  Bankakte  zu  suspendiren  und  der  Bank  die 
Emission  einer  grösseren  Menge  Noten  zu  gestatten,  als 
sie  Im  Sinne  des  Gesetzes  zu  emittiren  berechtigt  gewe- 
sen wäre. 

Es  kann  nicht  mein  Zweck  sein,  an  dieser  Stelle 
mich  in  eine  A'seitläufiö'e  Erörteruno^  der  Licht-  und 
Schattenseiten  der  Peel-Akte  einzulassen ;  es  ist  hier- 
über eine  ganze  Literatur  enstanden ;  Viele  verdanunen 
dieselbe,  Manche  preisen  deren  Vorzüge.  Das  Gesetz  be- 
steht thatsächlich  aufrecht  und  dabei  vermochte  die 
englische  Bank  den  Bedürfnissen  des  grossen  englischen 
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Geldmnrktes  zu  entsprechen,  liat  sie  ihren  Kredit  jinf 
festen  Grundlagen  ent^A'ickelt  und  ist  zum  Mittelpunkt 
für  den  Geld  verkehr  des  Weltliandels  geworden.  Ande- 
rerseits wieder  hat  die  Erfohrung  dargethan,  dass  die 
durcli  die  Peel- Akte  normirten  streng^en  Massreo^eln 
unter  gewissen  Umständen  nicht  aufrechterhalten  wer- 
den können.  Es  gibt  denkende,  fachkundige  Autoritä- 
ten, die  besorgen,  dass  wenn  die  Verfügmigen  dieser 
Akte  inid  namentlich  das  Bankmonopol  in  England 
fortwährend  streng  aufrechterhalten  werden,  Umstände 
eintreten  können,  welche  eine  tiefer  gehende  Verwir- 
runo'  des o-ewaltio-en  englischen  Gcldverkehrs  zur  Folo-e 

o  o  O  O  o 

haben  würden. 

Unter  ähnlichen  Verhältnissen  entwickelte  sich 
die  p  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e  B  a  n  k,  welche  im  Jahre  1766 
konzessionirt  wurde,  und  in  dem  Masse  als  der  preus- 
sische  Staat  an  Macht  Ausdehnung  und  Einfluss  zu- 
nahm, zu  einer  immer  wichtigeren  Rolle  gelangte.  Heute 
ist  sie  die  wahrhaftige  Zentralbank  des  grossen 
deutschen  Reiches,  ohne  dass  sie  jedoch 
ein  a  u  s  s  c  h  1  i  e  s  1  i  c  h  e  s  P  r  i  ^'  i  1  e  g  i  u  m  zur  E  m  i  s- 
sion  von  Noten  besässe.  Die  in  den  vergange- 
nen Jahrzehnten  in  den  kleinen  deutschen  Staaten 
gegründeten  Notenbanken  bestehen  noch  und  sind 
ihren  Zahlungsverpflichtungen  bisher  regelmässig  nach- 
gekommen. Regierung  und  Gesetzgebung  des  deutschen 
Reiches  strebten  dahin,  die  preussische  Bank  immer 
mehr  zum  wirklichen  Mittelpimkte  des  deutschen  Bank- 
notenverkehrs zu  machen,  und  iln-  mit  der  Zeit  das 
Monopol  der  Banknotenemission  zu  sichern. 

01)wo]il  ich  die  Kennzeichnung  der  verschiedenen 
Banken  und  der  in  Bezug  auf  dieselben  aufgetauchten 
namhafteren  prnktischen  Erfahrungen  in  m()glichst  enge 
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Grenzen  zu  drangen  bestrebt  war,  so  kann  Ich  doch 
nicht  unterlassen,  einig-e  von  den  Veriinderuno^en  zu 
erwähnen,  welche  d  u  r  c  h  die  deutsche  G  e  s  e  t  z- 
gebung  Anfangs  dieses  Jahres  in  Bezug 
auf  das  deutsche  Bankensystem  festge- 
stellt wurde  n.  Ich  erwähne  sie,  weil  die  betreffende 
Verfügung  schon  an  sich  sehr  interessant  und  cha- 
rakteristisch ist  und  manches  Belehrende  enthält, ;  ferner 
weil  sie  als  eine  Verfüg-uno^  unseres  mächtiosten  und  näch- 
sten  Nachbars  für  uns  von  besonderem  Interesse  ist. 
Schliesslich  kann  ich  die  Erwähnung  dieser  legislati- 
ven Massnahmen  aus  dem  Grunde  nicht  unterlassen, 
weil  dieselben  etwas  ganz  Neues  sind.  Alles,  was  ich 
über  die  anderen  Banken  gesagt  habe  oder  noch  sao-en 
werde,  ist  in  zahlreichen  treiflichen  Werken  zu  finden, 
während  dieser  Gegenstand  zufolge  seiner  Neuheit  in 
den  bisher  erschienenen  fachwissenschaftlichen  Werken 
noch  nicht  behandelt  werden  konnte. 

Man  muss  es  der  deutschen  Nation  zugestehen, 
dass  sie,  wenn  sie  einmal  eine  grosse  Idee  erfasst  und 
für  dieselbe  sich  begeistert  hat,  in  allen  ihren  Handlun- 
gen konsequent  und  systematiscli  ist;  sie  verliert  das 
vorgesteckte  Ziel  nie  aus  den  Augen,  und  handelt  nie 
übereilt,  sondern  stets  mit  Überlegung,  denn  sie  weiss, 
Avas  sie  will,  und  besitzt  vor  Allem  den  grossen  Vorzug, 
dass  sie  zu  warten  versteht;  wenn  aber  eine  o;ünstio;e 
Gelegeidieit  sich  darbietet,  so  pflegt  sie  diese  sich  nicht 
entschlüpfen  zu  lassen,  sondern  erfasst  sie  beim  Schöpfe. 
Ausserdem  besitzt  sie  die  auso-ezeichnete  Eiscenschaft, 
dass  sie,  wenn  es  sich  um  die  Erreichung  eines  grossen 
Zieles  handelt,  zu  gehorchen  versteht. 

Die  Verschmelzung  der  deutschen  Volksstämme 
und  der  von  ihnen  bewohnten  verschiedenen  Staaten  zu 
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einem  grossen,  mächtigen  nationalen  Körper  ist  im 
gegenwärtigen  Jahrlmndert  die  leitende  Idee  der  deut- 
schen Nation.  In  dieser  Richtung  hat  dieselbe  bereits 
grosse  Erfolge  erzielt,  und  wenn  sie  bei  der  Anwen- 
dung der  Mittel  auch  in  Zukunft  mit  solcher  Konse- 
quenz Behutsamkeit  und  Schonungslosigkeit  vorgehen 
wird,  wie  bisher,  so  wird  sie  früher  oder  später  ihr  Ziel 
vollständig  erreichen.  Von  diesem  geleitet,  legt  sie  schon 
seit  Jahrzehnten  mit  jeder  ihrer  Massnahmen,  von  der 
Errichtiuig  des  Zollvereines  bis  zu  dem  heuer  geschaf- 
fenen Bankgesetze,  entschieden  das  Streben  an  den  Tag, 
die  Staatsgewalt  zu  steigern  und  deren  zentralisirende 
Wirksamkeit  nach  innen  wie  nach  aussen  zu  ermögli- 
chen. Welch  eine  grosse  Aufgabe  ist  dies,  besonders 
bei  einer  Nation,  die  durch  Jahrhunderte  in  verschiedene 
kleine  Staaten  zersplittert,  unter  kleinen  Herrschern  zur 
Zeit  grosser  politischen  Ereignisse  alle  Merkmale  der 
Schwäche  und  Ohnmacht  gezeigt  hat !  Wie  mannigfache 
und  einander  zuwiderlaufende  Verhältnisse  und  Interes- 
sen, wie  viele,  lange  Zeiten  hindurch  genährte  Gefühle 
mussten  geschont  werden !  Und  Avenn  diese  Nation  in 
entscheidenden  Momenten  behufs  Erreichung  ihres  Zieles 
in  den  Mitteln  nicht  wählerisch  war,  so  wusste  sie  doch 
bei  der  Durchführung  der  Zentralisation,  besonders  bei 
den  Inneren  Angelegenheiten,  den  äusseren  Anstand  zu 
bewahren  und  unter  Beobachtung  der  rechtlichen  For- 
men die  erworbenen  und  nicht  verjährten  Rechte  zu  re- 
spektiren. 

Noch  vor  wenigen  Jahren  Avar  jeder  kleinere  Staat 
berechtigt,  und  machte  auch  In  der  Regel  von  diesem 
Rechte  Gebrauch,  mit  dem  Privilegium  der  Notenemis- 
sion ausgestattete  Banken  zu  konzesslonlren.  Auch  heute 
noch  bestehen  drelunddrelssig  solche  Banken  in  Deutsch- 
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laiid.  Es  war  dalier  eine  scliwere  Aufgabe,  bei  der  No- 
tenemission die  Zentralisation  anzustreben.  Die  Reiclis- 
gesetzgebung  ging  ohne  Säumen  daran,  den  angestreb- 
ten Zweck  allmiilig  zu  verwirkliclien.  Im  vierten 
Punkte  des  IV.  Abschnittes  der  Verfassung  wurde  unter 
den  allgemeinen  Bestimmungen  das  Bankwesen  in  den 
Kompetenzkreis  der  gemeinsamen  Reichsgesetzgebung 
eingereiht.  Am  27.  März  1870  wurde  in  dieser  Hinsicht 
eine  allgemeine  Verfügung  getroffen ;  es  wurde  nemlich 
festgestellt,  dass  nach  der  Regelung  des  Geldfusses 
auch  die  Regelung  der  Bankfrage  erfolgen  werde,  zugleich 
Avard  ausgesprochen,  dass  bis  dahin  kein  neues  Noten- 
emissionsprivilegium  ertheilt  Averden  dürfe.  Das  betref- 
fende Gesetz  enthält  ferne  folgende  vorbereitende  Ver- 
fügungen. Da  man  die  einzuführende  Goldwährung 
vor  der  Konkurrenz  der  Zahlungsmittel  schützen  wollte, 
so  Avurde  angeordnet,  dass  bis  zum  1.  Januar  1876  alle 
Banknoten  einzuziehen  seien,  welche  nicht  auf  Reiclis- 
Avährung  lauten ;  ferner  Avurde  der  IMinimalbetrag  der 
in  ReichsAA'ährung  zu  emittirenden  Noten  auf  100 
Mark  (50  Gulden)  festgesetzt.  Zugleich  Avurde  beschlos- 
sen, vorbereitende  Schritte  zur  Kreirung  eines  Bankge- 
setzes zu  thun,  durch  welches  das  Bankwesen  im  ganzen 
deutschen  Reich  ehestens  geregelt  werden  soll. 

Der  GesetzentAvurf,  Avelcher  zu  diesem  ZAvecke  ver- 
fasst  Avurde,  ging  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  das 
Gemeininteresse  die  Regelung,  beziehungsweise  Ein- 
schränkung des  durch  die  einzelnen  Institute  erworbe- 
nen Notenemissionsrechtes  erheische.  Man  glaubte  dies 
ohne  Verletzung  der  erworbenen  Rechte  so  erreichen  zu 
können,  dass  alle  jene  Banken,  Avelche  sich  dem  allge- 
mein einzuführenden  Gesetze  nicht  fügen,  ihre  Noten 
nur  in  den    Staaten    zirkuliren    lassen    dürfen,   welche 
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diese  Banken  koiizessionirt  liabeii ;  und  da  fast  alle 
Zettelbankcii  auf  einem  massigen,  mitunter  nur  einige 
Quadratmeilen  grossen  Gebiete  konzessionirt  waren, 
iln*  Notenverkehr  aber  sich  auch  über  die  benacld^arten 
Gebiete  erstreckte,  so  werden  die  kleineren  Zettelban- 
ken durch  diese  Bestimmung  gezwungen,  sich  den  Nor- 
men des  allgemeinen  Gesetzes  zu  unterwerfen.  Der 
Gesetzentwurf  gestattet  indess  jeder  Zettelbank,  ihre 
Noten  auf  dem  ganzen  Reichsgebiete  in  Umlauf  zu  er- 
halten, wenn  sie  bis  zum  1.  Januar  1876  alle  Bedin- 
gungen erfüllt,  welche  das  Gesetz  stellt.  Diese  l^edin- 
gungen  beziehen  sich  namentlich  auf  das  Ausmass  der 
Notenemission,  niif  die  Bedeckung  und  Einhisung  der- 
selben, auf  die  xVufliebung  jener  Verordnungen,  denen 
gemäss  die  Noten  einer  jeden  Bank  an  den  öffentlichen 
Kassen  anstatt  baren  Geldes  angenommen  werden 
müssen,  endlich  darauf,  dass  die  erworbene  Konzession 
am  1.  Januar  1886  sistirt  werden  könne. 

Ausserdem  enthält  der  Entwurf  noch  zahlreiche 
andere  hochwichtige  und  heilsame  Verfügungen ;  unter 
Anderem  wird  den,  Noten  emittirenden  Banken  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  iln-e  Noten  gegenseitig  anzunehmen 
und  umzutauschen,  was  naturgemäss  zu  einer  strengen 
Ausübung  der  gegenseitigen  Kontrole  führt.  Zu  diesem 
Zwecke  wird  ausgesprochen,  dass  jede  Bank  verpflich- 
tet sei,  für  die  unbedeckten,  aber  dennoch  in  Verkehr 
gesetzten  Noten  an  das  Eeicli  eine  gewisse  Steuer  zu 
entrichten.  Diese  Massnahme  übt  einerseits  auf  die  Ver- 
ringerung der  Banknotenzirkulation  eine  grosse  Wirkung^ 
aus,  und  sichert  andererseits  dem  Reiche  ein  beträchtli- 
ches Einkommen.  Die  Nothwendigkeit  dieser  Massnahme 
ist  besonders  durch  dieübermässigangewachseneZirkula- 
tion  der  unbedeckten  Banknoten  motivirt.  Die  Zirkulation 
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solcher  unbedeckten  Banknoten  betrug  1867  67.432,000 
Thaler,  hob  sich  von  Jahr  zu  Jahr,  und  erreiclite  im 
Jahre  1872  die  grösste  Höhe,  nämlich  142.334,000 
Thaler,  um  1873  auf  133.428,000  Thaler  herabzusinken. 

Der  im  Obigen  gewürdigte  Gesetzentwurf  der  Re- 
gierung, gelangte  am  16.  November  1874  zur  Ver- 
handluno;.  Nachdem  die  Verhandluno;  A,m  18.  November 
1874  beendet  war,  wurde  ein  Einundzwanziger-Aus- 
schuss  damit  betraut,  ein  Gutachten  abzugeben.  Sowohl 
die  reichstäglichen  Verhandlungen,  als  auch  die  Aus- 
schussberichte enthalten  viel  Lehrreiches.  Die  allge- 
meine Tendenz  offenbarte  sich  darin,  dass  sowohl  der 
Ausschuss,  als  auch  die  Gesetzgebung  in  ihren  Vorschlä- 
gen viel  weiter  gingen,  als  die  Regierungsvorlage,  und 
namentlich  dahin  zielten,  dass  die  Berliner  Bank  zur 
Reichsbank  erhoben  werde. 

Der  erste  Abschnitt  des  Gesetzes  schliesst  die  allge- 
meinen Massnahmen  in  sich.  Er  stellt  fest,  dass  in  Zu- 
kunft nur  auf  dem  Wege  des  Reichsgesetzes  die  Konzes- 
sion ziu-  Errichtung  einer  Zettelbank  erworben  Averden 
könne;  ferner  dass  die  kleinste  Note  auf  keinen  geringeren 
Betrag,  als  auf  100  Mark  lauten  dürfe.  Nach  richtigen 
Prinzipien  stellt  er  die  allgemeinen  Sicherheitsmassregeln 
fest  und  verordnet,  dass  jede  Bank  für  die  nicht  durch 
Metall  bedeckten  und  über  das  normirte  Plus  liinaus 
emittirten  Noten  vom  1,  Januar  1876  angefangen  eine 
fünfperzentige  Steuer  an  die  Reichskasse  zu  entrich- 
ten habe. 

Der  zweite  Abschnitt  handelt  von  der  in  Berlin  zu 
errichtenden  Reichsbank,  die  berufen,  ja  überall, 
wo  der  Bundcsrath  es  für  angezeigt  halten  sollte,  ver- 
pflichtet ist,  Filialen  zu  errichten.  In  korrekter  Weise 
Avird  darin  der  Wirkungskreis  der  Reichsbank  festgestellt 
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und  die  von  derselben  zu  bietende  Siclierlieit  vorgeschrie- 
ben. Es  wird  ausgesproclien :  dass  ein  Drittel  des 
gesammten  Betrages  ihrer  zirkulir enden 
Noten  m i t  M e t a  1 1  g e  1  d  zu  bedecken  sei;  dass 
sie  ihre  Noten  nicht  nur  in  Berlin,  sondern  auch  in 
den  Filialen  zum  vollen  Nennwerthc  einlösen  müsse, 
besonders  aber  verpflichtet  sei,  in  jeder  grösseren  Stadt, 
die  80,000  oder  mehr  Einwohner  zahlt,  Filialen  zu 
errichten.  Das  Stammkapital  wird  auf  120  Millionen 
Mark  festgestellt.  Interessant,  ist,  was  bezüglicli  der 
Besteuerung  der  Eeichsbank  für  ihren  Geschäfts- 
betrieb normirt  wird.  Vor  Allem  bekommen  die  Aktio- 
näre aus  dem  Rcinerträgnisse  4 '2  *^o  ihres  investirten 
Kapitals ;  von  dem,  was  das  Erträgniss  darüber  hinaus 
abwirft,  fliessen  20 7o  dem  Reservefond  zu,  so  lange  bis 
derselbe  ein  Viertel  des  Stammkapitals  erreicht  hat.  Von 
der  dann  noch  übrio-en  Summe  fällt  die  Hälfte  an  die 
Reichskasse,  die  andere  Hälfte,  so  lange  nicht  das  Ka- 
pital der  eingezahlten  Aktien  sich  mit  8"/o  verzinst,  an 
die 'Aktionäre;  von  dem  weiteren  Reingewinn  erhalten 
die  Aktionäre  V^,  die  Reichskasse  ^/i. 

Der  di-itte  Abschnitt  handelt  von  den  Privat- 
das  heisst  von  den  Proviiizbanken.  Es  wird  darin 
ausgesprochen,  dass  alle  bestehenden  Banken,  welche 
die  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Regeln  nicht  an- 
nehmen, nur  auf  dem  Gebiete  jenes  Staates  Noten 
emittiren  dürfen,  welcher  sie  konzessionirt  hat.  Auch 
bezüglich  dieser  Banken  wird  die  Drittel-Deckung 
statuirt,  ferner  werden  dieselben  verpflichtet,  iln-e 
Noten  nicht  nur  am  eigenen  Sitze,  sondern  auch 
in  Berlin  und  Frankfurt  am  Main  dem  Vor^^'eiser 
gegen  Metallgeld  umzuwechseln.  Auch  die  Verpflich- 
tung, in  Städten  mit  80,000    und    mehr    Einwohnern 
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Filialen  zu  lialteii,  wird  auf  sie  ausgedehnt,  und  auch 
in  diesen  sind  sie  verpflichtet,  ihre  Noten  dem  Vorweiser 
Sfeo'en  Metallsreld  unizuAvechseln ;  ferner  müssen  sie  sich 
allen,  im  ersten  Abschnitte  bezüglich  der  Banken  ent- 
haltenen Anordnungen  unterwerfen,  mithin  auch  der, 
dass  sie  für  die  über  das  festgestellte  Maximum  hinaus 
emittirten  Noten  an  die  Reichskasse  eine  fünfperzentige 
Steuer  zu  entrichten  haben.  Schliesslich  enthalt  dieser 
Absclmitt  eingehende  Verfügungen  bezüglich  der  Kon- 
trolirung  des  Geschaftsgebahrens,  und  stellt  fest,  unter 
welchen  Umständen  die  Bank  des  Notenemissionsrechtes 
verlustig:  Averden  könne. 

Der  vierte  Abschnitt  enthält  die  Strafen,  welclie 
gegen  die  Uebertreter  des  Gesetzes  ziemlich  streng  nor- 
mirt  sind. 

Der  fünfte  Abschnitt  endlich  handelt  von  den 
•  E  n  d  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n,  welche  allgemeine  Verfügun- 
gen enthalten. 

Ein  Supplement  zum  dritten  Abschnitt  setzt  bezüg- 
lich sämmtlicher  im  deutschen  Reiclie  bestehenden  33 
Zettelbanken  das  Maximum  der  unbedeckten  Banknoten- 
Zirkulation  fest ;  dasselbe  beträgt  385  Millionen  Mark, 
wovon  250  Millionen  auf  die  Berliner  Reichsbank  ent- 
fallen. 

Dieses  für  jeden  Fachmann  interessante  Gesetz 
deutet  klar  das  Ziel  an,  welches  man  durch  das- 
selbe zu  erreichen  wünschte.  Vor  Allem  wünschte  die 
Reiclisgesetzgebung  eine  mit  besonderen  Privilegien  aus- 
gestattete Zentral-Zettelbank  insLeben  zu  rufen,  die  alle 
Vorzüge  besitzen  soll,  welche  jede  in  der  Metropole  Avas 
immer  für  eines  andern  Staates  errichtete  Zettelbank 
besitzt.  Aber  das  Gesetz  vergass  auch  nicht  an  die  Be- 
dürfnisse  des  Provinz-KreditverkehrSj  da  es  der  Zen- 
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trall);iiik  zur  Fflit'lit  niaclitc,  überall,  wo  es  als  uötliig 
oder  als  zweckmässig  erscheint,  Filialen  zu  errichten. 
Dabei  beliess  es  auch  neben  der  Zentralbank  die  gegen- 
wärtig bestehenden  32  Banken,  zwar  mit  einem  sehr 
eingeschränkten  Wirkungskreise,  aber  doch  unter  An- 
wendung strenger,  die  Sicherheit  in  jeder  Beziehung  för- 
dernder Massnahmen, 

Dieses  Gesetz  strebt  die  Banknotenzirkulation  mösr- 
liehst  einzuschränken.  Die  kleinsten  Noten  lauten  auf 
verhä.ltnissmässig  grosse  Beträge,  und  dadurch  dass  das 
Gesetz  von  den  Provinzbanken  für  die  über  das  Maxi- 
mum hinaus  emittirten,  unbedeckten  Noten  eine  fünf- 
perzentige  Steuer  fordert,  wird  es  die  Notenzirkulation 
bedeutend  einengen ,  da  bei  einem  solchen  Zinsfussc 
ein  Provinzinstitut  die  übermässige  Emission  nur  unter 
ganz  ausserordentlichen  Verhältnissen  und  mit  Ver- 
theuerung  des  Kredits  ohne  Schaden  betreiben  kann. 

Deutlich  ist  in  diesem  Gesetze  die  Tendenz 
wahrzunehmen,  d a s s  binnen  möglichst  kurzer 
Zeit  der  g  e  s  a  m  m  t  e  N  o  t  e  n  v  e  r  k  e  h  r  aller 
Banken  bei  der  Berliner  R  e  i  c  h  s  b  a  n  k  z  e  n- 
t  r  a  1  i  s  i  r  t  w  e  r  d  e.  Die  Erfahrung  wird  es  wahrschein- 
lich bestätigen,  dass  der  Notenverkehr  der  Provinzban- 
ken immer  mehr  und  mehr  abnehmen  und  die  Emission 
ihrerseits  noch  vor  dem  Ablauf  ihres  Privileo-inms  o-änz- 
lieh  aufhören  wird.  Ferner  ist  noch  bei  keinem  anderen 
Gesetze  das  fiskalische  Interesse  so  entschieden  in  den 
Vordergrund  getreten,  wie  in  diesem.  Es  will  durch  die 
Ertheilung  des  Notenemissions-Privilegiums  dem  Reiche 
ein  wirkliches  Einkommen  verschaffen.  Es  schliesst  zwar 
die  Konkurrenz  der  einzelnen  Banken  nicht  aus,  aber 
es  betheiltauf  Kosten  des  Kredits  der  Staatsbüro-er  den 
Staat   mit  einem  Einkommen,  grösser  als  jedes,  das  je 


108 

ein  Staat  durch  die  Ausübung  des  Münzprägerechtes 
bezogen  hat.  Die  Feststelking  des  Verhältnisses  der  un- 
bedeckten Noten  mag  den  heutigen  Verhältnissen  entspre- 
chen, aber  wenn  Deutschland,  wie  voraus  zu  sehen  ist, 
sich  materiell  immer  mehr  und  mehr  entwickeln  und  der 
Verkehr  zunehmen  wird,  dann  ist  es  fraglich,  ob  eine 
solche  Beschränkung  des  Maximums  der  Notenzirku- 
lation nicht  auf  die  weitere  Entwickelung  lähmend  ein 
wirken  wird. 


F  ü  n  f  t  e  s  K  n  p  1 1  e  1. 

Baiiklreilieit  und  3Ioiiopol, 

[Die  Vortlieile  und  Nachtheilo   des  Bankmonopolsystems. 

—  Ansicht  des  Grafen  Emil  Dessewffy.  —  Freies  Banksystem. — • 
Argumentation  Wolowsky's  zu  Gunsten  des  Monopols.  —  INIi- 
chel  Chevalier  und  Courcelles-Seneuil  für  die  Bankfreiheit.  — 
Aus  den  nordamei-ikanischen  Verhältnissen  geschöpfte  Argu- 
mente gegen  die  Bankfreiheit.  —  Wagners  Ansichten  hierüber. 

—  Die  europäisclien  Erfalirungen  in  Schottland  und  in  der 
Schweiz.  —  Das  freie  Banksystem  hat  nicht  immer  die  Feber- 
schwemmung  des  Verkehres  mit  Banknoten  zur  Folge ;  dieses  ist 
auch  schon  beim  Bankmonopol  vorgekommen.  —  Die  verschie- 
denartige Form  der  Banknoten  behindert  nicht  den  Verkehr.  — 
Ein  Vortheil  des  freien  Banksystems  ist  die  Förderung  des  ge- 
werblichen und  landwirthschaftlichen  Kredits.  —  D  i  e  n  e  u  e- 
r  e  n  Massnahmen  i  n  No  r  d  a  m  e  r  i  k  a.  —  Das  New-Yor- 
ker  System  und  dessen  Kontrol-Massregeln.  —  Das  Suffolk-Sys- 
tem. —  Der  Antrag  Chase's  —  Das  System  der  Nationalbanken.  — 
Die  Formeinheit  der  Banknoten.  —  Oft  sind  es  hauptsillit^h  die 
zentralisirten  Banken,  welche  die  Geldkrisen  verursachen.  —  Die 
Grösse  des  Stammkapitals  beim  Monopol  und  l)eim  freien  Bank- 
system. —  Die  Bedingungen  der  crspriesslichen  Wirksandceit 
des  freien  Banksystems.  —  Die  Ansichten  Wagners  hierüber.  — 
Das  gemischte  Banksystem.  —  Schlussfolgerungen.] 


Icli  will  zunächst  über  die  Vortlieile  iiiul  Naeli- 
tlieile  des  Mankmonopol-Svsteiiis  sprechen,  niid  sodann 
das  System  der  Bankfreiheit  ercu-tern.  Das  zentralisirte 
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oder  das  Bankmonopol-System  hat  unläiigbar  Vor- 
t heile.  Diese  sind  im  Nachfolgenden  zusammen- 
gefasst : 

Durch  das  genannte  System  wird  der  Notenverkelu* 
ein  gesunder,  indem  im  ganzen  Gebiete  des  Staates 
nur  Noten  von  gleicher  Form  und  einer  Firma  zirku- 
liren  können. 

Das  Vertrauen  zu  den  Noten  konsolidirt  sich,  na- 
mentlich wenn  die  Bank  gut  geleitet  wird,  binnen 
kurzer  Zeit,  und  die  Banknote  zirkulirt,  rasch  all- 
gemeine Annahme  findend,  ohne  Hinderniss  als  allge- 
meines Zahlungsmittel,  worüber  Wagner  richtig  bemerkt, 
dass  auch  dieser  Vortlieil  seine  Schattenseite  habe,  da 
die  einheitlichen  Noten  solcher  zentralisirten  Banken  sehr 
leiclit  den  Charakter  des  Papiergeldes  annehmen  mid 
^o  zu  wirklicliem  Bargelde  werden,  was  aber  nicht  der 
Beruf  der  Banknote  ist,  und  auch  nicht  mit  den  volks- 
wirtlischaftliclien  Interessen  übereinstimmt. 

Ein  grosser  Vortheil  des  einheitlichen  Banksystems 
ist  es  ferner,  dass  zufolge  des  grossen  Kredits,  dessen 
die  einlieitliclie  Bank  sich  im  ganzen  Lande  erfreut, 
dieselbe  in  Zeiten  der  Geldkrisen  zu  deren  Linderung 
in  l)edeutendem  Masse  beizutra2:en  vermag-.  Ein  cAiin- 
zendes  Beispiel  liiervon  lieferte  die  englische  Bank  bei 
Gelegenheit  der  jüngsten  Geldkrisen,  da  es  genügte,  dass 
diese  eines  grossen  und  soliden  Kredites  sich  erfreuende 
Bank  —  allerdings  bei  erliöhtem  Zinsfusse  —  mittelst 
Sistirung  der  Peel-Akte  einen  erweiterten  Kredit  darbot, 
um  der  hereingebrochenen  Krise  binnen  wenigen  Tagen 
zu  steuern. 

Ein  weiterer  Vortlieil  dieses  Systems  isf,  dass  das- 
selbe   den    Handels-    und    Geldverkehr    im    Zentrum? 
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das  lielsst,  in  der  Hani)tstadt  zentralisirt  und  dem  zen- 
trallsirten  Handel  einen  niiiclitigen  Anfscliwung-    g'ibt. 

Andererseits  aber  ist  es  ein  Nachtheil  des  Bank- 
monopols, dass  die  Zettelbank  zufolg-e  ihrer  privile- 
girten  und  zentralen  Stellung  in  der  Regel  die  He- 
bung des  Kreditwesens  in  der  Provinz  vernachlässigt. 
Die  Erfahrung  lehrt,  dass  eine  zentralisirte  privile- 
girte  Bank,  Avenn  sie  auch  in  massiger  Anzahl  Filia- 
len errichtet,  dennoch  bei  weitem  nicht  im  Stande  ist, 
auf  den  Kredit  und  Geld  verkehr,  auf  die  Hebung  der 
Industrie  und  des  Handels  in  der  Provinz  den  wohl- 
tliiitigen  Einfluss  auszuüben,  w^elchen  die  Zettelbanken, 
wenn  deren  mehrere  bestehen,  zu  bethätigen  vermcigen. 

Ein  grosser  Nachtheil  des  Bankmonopols  ist  es 
ferner,  dass  in  Folge  der  gänzlichen  Konkurrenzlosig- 
keit  und  der  ausschliesslich  privilegirten  Stellung  die 
monopolisirende  Bank  in  der  Pegel  das  Ausmass  des 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  gewährenden  Kredits 
bestimmt,  das  gesammte  Kreditwesen  beherrscht,  und 
häufio-  in  ilu-em  Interesse  einseitio-  voro-eht,  führend  es 
doch  die  Aufgabe  der  Banken  ist,  den  berechtigten 
Kreditansprüchen  Genüge  zu  leisten. 

Es  sei  mir  gestattet,  bezüglich  der  Frage,  ob  das 
Bankmonopol  oder  die  entsprechend  geregelte  und  ge- 
hörig kontrolirte  Bankfreiheit  besser  und  heilsamer  sei, 
die  Meinung  einiger  angesehener  Fachmänner  anzufüli- 
ren.  Ich  thue  dies,  damit  der  geeln-te  Leser  nicht  nur 
meine  unmassgebliche  Ansiclit,  sondern  aucli  die  ]\Iei- 
nungen  der  Koryphäen  der  Wissenscliaft  in  kurzen 
Umrissen  kennen  lerne. 

Treffend  und  meiner  Ansicht  nach  richtig  cliarak- 
terisirte  Graf  Emil  D  e  s  s  e  w  ff y  die  Wirkung  der 
zentralisirtcn    Banken    in    seinem    1856  gescliriebenen 
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Werke  »Ueber  die  in  Osterreich  obschwebenden  Fi- 
nnnzfragen«,  indem  er  sagt:  »Solche  gewaltige  Geldin- 
stnte  gleichen  dem  schlammigen  Flusswasser  des  unga- 
rischen Niederlandes ;  wenn  der  Fluss  austritt,  so  sam- 
melt sich  der  befruchtende  Schlamm  in  der  Nälie  der 
Ufer  an,  und  die  entfernteren  Gregenden  erhalten  blos 
das  reine  Wasser,  welches  nur  dann  von  segens- 
reicher Wirkuno;  sein  kann,  wenn  es  rasch  in  sein 
Bett  zurückofcleitet  wird.  Wenn  indess  zufällio;  in 
der  Nähe  Tiefebenen  sind,  so  nehmen  diese  natürlich 
mit  dem  Wasser  viel  Schlamm  auf,  und  Alles  bleibt 
dort  lieo^en.  An  einer  solchen  Stelle  entwickelt  sich 
eine  sehr  üppige  Vegetation;  der  intelligente  Lau d- 
wirtli  kann  dies  allerdings  einigermassen  ausnützen, 
aber  der  Nutzen  steht  in  keinem  Verhiiltniss  zu  der 
grossen  Wassermenge,  die  wir  walirnehmen  konnten. 
.  Darum  sage  ich :  Eröffnen  wir  den  zu  fördernden  Zielen 
entsprechend  verschiedene  Kanüle,  damit  der  befruch- 
tende Scldamm  sich  an  je  zahlreicheren  Ufern  abla- 
gere       Lassen  wir  daher   die  Palliativnn'ttel ;    rüsten 

wir  uns  zu  dem  Kampfe,  in  welchen  wir  ziehen ;  mit  an- 
deren Worten:  gestalten  wir  unser  Finanzwesen  radikal 
um  und  benützen  wir  die  ohnedies  nicht  sehr  lange 
Zeit,  welche  uns  zu  Gebote  steht.« 

So  sprach  Graf  Emil  Dessewffy  vor  ungefähr  zwei 
Jahrzenten.  Und  wie  sehr  täuschte  er  sich  mit  sei- 
ner in  diesem  Werke  ausgesprochenen  Ansicht,  dass 
auch  in  Betreff  der  Banknotenfrage  eine  den  Interessen 
unseres  Vaterlandes  entsprechende  Lösungsmodalität 
binnen  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  gefunden  und  in 
Anwenduo'  o-ebracht  werden  könne !  Ich  lialje  die  obig^-e 
Stelle    besonders  wegen  des  treffenden  Gleilmisses  an- 
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gef'ülirt;  denn  in  der  Tliat  ist  die  seluidliclie  AVirknng 
des  Bankmonopols  nicht  in  Abrede  zn  stellen,  dass  es 
nemlicli  znm  direkten  Naclitlieil  der  Provinz  immer  nur 
dort  befruchtend  wirkt,  wo  der  Amtssitz  des  Institutes 
ist.  Beim  Bankmonopol-System  wird  der  Provinzkauf- 
mann in  der  That  zum  Tributär  der  in  der  Hauptstadt 
wohnenden  einflussreichen  Handelsfirmen  und  der  stark 
akkreditirten  Hiiuser,  denen  der  Kredit  der  Bank  in 
anso-edehntem  Masse  offen  steht. 

Es  ist  nicht  zu  laugnen,  dass  bei  dem  einheitlichen 
Banksystem  der  Handel  des  Zentrums  einen  gTossen 
Anfschwung  gewinnt ;  allein  die  AYirksamkeit  der  mono- 
polisirenden  Bank  ist  in  der  Regel  eine  einseitige ,  sie 
dient  bloss  dem  Handelsverkehre  des  Zentrums  zum 
Vortheile,  ohne  durch  die  Macht  der  Kreditinstitntion 
die  gesammte  nationale  Arbeitstlüitigkeit  zu  beleben  und 
zu  fördern. 

Das  Gegentheil  des  Systems  der  ausschliesslich 
privilegirten  Bank  ist  d  a  s  S  y  s  t  e  m  der  B  a  n  k  fr  e  i- 
heit.  Nach  dem  im  vorigen  Kapitel  Vorgebrachten 
kann  gegen  das  Bankfreiheitssystem  kaum  ein  Ijegrün- 
detes  Aro'ument  voro-ebracht  werden.  In  neuerer  Zeit 
haben  sich  die  ausgezeichnetesten  Nationalökonomen 
zu  Gunsten  der  Bankfreiheit  ausgesprochen.  Es  hat 
zwar  auch  das  Bankmonopol  einzelne  ausgezeichnete 
Vertheidiger,  unter  welchen  namentlich  WoloAvszky  her- 
vo]"rao;t;  doch  der  o-rössere  Theil  der  nationalr)kono- 
mischen  Schriftsteller  erklärt  sich  für  das  System  der 
Bankfreiheit  unter  der  Bedingung,  dass  das  Bankwesen 
durch  ein  Gesetz  geregelt,  und  von  der  Regierung  die 
Oberaufsicht  ausgeübt  werde. 

Wie  diese  Regelung  und  Oberaufsicht 
b  e  s  c  h  a  f  f  e  n    sein    und    wie    ^\-  c  i  t    sie  sich  e  r- 
c.  D.  8 
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strecken  soll,  darüber  g'elien  die  Ansichten  der 
Facliniänner  auseinander.  Es  gibt  solclie,  die  glauben, 
dass  diesell)e  sicli  nicht  weit  erstrecken  dürfe,  da  man 
der  freien  Entwickelung  keine  Hindernisse  in  den  Weg 
legen  darf;  die  bei  Bankgeschäften  anzuwendende 
vollkomene  Öffentlichkeit,  die  gegenseitig  geübte  Kon- 
trole  der  verschiedenen  Baidven,  endlich  das  Urtheil 
des  grossen  Publikums  würden  auf  die  Gesclüiftsge- 
l)aln-ung  der  Banken  regelnd  wirken.  Andere  wieder  wol- 
len alle  Normen,  welche  dem  Kredit  der  Banknote  volle 
Sicherheit  zu  verleihen  vermöo-en  und  das  Publikum  vor 
dem  Scliwindel  und  vor  den  schädlichen  Folgen  des- 
selben bewahren,  durcli  das  Gesetz  festgestellt  sehen. 

Ein  interessanter  Streit  entstand  über  diese  Frage 
zwischen  Wolowszky  und  Michel  C  h  e  v  a  1  i  e  r,  in 
welcliem  das  einzige  begründet  scheinende  Argument, 
das  Wolowszky  zu  Gunsten  des  Bankmonopols  vor- 
bringt, das  folgende  ist:  Die  Banknote  ist  Geld,  und 
da  die  Geldprägung  das  ausschliessliche  Vorrecht  des 
Staates  bildet,  so  ist  auch  in  jedem  Lande  der  Staat 
allein  berechtigt  ,  das  Notenmissionsrecht  auszuüben, 
und  wenn  er  dieses  Recht  nicht  selbst  auszuüben 
wünscht,  so  kann  er  dasselbe  als  ausschliessliches  Pri- 
vilegium nur  auf  eine  einzige  Anstalt,  das  heisst  Bank 
übertragen.  —  Hierauf  erwiedert  Chevalier  unter  Ande- 
rem Folgendes :  Die  Banknote  ist  nicht  Geld,  das  kann 
Jeder  leicht  begreifen.  Wenn  mein  Schuldner  mir  als 
Zahlung  Banknoten  anbietet,  so  bin  ich  berechtigt,  dies 
abzulelmen ;  wenn  er  mir  al)er  in  klingender  Münze 
zahlen  will ,  dann  ])in  icli  verpflichtet,  die  Zahlung 
anzunehmen.  Wenn  ich  die  französische  Banknote  an 
Zahluno-sstatt  annehme,  so  häno-t  dies  von  meinem 
guten  Willen  ab.    Uebrigens  bekunde  ich,  wenn  ich  sie 
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annehme ,  einen  vernünftigen  gnten  Willen,  da  das 
Vertrauen,  welches  die  französisclie  Notenhank  mir 
und  der  ganzen  Welt  einflösst,  sehr  gross  ist.  Waren 
in  Paris  mehrere  Zettelbanken  vorhanden,  so  würde 
das  Pul)likum  sicli  wolil  hüten,  die  in  Zirkulation 
befindlichen  Noten  aller  Banken  mit  dem  gleiclien 
Vertrauen  auszuzeichnen ;  bräclite  es  ihnen  dennoch 
insgesammt  das  nämliche  Vertrauen  entgegen,  so  wäre 
der  einzige  Grund  liievon  der  eine,  dass  eben  alle 
Banken  guten  Kredit  l^esässen ,  dessen  Erreichung 
aber  nicht  das  Werk  eines  Tag'es  ist.  Oder  diese  Ban- 
ken  würden  einander  so  streng  und  unausgesetzt  kon- 
troliren,  wie  wir  es  in  Schottland  sehen.  Ausser  diesen 
Fällen  würde  das  Puljlikum  der  einen  Bank  Vertrauen, 
der  Anderen  Misstrauen  ento-eo-enbrino-en,  und  eine 
Bank,  der  gegenül)er  es  misstrauisch  wäre,  könnte 
nichts  l)esseres  thun  als  sofort  ihren  Geschäftsbetrieb 
einstellen  und  aufhören  zu  existiren.  Ferner  weist  Micliel 
Chevalier  darauf  hin,  dass  auch  Law,  der  in  der  fran- 
zösischen Finauzgeschichte  eine  so  grosse  und  so 
traurig  endende  Eolle  gespielt,  in  dem  Glauben  gewe- 
sen sei,  dass  auch  etwas  Anderes  als  Gold  und  Silber 
Bargeld  sein  und  auch  Papiergeld  als  ordentliclies  Geld 
fungiren  könne. 

Auch  C  o  u  r  c  e  1 1  e  s-S  e  n  e  u  i  1  o-reift  die  oben  an- 
geführte  Theorie  Wolowszky's  mit  gewiclitigen  Argu- 
menten an  und  sagt :  »Die  Banknote  ist  Geld  —  ist 
das  aucli  wahr?  Entschieden  nicht.  Denn  wenn  es 
wahr  wäre,  dann  würde  das  Gesetz  den  Stoff  bestim- 
men, aus  dem  die  Banknote  verfertigt  werden,  das  Ge- 
wicht und  die  Sunnne,  auf  welche  sie  lauten  soll, 
gleichwie  es  aucli  beim  Metallgelde  das  Gewiclit  TUid 
den    Appoint    der    Münzen    festsetzt    mid    deren    Prä- 
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ffuno-  beaufsiclitio-t.  Wer  liat  je  gedaclit,  dass  der  innere 
Werth  einer  Banknote  von  dem  vStoff,  ans  welcliem,  nnd 
von  der  Art,  wie  sie  liergestellt  wnrde,  ablüinge?  — 
Sicherlich  Niemand.« 

»Was  ist  eine  Banknote  ?  Ein  Zalihmgsversprechen, 
eine  Obhgation,  deren  Wertli,  wie  der  einer  jeden  01)h- 
gation,  bedingt  wird  dnrch  die  Meinnng,  die  das  Pub- 
hknm  bezüglich  der  Pünktliclikeit  und  Bicherlieit  hegt, 
mit  welclier  dieses  Zahlungsversprechen  durcli  den  Aus- 
steller eingelöst  werden  wird.« 

»Hieraus  entstellt  ein  wichtiger  Unterschied  zwi- 
schen dem  Gelde  und  der  ]^>anknote.  Wenn  der  Schuld- 
ner dem  Gläubiger  in  barem  Gelde  zahlt,  so  liat  er 
sich  seiner  Yerpfliclitung  entledigt;  wenn  er  jedocli 
die  Zahlung  in  Banknoten  zu  leisten  beabsiclitigt,  so 
ist  er  nur  dann  der  weiteren  Zahlungsverpflichtung 
enthoben,  wenn  der  Gläubiger  die  Banknote  akzeptirt. 
Wenn  ich  Jemandem  für  eine  gewisse  AYaare  schuldig 
bin,  so  bin  ich  verpfh eiltet,  ilim  dafür  eine  gewisse  Menge 
Gold  oder  Silber  zu  bezahlen,  welches  Geld  genannt 
wird,  und  mein  Gläubiger  ist  berechtigt,  die  Zahlung 
nicht  anzunehmen,  wenn  ich  ihm  an  Stelle  meiner  Ver- 
pflichtung die  Verpflichtung  eines  anderen  Schuldners, 
nämlich  der  Bank  übertrao-e.  Der  Natur  der  Sache  o^e- 
mäss  geschieht  die  Zahlung  mittelst  Banknoten  sozu- 
sagen auf  Grundlage  eines  neuen  Vertrages,  welcher 
nur  dann  giltig  ist,  wenn  der  Gläubiger  die  Banknote 
akzeptirt.« 

»Die  Banknote  unterscheidet  sich  nicht  wesentlich 
von  der  Zahlungsanweisung  oder  dem  Wechsel  mit  l)e- 
stimmter  Verfallszeit.  Es  ist  wahr,  dass  die  Banknote 
—    wie    Wolow^szky    sagt ,    die    Function    der    Münze 
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übernimmt,  aber  das  Nämliche  ist  aucli  bei  der  Zah- 
luno'sanweisuno-  und  beim  Wechsel  der  Fall.  Auf  wie 
oTosse  Summen  belaufen  sich  die  Bctrao-e,  Avelchc  täo-- 
lieh  mit  Zahlungsanweisungen  und  Wechseln  geleistet 
werden !  —  Aber  unter  welcher  Bedino-unc;  ?  Unter  der 
Bedingung,  dass  der  Gläubiger  bereit  sei,  diesen  Zahlungs- 
modus zu  akzeptiren.  Genau  das  Nämliclie  ist  bei  der 
Banknote  der  Fall,  die  ihrem  Wesen  na(di  nichts  Ande- 
res ist  als  eine  Zahlungsanweisung,  gegen  welche  dem 
Vorweiser  die  darin  genannte  Summe  auf  Sicht  und  in 
barem  Gelde  auszuzahlen  ist.« 

Die  Erfahrung  bietet  unläugbare  l^eweise  dafür, 
dass  überall,  wo  ein  Volk  auf  einer  höheren  Stufe  der 
Bildung  steht  und  in  der  Einrichtung  seiner  Geschäfte 
nüchtern  und  vorsichtig  zu  sein  pHegt,  das  sich  frei  ent- 
wickelnde dezentralisirte  Banksystem,  wenn  ein  solches 
bestand,  stets  eine  sehr  erspriessliche  Wirkung  übte.  Die 
Gegner  des  dezentralisirten  Banksystems  berufen  sich 
hauptsächlich  auf  das  Beispiel  d  er  n  o r  d a m  e r  i- 
k  a  n  i  s  c  h  e  n  F  r  e  i  s  t  a  a  t  c  n,  wo  in  früheren  Zeiten  in 
Folge  des  freien  Banksystems  und  der  Menge  der  Ban- 
ken grosse  Geldkrisen  entstanden,  und  mit  der  fast  un- 
beschränkten Emission  der  Baiücnoten  mancher  Miss- 
braucli  verknüpft  ^^ar.  Sie  vergessen  aber,  dass  in  den 
letzten  Zeiten  auch  in  Amerika  leo;islative  Verfüg-unsfen 
getroffen  worden  sind,  in  Folge  deren  die  Einlösungs- 
pflicht der  Banken,  durch  ein  Gesetz  gesichert  wurde, 
was  beweist,  dass  auch  bei  der  Bankfreiheit  ein  gesi- 
cherter Verkehr  der  Banknoten  denkbar  ist.  Bei  dem 
mit  einem  lebhaften  Unternehmuno'so^eiste  beo:abten  und 
zum  Schwindel  hinneigenden  amerikanischen  V(dke 
ist  in  den  letzteren  Zeiten  trotz  des  Schwankens  des 
Agio  der  Kredit  der  von  den  zahllosen  Banken  in  Ver- 
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kehr  uebra eilten  l^niiknoten  iiielit  erscliütter  worden. 
Aber  wenn  auch  in  frülieren  Zeiten  die  unbeschränkte 
Bankfreiheit  zuweilen  grosse  Krisen  verursachte,  so 
^xm'  doch  die  freie  Entwickelung-  der  Kreditinstitutio- 
nen ein  Hauptfaktor  des  ausserordentlichen  Aufschwun- 
o-es,  der  die  nordamerikanischen  Freistaaten  binnen  we- 
niofen  Jahrzenten  zu  einem  der  machtio-sten  und  reichsten 
Staaten  der  Welt  machte. 

Adolf  Wagner  resumirt  in  seinem  Werke  über 
die  Banken  die  von  den  Gegnern  der  Dezentralisation 
des  Notenbankwesens  vorgebrachten  Argumente  in 
Folsfendem :  »Die  Dezentralisation,  welclie  sich  nacli  dem 
Bankrechtsprinzip  der  Zettelbankfreiheit  »unvermeid- 
lich« entwickle,  führe  durch  die  Konkurenz  der  emitti- 
renden  Banken  »unvermeidlich«  zur  »Z  u  v  i  e  1  a  u  s- 
gabe  von  Banknoten«,  zur  »Uebers  c  h  weni- 
mung«  des  Verkehrs  mit  denselben,  zu  maasslosen 
Ueberspekulationen  und  Preissteigerungen,  zu  ebenso 
schlimmen  plötzlichen  Rilckschlägen  davon,  also  zu  den 
ärgsten  Krisen  des  Verkehrs  zur  Vertreibung  des  haa- 
ren Geldes  aus  dem  Lande,  schliesslich  zur  Einstellung 
der  Baarzahlungen  der  Banken,  zur  Zerrüttung  der 
Valuta  (!) ;  zu  den  ungerechtfertigtsten  Gewinnen  der 
Banken  inid  einiger  Spekulanten,  dann  aber  zu  den 
unverdientesten  Verlusten  des  soliden  Kaufmanns,  wenn 
durch  die  willkührliche  »Kontraktion  der  Umlaufsmit- 
tel« die  Preise  und  Kurse  wieder  sänken,  und  vollends 
zu  solchen  Verlusten  des  Publikums  an  den  entwerthe- 
ten  Noten. 

In  dieser  Weise  argumentiren  oder  deklamiren 
vielmehr  die  absoluten  Gegner  der  Zettelbankfreiheit 
und  Dezentralisation,  z.  B.  jene  zahlreichen  Bankbro- 
sehürenschreiber,  welche  in  neuester  Zeit  in    Deutsch- 
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lancl,  wie  frillier  bei  iihnliclicr  Gelegeiiiieit,  bei  bcv^^r 
stellenden  Gesetzgebuiigsakteii,  in  anderen  Ländern,  Eng 
land,  Nordamerika,  der  Sclnveiz,  aufgetreten  sind.  Die 
Beweisfülu'ung  ist  so  gut  wie  durchweg  eine  aprioristiscli- 
deduktivc.  Zinn  Beleg  wird  nur  ganz  im  Allgemeinen 
auf  die  »weltbekannten  Erfahrungen«  in  England, 
Nordamerika,  u.  s.  av.  hingewiesen,  höchstens  werden 
noch  ein  paar  vereinzelte  Thatsachen  Avillkülndich  he- 
rausgerissen und  als  unwiderleglich  zitirt,  was  man  dann 
eine  » historische s<  oder  »historischstatistische«  Beweis- 
führung zu  betiteln  beliebt.  Von  irgend  einer  genauen 
exakt-statistischen  Untersuchung  ist  keine  Rede.  Wo  die- 
selbe aber,  wie  von  Tooke  für  die  so  oft  zitirten  Verhält- 
nisse der  eno-lischen  Landbanken,  und  nach  und  neben 
ihm  von  Anhängern  seiner  Schule  in  England,  Frank- 
reich, Deutschland  geliefert  worden  ist  und  zwar  zum 
Gegenbeweis  gegen  die  Anklagen  oder  zur  Zurückfüh- 
rung  der  letzteren  auf  ganz  kleine  Dimensionen,  da  ignori- 
ren  die  Gegner  dies  einfach  oder  berufen  sich  dann  um  so 
mehr  auf  die  n  o  r  d  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  n  E  r  f  a  h  r  u  n- 
o-en.  Für  diese  fehlen  solche  zuverlässio-e  Untersuchun- 
oen,  tausenderlei  Andres  wirkt  in  Nordamerika  mit  ein. 
Wie  im  Bank-  und  Zettelbankwesen,  so  sind  in  der  Union 
auf  vielen  anderen  Gebieten,  im  Vcrsicherungs-,  Eisen- 
bahnwesen, im  Handel  und  selbst  in  so  manchen  lioch- 
Avichtigen  Verhältnissen  des  staatlichen  und  Kulturlebens, 
z.  B.  in  den  Gerichtszuständen,  Erscheinungen  zum 
Vorschein  gekommen,  welche  uns  mit  Recht  erschreken, 
aber  auch  den  Beweis  liefern,  dass  in  unserer  grossen 
Colonic  jenseits  des  Oceans  ganz  generelle  Ursaclien 
solchen  Uebelständen  zu  Grunde  liegen.  Ebenso  will- 
kilbrlich  Avcrden  neuerdings  wieder,  wie  bereits  in  den 
50er  Jahren,  die  Thatsachen  des  deutschen  Zettelljaidv- 
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Wesens  ausgeleo-t.  Olme  irgend    naliere  Untersuchung, 
bloss  nach  der  Zunahme   des    Notenunüaufs  wird    von 
einer     »Uehersclnvemmung    des  Verkehrs  mit  fiktiven 
Zahhnittehi«,  von  der  »unbegrenzten  Schaffung  fiktiven 
Kapitals v<  gesprochen.  Die  in  England  so  vielfach   erör- 
terte Frage  über  den   Zusammenhang  zwischen  Noten- 
umlauf und  P  r  e  i  s  b  e  w  e  g  u  n  g  wird  gar  nicht  ein- 
mal aufo-estellt :  o  h  n  e  W  e  i  t  e  r  e  s  w  i  r  d  s  e  1  b  s  t  v  e  r- 
s t ä n d  1  i c h  in  d e r  V e r m e h r u n g  d e s  N o t e n u m- 
laufs     die     Ursache     der    Preissteigerung 
gefunden,    während    das    Verhältnis  s    nach 
den  zuverlässigsten  Untersuchungen,    die 
es  gibt,  denen  T  o o k e'  s    i n  E n g  1  a n d,  d a s  u m- 
gekehrte  war  und    bei  uns   jedenfalls    zum 
T  h  e  i  1  auch  ist...   Es  reicht  hin,  hier  niu-  nochmals 
hervorzuheben,  dass  alle  jene  Anklagen  viel  zu  vage,  zu 
.allgemein    gehalten,    durch    die  Thatsachcn  nicht  ge- 
nüsrend  unterstützt  sind  oder  dass  die  Thatsachen  will- 
küln-lich  interpretirt  werden...  Das  Gegentheil  beweist 
glänzend  die  Geschichte  des  schottischen  Bankwesens 
vor  1845.  Diejenige  der  englischen  Landbanken  liefert, 
richtig  analysirt  und  ausgelegt,  namentlich  unter  Be- 
achtung des  ungünstigen  Einflusses,  welchen  die  Privi- 
legien der  Bank  von  England  auf  die  Entwicklung  die- 
ser Banken  lange  Zeit  ausüben  mussten,  gar  nicht  einmal 
ein  so  wesentlich  verschiedenes  Ergebniss.  Soweit  sie  es 
aber  thut,  liegt  der  Grund  darin,   dass  die    verlangten 
Kautelen,  welche  die  schottischen  Banken   grossentheils 
freiwillig     einführten,  feldten.    Die    nordamerika- 
nische   Bankgeschichte     ist    im     Einzelnen     viel    zu 
wenig  sicher    und  unparteiisch    durchforscht  und    b  e- 
weist    überhaupt    wie    gesagt    wegen    der 
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aparten  V  e  v  li  ä  1 1  n  i  s  s  e    des    Landes  für    uns 
in  Europa  wenig.« 

Für  Wagners  Ansichten  sprechen  auch  die  in 
Europa  gemachten  Erfahrungen.  NamentHcli 
in  Schottland,  aber  selbst  in  Deutschland  thut  die 
AVirksamkeit  zahlreicher  Provinzbanken  die  Vortheil- 
liaftigkeit  des  dezentralisirten  Banksystems  dar.  In 
Schottland  ist  das  Bankfreiheitssysteni  bereits  eine 
alte  Institution.  Die  erste  Zettelbank  entstand  im 
Jahre  1690,  die  zweite  1727,  die  dritte  1746,  und  alle 
diese  drei  Banken  bestehen  heute  noch  mit  einem  Stamm- 
kapital von  vier  Millionen  ä  Sterling.  Im  Ganzen 
aber  wirken  heute  in  Schottland  eilf  Zettel banken 
mit  nahezu  siebenhundert  Filialen,  welche  den  Kre- 
dit dieses  verhältnissmassig  kleinen ,  drei  Millionen 
Einwohner  zählenden  Landes  mit  ausserordentlicliem 
Erfolge  vermitteln.  Vor  einem  Jahrhmidert  erwähnt 
der  Begründer  der  Volkswirthschaftslelire,  Adam  Smith, 
in  sehiem  Werke  *),  dass  die  zu  Glasgow  15  Jahre  früher 
entstandene  Bank,  welclie  den  in  dieser  Stadt  seither 
entstandenen  anderen  Kreditinstitutionen  vorano-ing:, 
den  Verkehr  daselbst  verzweifacht,  die  in  Edinl)urg 
errichtete  Bank  aber  den  dortigen  Verkehr  aufs  vier- 
fache gesteigert  habe.  Courcelles-Seneuil  erwähnt**) 
von  den  schottischen  Banken,  dass  von  dem  Entstehen 
derselben  angefangen  din-ch  ein  ganzes  Jahrhundert  die 
Verluste  der  Banken  nicht  mehr  als  30,000  ^  Ster- 
lino-  betruii'en  und  Jedermann  anerkenne,  dass  die 
Bankfreiheit  eines  der  wirksamsten  Mittel  zur  materiel- 
len Ent Wickelung  Scliottlands  gewesen,   so  dass  gegen- 


*)  Eicliesses  de  uatioiis.  II.  Buch,  2.  Abschnitt. 
**)  La  liberte  des  banques. 
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wartig  die  stark  vermehrte  scliottisclie  Bevölkerung  die 
lieissigste  und  relativ  wohlhabendste  Bevölkerung  des 
grossen  britischen  Reiches  bildet. 

Die  verhältnissmassig  im  grössten  Masse  entwickelte 
Bankfreiheit  findet  sich  in  der  auf  einem  kleinen  Gebiete 
eine  Bevölkeiimg  von  kaum  anderthalb  Millionen  zäh- 
lenden und  trotz  der  geringen  Fruchtbarkeit  ihres 
Bodens  dennoch  in  Bezug  auf  Industrie  und  Wohlha- 
benheit ausserordentlich  fortgeschrittenen  Schweizer 
Republik.  Es  lässt  sich  zwar  nicht  im  Allgemei- 
nen behaupten,  dass  hier  vollständige  Bankfreiheit 
herrsche ,  denn  jeder  der  fünfundzwanzig  Kantone 
befolgte  bezüglich  der  Errichtung  von  Zettelbanken 
ein  anderes  Vorgehen.  Mancher  Kanton  errichtete 
seine  Zettelbank  selbst,  anderswo  bedurfte  es  einer 
gewissen  Konzession  zur  Errichtung  von  Zettelban- 
ken, während  in  anderen  Kantonen  wieder  nicht  nur 
Gesellschaften,  sondern  auch  jeder  Einzelne  das  Recht 
der  Notenemission  ausüben  darf.  Die  Erfahrung  lehrt, 
dass  besonders  die  von  den  Kantonen  errichteten 
und  geleiteten  Banken  sich  eines  grossen  Vertrauens 
erfreuen ;  sie  lehrt  aber  auch,  dass  obschon  von  den 
in  der  Schweiz  befindlichen  sechsunddreissio-  Banken 
zweiundzwanzig  das  Recht  der  Notenemission  ausüben, 
die  Annahme,  welche  zumeist  als  Gegenargument  gegen 
das  System  der  Bankfreiheit  eingebracht  zu  werden 
pflegt,  dass  nämlich  die  Banken  mit  dem  Notenemissi- 
onsrechte  i\Iissbraucli  treiben  und  den  Markt  mit  ihren 
Noten  überschwemmen  würden,  sich  hier  als  grundlos 
erwies. 

Der  Wirkungskreis  der  schweizerischen  Banken 
bekundet  sich  vornelnnlich  in  der  Annahme  mid  im 
Verleihen  von  Depositen,    und  vom   ganzen  Notenver- 


123 

kehr  kommt  nach  der  Ik'völkeniugszahl  auf  die  Person 
nicht  mehr  als  der  Betrag  von  7\2 — 8  Francs,  was  im 
Vergleich  mit  anderen  Staaten,  wo  das  Bankmonopol 
herrscht,  verhältnismässig  wenig  genannt  werden  kann. 
Eine  ähnliche  Erscheinung  zeigt  sich  auch  Lei  den 
schottischen  Banken.  Zur  Stunde  bestehen  in  Schott- 
land eilf  das  Notenemissionsrecht  ausübende  Banken  ; 
die  Notenemission  ist  auch  bereits  durch  das  1844-er 
Gesetz  geregelt  worden,  doch  erreicht  die  Notenzirku- 
lation dieser  Banken  in  der  Kegel  nicht  die  Höhe  des 
durch  das  genannte  Gesetz  stipidirten  Maxinuims.  Die 
schottischen  Banken  üben  ihre  wohlthätio-e  Wirkuni»' 
zumeist  durch  das  das  ganze  Land  umspannende  Netz 
ihrer  Filialen  aus,  durch  welche  sie  alle  brachliegenden 
Kapitalien  in  ihre  Kassen  sammeln  und  das  Schwerge- 
wicht ihrer  Wirksamkeit  gerade  auf  das  Depositengeschäft 
leii'cn.  So  allo-emein  verbreitet  ist  hier  die  Benützuno- 
der  Banken  bei  Zahlungen,  dass  nicht  nur  KauÜeute, 
Gewerbsleute,  Fal)rikanten,  sondern  auch  Grundbesit- 
zer, ja  selbst  die  Pächter  alle  ihre  Zaldungen  durcli 
die  Bank  besorgen  lassen.  In  Schottland  steht  jeder  Ge- 
schäftsmann mit  einer  schottischen  Bank  oder  Bankfi- 
liale in  Geschäftsverbinduno' ;  dorthin  träat  er  sein 
erspartes  Kapital  und  dorthin  wendet  er  sich,  weini  er 
zu  nützlichen  Investitionen  oder  zu  seinen  Geschäften 
Geld  benöthio-t. 

Der  gegen  das  Bankfreiheitssystem  erhobene  Ein- 
Avand,  dass  die  Konkurrenz  der  Banken  den 
B  a  n  k  n  o  t  e  n  V  e  r  k  e  h  r  ü  b  c  r  m  ä  s  s  i  a«  v  e  r  u'  r  ö  s- 
sere,  hat  sich,  wie  wir  gesehen,  weder  in  Schottland 
nocli  in  der  Schweiz  bewährt,  vielmehr  hat  die  Erfali- 
rung  gezeigt,  dass  die  Banknotenzirkulation  in  dem  Ver- 
hältnisse, abnimmt,  in  welchem  die  Einlagen,  das  lieisst 
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Gelder,  ^^-elclie  von  Seite  der  Privaten  zu  Gunsten  der 
eigenen  Reclniung  eingelegt  werden ,  zunehmen.  So 
betrugen  die  Depositen,  welclie  sicli  im  Jahre  1844, 
als  nemlicli  die  englische  Gesetzgebung  das  Bankwesen 
neuerdings  regelte,  auf  750  Millionen  Francs  beliefen, 
im  Jahre  1867  bereits  1511  Millionen  Francs,  und  auch 
seither  vermehrt  sicli  dieser  Betrag  fortwahrend.  Im 
Vergleiche  zu  den  Depositen  stehen  die  J3anknoten  wie 
1  zu  13.8.  Im  Jahre  1867  betrug;  die  Banknotenzir- 
kulation  109.394,575  Francs,  —  Avas  in  der  That  ein 
äusserst  günstiges,  schier  unerhörtes  Verhältniss  ist. 
Hingegen  beweisen  Zahlen,  dass  dort,  wo  eine  })rivile- 
girte  zentralisirte  Bank  besteht,  die  gesundeste  und  heil- 
samste Art  der  Kreditoperationen,  nämlich  das  Deposi- 
teno:escliäft,  vernachlässiü't  wird.  Bei  der  französischen 
und  bei  der  russischen  Bank  stehen  die  in  Verkehr 
befindlichen  Banknoten  zu  den  Depositen  wie  1  zu  1,4, 
bei  der  österreichischen  Nationalbank  wie  1  zu  0.2,  bei 
der  preussischen  Bank  wie  1  zu  0'33,  und  bei  der  engli- 
schen Bank  wie  1  zu  1,  Nach  dem  schottischen  System 
haben  die  Banken,  obschon  sie  einander  beim  Darle- 
hens- und  Bankoeschäfte  Konkurrenz  machen  und  hier- 
durch  auf  den  Geldverkeln-  einen  wohlthätisfcn  Einfluss 
ausüben,  behufs  leichterer  Zirkulation  der  Noten  sich 
u  11 1  e r  ein  a n d e r  g e e  i n igt,  i li r  e  Note n  w e  c h- 
selseitig  anzunehmen,  und  die  eingelösten 
Noten  zwei  m  a  1  av  ö  c  h  e  ii  t  1  i  c  h  unter 
e  i  n  a  n  d  e  r  u  m  z  u  t  a  u  s  e  li  e  n  ;  u  n  d  so  m  a  c  li  e  n 
sie  den  N  o  t  e  n  v  e  r  k  e  h  r  trotz  der  Verschie- 
denheit d  er  Note  n  dennoch  i  m  ganzen 
Lande  1  e  i  c  li  t  und  sicher.  Auch  das  neue  deut- 
sche Eeiclisbankoesetz  liat  in  dieser  Richtung  Verfü- 
gungen  getroffen ;  auch  hier  wird  die  Erfahrung  darthun, 
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dass  beim  System  der  Bankfreilieit  die  verscliiedciiarti- 
gen  Banknoten  eben  so  sicher  zirknliren  Averden,  wie  es 
bei  den  grossen  mit  dem  Moiiopolsreclit  ausgestatteten 
Banken  der  Fall  ist. 

E  i  n  e  g  r  o  s  s  e  u  n  d  li  e  i  1  s  a  m  e  W  i  r  k  u  n  g  d  i  e- 
s e r  Banken  ist  e s,  d a s  s  sie  n e b s t  d  e n  de  m 
Handel  und  der  Industrie  geleisteten 
Diensten  auch  zur  Hebung  der  Agrikultur 
aus  ser  Orden  tli  eil  t"r)rdernd  mitwirken.  Im 
Vergleiche  zu  allen  anderen  Systemen  liaben  diese 
Banken  der  Klasse  der  Grundbesitzer  und  Landwirthe 
den  ausgedehnstessen  Kredit  dargeboten.  *) 

In  den  V  e  r  e  i  n  i  «^  t  e  n  Staaten  von  Nor  d- 
Amerika  hat  von  jeher  das  System  der  Bankfreilieit 
gelierrsclit.  Indess  haben  sich  hi  diesen  Staaten,  wie  in 
Allem,  so  auch  liier  die  Extreme  berührt.  Während  in 
einio-en  Staaten  bezüo'li(di  des  Bankwesens  die  grösste 
Dezentralisation  herrschte,  strebte  man  anderwärts, 
wie  beispielsweise  in  den  Staaten  Neu-Englands  und 
namentlich  in  New-York  nach  der  Zentralisation.  Cha- 
rakteristisch bemerkt  diesbezüglich  Carrey:  »Eine 
je  grössere  Freiheit  auf  dem  Gebiete  der  Union  be- 
züodich  der  Errichtuno-  von  Banken  besteht  und  ie 
weniger  Verpflichtungen  von  diesen  gefordert  AAerden, 
um  so  grösser  ist  das  Bestreben  nach  ähnlichen  Eechten, 
um  so  sicherer  der  Geld  verkehr,  und  um  so  geringer 
sind  die  Kosten  desselben.« 

Das  Banksystem  erfuhr  in  der  letzten  Zeit  in  den 
Vereinigten  Freistaaten  von  Nord- Amerika  grosse  Um- 
Avandlungen.     1837    und    1839    trat    die    Periode    der 


*)  Max    Wirth,    Grniulzüoe    der    Nationalökonomie.    IH.    Band.   — 
Courcelles-Seneuil,  Les  banques  libres. 
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grossen  Krisen  nnd  der  Falliments  zalilreiolier  grosser 
]3aiiken  ein.  1837follirten  618,  1839  aber  956  Banken. 
Im  Jahre  1838  stellte  zuerst  der  Staat  New-York 
im  Wege  der  Gesetzgebung  die  K  o  n  t  r  o  1  -  M  a  s  s- 
n  a  h  m  e  n  fest.  Vor  Allem  wurde  gefordert,  dass  jede 
Bank,  welche  Noten  emittirt,  zur  Sicherstellung  der  Ein- 
lösung ihrer  Noten  Staatsobligationen  deponire ;  ferner 
Avurde  die  Summe  des  baren  Geldes  ausbedungen,  welche 
jede  Bank  in  Yorrath  halten  muss ;  und  schliesslich  be- 
stellte der  Staat  selbst  besondere  Inspektoren  zur  Ueber- 
wachung  der  Bankgeschiifte.  Eilf  Staaten  akzeptirtendas 
New- Yorker  System.  —  Das  zweite  System,  welches 
in  Amerika  aufkam,  ist  das  sogenannte  Suffolk- 
S  y  s  t  e  m,  welches  feststellt,  dass  die  verschiedenen  Ban- 
ken verpflichtet  seien,  einmal  oder  zweimal  in  der 
Woche  ihre  Noten  gegenseitig  umzutauschen ,  und 
dass  diejenige  Bank,  welche  ihre  Noten  nicht  umtauscht, 
verpflichtet  sei,  dieselben  gegen  Bargeld  einzulösen. 

In  Folge  des  Krieges  mit  den  Südstaaten  sind  be- 
züglich der  Banken  neue  Verfügungen  getroffen  worden. 
Es  ist  dies  für  uns  sehr  lehrreich,  besonders  darum,  weil 
in  Amerika  während  des  Krieges  Papiergeldzirkulation 
entstand,  welche  noch  bis  zum  heutigen  Tage  besteht, 
und  wegen  deren,  so  wie  beiuns,  die  Valuta  auch  dort  nicht 
geregelt  ist.  Der  damalige  Finanzminister  Chase  s  c  h  1  u  g 
das  gegenwärtig  bestehende  System  der  National- 
banken  vor,  demgemass  jede  Bank  verpflichtet  ist, 
einen  gewissen  Theil  ihres  Kapitals  als  Garantie  für 
die  pflichtgemässe  Einlösung  ihrer  Noten  in  Staatsobli- 
gationen l)eim  Staate  zu  hinterlegen.  Ferner  emittiren 
diese  Nationalbanken  nicht  selbst  Banknoten,  son- 
dern bringen  vom  Staate  gedruckte  Bank- 
noten in  Verkehr,  und  sie  erhalten  diese  in    dem 
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Verhältnisse,  in  welcliem  sie  bei  der  Staatskasse  Staats- 
ol)lig-ationen  deponirt  liaben.  Als  allgemeine  Ivegcl  gilt, 
dass  sie  ""/loo  ihres  Notennmlanfs  mittelst  solcher 
Staatsobligationen,  und  zwar  der  sogenannten  »iniited 
States  bonds«  bedecken  müssen.  Endlicli  wurde  festo^e- 
stellt,  dass  so  wie  eine  Bank  die  von  ihr  in  A^erkehr 
gebrachten  Noten  einzulösen  verabsäumt,  die  Staats- 
kasse berechtigt  ist,  die  dcponirten  Staatsobligationen 
sofort  zu  veräussern  und  die  in  Verkehr  gebrachten 
Noten  aus  dem  erzielten  Erlöse  einzulösen.  Am  4. 
Februar  1871  betrug  der  gesammte  Verkehr  der  fetaats- 
banknoten  307.365,000  Dollars ;  der  an  der  Kasse  der 
Vereinigten  Staaten  hiefür  deponirte  Werth  in  Staats- 
obligationen betrug  350.048,000  Dollars.  Neben  den  Na- 
tionalbanken  wirken  auch  noch  die  sogenannten  Staats- 
banken, welche  nämlich  auf  dem  Gebiete  einzelner 
Staaten  ihren  Beruf  in  verschiedener  Art  und  AYeise 
erfüllen ;  doch  sind  diese  nicht  mit  den  Vorrechten  aus- 
gestattet, deren  die  Natioualbanken  gemessen.  Zufolge 
dieser  Massnahme  ist  die  gegen  das  System  der  Bank- 
freiheit  voro-ebrachte  Einwenduno;  erscliüttert,  wonach 
bei  diesem  Svstem  der  Verkehr  mit  Banknoten  über- 
schwennnt  wird  ;  die  neuen  ü'esetzlichen  Massnahmen  ma- 
ebenes  den  Nationalbanken  unmöglich  die  Noten  in  einem, 
Schwindeleien  hervorrufenden  Uebermass  zu  emittiren. 
Nicht  nur  in  S  c  h  o  1 1 1  a  n  d  und  in  der  Sc  h  w  e  i  z, 
sondern  früher  auch  in  Fr  ankr  ei  ch,  wo  mehrere 
Zettelbanken  bestanden,  und  besonders  in 
D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d,  wo  neben  der  Berliner  Zentrall  )ank 
z;ddreiche  Provinzbauken  das  Notenemissionsrecht  be- 
sitzen und  ausül)en,  h  a  t  d  i  e  E  r  f  a h  r  u  n  g  b  e  wi  e  s  en, 
d  a  s  s  bei  d  e  m  System  d  e  r  D  e  z  e  n  t  r  a  1  i  s  a  t  i  o  n 
des  Z  e  1 1  e  1  b  a  n  k  w  e  s  e  n  s  nicht  m  ehr  B  a  n  k  n  o- 
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teil  in  V  e  r  k  e  li  r  k  ( >  in  ni  e  ii,  als  d  i  e  j  e  w  eiligen 
Yerkehrbe  d  ürfni  sse  erheischen.  Und  es  hat 
sich  praktisch  erwiesen,  dass  bei  allen  Banksystemen,  bei 
welchen  die  Banken  streng  verpflichtet  sind,  ihre  Noten 
unter  allen  Umständen  dem  Vorweiser  gegen  gemünztes 
Geld  nmzuwechseln,  der  zeitweilige  Bedarf  des  Verkehrs 
die  Notenzirkulation  am  sichersten  regelt.  Die  Erfahrung 
hat  auch  die  Behauptung  Aviderlegt,  dass  die  A^erschie- 
denen  Formen  der  Banknoten  auf  die  Notenzirkulation 
hindernd  wirken. 

Nach  dem  neuen  deutschen  Bankge- 
setze wird  es  auch  nach  1876  Banknoten  von  33  ver- 
schiedenen Gestalten  geben,  welche  im  ganzen  Reiche 
zirkuliren  werden,  da  die  einzelnen  Banken  A^erpflichtet 
sind,  in  jeder  grösseren  Stadt  für  Organe  zur  Einlösung 
ihrer  Noten  zu  sorgen. 

Es  ist  nicht  zu  liiugnen,  dass  zu  Zeiten  der  Geld- 
krisen dort,  wo  das  System  der  l^ankfreiheit  bestellt,  die 
Banken  dem  öffentlichen  Kredit  bezüglich  der  Linde- 
rung der  Krisis  keine  so  grossen  Dienste  zu  leisten  ver- 
mögen, wie  eine  mächtige,  grosse,  zentralisirte  und  mit 
ehiem  ausschliesslichen  Privilegium  ausgestattete  Bank. 
Das  ist  jedenfalls  eine  gewichtige  Bemerkung,  und  da- 
für zeugt  auch  der  Umstand,  dass  in  Zeiten  der  Krisen 
die  schottischen  Banken  auf  die  Hilfe  der  englischen 
Bank  ano'ewlesen  waren  und  nur  mittelst  des  Kredits 
derselben  ihre  Wirksamkeit  fortzusetzen  vermochten. 
Aber  andererseits  ist  Avieder  nicht  zu  längncn,  dass  die 
z  e  n  t  r  a  1  i  s  i  r  t  e  n  und  e  i  n  e  g  r  o  s  s  e  K  r  e  d  i  t  m  a  c  h  t 
besitzende  n  B  a  n  k  e  n  n  i  c  li  t  u  n  w  e  s  e  n  1 1  i  c  h 
zur  H  e  r  V  o  r  r  u  f  u  n  g  v  o  n  K  r  i  s  e  n  m  i  t  av  i  r  k  t  e  n, 
indem  sie  mit  iliren  Kreditgewährungen  die  krankhafte 
Steigerung  der  allgemeinen  Unternehmungslust  förder- 


129 

ten.  Und  selbst  die  Dienste,  welche  eine  grosse,  zentra- 
lisirte  Bank  angesichts  der  Krisen  zu  leisten  vermag, 
beruhten  —  wie  die  Erfahrung  auch  hi  England  darge- 
than.  hat,  —    auf  ausserordentlichen  Massnahmen. 

Wenn  nun  bei  dem  System  des  Bankmonopols  die 
Notliwendigkeit  von  derlei  Ausnahmsmassregeln  sich 
herausstellt,  indem  im  Interesse  des  r)ffentlic]ien  Kredi- 
tes die  Intervention  des  Staates  in  Anspruch  genommen 
wird:  so  kann  die  Staatsregierung  auch  bei  dem  Bank- 
freilieitssystem  Mittel  anwenden,  welche  zu  einem  ähnli- 
chen Ergebnisse  führen. 

Was  aber  lehrt  die  Erfahrung  l)ezüglich  des  gegen 
die  Bankfreiheit  erhobenen  Einwandes^ 
d  a  s  s  eine  grosse,  z  e  n  t  r  a  1  i  s  i  r  t  e  Bank  m  i  t- 
telst  ihres  anselmli  chen  Stammka,p  itals 
eil  er  im  Stande  sei,  die  unbehinderte  Ein- 
1  <■■)  s u n  er  der  Noten  zu  sichern?  Eine  des  Mono- 
polrechtes  geniessende  grosse  Bank  Ijesitzt  allerdings 
ein  grosses  Kapital,  wenn  wir  jedoch  alle  Stammkapi- 
talien Summiren,  welche  beim  System  der  Bankfreiheit 
im  Besitz  der  verschiedenen  Banken  sind,  und  sie  mit 
der  Notenmenge  vergleichen,  welche  sie  regelmässig  in 
Umlauf  bringen,  so  wird  sich  finden,  dass  sie  hinsicht- 
lich des  Stammkapitals  die  grossen  monopolisirenden 
Banken  verliältnissmässig  weit  üljertrefifen.  Dies  lehrt 
die  Erfahrung  üljerall,  wo  das  Bankfreiheitssystem 
besteht,  wie  in  Schottland,  in  der  Schweiz  und  in 
Nord-Amerika. 

Wagner  zälilt  in  seinem  trefflichen 
W  e r  k e  alle  die  E  r f  (m- d e r n i s s e  auf,  die  n ö- 
thig  sind,  damit  auch  bei  der  Bankfrei- 
heit die  d  e  z  e  n  t  r  a  1  i  s  i  r  t  e  n  Banken  sicher 
u  n  d  z  w  e  c  k  m  ä  s  s  i  g  w  i  r  k  e  n  k  ö  n  n  e  n.    Es  sei  mir 


130 

ö-estattet    die     wesentllclieren    und     charakteristiselien 
daraus  hervorzuheben  : 

Vor  Allem  ist  es  nöthig  das  Minimum  des 
Stammkapitals  festzustellen,  welches  erforderlich  ist 
damit  an  einen  bestimmten  Ort  eine  zur  Notenemission 
berechtio;te  Bank  errichtet  werden  dürfe.  Dieses  Vor- 
gehen  beobachtet  das  neue  Bankgesetz  in  Amerika. 

Das  vom  15.  Februar  18G4  datirende  amerikani- 
sche Gesetz  fordert,  dass  das  Stammkapital  in  Städten 
mit  weniger  als  10,000  Einwohnern  50,000,  in  grös- 
seren mindestens  100,000  Dollars ,  in  Städten  mit 
mehr  als  50,000  Einwohner  aber  mindestens  200,000 
Dollars  betrage- 

Ueberdies  ist  es  nothwendig  das  Minimum 
des  A  p  p  o  i  n  t  s  der  Banknoten  f  e  s  t  z  u  s  t  e  1- 
1  e  n.  Dieses  Mininmm  darf  nicht  sehr  gering  sein. 

Die  Staatskassen  müssen  verpflichtet  sein, 
die  e  m  i  t  t  i  r  t  e  n  Noten,  namentlich  bei 
Steuerzahlungen,  a  n  z  u  n  e  h  m  e  n,*) 

Alle  Banken  müssen  verpflichtet  sein,  ihre 
Noten  gegenseitig  anzunehmen,  und  wö- 
chentlich einmal  oder  zweimal  unter  einander  aus- 
z  u  t  a  u  s  c  h  e  n. 

Die  Banken  sollen  verpflichtet  sein,  nicht  nur  im 
Zentrum  ihres  Geschäftsbetriebes,  sondern  auch  an 
anderen  vorher  zu  bestimmenden  Plätzen 
die  Banknoten  dem  Vor  weis  er  sofort  in 
barer  Münze  auszuzahlen.  Die  nämliche  Ver- 
pflichtung müssten  auch  die  Filialen,  erfüllen  jedoch 
erst  nach  drei  Tagen  von  der   Präsentation  gerechnet. 


*)  Das  neue  Baiikgesetz  des  deiitschen  Reiches  verordnet  zwar  etwas 
Entgegengesetztes  (§.  2),  allein   diese  Massnahme  findet  ihre  Begründung 
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Die  Privaten  sollen  nicht  verpfliclitet  sein, 
die  Banknoten  anzunehmen,  das  heisst,  es  soll  Jeder- 
maini  vollkommen  freigestellt  sein,  die- 
selben a  n  s  t  a  1 1  baren  Geldes  a  n  z  u  n e  li- 
m e n  o d er    n i c h t. 

Und  worauf  mit  Recht  das  grösste  Gewicht  zu 
legen  ist:  die  Banken  sollen  durch  das  Gesetz  zu 
der  möglichst  grössten  Öffentlichkeit  ver- 
pfliclitet Averden.  Demgemiiss  sollen  die  Organisation 
der  Bank,  die  Statuten,  die  Massnahmen  zur  Bede- 
ckung der  emittirten  Noten,  die  Vermögensbilanz 
und  die  geschäftlichen  AusAveise  unter  strenger  Wah- 
runo-  der  Öffentlichkeit  festo^estellt  Averden.  Geo;eu 
die  ZuAviderhandelnden  sollen  strenge  Strafen  normirt 
AA^erden,  und  die  A^on  Seite  des  Staates  zu  l^estel- 
lende  Kontrole  soll  streng  über  die  geh()rige  Wah- 
rung derOffentlichkeit  Wachen. 

Auch  müsste  festgestellt  Averden,  dass  die  Besitzer 
A^on  Banknoten  a  u  f  d  a  s  V  e  r  m  ö  gen  der  Bank  ein 
Vorrecht  h  a  b  e  n. 

Endlich  müsste  die  Summe  festge- 
stellt Av e r d e n,  auf  ay e  1  c h e  sie h  g e m ä s s  de m 
eingezahlten  Kapital  und  der  Noten  1)  e- 
d  e  c  k  u  n  ü:  die  s:  e  s  a  m  m  t  e  Notenemission  b  e- 
laufen  darf. 


flai"in,  dass  im  deutschen  Eeiclie  die  einzelnen  Staaten  auch  geoenwärtig-  un. 
verzinsliche  Staats ohligationen,  das  ist  Papiergeld  in  Umlauf  halten,  jedoch 
nur  in  massiger  Menge  ;  es  ist  daher  natürlich,  dass  man  dort  den  Vortheil 
der  Annahme  an  den  Staatskassen  für  das  Staatspapiergeld  vorhehielt.  Wenn 
ührigens  die  Banken  ihre  Noten  ohne  Hinderniss  gegen  bare  Münze  einlö- 
sen, so  ist  gar  kein  Grund  vorhanden,  warum  sie  nicht,  insolange  sie  dieser 
Verpflichtung  Genüge  leisten,  den  Vortheil  geniessen  sollen ,  dass  die 
Staatskassen  ganz  so  wie  die  Privaten  die  Banknoten  an  Zahlungsstatt  an- 
nehmen. 

9* 
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Das  dritte  Banksystem  ist  das  sogenannte  g  e- 
mi sehte  System,  demgemäss  im  Mittelpnnkte  des 
Staates  eine  mit  o^eAvissen  Privileoien  auso^estattete  Zet- 
telbank  errichtet  Avird,  deren  Bernf  es  ist,  znfolge  ihrer 
angesehenen  nnd  privilegirten  Stelhmg  die  Handelsin- 
teressen des  Zentrnms  zn  fih'dern;  aber  ncl)en  dieser 
privik'girten  Zentralbank  bestehen  in  verschiedenen 
Gegenden  des  Staates  anch  Provinzbanken  mit  dem 
Rechte  der  Notenemission.  Dieses  System  ist  mithin 
bestrebt,  bei  der  Notenemission  die  Dezentralisation  mit 
der  Zentralisation  zn  verbinden. 

Dieses  System  besteht  gegenwärtig  im  de  n  t  sehe  n 
Reiche. 

Anch  in  G  r  o  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  n  ist  —  wenn  anch 
in  eingeschränkterem  Masse  —  das  gemischte  Bank- 
system zu  finden.  Die  Londoner  Bank  ist  mit  grossen 
Privileonen  anso^estattet,  nnd  ist  die  m;ichtio\ste  Bank 
der  Welt;  trotzdem  sind,  als  im  Jahre  1844  die  Bank- 
reform eingeführt  wurde,  und  nicht  nur  für  England, 
sondern  auch  für  Schottland  und  Irland  einschrän- 
kende und  reo-elnde  Verordnungen  erlassen  wurden, 
die  alten,  des  Notenemissionsrechtes  geniessenden  Zet- 
telljanken  bestehen  geblieben. 

Das  ö-emischte  Banksystem  ist  also  ein  Vermächt- 
niss  der  Vergangenheit,  und  obschon  die  Zentral isi- 
rungstendenz  bei  der  Notenemission  immer  mehr  zur 
Geltung  gelangte,  so  war  sie  dennoch  nicht  im  Stande, 
die  Wirksamkeit  der  in  früheren  Zeiten  konzessionir- 
ten  und  bestehen  gebliebenen  Zettelbanken  gänzlich 
zu  sistiren. 

Nacli  der  im  Obigen  gebotenen  kurzgefassten 
Darstellung  der  verschiedeneu  Systeme  der  Zettel- 
banken gelangen    wir  zu    folgendem    Ergeb- 
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n  i  s  s  :  Das  Zettelbaiikwesen  theoretisch  und  im  All- 
gemeinen betruchtet ,  ist  das  System  der  Bankfrei- 
heit das  nattirlichste  und  korrekteste ;  und  wie  die 
Erfahrung"  lehrt,  ist  dasselbe  überall,  wo  die  Bevöl- 
kerung, welche  sich  der  Banknoten  bedient,  nüchtern 
und  vorsichtig  ist,  und  die  Wirksamkeit  der  Kre- 
ditmittel richtig  auffasst,  für  den  Verkehr  erspriesslich. 
Ein  o'rosser  Vortheil  des  wohloroanisirten  Bankfrei- 
heitssystems  ist  es,  dass  die  Banknote  ihrer  Avahren 
Bestimmung  entspricht.  Bei  diesem  System  geniesst 
nicht  nur  die  Handels-  und  Gewerbsklasse  den  Bank- 
kredit, sondern  es  hebt  sich  auch  der  Personalkredit  der 
bei  jeder  Nation  so  wichtigen  Grundbesitzer-  und  Acker- 
banklassen  in  bedeutendem  Masse. 

Ferner  führt  das  im  Obigen  Ausgeführte  zu  der 
Ueberzeugung,  dass  wenn  bei  der  Errichtung  der  dezen- 
tralisirten  Banken  zweckmässio-e  Massnahmen  s-etroffen 
werden  und  ihre  Wirksamkeit  geregelt  w^ird,  alle  jene 
Nachtheile,  welche  man  diesem  System  zuschreibt,  ver- 
mieden werden  können.  Eben  so  sind  auch  die  gegen  die 
Mannio'faltio-keit  der  Banknoten  gemachten  Bemerkun- 
o'en  nicht  recht  stichhältio-. 

Die  mit  dem  Monopolrecht  ausgestatteten  oder  zen- 
tralisirten  Banken  haben  im  Interesse  des  zentralisirten 
Handels  inid  des  betreffenden  Handelsstandes  einen  oitns- 
tigen  Einfiuss  ausgeübt  und  sich  als  eine  sehr  nützliche  In- 
stitutionen erwiesen  ;  dennoch  aber  vermögen  sie  nicht  in 
allen  Theilen  des  Landes  und  zur  Hebung  des  Perso- 
nalkredits aller  Klassen  die  guten  Dienste  zu  leisten, 
welche  mehrere  Zettelbanken  mit  ihren  zahlreichen  Fi- 
lialen zu  leisten  im  Stande  sind.  Ein  orosser  Nachtheil 
dieses  Systems  ist  es,  dass  die  Banknote  sich  unvermerkt, 
dem  Papiergelde  nähert.    Eine  solche  Zentralbank  kann 
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ihre  orosse  Macht  leicht  missbraiichen.  Die  oTösste 
Schwäche  dieses  Systems  aber  besteht  darin ,  dass  es 
beinahe  nicht  zu  vermeiden  ist,  dass  die  Bank  zur  Gläu- 
bigerin des  Staates  werde.  Demzufolge  basirt  ein  be- 
trächtlicher Tlieil  der  von  ihr  emittirten  Noten  auf 
von  Seite  des  Staates  übernommenen  Verpflichtungen. 
Selbst  die  englische  Bank  besitzt  gegenwärtig  11  Mil- 
lionen £  Sterling  in  Staatsobligationen  als  Banknoten- 
bedeckuno-;  die  österreichische  Nationalbank  hat  eine 
unverzinsliche  Staats-Schuld  von  80  Millionen  Grulden 
übernommen ;  auch  die  französische  Bank  steht  in  einem 
ähnlichen  Verhältnisse  zum  Staate.  Bei  dem  zentralisirten 
Banksystem  ist  es  nahezu  unvermeidlich,  dass  die  Bank 
unter  schwierigen  Staatsverhältnissen  der  Pression  der 
Regierung  nachgibt,  und  so  kann  es  in  einem  Staate,  in 
welchem  nur  eine  einzige  Zettelbank  besteht,  leicht  ge- 
schehen, dass  die  Bank  von  der  Verpflichtung,  ihre  No- 
ten bar  einzulösen,  zeitweilig  enthoben  wird ;  hierdurch 
wird  die  Banknote  zu  Papiergeld,  und  für  das  grosse 
Publikum  treten  alle  die  Nachtheile  ein,  die  mit  dem 
Schwanken  der  Valuta  verbunden  sind. 

Das  gemischte  Banksystem  wird,  wenn  zweckmäs- 
sig geregelt,  die  Provinzinteressen  überall  berücksichti- 
gen ;  es  vereinigt  die  Vorzüge  der  beiden  anderen  Sys- 
teme in  sich,  und  ist  frei  von  den  Nachtheilen  derselben. 

Bei  Nationen,  die  auf  einer  höheren  Stufe  der 
Entwickelung  stehen,  namentlich  bei  solchen,  welche 
alle  Arten  von  Kreditinstitutionen  benützen,  und  so  auch 
die  meistverbreitete  Gattung  von  Bankgeschäften,  das 
Depositengeschäft,  ferner  den  Gebrauch  der  Checks  und 
die  Wirksamkeit  der  Clearinghouses  bei  sich  eingebür- 
gert haben,  verliert  die  Banknote  immer  mehr  von  ihrer 
Wichtigkeit.  Denn  in  Folge  der  Verbreitung  der  sonstigen 
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Kreditmittel  Avärd  die  Banknote  in  immer  eingeschränk- 
terem Masse  in  Anspruch  genommen  nnd  darum  nimmt 
auch  iln-e  Bedeutuiiii:  ab.  Das  ist  die  allofemeine  Ten- 
denz,  welche  wir  in  England  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nord-Amerika  sich  entwickeln  sehen,  mid 
diese  Tendenz  wird  sich  wahrscheinlich  auch  auf  dem 
Kontinent  ihren  Weg  bahnen. 

Hiermit  hahe  ich  den  theoretisclien  Tlieil  dieses 
Werkes  beendet,  dessen  Zweck  es  war,  die  prinzipiel- 
len Standpunkte  zu  kennzeichnen,  welche  bei  der  Be- 
urtheihmg  der  Verhiiltnisse  unserer  Monarchie  und 
unseres  Vaterlandes  in  Bezug  auf  das  Bankwesen  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werden  dürfen.  Nun  kann  ich  auf 
die  Erörterung  jener  Verhältnisse  übergehen,  welche 
bei  uns  hinsichtlich  des  Bankwesens  als  Antezedentien 
bestehen,  um  daini  meine  Ansichten  darüber  darzulegen, 
wie  meines  Erachtens  die  Bankpolitik  unseres  Vaterlan- 
des in  der  Zukunft  zweckmässio-  zu  gestalten  wäre. 


ZWEITEK  THEIL. 


DIE  CESCHIOHTE 


DES 


BANKWESENS  IN  UNSERER  MONARCHIE. 


Sechstes    Kapitel. 

Die  österreiclüsclic  Nationiilbank  von  deren 
Gründnni;  bis  1848. 

[Bankgründungsversuclie  in  unserer  Monarchie  im  XVII. 
Jahrhundert,  unter  der  Regierung  Leopolds  I.  —  Das  Patent  vom 
15.  Juni  1703  über  die  Errichtung  einer  Bank.  —  Der  Zweck 
und  die  Erfolglosigkeit  desselben.  —  Das  Märzpatent  vom  Jahre 
1707.  —  Das  Girogeschäft  wird  im  Jahre  1712  mit  Verlust  ein- 
gestellt. —  Die  Ursachen  des  Misslingens.  —  Das  Patent  Karls 
VI.  vom  17.  Dezember  1714.  —  Die  Wiener  städtische  Bank 
hört  1789  auf.  —  Die  Periode  zwischen  den  Jahren  1789 
und  1816.  —  Das  Patent  vom  1.  Juli  1816  ordnet  die  Errich- 
tung der  österreichischen  Bank  an.  —  Es  spricht  die  massge- 
benden Prinzipien  aus.  —  Die  verkehrten  Verfügungen  bezüglich 
der  Einlösung  des  Papiergeldes.  —  Die  Verordnungen  vom  1. 
und  15.  Juli,  vom  .3,,  18.  und  26.  August.  —  Neuerliche  Verord- 
nungen vom  17.  Januar  und  28.  November  1817.  —  Die  Bank 
beginnt  am  18.  Juni  1818  ihre  bankmässige  AVirksamkeit ;  laut 
Beschluss  vom  31.  Mai  1820  bewerkstelligt  sie  die  Einlösung  des 
Papiergeldes.  —  AVelchen  Zwecken  entsprach  sie?  —  Die  zeit- 
weilige Metallljedeckung  der  Bank  bis  1848.] 


Wenu  wir  die  Finanzgescliiclite  der  grossen  Staa- 
ten stndiren,  so  werden  wir  linden  dass  mit  der  Emission 
von  Banknoten  und  Papiergeld  viel  Missbraucli  ge- 
trieben wurde.  Unsere  Monarchie  stellt  in  dieser  Be- 
ziehung in  vorderster  Reihe;  und  dies  erklart  sich 
daher,  dass  diese  Alonarchie  eine  lange  Reihe  von  Jah- 
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ren  hindurch  grosse  Kriege  mit  wenig  Glück  geführt 
hat,  und  dass  unter  den  zum  Zweck  derselben  gebrach- 
ten Blut-  und  Geldopfern  keineswegs  das  geringste,  ja 
vielleicht  das  relativ  grösste  jener  Schaden  war,  der 
viele  hundert  Millionen  Gulden  Ijetrug,  und  aus  der 
Zirkulation  des  Papiergeldes  oder  der  mit  Zwanks- 
kurs  ausgestatteten  Banknoten,  besonders  aber  aus  der 
zweimaligen  Devalvation  enstand.  Und  nichts  beweist 
glänzender  die  ausdauernde,  zähe  Lebenskraft  der 
Völker  dieser  Monarchie,  als  dass  hier  nach  allen 
diesen  Krisen,  welche  von  Zeit  zu  Zeit  im  gesammten 
Verkehr  erfolgten,  binnen  wenigen  Friedensjahren, 
wenn  auch  kein  grosser  materieller  Wohlstand,  so  doch 
immerhin  gesunde,  dauerhafte  Verhältnisse  eintraten. 
Ich  glaube,  es  wird  nicht  uninteressant  sein,  eine  n 
kurzen  Rückblick  a  u  f  die  finanzielle  n 
V  e  r  h  äl  1 11  i  s  s  e  unsere  r  ]\I  o  ii  a  r  c  h  i  e  z  u  w  e  r  f  e  n, 
mit  besonderer  R,  ü  c  k  s  i  c  h  t  auf  alle  jene 
Versuche,  av e  1  c h e  hinsichtlich  de r  B a n k- 
frage  in  unserer  Monarchie    gemacht    worden  sind. *) 

Zu  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  war  die  finan- 
zielle Lage  der  Monarchie  keine  erfreuliche.  Die  un- 
ter Leopold  I.  durch  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
geführten  Kriege,  gegen  die  Türken  im  Osten,  gegen 
die  Franzosen  im  Westen,  nahmen  alle  materiellen 
Kräfte  des  Staates  in  ausserordentlichem  Masse  in 
Anspruch.  Unter  den  damaligen  Verhältnissen  war 
es  für  den  Staat  nicht  so  leicht,  sich  an  den  Kredit  zu 
wenden,  wie  in  der  neueren  Zeit,  und  in  Kriegsfäl- 
len stellten  einzelne  grössere  Lieferanten  das  Nöthige 


*)  Beiträge   zur  Gescliiclite   der  österreicliisclie  Finanzen,  von  Eitter 
V.  Hauer,  —  Hübner  :  Die  Banken. 
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bei.  Diese  leisteten,  da  der  Staat  liinslclitlicli  der  pünkt- 
lichen Bezalihmg  seiner  VerpÜiclitnng'en  nur  geringe 
Garantien  bot,  die  Lieferungen  oft  zu  h(A\y  liolien  Prei- 
sen, und  sehr  oft  musste  die  Bezahlung  solcher  Liefe- 
runa;en  und  der  zeitweilig  aufgenommenen  ]3aranlehen 
durcli  Veräusserung  von  Staatsgütern  bewerkstelligt 
werden,  namentlich  zur  Zeit  des  Kaisers  Leopold  L 
Von  Anderem  zu  schweigen,  ist  es  eine  allgemein  be- 
kannte Tliatsache,  dass  dem  Lebensmittel-I^ieferanten 
Harucker  das  ganze  Bekeser  Komitat  als  Donation  über- 
geben, der  Kölner  Fürsterzbischof  Schönboi'u  aber  mit- 
telst der  Munkacser  und  Gross-St.-Mikloser  Domiinen 
befriedigt  wurde.  Gegen  Ende  des  XVIL  Jahrhun- 
derts steigerte  sich  das  allgemeine  Misstrauen  noch 
durch  das  auf  viele  Millionen  sich  belaufende  Falliment 
des  Hauses  Oppenheimer,  welches  im  Auftrag  des 
Staates  für  llechnung  desselben  die  Kriegslieferungen 
besorgt  hatte.  Dieses  Falliment  rief  eine  wahi-hafte 
Finanzkrisis  hervor. 

Die  Kredit-  und  Finanz  Verhältnisse  der  IMonarchie 
boten  mithin  ein  sehr  trauriges  Bild,  Avährend  ander- 
wjirts  Stiidte  wie  Hamburg,  Amsterdam,  Venedig, 
Genua  u.  s.  w.  nicht  nur  eines  grossen  Handelsverkeh- 
res, sondern  bereits  hochentwickelter  und  segensreiclier 
Kreditinstitutionen  sich  erfreuten. 

Diejenigen,  Avelche  die  Geschicke  der  Monarchie 
leiteten,  glaubten  die  Zeit  gekommen,  zur  Beseitigung 
der  finanziellen  Kalamitäten  und  des  Kreditmangels  die 
Bankinstitution  auch  in  der  Haupstadt  der  ]\IonarchIe 
einzubürgern.  Sie  glaubten,  dass  hierdurch  allen  liebeln 
abgeliolfen  sein  werde.  Sie  hegten  bezüglich  des  Gelingens 
der  Unternehmung  grosse  Erwartungen,  und  vergas  sen 
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daran,  was  Wagner*)  richtig  bemerkt :  »Die  Entstehung 
der  Banken  bedingt  einen  entwickelten  Handelsverkehr 
mid  eine  im  Grossen  betriebene  Pflege  der  Industrie- 
zweige, in  Folge  deren  zum  ZAvecke  der  weiteren  Ent- 
Avickelung  dieser  Geschäfte  die  Nothwendigkeit  der 
Geldverkehrsmittel  hervortritt.  Wo  das  Vorhandensein 
dieses  Bedürfnisses  sich  gezeigt  hat,  dort  sind  überall 
naturgemäss  Banken  entstanden.  Das  ist  die  natürliche 
nnd  systematische  Entwickelung  der  Banken;  es  ist 
daher  nothwendig,  dass  zuvor  der  Handel,  der  Verkehr 
und  die  Industrie  sich  entwickeln,  und  daraus  die  Nach- 
frage nach  Kapital,  und  so  die  Nothwendigkeit  der  Er- 
richtung von  Banken  hervorgehe.  Die  Banken  folgen 
jenen  und  gehen  ihnen  nicht  voraus.« 

Am  3.  und  15,  Juni  1703  erschien  ein  kai- 
serliches Patent,  welches  besagt,  dass  der  Kaiser, 
gewillt ,  der  unangenehmen  Lage  al3zuhelfen,  welche 
durch  die  Erhaltuno-skosten  zweier  Armeen  im  Aus- 
lande  hervorgerufen  wird  und  sich  in  der  Auswande- 
rung des  baren  Geldes,  im  Verfjille  des  Handels  und 
in  anderen  Umständen  manifestirt,  die  E  r  r  i  c  h  t  u  n  g 
einer  Bank  beschlossen  habe,  zu  deren  Gründung 
die  verschiedenen  Länder  der  Monarchie  l)eitragen  sol- 
len. Zu  diesem  Fonde  sollten:  Ungarn  1^2  Millionen 
Gulden,  die  österreichischen  Provinzen  V^  Million, 
Böhmen  und  die  übrigen  einverleibten  Lander  vier  Mil- 
lionen Gulden  beisteuern.  **) 


*)  Beiträge  ziir  Lehre  von  den  Banken,  von  Dr.  Adolf  Wagner,  Leip- 
zig, 1857. 

**)  Als  Beispiel  des  damaligen  Kameralst3-les  sei  ans  dem  Jnnipateut 
das  Folgende  zitirt : 

»Ungesäumt  einen  sogenanten,  an  unterschiedenen  andern  fürneh- 
»men  Haupt-  und  Eeichsstädten,  nämlich  :  Venedig,  Hamburg, 
>^ Amsterdam  und  andern  mit  grösstem  Vortheil  und  Nutzen 
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Es  wiive  zu  weitlUiifig,  die  Organisation  dieser  Bank 
eingehend  zu  erörtern.  Cliarakteristisch  ist,  dass  sie  von 
der  Oro'anisation    aller    dazumal  bestehenden  Banken 
abwich,  und  obschon  man  hofi'te,  dass  die  Privaten  ihi-e 
überflüssigen  Kapitalien  bei  derselben  deponiren  wür- 
den, so  hatte  doch  die  von  Leopold  I.  begründete   1  >  a  n  k 
keinen  anderen  Z  w  eck  als  d  i  e  T  i  1  g  u  n  g  d  e  r 
Staatsschulden    zu     erleichtern     und     eine 
K r e d i t i n s t i t u  t i <) n  zu  schaffe  n,  w eiche  d  e  m 
Staat    im    Nothfalle    zu    Hilfe    komme.    Was 
nützte  es,  dass  im  Sinne  des  Patentes  an  der  Direktion 
der  Bank  nicht  lun-  die  Hofkammer,  sondern  auch  die 
Delegirten    der     nieder-öszterreichischen     Stände     mid 
der  Magistrat  der    Stadt  Wien  theilnahmen  ?  In  Wh*k- 
lichkeit  wurde  diese  Institution  durch  kaiserliche  Aem- 
tcr  2:ehand]ial)t.  Wie  sehr  dieBeo-ründer  der  Bank  irrten, 
nnd     welche,    allen    volkswirthschaftlichen    Prinzipien 
zuwiderlaufende  Richtung  die   Manipulanten  derselben 
befolgten,  davon  zeugt  unter  Anderem    die    Thatsache, 
dass  befehlsweise  ausgesprochen   Avurde :  die   Kaufleute 
seien  verpflichtet,  die  Noten  der  Bank  an  Geldes  statt 
anzunehmen  und  die  Bezahlung  ihrer  Wechsel  durch 
die  Bank  eff'ectuiren  zu  lassen.  Gregen  die  Zuwiderhan- 
delnden wurde  ein  Pönale    von  lOVo    festgesetzt,  wel- 
ches zu  Gunsten  der  Baidv  einzutreiben  sei. 

Das  grosse  Publikum  hatte  bald  die  Ueberzeugung 
geschöpft,  dass  der  Staat  trotz  aller  feierlichen  Vcrheis- 


»des  Geraeinen  Wesens  heilsam  praivtizirenden  B  a  n  c  o  d  e  1 
»Giro  in  Wien  zu  errichten  ....  Es  sollte  respectu  dessen 
i^Gebrauch  oder  Form,  die  giro,  respectu  aber  des  abzie- 
»lenden  Zwecks,  die  affrancazione,  d.  i.  Abledig-  oder  Be- 
»freinngs-banco  genannt,  in  siibstancia  eine  ()ffentliclie,  recht- 
» liehe  nnd  Antizii)at-Disposition  eines  Tlieils  der  Staatsein- 
»künfte  zu  Nutzen  der  Staatskredi  totes  sein.« 
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Riinofen  und    Betlieuerun<>'en    die  beabsiclitio-ten  Mass- 

O  O  o 

nalimen  nicht  durclizufüliren  vermöo-e.  Niemand  o^laiil^te 
an  die  Erfüllnng'  der  gegeljenen  Verspreclmngen.  Kein 
Wnnder  daher,  dass   trotz  der  Streno;e  des  Patents  und 
der  Höhe  des  festgestellten   Pönales  die  angeordneten 
Einzahlungen  bei  der  Bank  nicht  geleistet   wurden.  Je- 
dermann kannte   die    Unordnung    und   die   bedrängte 
Lage  der  Staatsfinanzen.  Es  mangelte  daher  die  Hau})t- 
bedingung  des  Kredits,  das  Vertrauen    dass  die   Bank 
selbst  beim  l)esten  Willen   und  bei  der  besten  Aljsiclit 
im  Stande  sein    werde,  den  übernommenen  Verpflicli- 
tungen    naclizukommen.    Gesteigert     wurde    noch    das 
Misstrauen  durcli  die  Verfügung  des    Patentes,  wonach 
die  Bank  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  Schuldner, 
beziehungsweise  Gläubiger  und  Richter  in  einer  Person 
wurde.   Bald  musste  die  Regierung  einsehen,  dass  sie 
■  in  Folge  des  allgemeinen  Misstrauens,  welches  sich  ge- 
gen ihre  Massnahmen  zeigte,  das  erwünsclite  Ergebniss 
nicht  einmal  annähernd  erreiclien  könne.   Am  8.  März 
1707  wurde    ein    neues    Patent  erlassen,    wonacli    die 
Manipulation  der  Bank  an  die  Stadt  Wien  überantwor- 
tet wurde.   Die  Regierung  vertraute  darauf,  dass  liie- 
durch  der  Kredit  der  Bank  wesentlich  gesteigert  werde, 
da  die  Stadt  Wien  zu  jener  Zeit  eine  musterhafte  Wirtli- 
schaft    führte   und    eines  grossen  Kredits  genoss.   Am 
25.  Februar  1708  wurde  aucli  zwisclien  der   Regierung 
und  der  Stadt  Wien  beliufs  Uebergabe  der  Bankmani- 
pvdation    die    Vereinbarung    abgeschlossen.    Wenn    im 
Sinne  dieser  Vereinl^arung  die  Bank  fortwährend,  frei  von 
der  Einmengmig    des    Staates,  unter  Manipulation  des 
Magistrats  der  Stadt  Wien  verblieben  wäre,   so  liätte 
ihr  Kredit  sich  Avahrscheinlich  bald  konsolidirt  und  sie 
selbst  sich  zu  einer  gesunden  Institution  entwickelt.  Allein 
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kaum  luitte  die  Stadt  Wien  die  Ver\\'altiiii<j;-  der  l^auk 
übernommen,  so  wurde  eine  lange  Keilie  von  Verord- 
iniu<>en  erkist?en,  durch  welche  die  Regierung  sich  di- 
rekt in  die  Angelegenheiten  der  Bank  einmengte,  bis 
diese  endlicli  nichts  weiter  war,  als  unter  den  bedran»'- 
ten  Verhältnissen  des  Staates  ein  willfahriges  Werkzeug 
desselben. 

Bei  der  ersten  Gründung  dieser  Bank  wurde  als  de- 
ren Zweck  die  Vermittelung  des  Girogeschäftes  zwi- 
schen den  Kautieuten  aufgestellt.  Da  aber  die  Kaufleute 
sich  weigerten,  die  Bank  zu  diesem  Zwecke  zu  benützen, 
so  wurde  der  Betrieb  dieses  Geschäftszweiges  bereits 
1812  vollständig  eingestellt.  Nach  der  Verordnung  vom 
9.  August  desselben  Jahres  wurde  beschlossen,  das  im 
Girogeschäft  angelegte  Kapital  zurückzuzahlen,  und  dem 
damaligen  Stande  der  Bank  gemäss  bekamen  die  Ein- 
leger von  100  Gulden  nur  85  Gulden  zurück. 

Es  scheint,  dass  den  Gründern  der  Bank  Anfano^s 
zwei  seit  lano-er  Zeit  l)estehende  und  erfolo'reich  wir- 
kende  Baid^en  als  j\Iuster  vorscln^  ebten,  und  zwar  die 
Amsterdamer,  die  1609,  und  die  Hamburger  Bank,  die 
1619  o'eoTündet  wurde,  und  die  ausschliesslich  mit  dem 
Giro-Geschilft,  sich  befassend,  grosse  Resultate  aufzu- 
weisen hatten.  Allein  die  Gründer  der  Wiener  Bank  dach- 
ten nicht  daran,  dass  die  Grundbedingung  einer  solchen 
erfolgreichen  Wirksamkeit  ein  so  blidiender  Handel  ist, 
w^ie  ihn  zu  jener  Zeit  Amsterdam  und  Hamburg  betrie- 
ben. Sie  vergassen  ferner,  dass  zur  Vermehrung  des 
Kredits  eine  systematische,  selbstständige  und  unab- 
hängige Aktion  nöthigist,  und  dass  die  unmotivirte  und 
eio;ennützio-e  Einmeno-uno-  des  Staats  die  Entwickelung 
eines  solchen  Instituts  von  vornherein  ungmciglich  macht. 
Wie  konnten  die  Kapitalbesitzenden  Kaufleute  Ver- 
C.  D.  10 
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traiieii  zu  ciiiein  Institut  haben,  das  unter  dem  direkten 
Einfluss  der  Kegierung  eines  Staates  sich  befand,  dessen 
Finanzverhältnisse  damals  die  allerdrilckendsten  wa- 
ren. Es  charakterisirt  die  traurige  Finanzlage  des  Staa- 
tes, dass  zu  jener  Zeit  selbst  die  Hofbedienten  iln-e  Be- 
zahlung und  die  Soldaten  iliren  Sold  nicht  regelmässig 
erhielten;  ja  dass  selbst  Courire,  die  in  wichtigen  Ange- 
legenheiten abgesendet  Averden  sollten,  wegen  Geldman- 
gels nicht  rechtzeitio'  abreisen  konnten. 

Nach  den  langwierigen  Kriegen  trat  endlich  für 
die  Monarchie  eine  Aera  des  Friedens  ein.  Unter  dem 
erspriesslichen  Einfluss  desselben  begann  die  Hoffnung 
auf  eine  l^essere  Zukunft  zu  erstarken.  Die  Monarchie 
gewann  an  Ausdehnung,  nachdem  in  Folge  desRastadter 
und  des  Badener  Friedenssclilusses  1714  Neapel,  Sar- 
dinien, Mailand,  und  die  spanischen  Niederlande  in  den 
unzweifelhaften  Besitz  der  Monarchie  gelangt  waren, 
und  1717  iuFoltre  des  Szatmarer  Friedensschlusses  und 
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der  Wiederherstellung  der  ungarischen  Verfassung  auch 
der  innere  Frieden  gesichert  war.  Abermals  bewährte 
sich  das  traditionelle  Glück  des  Hauses  Habsburg,  und 
wie  später  so  oft,  zeigte  sich  auch  diesmal  die  ernstliclie 
Al)sicht  die  zerrütteten  Finanzen  zu  ordnen. 

Karl  VI.  hoffte  in  seinem  a.  h.  Patent  vom  17. 
Dezember  1714  durch  eine  für  sammtliche  Erbliinder 
und  Provinzen  ins  Leben  zu  rufende  U  n  i  v  e  r  s  a  1- 
Bankalität  grosse  Resultate  erreichen  zu  können. 
Eine  wahrhaft  interessante  Lektüre  bietet  die  Einleitung 
dieses  Patentes,  in  welcher  die  bestehenden  Mängel  auf- 
gezählt werden  und  die  Hoffnung  auf  eine  bessere  Zukunft 
ausgedrückt    wird.*)  Die  Herstellung  des  Kredits,  die 


*)  »Da  "Wir  nach  Antritt  deren   anf  Uns  erblich  gediehenen  König- 
reiche, Fürsten thümer  und  Länder  vor  Allem  bedacht  gewesen,  wie  Unsern 
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Eilt  wickehing  des  (ifteiitlielien  AVolilstniides,  die  Erlial- 
tuiig  des  Gleicligewielits  in  den  Staatsfinanzen,  ja  ancli 
die  Herabminderung  gewisser  Steuergattungen  ^^■erden 
unter  den  Segnungen  des  Friedens  und  nach  der  Ver- 
wirkhchnng  der  an  das  neue  Institut  oeknti])fteii  Hoff- 
nungen in  Aussicht  gesteUt. 

Es  ist  wahrhaft  überraschend,  dass  wir  in  der  Fi- 
nanzgeschiclite  der  Monarchie  mehreren,  von  Zeit 
zu  Zeit  erlassenen  allerliöclisten  Patenten  begegnen, 
wek'lie  in  oleicliem  Sinne,  mit  o-leichem  Gedankeng-ans: 
und  mit  stets  o-esteio-erten  sano-uinischen  Hoffnunoen 
von  jihnhchen  ernsten  Absichten  Zeugniss  geben,  — 
und  dass  wir  eben  so  oft  alle  guten  Absichten,  alle  schei- 
nen Hoffnungen  bald  darauf  vereitelt  sehen. 

Die  Bank,  die  laut  Patent  vom  17.  Dezember 
1714  errichtet  werden  sollte,  hätte  zur  Aufgabe  gehabt : 

1.  Einen  Fond  zu  schaffen,  aus  welchem  einerseits 
die  Staatsschulden  getilgt,  andererseits  unter  ausseror- 
dentlichen Umstanden  dem  Staat  die  nöthigen  Barsum- 
men unter  möo-lichst  gilnstio'en  Bedino-nno-en  zur  Ver- 
füo'nno;  o-estellt  werden  sollten. 

2.  Durch  Privaten  zu  gebende  Darlehen  der  Geld- 
noth  abzuhelfen,  Handel  und  Industrie  zu  entwickeln, 


diircli  langwierige  Kriegsläufe,  u.  s.  av.  ziemlicli  entkräfteten  Untertlianen 
auf  eine  ergiebige  Weise  aiifgeholfen,  forderst  aber  Unsere  seitber  in  etwas 
abgenommene  Kameralgefälle  in  eine  gute  Ordnung  gesetzt,  auf  den  eigent- 
licben  Griuid  unserer  Einkünfte  gesehen,  die  Ausgabe  hiernach  regulirt,  der 
durch  allerhand  Avidrige  Zufälle  zum  Theil  geschwächte  Kredit  um  so  viel 
eilender  wieder  hergestellt,  das  Vertrauen  und  Fortgang  des  allgemeinen 
Handel  und  Wandel  befördert,  das  Kontributionswesen  zu  seiner  Zeit  gerin- 
gei-t,  Unsere  getreuen  Erbkönigreich(>  und  Länder  merklich  erleichtert, 
und  durch  Einrichtung  einer  wohlbestellten  Wirthschaft  zu  derselben 
Aufnahme,  Wachsthum  und  Wohlsein  der  sicherste  Weg  erJiflfnet  werde 
u.  s.  w'.  VI.  s.  Av.  Nachdem  nun  durch  besondere  göttliche  Gnade  und 
Fürsorge  Wir  den  lieben  Frieden  und  gemeinen  Ruhestand  dermalen  eines 
erhalten  .  ,  .« 

10* 
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die    Steuertahigkeit    der    Staatsbürger   zu   iie])eii,    dem 
Wiiclier  zu  .steuern  luid  die  Wolilfeillieit    zu  liefördern. 

3.  In  die  Verwaltung-  des  Staatsvermögens  Ord- 
nung: zu  Ijrino'en,  das  Steuernerträo-niss  zu  vermehren, 
die  pünktliclie  Einzahlung  der  Steuern  zu  bewirken, 
beim  Handel  Ordnung  und  Sparsamkeit,  beimReclunmgs- 
wesen  die  Kontrole  einzuführen. 

Es  ist  überra seilend,  dass  das  kaiserliclie    Patent 
Alles  dies  von  dem  neuen  Institut  erwartete.    Dieses 
Programm    mit   seinen   weit  ausgreifenden 
sanguinis c li e n  Ho f f n u n g e n  nähert  sich  de n 
S  c  h  w  i  n  d  e  1  p  1  li  n  e  n  La^^'\s,  und  beweist,  welche  irrige 
Begriffe  die  damaligen  Staatsmänner  von  der  Wirkung 
des  Kredits  und  von  der  Bankinstitution  liatten.  Betrach- 
ten wir  dieses  Patent  und  die  Statuten  der  darin  geplanten 
Bank,  so  l)egegnen   wir  einer  langen  Reihe  einseitiger 
Verfügungen,  aus  AAclchen  hervorgeht,  dass  die  Grün- 
der der  Bank  zwar  von  der  Ijesten  Absicht  ausgingen, 
al^er  in  den  grossen  Irrtlium  verfielen,  dass  sie  auf  dem 
Wege     einer    hölieren    Verordnung,    durch    die 
Schaffung  eines  künstlichen  Organismus  das  h  e  r  v  o  r- 
zaubern    wollten,    was    nur    mit    Hilfe     der 
durcli    konsequente    Arl)eit    und     Sparsam- 
keit der  Völker  angesammelten    Kapita- 
lien, durcli    die    Konsolidirung,    durch    ge- 
sunde n  a  t  ü  r  1  i  c  li  e    E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g    des    K  r  e- 
dits  zu  Stande  gebracht     werden  kann.    Es 
ist  dalier  kein  Wunder,  dass  die  im  Patente  ausgedrück- 
ten schönen  Hoffnungen  nicht  in  Erfüllung  gingen,  und 
die  Hofkammer  schon  1716  darüber  klagte,  dass  die 
Bank    den    Zweck    ihrer    Gründung  nicht  erfüllt,  den 
Kredit  nicht  gehoben,  keine  Darlehen  zu  billigen  Zinsen 
gegeben,  dem  Wucher  nicht  gesteuert,  und  die  ihr  über- 
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gebeneii,  öfFentliclien  Einkünfte  niclit  sicher  gestellt 
habe.  In  Folo-e  flieser  Unterhreitnnö"  und  mehrerer  Ans- 
schnssverhandlnngenAvnrde  endlich  durch  ein  allerhöch- 
stes Patent  vom  19.  Angust  1716  die  Manipulation 
aller  Finanzoperationen,  welche  die  l^ank  im  Interesse 
oder  im  Namen  des  Staats  zu  machen  hatte,  auf  die 
Hofkammer  übertragen. 

Auch   alle  weiteren  Bestrebungen,  den  Staatskredit 
zu  heben,  misslangen.   Die    Wiener  Stadtbank  je- 
doch, die  ordentlich   geleitet  wurde  und  sich  des  öffent- 
lichen Vertrauens  erfreute,  übernahm  die  Tilirune:  der 
fortwährend   zunelnnenden  Staatsschulden.    1720    war 
die    Schuld    der    ^filitiir-  und  Kameral-Zahliiniter  auf 
31.435,000  Gulden  gestiegen,  und  am  20.   November 
dieses  Jahres  wurde  beschlossen,  dass  davon  25.000,000 
Gulden    durcli  die  Wiener  Stadtbank  gezahlt   werden 
sollen,  welcher  liiefür  gewisse  Staatseinkiinfte  bis  1738 
übergeben  wurden.    So  hörte  die  ursprüngliche 
B e s t i m m u n g  d e r  B a n k  g a n z  auf,  und  zuletzt 
war  sie    nichts  Aveiter,    als  ein  Steuer-  und 
Kassen V er wal tun o'samt.    ]\[it  Verordnunsj;    vom 
27.    März   174:5    wurde    die  Direktion    der  Universal- 
Bankalität  sistirt,  und  wurden  zwei  Direktoren  ernannt, 
einer  zur  Leitung  der  Kameral-,  der  andere  zur  Leitung 
der  Militärkassen ;  alle  übrio-en  R,echiiuno:s-  und  Kas- 
samanipulations-iVgenden  wurden  der  Hofkammer  über- 
geben. 

Die  Wiener  Stadtbank  hingegen  blieb  bestehen  und 
wurde  1723  mit  3.255,000  Gulden,  1727  mit  5.427,000 
Gulden  aus  dem  Staatseinkommen  dotirt.  Diese  Wie- 
ner Stadtl)ank  emittirteauch  Oldigationen  zur  Deckung 
der  Staatsbedürfnisse;  von  solchen  Obligationen  waren 
17G0  12  :\HllI(>ucn  zu  0%  und  70  Millionen  zu  10"  ■   in 
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Zirkulation.  Anfangs  zalilte  der  Staat  für  die  durcli  die 
Bank  gegebenen  Darlelien  10 "/o,  und  zwar  5"o  Zinsen 
und  5  "/o  zur  Amortisation;  doch  1773  wurden  die  Zin- 
sen auf  4*^/o  herabgemindert,  und  stelhe  man  die  Amor- 
tisation auf  1*^,0  fest. 

Die  Monarchie  litt  indess  auch  später  fortwährend 
an  Geldnoth,  sie  nahm  daher  die  Funktion  der  Wiener 
Stadtbank  oft  in  Anspruch.  Demzufolge  wurden  die 
Verordnungen,  mittelst  welcher  zur  Sicherstellung  die- 
ses Kredits  ein  gewisser  Theil  der  Staatseinkünfte  und 
der  Steuern  an  die  Wiener  Stadtbaid^  zu  zahlen  war, 
verlängert. 

In  Folge  von  über  lumdert  solclien  Verordnungen 
hob  die  Bank  einen  gewissen  Theil  von  den  Steuern  der 
einzelnen  Provinzen,  das  Tabak-  und  das  Salzgefälle,  und 
die  Bero-bauerträo-nisse  ein,  wofür  sie  dem  Staat  die  erfor- 
derliclien  Geldsummen  zur  Zivilliste,  zur  Deckung  der 
Staatsschuldzinsen,  ruid  zu  den  geheimen  Ausgaben  vor- 
streckte; ja  auch  das  Geld  zu  denKosten  desTlieresianums 
und  anderer  Bauten  ist  durcli  die  Wiener  Stadtbank  dar- 
geliehen worden.  Später  jedoch  suchte  sich  die  Hofkani- 
mer  dadurch  Kredit  zu  verschaffen,  dass  sie  die  von  den 
Provinzialständen  deponirten  Fonds  in  Anspruch  nahm, 
und  besonders  indem  sie  die  sogenanntenBankozettel  emit- 
tirte,  ohne  jedoch  zur  Sicherstellung  dieser  Wertlie  eine 
bestinnnte  Deckung  zu  bieten.  Die  Regierung  nahm  der 
Bank  gegenüber  eine  solche  disponirende  Stellung  ein, 
dass  diese  ihre  Unabhängigkeit  beinahe 
gänzlich  einbüsste,  und  zuletzt  im  Jahre  1769 
die  Bankdirektion,  die  ihr  Mandat  vom  Magistrate  der 
Stadt  erhalten  hatte,  als  selbsständiges.  Organ  aufgeho- 
ben, und  der  Hofkammer  zugetheilt  wurde. 
1 783  w  u  r  d  e  auch  die  M  a n  i  p  u  1  a t i  o  n  der  B  a  n  k 
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unter  die  Hofaniter  ei  ii  G^e  re  ili  t.  Demziifolfre 
blieben  die  Garantien  und  Einkünfte,  Avelclie  der  Bank 
aus  dem  Staatseinkomnien  g^e^-eben  und  zii^-esicliert 
waren,  nur  formell,  und  bestanden  die  betreffenden 
Verpflielitungen  nur  mehr  in  den  Büchern  fort. 

Also  gerade  in  der  Periode,  avo  andere  grosse  Staa- 
ten diu'ch  Errichtung  von  Zettelbanken  erspriessliche 
Schritte  zur  Entwickelung  des  Kredits  tliaten,  hörte 
in  miserer  Monarchie  die  Bankinstitution  sogar  auch 
dem  Namen  nach  zu  existiren  auf.  Dies  verursachte 
jedoch  in  der  Geschäftswelt  keine  Ueberraschung,  nach- 
dem das  auf  naturwidrigen  Grundlagen  errichtete  Geld- 
institut, ohnehin  ausschliesslich  im  Dienste  der  Staats- 
finanzen fungirt  hatte.  Von  1789  an  hielt  man  es  nicht 
einmal  mehr  für  nöthig,  die  unter  die  Hofilmter  einge- 
reihte Manipulation  zu  bemänteln  luid  mit  einem  an- 
deren Namen  zu  benennen.  Das  grosse  Publikum  nahm 
die  Verfügungen  der  Kegierung  mit  einer  gewissen  Gleich- 
giltigkeit  und  mit  einem  selbst  die  Diskussion  ausschlies- 
senden  gleichmüthigen  Gehorsam  auf. 

Von  den  zwischen  1789  und  1816  verflossenen  27 
Jahren  waren  die  23  letzteren  nicht  allein  für  die  Mon- 
archie, sondern  auch  für  ganz  Europa  eine  Periode 
grosser  Kämpfe.  Damals  hatte  der  grosse  Krieg  begon- 
nen, der  zuerst  gegen  die  französische  Republik,  später 
gegen  das  französische  Kaiserreich  geführt  wurde.  Alle 
Länder  der  Monarchie,  und  so  auch  Ungarn,  wetteifer- 
ten während  dieses  langen  Krieges  miteinander,  ihre 
Treue  und  i^nhäno-lichkeit  iJ-cü'en  den  Herrscher  an  den 
Tag  zu  legen.  Die  Völker  entwickelten  während  des 
ganzen  Krieges  die  grösste  Opferwilligkeit.  Vergeljens 
wandte  sicli  Na])oleon  in  seiner,  Scliönbrunn  lo.  ^lai 
1809  datirten  Proklamation  an  die    ungarische  Nation, 
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ihr  Selbstständigkeit  iiiicl  ewigen  Frieden  verlieissend,  — 
Ungarn  liing  an  der  Dynastie  mit  nnerscliütterliclier 
Treue,  und  nahm  an  den  weiteren  Kämpfen  Theil.  Als 
Napoleon  Wien  zum  zweiten  Mal  einnahm  und  man  ihn 
als  den  glücklichsten  siegreichen  Herrscher  begrüsste, 
antwortete  er  ganz  richtig:  »Ein  glücklicher  Herrscher 
ist  der,  den  seine  Völker  im  Unglück  nicht  verlassen, 
und  für  den  sie  während  des  Kampfes  fortwährend  grosse 
Opfer  zu  bringen  fähig  sind.v<  Er  fühlte,  dass  wenn 
—  Avie  es  auch  wirklich  geschah  —  für  ihn  eine  Zeit  des 
Unglücks  einträte,  seine  grosse  Macht,  der  kein  durch 
Jahthunderte  entwickeltes  dynastisches  Gefühl  und 
keine  treue  Anhänglichkeit  der  Völker  zur  Stütze  dien- 
ten, auf  einmal  in  Trümmer  sinken  würde. 

Die  Völker  der  Monarchie  Hessen  in  ihrer  Anhäng- 
lichkeit und  Opferwilligkeit  nicht  nach,  —  selbst  nicht 
nach  den  beklaoenswerthen  Folo^en  des  Patents  vom 
20.  Feber  1811,  als  eine  a.  h.  Verordnung  den  Werth  des 
Papiergeldes  auf  V^  herabsetzte,  ohne  dass  aucli  niu-  zur 
Sicherstellung  dieses  Fünftels  die  nöthigen  Verfügungen 
getroffen  worden  wären. 

Als  endlich  die  Macht  Napoleons  vernichtet  wurde, 
und  eine  Periode  des  Friedens  eintrat,  strebte  der  Mon- 
arch die  seinen  Völkern  durch  den  Krieo-  o-eschlao-enen 
AVunden  zu  heilen,  und  drückte  diese  Absicht  1813,  als 
er  nach  Wien  zurückgekehrt  war,  in  einem  feierlichen 
Manifest  aus,  indem  er  sagte:  »Die  grossen  AVunden  zu 
heilen,  ist  das  Werk  des  Friedens ;  verstehet  es  das  gute 
Glück  zu  ertragen,  so  wie  ihr  das  schlimme  zu  ertragen 
wusstet;  liebet  euer  Vaterland,  und  habet  Vetrauen  zu 
eurem  Herrscher,  zu  eurem  Afonarchen,  der  nach  kei- 
nem andern  Ziele  strebt,  als  euer  Glück  zu  sichern.«  — 
Die  Verwirklicliuno'  dieser  ü'uten  Absicht  stiess  indess  auf 
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grosse  Hindernisse,  und  die  Männer,  die  zu  jener  Zeit  an 
der  Spitze  der  Kegierung  standen,  waren  Anfangs  in  der 
Wald  der  ^Mittel  niclit  glüeklicli.  Eine  der  hierauf  be- 
zügliclien  Verfügungen  war  die  Erriclitung  der  privile- 
girten   ö  s  t  e  r  r  e  i  e  li  i  s  e  li  e  n  N  a  t  i  o  n  alba  n  k. 

Am  1.  Juni  1816  erscliien  die  auf  die  Erriclitung 
der  Bank  bezügliclie  Verordnung,  in  welclier  jiusge- 
sproclien  wurde,  dass  die  Staatsregicrung  durch  die  Ein- 
richtung der  Bank  die  in  nachstehenden  Hau})tpinikten 
zusammengefasste  Richtung  zu  befolgen  wünsche.  »Der 
gefährliche  Weg  des  Papiergeldes  mit  Zwangskurs  ist 
für  innner  zu  verlassen;  das  in  Zirkulation  befindliche 
Papiergeld  ist  durch  freiwillige  Einlösung  aus  dem 
Verkehr  zu  ziehen.  Der  Geldverkehr  ist  auf  den  Kon- 
ventions-Mettalgeldfuss  zurückzuführen.^ 

»Demgemäss  wird  ein  privilcgirtes,  selbständiges, 
und  durch  Einzahlung  von  Aktien  zu  gründendes  Pri- 
vatinstitut errichtet  werden.« 

»Diese  15ank  erhält  das  ausschliessliche  Recht 
solche  Banknoten  zu  emittiren,  welche  die  Bank  ver- 
pflichtet ist,  dem  darauf  ausgedrückten  ganzen  AVerthe 
nach  in  IMetallgeld  einzulösen.  Ausserdem  ist  dieser 
Bank  der  aus  der  Natur  des  Bankbetriebes  fliessende 
Rechtskreis  zu  bewilligen.« 

»Schliesslich  ist  es  die  Aufgabe  der  Bank,  im  Auf- 
trauj  der  Staatsreo-ieruno-  und,  unter  einer  durch  diese  zu 
gebenden  Deckung  das  in  Zirkulation  beflndliche  Papier- 
geld einzidösen.« 

Wie  verkehrt  die  durch  dieses  Patent  in  Betrefl' der 
Papiergeldeinlr»sung  festgestellten  ]\[assnahmen  waren, 
wurde  durch  die  Erfahrung  binnen  kurzer  Zeit  darge- 
than.  Es  ist  wahrhaft  unbegreiflich,  wie  die  Urheber  der 
Bankkonzession   es   l'iir  möglich  hielten,  dass  alle   diese 
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grossen  Zwecke  diircli  eine  Bank  ausgeführt  werden, 
wie  die,  welche  durcli  die  a.  li.  Entscliliessungen  vom  1. 
Juni  und  15.  Juli  1816  in's  Leben  gerufen  wurde.  Bei 
der  Rückkelir  voniPapiergeld  zur  Metallvaluta  war  es 
die  erste  und  unerlässliclie  Aufgabe,  eine  mit  einem 
beträchtlichen  Metallfond  ausgestattete  Bank  zu  grün- 
den. Hiermit  im  Widerspruch  stellte  das  Patent  fest,  dass 
den  Fond  der  Bank  ausser  dem  durch  das  Staatsiirar 
einzuzahlenden  Metallgeldvorrath  50,000  Stück  Aktien 
bilden  sollen,  für  deren  jede  2000  Gulden  in  Papier- 
geld, und  nur  200  Gulden  in  Silber  einzuzahlen  wären. 
Die  Bank  sollte  für  das  durcli  die  Kinzahlunij'  der  Aktien 
einfliessende  Papiergeld  2\'-;  '^/o-ige  Staatsobligationen  im 
Nominalbetrag  erlialten,  und  sobald  tausend  Aktien  ein- 
gezahlt sind,  ihre  Wirksamkeit  sogleich  beginnen.  Da 
jedoch  die  Aktien  selbst  bei  diesen  scheinbar  günstigen 
Bedingungen  nicht  gezeichnet  wurden,  so  erfolgte  am 
15.  Juli  ein  neueres  Patent,  laut  welchem  auf  eine  Aktie 
tausend  Gulden  in  Pa})ier  und  nur  100  Gulden  in  Sil- 
ber einzuzahlen  waren ;  es  wurde  also  der  Betrag  der 
Aktie  auf  die  Hälfte  reduzirt,  jedoch  anstatt  50,000 
die  Emission  von  100,000  Aktien  mit  dem  Bedeuten  an- 
geordnet, dass  die  Staatsobligationen  binnen  sechsund- 
dreissig  Jahren  zu  amortisiren  seien. 

Hinsichtlich  der  Eiidösung  des  Papiergeldes  war 
in  dem  Patent  von  181(3  noch  die  Verfügung  enthal- 
ten, dass  jeder  Papiergeldbesitzer  für  -  V  des  zur  Einlö- 
sung eingereichten  Papiergeldes  Banknoten  erhält,  die 
im  Vorweisungsfalle  mit  Silber  einzulösen  sind,  und  für 
den  Betrag  der  übrigen  ',  mit  1  ^o  verzinsliche,  und 
mit  der  Zeit  im  vollen  Nennwerth  einzulösende  Staats- 
obligationen. Hinsichtlicli  des  Einlösungsmodus  aber 
wnrde  ausgesprochen,  dass  wer  140  Gulden  Papiergeld 
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eiiireiclit,  40  Gulden  in  ;mf  ^Metallgeld  lautenden  Bank- 
noten lind  eine  einperzentige  Staatsobligation  im  Betrag 
von  hundert  Gulden  erhält. 

Dies  war  wieder  eine  in  ihren  Folgen  verhäng- 
nissvolle Massregel,  demi  dadurch  verlieh  dev  Staat 
dem  Papiergeld  einen  gWKsseren  Werth,  als  dei-  Zirku- 
lationswerth,  dieses  Geldes  repräsentirte.  In  der  durch 
das  Patent  festgestellten  Zeit  nemlich,  in  welcher  die 
E)inlösung  ihren  Anfang  nehmen  sollte,  das  ist  am  1. 
Juni  1816,  war  der  Kurs  des  Papiergeldes  im  Verhält- 
niss  zum  Silber  o04,  so  dass  zu  jener  Zeit  140  Gulden 
in  Papier  nur  46  Gulden  in  Silber  Avertli  waren;  wer  also 
46  Gulden  Metallgeld  betragende  140  Gulden  in  Pa- 
piergeld einreichte,  der  bekam  40  Gulden  in  Silber,  inid 
für  die  übrigen  6  Gulden  eine  auf  hundert  Gulden  lau- 
tende 1  "  o-ige  Obligation,  welche  nach  dem  Amor- 
tisationsplan im  vollen  Nennwerth  und  in  Silber  auszu- 
zahlen war;  es  wurden  ilnn  also  16*60  "o  insolange  ga- 
rantirt,  als  ihm  nicht  für  die  sechs  Gulden  bare  liundert 
Gulden  ziu'ückerstattet  waren.  Die  Folge  dieses  unbe- 
greiflichen Verfahrens  war,  dass  das  Papiergeldeinlö- 
sungsamt im  vollen  Simie  des  Wortes  belagert  wurde,  und 
die  Einlösung  hatte  kaum  einige  Tage  gedauert,  als  am  6. 
Juni  eine  höhere  Verordnung  erschien,  laut  welcher  ein- 
zelne Individuen  nicht  über  7000  Gulden  einlösen  durf- 
ten. Aber  auch  diese  Verfüo;un<i-  nützte  nichts.  Daher 
erschien  am  8.  August  eine  neuere  Verordnung,  laut  Avel- 
cher  die  Eiidösung  nur  geo^en  scliriftliche  Anmeldung  und 
zwar  nach  der  Eimeichuno-snunmier  bewilliiit  Avurde, 
und  nicht  früher,  als  bis  nicht  die  betreflende  Partei 
hiervon  (hn-cli  die  amtliche  » Wiener  Zeitun<>'«  in  Kennt- 
niss  gesetzt  wiirde.  Auch  diese  Verfüji-nnö;  hatte  keinen 
Erfolg,    da  die  Zahl  der  Anmeldungen  in  innner  grosse- 
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rem  Masse  anwuclis.  Scliliesslicli  wurde  am  18.  August, 
also  kaum  ül^er  andertlialb  Monate  später  die  ganze 
im  Patent  vom  1.  Juni  entlialtene  Einlösungsoperation 
eingestellt,  und  wurde  mittelst  einer  Verordnung  vom 
26.  August  bestinnnt,  dass  das  Papiergeld  auf  der  Börse 
eingekauft,  und  monatlich  nur  zwei  Millionen  Gulden 
in  Banknoten  und  eine  Million  in  einperzentigen  Olili- 
gationen  umgewechselt  werden  sollen.  Aber  auch  diese 
Verfügung  blieb  nicht  lange  in  Giltigkeit,  denn  am  17. 
Januar  181  7  wurde  die  Einlösung  definitiv  eingestellt 
und  nur  bei  der  Einzahlung  von  Bankaktien  bewilligt, 
derart,  dass  200  Gulden  Papiergeld  für  100  Gulden 
Silbervaluta  einzuzahlen  waren.  Am28.  November  1817 
wurde  diese  Verfügung  aufgehoben.  In  Folge  der  Nicht- 
beobachtung  des  kaiserlichen  Patents  brachte  die  Ein- 
lösung auf  der  Börse  gleich  Anfangs  vier  Millionen 
Nutzen.  Die  durch  die  provisorische  Bankdirektion  be- 
werkstelligte Einlösung  machte  52.343,000  Gulden  aus. 

Zu  welch  geringer  Entwickelung  chis  eigentliche 
Bankgeschäft  der  Bank  gelangte,  beweist  der  Umstand, 
dass  sie  Anfangs  das  ihr  zur  Verfügung  stehende  Geld 
vier  Wiener  Häusern  zu  6  "A  lieh.  Das  eigentliche 
Bankgeschäft  der  Bank  nahm  erst  am  18. 
Januar  1818  seinen  Anfang. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollte  ich  alle  Finanz- 
operationen aufzählen,  welche  die  Bank  von  1818  ange- 
fangen bis  jetzt  für  den  Staat  durchgeführt  hat,*)  Es 
käme  eine  lange  Reihe  von  Operationen  heraus,  welche 
beweisen,  dass  diese  privilegirte  Bank  vom  Anbeginn 
ihrer  Wirksamkeit  es  für  ihre  Hauptaufgabe  hielt,  dem 


*)  Einzeln  aiifgeziihlt  sind  sie  in  Otto  Hübner's  Werk  :  »Die  Ban- 
ken«, Seite  130  u.  w. ;  und  in  Max  Wirth's  »Grundzüge  der  Nationalökono- 
mie-<,  III.  Tlieil,  Seite  268  u.  w. 
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Staat,  resp.  der  Fliianzvei'vvaltniig'  Dieiintc  zu  leisten. 
Am  bedeutendsten  war  die  <j;leicli  Aulano's  t'üi-  den 
Staat  dureligefilhrte  P  a  p  i  e  r  <>*  e  1  d  e  i  n  l  i)  s  u  u  g',  w  e  1- 
clie  durch  die  Bank  laut  Uebere  inkoninien 
V  o  ni  3.  M  ä  r  z    1 820  1^  e  ^^'  e  r  Iv  s  t  e  1 H  g  t  w  u  r  d  e. 

Zu  jener  Zeit  machte  das  nocli  einzulösende  Papier- 
geld in  runder  Summe  450  Millionen  Gulden  aus, 
und  laut  dem  eben  erwähnten  Uebereinkommen  wurden 
für  250  Grulden  Schein  100  Gulden  Banknoten  in  Con- 
ventionsmünze sreo-eben,  und  demzufol^'e  wurden  zur 
DurclifiUu-ung  dieser  ganzen  Operation  180  Älillionen 
Gulden  Cm.  benöthigt.  Es  war  dies  für  die  mit  den 
Schwierigkeiten  des  Anfangs  kämpfende  Notenbank  ein 
kühnes  Unternehmen.  Zwar  erhielt  die  Bank  zur  Durch- 
führung desselben  vom  Staat  23.700,000  Gulden  Silber 
Cm.,  welcher  Betrag  später  auf  40  Millionen  erhöht 
wurde,  nnd  ausserdem  flössen  bei  der  Bank  1.400,000 
Gulden  als  Tilgungsquote  ein,  dennoch  aber  mnsste  sie 
zu  den  übrio-en  Beträo-en  Banknoten  benützen.  Die  Bank 
ging  indess  nicht  leichtfertig  auf  dieses  Geschäft  ein, 
und  verlangte  vom  Staat  die  gehörige  Sicherstellung. 

Die  Reuierun«-  übero;ab  nemlich  der  Bank  als 
Faustpfand  153,650  St.  5'7o-ige  Obligationen  zum  Kurs 
von  70,  ferner  107,559  St.  4''/o-ige  Obligationen,  die 
jedoch  nicht  verkauft  werden  durften;  und  scldiesslich 
galj  sie  der  Bank  unverzhisliche  Staatsobligationen.  Der 
Bank  stand  es  frei  die  5'^,o  -igen  Obligationen  zu  veräussern, 
wenn  der  Staat  seiner  Verpflichtung  nicht  nachkäme. 

In  Folge  einer  ucuren  Uebereinkunft,  die  am  30. 
November  1822  geschlossen  wurde,  zahlte  der  Staat  aber- 
mals 30  Millionen  an  Tilgungsquoten,  die  Amortisation 
wurde  jedoch  1837  eingestellt.  183G  verlangte  die  Bank 
unter  diesem  Titel   vom   Staat  8.830.000   Gulden.    Die 
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vollstiiiidige  Abwickelung  der  aus  dieser  Operation  ent- 
standenen Verpfliclitung  des  Staates  wurde  erst  1870 
durch  die  Konversion  der  vStaatssclmld  beendet. 

Trotzdem  der  Staat  zum  l^ebuf  der  Einlösung  des 
nocli  im  Umlauf  verbliebenen  Papiergeldes  der  Bank 
von  Zeit  zu  Zeit  grosse  Summen  gab,  streckte  die  Bank 
zur  Durcliführung  dieser  Operation  dennoch  1 10  Millio- 
nen Gulden  vor.  Was  beweist  dies  ?  Nichts  Anderes,  als 
dass  —  wie  überall,  wo  das  System  einer  privilegirten 
Bank  besteht,  und  besonders  in  Osterreich  —  diese 
Bank  den  von  den  Privaten  durch  die  An- 
nahme ihrer  Banknoten  erhaltenen  Kre- 
dit zumeist  auf  die  Durchführung  der 
S  t  a  a  t  s  -  F  i  n  a  n  z  o  p  e  r  a  t  i  o  11  e  n  verwendet.  Es 
beweist  ferner,  dass  die  Bank  zu  jener  Zeit  ihr  Augen- 
merk nicht  so  sehr  der  Hebung  des  Privatkredits, 
wie  der  Regelung  der  Staatsfinanzen  zuwendete ;  indem 
sie  aber  zur  Einlösung  des  aus  vergangenen  Zeiten  üb- 
rig gebliebenen  Papiergeldes  erfolgreich  mitwirkte, 
fcirderte  sie  auch  ihr  eigenes  wohlverstandenes  Interesse, 
da  sie  durch  diese  Operation  den  Metallgcldumlauf  wie- 
der herstellte.  Kein  Wunder  daher,  dass  der  die  Ge- 
schicke der  Monarchie  leitende  Fürst  Metteriiich  die 
Bank  eine  Avunderbare  Erfindung,  und  zwar  seine  eigene 
Erfindung  nannte,*)  wobei  er  vergass,  dass  dieses  neue 
wunderbare  Projekt  nichts  Anderes  w^ar,  als  eine  Nach- 
ahmung der  privilegirten  Banken,  die  in  anderen  Staaten 
schon  längst  in  Thätigkeit  waren,  und  dass  die  Bank  die 
wunderbare  Wirkung,  welche  sie  nacli  der  Meinung  des 
Fürsten  Metternich  auszuüben  im  Stande  war,  nicht 
seinem  Plan  verdankte,    sondern  dem  befestigten,  seit 


*)  Bei  Gelegenheit  eines  Gespächs  mit   Gv.  Szöchenyi,    »Graf  Szeche- 
nvi  und  seine  hinterlassencn  Schriften«,  von  Gr.  Melchior  Lönyay. 


Jahren  dauernden  Frieden,  der  durch  diesen  ^-ef order- 
ten Arl)eitst]iiitij^keit  der  Völker  der  IMonarcliie,  und 
dem  dadurch  wenn  auch  Uino-sani,  aber  stetig  g-esteio-erten 
Wohlstand,  der  es  mögUch  maclite,  (Lass  die  Bank  die 
zur  Durchführung  dieser  Finanzoperation  erforderliclien 
110  MiUionen  in  Umlauf  l)rhigen  konnte.  Wenn  nach 
der  Gründung  dieser  Bank  abermals  kriegerische  Ver- 
hiiltnisse  und  drückende  Umstände  sicli  entwickelt  hät- 
ten, so  würden  die  Vereinbarungen  von  1820  und  1822 
kein  anderes  Schicksal  gehabt  lialjen,  als  die  in  früheren 
Zeiten  getroffenen;  die  Erfolglosigkeit  und  die  Un- 
möo'lichkeit  der  Durchführung  würden  die  l^eof-ienuia' 
o'ezwunffen  haben,  immer  wieder  neue  Verordnuno-enzu 
erlassen,  ein  erfolgloses  Experiment  nacli  dem  andern 
zu  machen. 

Trotz  aller  Fehler,  die  bei  der  Einlösung  des  Pa- 
piergeldes und  bei  der  Gründung  der  l^ank  begangen 
wurden,  erwarb  sich  die  priv.  Nationalbank  während  der 
lano'en  Dauer  des  Friedens  das  Verdienst,  dass  sie  die 
auf  Konventionsmünze  lautenden  Banknoten  vollwerthiö- 
im  l^mlauf  erhielt.  Dies  AMu-de  besonders  durch  den  Um- 
stand ermöi'licht,  dass  Kaiser  Franz  die  eino'etretenen 
Friedensjahre  dazu  benützte,  eine  grössere  Sparsamkeit 
in  den  Staatsausgaben  einzuführen;  und  obwohl  das 
Gleichgewicht  im  Staatshaushalt  nicht  hergestellt  ^^'urde, 
und  so  von  Zeit  zu  Zeit  Anlehensoperationen  n()tliig  wa- 
ren, konnte  man  dieselben  doch  stets  zu  massigen  Zinsen 
und  unter  o-Qnstio-en  Bedinomno-en  abscldiessen.  AVälirend 
der  lano'en  Reihe  von  Friedensiahren  nalmi  der  mate- 
rielle  Wohlstand  und  die  Bildung  von  Kapitalien  in 
sämmtlichen  Staaten  Europa's  zu.  In  unserer  IMonarcliie 
konsolidirte  sicIi  der  Staatskredit,  wemi  auch  niclit  in 
dem  Masse,  wie  anderwärts,  aber  doclt  innner  mehr,  so 
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dass  sich  der  in  der  Gescliiclite  der  Monarciiie  luieriiörte 
Fall  ergab,  die  5  /o-igeii  österreichisclien  Staatsobli- 
tionen  vor  1848  im  Kurs  von  110—112,  also  10— 12o/" 
über  pari  standen,  obgleich  zu  Anfang  der  40er  Jahre 
grössere  Investitionen  in  Eisenbahnbauten  begonnen 
wurden,  und  dreissig  Jabre  hindurch,  von  1818 
bis  1848,  in  der  Monarchie  kein  Papiergeld  zirkulirte. 
Den  Geschäftsbetrieb  der  13ank  deckte  zwar  fortAväli- 
rend  Dunkel,  da  sie  bis  zum  5.  März  1848  weder  einen 
Geschäftsausweis,  noch  einen  Ausweis  über  die  'Bede- 
ckung der  Banknoten  veröffentlichte,  und  so  die  Publi- 
cität,  diese  Grundbedingung  des  grossen  Bankkredites, 
umofino-;  dennoch  aber  liatten  iln-e  Banknoten,  da  sie 
dieselben  stets  mit  Metallgeld  einlöste,  nicht  allein 
in  der  Monarchie,  sondern  auch  im  Auslande  einen  fes- 
ten Kredit. 

In  den  ersten  Jahren  von  1818  bis  182o,  war  die 
Metallbedeckung  der  im  Umlauf  befindlichen  Bankno- 
ten eine  geringe.  Am  oO.  Juni  1818  verhielt  sich  der 
Silbervorrath  zu  den  im  Umlauf  befindlichen  Banknoten 
wie  1:33.  Dieses  Verlhältniss  wurde  jedoch  immer  güns- 
tiger und  erreichte  am  23.  Juni  1823  die  Drittelbedekung. 
Die  Notenemission  nahm  hierauf  immer  mehr  und  mehr 
zu.  Ende  1825  war  die  Emission  4.32-nial  grösser  als  die 
Metallbedeckung,  das  lieisst,  4\'3  Gulden  Banknoten  wa- 
ren mit  einem  Gulden  Metallgeld  l^edeckt,  und  die  Jahre 
1842,  1843,  1844  und  die  erste  Hälfte  des  Jahres  1855, 
ausgenomen,  wurde  das  Emissionsverhältniss  immer 
grösser.  Mit  Ende  1840  war  der  Umlauf  10.45-nial  grös- 
ser als  die  Metallbedeckung ;  damals  stand  nämlich  dem 
Umlaufsbetrag  von  167  Millionen  Gulden  nur  eine  Me- 
tallbedeckung im  Betrag  von  15 ','2  Millionen  Gulden 
gegenüber.  , 
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Iiiteressaiit  Ist  der  tahellarisclR'  Ausweis,  über  die 
fortwährend  zunelinieiide  ]\Ieii<>-e  der  in  Umlauf  <>-e])racli- 
ten  Banknoten.  —  in  der  ersten  Zeit  ihrer  AVirksaudveit, 
die  im  Juni  1818  begann,  liatte  die  Bank  15.900.000 
Gulden  im  Umlauf,  dieser  stieo*  fortwälirend  und  l)etruü- 
zu  Ende  1820  sclion  über  100  Millionen,  und  im  Jahre 
1845  bereits  200  Millionen.  Dies  ist  ein  Beweis  des  mate- 
riellen Gedeihens  inid  des  g-rossen  Vertrauens,  welclies 
man  umter  den  damaligen  geordneten  Verhältnissen  zu 
der  Dauerliaftigkeit  des  Friedens  hatte.  Es  beweist  aber 
aucli  die  Riclitiglieit  meiner  oben  aufgestellten  Behau])- 
tung,  dass  die  Noten  einer  ]\[  ono  p  olbank 
leiclit  die  Natur  der  Banknote  verlieren; 
sie  hr)ren  auf,  das  Metallgeld  zu  repräsentiren  und  tre- 
ten vielmelir  an  die  Stelle  desselben  ohne  dass  deshalb 
die  Scliwankungen  des  Agio  notliwendig  eintreten,  so 
lano'e  das  Vertrauen  zu  den  Banknoten  gross  ist  mid 
sie  allgemeinen  Kredit  geniessen.  Wenn  sie  jedoch  ein- 
mal hl  dieses  Stadium  getreten  sind,  so  genügt  das  Ein- 
treten was  immer  für  eines  grossen  Ereignisses,  damit 
in  Folge  des  plötzlich  erschütterten  Kredites  allgemeine 
Zaldungsstockung  eitrete,  der  Zwangskurs  dekretirt, 
und  die  Banknote  zu  Papiergeld  werde. 

Dies  geschah  1848.  worüber  ich  im  folgeden  Ka- 
pitel sprechen  werde. 


C.  D.  U 


Sieb  e  n  t  e  s  K  a  p  i  t  e  1. 

Die  östeiTeichisclie  Natioiialbaiik  von  1848 — 1867 
und  die  neue  Bankakte. 

[Stand  der  österreicliisclien  Bank  im  Jahre  1848.  — 
Sie  ist  nicht  im  Stande  ihre  Noten  mit  Bargeld  einzAilösen.  — 
Eine  Verordnung  vom  12.  Älai  1848  spricht  den  Zwangskurs 
aus.  —  Eine  Verordnung  vom  22.  Mai  bewilligt  die  Emission 
von  Ein-  und  Zweiguldennoten.  —  Kreditverhältniss  der  Bank 
zum  Staat.  —  Vorbereitungen  im  Jahre  1858  zur  Einführung 
des  neuen  österreichischen  Münzfusses.  —  Vorkehrungen  um  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Bank  wiederherzustellen.  —  Vorberei- 
tende Massregeln.  —  Die  Bank  nach  dem  Kriege  von  1859.  — 
Erträgniss  der  Bank  während  der  le  zten  zehn  Jahre.  —  Vor- 
bereitungen im  Jahre  1861  zur  Verlängerung  des  Privilegiums. 
—  Die  Sache  wird  vor  den  Reichsrath  gebracht.  —  Erwähnung 
derselben  in  der  Thronrede.  —  Verhandlung  und  Vorschlag  des 
Finanzausschusses.  —  Im  Abgeordnetenhause  gemachte  Modifi- 
kationen. —  Argumentation  des  Referenten  Dr.  Herbst.  —  Mo- 
difikationen des  Herrenhauses.  —  Die  gemischte  Komission  des 
Hauses  gleicht  die  Differenzen  aus.  —  Die  Vorschläge  dersel- 
ben werden  angenommen.  —  Die  Bankakte  wird  am  2.  Januar 
1866  publizirt.  —  Der  Staat  leistet  die  verlangten  Bückzahlun- 
gen. —  Der  preussische  Krieg.  —  Am  5,  Mai  wird  die  Emission 
von  Staatsnoten  angeordnet.  —  Die  Ein-  und  Zweiguldennoten 
werden  als  Staatsnoten  deklnrirt.  —  In  Folge  der  Verordnung 
vom  7.  Juli  werden  neue  Staatsnoten  emittirt.  —  Protest  der 
Bank  dagegen.] 
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Das  Jiihr  1848  In-nclite  aiicli  für  die  östeiTciehl 
scheBank  eine  grosse  Krise, oljoleicli  die  Metallbedeckuiig 
der  ]>ank  im  Vergleieli  zu  tVüliereu  Jahren  ausiialims- 
weise  günstig-  war.  Am  29.  Februar  waren  nämlicli  214. 15 
Millionen  Banknoten  in  Umlauf,  und  mit  ()5.y„'Millionen 
Metallgeld  bedeckt,  was  der  Dritteldeckung  nalie  kam, 

Indess  ging  aus  diesem  ersten  Ausweise  hervor,  dass 
mehr  als  die  Hälfte  der  in  Umlauf  befindlichen  Banknoten 
nicht  auf  kommerzielle  Unternehmungen  und  zur  He- 
bung des  Kredits  verwendet,  sondern  für  Zahlungen 
zur  Deckung  der  Staatesbedürfnisse  in  Umlauf  gebracht 
wurde.  In  Folge  der  Marzerreignisse  brachte  das  Pub- 
likum die  Baidvnoten  massenweise  zum  Umwechseln 
gegen  Silbergeld  in  die  Bauk.  Die  Einlösung  wurde  aber 
schon  im  Mai  eingeschränkt,  da  man  je  einer  Person  nicht 
mehr  als  25  Gulden  wechselte.  Am  12.  Mai  wurde,  der 
Zwangskurs  ausgesprochen,  und  am  22.  Mai,  nachdem 
das  Metallgeld  gänzlich  aus  deui  Verkehr  verschwun- 
den war,  die  Emission  von  Ein-  und  Zweiguldeunoteu 
ano'e(n-dnet.  Beide  Massreo-eln  wurden  mit  allerlifichster 
Entschliessuno;  vom  2.  Juli  o-ene]unio"t.  So  nahm  der 
nun  schon  achtundz'wanzig  Jaln-e  dauernde  Zwangskurs 
der  Noten  der  Nationalbank  seinen  xVnfang. 

Am  30.  Juni  1848,  also  vier  Monate  nach  der  Ver- 
öffentlichuno- des  ersten  Ausweises,  war  zwar  der  Bank- 
noten-Umlauf  auf  181. 38  Millionen  gefallen,  jedoch 
auch  der  Metallvorrath  war  auf  20.,  JMillionen  herab- 
geschmolzen, die  Staatsschuld  aber  auf  14 1.50  Millio- 
nen o'estieoen ;  das  heisst,  sie  hatte  sich  während  der 
kurzen  Zeit  um  über  21  Millionen  vermehrt. 

Aucli  die  Erfabrinigen  dieser  Periode-  beweisen, 
dass  eine  mit  ausschliessliclien  Privilegien  bekleidete 
Zentralbank   niclit   lui    Staude   ist.   der   in   Verlegenlieit 
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o-eratlienen    vStaatsregierung  g-eg-enüber  ilire  Selbststiin- 
(lio-kelt  zu  bewalireii.  lu  frülieren  Zeiten  hatte  die  Natio- 
nalbank  mit  dem  Staat  viele  für  die    Aktionare  lukra- 
tive    Geschäfte    gemacht;     dass     sie     aber    nach    der 
1848-er  Krise  nicht  im  Stande  war,  ihren  Kredit  wieder 
lierzustellen  nnd  dieEinlösung  der  Banknoten  mit  Bnr- 
o-eld  zu  beoiiinen,  das  ist    dem  Verliältniss  znzuschrei- 
beu,  welches  zwischen  dem  Staat  und  der  Bank  in  Folge 
der  früheren  Anlehen  bestand,  und  das  durch  die  De- 
kretirnng  des  Zwangsknrses  ein  inmier  engeres  wurde. 
Im  Laufe  des  Jahres  1848  war  die  Bank  genöthigt, 
mehreren  Anforderungen  des  Staates  Genüge  zu  leisten. 
Am  14.  September  gab  sie  zur  Unterstützung  der  Indus- 
triellen zwei  Millionen  auf  zwei  Jahre  olnie  Zinsen  lier. 
Am  1.  Oktober  streckte  sie  sechs  Millionen  auf  ein  Jahr 
wieder  ohne  Zinsen  vor.  Am  18.  Oktober  eskomptirte  sie 
14  Millionen  von  den  durch  den  Staat  emittirten  fünfper- 
zentigen  Kassenanweisungen.    Am  9.  Deczember  erliielt 
der  Finanzminister  wieder  einenKredit  bis  zum  Betrao- 
von  20  Millionen  auf  ein  Jahr  und  ohne  Zinsen.    Im 
Januar  1849  übernahm  die  Bank  die  Emission  von  25 
Millionen  dreiperzentige  Kassascheine,    die  nacli  ihrer 
Emission  wieder  in  die  Kassa  der  Bank  zurückflössen. 
Im  I'ebruar  1849  übernahm  die  Bank  die   Verpflicli- 
tung,  die  zur   Zeit  des  ersten  ungarisclien  Ministeriums 
emittirten  Ein-  und  Zweigulden-Noten  einzulösen.  Am 
3.  Dezember  kam  abermals  ein  Uebereinkommen  mit 
dem  Finanzministerium  zu  Stande,  A\xdcliem  zufolge  der 
für  eine  nahe  an  97  Millionen    betragende  Summe,  die 
'der  Stant  der  Bank  schuldete,  2^/o  Zinsen  bewilligt  wur- 
den. Alle  diese  Operationen  waren  für  die  Aktionare  der 
Bank  lukrativ;  ein  solches  Verfahren  steht  jedoch  im 


Widei\s])rucli  mit  den  Zwecken,  wegen  deren  die  Noten- 
banken gegründet  werden. 

Kein  Wunder  dalier,  dass  von  1848  angefangen 
das  Aü^io  fortwahrend  o'rossen  Schwaiiknn2;enauso:esetzt 
war.  Den  liöclisten  Stand  erreichte  es  im  Novemher  1851, 
als  in  Folge  des  scharfen  Konfliktes  zwischen  Preussen 
und  Osterreich  bedeutende  Krieo-rüstunfren  und  die 
Aufstellung  eines  grossen  Heeres  angeordnet  wurden  ; 
damals  stie«'  das  Ao-io  bis  50 "/o. 

Unter  solchen  Umständen  konnte  man  an  den 
Beginn  der  Metallgeldeinlösung  nicht  einmal  denken, 
denn  es  wäre  nurdaini  möglich  gewesen,  diese  ernstlich 
in  Angriff  zu  nehmen,  wenn  der  Staat  der  Bank  alle  die 
Schulden  gezahlt  hiitte,  die  theils  aus  älteren  Zeiten  be- 
standen, theils  von  den  seit  1848  aufgenonnneneu  An- 
lelien  herrührten.  Nun  aber  waren  die  Staatsfinanzen 
auch  zu  Anfang  der  50er  Jahre  nicht  in  der  Verfas- 
suno- dass  die  Kückzahluno;  so  bedeutender  Sunnnen 
leicht  hätte  bewerkstellio-t  werden  können.  .Vn  der  o;u_ 
ten  Absicht  fehlte  es  indess  nicht ;  es  beweist  diess  der 
Umstand,  dass  man,  —  als  bei  Beginn  der  orientalischen 
Verwickelung,  die  mit  dem  Krim-Feldzug  endete,  die 
Krieö;srüstun2:en  die  Abschliessunsj  eines  neuen  grossen 
Anlehens  nothwendig  machten,  und  das  sogenannte  frei- 
^^•illige  Nationalanlehen  ins  Werk  gesetzt  wurde,  —  zur 
Motivirung  der  grossen  Suirime  vorbrachte,  der  Staat 
werde  daraus  seine  Schuld  an  die  National) )ank  zu  dem 
Zweck  zurückzahlen,  damit  diese  die  Metallgeldzah- 
lunii"  beo-inneii  und  so  die  Valuta  reii'eln  könne.  Diess 
ging  jedoch  niclit  in  Erfüllung;  die  grossen  Kosten  der 
Heeresaufstellung  \\\u\  das  chr()nische  Deficit  zehrten 
den  grössten  Tlieil  dieses  Anlehens  l)ald  auf. 

Viel  eiu'ster  war  der  Versuch,  der  /aw  Herstellung 
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der  Valuta  im  Jalire  1858  geniaclit  wurde.  Es  ist  un- 
zweifelliaft,  dass  der  damalige  Finauzmiuister,  Baron 
Brück,  nach  einem  wohl  durchdachten  Plan  verfuhr,  als 
er  die  in  AngrifF  genommene  Massregel  von  grosser 
Tragweite  mit  einer  Aenderung  des  Geldfusses  in  Ver- 
bindung brachte,  mit  dem  deutschen  Zollbund  das 
Uebereinkommen  hinsichtlich  des  neuen  Geldfusses 
schloss,  und  an  Stelle  des  Konventions-Miinzfusses  die 
neue  österreichische  Währung  einfidn'te.  Für  diese 
Massregel  sprachen  mehrere  wichtige  Interessen.  — 
Es  ist  stets  vorthellliaft,  mit  einem  benachbarten  gros- 
sen Gebiet,  mit  welcliem  die  engsten  Handelsbeziehun- 
gen bestehen,  einen  gleichen  Geldfuss  zu  haben ; 
ein  anderer  Vortheil  war  die  Annahme  des  Dezimal- 
systems. 

Der  Staat  entschloss  sich  behufs  Herstelluno-  der 
Valuta  zu  grossen  Opfern ;  er  dachte  daran,  die  Bank- 
schuld mit  Hilfe  neuerer  Anlehen  ratenweise  zu  tiVen, 
und  belastete  also  die  Steuerträger  mit  dem  derart  neu 
hinzuöfekommenen  Betrat'  der  Staatsschuldzinsen.  Zur 
Erreichung  dieses  Zweckes  waren  aber  auch  die  Bank- 
aktionäre bereit,  neuere  Einzahlungen  zu  leisten,  und 
sie  vergrösserten  zu  jener  Zeit  das  Stammkapital  der 
Bank  durch  Einzahlung  von  40  Millionen  Gulden  in 
Silber,  als  die  Kegieiung  der  Bank  die  Hypothekar- 
Abtheilung  bewilligte,  und  sie  in  dieser  Beziehung  mit 
namhaften  Rechtsvortheilen  ausstattete.  Die  Hypothekar- 
Abtheilung  hätte  ihrer  Natur  nacli  keine  so  grosse  Kapi- 
taleinzahlung erfordert,  aber  es  war  damit  der  Zweck 
verbunden,  zmn  Behuf  der  Silberzaldung,  die  l»ald  be- 
gonnen werden  sollte,  den  MetalHond  der  Bank  beträcht- 
lich zu  vergrössern. 

Es  ist  natürlich,  dass   diese  Opfer  geplant  und  ge- 
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bracht  wurden ;  a1)er  die  damals,  wie  aucli  die  später  im 
Jahre  18G6  zur  Hcrstelhui<»'  der  Vahita  vcrsuclite  ^Tass- 
regel  liatte  einen  grossen  Fehler,  nendicli  den,  dass  man 
nicht  dafür  sorgte,  dass  der  Geldverkehr  während  der 
Ueljerii'ano-szeit  mit  den  nöthi2:en  Zahlunü:smitteln  ver- 
sehen  sei.  Damals  nnd  auch  s])iiter  glaubte  man  das  Auf- 
hören des  Agio  und  die  Herstellung  der  Valuta  am 
erfolgreichsten  dadurch  vorbereiten  zu  können ,  dass 
man  die  Verkehrszeichen,  die  hi  beiden  Perioden  ledig- 
lich in  Noten  der  österreichischen  Bank  bestanden,  all- 
miilig  einschränkte,  und  hiedurch  über  den  gesamm- 
ten  Verkehr  und  daher  über  sänimtliche  Zweio-e  der 
Produktion  eine  grosse  und  lang  andauernde  Krise 
heraufbeschwor.  Der  Schaden  und  die  Verluste,  die  in 
Folo-e  der  so  lierbeio"eführten  Lähmuno*  aller  volkswirth- 
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schaftlichen  Kräfte  verursacht  wurden,  legten  sämmt- 
lichen  Völkern  der  Monarchie  grosse  Opfer  auf.  Man 
vergass ,  dass  ein  Staat,  in  welchem  Papiergeldver- 
kelir  besteht,  eine  isolirte  Stellung  einnimmt,  in  Folge 
welcher  er  mit  den  aus  Papiergeld  bestehenden  Verkehrs- 
zeichen ausreichen  niuss,  und  nicht  alle  die  Mittel  ge- 
brauchen kann,  die  in  Folge  der  Ebbe  des  Bargeldes 
anderwärts  naturgemäss  in  AnAAcndung  kommen,  wo  in 
Folfire  der  Abnahme  des  Barg-eldes  der  Zinsfuss  steio;t, 
und  in  Foloe  dessen  das  überflüssi<>e Metallücld  anderer 
Länder  so  lange  hereiniiiesst ,  bis  nicht  der  Bar- 
geldbedarf des  Verkehrs  befriedigt  ist.  Wenn  ich  micli 
des  Glciclniisses  Ijcdienen  darf,  so  verfuhren  die  Leiter 
der  österreichischen  Finanzen  in  beiden  Phallen  nicht 
anders,  als  zur  Zeit  des  unentwickelten  Zustandes  der 
medizinisclien  Wissenschaft  die  Aerzte,  die  in  scli\\crcn 
Fällen  von  hitzigen  Fieber  den  Aderlass  für  das  einzige 
Heilmittel    hielten:    sie    iialiuicn   dem   aruicn    Kranken 
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Blut  ab,  lim  den  Blutumlauf  langsamer  zu  machen,  und 
so  die  Fieberhitze  zu  mildern,  nicht  bedenkend,  dass  auf 
diese  Art  alle  Lebensfunktionen  behindert  werden,  und 
dem  Patienten  kanm  die  Kraft  übrig  bleibt,  die  er  be- 
nöthigt,  um  die  Ursachen  der  Krankheit  durch  die  Wirk- 
samkeit der  Natur  allm;ilii>"  entfernen  zu  kchmen.  Anstatt 
dass  man  zu  jener  Zeit,  als  der  Wohlstand  der  Völker 
schon  zuzunehmen  begann,  darnach  gestrebt  hätte,  die 
Metallgeldzirkulation  einzuführen  und  zu  sichern, 
schränkte  man  zum  Behuf  der  gewaltsamen  Herstellung 
der  Valuta  den  Hauptfaktor  der  Nationalproduction,  die 
Bargeldzirkulation ,  üljermässig  ein,  und  verursachte 
hierdurch  alle  die  grossen  Verluste,  Avelche  sämmtliche 
Geschäftszweige  in  beiden  Perioden  zu  erleiden  ge- 
nöthigt  waren. 

Der  grösste  Fehler  aber  wurde  in  beiden  Fällen 
dadurch  begangen,  dass  der  Finanzminister  nicht  alle 
die  Eventualitäten  in  Erwägung  zog,  durch  welche  die 
mit  so  schweren  Opfern  der  Völker  durchgeführten 
Operationen  grade  dann  vereitelt  werden  können,  wenn 
der  Erfolg  derselben  schon  gesichert  scheint.  Jeder  Fi- 
nanzminister begeht  den  grössten  Fehler,  wenn  er,  im 
Begriffe  grosse  Finanzoperationen  durchzuführen,  nicht 
die  auswärtige  Lage  in  Erwägung  zieht,  das  heisst,  nicht 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Aeussern  vor- 
geht, und  zur  Durchführung  der  Operation  nicht  eine 
Zeit  wählt,  in  der  keine  Wahrscheinlichkeit  einer  Frie- 
densstörung obschwebt.  Möge  dies  ein  Fingerzeig  für  die 
Zukunft  sein.  Es  kann  im  Leben  der  Völker  und  der 
Regierungen  nichts  Bedauerlicheres  geben,  als  wenn  zur 
Aufführung  eines  neuen  Gebäudes  nicht  allein  alles 
erforderliclie  Material  mit  grossen  Opfern  zusammenge- 
tragen   wurde,    sondern  auch  der  mühevolle  Bau  zum 
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grössteii  Tlieil  schon  ausocfülirt  ist,  und  —  wenn  der- 
selbe sclion  unter  Dacli  kommen  soll,  die  Urliel)er  und 
Leiter  des  Werkes  nnt  Sclu'eken  sehen,  dass  sie  auf  Sand 
gebaut  haben,  und  \'on  dem  mit  sogrossen  Opfern  durch- 
geführten Werk  fiii-  die  nächste  und  fernere  Zukunft 
imr  die  Lasten  übrig  ldiel)en. 

Derartige  unglückliche  Experimentewaren  die  von 
1858  und  1866.  Im  Lauf  des  Jahres  1858  ging  der  Staat 
daran,  einen  grossen  Theil  seiner  Schuld  an  die  Bank 
abzuzalden.  Zu  Anfang  des  Jahres  1859  hätte  das  Agio, 
resp,  die  Papiergeldwährung  aufliören  sollen,  die  Bank 
hatte  auch  bereits  die  Ehdösuno-  mitMetallo^eldan  iln-en 
Kassen  begonnen,  und  das  verborgen  gehaltene  Silber 
fing  wieder  an  in  Verkehr  zu  kommen:  da  Ijlieben  in 
Folge  der  Aeusserung  Napoleons  111.  bei  Gelegenheit 
der  1859-er  Neujahrsgratulation,  und  des  hierauf  aus- 
gebrochenen  Krieges  nicht  allein  die  mit  grossen  Opfern 
und  Sorgen  durchgeführten  Vorkehrungen  resultatlos, 
sondern  es  waren  auch  die  von  Seiten  des  Staates 
geleisteten  Rückzaldungen  vergebens  geschehen.  Auch 
nahm  der  Banknoten-Umlauf  fordwährend  zu.  Als 
eine  Folge  der  zur  Herstellung  der  Valuta  getroffe- 
nen Massreo:eln  können  wir  die  uns  Allen  nocli  leb- 
haft  im  Gedächtniss  gebliebene  Kredit-  inid  Geldnoth 
erwähnen,  die  auf  den  gesannnten  Verkehr  so  drückend 
einwirkte,  aber  in  Folge  der  neuen  Notenemissionen 
plötzlich  aufhörte,  und  einem,  mit  einer  beträchtlichen 
Entwerthunf»'  der  Noten  verbundenen  Geldüberfluss 
Platz  machte. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  war  der  Zustand  der 
Bank  walirhaft  bedenklich,  denn  nncli  dem  AusAveis 
von   1860   waren  bei  einem   Stannnkapital    von    109.38 
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Millionen  und  einem  Reservefond  von  10. ea  Millionen 
Banknoten  im  Betrjige  von  474.85  Millionen  Gulden  in 
Umlauf,  von  wele.lien  275.5  Millionen  dem  Staat  kredi- 
tirt  waren.  Von  diesem  grossen  Banknoten-Umlauf  dien- 
ten also  nur  217.36  Millionen  zu  Zwecken  des  allgemei- 
nen Kredits,  und  davon  war  ungefähr  die  Hälfte  zum 
Weclisel-Eskompte,  die  andere  Hälfte  zu  L(^mbardge- 
scliäften  verwendet  worden.  Diesem  grossen  Banknoten- 
Umlauf  gegenüber  niaclite  die  gesammte  Metallbe- 
deckung nur  87.17  Millioneii  Grulden  in  Barem,  und  6.34 
Millionen  Gulden  in  Silljerwecliseln  aus.  Man  musste 
dalier  auf  die  Hoffnung,  die  Valuta  herzustellen,  verzich- 
ten, und  es  stellte  sich  wieder  lieraus,  dass  eine  aus- 
schliesslich privilegirte  Zentral])ank  unter  schwierigen 
Verliältnissen  nicht  im  Stande  ist,  dem  EinHuss  des 
Staates  Widerstand  zu  leisten. 

Die  späteren  Ereignisse  übergehend,  die  nicht  von 
grosser  Wiclitigkeit  waren,  gehe  ich  zu  der  Periode 
über,  in  welclier  die  Ver  Iiandl  ungcn  wegen 
Verlängerung  des  B  a  nkni  onop  ol  s  ihren 
Anfano"  nahmen. 

Eine  bedeutende  Epoche  trat  für  die  Bank  im  Jahre 
1861  ein,  als  die  Zeit  der  Erneuerung  des  Bankprivile- 
giums  nahe  bevorstand  (die  erste  Erneuerung  fiel  In  das 
Jalu'  1841),  und  in  Folge  der  mittlerweile  ins  Leben 
getretenen  Feberverfassung  die  Vorschläge  und  Fest- 
stellimgen  bezüglicli  der  Schritte,  welclie  zur  Verlänge- 
rung desBankprivilegiumsund  zin*  Herstellung  der  Va- 
luta füliren  sollten,  niclit  mehr  mit  Ausschluss  der  Offent- 
liclikelt  zwischen  der  Bank  und  deni  Ministerium,  son- 
dern unter  der  legislativen  M  i  t  w  i  r  k  u  n  g  d  e  s 
K  e  icli  sr  a  t  li  s  zu   verhandeln   waren. 
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Ehe  icli  v^oii  diesen  interessanten  les^islativen  Ver- 
liandlnng-en  spreche,  Avill  icli  in  einem  knrzenKiickhUck 
darlegen,  A\elche  Erträgnisse  die  Bank  in  den, der  ncnen 
Bankakte  vorausgegangenen  Jahrzehnten  abwarf,  und 
was  für  Vortheile  die  l^ankaktionäre  genossen. 

Wenn  wir  die  Ergebnisse  der  zehn  Jahre  von  1851 
bis  Ende  1861  in  Betraclit  zielien,  so  seilen  wir,  dass 
die  Aktionäre  für  je  eine  mit  700  Gulden  Km.,  resp. 
735  ö.  W.  eingezahlte  Aktie  eine  Dividende  bezogen, 
deren  ^linimum  7.(37%,  das  Maxinunn  aber,  und  zwar  im 
Jalu-e  1854, 14. IG  ",o  1)etrug.  In  fünf  von  den  zehn  Jahren 
machte  die  Dividende  über  10 'o  aus.  Was  aber  den 
Kurs  der  Aktien  betrifft,  so  stand  dieser  selbst  in  den 
ungünstigsten  Zeiten  niclit  unter  dem  Nominal werth ; 
der  grösste  Kurs  Avar  1462.  Man  könnte  niclit  sagen, 
dass  das  Erträgniss  ein  üliertriebenes  sei,  besonders  wenn 
man  die  Dividenden  mit  denen  anderer  Notenbanken 
vergleicht ;  aber  charakteristisch  und  von  den  Verhält- 
nissen aller  anderen  Banken  abweicliend  ist  es,  dass  der 
grössere  Tlieil  dieser  Dividenden  und  Erträgnisse  nicht 
von  den  zur  Belebung  des  allgemeinen  Kredits  geleiste- 
ten nützliclien  Diensten,  sondern  von  dem  Kreditver- 
hältniss  herrührte,  in  welchem  die  Bank  zum  Staate 
sich  befand.  Der  geringste  Betrag,  den  die  Bank  während 
dieser  zehn  Jahre  an  den  mit  dem  Staat  o-emacliten  Ge- 
scliäften  in  einem  Jahre  gewann,  war  eine  Million,  und 
der  grösste  über  drei  Älillionen ;  so  dass  der  Staat  wäh- 
rend der  erwähnten  zehn  Jahre  der  l)aiik  20,881,000 
Gulden  0.  W.  für  solche  Kreditoperationen  zahlte,  welche 
mit  Hilfe  der  mit  Zwangskurs  ausgestatteten  Banknoten 
gemacht  wurden.  Doch  die  Aktionäre  erzielten  nicht  .incin 
durch  diese  Dividenden  ein  ansehnliches  Erträgniss,  son- 
dern genossen  aucli  das  Phis  des  Kurses,  Avelclies  bei 
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den  von  Zeit  zu  Zeit  festgestellten    neuen  Emissionen 
ancli  den  alten  Aktien  zu  Gute  kam, 

1852  machte  das  gesammte  Stannnkapital  niclit 
über  30.362,600  Gulden  Km.  aus.  Am  9.  Mai  1853 
wurde  die  Emission  der  noch  hn  Vorrath  gewesenen 
49,379  Stück  Aktien  beschlossen  mid  bis  1854  ausge- 
fidn-t,  wodiu-cli  die  Zahl  der  sammtlichen  Aktien  sich  auf 
100,000  Stück,  das  Stannnkapital  aber  auf  69.875,800 
Gulden  Km.  hob.  Hierzu  kam  nach  1855  die  Emission 
von  50,000  Stück  Aktien  mit  einer  Einzahlung  von  je 
700  Gnlden  Km.,  unter  dem  Titel,  dass  die  Bank  von 
der  Eegierung  ermächtigt  worden  Avar,  eine  Hypothe- 
kar-Abtheilung  zu  errichten.  Ich  sage  »unter  dem  Titel <, 
weil  die  Errichtung  der  Hypotliekar-Al)tlieilung  der 
Natur  der  Sache  gemäss  nicht  zum  Geschäftskreis  der 
Notenbank  geliört  und  damit  sich  nicht  verträgt,  ansser- 
dem  aber  die  Hypothekar-Abtheilung  ein  so  grosses 
Kapital  gar  nicht  beansjorucht.  Diese  Emission  geschah 
aus  dem  Grunde,  weil  die  damalige  Regierung  der  An- 
sicht war,  es  köimte  durch  eine  beträchtliche  Erliöhunsr 
des  Stannnkapitals  der  Bank  die  Herstellung  der  Valuta 
vorbereitet  werden.  Einen  wie  grossen  Nutzen  die  Aktio- 
näre aus  dieser  Emission  zoo;en.  ist  aus  dem  Umstand 
ersichtlich,  dass  in  der  Periode  der  ersten  Emission, 
nemlich  1853 — 1854,  der  niederste  Kurs  der  Aktien 
1183,  der  höchste  aber  1462  Gulden  war.  1855,  als  we- 
gen der  Hypotliekar-Abtheilung  die  neueren  50,000 
Aktien  emittirt  wurden,  war  der  niederste  Kurs  916 
Gnlden.  Die  alten  Aktien  genossen  also  den  Nutzen  de) 
Differenz  zwischen  dem  eingezahlten  Betrag  der  Aktier 
nnd  dem  Kurswerth. 

Am  1.  Mai  1861  wurde  im  Sinne  des  Patents  vom 
26.  Feljruar  die  erste  österreichische  Gesetzgel)ung  er- 
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öffnet.  Sc.  Majestiit  liol)  j^'k'icli  in  der  Tlironrede  die 
Wichtigkeit  der  liinsiclitlicli  der  Bank  zu  tretlenden 
Verfüo'uni»en  mit  den  an  den  Keiclisratli  <>'erieliteten 
Worten  hervor:  >  Ihrer  erk'uchteten  und  reiHielien  Er- 
wägung- empfehk  ieii  die  Vorscldiige  zur  IvCgehuig  des 
Verhiiknisses  zwischen  dem  Staate  und  der  Nationak 
l)ank,  mit  denen  vor  AUem  die  SichersteUung  der  Un- 
akliäno-io'keit  der  ktzteren  Ijezweckt  wird.«  Die  Yer- 
handking  über  das  ]kink[)rivikgium,  ül)er  die  Erneue- 
rung der  sogenannten  Bankakte  nahm  jedocli  erst  am 
13.  März  1862  ilu-en  Anfang,  als  der  damahge  Finanz- 
minister Plener  im  Namen  des  Schmerkng-Kal)inetes  die 
l^etreffende  Yorkige  auf  den  Tisch  des  Hauses  nieder- 
legte. '^) 

Die  Begierungsvorlage  wünsclite  das  Bankprivile- 
gimn  auf  vierundzwanzig  Jahre,  also  kis  1890  zu  ^■er- 
kino'ern.  Der  IMinister  bezeichnete  in  seiner  Rede  drei 
Eiclitungen,  die  zu  befolgen  wären;  1.  Regelung  des 
Sckuldverhältnisses  zwischen  Staat  und  Bank;  2.  Bedec- 
kung des  Defizits  im  Staatshaushalte;  und  3.  Besserung 


*)  Detaillirte  und  interessante  Daten  über  den  ganzen  Verlauf  dieser 
Verhandlung  enthält  das  Werk  von  Josef  Neuwirth  :  »Bankakte  und  Bank- 
streit in  Oesterreicli-Ungarn  1862 — 187P>.«  Neuwii-th  ist  ein  angesehener 
Mitarbeiter  der  »Neuen  Freien  Presse«-,  demzufolge  herrscht  beinahe  in  al- 
len Theilen  dieses  Werkes  der  Geist,  welcher  die  »Nevie  Freie  Presse«  in 
Betreff  Ungarns  so  scharf  cliarakterisirt. .  Trotzdem  er  überall,  wo  von  den 
zwischen  Ungarn  und  Oesterreich  obschwebenden  streitigen  Fragen  die 
Rede  ist,  man  kann  sagen,  einen  feindseligen  Standpunkt  einnimmt,  mit  un- 
richtiger Auffassung  der  Wahrheit  zu  der  W^affe  der  Entstellung  greift,  und 
insbesondere  gegen  mich  als  gewesenen  ungarischen  Finanzminister  einer 
für  einen  ernsten  Schriftsteller  kaum  geziemenden  und  die  Thatsachen  ent- 
stellenden Schreibweise  sich  bedient :  bietet  NeuAvirth  dennoch  bei  der 
Darstellung  der  Sachlage  ein  interessantes  W^erk,  wenn  auch  aus  der  gan- 
zen Haltung  und  Eichtung  desselben  hervorgeht,  dass  es  nichts  Anderes  ist, 
als  eine  im  Interesse  der  Bank  geai'beitete  Sclmtzschrift ;  es  lässt  sich  daher 
vermuthen,  dass  das  ganze  Buch  anf  Bestellung  geschrieben  wurde. 
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und  allmälige  Herstellung'  der  Landeswährung-.  Wie  ich 
bereits  oben  erwähnt  liabe,  war  der  Staat  im  Jahre  1862 
der  Bank  249.314,004  fl.  schuLiig.*)  Hierauf  bezüglich 
gibt  die  Vorlage  an,  wie  der  Staat  diese  Schuld  zurück- 
zalilen  solle,  von  welcher  jedoch  während  der  Frist  der 
Privilegiumsverlängerung  80  Millionen  dulden  unbe- 
zahlt 1)leiljen  würden.  Für  diese  80  Millionen  würde 
der  Staat  2 ^'o  Zinsen  zahlen,  und  zurückzuerstatten  wäre 
der  Betrag  in  fünf  gleichen  Jahresraten,  die  von  188G 
bis  1890  zu  erlei>en  wären. 

Der  wichtigste  Punkt  in  der  Vorlage  war  die  Fragte 
der  Banknotenbedeckung.  Da  die  Bank  nach  Herstel- 
lung der  Valuta  verpflichtet  gewesen  wäre,  ihre  Noten 
jederzeit  in  Metallgeld  einzulösen,  so  brachte  der  Mini- 
ster zur  Sicherstelluno'  dessen  die  Dritteldeckuno-  in 
Vorschlag,  und  zwar  derart,  dass  so  lange  die  Bank 
nicht  mehr  Noten  als  330  Millionen  in  Umlauf  bringt, 
ein  Drittel  davon  mit  Metallgeld  oder  Silberbarren  zu 
decken  sei;  die  Hälfte  des  Plus  bis  440  Millionen  soll 
stets  mit  Metallo-eld  gedeckt  werden :  die  Summe  aber 
die  über  440  Millionen  emittirt  wird,  wäre  bis  zum  vol- 
len Betrat-  mit  IMetallgeld  oder  mit  Silberbarren  zu 
decken.  Die  nicht  mit  Silber  gedeckten  Banknoten  wä- 
ren jedenfalls  mit  eskomptirten  Wechseln  und  verpfän- 
deten Werthen,  ferner  mit  statutenmässig  eingelösten  und 
zum  Verkauf  geeigneten  Bankpfandbriefen,  indess  liöch- 
stens  bis  zum  Betrage  von  20  Millionen  zu  decken.  Diese 


*)  Und  zwar  betrag-  die  bei  der  Eiulösiiug  des  Papiergeldes  der  soge- 
nannten Wiener  Wäbrnng  festgestellte  Staatsschnldfordernng  40.587,954  fl., 
der  Rückstand  der  mit  Verpfandung  der  Staatsgüter  abgeschlossenen 
Staatsschnld  .S9. 726, 139  fl.,  der  Rückstand  des  1859  mittelst  kaiserlicher 
Verordnung  emittirten  Anlehens  99  Millionen,  Silber-Vorscliüsse  auf  das 
1859  in  London  abgeschlossene  Anleben  von  drei  Millionen  Pf.  St.  20  Mil- 
lionen, zusammen  249.384,094  fi. 
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Pfandbriefe   liiitten  1)is  zu  zwei  Dritteln  des  Noniinallie- 
trairs  als  Deckung"  »edient. 

Es  ist  natiirlieli,  dass  das  Pnldiknni  sieli,  nachdem 
diese  Vorlage  <»"emaclit  worden,  mit  der  Bankfra2;e  leb- 
haft beschäftigte.  Znm  ersten  Mal  erhoben  sich  Stim- 
men, welche  die  Bankfreiheit,  resp.  die  Errichtung  von 
L;1nderl)anken  für  zweckmässig  erklärten.  Sieben  IMo- 
nate  verflossen,  bis  der  Finanzanssclmss  desEeichsratlis, 
^^'elchem  die  Vorlage  übergeben  ^^■orden  war,  mit  seinem 
Vorschlag  fertig  Avurde.  Die  vom  Finanzanssclmss  an 
derVorlao'e  o-emachten  Modifikationen  bezogen  sich  ins- 
besondere  anf  vier  Punkte.  Was  die  Pegelung  des  Ver- 
hältnisses  zwischen  dem  Staat  und  der  Bank  betrifft,  war 
der  Ausschuss  der  Ansicht,  dass  der  Staat  seine  Schuld  an 
die  Bank  bis  1866  vollständig  zurückzahlen  solle.  Gegen 
die  von  der  Reoierun""  voro:eschlaü'enen  neun  Jahre  hielt 
der  Ausschuss  vier  Jahre  für  hinreichend  zur  Zurückzah- 
lung dieser  Schuld  und  gab  seiner  entschiedenen  Ansicht 
Ausdruck,  dass  die  Uebergangsperiode  im  Jahre  1866 
definitiv  aboeschlossen  werden  solle.  Von  der  mittler- 
weile  auf  212.944,000  fl.  herabgeminderten,  aus  fridie- 
ren  Zeiten  übrig  gebliebenen  Staatsschuld  im  Betrage 
von  249,314.000  fl.  sollten  nach  dem  Vorschlage  des 
Ausschusses  SO  Millionen  ausoeschieden  werden,  die  als 
von  Seiten  der  Bank  dem  Staat  dargebotenes  Anlehen 
zu  betrachten  Avären,  für  welche  jedoch  der  Staat  Ins  zur 
Herstellung  der  Valuta  der  Bank  keine  Zinsen  zu  zah- 
len hätte;  nach  der  Herstellung  jedoch  hätte  die  Bank 
für  die  ganze  Dauer  des  Privilegiums  Anspruch  auf  2"/o 
Zinsen*)  Diesen  Punkt  des  Ausschuss-Gutachtens  fidne 


*)  Wörtlich  lautet  üev  Vovsclilat>-  im  Original,  wie  folgt  : 

»Von  der  Gesammtfordt^viniü-  der  I'.aiik  an  den  Staat  uinl  ein  Be- 
itrag von    80   Millionen   ausgeschieden    und  dem  Staat   von   der 
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Ich  nicht  ohne  Grund  an.  Er  wirft  ein  helles  Licht  auf 
die  Natur  des  80  Millionen-Anlehens.  Hierdurch  hat 
der  Finaiiz-Ausschuss  des  Eeichsraths  anerkannt,  dass 
die  80  Millionen  eine  aus  früheren  Zeiten  herstam- 
mende KSchuld  des  österreichischen  Staates  sind,  die 
einen  Bestandtheil  der  durch  den  Staat  hei  verschiede- 
nen Gelegenheiten  von  der  Bank  aufgenommenen 
Staatsschuld  bildet.  Der  Umstand,  dass  für  diesen  Theil 
der  Staatsschuld  nach  dem  Vorschlasj-e  des  Finanz-Aus- 
Schusses  an  die  Bank  eine  Zeit  lang  gar  keine,  später 
aber  nur  massigere  Zinsen  zu  entrichten  waren,  oder 
dass  nach  der  Bankakte  während  der  Dauer  des  Privile- 
giums fernerhin  so  lange  keine  Zinsen  entfallen,  als 
nicht  die  Aktionäre  eine  Dividende  von  T^/o  erhalten, — 
dieser  Umstand  ändert  nichts  an  der  Natur  der  öster- 
reichischen 80  Millionen-Staatsschuld ;  und  wie  wir  ge- 
sehen, hat  dies  auch  der  Finanzausschuss  des  Eeichsra- 
thes  anerkannt,  und  während  der  Dauer  der  Verhand- 
lungen hat  auch  Niemand  das  Gegentheil  l^ehauptet. 
Ferner  -wurde  vorgeschlagen,  dass  die  Bank  zur  Vorbe- 
reitung" der  Baareinlösung  der  Banknoten  ihren  26  Mil- 
lionen betragenden  Vorrath  an  Werthpapieren  veräussern 
solle,  und  —  da  auch  der  Staat  bis  Ende  Dezember 
186C)  seine  Schuld  abzüglich  der  während  der  Dauer 
des  Privilegiums  nicht  zu  zahlenden  80  Millionen  zurück- 
gezahlt haben  wird  —  mit  Ende  Dezember  186G  die 
statutenmässig-e  Metallbedeckunti:  der  Banknoten  hercre- 
stellt  werde. 

Nicht  minder  verlangte  der  Finanzausschuss.  dass 


»Bank  als  ein  Dai'lehen  überlassen,  welches  bis  znr  Wiederatif- 
»nähme  der  Einlösung  ihrer  Noten  unverzinslich  ist,  von  da  an 
»aber  mit  2»/o  jährlich  verzinst  wird.«  (Nenwirth  :  Bankakte  und 
Bankstreit.) 
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die  Metallzalilungen  im  Jalirc  1867  iliren  Anfang  iieli- 
meii  sollen,  worüber  der  1866er  Rciclisratli  die  Details 
anf  legislativem  Wege  festzustellen  liiitte.  Ausserdem 
brachte  der  Ausscliuss  in  Vorsclilag,  dass  der  Staat  ^'on 
der  Zeit  an,  wo  die  Baareinlösung  der  Banknoten  ihren 
Anfang  nehmen  wird,  für  die  80  Millionen  Staatsschuld 
2°/o  Zinsen  zahle.  Ferner  beantragte  er,  dass  die  Bank 
einen  Tlieil  ihres  Reinerträgnisses  dem  Staate  zukom- 
men lasse,  und  zwar  derart,  dass  die  Aktionäre  vor  Al- 
lem 6°/o  erhalten,  ein  Viertel  des  Ueberschusses  zum 
Reservefuid  geschlagen,  und  die  übrigen  drei  Viertel 
zu  gleichen  Theilen  zwischen  dem  Staat  und  der  Baidv 
getheilt  werden.  Schliesslich,  was  das  Wichtigste  ist, 
anstatt  der  vom  Ministerium  vorgeschlagenen  Verlänge- 
rung des  Privilegiums  auf  vierundzwanzig  Jahre,  bean- 
tragte der  Finanzausschuss  blos  eine  Verlängerung  auf 
zehn  Jahre,  das  ist,  bis  Ende  1876.  Was  jedoch  die 
Frage  der  Metallbedeckung  anl)elangt,  brachte  der  Fi- 
nanzausschuss in  Nachahmung  der  englischen  Peel- Akte 
vom  Jahre  1844  in  Vorschlag,  dass  über  200  IMillionen 
alle  Banknoten  durch  gesetzliches  Silbergeld  oder  durch 
Silberbarren  zu  decken  seien. 

Das  Abgeordnetenhaus  des  Reichsraths  nahm  den 
x\usschussbericht  mit  geringen  Modifikationen  an.  Die 
nahmhaftesten  Momente  in  der  Verhandlung  des  Abge- 
ordnetenhauses waren  folgende : 

Das  Abgeordnetenhaus  nahm  den  Vorschlag  des 
Finanzausschusses  an,  dass  das  Bank})rivilegium  anstatt 
24  Jahre  auf  10  Jahre  verlängert  werden  solle. 

Die  durch  den  Ausscliuss  in  Vorschlag  gebrachte 
Betheiligung  des  Staates  am  Reinerträgniss  der  Bank 
wurde  verworfen.  Eben  sd  wurde  der  Vorschlag  des 
Kiiianzaiisschusses  abgelehnt,   nacli  welcliem    i'ür  «He  80 

(J.  D.  l-i 
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Millionen  Staatsschuld  während  der  Daner  des  Privile- 
giums Zinsen  gezahlt  werden  sollen.  Im  10.  §.  wurde  noch 
eine  neue  Verfügung  vorgeschlagen  und  angenommen, 
dass  nämlich  vom  Gesammterträgniss  der  Bank  nach 
Abzug  sämmtlicher  Ausgaben  6*^/0  den  Bankaktionären 
gebühren,  '/<  des  übrigen  Eeinerträgnisses  aber  stets  zum 
Eeservefond,  und  '%  an  die  Aktionäre  zu  vertheilen 
seien. 

Im  12.  §.  wird  das  ausschliessliche  Privilegium  der 
Bank  auf  die  Emission  von  Banknoten  ausgesprochen. 
Im  13.  §.  ist  jedoch  der  Vorbehalt  hinzugefügt,  dass 
wenn  ausserordentliche  Umstände  es  der  Baidv,  obgleich 
sie  iln-en  Verpflichtungen  in  jeder  Beziehung  nachommt, 
unmöglich  machen  sollten,  ihre  Noten  mit  Silber  einzu- 
lösen ,  die  Nichterfüllung  dieser  Pflicht,  a  u  s  g  e  n  o  m- 
men,  die  Bank  würde  davon  durch  ein  Ge- 
setz befreit,  den  Verlust  des  Privilegiums  nach 
sich  zieht.  Der  letztere  Ausdruck  dieser  Bestimmung, 
welcher  in  Folge  eines  Beschlusses  des  Abgeordneten- 
hauses des  Reichsrathes  in  die  Statuten  aufgenommen 
wurde,  bewies,  dass  die  Gesetzgeber  dennoch  nicht  ganz 
sicher  waren,  ob  nicht  ausserordentliche  Umstände  ein- 
treten  könnten,  in  Folge  deren  die  gesetzliche  Suspendi- 
rung  der  Banknoten-Einlösung  erfolgen  würde. 

Beim  14.  §.,  in  welchem  von  der  Bedeckung  der 
Banknoten  die  Rede  ist,  verwarf  das  Haus  die  Drittel- 
Deckung,  und  anstatt  dieser  wurde  festgestellt,  dass  die 
Bank  die  Hälfte  ihrer  bis  zum  Betrage  von  400  Millio- 
nen zu  emittirenden  Noten,  das  heisst,  200  Millionen 
nicht  mit  Metallgeld,  sondern  blos  bankmässig  zu  bedec- 
ken verpflichtet  sei,  darüber  hinaus  aber  sei  jede  emit- 
tirte  Note  mit  dem  vollen  Metallwerth  zu  bedecken. 

Bei  Gelegenlieit  dieser  Verliandlnng  fielen  mehrere 
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interessante  Aeusseriingeiij  wolflie  die  damalige  Eiclitimg 
der  öffentlichen  Meinung  cliarakterisiren.  Ueberwieü'end 
war  das  Streben  Alles  zu  tliun,   damit  die  mit  dem  Pri- 
vilegium bekleidete  Baidc  nach  Herstellung  der  Valuta 
unter  keinerlei  Umstanden  in  die  Lage   komme,  wemi 
auch  nur    zeitweilig    die  Baarzahlungen    einstellen    zu 
müssen.  Charakteristisch  ist  in  dieser  Beziehuno-  die  Ar- 
gumentation,    deren    sich  der  Referent    des  Finanzaus- 
schusses, Dr.  He r b s t ,  bei  Gelegenheit  der  Diskussion 
über    die  Metallbedeckungsfrage    vor    dem   Hause    be- 
diente, und  deren  Grundlage  der  Gedankengang  bildete, 
dass  wenn  einmal  die  Bank,  nachdem  der  Stallt  seine 
Schuld  bezahlt  hat,  in  der  Lage  sein  wird,  die  Baarein- 
lösuno-  ihrer  Banknoten  unbehindert  zu  beoinnen :  zum 
Wechseleskompte  und  zum  Loml^ardgeschafte  200  Mil- 
lionen hinreichen  werde.    Er  argumentirte  ferner,  dass 
in  bewegten  und  kritischen  Zeiten  der  Bank  nicht  gestat- 
tet werden  solle,  über  diese  Summe  hinauszugehen,  in- 
dem er  sao;te :    » Ol)  in  Zeiten  wenn  der  Verkehr  blüht 
und  die  Geschäfte  sich  erweitern,  es  angezeigt  ist,  noch 
künstlich  diese  Erweiterung  zu  begünstigen,  ob   nicht 
darauf  in  der  Regel  ehi  Rückschlag  eintritt,  der  dann 
dem    Verkehre    schwerere    Wunden    schlägt    als    jene 
scheinbare  und  künstlich  o-rösser  cremachte  Blütlie  ihm 
genützt  hat,  das  ist  eine  Frage,  welche  die  Geschiclite 
der  meisten  Handelskrisen  bereits  beantwortet  hat.  Und 
denken  wir  uns  unglückliche  Zeiten,  wo  die  Leute  um 
ihr  Silber  zur  Bank  kommen,  dass  da  die  Bank  noch 
Elastizität  haben  und  ihre  Noten  weiter  noch  soll  ver- 
mehren dürfen,   das  scheint  mir  der  Natur  der  Sache 
nicht  vollkommen  zu  entsprechen.    Li    solchen  Zeiten 
muss  die  Bank  vielmehr  ihre  Credite  restringiren  und 
welchen  Nutzen  soll  die  weitere  Ausgabe   von  Bnid^no- 
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ten  im  Eskompte-Gescliäfte  liabeii,  wenn  die  Leute  olnie- 
liin  mit  den  Noten  zur  Bank  kommen,  um  das  Silber 
dafür  lierauszuiielmien  ?  Die  Bank  würde  entsetzlicli 
unvorsichtig  handeln,  wemi  sie  in  solcher  Zeit  ihr  Es- 
kompte-Geschäft  erweitern  würde.« 

Diese  Aeusserung  des  hochangesehenen  Referenten 
des  Finanzausschusses  zeigt,  dass  damals  Jedermann  da- 
von überzeugt  war,  die  Baareinlösung  der  Banknoten, 
das  heisst,  das  Aufhören  des  Agio  w^erde  binnen  Kurzem 
erfolgen,  und  es  ist  kein  Wunder,  dass  der  Referent  in 
Folge  dieses  über  Alles  gehenden  Wunsches  ausser  Acht 
liess,  dass  ei-fahrungsgemäss  in  England,  wo  von  Zeit  zu 
Zeit  grosse  Handelskrisen  einzutreten  pflegen,  die  aus- 
schliesslich privilegirte  Londoner  Zentralbank  berufen 
war,  dieselben  zu  heilen,  beziehungsweise  zur  Herstel- 
lung des  Kredits  mitzuwirken.  Zur  Zeit  solcher  Krisen, 
wo  die  Banknoten  in  grösserem  Masse  zur  Einlösung 
in  die  Bank  gebracht  wurden,  zeigte  sich  bei  denAVech- 
seleskompte-Geschäften  die  Erhöhung  des  Zinsfusses, 
nicht  aber  die  Restringirimg  des  Kredits,  als  das  am  si- 
chersten Zinn  Ziele  führende  Mittel;  ja  die  Regierung 
hat  die  Peel- Akte  trotz  deren  strengen  Verfügungen  be- 
reits dreimal  suspendirt,  und  der  Bank  gestattet,  die  weit 
um  sich  greifende  und  naclitlieilge  Wirkung  der  Han- 
delskrisen dadurch  zu  beschriiid^en,  dass  sie  nach  der 
Suspendirung  der  Bankakte,  wenn  aucli  gegen  höhere 
Zinsen,  aber  in  grösserem  Masse  allen  Denjenigen  Kre- 
dit gab,  die  dessen  würdig  waren. 

Da  der  Referent  des  Finanzausschusses  sich  auf 
England  berief,  so  liätte  es  seiner  Aufmerksamkeit  nicht 
entgehen  sollen,  däss  nach  den  dort  gemachten  Erfah- 
rungen, jedoch  auch  der  Natur  der  Sache  gemcäss,  die 
rasche  und  namhafte  Erliöhung  des  Diskonto's  die  Aus- 
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waiideruDg  des  Metcillg'uldt'S  aus  dem  J^aiide  verlilndert. 
Aber  das  ist  nur  dort  der  Fall,  wo  eiue  konsolidii'tc  Me- 
tallgeld-Zirkulation besteht,  denn  in  einem  solchen  Lande 
hört,  wenn  der  Diskonto  erhrdit  wird,  die  Metallan sfuln- 
sofort  anf,  nnd  beginnt  In  umgekehrter  Richtiuig  die 
Metalleinfnhr,  da  es  für  die  übrigen  Geldmärkte  lukra- 
tiv wird,  die  thener  verzinslichen  AVechsel  eines  solchen 
Landes  anzukaufen,  resp.  zn  eskomptiren ;  der  l^etrag 
dieser  Wechsel  fliesst  natürlich  in  das  betreffende  Land, 
und  ersetzt  das  fehlende  Umlanfsmittel.  Diese  Tliat- 
saclie  hätte  bei  seiner  auf  die  Nachahnmno-  des  ensrli- 
sehen  Systems  hinzielenden  Absicht  seiner  Aufmerksam- 
keit nicht  entgehen  sollen. 

Das  Herren  h  a  n  s  modifizirte  den  Vorschla«"  des 
Abgeordnetenhanses  wesentlich.  Hinsichtlich  der  80 
Millionen  KStaatsschnld  beantrag-te  es,  dass  die  Tik'uno^ 
derselben  durch  die  jidirliclie  Einzahlung  einer  IMillion 
begonnen  w^erde. 

Am  wichtigsten  war  die  Modifikation,  welche  es  in 
Bezug  anf  die  Bedeckungsfrage  machte.  Das  Herren- 
haus erklärte  sich  niimlich  für  die  Drittel-Decknng",  mit 
dem  Bedenten,  dass  bei  allen  Banken  des  europäischen 
Kontinents  ein  ähnliches  Decknngsverhältniss  bestehe 
und  sich  überall  als  ausreichend  erwiesen  habe ;  die 
österreichischen  Finanzverhältnisse  seien  denjenigen  des 
Kontinents  ähid icher,  als  denen  Englands,  von  welchem 
das  Abo^eordnetenhans  den  durch  dassell)e  in  Vorschla»' 
gebrachten  Bedecknngsmodns  entlehnt  hatte.  Diese  Mo- 
difikationen machte  das  Herrenhans  am  10.  Dezember 
1862.,  aber  schon  am  11.  Dezember  versammelte  sich 
die  g  e  m  i  s  c  h  t  e  K  o  n\  m  i  s  s  i  o  n  beider  Häuser  ,  vnn 
die  difixsrirenden  Ansichten  auszngleiclicn.  Hinsichtlich 
der  ersten  Dificrenz,  die Tiljjrunii"  der  80  ^lillioncn  Staats- 
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scliuld  durcli  jiilirllcli  eine  Million,  kam  man  überein, 
dass  diese  erst  dann  zn  zahlen  sein  werde,  wenn  die 
Aktionäre  eine  7  "/o ige  Dividende  erhalten.  Ferner  wurde 
in  der  gemeinsamen  Berathung  die  Verlängerung  des 
Bankprivilegiums  auf  zehn  Jahre  angenommen,  und 
schliesslich  Hess  man,  was  die  Frage  der  Banknotenbe- 
deckung anbelangt,  den  Vorschlag  des  Herrenhauses  fal- 
len und  nahm  den  des  Abgeordnetenhauses  mit  der 
Klausel  an,  dass  wenn  die  Erfahrung  zeigen  würde,  dass 
das  festgestellte  Maximum  der  blos  bankmässig  bedeck- 
ten Noten  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  nicht  ent- 
spricht, die  Nationalbank  berechtigt  sei,  dem  Finanzmi- 
nister einen  gründlich  und  mit  Thatsachen  motivirten 
Vorschlag  zu  unterbreiten,  und  hierüber  die  verfas- 
sungsmässige Verhandlung  zu  verlangen. 

Auf  Grund  des  in  dieser  Berathung  geschehenen  Ue- 
bereinkommen  wurde  am  16.  Dezember  das  Einverneh- 
men zwischen  beiden  Häusern  hergestellt  und  am  26.  De- 
zember durch  denReichsrath  die  Vollmacht  beschlossen, 
auf  Grund  w^elcher  die  Regierung  angewiesen  wurde, 
das  Uebereinkommen  mit  der  Bankdirektion  abzuschlies- 
sen.  Nachdem  in  Folge  dessen  das  Uebereinkommen 
bald  darauf  abgeschlossen  war,  w  u  r  d  e  das  neue 
Bankgesetz  am  2.  Januar  1866.  publizirt,  zu 
einer  Zeit,  in  der  die  ungarische  Verfassung  feierte.  S  o 
entstand  die  Bankakte  ohne  das  berech- 
tigte Hinzu thun,  ohne  Einwilligung  der 
ungarischen  Gesetzgebung.*) 

An  die  Durchführung  dieses  vom  Reichsrath   ge- 


*)  Da  diese  Bankakte,  und  die  1868  an  derselben  vorgenommene  Mo- 
difikation bei  der  Verlängerung  des  Privilegiums  die  Grundlage  der  Ver- 
handlungen bilden  Avird,  so  theile  ich  beide  Aktenstücke  in  der  II.  Bei- 
lage mit. 
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brachten  Gesetzes  wurden  grosse  Hoffnungen  geknüpft. 
Regierung  und  Gesetzgebung  zeigten  grosse  Bereitwil- 
ligkeit zu  dem  Zweck,  dass  der  Staat  seine  Schuld  an 
die  Bank,  wenn  aucli  inn  den  Preis  bedeutender  Opfer, 
ehestens  abtrage.  Es  wurde  entschieden  ausgesprochen, 
dass  der  Staat  neuerdings  auf  das  Recht  verzichte, 
Staatspapiergeld  mit  Zwangskurs  zu  emittiren,  und  man 
glaubte  zuversichtlich,  dass  die  Metall geldzirkulation 
nach  1866  beginnen  und  für  die  Zukunft  dauernd  gesi- 
chert sein  werde.  *) 

Von  dieser  Zeit  an  bis  Ende  1865  erfüllte  der 
Staat  pünktlich  die  Verpflichtungen,  die 
er  h i n s i c h 1 1  i c h  d e r  R ü c k z a h  1  u n g  der  B a n k- 
schuld  ü  b  e  r  n  o  m  m  e  n  h  a  1 1  e  **),  und  die  Bank  wie- 


*)  Während  der  Zeit  dieser  Berathungen  des  Reichsrathes  fand  eine 
interessante  publizistische  Diskussion  über  die  Bankfrage  statt.  Es  erschienen 
auch  mehrere  beachtenswerthe  Broschüren  über  diese  Frage.  Karl  Mayer 
schrieb  für  die  AuAvendung  der  in  der  Peel-Akte  zur  Geltung  gebrachten 
Prinzipien  zwei  Broschüren ;  Ritter  v.  Lvicam  ,  der  bekannte  talentvolle 
Generalsekretär  der  Bank  veröffentlichte :  »Die  österreichische  National- 
bank und  ihr  Verhältniss  zum  Staate.«  (Wien  1861),  und  »Zur  östereichi- 
schen  Bank-  und  Finanzfrage.«  (Wien  1861).  Ferner  erschien  von  Dr.  Gustav 
Höfke,  einem  ansehnlichen  Schriftsteller  im  Bankwesen,  das  Werk:  »Die  öster- 
reichischen Finanzprobleme«  (Leipzig  1862).  —  Dr.  Adolf  Wagner,  eine  an- 
erkannte Autorität  im  Bankwesen,  schrieb  :  »Die  Herstellung  der  National- 
bank«  (Wien  1862).  —  Auch  die  Bank  liess  zwei  Flugschriften  drucken,  na- 
mentlich gegen  die  Ansichten  und  Berechnungen  des  Finanzausschusses,  wel 
eher  nach  der  Ansicht  der  Bank  über  deren  mögliches  Erträgniss  übertrie- 
bene Berechnungen  aufgestellt  hatte ;  die  eine  betitelte  sich  :  »Der  Werth 
des  Bankprivilegiums«,  die  andere,  welche  auch  den  Inhalt  der  eben  ange- 
führten in  sich  fasste  :  »Die  beantragten  Aenderungen  des  Uebereinkommens 
zwischen  dem  Staate  und  der  österreichischen  Nationalbank;«  schliesslich  ver- 
öftentlichte  die  Bank  eine  Broschüre  :  »Die  Beschlüsse  des  hohen  Hauses  der 
Abgeordneten  über  die  Bankakte«,  welche  die  Sache  natürlich  vom  Stand- 
punkte der  Bank  beleuchtete,  und  dem  Herrenhause  vorgelegt  wurde. 

**)  In  Avelcher  Weise  der  Staat  verpflichtet  war,  seine  Schuld  an  die 
Bank  zurückzuzahlen,  und  wie  er  dieser  Verpflichtung  nachkam,  das  ist  in 
der  Beilage  Nr.  III.  enthalten.  * 


184 

der  verminderte  von  Jalir  zu  Jahr  ihre  im  Umlauf  be- 
findlichen Noten.  Mit  Ende  1863  waren  um  30,221.000 
Guldtn  weniger  Banknoten  in  Umlauf  als  im  vorange- 
gangenen Jahre ;  mit  Ende  1864  verminderte  sich  der 
Banknoten-Umlauf  abermals  um  20,887.000  fl.,  und  mit 
Ende  1865  wieder  um  24,727.000  fl.  Andererseits  ver- 
mehrte die  Bank  auch  ihren  Metallvorrath  von  Zeit  zu 
Zeit  in  immer  grösserem  Masse,  —  1863  um  5,638.000 
Gulden,  1864  um  1,481.000  fl.,  1865  um  9,330.000  fl. 
Bei  diesen  Vorkehrungen  ist  es  natürlich,  dass  das  Sil- 
beragio, das  Anfangs  Januar  1862  auf  40  gestanden,  mit 
Ende  März  1866  kaum  auf  2  stand.  Obgleich  die  Bank 
das  Wechseleskompte-  und  Lombardgeschäft  im  Ver- 
hältniss  zur  Rückzahlung  der  Staatsschuld  fortwährend 
vermehrte,  —  wurden  in  Folge  der  grossen  und  erzwun- 
genen Verminderung  der  Banknoten,  dieses  einzigen 
Geldverkehrsmittels  der  Monarchie,  die  Kreditver- 
hältnisse in  verschiedenen  Theilen  derselben,  und  be- 
sonders in  der  Provinz  immer  drückender,  und  wegen 
der  allgemeinen  Geldnoth  der  Verkehr  immer  schwieri- 
ger. Diess  beweist  unter  Anderem  die  fortwährend  zu- 
nehmende Zahl  der  Fallimente ;  1864  betrug  die  Zahl 
sämmtlicher  Konkurse  1185,  1865  stieg  diese  Zahl 
schon  auf  1435. 

Als  die  Bank  dem  Beg-inn  der  Bareinlösun«'  schon 
so  nahe  stand ,  verfinsterte  sich  auf  einmal  der  Hori- 
zont der  auswärtigen  Politik,  und  bald  darauf  erfolgte 
der  p  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e  und  italienisch  -  österrei- 
chische Krieg.  In  Folge  dessen  wurde  am  5.  Mai 
1866  die  S  t  a  a  t  s  p  a  p  i  e  r  g  e  1  d-E  m  i  s  s  i  o  n  dekretirt. 
Bei  den  grosse  Ausgaben  beanspruchenden  Kriegsrüstun- 
gen war  dem  Staat  kaum  ein  anderes  Mittel  geblieben 
um  das  nöthigcGeld  zu  beschaften.  Selbst  um  den  Preis 
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grosser  Opfer  konnte  der  Staat  niclit  auf  genügende 
Darlehen  zählen,  sein  Kredit  war  erschiittert ;  und  nach- 
dem er  denselben  grade  vor  dem  Krieg,  und  zwar  zur 
Tilgung  der  Bankschuld,  in  grossem  Masse  in  Ansj)i-ucli 
genommen  hatte,  die  Bank  aber,  so  lange  die  Bankakte 
bestand,  im  Sinne  derselben  mit  dem  Staat  kein  Ge- 
schäft derart  machen  konnte,  wie  sie  es  bei  Ge- 
leo-enheit  des  französisch-italienischen  Krieo's  «jcemacht 
hatte:  so  blieb  nichts  Anderes  übrig,  als  durch  die 
Emission  von  Staatspapiergeld  ein  Zwangsanlehen  von 
den  Staatsbürgern  aufnehmen,  das  heisst,  von  allen  den- 
jenigen, die  verpflichtet  waren,  die  Staatsnoten  im  Ver- 
kehr als  Bargeld  anzunehmen. 

Die  Motivirung  der  Eegierungs Verordnung  bezüg- 
lich der  Emission  von  Staatsnoten  ist  wahrhaft  interes- 
sant. Unter  Anderem  heisst  es  darin:  —  »um  den  Staat 
in  die  Lage  zu  setzen,  den  durch  die  äusseren  Verwick- 
lungen und  Kriegsbedrohungen  gesteigerten  Anforde- 
rungen an  die  Finanzen  in  einer  Weise  Geniige  zu  leisten, 
dass  einerseits  den  Völkern  eine  Vermehrung  der  Steuer- 
last nicht  aufgebürdet  werde,  andererseits  die  bisherigen 
mit  grossen  finanziellen  inid  volkswirthschaftlichen 
Opfern  erzielten  Erfolge  in  Anbahnung  einer  festen 
Landeswährung  thunlichst  erhalten  bleiben. «  Aus  dieser 
Motivirung  geht  hervor,  dass  die  Regierung  sich  wegen 
der  Einführung  dieser  Massregel  auf  jede  Weise  recht- 
fertigen wollte,  und  dazu  Argumente  gebrauchte,  die 
nicht  stichhaltig  sind.  Sie  wünschte  die  Verfügung  als 
provisorisch  betrachtet  zu  sehen ;  daher  ging  auch  die 
Verordnuno"  nicht  weiter,  als  dass  die  LTmwandlunii'  der 
Ein-  und  Fünfo-ulden-Banknoten  in  Staatsnoten  auso-e- 
sprochen  wurde.  Li  der  ersten  Verordnung  Avurde  das 
Maximum  der  Staatsnoten  ;i  ut' 150  Millionen  festgestellt ; 
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die  Nationalbank  aber  wurde  verpflichtet,  den  dieser 
Summe  entspreclienden  Betrag  an  Stelle  der  als  Staats- 
noten deklarirten  Ein-  und  Fünfguldennoten  in  grös- 
seren Banknoten  zu  emittiren.  In  dem  zu  diesem  Ge- 
setz herausgegebenen  Motivenbericht  wurde  die  Berechti- 
gung dieser  Massregel  mit  dem  über  alles  stehenden 
Grundsatz  der  zur  Erhaltung  des  Staates  nothwendigen 
Mittel  motivirt  und  als  ein  Postulat  der  zwinsrenden 
Macht  des  Staatsbedürfnisses  dargestellt.  Dies  steht  in 
scharfem  Widerspruch  mit  jener  auf  legislativem  Wege 
ausgesprochenen.  Eechtsverzichtleistung ,  mit  welcher 
der  Staat  bei  Gelegenheit  der  Publikation  der  Bankakte 
die  Bank  versicherte,  das  er  in  Zukunft  unter  keinerlei 
Umständen  Staatspapiergeld  emittiren  werde. 

Was  konnte  die  Direktion  der  Bank  dieser  Verord- 
nung gegenüber  thun?  Nichts  als  dass  sie  am  17  Mai 
gegen  diese  Verfügung  Protest  einlegte,  hinsichtlich 
der  Konsequenzen  derselben  alle  ihre  Rechte  und  For- 
derungen aufrecht  erhielt,  und  zugleich  erklärte,  dass 
nachdem  in  Folge  dieser  Verordnung  die  hinsichtlich 
des  Geldverkehrs  festgestellten  Verhältnisse  nicht  mehr 
bestehen,  auch  der  Staat  von  der  Bank  nicht  verlangen 
könne,  dass  sie  1867  die  Bareinlösung  aufnehme. 

Da  jedoch  die  150  Millionen  binnen  kurzer  Zeit  sich 
als  unzureichend  zur  Deckung  der  unentbehrlichen  Aus- 
gaben erwiesen,  so  wurde  der  Finanzminister  durch  eine 
Verordnung  vom  7.  Juli  1866  ermächtigt,  neuerdings 
200  Millionen  auf  dem  Wege  des  Kredits  zu  beschaffen 
und  zugleich  wurde  ausgesprochen,  dass  bis  die  Ver- 
hältnisse die  Abschliesung  eines  neueren  Anlehens  gestat- 
ten, einstweilen  die  Nationalbank  die  Summen  vorstre- 
cken werde.  Die  Bank  sollte  hierauf  nach  dem  Mass 
der  Staatsschuld  einen  Vorschuss  von  60  Millionen  in 
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Banknoten  geben,  wofür  der  Staat  der  Bank  die  ans 
der  Fabrikation  dieser  Baid;;noten  entspringenden  Kos- 
ten ersetzt,  während  der  Vorsclinss  selbst  längstens 
binnen  einem  Jahre  nach  Abschlnss  des  Friedens 
der  Bank  zurückznzahlen  wäre,  nnd  zwar  in  deren 
eigenen  Banknoten.  Diese  in  Form  eines  Gesetzes 
erlassene  allerhöchste  Verordnnng  Avollte  anch  gegen 
die  Bank  billig  sein,  insoferne  sie  anssprach,  dass  so 
lange  die  gegebenen  Vorschüsse  nicht  vollständig  an  die 
Bank  znrückgezahlt  sind,  anch  jene  Bestimmnngen  der 
Statnten  snspendirt  bleiben,  welche  die  Bank  verpflich- 
ten, ihre  Metallgeldzahlnngen  nach  einer  bestimmten 
Zeit  aufzunelnnen.  Diese  allerhöchste  Verordnnng  sig- 
nalisirte  indess  bereits  die  weitere  Emission  von  Papier- 
geld, da  sie  verfügte,  dass  die  200  Millionen  anf  Grnnd 
einer  nnter  möglichst  guten  Bedingungen  abzuschliessen- 
den  freiwilligen  Aideihe,  oder  durch  Vermehrung  der  am 
5.  Mai  1866  dekretirten  Staatsnoten,  und  eventuell  durch 
eine  Kombination  beider  Massregeln  zu  beschaffen  seinen. 

Es  ist  klar,  dass  das  Bankgesetz  durch  diese  Ver- 
ordnung im  vollen  Sinne  des  Wortes  aufgehoben  wurde, 
und  die  Situation  der  Bank  glich  dem  Zustande,  in  welchen 
sie  1859  gerathen  war,  mit  dem  Unterschiede,  dass  die 
Bank  damals  für  den  in  Banknoten  gegebenen  Vorschuss, 
resp.  für  das  Anlehen  bis  zu  dessen  Regulirung  2"/^ 
Zinsen  bekam,  Avälirend  hingegen  bei  diesem  Vorschuss 
der  Bank  nur  die  Rückerstattung  der  Banknotenher- 
stellungskosten  in  Aussicht  gestellt  wm-de. 

Welch  ein  grosser  Unterschied  hinsichtlich  der 
Bankschuld  des  Staates  zwischen  dem  Beginn  und 
dem  späteren  Verlauf  dieses  Jahres !  Zu  Beginn  die- 
ses Jahres  scluildete  nemlich  der  Staat  der  Bank, 
die  80  Millionen  nicht  mitgerechnet,  blos  46  Millionen ; 
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im  Juli  kamen  hierzu  schon  neuere  60  MiUionen,  un- 
gerechnet dieneben  den  Banknoten  in  Umlauf  gebrach- 
ten 150  Millionen  1  und  5  Gulden  Staatsnoten.  Auch  nach 
dem  Friedensschluss  blieb  zur  Zahlung  der  20  Millonen 
Tlialer  Kriegsentschädigung  keine  andere  Quelle  übrig 
als  die  Kasse  der  Bank.  Hinsichtlich  dieser  30  Mil- 
lionen Gulden  wurde  jedoch  die  Bestimmung  des  1862-er 
Bankgesetzes  beibehalten,  nach  welcher  der  Staat  mit 
der  Bank  durch  Wechsel-Eskompte  in  ein  Kreditver- 
hältniss  treten  kann ;  und  so  war  der  Finanzminister 
genöthigt  zum  Behuf  der  30  Millionen  Gulden  in  Silber 
Bankwechsel  zu  beschaffen,  das  lieisst,  nebst  seiner  eige- 
nen Unterschrift  die  anderer  Firmen  zu  benützen,  und 
diese  Unterschrift  leistete  auch  ein  zu  diesem  Zweck  ge- 
bildetes Konsortium  von  Bankiers,  welches  dafür  eine 
Provision  im  Betrage  von  1.350,000  Gulden  bezog.  Ein 
gleiches  Verfahren  war  auch  das,  zu  welchem  1870  die 
l^eiden  Ministerien  mit  Einwilligung  des  gemeinsamen 
Ministeriums  beim  Ausbruch  des  deutsch-französischen 
Krieg-es  ihre  Zuflucht  nehmen  mussten.  Der  Metallvor- 
rath  der  Bank  wurde  in  Folge  der  Furcht  vor  einer  Be- 
lagerung Wiens  nach  Komorn  gebracht,  und  eben  dort- 
hin kamen  auch  die  Beamten,  um  das  Geld  zu  über- 
nehmen und  die  Kriegsentschädigung  auszufolgen. 

Die  in  Bezug  auf  den  Staatsnoten-Umlauf  erlas- 
sene allerhöchste  Verordnung  vom  20.  August  1866  ent- 
hielt mehrere  Verfügungen.  Im  sechsten  Punkt  wird 
hinsichtlich  der  Salinen-Scheine  angeordnet,  dass  diesel- 
ben mit  der  Emission  der  Staatsnoten  im  Rapport  stehen 
sollen,  jedoch  bis  zu  keinem  höheren  Betrag  als  100 
Millionen  Gulden;  das  heisst,  wenn  die  versinslichen 
Salinen-Scheine  in  gr()sserem  Masse  einfliessen,  als  die 
neu  emittirten  vom  Publikum  gekauft  werden,  so  solle 
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die  Differenz  von  Zeit  zu  Zeit  durch  Staatsnoteii  auso-e- 
glichen  werden.  Durch  diese  Verordnung  stieg  die 
Summe  der  thatsiichhch  in  Umlauf  gebrachten  Staats- 
noten auf  oOO  Millionen,  und  in  Folge  des  Verhältnis- 
ses mit  den  Salinen-Scheinen  war  das  mögliche  Maxi- 
mnm  der  Emission  auf  400  Millionen  festgestellt. 

Gegen  alle  diese  Verfügungen  legte  die  Bank- 
direktion am  31.  An  ff  u  st  Verwahr  ung-  ein 
in  welcher  sie  die  am  16.  Mai  und  8.  Juli  gegebene 
Erklärung  wiederholte,  dass  die  Nationalbank  ihre  Ent- 
schädigungansprüche  im  Sinne  des  Eankgesetzes  und 
des  auf  Grund  desselben  getroffenen  Uebereinkommens 
geltend  machen  werde. 

Der  Geldverkehr  erlitt  demnach  im  Jahre  1866 
eine  grosse  Veränderrng.  Mit  Ende  Dezember  1865 
machte  der  gesammte  Banknoten-Umlauf  351.100,755 
Gulden  aus,  und  mit  Ende  März  1866  war  er  sogar  auf 
325.987,972  Gulden  herabgeschmolzen ;  doch  in  der 
Mitte  des  Jahres,  im  Juli,  hatte  der  Banknoten-Umlauf 
sich  auf  361.770,471  Gulden,  mithin  die  gesammte  Zir- 
kulation auf  520.768,792  Gulden  erhoben.  Diese Steig-e- 
rung  machte  sich  auch  im  Agio  fühlbar,  welches  am  1. 
Januar  auf  103. 90,  zn  Ende  Februar  sogarimr  auf  IOI.75 
stand,  im  Juli  aber  sich  auf  128.5  erhob.  Mit  Ende  des 
Jahres  Ijetrug  der  gesammte  Bank-  und  Staatsnoten- 
Umlauf  nahe  an  500  Älillionen  *),  das  Agio  hatte  sich 
auf  129.50  erhoben. 

Obgleich  auch  damals,  wie  bei  jedem  Kriege,  der 
im  eigenen  Gebiet  eines  Staates    geführt  A\'ird,    grosse 


*)  Die  Daten  über  die  allmälige  Steii>erunj,'  des  rapiergoldunilanfs 
im  Jahre  1866,  der  Anfangs  in  Banknoten,  später  aber  auch  in  Staatsiiolen 
bestand,  so  Avie  über  das  allmälige  Steigen  des  Agio's  in  jener  Zeit  sind  in 
der  Beilage  Nr.  IV.  entlihalten. 
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Wertlie  verloren  g-egangen,  und  dem  kurzen,  jedoch  mit 
grossen  Verlnsten  verbundenen  Feldzng,  der  den  Ver- 
lust einer  blühenden  Provinz  nach  sich  zog,  Viele  zum 
Opfer  gefallen  waren:  so  waren  die  Völker  der  öster- 
rechischen  Monarchie  dennoch  im  Stande,  die  direkten 
Folgen  dieses  Krieges  mit  überraschender  Leichtigkeit 
zu  erti'ao'en. 

Welche  Ursachen  hierbei  wirkten,  das  habeich  im 
III.  Kapitel  gesagt. 

Im  Obigen  habe  ich  Alles  vorgebracht,  was  bis  zur 
Periode  der  Wiederherstelluno^  der  ung-arischen  Verfas- 
sung  in  Bezug  auf  die  Geschichte  der  Bank  Bemerkens- 
werthes  vorzubringen  war.  Der  Leser,  der  die  auf  das 
Bankwesen  bezügliche,  durch  mich  kurz  skizzirte  Ge- 
schichte der  Monarchie  mit  Aufmerksamkeit  begleitet 
hat,  wird,  glaube  ich,  hinreichend  orieutirt  sein.  Es  gibt 
einzelne  Details,  über  welche  ich  nicht  gesprochen  habe, 
doch  habe  ich  die  Werke  bezeichnet,  in  welchen  sie  zu 
finden  sind.  Vielleicht  habe  ich  im  Verhältniss  zu  der 
Ausdehnung  dieses  Werkes  über  die  Verhandlungen,  die 
in  Bezug  auf  das  Bankwesen  im  Reichsrath  stattgefunden 
haben,  ein  wenig  zu  ausführlich  gesprochen ;  allein  von 
Allem,  was  in  diesem  Abschnitt  enthalten  ist,  konnte 
ich  nichts  übergehen,  da  alle  diese  Details  bei  den  Un- 
terhandlungen, die  hinsichtlich  der  Regelung  unseres 
Bankwesens  begonnen  Avurden,  von  grosser  Wichtig- 
keit sind. 


Achtes  Kapital. 

Ungarn  und  die  österreichische  Nationaibank 

180)6—1867. 

[Konferenzen  zu  Wien  im  Jahre  1866  wegen  Wiederher- 
stellung der  ungarischen  Yerfassnng.  —  Eine  bei  dieser  Gele- 
genheit hinsichtlich  des  Bankwesens  gemachte  Aeusserung.  — 
Die  Situation  zur  Zeit,  als  das  ungarische  Ministerium  ernannt 
wurde.  —  Konferenzen  mit  Freiherrn  v.  Becke.  —  Uebereinkom- 
men  am  8.  März  über  das  Bankwesen.  —  Meine  Ansichten  über 
die  Konversion  der  Staatsschuld,  die  Herstellung  der  Valuta, 
und  die  Regelung  des  Bankwekwesens,  —  Internationale-Kon- 
ferenz in  Paris  über  den  Geldfuss.  —  Vortheile  des  Franc- 
fusses.  —  Vor  der  Zusammenkunft  der  Regnikolardeputa- 
tionen  gemachte  Versuche.  —  Finanzzustand  der  INIonarchie  im 
Jahre  1865.  —  Grösse  des  Defizits.  —  Modalitäten  der  Finanz- 
regelung. —  Plan  zur  Regelung  der  Staatsschuld  und  der  Valuta 
und  zur  Lösung  der  Bankfrage ;  Vortheile  und  Hindernisse  des- 
selben. —  Unausführbarkeit  alles  dessen.  —  Bei  der  Frage  der 
Staatsschuld  wird  die  Idee  des  Präcipuums  angenommen.  —  Ge- 
gen meinen  Vorschlag  vorgebrachtes  Argument.  —  Das  Präci- 
puum  wird  durch  die  Erhöhung  der  Couponsteuer  ausgeglichen. 
—  Uebereinkommen  vom  12.  September  in  der  Bankfrage.] 


Bevor  ich  zu  dem  Theil  meines  Werkes  überg-elie, 
in  welchem  ich  meine  Ansichten  darüber  vorzutragen 
wünsche,  welchen  Weg  ich  bei  der  Lösung  der  Bank- 
frage im  Interesse  des  Landes  eingeschlagen  zu  sehen 
wünsche,  halte  ich  es  für   nöthig  darüljer  zu  sprechen, 


192 

was  hinsiclitlicli  des  Bankwesens  in  der  Periode  gescliah, 
als  die  Beratlmn<>:en  über  die  Herstellnno;  der  Verlas- 
sung  nnseres  Vaterlandes  in  Angriff  genommen  wnr- 
den,  ferner  alles  dessen  zu  gedenken,  was  von  1867, 
von  der  Ernennung  des  ungarischen  Ministeriums  an- 
gefangen, bis  zum  heutigen  Tage  geschehen  ist. 

Bei  diesem  Gegenstande  kann  ich  es  nicht  vermei- 
den, auch  von  meiner  Person  zu  sprechen,  insofern 
ich  bis  zum  Frühling  des  Jahres  1870  auf  die  Leitung 
der  Finanzen  unseres  Vaterlandes  Einfluss  hatte.  Ich 
werde  diess  nur  insoweit  thuii,  als  es  zur  Beleuchtung 
historischer  Thatsachen  unumgänglich  nöthig  ist. 

Es  ist  zur  Gewohnheit  geworden,  im  Interesse  des 
Privilegiums  der  österreichischen  Bank  die  Thatsachen 
zu  entstellen,  und  besonders  mich  der  Unentschieden- 
heit  und  Zweideutigkeit  zu  beschuldigen*);  daher  wird 
es  für  mich  unvermeidlich  sein,  einiger  Umstände  näher 
zu  gedenken,  über  die  ich  sonst  geschwiegen  hatte. 

Mit  dem  Bankwesen  und  mit  den  diessfalligen  Ver- 
hältnissen unserer  Monarchie  und  unseres  Vaterlandes 
hatte  ich  mich  schon  vor  längerer  Zeit  beschäftigt  **), 
und  so  Gelegenheit  gehabt  mir  in  dieser  Sache  eine 
entschiedene  Ueberzeugung  zu  verschaffen ;  aber  damals 
war  mir  zum  ersten  Mal  der  Anlass  geboten  meine  An- 
sichten im  Interesse  des  Landes  zu  äussern. 

Nach  der  unglücklichen  Schlacht  bei  Königgrätz 
und  dem  Prager  Friedensschluss  beschloss  Se.  Majestät 


*)  Wie  es  Neuwirtli  in  seinem  Werk  :  »Baukakte  und  Bankstreit«  ge- 
tlian  hat. 

**)  Im  Jahre  1858  hahe  ich  im  Feuilleton  des  »Pesti  Naplö«  einen 
Artikel-Zyklus  verüffentlicht,  welcher  später,  1861,  in  meinem  unter  dem 
Titel :  »Közügyek«  (öffentliche  Angelegenheiten)  lierausgegehenen  Werke 
erschienen  ist.  Ich  war  dazu  durch  Graf  Emil  Dessewffy's  Werk  über  das 
BankAvesen  veranlasst  worden. 
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die  uiio-arisclie  Fra^^e  tlurcli  Herstelluno^  der  Verfassuno; 
ZU  lösen. 

Die  vom  67-er  Aiissclmss  oiitsendcte  15-er  Kom- 
mission war  l)erelts  vor  dem  Bco-Inn  des  Krieo'es  mit 
Ilu-em  Elaborat  fertig  geworden;  es  war  daher  eine  Ba- 
sis zum  Ausgleich  vorhanden.  Die  Kommission,  welehe 
durch  die  unter  der  Führung  Franz  Deaks  stehende 
grosse  Majorität  entsendet  worden  ^^-ar,  gab  hinsichtlich 
der  Lösung  der  Jahrhunderte  liindurch  in  Schwebe  ge- 
bliebenen staatsrechtlichen  Fragen  eine  prticls  formullrte 
Erklärung  ab,  von  der  vorauszusetzen  war,  dass  sie 
auch  von  der  Majorität  werde  angenommen  werden. 
Zum  Zweck  der  gehörigen  Orientirung  ül)er  die  zur 
Herstelluno;  der  ung-arlschen  Verfassuno;  nöthlo^enSclirltte 
ordnete  Se.  Majestät  die  Einberufung  einer  Konferenz 
unter  dem  Vorsitz  des  gewesenen  Ministers  und  Bot- 
schafters Freiliern  v.  Hübner  an,  deren  Mitglieder  seitens 
der  Regierung  Avaren:  Graf  Belcredl,  österreichischer 
Minister  des  Innern  und  Ministerpräsident,  Georg  v. 
Majlath,  k.  ung.  Hofkanzler,  Baron  Paul  Sennyey,  Ta- 
vernlcus  und  Präsident  des  ungarischen  Statthalterei- 
raths,  Graf  Julius  Andrassy  und  ich  als  Reichstags- 
Abgeordnete.  Dieser  Konferenz  wurde  es  zur  Aufgabe 
gemacht  alle  die  Fragen  zu  erörtern,  die  vor  der  Her- 
stellung der  Verfassung  in  beruhigender  Weise  zu  lösen 
als  zweckmässig  erschien.  Von  eben  dieser  Konferenz 
wurde  auch  ein  Gutachten  über  die  Fragen  verlangt, 
die  Im  Elaborat  des  15-er  Ausschusses  keinen  xVusdruck 
erhalten  hatten,  die  aber  doch  wichtig  schienen.  Schliess- 
licli  Mar  es  eine  Aufgabe  der  Konferenz,  über  die  ^lodl- 
fikatiqn,  welche  die  damalige  Regierung  Sr.  Majestät  zu 
den  Punktationen  des  15-er  Ausschusses  vorgescldagen 
hatte,  ein  orientirondes  Gutachten  abzugeben. 

C.  D.  13 


194 

Es  kann  nicht  meine  iVnfgabe  sein,  von  den  Be- 
ratliungen  dieser  Konferenz  alle  Einzelnl leiten  mitzu- 
tlieilen ;  ich  bemerke  nur,  dass  in  dieser  Konferenz  mir 
die  Anfo-ahe  zufiel,  über  alle  auf  das  Finanzwesen  und 
die  Bankfrage  bezüglichen  Angelegenheiten  im  Einver- 
nehmen mit  Graf  Andrassy  ein  Gutachten  vorzulegen. 
Nach  längerer  Berathung  kamen  wir  schliesslich  darin 
überein,  über  alle  uns  zugewiesenen  Fragen  und  Gegen- 
stände unsere  Meinung  schriftlich  aufzusetzen  und  bei 
Gelegenheit  der  Schlussverhandlungen  formulirt  vorzu- 
lesen. Nachdem  es  später,  am  September  18(36,  verlangt 
worden,  reichten  wir  sie  auch  schriftlich  ein.  Nach  meh- 
reren mündlichen  Konferenzen  theilte  uns  die  Regierung 
sclu'iftlich  mit,  welche  Punkte  des  15-er  Elaborates  zu 
modifiziren  wären,  resp.  was  darin  aufzunehmen  sei.  Ich 
besitze  eine  Copie  dieser  Punktationen,  so  wie  auch  der 
Erklärung,  welche  wir  schriftlich  aufgesetzt  und  einge- 
reicht haben. 

In  den  Punktationen  derRegierung  ist  hhisichtlich  der 
ßankfrage  Folgendes  enthalten:  Die  57.  Alinea  des  15-er 
Elaborats  handelt  von  der  Staatsschuld;  liierauf  bezüglich 
wird  bemerkt:  »Die  Einheit  und  Untheilbarkeit  der 
Staatsschuld  erfordert  eine  prinzipielle  Vereinbarung 
des  öffentlichen  Kredit-  und  Zettelwesens, «  Und  in  einem 
späteren  Punkt  wird  gesagt:  »Wären  eine  beruhigende 
Erklärung  und  Modifikationsvorschläge  sehr  erwünscht 
in  Betreff  des  Zoll-,  Handels-  und  Verkehrswesens,  wo- 
bei ausdrücklich  bemerkt  wird,  dass  die  Uebergangspe- 
riode  des  Statusquo  im  Steuer-,  Zoll-  und  Verkehrswe- 
sen und  in  Bezuo-  des  Privileo-iums  der  Nationalbank 
gewährleistet  bleiljen  müsse.»:  Als  Antwort  auf  diesen 
Punkt  las  ich  folgende  Formulation  vor,  in  welcher  ich 
meine  Ueberzeugung  in    Ik'treff  der    Bankfrage,  so  wie 
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ancli  das  Verfahren  entscliieden  ausdrückte,  welelies  die 
Aiisprüclie  des  Landes  in  der l>ankf rage erlieisclicn :  »In 
Betreff  des  Zettelbankwesens  könnte  nur  insofernc  eine 
prinzipielle  Vereinbarung-  stattfinden,  als  der  Ueberg-ang 
aus  dem  bestehenden  Bankmonopol  in  ein  den  Kredit- 
bedürfnissen der  verschiedenen  Länder  mehr  entspre- 
chendes Zettelbanksystem  es  erfordert.  Wünschenswerth 
erscheint  es  allerdings,  dass  gewisse  leitende  Ideen  bei 
der  Konzessionü'ung  von  Zettelbanken  von  beiden  Le- 
gislativen im  Wege  der  Alinea  63  festgestellt  werden. 
Dem  Rechte,  Banken  und  Kreditinstitute  zu  konzessio- 
niren,  könnte  die  Legislative  in  Ungarn  kaum  entsagen.« 

Später,  am  2.  September,  als  von  uns  verlangt 
wurde,  dass  wir  das,  was  wir  in  den  früheren  Berathun- 
gen  vorgelesen  und  gesagt,  schriftlich  einreichen  mögen, 
äusserten  wir  in  der  betreffenden  Schrift  folgendes:  »In 
Betreff  des  Zettelbankwesens  sind  wir  (nemlich  Graf 
Andrassy  und  ich)  der  Meinung,  dass  in  gleicher  Weise 
(wie  der  15-er  Ausschuss  nicht  hinsichtlich  der  aus  der 
pragmatischen  Sanction  fliessenden,  sondern  der  aus  dem 
gemeinsamen  Interesse  sich  ergebenden  Angelegenhei- 
ten in  Vorschlag  brachte)  prinzipielle  Vereinbarungen 
nöthig  sind,  damit  der  U ebergang  aus  dem 
bestehenden  B  a n k m o  ii  o p o  1  in  e  i n  d  e  n  K  r  e- 
d  i  t  b  e  d  ü  r  f  n  i  s  s  e  n  der  v  e  r  s  c  h  i  e  de  n  e  n  L  ä  n  d  e  r 
d er  Mo  n  a  r  c h i e  mehr  entsprechendes  Z  e t- 
t  e  1  b  a  n  k  s  y  s  t  e  m  ermöglicht  w  e  r  d  e. « 

Aus  den  angeführten  Sätzen  geht  hervor,  dass  wir 
beide  in  der  Bankfrage  offen  und  entscliieden  Stellung 
nahmen,  die  wir  uns  der  mit  grosser  Verantwortlichkeit 
verbundenen  Aufgabe  unterzogen  hatten,  unsere  Ansich- 
ten und  Ueberzeugung  hinsichtlich  aller  Fragen  kund- 
zugeben, welche  vor  der  Herstellung  der  kousfitntionel- 
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len   Verliiiltnlsse    zum  Zweck    der    gememscliaftliclien 
Beruliio'iiiijx  zu  erörtern  und  zu  lösen  Avaren, 

Vor  der  Ernennung  des  ungarisclien  IMfnlsteriums, 
xVnfangs  Januar  1867,  nahmen  wir  nicht  mein*  unser  zwei, 
sondern  unser  (h-ei,  nemlicli  mit  uns  zusammen  auch 
Baron  Josef  Eötvös,  an  Konferenzen  von  gleicher  Rich- 
tuno; Tlieil,  die  endlicli  zu  einem  Erf(do;e  führten.  Den 
Vorsitz  in  diesen  Konferenzen  hatte  Baron  Beust ;  Mit- 
odieder  derselben  waren  seitens  der  Reo-ierung:  Graf 
Belcredi,  Georg  ]\Iajlath  und  Baron  Paul  Sennyey.  Am 
8.  Januar  wurde  ein  Gesetzentwurf  tiber  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  und  deren  verfassungsmässige 
Behandlung  voro-elegt,  der  aus  50  Artikeln  bestand 
und  nach  dem  Wunsch  der  Regierung  Gegenstand  der 
Konferenzverhandlung  sein  sollte.  Ich  sah  den  Entwurf 
durch  und  fand,  dass  die  Zettelbankfrage  darin  gar  nicht 
berührt,  sondern  niu-  der  Wunsch  ausgedrückt  war,  dass 
die  Verfügungen  über  die  Feststellung  des  neuen  Geld- 
systems und  Geldfusses,  oder  in  Betreff  der  Regelung 
des  zur  Zeit  bestehenden  Systems  zu  den  gemeinsamen 
Angelegenheiten  gehören  sollen.  Vor  dem  auf  den  9. 
Januar  angesetzten  Begiini  der  Konferenzen  beriethen 
wir,  Graf  Andrassy,  Baron  Eötvös  und  ich,  uns  über  den 
zu  befolgenden  Modus,  und  da  M^urde  mein  Vorschlag 
angenommen:  dass  wir  diesen  Gesetzentwurf  nicht  als 
Gegenstand  der  Berathung  acceptiren  können,  da  einzig 
und  allein  das  Elaborat  des  15-er  Ausschusses  als 
Grundlage  der  Berathung  dienen  kann ;  bei  .einzelnen 
Punkten  dieses  Elaborates  könne  die  Regieruns^  immer- 
liin  ihre  IModifikationsbemerkungen  machen,  auf  welche 
wir  dann  jederzeit  unsere  aufklärende  Antwort  geben 
würden.  Am  9.  u.  10.  Januar  dauerten  die  Beratinnigen 
beinahe  den  ganzen  Tag.  —  Vormittag  bei  Baron  Beust, 
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Nacliniittao- Ijei  Graf  Belcredi.  Am  11.  \vur(le  die  For- 
null  innig  der  Modifikationen  festo-esfellt,  und  Abends 
wurde  sie  in  der  gemeinscliat"tliclienKonfc:enz  abermals 
vorgelesen.  Welclie  Modifikationen  dies  waren,  ist  aus 
den  in  den  r)ffentlichen  Sitzungen  der  67-er  Kommission 
gestellten  Anträgen  ersichtlich.  Dass  die  Zerteil )anlvtrage 
in  diesen  Konferenzen  keinen  Geo-enstand  einer  eino-e- 
lienden  Debatte  bildete,  und  darauf  bezüglich  keine 
Modifikationen  verlangt  wurden,  kann  ich  bestimmt 
behaupten.  Höchstens  kann  sich  auf  die  l^ankfrage  die 
Vereinbarung  beziehen,  laut  Avelcher  nach  den  im  15-er 
Elaborat  enthaltenen  Modifikationen  bemerkt  wurde, 
dass  »die  zu  konstitnirende  verfassuno-smassio-e  Resrie- 
rung  Avährend  der  Uebergangsperiode  so  verfahren 
werde ,  wie  es  im  September-Manifest  ausgedrückt 
wurde.«  Die  Konferenz  hatte  also  volle  Kenntiiiss  von 
niehier  oben  zitirteii,  auf  die  l^ankfrao-e  bezüo-licheii 
Aeusseruiigen,  und  nachdem  (he  Verhandlungen  mit 
uns  in  der  Voraussetzung  gepflogen  wurden,  dass  wir 
alle  drei  an  der  neu  zu  konstituirendeii  Iveo'ieruno- 
theilnehmen  werden:  so  erklärte  ich,  dem  das 
F  i  n  a  11  z  m  i  n  i  s  t  e  r  i  u  m  z  u  g  e  d  a  c  h  t  w  a  r,  m  i  c  h 
bereit,  dasselbe  zu  Vi b e r n e h m e n,  av i e s  a b e r 
dabei  hinsichtlich  der  15  aiik  frage  im  vor- 
hinein auf  mein  bekanntes  und  prä'cisfor- 
m  11 1  i  r  t  e  s  Prinzip  h  i  n. 

Revolutionen,  mit  Ero])eruiigeii  schliessende  ent- 
scheidende Krieo;e  machen  o-ewöhnlich  tal)ida  rasa, 
und  die  Urheber  derselben  «'cstalten,  ohne  die  früheren 
Verhältnisse  zu  lierücksichtigeii,  (he  neue  Situation  nach 
Willkür,  und  fVdiren  ihre  Scli()pfiiiigen  auf  den  Trüm- 
mern der  früheren  Jnstitutioncii  (^ft  in  der  sclionungs- 
losesten  Weise  aus. 
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Ganz  anders  war  die  Situation  im  Jalire  1867.  So 
wie  einerseits  die  Gesetzgebinig  und  die  neu  konsti- 
tuirte  Regierung  überall  die  Gesetzmässigkeit  als  Grund- 
lage ihres  Verfaln-ens  beizubehalten  und  davon  nicht 
abzuweichen  trachtete,  so  lag  es  andererseits  in  unse- 
rem Interesse  und  war  es  ein  Postulat  der  vernünftigen 
Politik,  den  Uebergang  mit  möglichster  Schonung  und 
mit  gehöriger  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  zu  be- 
werkstelligen, die  zur  Zeit  noch  bestanden.  Unter  diesen 
Aufgaben  war  es  gewiss  eine,  welche  die  grösste  Vor- 
sicht erheischte,  —  die  ungarische  Finanzverwaltung 
selbständig  zu  machen  und  sie  in  einer  Weise  zu  über- 
nehmen, dass  das  Einfliessen  der  öffentliclien  Einkünfte 
kein  Hinderniss  erleide,  und  die  Trennung  der  Jahr- 
hunderte hindurch  von  Wien  aus  geleiteten  Finanzver- 
waltung ohne  Aufenthalt  und  in  möglichst  wenig  miss- 
liebiger  Weise  durchgeführt  werde. 

Es  war  dies  keine  geringe  Aufgabe,  und  ich  glau- 
be, die  Thatsachen  beweisen,  dass  ich  derselben  zu  ent- 
sprechen f  iliig  war.  Namhaft  wurden  die  Schwierigkei- 
ten erleichtert  durch  das  vernünftige  und  taktvolle  Be- 
nehmen des  damals  zum  östereichischen  Finanzminister 
ernannten  Freiherrn  v.  Becke,  der  frei  von  aller  politi- 
schen Engherzigkeit  und  von  Antipathie  oder  Hass  ge- 
gen die  Ungarn,  die  Uebergangsperiode  und  die  konsti- 
tutionellen Ansprüche  Ungarns  würdigend,  vom  ersten 
Tage  der  Ernennung  des  ungarischen  Ministeriums  ange- 
fangen, das  gegenseitige  Vertrauen  der  beiderseitigen 
Regierungen  zu  nähren  und  zu  befestigen  wusste,  ohne 
dass  er  je  das  Interesse  der  anderen  Hälfte  der  Monar- 
chie aus  den  Augen  verloren  hätte.  Zur  Zeit  unseres 
Staatsdienstes  war  es  gar  oft  der  Fall,  dass  er  bei  der 
Wahrung  dieser  Interessen  Energie  und  tiefe  Einsicht 
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bekundete.  Wir  wetteiferten  iiiiteiiiaiider,  indem  jeder 
von  uns  seinem  Standpunkt  Geltung  zu  verscliafifen 
suchte,  ohne  dass  wir  je  (h\s  ^A^irklielie  gemeinsame  In- 
teresse der  Monarchie  ausser  iVclit  gehissen  liätten.  Leib- 
haft sind  mir  die  Tage  und  Nächte  in  Erinnerung,  wo 
wir  uns  miteinander  über  die  später  in  den  INIinisterpro- 
tokollen  zum  Ausdruck  trelans'ten  Vereinbaruno-en  und 
Gezetzentwürfe  beriethen.  Besonders  interessant  war  die 
Periode,  die  wir  mitsanmien  in  Vöslau  zubrachten.  Der 
Gesundheitszustand  des  Freiherrn  von  Becke  erforderte 
Landluft,  und  icli  konnte  wegen  der  Krankheit  mei- 
nes Sohnes  nicht  mit  meiner  Familie  in  Wien  bleiben. 
Wir  o^ino'en  beide  täo-lich  nach  Wien,  um  da  unsere 
Amtsgeschäfte  zu  verrichten  —  jedes  wichtigere  x\k- 
tenstück  wurde  mir  von  Ofen  zur  Erledigung  nach 
Wien  gesendet  — ,  und  wenn  wir  dann  Abends  nach 
Vöslau  zurückgekehrt  waren,  so  begannen  wir  dort  in 
den  wichtigsten  und  schwierigsten  iVngelegenheiten  un- 
sere Verhandlungen,  die  grösstentheils  bis  nach  Mitter- 
nacht dauerten.  Als  wir  in  dem  schwierigen  Werk  so 
weit  fortgeschritten  waren,  dass  Avir  in  einer  gewissen 
Richtmig  und  in  gewissen  Ideen  eine  Vereinbarung  er- 
zielt hatten,  kam  ein  paarmal  auch  Graf  xVndrasy  nach 
Vöslau  und  später  auch  der  damalige  Handelsminister 
Gorove.  Zu  jener  Zeit  waren  unter  Mitwirkung  des 
Staatssekretärs  Feszt  die  Punktationeii  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  fertig  geworden,  und  auch  die  defi- 
nitive Redaktion  dieser  wurde  in  der  Villa  des  Freiherrn 
V.  Becke  festgestellt.  Die  zahlreichen  Korrespondenzen, 
die  ich  mit  Freiherrn  v.  Becke  gewechselt,  sind  noch  in 
meinem  l^esitz,  und  diese  beweisen  zur  Geniige  den  Ei- 
fer, den  er  in  Betreff  der  österreichischen  Interessen  fort- 
während entwickelte. 
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Aber  warum  erwähne  ich  diese  Details  und  weiche 
so  von  dem  eigentlichen  Gegenstande  meines  Werkes 
ab?  Ich  thue  es,  weil  ich  in  meiner  Pietät  gegen  das 
Andenken  meines  verewigten  Minister-Kollegen  die 
Pflicht  fühle,  den  Avahren  Sachverhalt  darzulegen ;  denn 
es  sind  in  Werken,  die  nacli  seinem  Tode  im  Interesse 
der  Bank  geschrieben  wurden,  auch  in  Bezug  auf  ihn 
mehrere  unbegründete  Behauptungen  aufgestellt  wor- 
den. Diesen  gegenüber  kann  ich  behaupten,  dass  er  um 
die  privilegirte  Stellung  der  östereichischen  Bank  zu  si- 
chern, und  überhaupt  im  Interesse  derselben  Alles  that, 
was  nur  möglich  war.  In  dieser  Angelegenheit  hielt  ich 
mit  ihm  zum  ersten  Mal  am  7.  März  1867  eine  einge- 
hende Berathung,  als  die  Formulirung  des  Entwurfes 
bezüglich  der  Uebernahme  der  Finanzverwaltung  defini- 
tiv festgestellt  wurde ;  und  der  von  der  Bank  handelnde 
18.  Punkt  war  ursprünglich  so  konzipirt,  dass  auch  der 
Leiter  der  Bank  selbst  damit  in  vollem  Masse  zufrie- 
den gewesen  wäre.  Scliliesslich  überzeugte  ich  Baron 
Becke  von  der  Unausführbarkeit  seines  Wunsches,  in- 
dem ich  ihm  aus  den  mitgebrachten  Schriften  meinen  im 
September  1866  und  im  Januar  1867  eingenommenen 
Standpunkt  nachwies ;  ich  erklärte  ihm,  dass  ich  das  Fi- 
nanz-Portefeuille nur  unter  dieser  ausdrücklichen  Bedin- 
gung übernommen  habe,  und  ich  machte  ihn  darauf 
aufmerksam ,  dass  mit  mir  zusammen  auch  Graf 
Andrassy  meine  im  September  1866  abgegebene  Erklä- 
rung unterzeichnet  habe,  dass  er  also  in  dieser  Frage 
mit  mir  in  Solidarität  sei;  ich  erklärte,  dass  ich,  wenn 
der  durch  Baron  Becke  formulirte  Punkt  nicht  modifi- 
zirt  wird,  gezwungen  sein  würde,  von  meinem  Porte- 
feuille zurück  zu  treten,  und  dass  ich  glaube,  auch  Graf 
Andnissy  werde  bereit  sein,  diese  meine  Ansicht  zu  tliei- 
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len.  Erst  dann  änderte  Freiherr  v.  Becke  die  Formuli- 
rung. 

Eine  itlniliclie  lange  Debatte  hatte  ich  mit  ihm  in 
der  Bankfrage  Anfangs  September  1867,  als  die  Punk- 
tationen vom  17.  September  aufgesetzt  wiu-den,  — -  be- 
sonders bei  der  Konzipirung  der  Bedingungen,  an  wel- 
che das  ungarische  Ministerium  sein  Versprechen 
knüpfte,  den  Zwangskurs  der  Banknoten  aufrecht  zu 
erhalten,  und  keine  neue  Bank  zu  konzessioniren,  — 
wovon  später  ausführlicher  die  Rede  sein  Avird. 

Es  lag  in  der  Natm-  der  Sache,  dass,  ehe  die  Fi- 
nanz Verwaltung  dem  ungarischen  Finanzministerium 
übergeben  M^urde,  hinsichtlich  zahlreicher  Fragen  eine 
vorläuliofe  Vereinbaruno;  nöthio*  war.  Als  Resultat  der 
in  Wien  gepflogenen  Beratlmngen  kamen  die  Ver- 
einbarungen V  o  m  März  1867  zu  Stande ,  wel- 
che in  dem  am  8.  März  unter  dem  allerhöchsten  Vorsitz 
Sr.  Majestät  gehaltenen  Ministerrath  verhandelt,  am  14. 
März  im  ungarischen  Ministerrath  neuerdings  diskutirt, 
und  ohne  jede  Modifikation  angenommen  wurden.  Im 
18.  Punkt  dieser  Vereinbarungen  ist  von  der  Bank 
die  Rede. 

Im  ersten  Punkt  wird  hinsichtlich  des  ganzen  Ue- 
bereinkommens  gesagt ,  dass  d  a  s  s  e  1  be  den  a  u  f 
konstitutionellem  Wege  zu  geschehenden 
Feststellungen  keineswegs  ^3  r  ä  j  u  d  i  z  i  r  e  n 
könne,  und  es  handle  sich  blos  daruiu^ 
dass  der  ordentliche  Gang  d  er  V  e  r  w  a  1- 
tung  ftlr  die  Dauer  des  Jahres  1867  gesi- 
chert werde. —  Der  18.  Punkt  lautet:  >Der  kön. 
Ungar.  Finanz-Landesminister  wird  die  jetzt  bestehen- 
den Rechtsverhältnisse    der  Nationalbauk.  l)is    die    im 
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Sinne  des  landtägliclienKommissions-Operates*)  diesfalls 
vertragsmässig  festzustellenden  Bestimmungen  geregelt 
sein  werden,  weder  auf  administrativem,  noch  auf  legis- 
lativem Wege  beirren.  Dagegen  wird  bis  zu  diesem  Zeit- 
punkte auch  das  Eeichsfinanzmhhsterium  bei  allfälligen, 
namentlich  die  Noten-Emission  berührenden  Frao;en,  das 
Einvernehmen  mit  dem  kön.  ungar.  Finanz-Landesmini- 
sterium pflegen. « 

Ich  bin  auch  lieute  noch  der  Ueberzeugung,  dass 
es  unter  den  damaligen  Verhältnissen  nothwendig,  ja 
zweckmässig  w^ar,  zu  einer  solchen  Vereinbarung  zu  ge- 
langen. Die  Vereinbarung  priijudizirte  keinem  Recht, 
da  in  der  Einleitung  in  Bezug  auf  jeden  Punkt,  also 
auch  auf  diesen,  bemerkt  war,  dass  die  Giltigkeit  der 
Verehibarung  sich  auf  das  Jahr  1867  erstreckt,  und  den 
späteren,  auf  konstitutionellem  Wege  zu  treffenden  Ver- 
fügungen keineswegs  zum  Präjudiz  gereichen  kaini.  Ande- 
rerseits anerkannte  das  österreichische  Ministerium  durch 
diesen  Punkt  der  Vereinbarung,  dass  das  Peclit  der  un- 
garischen Gresetzgebung,  in  der  Zettelbankfrage  zu  ver- 
fügen, unverletzt  aufrecht  besteht. 

Im  Jahre  1867  musste  man  die  inigarische  Finanz- 
verwaltung einrichten,  die  bestehenden  Steuergesetze 
auf  legislativem  Wege  bestätigen,  die  Finanz  Vorschrif- 
ten den  Verhältnissen  angemessen  aufrecht  erhalten,  so 
zu  sagen  olnie  Budget,  auf  Grund  reichstäglicher  Er- 
mächtigiuig  für  die  Ausgaben  des  Staates  sorgen,  und 
ohne  den  legislativ  noch  nicht  festgestellten  Beitrag  zu 


*)  Unter  dem  laudtäglichen  Kommissious-Operate  Avui-de  das  der 
67-er  Kommission  verstanden,  das  damals,  nämlicli  im  März,  noch  nicht  zur 
Gesetzeskraft  erhoben,  und  in  welchem  von  der  einverständlichen  Feststellung 
der  gemeinschaftlichen  Währung  und  des  gemeinschaftlichen  Geldfasses  die 
Bede  war. 
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den  gcmeiiiBamen  Ausgaben  und  zur  Staatsscluild  die 
zu  den  gemeinsamen  l^edürfuissen  der  IMonarcliie  l)is 
Ende  desjaln-es  erforderliclien  Sunmien  alifiUu'en.  Aber 
besonders  wichtig  und  voll  schwieriger  Aufgaben  A\ar 
das  Jahr  18G7,  Aveil  in  diesem  Jalire  die  Re2:nikolar- 
Deputationen  der  beiden  Gesetzgebungen  in  Uiven  Ver- 
handlungen alle  die  Verfügungen  durchführen  mussten, 
die  sicli  auf  die  Feststellung  der  Quote,  auf  den  Ab- 
schluss  des  Handelsbündnisses,  und  auf  die  15estim- 
mung  (ier  Staatsschuld-Quote  bezogen.  Es  war  keine  ge- 
ringe Aufgabe,  während  der  Zeit  der  Wirksamkeit  der 
Eegnikolar-Deputationen  in  Wien  und  in  dessen  Nähe 
die  Finanzangelegenheiten  des  Landes  zu  leiten,  und  da- 
bei in  jeder  wichtigeren,  auch  die  andere  Hälfte  der 
Monarchie  interessirenden  Finanzfrage  das  Einverneh- 
men herzustellen  und  zu  erhalten. 

Gleich  in  den  ersten  Tagen  nach  der  Konstitui- 
rung  des  Ministeriums  w a r  i c h  m i t  m i r  da r- 
über  im  Reinen,  was  ich  bei  Feststellung 
der  S  t  a  a  t  s  c  h  u  1  d  -  Q  u  o  t  e  für  zweckmässig 
li  alte,  u  n  d  a  u  f  av  e  1  c  h  e  X  r  t  e  s  m  ö  g  1  i  c  h 
Av ä r e  ,  i m  Z u s a m m e n h  a n g e  m i t  de r  d e f  i- 
11  i  t  i  V  e  n  Regelung  der  V  a  1  u  t  a  u  n  d  e  i  n  e  r 
zweckmässigen  Lös u ii g  de r  B  a n  k  f  r  a g e  b  e i- 
deii  Hälften  der  Mona  rcjiic  eine  bessere 
finanzielle  Zukunft  zu  sicliern.  Ich  machte 
von  meiner  L^eberzeugung  kein  Hehl  in  den  Kreisen, 
deren  Mitwirkung  bei  der  Ausführung  meiner  Ideen  nö- 
thio;  o-ewesen  wäre.  Ich  theilte  meinen  Plan  nicht  allein 
dem  ungarischen  Ministerpräsidenten  mit,  sondern  auc  li 
dem  Führer  der  Majorität,  Franz  Deäk,  mit  dem  icli  zu 
diesem  Zwecke  Briefe  wechselte.  Gleich  Anfangs,  am  5. 
März,  theilte  ich  den  von  mir  für  ausführbar  gehaltenen 
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Plan  auch  dem  Freilierrii  v.  Becke  mit,  der  so  lauge  als 
uiclit  die  beideu  Regnikolar-Deputationeu  iu  Wieu  bei- 
sammen waren,  nicht  allein  meiner  Idee  sich  bereitwil- 
lig anschloss,  sondern  auch  auf  mein  Ersuchen  die  auf 
Vorbereitung  derselljen  bezüglichen  Calculationen  aus- 
arbeitete. 

Ich  gebe  zu,  dass  der  von  mir  projektirte  Plan 
kühn  war,  aber  in  gewissen  Zeiten  kann  man  grosse 
Zwecke  nur  durch  die  entschlossene  Anwendung  radi- 
kaler Mittel  erreichen.  Hier  aber  war  der  Zweck,  die 
Finanzen  beider  Hälften  der  M  o  n  a  r  c  li  i  e 
d  u  r  c  h  S  i  c  h  e  r  u  n  g  des  G  1  e  i  c  h  g  e  w  i  c  h  t  e  s  i  m 
Staatshaushalte  gründlich  zu  heilen,  wo- 
mit die  Feststellung  eines  neuen  Geldfus- 
s  e  s ,  die  Regelung  der  Valuta,  die  Liqui- 
dati o  n  d  e  r  Wiener  N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k ,  und  die 
freie  E  n  t  \y  i  c  k  e  1  u  n  g  d  e  r  K  r  e  d  i  t  i  n  s  t  i  t  u  t  e  in 
unsere m  V a t e r  1  a n d e  i n n e r h a  1  b  der  Sc h r a n- 
k  e  n  eines  z  u  s  c  h  a  f  f  e  n  d  c  n  Gesetzes  v  e  r  b  u  n- 
d  e  n  g  e  w  e  s  e  n  m'  ii  r  e. 

Hier  muss  ich  erwähnen,  dass  ich  in  den  ersten 
Wochen  nach  der  Konstituirung  des  ungarischen  Mi- 
nisteriums offiziell  l^enachrichtigt  wurde,  in  Paris  werde 
auf  eine  von  Kaiser  Napoleon  gegebene  Anregung  eine 
internationale  Konferenz  in  A n ö" e  1  e ff  e n h  e i t  e i- 
n  e  r  M  ü  n  z  k  o  n  v  e  n  t  i  o  n  s  t  a  1 1  f  i  n  d  e  n.  Eine  inter- 
nationale Vereinbannig  über  einen  gleichen  Münzfuss  zu 
bewerkstelligen,  das  war  eine  der  grossen  Ideen,  nach 
deren  Verwirklichung  Kaiser  Napoleon  strebte.  Die 
zwischen  Preussen  und  den  ül)rigen  deutschen  Staaten 
und  unserer  Monarchie  bestandene  Münzkonvention 
liatte  in  Folge  des  Prager  Friedenschlusses  aufgeliört  bin- 
dende Kraft  zu  besitzen ;  die  Basis  dieser  Konvention, 
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war  die  Tlialerwäliruno-  inid  dc]-  Sllhergcldfuss.  Der 
Gegenstand  der  Pariser  Konferenz  war  mir  nicht  nnl^e- 
kainit,  nachdem  icli  die  auf  dieses  Tliema  sich  hczielien- 
den  gTÜndlichen  Ansicliten  der  ausgezeiclmeten  franzü- 
siclien  Staatsmänner  nnd  Gelelirten  Parienx ,  Micliel 
Chevalier  nnd  Wolowszky  gelesen  liatte.  In  gegensei- 
tigem Einvernehmen  gaben  wir,  der  üstereichische  Fi- 
iianzminister  und  ich,  unsere  Instruktionen  dem  r>ster- 
reichischen  Staatsrathsmitglied,  Baron  Hock,  der  ein 
ausgezeichneter  Fachgelehrter  und  volkswirthscliaftli- 
cher  Schriftsteller  Avar.  Die  Wahl  konnte  insofern  eine 
glückliche  genannt  werden,  als  der  Namen  des  Baron 
Hock  den  Franzosen  1)ekannt  war;  denn  er  liatte  über 
das  Finanzsystem  und  die  Finanzverwaltung  Frank- 
reichs ein  Werk  geschrieben,  das  auch  in  französischer 
Sprache  erschien,  und  von  der  französichen  Kritik  als 
ein  in  diesem  Fach  ausgezeichnetes  Werk  anerkannt 
wurde.  Die  Instruktion,  ^velche  Baron  Hock  von  den 
beiden  Ministerien  erhielt,  war:  xVnnälierung  an  den 
französischen  Geldfuss,  die  um  so  leicliter  mr)glich  war, 
da  vier  Gulden  österr,  Währuno-  o-leich  zehn  Francs  und 
acht  Gulden  gleich  zwanzig  Francs  sind.  Die  in  Frank- 
reich gebrauchten  Goldmünzen,  nämlich  die  Z^vanzig- 
Francs  oder  Napoleond'or,  so  wie  die  Zehn-  und  die 
Fünf-Francs  wurden  hi  Folge  schon  früher  al)geschlos- 
sener  Verträge  ausser  in  Frankreich  auch  in  Italien, 
Belgien,  Holland,  ja  auch  in  den  Donaufürstenthümern 
als  Zirkulationsmünze  angenommen,  und  so  hätte  es  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  zum  grossen  Yor- 
theil  crereiclit,  einen  Münzfuss  einzuführen,  der  bereits 
in  einem  uandiaften  Theil  Europa's  ])ei  einer  P)e\(>lke- 
runo'  von  über  70  Millionen  Seelen  ZirkulatliionSwerth 
besass. 
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In  Folge  der  in  dieser  Konferenz  getroffenen  Ver- 
einbarung entstand  derVIL  G.-A.  1868,  nach  welchem 
in  den  ungarischen  Münzpräge-Anstalten  die  Prägung 
von  Viergulden-  d.  i.  Zehnfranken-  und  Achtgalden- 
d.  i.  Zwanzio'franken-Stücken  ang'eordnet  wurde,  w^el- 
che  jetzt  überall,  wo  der  französische  Münzfuss  in  Ge- 
brauch ist,  ein  dem  vollen  Nenn werth  nach  angenomme- 
nes Zirkulationsmittel  Ijilden.  Ferner  wurde  auch  die 
Scheidemünze  auf  Grundlao^e  dieses  Münzfusses  o;e- 
prägt,  indem  die  20  Kreuzer-Scheidemünze  einem  hal- 
ben, die  10  Kr. -Münze  aber  einem  Viertel  Franc  ent- 
spricht. 

Ich  gestehe,  ich  habe  im  Jahre  1867  die  Ansicht 
o-eheo't,  dass  es,  wenn  die  Reo-elunii;  der  Valuta  ofelino^t, 
zweckmässig  sein  würde,  auch  bei  uns  zum  Franc-,  d.  h. 
nach  der  volksthümlichen  Bezeichnung,  zu  dem  alten 
Scheingulden-Münzfuss  zurückzukehren.  Nicht  allein, 
damit  wir  uns  dem  Münzfuss  der  über  70  Millionen  See- 
len zählenden  Nationen  anschliessen,  sondern  in  beson- 
derer Rücksicht  darauf,  dass  der  Uebergang  zur  Franc- 
Wahrung,  resp.  zum  Scheingulden  bei  uns  die  Sparsam- 
keit gefördert  hätte.  Diese  Behauptung  wird  vielleicht 
paradox  scheinen,  aber  ich  kann  mich  auf  die  Erfahrung- 
berufen.  Man  gibt  im  täglichen  Verkehr  leichter  vier- 
zig Gulden  als  hundert  Francs  aus,  d.  h.  die  grössere 
Ziffer,  mit  der  ein  gleicher  Werth  ausgedrückt  wird, 
sj^ornt  zur  Sparsamkeit.  Ja  ich  wage  zu  behaupten, 
dass  die  in  einer  grösseren  Ziffer  ausgedrückte  Summe 
auch  bei  der  Budg-etvotiruno-  von  Einfluss  sein  kann. 
Bei  dem  reichen  enorlischen  Volk  ist  die  Münzeinheit  ein 
Pfund  Sterling,  das  heisst,  zehn  Gulden,  oder  fünfund- 
zwanzig Francs ;  es  berechnet  seine  ungeheuere  Staats- 
schuld und  seine  fortwährend  steigeiulen  Staatseinkünfte 
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in  scheinbar  niedrio'en  Ziffern ;  die  in  der  Franc-Wiili- 
rung  gemachten  Rechnungen  der  franzüsclien  Nation 
hingegen  lassen  alle  Ausgaben  und  Belastungen  viel 
grösser  erscheinen.  So  z.  B.  hätte  die  Kriegsentschädi- 
gung im  Betrage  von  5  Milliarden,  welche  Frankreich 
an  Prcussen  bezahlte,  wäre  sie  in  Pf.  Sterling  gezahlt 
worden,  200  Millionen  Pfund  Sterling  ausgemacht;  der 
Betrag  wäre  dann  zwar  vollkommen  derselbe,  aber  die 
Belastung  würde  dann  doch  nicht  so  erschreckend  gross 
erscheinen.  Ich  bin  überzeugt,  dass  auch  die  ungarische 
Gesetzo-ebmiü',  als  es  sich  z.  B.  um  die  Votiruno'  eines 
Postens  von  400,000  Gulden  handelte,  den  Betrag  nicht 
als  so  gross  betrachtete,  wie  wenn  von  einer  Million  Francs 
die  Rede  gewesen  wäre,  was  vielleicht.  Viele  zur  Ueber- 
legung  veranlasst  hätte.  Auch  das  alltägliche  Leben  be- 
weist, dass  die  Grösse  der  Einheit  des  Zirkulationswerthes 


auf  die  Menschen  wider  Wille] i  einen  Einfluss  ausübt; 
so  könnte  ich  mehrere  Fälle  anführen,  wo  z.  B.  in  Frank- 
reich wer  immer  einen  Franc  Trinkoeld  für  o-enüo'end 
hält,  während  bei  uns  zum  gleichen  Zweck  ein  Gulden 
erforderlich  ist. 

Ich  übero-ehe  mm  zur  Darleo-una:  meiner  oben  er- 
wähnten  Ideen.  Anfangs  1867  war  man  unter  dem  Ein- 
druck des  so  rasch  beendeten  preussisch-österreichischen 
Krieges  und  der  unglücklichen  Sclilacht  bei  Köiiiggrätz 
allenthalben  von  der  Überzeuo-uno:  durchdruuo^en,  dass 
zur  Konsolidirung  der  Monarchie  nicht  allein  auf  politi- 
schem Felde  die  Schaffung  dauernder  Verhältnisse  und 
zu  diesem  Zwecke  die  Durchführung  entschiedener  und 
energischer  Massregeln  notliwendig  sei,  sondern  dass 
auch  m  i  t  dem  unglücklichen  F  i  n  a  n  z  s  y  s  t  e  m 
definitiv  gebrochen  w  erde  n  n\  ü  s  s  e  ,  d  a  s  ui  1 1 
seine  n  f  o  r  t  w  ;i  r  e  n  d  e  n  L)  e  f  1  z  1 1  s   d  a  s   f  o  r  t  w  ä  h- 
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r  e  11  cl  e  A n  w a  c li  s  e  n  der  St  a  a  t  s  s  c li  nid  ,  ii n d 
eine  n  n  a  n  s  g  e  s  e  t  z  t  e  Steigern  n  g  der  S  t  e  n  e  r- 
lasten  z  n  r  F  o  1  g  e  li  a  1 1  e  ^  niid  zum  Naclitlieil  der 
materiellen  Wolilfalirt  und  der  Entwickelnng  der  volks- 
Mirtliscliaftliehen  Kräfte  ein  clironisclies  Übel  der  Mon- 
arcliie  o-eworden  ist.  Ich  S'ing:  von  der  Uberzeuo:nno; 
ans,  dass  die  Völker  nach  schweren  Heimsnchniigen  viel 
<i:eneio;ter  seien  die  radikale  Heilnno;  mit  Ero-ebmig-  an- 
znnelimeii.  I  m  J  a  h  r  e  1867  h  ä  1 1  e  man  Vieles 
w  a  g  e  11  n  n  d  a  n  s  f  ü  h  r  e  n  k  ö  n  n  e  ii,  Avas  später  nicht 
einmal  zu  erwähnen  rathsam  gewesen  wäre. 

Noch  bevor  die  beiden  Eegnikolar-Depntationen 
imFrülilino-  1867  znsammenkamen,  nmnach  derVerfil- 
guiig  des  XII.  G.  A.  1867  die  Vereinbarnng  in  Betreff 
der  Qnote  und  der  Staatsschuld  festznstellen,  hat- 
ten die  beiden  Ministerien  die  Anfgabe,  die  Daten  ans 
der  Vergangenheit  zu  schöpfen  und  zn  sammeln.  Daher 
hielt  ich  znm  Behuf  der  Begriuidnng  gesunder  und  ge- 
ordneter Finanz  Verhältnisse  mit  Freiherrn  v.  Becke 
mehr  als  einmal  eino-ehende  Berathnno-en.  Aber  wie  im- 
liier  Nvir  auf  Grundlage  der  Daten  rechneten,  die  uns  da- 
mals zur  Verfügung  standen,  so  zeigte  sich  wenig  Hoff- 
nung auf  eine  sichere  Herstellung  des  Gleichgewichtes 
in  beiden  Hälften  der  Monarchie.  Es  erschien  nothwen- 
dig,  ausserordentliche  Mittel  anzuwenden.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit nahmen  wir  den  D  u  r  c h s  c h n i 1 1  de r  v e r- 
f  1  o  s  s  e  n  e  11  sechs  Jahre  zur  Basis,  und  zwar 
nach  dem  Prinzip  des  Netto-Budgets,  d.  h.  wir  betrach- 
teten die  als  reine  Einnahmen,  welche  bei  der  Fiiianz- 
verwaltnng  und  den  indirekten  Steuern  nach  Abzug  der 
Regiespesen  rein  übrig  blieben.  Nach  diesen  Berechnun- 
gen machte  die  sechsjährige  Durchsclinittseinnahme  Un- 
garns, die  Grundentlastungszahlungen  nicht  mitgerech- 


209 

net,  die  als  Landessteuer-Zusclilag  repartirt  wurden,  77 
Mllliouen  Gulden  aus.  Unter  diesen  sechs  Jali reu  war  je- 
docli  das  Jahr  1861  als  ein  exceptionelles  zu  hetrachtcn, 
da  in  diesem  Jahre  das  Einfliessen  der  Steuern  stockte ; 
ausserdem  herrschte  1865  Nothstand,  und  1866  Avurden 
die  öffentlichen  Einkünfte  durch  Frostschäden  namhaft 
verringert.  Diese  Umstände  in  Rechnung  gezogen,  konnte 
man  die  jährlichen  Einnahmen  auf  80  Millionen  veran- 
schlagen. An  Landes-Zuschläo:en  auf  Grmidentlastunjj^s- 
und  andere  Ausgaben  17 — 18  Millianen  hinzugerechnet, 
hat  das  als  sicher  zu  veranschlagende  Einkommen  97 
bis  98  Millionen  nicht  überstiegen.  Da  jedoch  in  der  an- 
dern Hälfte  der  Monarchie  die  Grundentlastugszahlun- 
gen  nicht  im  Staatsbudget  enthalten  waren,  so  nahmen 
wir  AACgen  der  Gleichheit  der  Kalkulationsbasis  80  Mil- 
lionen an.  Das  Netto-Einkommen  der  österreichischen 
Provinzen  betrug  nach  dem  sechsjährigen  Durchschnitt 
193  Millionen,  es  hatte  jedoch  während  der  sechs  Jahre 
fortAA'ährend  zugenommen,  da  auch  bei  uns  die  öffentli- 
chen Einkünfte  von  1860  bis  1865  nachweislich  um 
22  Millionen  Gulden  angewachsen  waren ;  man  musste 
daher  in  runder  Summe  200  Millionen  Gulden  anneh- 
men, und  so  konnte  das  zu  erhoffende  Netto-Einkommen 
der  ganzen  Monarchie  —  die  Landeszuschläge  und  das 
Einkommen  aus  dem  Staatsvermögen  nicht  mitgerech- 
net —  auf  280  ]Milli(3nen  veranschlagt  werden.  Als  Ko- 
sten der  o;emeinsamen  Ano-eleo-enheiten  nahmen  wir  nach 
Abzug  der  Zolleinkünfte  auf  Grund  der  damaligen  Be- 
rechnungen 77  Millionen  Gulden  als  eine  Summe  an, 
die  beide  Hälften  der  Monarchie  dem  Quotenverhältniss 
gemäss  belastet  hätte;  diese  Sunnne  vom  Netto-Einkom- 
men abgerechnet,  blieben  beiden  Hälftender  Monarchie 
203  Mdlionen  zur  Verfiiu-uno'.  Das  uno-arlsche  Budget 
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für  18(38  Avar  meinerseits  in  folgender  Weise  priiliDiinirt: 
die  Hälfte  der  damaligen,  sechs  Millionen  betragenden 
Zivilliste,  o  Millionen ;  die  gesammten  Verwaltnngsko- 
sten  18  Millionen,  also  mit  andertliall)  Millionen  mehr, 
als  die  drei  Hofkanzleien  ins  Budget  eingestellt  hatten ; 
Finanz-Direktionskosten  5  Millionen;  ausserdem  Pen- 
sionen, Kosten  der  zu  errichtenden  Staatsbuchhaltung 
und  Zinsengarantie-Verptlichtugen,  zusammen  4  ]\Iillio- 
nen;  bei  dem  siebenbürgischen  Grundentlastungs-Zu- 
schlag  veranschlagte  ich  nach  den  Erfahrungen  der  Ver- 
gangeidieit  den  Abgang,  welchen  das  Finanzministerium 
aus  den  Staatseinkünften  gedeckt  hatte,  mit  1,850,000 
H.;  zusammen  also  31.850,000  fl.  und  in  runder  Summe 
o2. 000,00011.  —  Die  Kosten  der  inneren  Verwaltung  der 
österreichischen  Provinzen  waren  mit  70  Mill.  pvälimi- 
nirt ;  somit  wurden  die  diessbezüglichen  Ausgaben  beider 
Hälften  der  Monarchie  auf  102  Millionen  veranschlao-t. 
Diese  von  den  203  Millionen  abgezogen,  verbleiben  101 
Millionen  Gulden  zur  Deckung  sämmtlicher  Staatsschuld- 
auslagen. Nun  aber  waren  die  Jahreszinsen  der  Staats- 
schulden für  1868  mit  127.600,000  Gulden  präliminirt: 
davon  6.500,000  Gulden  Couponsteuer  abgerechnet, 
blieben  121.100,000  Gulden  zu  zahlen;  die  1868  fäl- 
lige Tilgungsquote  betrug  23  IMillionen;  bei  den  in  Sil- 
ber zu  zahlenden  Zinsen  beliefen  sich  die  Silberanschaf- 
fungskosten nach  dem  damaligen  Stande  des  Agio's  auf 
8.8U0,000  Gulden;  der  Bedarf  der  gesammten  Staats- 
schuldenbelastung machte  also  153  Millionen  aus;  hie- 
von  die  101  ]\rillionen  abgezogen,  blieben  52  IMillionen 
unbedeckt. 

Als  wir  im  Frühling  1867  diese  Berechnung  ge- 
meinschaftlich aufstellten,  und  ein  Defizit  von  52  Mil- 
lionen vor  uns  hatten,  waren  wir  Beide  der  Ansicht,  da.ss 
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die  Herstellung'  der  Verfassung,  die  Lösung  der  staats- 
rechtlichen Fragen^  und  so  die  Ijefestignng  der  politi- 
schen Basis  nicht  genug  sei,  um  die  Zukunft  der  Monar- 
cliie  zu  sichern;  sondern  dass  es  von  gleich  grosser  Wich- 
tigkeit sei,  noch  in  diesem  Uehergangsjahre  alle  Verfü- 
gungen zu  treffen,  durch  welche  beide  Hälften  der  Mon- 
archie in  den  Stand  gesetzt  würden,  das  Gleichgewicht 
im  Staatshaushalte  herzustellen,  und  dauernd  zu  si- 
chern. In  dem  im  Frühling  eröffiieten  Reichsrath  zeigte 
sich  eine  gleiche  Tendenz.  Als  der  österreichische 
Finanzminister,  Freiherr  v.  Becke,  im  Reichsrathe  das 
Budget  vorlegte,  rietli  er,  auf  das  Defizit  im  Staatshaus- 
lialte  hinweisend,  mit  aller  Entschiedenheit  die  Herstel- 
lung des  Gleichgewichtes  an,  doch  glaubte  er,  dass  die- 
ses durch  beträchtliche  Steuererhöhungen  nicht  gesichert 
werden  könnte.  In  gleicher  Richtung  äusserte  sich  auch 
der  Fiuanzausschuss  des  Abgeordnetenhauses  des  Reiclis- 
rathes. 

Jedermann  war  damals  überzeugt,  dass  es  unmög- 
lich sei,  bei  den  Staatsausgaben  grössere  Ersparungen 
zu  erzielen.  Bei  der  p-emeinsamen  Armee  konnte  man 
schon  aus  dem  Grunde  keine  namhaften  Summen  erspa- 
ren, weil  die  benachbarten  grossen  Mächte  ihre  Streit- 
kräfte fortwährend  vermehrten.  Nach  dem  1866-er  preus- 
sischen  Kriege  war  die  neue  Ausrüstung  der  Armee,  na- 
mentlich mit  neuen  Gewehren,  zum  dringenden  Bedürf- 
niss  geworden;  darum  erschien  es  Jedermann  unmöglich, 
dass  im  militärischen  Tlieile  des  Budgets  in  der  näch- 
sten Zukunft  Ersparungen  gemacht  w^erden  könnten. 
Die  übrigen  Posten  wurden  genau  bemessen,  mul  eine 
Steuererhöhinio-  von  oTösseren  Dimensionen  hielt  Nie- 
mand  für  ausführbar.  Aus  dieser  allgemeinen  Ueberzeu- 
gung  iioss  es,  dass  zur  Herstellung  des  Glcicligewichtes 
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im  Staatsliauslialte  nur  ein  wirksames  Mittel  denkbar 
war,  nämlicli  eine  der  Grösse  des  Defizits  entsprechende 
Herabminderuno;  der  Staatsschuld-Lasten. 

Hierbei  waren  drei  Modalitäten  deidv1)ar.  Erstens 
eine  derartige  Erhöhung  der  Couponsteuer,  dass  dadurch 
das  Defizit  beseitio;t  w^erden  könnte.  Eine  solche  Erhö- 
liung  hielt  jedoch  Niemand  für  ausführbar.  1867  betrug 
die  gesammte  Couponsteuer  6,500,000  Gulden ;  wie  wäre 
es  möglich  gewesen,  dieselbe  in  einem  solchen  Masse  zu 
erh()hen,  dass  davon  das  ganze  Defizit  bei  den  Staats- 
schuldposten gedeckt  würde? 

Der  zweite  Modus  wäre  die  Herabminderung  der 
Staatsschuldzinsen  gewesen;  dieser  war  jedoch  nicht  an- 
wendbar, da  es  eine  bekannte  Thatsache  ist,  dass  die 
österreichischen  Staatsschulden  unter  zahlreichen  ver- 
schiedenen Titeln  und  in  verschiedenem  Masse  verzins- 
lich zirkulirten,  und  deren  Kurse  in  von  einander  ab- 
weichender Weise  notirt  wurden.  Demzufolge  wäre  es 
mit  der  Gereclitigkeit  unvereinbar  gewesen,  eine  und  die- 
selbe Massregel  auf  sännntliche  Schuldtitel  anzuwenden. 

Der  dritte  Ausweg,  über  welchen  die  Beratlmngen 
zwischen  den  beiden  Finanzministern  noch  im  Frühling 
1867  begonnen  wurden,  bestand  in  der  Konversion  der 
verschieden  verzinslichen  und  amortisirbaren  Staatsschul- 
den in  eine  gleichförmige  Rente.  Diese  Konversion,  bez. 
Unifikation  wäre  meines  Erachtens  so  am  gerechtesten 
durchführljar  gewesen,  wenn  die  verschiedenen  Scliuld- 
obligationen  nach  dem  Verhältniss  ihres  Kurswerthes 
gegen  einheitliche  Renten-Obligationen  ausgetauscht 
worden  wären.  Um  in  dieser  Hinsicht  eine  sichere  Cal- 
kulationsbasis  zu  gewinnen,  ersuchte  ich  den  öster- 
reichischen Finanzminister,  den  Wertli  auszurechnen, 
welchen  jeder  einzelne  Schuldtitel  nach  dem  damaligen 
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Böi'seiikui%s  hl  Geld  rcpräsentirtc.  Nacli  diesen  Berecli- 
imiigen  machte  der  Werth  der  <^esammteii  Staatsschul- 
den nacli  dem  damaligen  Kurs  1,641.708,545  Gulden 
aus,  und  dies  bedeutete,  dass  die  gesanunte  österreiclii- 
sche  Staatsschuld,  deren  Nominal  werth  mit  Ende  1807 
3,040.959,289  Gulden  betrug,  hn  Verkehr  nicht  über 
1,041.708,545  Gulden  geschätzt  wurde.  Wenn  also  der 
Staat  damals  über  einen  diesem  Werth  entsprechenden 
Barvorath  verfügt  und  l)eschlossen  hätte,  die  m  Um- 
lauf befindlichen  Obligationen  nach  dem  Br)rsenkurs 
einzulösen,  so  hätte  er  den  Nomhialbetrag  der  Staats- 
schulden beinahe  auf  die  Hälfte  herabzumindern  ver- 
mocht. In  Anbetracht  dieses  Umstandes  brachte  ich  eine 
Konversion  in  Vorschlag,  bei  welcher  der  Kurswerth 
als  Grundlage  gedient,  und  der  Staat  für  die  alten  Ob- 
ligationen solche  gegeben  hiitte,  deren  Kurswerth  bin- 
nen kurzem  dem  Nominalwert!!  gleich  gewesen  wäre. 

In  Staaten,  die  sich  blühender  Finanzen  erfreuen, 
ist  mehr  als  einmal  der  Fall  vorgekommen,  dass  die 
Staatsobligationen  wegen  Erleichterung  der  Zinsenlast 
o^eo;en  neue  umo-etauscht  wiu'den,  doch  a-eschah  dies  o-e- 
w()hnlich  nur  dann,  wenn  der  Staatskredit  sifch  so  weit 
o'ehoben  hatte,  dass  der  Kurswerth  der  stJindisren  Oldi- 
gationen,  beträchtlich  über  dem  Nominalwert!!  stand. 
Die  Finanzgeschichte  Frankreiclis  weist  odücklich  durch- 
geführte  Konversioi!s-O})erationen  auf.  Eline  derartige 
Konversion  liiitte  vor  1848  auch  der  österreichische 
Staat  mit  Erfolg  durchführen  können,  als  nemlich  die 
5''  0 -igen  ]\Ietal!iques  112 — 113  standen.  Bei  ehier  sol- 
chen  Konversion  reduzirt  der  Staat  o-ewcdmlicli  den 
Zinsfuss,  und  schreibt  den  Umtausch  der  zirkulirenden 
höher  verzinslichen  Staatsobligationen  gegen  geringer 
verzinsliche  aus,  wobei  er  es  jedem  Besitzer  von  Staats- 
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Obligationen  freistellt,  entweder  die  neue  Obligation  in 
Tanscli  zu  nehmen,  oder  den  Nominalbetrag  der  Obli- 
gation in  Barem  zu  belieben.  Staaten,  die  eines  grossen 
Kredits  gemessen,  brauchten  l)ei  der  Durcliführung 
solcher  Konversionen  keine  grossen  Bargeldsummen; 
die  meisten  Besitzer  von  Obligationen  tauschten  ihre 
alten,  höher  verzinsliclien  Obligationen  bereitwillig  ge- 
gen die  neuen  Staatsobligationen  um,  obgleich  diese 
weniger  Zinsen  trugen  und  im  Kurs  geringer  waren.  Eine 
solche  Konversion  wird  als  berechtigt  angesehen,  weil 
der  Staat  sich  anheischig  macht  jedem,  der  auf  die  Kon- 
version nicht  eingeht,  den  Nominalbetrag  in  Barem  aus- 
zuzahlen. 

Ganz  anders  verhalt  es  sich  mit  der  Konversion  in 
solchen  Staaten,  wo  die  Schulden  bereits  dermassen  an- 
gewachsen sind,  dass  die  Steuerzahler  selbst  bei  der 
grössten  Anstrengung  nicht  im  Stande  sind,  die  Zinsen 
und  die  Tilgungsquoten  der  Staatsschulden  zu  decken. 
In  der  Zeit,  von  welcher  ich  spreche,  war  Jedermann 
überzeugt,  das,  wenn  in  der  Staatsschuldenlast  keine 
Erleichterung  eintritt,  die  Zahlungsunfähigkeit  des 
Staates  bald  erfolgen  müsse,  —  da  die  Staatseinkünfte 
nicht  in  dem  Masse  zunehmen  können,  in  welchem  das 
Defizit  und  in  Folge  dessen  die  neueren  Lasten  fort- 
während anwachsen.  Unter  diesen  Umständen  hielt  ich 
es  für  das  Zweckmässigste,  solche  Renten-Staatsobliga- 
tionen zu  emittiren,  welche  in  Folge  der  höheren  Zinsen 
dem  Parikurs  nahegestanden  wären,  —  wenn  auch  nicht 
gleich,  so  doch  gewiss  dann,  wenn  Jedermann  sich 
überzeugt  hätte,  dass  die  Monarchie  gerade  in  Folge  die- 
ser Operation  sicli  geordneter  Finanzen  erfreut,  und  nicht 
genöthigt  sei  neuere  Schulden  zu  kontrahiren.  Ich 
brachte  daher    die  Emission  von   6 "/«-igen  steuerfreien 
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Rentcn-0])ligati()]ieii  in  Vovsclilag,  Um  jedocli  diese  Ope- 
ration so  durcliznfillireii,  wie  die  Konversionen  ander- 
M'iirts  gesclieLen,  dazu  wäre  es  erforderlicli  gewesen, 
das  der  Staat  über  eine  nandiafte  liargeldsunnne  ver- 
füge, damit  er  im  Stande  sei,  Allen,  die  auf  die  Konver- 
sion nicht  eingelien,  die  dem  Börsenkurs  entsprechenden 
Betrage  auszuzahlen. 

Zu  jener  Zeit  wäre  es  nicht  schwer  gewesen,  die 
Staatskasse  zu  diesem  Zweck  mit  grösseren  Summen  zu 
versehen.  Im  Frühling  1867  wurde  (bis  sogenannte  Do- 
minial-Anlehen  emittirt  und  placirt,  welches  zur  Zeit 
des  Krieges  mit  Verpfändung  der  Staatsdomänen  bis 
zum  Belauf  von  (30  IMillionen  kontra] lirt  worden  wai-, 
und  hinsichtlich  dessen  der  damalige  österreichi- 
sche Finanzminister,  Graf  Larisch,  am  31.  Dezember 
1866  erklärte,  dass  es  zur  Deckung  der  1867-er  Aus- 
gaben nicht  nöthig  sei.  Und  dass  es  in  der  Tliat  nicht 
ganz  benöthigt  wurde,  beweist  der  Umstand,  dass  von 
diesem  Anlehen  nach  Deckuno-  der  Krieg-skosten  eine 
namhafte,  nahezu  oO  Millionen  betrao;ende  Sunnne 
übrig  blieb,  die  zu  verschiedenen  Zwecken,  nament- 
lich zur  Einzahlmio-  von  xVktien  konzessionirter  Ei- 
senbahnen  verwendet  wurde.  Diese  Summe  ist  m-öss- 
tentheils  unter  den  noch  nicht  verrechneten  gemeinsa- 
men Aktiven  zu  finden.  ■•')  Ausserdem  stand  dem  r)ster- 


*)  Die  Art  der  Vei'rechnuug  dieses  Postens,  zu  wekdiem  auch  die  sechs. 
Millionen  gehören,  ^velche  vom  österreichischen  Finanzmiuister  mit  Ende 
1867  zu  Eisenbalinzwecken  bar  in  den  ungarischen  Staatschatz  eingezalilt 
wurden,  und  der  im  Sinne  des  durch  mich  vorgelegten  Gesetzentwurfs  dem 
Zinseugarantiefond  anzuscliliessen  gewesen  Aväre,  —  bildet  zwisclien  den  bei- 
den Regierungen  noch  innner  einen  Gegenstand  der  Meiuungsdifferenz.  Als 
ich  Finanzminister  war,  nahm  ich  den  Standpunkt  ein,  dass  nachdem  die 
Hälfte  der  sogenannten  Duminial-Auleihe  auf  die  ungarischen  Staatsgüter 
jntabulirt  ist,  und   Ungarn  im  Sinne  des  Staatsschuldgesetzes   auch  zu  deren 
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reiclii.sclien  Finanzniliiisteriuin  im  Früliliiig  1867  eine 
namliafte  Summe  zur  Verfügung,  n«nclidem  von  den 
Stäatsnoten  in  Betrage  von  300  Millionen  Gulden 
Anfangs  Mai  1867  erst  239.28  Millionen,  am  1.  Juni 
262.42  Millionen  emittirt,  daher  noch  nahe  an  40  Millio- 
nen in  Vorrath  waren.  Es  war  zwar  vorauszusehen,  dass 
man  bis  Ende  des  Jahres  den  ganzen  Betrag  brauchen 
werde,  doch  mittlerweile  wäre  bei  der  Durcliführung 
der  Konversion  auch  dieser  Ueberschuss  in  Anspruch 
genommen  Avorden,  da  es  keine  Schwierigkeit  verursacht 
hätte,  denselben  zu  ersetzen. 

Damit  jedoch  die  Konversion  mit  der  freiwilligen 
Zustimmung  der  Staatsobligationen  -  Besitzer  sicher 
durchführbar  sei,  wäre  ein  zweckmässiges  Mittel  anzu- 
wenden gewesen.  Wenn  nemlicli  das  von  der  Konver- 
sion handelnde  Gesetz  ausgesprochen  hätte,  dass  es 
Jedermann  freisteht,  die  von  jeder  Couponsteuer  befrei- 
ten und  auch  gegen  eine  spätere  Belastung  gesetzlich 
sicher  gestellten  6°lo-igen  Obligationen  anzunehmen, 
oder  die  alten  Obligationen  zu  behalten,  dass  aber  die 
auf  diese  ausgeworfene  7^/o-ige  Couponsteuer  erhöht 
werden  wird :  so  glaube  ich,  dass  die  Besitzer  der  Staats- 
obligationen, wenn  die  Couponsteuer  in  dem  Masse 
erhöht  worden  wäre,  wie  der  Reiclisrath  es  später  anord- 
nete, nemlich  von  7  auf  16  "/o,  die  erwähnte  Konversion 
bereitwillig  angenommen  hätten. 

Eine  gewaltsame  Massregel  —  und  diese  wäre  ohne 
Zweifel  eine  solche  gewesen,  so  wie  auch  die  später 
durchgeführte  Konversion  es  war  —  findet  ihre  Berech- 
tigung nur  insofern,  als   die  zwingende  Nothwendigkeit 


Tilgimg  die  Hälfte  beiträgt,  die  von  der  Dominial-Anleihe  übrig  gebliebene 
Summe  zur  Hälfte  Ungarn  gebühre,  daher  also  nicht  im  Verhältniss  der 
Quoten  zu  verrechnen  sei. 
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sie  erheischt.  Es  ist  die  Pflicht  des  Staates  hei  der  Thirch- 
füliriing  solclier  Finanzoperationen  nicht  tiher  die 
Grenze  der  Stenerfiihigkeit  liinanszngehen.  Ich  ghinl)e 
auch,  dass  dieses  Prinzi})  hei  dem  von  niii-  vorgeschla- 
geneu Modus  hätte  angewendet  werden  können,  denn 
Alles,  was  nacli  dem  oben  erwähnten  Calcul  im  Staats- 
haushalt als  Ueberschuss  verbliehen  wäre,  würde  that- 
sächlich  zur  Bezahlung  der  Staatsschuldrente  verwendet 
worden  sein.  Den  damaligen  Kurswerth  der  gesamraten 
Staatsschuld  in  runder  Summe  mit  1700  Millionen  an- 
genommen, würde,  wenn  man  1700  Millionen  Gulden 
repräsentirende  6  "/o-ige  steuerfreie  Staatsobligationen 
emittirt  hätte,  die  Rente  102  IMillionen  betragen  haben, 
also  um  eine  Million  mehr,  als  nach  dem  obigen  Calcul 
der  Uerschuss  ausmacht.  Dem  kommt  das  Resultat  nahe, 
welches  durch  die  vom  Reichsrath  beschlossene  Konver- 
sion thatsächlich  erzielt  worden  ist.  Die  Zinsen  der 
sresammten  Staatsschulden  machten  nemlich  nach  dem 
Stande  vom  31.  Dezember  1873,  als  die  Uniflcation  be- 
reits durchgeführt  war,  folgende  Posten  aus :  die  Zinsen 
der  unificirten  Staatsschuld  87.569,113  Gulden  2V^  kr.  ; 
die  Zinsen  der  nicht  tu lificirten  Obligationen  16.300,637 
Gulden  79  kr.,  zusammen  also  103.869,750  Gulden 
81  'h  kr. ;  die  Zinsen  der  zirkulirenden  Salinenscheine 
dazu  gerechnet,  welche  1873  sich  auf  3.325,763  Gulden 
75  kr.  beliefen,  macht  also  die  gesammte  Belastung  der 
Monarchie  107.195.514  Gulden 56 ',2  kr.  aus,  avozu  Un- 
garn 29.180,000  Gulden  beiträgt.  Diese  Ziffern  l)ewei- 
sen,  dass  nach  dem  von  mir  vorgeschlagenen  Verfahren 
eine  nur  um  fünf  ^lillionen  geringere  Belastung  heraus- 
kommt, als  die  welche  faktisch  durchgef(du-t  wurde. 

Ich  zweifle  nicht  daran,  dass  die  vollkonnnen  steuer- 
freien mit  6"/"  verzinslichen  Staatsobligationen  binnen 
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kurzer  Zeit  den  Pari-Kurs  erreiclit  liätten.  Icli  will  jetzt 
nicht  alle  die  Vortlieile  aufzählen,  welche  dem  Staat 
durch  eine  derart  durchgeführte  Konversion  entstanden 
wären ;  jedenfalls  hätte  sie  das  Zustandekommen  der  legis- 
lativen Verfügungen  bezüglich  der  Staatsschuld-Kente 
erleichtert,  der  noch  fortwährend  bestehenden  Anomalie 
ein  Ende  gemacht,  dass  auf  die  Staatsobligationen  eine 
Steuer  ausgeworfen  wird,  und  beide  Hälften  der  Mon- 
archie in  den  Stand  gesetzt,  ihren  Staatshaushalt  auf 
sicherer  Grundlage  zu  regeln. 

Man  hätte  auch  den  Besitzern  der  Staatsobligatio- 
nen einen  Vortheil  bieten  müssen,  und  dies  wäre  die 
möglichst  baldige  Durchführung  der  Valuta-Regelung 
gewesen. 

Das  Schwanken  der  Valuta,  d.  i.  des  Agio's,  ist  vom 
volkswirthschaftlichen  Gesichtspunkt  betrachtet,  eine 
grosse  Kalamität.  1867  existirte  dieser  ausserordentliche 
Zustand  bereits  seit  18  Jahren.  Gewiss  ist,  dass  alle 
Kapitalisten,  die  Anfangs  1848,  bevor  der  Zwangskurs 
der  Banknoten  dekretirt  und  die  Bank  ihrer  Bareinlö- 
sungspflicht  enthol3en  worden  war,  ein  Kapital  im  vollen 
MetalhA^erth  besassen,  einen  Verlust  erlitten  haben.  Je 
nach  dem  zeitweilig-en  Stand  des  Agio's  erlitten  die 
Eigenthümer  des  beweglichen  Ka})itals,  die  in  den  Be- 
sitz von  Bank-  und  Staatsnoten  gelangten,  den  Verlust, 
der  sich  aus  der  Differenz  zwischen  dem  Nominal-  mid 
dem  Silberwerth  ergab,  und  so  vertheilte  sich  von  1848 
an  der  Verlust  unter  alle  diejenigen,  die  im  Besitz  des 
die  Stelle  des  beweglichen  Kapitals  vertretenden  Papier- 
geldes waren.  Dieser  Verlust  schwankte  fortwährend 
je  nach  dem  Steigen  oder  Sinken  des  Agio's.  Die  Kapi- 
talisten, die  ihre  Kapitalien  verzinslicli  placirt  hatten, 
bezogen  während  der  ganzen   18  Jahre  als  Zinsener- 
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trag  ihrer  Kapitalien,  insofern  iluien  die  Zinsen  in  mit 
Zwang-knrs  ausgestattetem  Papiergeld  ausgezahlt  ^vur- 
den,  ein  Einkommen,  dessen  innerer  Werth  je  nach  dem 
Stande  des  Agio's  schwankte.  Achtzehn  Jahre  sind  eine 
so  lange  Zeit,  dass  der  während  derselben  erlittene  Ver- 
lust für  die  lebende  Generation  kaum  mehr  fühlbar  ist- 
Die  Kapitalien  aber,  die  während  dieser  18  Jahre  durch 
Arbeit  und  Sparsamkeit  gebildet  wurden,  bestanden 
nicht  in  Silber,  sondern  in  Papiergeld,  (bis  je  nach  dem 
zeitweiligen  Stand  des  Agio  einen  geringeren  inneren 
Werth  hatte. 

Da  ich  der  Ansicht  war,  dass  das  Jahr  1867  zur 
Durchführung  von  grösseren  Massregeln  geeignet  sei? 
die  zur  Hebung  der  volkswirthschaftlichen  Kraft  des 
Staates  dienen,  so  hielt  ich  die  Regelung  des  Agio's 
für  durchführbar. 

Ich  sage  Regelung,  weil  zwischen  Regelung  und 
Herstellung  ein  grosser  Unterschied  ist.  Unter 
Herstellung  der  Valuta  verstehe  ich  das  Verfahren,  das 
in  der  letzten  Zeit  zweimal,  nemlich  vor  den  zwei  grossen 
Kriegen  1858  und  1866,  um  den  Preis  grosser  Opfer, 
a1)er  ohne  Erfolg  versucht  wurde,  indem  der  Staat  mit 
theuer  aufgenommenem  Gelde  der  österreichischen  Natio- 
nalbank den  grössten  Theil  der  von  dieser  entliehenen 
Summen  zurückzahlte,  und  die  Bank  im  Verhältniss 
der  zurückgezahlten  Summenden  Banknotenumlauf  ver- 
minderte. Die  Durchführung  dieser  ]\Iassreo-eln  hätte  zur 
Folge  gehabt,  dass  wer  nach  dem  Stande  des  damaligen 
Agio  ein  Kapital  im  Nominalbetrag  von  125  Gulden 
besass,  das  aberthatsächlich  einen  Werth  von  lOO  Gul- 
den in  Silber  repräsentirte,  25  Gulden  Silber  gewon- 
nen hätte;  es  hätte  sich  also  der  innere  Werth  seines 
Kapitals  ohne  Hinzuthun  des  Betreffenden,  mil  direkter 
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Belastung  des  Staates  um  25"/^  vermehrt.  Während  der 
Theil  des  Nationalvermögens,  der  aus  Geldwertlien  be- 
steht, mit  einem  so  namhaften  Vortheil  bedacht  wird,  — 
werden  die  Besitzer  von  Immobilien,  di  j  ihre  Steuern 
und  Privatzahlungen  vorher  mit  minderwerthigem  Pa- 
piergeld bezahlt  haben,  bei  einer  plötzlichen  Herstellung 
der  Valuta  mit  der  Differenz  zwischen  dem  Papiergeld 
und  der  Metall wiihruno;  l^elastet. 

Unter  der  Regelung  der  Valuta  hingegen  verstehe 
ich  die  Massregel,  zufolge  deren  der  Staat  dafür  sorgt, 
dass  Jedermann  für  das  in  Umlauf  befindliche  Papier- 
geld nach  einer  gewissen  Zeit  jenen  Werth  in  Metall- 
geld oder  in  mit  solchem  einlösbaren  Banknoten  be- 
komme, der  dem  zeitweiligen  Agio  entspricht,  oder  dem 
Werth,  welchen  das  Papiergeld  wirklich  in  Metallgeld 
repräsentirt.  Und  wenn  hiermit  zugleich  solche  Finanz- 
massregeln durchgeführt  werden,  welche  das  Defizit 
dauernd  beseitigen,  wenn  ferner  auch  das  Zettell)ank- 
system  dermassen  geregelt  wird,  dass  die  Einführung 
von  Papiergeld  mit  Zwangskurs  für  die  Zukunft  unter 
was  immer  für  Verhältnissen  beinahe  unmöglich  gemacht 
wird;  so  erhält  jeder  Kapitalist  durch  eine  solche  Va- 
luta-Iiegelung  nicht  allein  den  Werth,  welcher  sein  be- 
wegliches Kapital  in  Metallgeld  repräsentirt,  sondern  es 
wird  ihm  derselbe  auch  für  die  Dauer  gesichert. 


ö' 


In  jener  Zeit  konnte  Niemand  vorhersagen,  dass 
das  Agio  in  Folge  des  hergestellten  Vertrauens,  der 
friedlichen  Arbeitsthätigkeit  und  der  volkswirtschaft- 
lichen Entwickeluno-  allmäliir  tiefer  fallen  werde.   Hin- 


o 


sichtlich  der  Durchführunof  der  Ao-io-Eeo-eluno^  sind  auf 
mein  Ansuchen  im  österreichisclien  Finanzministerium 
detaillirte  Berecinnmgen    gemacht  woi'den.    Das    Agio 
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stand  damals  im  April  und  Mai  130.*)  Der  18  jcährlge 
Dnrclischnitt  des  Agios  aber  machte  nach  diesen  Be- 
rechnungen 125.  Es  schien  daher  zu  jener  Zeit  mit  den 
Anfordernngen  der  Billigkeit  nicht  im  Widerspruch 
zu  stehen,  die  Valuta  diesem  durchschnittlichen  Ag-io 
gemäss  definitiv  zu  regeln;  und  zu  diesem  Zweck  hätte 
man  meines  Erachtens  eine  Finanzoperation  durchfüh- 
ren müssen,  nach  welcher  jeder  Banknoten-  oder  Pa- 
piergeldbesitzer für  einen  Gulden  Papiergeld  zwei 
Francs  in  Metallgeld  oder  in  mit  solchen  einlösbaren 
Banknoten  bekommen  hätte,  und  so  wäre  der  Ueber- 
gang  von  Papiergeld  österreichischer  AVährung  zum 
Franc-Geldfuss  in  echter  Metallwährung  erfolgt. 

Damit  diese  Aufgabe  rasch  gelöst  werde,  schien 
mir  die  Liquidation  der  p  r  i  v  i  1  e  g  i  r  t  e  n  ö  s  t  e  r- 
r  e  i  c  h  i  s  c  h  e  n  N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  unvermeidlich.  Die 
Nationalbank  verfügte  in  jener  Zeit  über  150  Millionen 
in  Silber  inid  Silberwechseln.  Unter  den  zirkulirenden 
Noten  hätten  die  Ein-  und  Zweigulden-Staatsnoten  in 
erster  Reihe  eingezogen  werden  müssen,  zu  welchem 
Zweck  aus  Silber  im  AYerth  von  80  Millionen  Gulden 
Ein-  und  Zweifranc-Münzen  im  Nominalwerth  von  250 
Millionen  Francs  zu  prägen  gewesen  wären.  Diese  Ein- 
inid  Zweifrankenstücke  wären  noch  als  Scheidemünze 
mit  20  "jo  unter  dem  wirklichen  Wertli  zu  schlagen,  und 
jede  Einguldennote  mit  zwei  Francs  in  Silber  einzulösen 
gewesen. 

Zugleich  mit  dieser  Massregel  hätte  man  nach  dem 
im  ersten  Theil  dieses  Werkes  entwickelten  Bankfrei- 
heits-System  an  den  verschiedenen  Handelsplätzen  der 


*)  Im  Januar  1867  war  das  Agio  129.7,  imFebruar  125.5,  im  IMärz  126.B, 
im  April  und  Mai  130. 


Monarchie,  wie  Wien,  Pest,  Prag,  Brunn,  Graz,  Triest 
und  in  den  anderen  wichtigeren  Städten  Zettell^anken 
konzessioniren  müssen,  nnd  mit  den  zum  Zweck  der- 
sellien  sich  konstituirenden  Aktiengeselschaften  wäre 
eine  Vereinbarung  geschlossen  worden,  nach  welclier  die 
neuen  Banken  die  umlaufenden  Staatsnoten  einzulösen, 
resp.  gegen  ihre  eigenen  Noten  umzutauschen  gehabt 
hätten. 

Es  hätte  damals  keine  grosse  Schwierigkeiten  ver- 
ursacht, mit  den  Aktionären  der  Wiener  Bank  durch 
ein  freundschaftliches  Uebereinkommen  einen  zweck- 
mässigen Ausgleich  zu  erzielen.  Die  Bank  hatte  in  Folge 
der  durch  den  Krieg  veranlassten  Emission  von  Bank- 
noten in  ihrem  durch  die  186o-er  Bank- Akte  erlangten 
wichtigsten  Privilegium,  nemlich  in  der  ausschliessli- 
chen Berechtigung  Papiergeld  zu  emittireri,  eine  grosse 
Schädigung  erlitten;  ihr  Geschäftsbetrieb  hatte  sich  in 
dem  Masse  verringert,  in  welchem  die  Staatsnoten  emit- 
tirt  wurden ;  das  Erträgniss  der  Bank  war  geschmälert, 
und  in  Folge  dessen  Avar  auch  der  Kurs  der  Bank-Ak- 
tien beträchtlich  gesunken,  so  dass  er  1867  ungefähr 
auf  pari,  ja  Ende  1866  unter  dem  Nominahverth  stand, 
indem  damals  die  Aktien  um  680  Gulden  verkauft 
w^urden.  Unter  solchen  Umständen,  glaube  ich,  wäre  es 
möglich  gewesen  einen  Ausgleich  zu  erzielen,  der  sowohl 
für  die  Aktionäre,  als  auch  für  den  Staat  von  Vortheil 
gewesen  wäre.  Wenn  z.  B.  jeder  Aktionär  für  seine  Aktie 
eine  mit  6"/»  verzinsliche  steuerfreie  1000  Gulden- 
Staatsobligation  bekommen  hätte,  so  würden  die  Zinsen 
derselben  dem  Aktionär  ein  grösseres  Erträgniss  gesi- 
chert haben,  als  die  7°/o,  welche  für  den  eingezahlten 
Betrag  durcli  die  Bank- Akte  in  Aussicht  gestellt  waren. 
Ausserdem  hätte  sich  die  Nationalbaidv  mit  einem  Theil 
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ihres  xVktleukapitals  in  eine  auf  Grundlage  der  Dezen- 
tralisation des  Banksystems  in  Wien  zn  errichtende  neue 
Bank  umgestalten  können,  die  gewiss  zur  mächtigsten  in 
der  Monarchie  sich  erhoben  hätte.  Ferner  hätten  die 
Aktionäre  der  Nationalbank  die  Hipothekar- Abthei- 
lung derselben  in  eine  selbständige  Hyj)othekenbank 
umgestalten  können. 

Ich  war  mit  mir  darüber  im  Reinen,  dass  die  ra- 
sche Durchfidiruno;  dieser  Massre£»:el  auf  viele  Hinder- 
nisse  stossen  würde.  Indess  versuchte  ich  sie  doch,  denn 
ich  w^ar  überzeugt,  dass  diese  Massregel  mehrere  Vor- 
theile  von  grosser  Tragweite  zur  Folge  gehabt  hätte.  In 
Anbetracht  der  damaligen  Uebergangsjoeriode,  welche 
die  Gemüther  zu  grossen  Opfern  bereit  fand,  w^ären  näm- 
lich durch  diese  Massregel  folgende  Vortheile  erzielt 
W(n'deii:  die  vollkommene  Herstellung  des  Gleichge- 
wichtes im  Staatshaushalte  beider  Staatshälften,  ohne 
dass  es  nötliig  gewesen  wäre,  die  Steuern  zu  erhöhen ; 
zweitens  das  Auf  hören  der  Agio-Schwankungen  und  das 
leichtere  Ertragen  der  Steuerlasten;  drittens,  was  vor 
Allem  wichtig  ist,  es  wäredasBaidvmonopolabgeschaft't, 
und  an  dessen  Stelle  wären  an  den  Handelsplätzen  din-ch 
Gesetze  geregelte  und  in  der  freien  Entwickelung  den- 
noch nicht  gehemmte  Zettelbank-Kreditinstitutc  errich- 
tet worden,  deren  segensreiche  Wirkung  gewiss  nicht 
ausgeblieben  wäre ;  schliesslich  wäre  die  Zukunft  von 
der  Ungewissheit  befreit  worden,  die  in  Osterreich  fort- 
während bestehen  wird,  so  lange  nur  ein,  seinen  Sitz  im 
Zentrum  habendes,  derReo'ierunozur  Verfüauno;  stehen- 
des  Monopolinstitut  die  Verkehrszeichen  in  Umlauf 
Ijringt,  denn  in  diesem  Falle  wird  die  Regierung  unter 
ausserordentlichen  Umständen  die  Pressen  der  Bank 
stets  in   Anspruch   nehmen,   luid   die  Monarchie  inuner 


224 

aufs  Neue  in  den  Abgrund  der  Papiergeld wirtlischaft 
liineinreissen,  —  während  die  Dezentralisation  des  Bank- 
systems es  der  Regierung  unmöglich  macht,  zur  Bank- 
notenpresse ihre  Zuflucht  zu  nehmen. 

Einen  Plan  von  so  grosser  Tragweite  konnte  ich 
nur  dann  durchzuführen  hoffen,  wenn  die  beiden  Mini- 
sterien ihn  mit  ihrer  ganzen  Autorität  unterstützen.  Ich 
theilte  daher  meine  diessfalligen  Ansichten  im  Frühling 
dem  Grafen  Andrassy  mit,  und  als  der  Zussmmentritt 
der  beiden  Regnikolar-Deputationen  in  Wien  nahe  ]3e- 
vorstand  und  so  die  Zeit  der  Aktion  eintrat,  schrieb  ich 
an  Graf  Andrassy,  der  sich  damals  in  Ischl  aufhielt,  ei- 
nen ausführlichen  Brief,  in  welchem  ich  ihn  um  die  Er- 
mächtigung bat,  den  ersten  Schritt  in  dieser  Angelegen- 
heit thun  zu  dürfen,  nämlich  die  Konversion  resp.  Re- 
dukzion  der  Staatsschuld  durchzuführen.  Indess  sprach 
der  Ministerpräsident  in  seinem,  Ischl  24.  Juli  datirten 
Schreiben  den  ausdrücklichen  Wunsch  aus,  dass  icli  in 
dieser  Hinsiclit  keinen  positiven  Schritt  thun  möge.  Er 
schrieb  mir:  »Ueb erlege  es  wohl  und  nimm  dich  in 
Acht,  damit  man  nicht  die  Initiative  direkt  der  ungari- 
schen Regierung  zuschreibe;  die  Deputation  wird 
schon  von  selbst  darauf  kommen,  wenn  die  Ziffern  klar 
sprechen  w^erden.«  Die  Regnikolar-Deputation  kam  in- 
dess nicht  darauf,  ja  als  ich  mit  einzelnen  massgebenden 
Mitgliedern  sprach,  machte  ich  die  Erfahrung,  dass  wohl 
manche  die  Idee  billigten,  dass  sie  aber  Anstand  nah- 
men, in  dieser  Richtung  einen  entschiedenen  und  mit 
VerantAvortlichkeit  verbundenen  Schritt  zu  thun.  Am  6. 
September  trug  ich  jedoch  in  einer  geschlossenen  Si- 
tzung der  gesammten  Deputation  meine  Ansichten  über 
die  Staatsschuld  vor.  Auch  noch  in  einer  anderen  Rich- 
tung tliat  icli  einen  Schritt.  Am  31.  Juli   war  icli  nach 
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Sz.  L/iszlo  zu  Franz  D  c  a  k  gereist,  und  am  1,  August 
tlieiltc  ich  ilnn  meine  Ueberzeuu'uuo-  liinsiclitlich  aller 
schwebenden  Fragen  umständlich  mit;  indess  konnte 
ich  von  ihm  keine  entsc^hiedene  Antwort  erlangen.  Als 
nun  die  Sache  dringend  geworden  war,  schickte  ich  den 
damaligen  Konzipisten  im  Finanzministerium,  Emeridi 
Halasz,  mit  einem  Schreiben  nach  Sz.  Laszlo  zu  l'\-anz 
Deak,  der  mir  sofort  antwortete.  Es  wird  hinreichen  aus 
seinem  Briefe  Folgendes  zu  zitiren:  »Ich  sehe  voraus, 
dass  Du  auf  meinen  Brief  sas^en  wirst,  dieser  enthalte 
auf  Deine  Fragen  keine  entschiedene  Antwort ;  das  ist 
vielleicht  wahr,  aber  der  Grund  hie  von  ist  kein  anderer, 
als  dass  ich  nicht  Fachmann  genug  bin,  um  auf  so 
scwere,  so  wichtige  Fragen  sofort,  auf  einmal,  ohne  län- 
geres Studium  eine  auf  klarem  Verstandniss  beridiende, 
entschiedene  Meinun«"  abzuo:eben. « 

Es  blieb  mir  daher  nichts  übrig,  als  auf  die  Durch- 
führung dieser  Massregel  zu  verzichten  und  anstatt  der 
Reo-eluno;  der  Valuta  und  des  Bankwesens  dahin  zu  wir- 
ken,  dass  wir  an  jiihrlichen  Beiträgen  zu  den  Zinsen 
eine  solche  Summe  zu  Lasten  Ungarns  übernehmen,  die 
ich  mit  unserer  materiellen  Kraft  für  vereinbar  hielt;  denn 
es  war  für  uns  unmöglich,  in  dieser  Beziehung  eine  eben 
so  grosse  Betheiligung  zu  übernehmen,  wie  hinsichtlich 
der  gemeinsamen  Ausgaben.  Nachdem  wir  nachgewie- 
sen hatten,  dass  unter  den  Staatsschulden  Posten  vor- 
kommen, die  Ungarn  nichts  angehen,  ja  dass  unter  ein- 
zelnen Schuldposten  namhafte  Summen  sind,  welche  auf 
Investitionen  im  Interesse  der  anderen  Hälfte  der  Mon- 
archie ausgegeben  wurden ,  dass  die  Grundentlastungs- 
schuld bei  uns  viel  grösser  ist,  und  schliesslich,  dass  in 
der  anderen  Hälfte  der  Monarchie  die  hi  Staatsschuld- 
Obligationen.  Industrie-Unternelunungs-Aktien  und  an- 
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(leren  Werthpapleren  ])elindliehe  grosse  Kapitalssumme 
die  dortige  Bevölkerung  steuerfaliiger  macht :  beantrag- 
ten wir,  dass  ein  gewisses  Präcipuum  abgerechnet,  und 
der  übrige  Betrag  nach  dem  festgestellten  Quotenver- 
lialtnisse  auf  beide  Hälften  der  Monarcliie  repartirt 
werde.  Diese  zuerst  von  Graf  Andrassy  in  Vorscldag 
gebraclite  Idee  wurde  von  Freiherrn  v.  Becke  und  auch 
von  der  imgarischen  Deputation  angenommen.  Auf 
Grund  dersell^en  wurde  das  PrJicipuum  auf  25  Millionen 
festgestellt,  und  der  Staatsschuld-Beitrag  bereclniet.  Je- 
doch wurde  seitens  der  österreichischen  Deputation  zur 
Bedingiuig  gemaclit,  dass  es  den  im  Reichsrathe  vertre- 
tenen Ländern  zustehe,  die  Couponsteuer  für  die  Staats- 
Obligationen  zu  normiren.  Es  wurde  aucli  später  die 
verhältnissmässige  Erhöhung  der  Couponsteuer,  und 
die  Uniiication,  resp.  Konversion  der  Staatsschulden 
.durchgeführt,  in  Folge  deren  die  Tilgungsquoten  zum 
Theil  entfielen  und  die  Staatsschuldenlast  der  erwähnten 
Länder  auf  Kosten  des  Staatskredits  momentan  erleich- 
tert wurde.  Lidessen  liaben  sie  es  nur  dieser  Massregel 
zu  verdanken,  dass  sie  in  den  folgenden  Jahren  dem 
Defizit  im  Staatbudget  ausweichen  konnten,  und  heute 
ist  der  Kurs  der  mit  einer  von  T"/,,  auf  16"/,,  erhöhten 
Couponsteuer  belasteten  und  unificirten  Staatsschulden 
schon  viel  günstiger,  als  er  vorher  gewesen. 

Gegen  meinen  Plan  Hess  sich  nur  der  eine  ernste 
und  gewichtige  Einwand  erheben,  dass  durch  dessen 
Einführung  der  Staatskredit  erschüttert  wird,  und  siehe, 
was  war  die  Konversion  mid  dieErliöhung  der  Coupon- 
steuer anderes?  Es  sind  ja  auch  durch  diese  die  Ver- 
pfliclitungen  gegen  die  Staatsgläubiger  olme  deren  Ver- 
nelnmmg  aus  liöheren  Staatsrücksicliten  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgelnmg  verletzt  worden ;  dalier  vrar  die  Ope- 
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ration  nicht  gefalirliclier,  als  die,  welclie  icli  vor<^esc]ila- 
gen  hatte.  Man  ftihrte  sie  aber  durcli,  oline  zugleich  die 
Valuta  zn  regeln  und  das  Banksystem  zu  ändern,  und 
ohne  dass  daraus  für  die  unsfarischen  Finanzen  was  im- 
mer  für  eine  direkte  Erleichternng  erwachsen  wiire. 

Was  war  der  Grund,  dass  mein,  ein  wenig  starker, 
al)er  radikaler,  für  nns,  für  die  Monarchie,  ja  für  die 
Staatso'liiuhio'er  und  den  e^anzen  Geld  verkehr  «"ünstio-er 
Vorschlag  nicht  durchführbar  war?  Diejenigen,  die  be- 
rufen gewesen  wären,  auf  dessen  Durchführung  einen 
entscheidenden  Einfluss  auszuüben,  brachten  dagegen  kei- 
nen anderen  stichhältigen  Grund  vor,  als  dass  es  nicht  Auf- 
gabe der  ungarischen  Regierung  sein  könne,  in  dieser  Be- 
ziehung die  Initiative  zu  ergreifen.  Sie  wollten  es  vermei- 
den, dass  man  den  ungarisclien  Staatsmännern  die,  die 
definitive  Regelung  der  Staatsfinanzen  und  die  Herstel- 
lung des  Gleichgewichts  bezweckende  Verfügung  zu- 
schreibe, die  nur  auf  Kosten  des  Staatskredits  durch- 
fidn-bar  schien. 

Es  schien  damals  eine  richtige  Politik,  hinsichtlich 
dieser  Frage  in  vollständiger  Passivität  zu  verbleiben, 
und  den  Einfluss,  den  die  ungarischen  Staatsmänner 
damals  bei  allen  Lebensfragen  zur  Geltung  zu  l^ringen 
wussten,  in  dieser  Angelegenheit  nicht  anzuwenden. 
Hierdurch  glaubten  sie  dem  Vorwurf  entgehen  zu  kön- 
nen, dass  alle  Verfügungen,  durch  welche  die  Rechte 
der  Staatsgläubiger  verkürzt  werden,  dem  ungarischen 
Einfluss  zuzuschreiben  seien.  Diesen  Zweck  haben  sie 
indess  trotzdem  nicht  erreicht. 

Es  wird  noch  Jedermann  lebhaft  in  Erinnerung 
sein,  dass  man,  als  1867,  nach  der  Sanctionirung  der 
Auso^leichso-esetze ,  im  österreichischen  Reichsr:i1li  die 
Budo'etverhandluno;  beo^onnen   und   die  I^nificntion   der 
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Stnatssohnlden  nnd  die  Erliöhuiig  der  Conponsteuer  be- 
aiitrao't  wurde,  als  einziofes  Motiv  jiiefür  das  soo^enannte 
Präcipuuni  vorbra(dite,  iiemlicli  die  Summe,  welclie  ])ei 
Feststelhiug    der    jährliclieii     Staatsscliuldenquote    als 
Uno'arn  nicht  belastend  an2;enommen  wurde.  Bis  zum 
Betrag  des  Theiles,  der  nach  ihrer  Ansicht  von  diesen 
25  Millionen  auf  Ungarn  hätte  entfallen  sollen,  wollten 
sie  die  Staatsschuldenlast  erleichtern.  Ja  obgleicli  grosse 
Beträge,  deren  Tilgung  ausbedungen  gewesen,  in  Folge 
der  IJnification  von    der  Staatschuld  entfielen,  und  die 
Couponsteuer  im   Allgemeinen  und  die  Erhöhung  der- 
selben   beteutend  mehr    ausmachten,  als  von  dem  25 
Millionen-Preacipuum  Ungarn  zur  L^st    zu    schreiben 
gewesen  wäre,  trachteten  sie  dennoch  Ungarn  und  in 
erster  Reihe  die  ungarischen  Staatsmänner  für  die  ganze 
Massregel  verantwortlich  zu  machen.  Sie  strebten  daher 
•die  Verantwortlichlveit  für    die    in    Betreff   der    Staats- 
schuld durchgeführten  Massregeln  mid  das  Odium  der- 
selben auf  Ungarn  zu  wälzen,  vergessend,  dass  Ungarn 
an  der  gedankenlosen  Wirthschaft  und  an  den  Kriegen, 
welche  dem  staatsrechtlichen  Ausgleich  vorausgegangen, 
durchaus  nicht  schuld  war,  eben  so  wenig,  wie  an  der 
materiellen  Zurückgebliebenheit,  wegen  deren  es  nicht 
im  Stande  war,  einen    grösseren  Staatsschuldenbeitrag 
zu  übernehmen.  Das  Resultat  dieses  Vorgehens  war  also 
eine  halbe  Massregel,  welche  zwei  wichtige  Fragen,  die 
Herstellung  der  Valuta  und  die  Lösung  der  Bankfrage, 
unberührt  Hess,  und  zwar  ohne  die  ungarischen  Finanzen 
zu  erleichtern,  bloss  zum  Vortheil  des  Budgets  der  an- 
deren Hälfte  der  Monarchie. 

Auf  diesen  meinen  Vorschlag  spielte  ich  an,  als  am 
8,  November  1808  die  Bankfrage  in  der  ungarischen 
Legislative  zum    ersten  Mal   zur  Sprache  kam.   Am  4. 
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u.  8.  Okt()l)er  hatte  ich  die  EntHeuduiig  einer  Enquete- 
Kommission  in  der  l^ankfrage  beantragt.  Bei  dieser  Ge- 
le"-enlieit  gedaclite  ich  des  erwälmten  Planes  in  folaen- 
der  Weise:  »Die  ZettelbanktVao-c  zjil  de  ich  zu  denjenigen 
Fragen,  deren  günstige  l^ösimg  in  gewissen  Zeiten  mög- 
lich ist,  ein  anderes  Mal  aber  auf  unül)er\v'indliche  Hin- 
dernisse str)sst.  Ich  habe  es  auch  nach  der  Bildung  des 
ungarischen  Ministeriums  nicdit  unterlassen,  zu  einer 
Zeit,  ^xo  sich  eine  günstige  Gelegeidieit  zeigte.  Alles 
zu  versuchen,  was  die  Erreichung  jenes  Zieles  ermögli- 
chen konnte.  Ich  1)in  auch  jetzt  noch  der  Ansicht,  dass 
man  damals  die  Zeit  hätte  benützen  sollen,  als  die  bei- 
den Gesetzo-ebungen  wegen  der  Lösinig  der  materiellen 
Fragen  zum  ersten  Mal  durch  Deputationen  miteiiuuider 
in  Berührung  traten.  Bei  Gelegenheit  der  Feststellung 
der  Staatsschuldenqiiote  wäre  Gelegenheit  gewesen,  zu 
einer  gründlichen  Lösung  zu  gelano-en,  zuehierLösun"% 
in  Folo-e  deren  nebst  der  Regelung  der  Valuta  die  De- 
Zentralisation  des  Baidcsystems  ausführbar  gewesen 
wäre.  Damals  wurde  jedoch  mein  diesbezüglicher  Vor- 
schlag für  zu  kidni  gehalten;  die  Verhältnisse  gestatte- 
ten mir  nicht  meinen  Ansichten  Geltunu' zu  verschaffen.« 
Seitdem  es  mir  im  Sonnner  ISijl  nicht  gelungen  war, 
die  von  mir  gewünschte  Lösung  herbeizuführen ,  Avar 
ich,  so  lange  ich  Mitglied  der  Regierunii-  ^var.  mit  mir 
über  das  in  der  Bankfrage  zu  beobachtende  Verfahren 
im  Reinen.  Ich  l)eharrte  consequent  bei  meinen  diesbe- 
züglichen Ansichten,  und  gab  denselben  In  meiner  oben 
anQ:efidirten  Rede  am  8.  Novend)er  entschietk'u  Ausdruck, 
indem  ich  sagte :  »Dass  seitdem  kein  Schritt  zu  einer 
gründlichen  Lösung  geschehen  ist,  hat  seinen  (iriuid  in 
der  Ueberzeugung  des  Ministeriums,  .dass  die  geeig- 
netste Zeit  zur  l^ösuna-  dieser  Frage  dann   sein  werde. 
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wenn  das  l^ankprivileginm  abläuft  und  die  Lösung  der 
Valutafrage  erfolgt.  Da  die  Regierung  die  Frage  so  auf- 
fasst,  so  konnte  das  im  waliren  Interesse  des  Landes  zu 
befolgende  Verfahren  kein  anderes  sein,  als  einerseits 
darnach  zu  streben,  dass  das  bestehende  Bankinstitut  in 
unserem  Vaterlande  alle  die  Dienste  leiste,  welche  In- 
dustrie und  Handel  von  demselben  erwarten  können, 
und  andererseits  mittlerweile  für  die  Gresetzgebung  die 
Freiheit  der  Aktion  vorzubehalten.« 

Diess  war  nach  der  Vereitelung  meines  Planes 
meine  Politik  in  der  Bankfrage  und  daran  hielt  ich  mich. 

Im  Sinne  derselben  unterhandelte  ich  Mitte  Sep- 
tember 1867  mit  dem  österreichischen  Finanzminister, 
Freiherrn  v.  Becke.  Gegenstand  unserer  Verhandlungen 
waren  die  Modalitäten  der  Ausführung  der  §§.  59 — 61 
und  66  des  XII.  G.  A.,  und  das  Resultat  derselben  war 
eine  Vereinbarung,  die  in  einem  zu  Vöslau  am  12.  Sep- 
tember 1867  aufgenommenen  Protokoll  enthalten  ist, 
und  deren  10.  Punkt  von  der  Bankfrage  handelt.  Dieser 
Punkt  lautet : 

»Insolange  als  beide  Reichstheile  in  gemeinschaft- 
lichem Einverständnisse  nicht  neue  gesetzliche  Bestim- 
muno'en  über  das  Bank-  und  Zettel wesen  der  öster.  ]\Ionar- 
chie  getroffen  haben  werden,  macht  sich  das  kön.  uiig. 
Ministerium  verbindlich,  im  Königreiche  Ungarn  eine 
Zettelbank  nicht  zuzulassen,  und  den  Bauknoten  der 
östr.  Nationalbank  gleich  den  Staatsnoten  in  den  ung. 
Ländern  die  Cirkulation  mit  ZAvangkurs,  sowie  die  An- 
nahme bei  allen  Staatskassen,  wie  bisher,  zuzugestehen, 
stellt  li  i  e  b  e  i  jedoch  die  ausdrückliche 
Bedingung,  dass  die  Nationalbank  ver- 
pflichtet AVer  de,  die  von  dem  ung.  Ministerium  für 
nötliig  erachteten  Filialen  zu  errichten,  und  dieselben  den 
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Bedürfnissen  (lesHandelsverkeln-s  entsprechend  zu  doti- 
ren,  dann,  dass  Ihre  Statuten  dahin  erweitert  werden, 
dass  dieselbe  ermiichtigt  werde ,  auch  Vorschüsse  auf 
Effekten  der  l)eiden  ReiclishJilften,  sowie  aucli  auf  an- 
dere soHde,  auf  der  Börse  notirte  Wertlipapiere  zu 
leisten. « 

Diese  Vereinbarung  der  beiden  Finanzminister  ist, 
wie  erwähnt,  am  12.  September  zu  Stande  gekommen. 
Den  Inlialt  derselben  tlieilte  ich  den  Mitgliedern  der 
ungarischen  Eegnikolar-Deputation  mit,  die  jedoch  der 
Ansicht  waren,  dass  diese  Verehibarung,  da  sie  mehrere 
Punkte  enthält,  die  nicht  zum  Wirkungskreis  der  Depu- 
tation gehören,  in  dieser  Form  der  Verhandlung  der  Ee- 
gnikolar-Deputation nicht  als  Grundlage  dienen  könne. 
Da  nun  der  XII.  G.-A.  die  Regnikolar-Dej^utation  hin- 
sichtlich der  Staatsschuldquote  nur  mit  der  Abgabe  eines 
Gutachtens  betraute,  so  erwies  es  sich  als  nothwen- 
dig,  diese  Vereinbarung  durch  eine  neue  zu  ersetzen, 
von  welcher  vorausgesetzt  werden  konnte,  dass  die  Re- 
gnikolar-Deputation  sie  als  Basis  der  Verhandlung  an- 
nehmen, und  den  Inhalt  derselljen  billigen  werde.  Daher 
berieth  ich  mich  mit  dem  Freiherrn  v.  Becke  aufs  Neue, 
und  so  entstand  die  neuere  Vereinbarung,  die  vom  26. 
September  datirt  ist,  und  die  Grundlage  der  Verhand- 
lung der  Regnikolar-Deputation  bildete.  Diese  billigte 
den  Inlialt  der  Vereinbarung  und  empfahl  dieselbe  mit 
einigen  geringen  Modifikationen  dem  Reichstage  zur 
Annahme. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  Vereinbarung, 
so  wie  auch  die  vom  März  1867  grosse  Wichtio-keit  be- 
sitzt,  insofern  esdadurcli  ausser  Zweifel  gestellt  ist,  dass 
die  ungarische  Regierung  und  Gesetzgebung  mit  Ab- 
lauf desBankprivilegiums.  d.i.  mit  Ende  Dezember  1876 
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das  Reclit  haben  werden,  in  der  Zettelbankfrage  frei 
und  nnbescliränkt  zn  verfügen.  Das  ist  ancli  dnrcli  die 
andere  Hälfte  der  Monarcliie  als  unzweifelhaft  aner- 
kannt. Aber  andererseits  —  Avenn  die  in  der  Vereinba- 
rung vom  12.  September  gestellte  Bedingung  hinsicht- 
lich der  Hebung  des  ungarischen  Kredits  erfüllt  worden 
wäre,  so  wäre  die  österreichische  Bank  gezwungen  ge- 
Avesen,  während  der  Uebergangsperiode  in  unserem 
Vaterlande  alle  die  Dienste  zu  leisten,  zu  welchen  sie  in 
Folge  ihrer  privilegirten  Stellung  berufen  war. 

Hiermit  habe  ich  das  vorgebracht,  was  zu  Beginn 
der  constitutionellen  Epoche  hinsichtlich  der  Bankfrage 
geschehen  ist.  In  den  weiteren  Kapiteln  beabsichtige 
ich  das  in  den  folgenden  Jahren  bis  zum  heutigen  Tage 
Geschehene,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die,  die  Bank- 
frage betreffenden  Verhandlungen  des  Reichstags  vor- 
zubringen. 


Neuntes  Kapitel. 

Ungarn  und  die  österreichische  Banlt  in  den 

Jahren  1868—69. 

[Zu  Anfang  des  Jahres  1868  tritt  der  Dualismus  durch 
die  Ernennung  des  gerneinsamen  und  des  neuen  österreichischen 
Ministeriums  faktiscli  ins  Leben.  —  Die  Bankfrage.  —  Nicht- 
einhaltung der  Bedingungen  der  Septemljer- Vereinbarung.  — 
Das  ungünstige  Ergebniss  des  1867er  Geschäftsbetriebes  der 
Bank  ruft  die  neuere  Diskussion  der  Bankfrage  hervor.  —  Die 
Generalversammlung  der  Bank  im  Jahre  1868.  — Dieselbe  rich- 
tet eine  Petition  an  den  Reichsrath.  —  Verhandlung  darüber.  — 
Die  80  Millionen-Frage  wird  dort  vorgebracht.  —  Verhandlun- 
gen zwischen  der  Bank  und  der  österreichischen  Regierung.  — 
Notenwechsel  bezüglich  der  Aenderung  der  Bankstatuten  zwi- 
schen dem  österreichischen  und  dem  ungarischen  Finanzminister 
in  den  Monaten  April,  Mai  und  August.  —  Dr.  Brestl  kommt 
nach  Ofen. — üebereinkommen  des  Ministerraths  in  der  Bankfrage 
und  Note  vom  6.  Oktol)er.  —  Ausserordentliche  Generalversamm- 
lung der  Bank  am  24.  Oktober.  —  Legislative  Verhandlung  der 
neuen  Statuten  und  Entstehen  des  Gesetzes.  —  Noveraber-Re- 
script  des  österreichischen  Finanzministers.  —  Der  Betrieb  der 
Bank  im  Jahre  1868.  —  GesteigerteThätigkeit,  Entwickelung  des 
Unternehmungeistes.  —  Die  Bank  schränkt  Mitte  1869  den  Kre- 
dit ein.  —  Geldkrise.  —  Memorandum  der  Pester  Handelskam- 
mer. ■ —  Der  ungarische  Finanzminister  theilt  es  am  13.  Oktober 
der  Bank  mit.  —  Antwort  der  Bank  vom  24.  Oktober.  —  Sie  ver- 
weigert die  Vöslauer  Bedingungen.  —  Das  Gesuch  der  Stadt 
Arad  um  eine  Bankfiliale  wird  abgeschlagen.  —  Die  Bank  nimmt 
das  ungarische  Prämienanlehens-Papier  nicht  zur  Belehnung  an. 
—  Zuschrift  der  Baidi  vom  29.  Januar  1870  au  den  österrcichi- 
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sehen  Finanzmiuister ;  sie  wünscht  die  auf  die  Bank  bezügliche 
Vereinbarung  der  beiden  Regierungen  zu  kennen.  —  Die  hierauf 
vom  österreichischen  Finauzminister  am  7.  März  ertheilte  Ant- 
wort. —  InterpeUation  Iränyi's  und  Jökai's  im  ungar.  Abgeord- 
netenhause. —  1869er  Greschäftsergebniss  der  Bank.] 


In  den  letzten  Tas-en  des  durch  die  Herstelluno^ 
der  ungarischen  Verfassung,  durch  die  Krönung  und  die 
Ausgleichsgesetzehistorisch  denkwürdig  gewordenen  Jah- 
res 1867,  zwischen  den  Weihnachtsfeiertagen  und  Neujahr 
erliielten  jene  Gesetzartikel  die  Sanction,  welche  durch 
die  Regnikolar-Deputationen  der  beiden  Gesetzgebun- 
gen vorbereitet  und  durch  die  beiden  Gesetzgebungen 
festgestellt  worden  waren.  In  den  ersten  Tagen  des  Jah- 
res 1868  wurde  also  die  neue  verfassungsmässige  Orga- 
nisation der  Monarchie,  der  Dualismus,  fertig.  In  den 
ersten  Tagen  des  Jahres  bestätigte  Se.  Majestät  das  ge- 
meinsame Ministerium,  und  gleichzeitig  hiemit  wurde  in 
Oesterreich  ein  neues  Landesministerium,  das  soge- 
nannte »Bürger-Ministerium,«  ernannt.  Es  nahmen  darin 
die  liervorragenden  Männer  der  österreichischen  Ver- 
fassungspartei Stellen  ein,  die  in  der  österreichischen 
Eegnikolar-Deputation  als  Hauptfactoren  gewirkt  hat- 
ten. Die  andere  Hälfte  der  Monarchie  hatte  zum  ersten 
Mal  ein  parlamentarisches  Ministerium. 

Hiermit  hörte  das  nach  der  Ernennung  des  ungari- 
schen Ministeriums  entstandene  Provisorium  auf, 
welchem  zufolge  der  österreichische  Finanzminister  die 
gemeinsamen  Ausgaben  verwaltete,  der  auswärtige  und 
der  Kriegsminister  aber  noch  immer  Mitglieder  des  öster- 
reichischen Ministeriums  waren  und  in  dem  durch 
Schmerling  constituirten  Reichsrath  erschienen.  Von 
nun  an  war  es  Aufgabe  des  praktischen  Lebens  die  Le- 
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bensfiiliigkeit  der  auf  neue  Grundlagen  basirten  Verfas- 
suno-smassif>'keit  zu  erweisen. 

In  Walirlielt  liörte  Ungarn  erst  damals  auf,  eine 
Provinz  zu  sein,  was  es,  wenn  aucli  nicli  de  jure,  aber 
doch  de  facto  über  drei  Jalirliunderte  gewesen  war.  D  a- 
mals  wurde  es  bei  der  Erledigung  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  ein  gleichberechtigter  Tlieil  der  Mon- 
archie. 

Aber  können  wir  wohl  sagen,  dass  alle  Fragen 
vom  gemeinsamen  Interesse  gelöst  worden  seien,  mul 
so,  wie  es  in  unserem  Interesse  zu  wünschen  (gewesen 
wiire?  Auf  diese Frao-e  müssen  wir  unstreitio;  mit  Nein 
antworten,  sell)st  wir,  die  wir  beim  Absclduss  des  Aus- 
gleichs als  einflussreiche  Factoren  gewirkt,  die  wir  nicht 
allein  die  Hindernisse  gesehen  hatten,  die  aus  dem 
Wege  zu  räumen  waren,  sondern  auch  die  Schwierigkei- 
ten kannten,  die  zu  überwinden  unsere  Aufgabe  ^^'ar■ 
Wir  können  jedoch  mit  gutem  Gewissen  sagen,  dass 
wir  nach  unserem  besten  Wissen  im  Interesse  unseres 
Vaterlandes  Alles  getlian  haben,  was  nur  möglich  war. 
In  der  Vertheidigung  der  Interessen  desselben  gingen 
wir  oft  bis  zu  der  Grenze,  welche  wir  schon  nicht  über- 
schreiten durften,  ohne  den  Erfolg  und  den  ganzen 
staatsrechtlichen  Ausgleich  zu  gefährden.  Wir  übernah- 
men die  Verantwortlichkeit  für  das,  was  damals  mit 
unserer  Mitwirkung  geschehen,  —  aber  jene  Grenze  zu 
überschreiten  und  so  über  unsere  Nation  die  Eventua- 
litäten und  Leiden  einer  Ungewissen  Zukunft  herauf- 
zubeschwören, dafür  konnten  wir  die  Verantwortlichkeit 
nicht  auf  uns  nehmen.  W  i  r  f  ü  h  1 1  e  n  z  w  a  r,  d  a  s  s 
einige  Fragen  ungelöst  geblieben  seien, 
nicht  als  ob  wir  nicht  Alles  versucht  hätten,  damit  sie 
gelöst  werden,  sondern  weil  die  damaligen  Verhältnisse 
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die  Lösung  nicht  zuliessen.  Der  Boden,  auf  w  e  1- 
c  li  e  m  wir  s  t  a  n  d  e  n,  w  a  r  d  e  r  B  o  d  e  ii  d  e  r  T  r  a  n  s- 
a  c  t  i  o  n  u  n  t  e  r  a  u  f  r  i  c  li  t  i  g  e  r,  1)  i  1 1  i  g  e  r  R  e  s  p  e  c- 
tirung  der  wechselseitigen  Interessen, 
auf  welchem  beide  Parteien  von  ihren 
F  o  r  d  e  r  u  n  gen  n  a  c  h  1  a  s  s  e  n  m  u  s  s  t  e  n  ,  d  a  m  i  t 
das  tlber  Alles  gehende  Interesse,  das  In- 
teresse der  gemeinsamen  Dynastie  und 
d  er  g e m eins  a  m e n  Mo n  a r  c h i  e,  nicht  a  1 1  e i  ii 
gewahrt,  sondern  auch  auf  festen  Grund- 
lagen für  die  Dauer  gesichert  werde. 

Wenn  die  (Ksterreicliischen  Staatsmänner,  die  bei  der 
Erledigung  all  dieser  Fragen  von  EinÜuss  waren,  nach 
der  Feststellung  der  Gezetze  üljer  die  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten gleiclifalls  die  Frage  an  sich  gestellt  hät- 
ten, ob  alle  diese  Fragen  und  so  gelöst  worden  seien, 
wie  sie  es  von  ihrem  Standpunkte  aus  wünschen  konn- 
ten, so  würden  gewiss  auch  sie  mit  Nein  geantwortet 
haben,  —  umsomehr,  da  es  sie  grosse  Selbstüberwin- 
dung gekostet,  auf  den  Einfluss  und  die  Macht  zu  ver- 
zichten, die  sie  Jahrhunderte  lang  factisch  ausgeübt 
hatten.  Es  wurde  ihnen  gewiss  scliwer,  sicli  mit  dem  Ge- 
danken zu  befreunden,  dass  die  Hauptstadt  der  Monar- 
chie nach  dem  staatsrechtlichen  Ausgleich  aufliörte 
der  einzige  Zentralpunkt  der  Monarchie  zu  sein.  Ein 
Staatsmann ,  der  bei  der  Erledigung  dieser  Fragen 
grossen  Einfluss  ausgeübt  hatte,  sagte  zu  jener  Zeit 
gleichfalls,  man  müsse  sich  nach  der  Sanctionirung 
des  Ausgleichsgesetzes  von  der  Idee  lossagen,  dass 
die  Monarchie  sich  am  liinmiel  der  Staaten  in  einem 
Kreise  bewege,  der  nur  einen  Mittelpunkt  hat,  nämlicli 
Wien,  denn  von  nun  an  nehme  ihre  regelmässige  Bewe- 
gung die  Form  der  Elipse  an,  die  zwei  Mitlelpunkte  hat. 
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Er  füg'te  hinzu :  warum  sollte  diese  Form  niclit  eLeii- 
falls  stark,  ja  ikx'Ii  stärker  sein  können,  als  die  vorige? 
hat  d(K'li  Gott,  als  er  das  Universum  ordnete,  der  Bewe- 
gung der  Himmelskörper  für  ewige  Zeiten  diese  Form 
vorgeschrieben ! 

Aus  eigener  Erfahrung  kann  ich  sagen,  dass  in  je- 
ner Zeit  die  österreichischen  Staatsmänner,  die  beim 
Ausgleich  mitwirkten,  ein  eben  so  aufrichtiger  guter 
Wille  leitete,  wie  nns.  Es  stand  zwar  nicht  in  unserer 
Macht,  die  durch  Se.  Majestät  angenonnnenen  Grund- 
jn'inzipien  zu  ändern,  welche  im  XII.  G.-A.  enthalten 
sind;  aber  bei  der  Feststelhmg  der  Modalitäten  und 
Mittel  gab  uns  unsere  Verfassung  einen  entschiedenen 
Einfluss,  ja  die  gemeinsame  Feststellung  derselben 
anerkannte  und  wünschte  auch  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung des  XII.  G.-A.  1867. 

Mit  dem  Beginn  des  Jahres  1868  trat  also  der  Zeit- 
punkt ein ,  wo  die  Lebensfälligkeit  der  neuen  verfas- 
sungsmässigen Verhältnisse  durch  die  Praxis  erwiesen 
werden  musste.  Alle  drei  Ministerien  strebten  aufs  auf- 
richtigste hierzu  mitzuwirken. 

Die  erste  Schwierigkeit,  die  in  dieser  Rich- 
tung auftauchte,  war  die  Bank  frage.  Welchen 
Standpunkt  ich  als  ungarischer  Finanzminister  in  dieser 
Frage  einnahm,  habe  ich  im  vorigen  Kapitel  dargelegt, 
indem  ich  die  Vereinbarungen  von  Wort  zu  Wort  ci- 
tirte,  welche  1867,  also  vor  dem  definitiven  Abschluss 
des  staatsrechtlichen  Ausgleichs  zwischen  dem  österrei- 
chischen und  dem  ungarisclien  Ministerium  zu  Stande 
kamen. 

Ich  könnte  auch  heute  niclit  anders  liandeln,  als 
damals. 

x\ls  wir  am   8.   ^März   1867   über  melirere  Frngen 
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bezüglich  des  damalig-en  Uebergangsjalires  zu  einem 
entschiedenen  Uebereinkommen  trelauo'en  mussten,  er- 
lieischten  es  ebensowohl  die  Interessen  des  Handels  und 
des  Geldumlaufs  unseres  Vaterlandes,  wie  die  besonnene 
Kluglieit,  dass  die  bestehenden  Rechtsverhältnisse  der 
Bank  in  diesem  Uebergangsjahre  weder  auf  admini- 
strativem, noch  auf  legislativem  Wege  gestört  werden. 
Was  ich  zur  radicalen  Regelung  der  Frage  der 
Staatsfinanzen,  der  Staatsschuld-  und  der  Bankfrage  im 
Interesse  unseres  Vaterlandes,  ja  im  gemeinsamen  In- 
teresse der  Monarchie  in  diesem  Uebergangsjahre  durch- 
zufüliren  wünschte,  habe  ich  im  VIII.  Kapitel  dargelegt. 
Es  wird  gewiss  Viele  geben,  w^elche  diese  meine  Absicli- 
ten  auch  heute  missbilligen,  sie  unausführbar,  unge- 
recht, luibillig  nennen  werden;  —  diese  bitte  ich,  nicht 
zu  vergessen,  in  was  für  einer  Zeit  in  mir  die  Idee  ent- 
stand, von  welcher  ich,  wenn  sie  entschlossen,  geschickt, 
nnd  ohne  Zögern,  ja  wenn  nöthig,  auch  schonungslos 
durcligeführt  worden  wäre,  die  materielle  Regeneration 
der  Monarchie  und  die  volle  Unabliängigkeit  Ungarns  in 
Beireff  der  Geldzirkulation  erwartete.  Sie  mögen  niclit 
vergessen,  dass  ich  das  Alles  in  jener  Zeit  für  ausführ- 
bar, zweckmässig,  ja  für  nothwendig  hielt,  als  trotz  der 
Jalirliunderte  alten  Vergangenheit  der  Monarchie  und 
der  in  den  jüngst  verflossenen  Jahren  massgebend  gewe- 
senen politischen  Dogmen,  durch  deren  Geltendmachung 
unser  Vaterland  und  die  Monarcliie  so  viel  gelitten  hat. 
—  im  Jahre  1867  auf  einmal  Dinsre  factisch  durcho-eführt 
wurden,  welche  in  politisclier  Beziehung  der  vorherge- 
gangenen Richtung  diametral  entgegenstanden  und  nocli 
vor  Kurzem  umnöglich  geschienen  hatten.  Ich  weiss^ 
dass  wiihrend  der  seitdem  verflossenen  8  Jahre  die  Si- 
tuation sicli  dermassen  verJindert  hat,  dass  jetzt  schon 
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Jedennaiiii  niiders  ülier  das  urtlicilen  wird,  was  aiicli 
icli  damals  durclizu  füll  reu  für  sclir  sdnver  liiclt.  Für 
die  politische  Umwandlung  spricht  eni  achtjiiln-iger  Er- 
folg ;  die  von  mir  gewünschte  Massregel,  welche  die  ma- 
teriellen Interessen  der  Monarchie  radikal  nmgestalten 
sollte,  ist  nur  eine  Idee  geblieben,  und  so  werde  ich 
mich  nicht  wundern,  wenn  Viele  sie  jetzt  zu  den  unaus- 
führbaren Ideen  ziihlen  werden. 

Da  ich  mich  jedoch  im  September  1867  überzeugte, 
dass  dieses  Ziel  unter  den  gegebenen  Umständen  nicht 
erreichbar  sei ,  so  blieb  mir  nichts  üljrig ,  als  nach 
der  Vereinbarung  zu  streben ,  die  am  V2.  Septem- 
ber inVöslan  zwischen  den  beiden  Ministerien  zu  Stande 
kam.  Darin  verpflichtete  sich  das  ungarische  Ministe- 
rium hinsichtlich  der  Bank,  insolange  als  in  Betreff  der 
Bankfrage  keine  Verehibarung  mit  der  anderen  Hälfte 
der  Monarchie  zu  Stande  konmit,  in  Ungarn  keine  Zet- 
telbank zu  errichten  und  den  Z^vangskurs  der  Noten 
der  österreichischen  Nationalbank  in  Ungarn  anfrecht 
zn  erhalten  ;  aber  diese  Verpflichtung  ü  b  c  r- 
n  a  h  m  d  a  s  n  n  g  a  r  i  s  c  li  e  Ministerin  m  n  n  t  e  r 
p  r  ä  c  i  s  u  m  s  c  h  r  i  e  b  e  n  e  n  Bedingungen:  näm- 
lich dass  die  österreichische  Nationalbank  verpflichtet 
werde,  in  Ungarn  so  viele  Filialbaid\:en  zu  errichten, 
als  das  ungarische  Ministerium  für  nöthig  erachten 
wird,  ihre  Filialen  den  Bedürfnissen  des  Handelsver- 
kehrs entsprechend  zu  dotiren,  und  in  ihre  Statuten  die 
Bestimmung  aufzunehmen,  dass  sie  verpflichtet  sei,  auf 
die  Werthpapiere  beider  Hälften  der  Monarchie,  so  ^^•ie 
auf  andere  auf  der  Börse  notirte  Effecten  von  solidem 
Kredit  Darlehen  zu  geben. 

Das  ungarische  Ministerium   hat   also  keine  unbe- 
dingte Verpfliclitnng  auf  sich  genonnnen,  sondern  diese 
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cise  Bedingungen  geknüpft.  Das  ungarisclie  Ministerinni 
hat  die  Aufgabe,  die  es  übernommen,  in  vollem  Masse 
erfüllt,  und  konnte  daher  mit  Recht  erwarten,  dass  hin- 
wiederum das  österreichische  Ministerium,  unter  wel- 
chem die  österreichische  Bank  steht,  bei  dieser  es  durch- 
setzen werde,  dass  sie  dem  Kredit  Ungarns  alle  dieVor- 
theile  zukommen  lasse,  die  zu  erfüllen  Aufgabe  der 
ausschliesslich  privilegirten,  und  für  ihre  Noten  mit  dem 
Zwangskurs  ausgestatteten  Zentralbank  ist. 

Wenn  das  österreichische  Ministerium  diese  Bedin- 
gung genau  efüllt,  und  demzufolge  die  Bank  die  Dien- 
ste, auf  welche  der  ungarische  Verkehr  nach  Recht  und 
Billigkeit  Anspruch  machen  darf,  mit  aufriclitigem  gu- 
ten Willen  in  vollem  Masse  und  stetig  geleistet,  wenn 
sie  wahrend  der  Uebergangsperiode,  bis  nämlich  das 
Bankprivilegium  zu  Ende  geht,  also  bis  Ende  1876, 
die  Kreditanforderungen  des  Landes  berfriedigt  hätte : 
so  wäre  die  Bankfrage  nicht  in  so  schroffer  Gestalt  her- 
aufbeschworen worden,  wie  sie  heute  besteht.  Dass  die 
Stimmung  in  dieser  Angelegenheit  eine  gereizte  wurde, 
daran  ist  die  Bank  zum  grössten  Tlieil  selbst  Schuld,  da 
sie  es,  um  die  gesetzliche  Anerkennung  ihres  Privile- 
giums zu  erzwingen,  mit  ihren  Interessen  für  vereinbar 
hielt,  eine  Hälfte  der  Monarchie,  das  ganze  grosse  Ge- 
biet der  zur  Krone  des  h.  Stefan  gehörenden  Länder, 
dadurch  in  eine  Zwangslage  zu  bringen,  dass  sie  die 
Kreditansprüche  der  Industrie  und  des  Handels  dersel- 
ben nach  ihrer  Willkühr  abschätzte.  Sie  bedachte  nicht, 
dass  sie  durch  ein  solches  Verfahren  auch  noch  die 
Zweifler  und  dieZagliaften  zu  der  Ueberzeugung  bringt, 
dass  eine  aussei diesslich  privilegirte  Bank,  die  ihren  Sitz 
ausser] lallj    der  Grenzen  unseres  Vaterlandes  liat,    den 
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bereclitig'teii  Kreditaiifordeningen  desselben  iildit  ent- 
spreclien  kann,  nnd  dass  sie  fürdieZnkunft  niclit  allein 
vom  Gesiclitspnnkt  des  Interesses,  sondern  aneli  des  nio- 
ralisclien  Selbstoefühls  eine  solche  L<)snno:  nnmöo-lich 
macht,  wie  sie  die  Bank  von  ihrem  eigenen  Gesichts- 
2)nnkt  ans  hatte  wünschen  müssen. 

Icli  g'ebe  zn ,  dass  in  der  Bankfrao^e  eine  2:anzc 
Iveihe  von  Fehlern  be()^an2:en  worden  ist,  —  aber  den 
grössten  Fehler  beging  die  Bank  selbst,als  sie,  blos  nm  die 
Beo^ünstimmo;  in  das  nno^arische  Gesetzbnch  eino-ctrao-en 
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zn  sehen,  die  ihr  dnrch  die  vöslaner  Vereinbarnng  für 
die  ganze  Daner  ihres  Privileginms  gesichert  wurde,  die 
sie  thatsächlich  genoss,  nnd  wegen  deren  sie  uns  im 
Herbst  1869  bei  Geles-enheit  einer  Geldkrise  zum  ersten 
Male  ihre  Macht  fühlen  lassen  wollte :  —  zn  Zwangs- 
massregreln  STiff  nnd  hierdurch  ihren  Zweck  am  sicher- 


sten  zn  erreichen  glaubte.  Also  nicht  in  der  Vöslaner 
Vereinbarung  lag  der  Fehler,  sondern  darin,  dass  diese 
von  der  Bank  nicht  eingehalten  wurde. 

Als  ich  ungarischer  Finanzminister  war,  18 G7, 1868, 
und  den  grössten  Tlieil  des  Jahres  1869,  war- die  Bank- 
frage nicht  auf  die  Spitze  gestellt.  Die  Bank  entsprach 
bereitwillio;  den  i^nfordernns^en,  die  ich  im  Interesse  des 
Kredits  an  sie  stellte ;  —  andererseits  hielt  das  Ministe- 
rium die  Vöslaner  Vereinbarung  genau  ein,  und  erfüllte 
die  hinsichtlich  einzelner  administrativen  Gegenstände 
aufgetauchten  Wünsche  der  Bank  mit  Zuvorkommenheit. 

Im  Folo-enden  beabsichtio-e  ich  das  Entstehen  nnd 
die  Ent  Wickelung  der  l^ankfrage  bis  zum  heutigen  Tage 
darzustellen.  Die  Kenntniss  hievon  ist  für  alle  Diejeni- 
«■en  ncithio;,  die  auf  die  Bankfraoce  mittelbar  oder  unmit- 
telbar  Einfluss  liaben  Averden,  denn  iiiii-  mit  dies(*r 
Kenntniss  kann   die   oeg-enwlirtioe  Situation  richtig  be- 
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iirtliellt,  lind  l)estliiiiut  Averden,   welclie  Sclirltte  in  der 
nächsten  Zukunft  zu  tliun  seien. 

Da  die  r)sterreiclnsclie  Nationalbaidv  Anfangs,  im 
ganzen  Verlauf  der  Jahre  1867  und  1868,  ja  auch  während 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1869  die  Kreditanforderun- 
gen des  Landes  hi  billige  Eücksicht  nalnn,  so  konnte 
das  verfassuno'sniässio-e  ungarische  Ministerium  in  der 
ersten  Periode  seines  Bestandes  si(di  mit  der  Wirksam- 
keit der  Bank  zufrieden  geben.  Jedermami  schien  die 
heikle  Natur  dieser  Frage  zu  fühlen,  ja  selbst  die  Oppo- 
sition des  Abgeordnetenhauses  machte  sie,  obgleich  die 
Bankfrage  in  der  Tagespresse  mehr  als  einmal  vorge- 
bracht wurde,  bis  Ende  1869  nicht  zum  Gegenstande 
reichstäglicher  Verhandlungen.  Eine  gleiche  Vorsicht 
war  seitens  des  Reichsrathes  wahrzunehmen,  und  auch 
der  österrei(3hische  Finanzminister  schwieg  über  diese 
AntJ^eleo-erdieit ,  die  Bankdirektion  aber  Hess  sich  mit 
keinem  Wort  in  die  Diskussioji  principieller  Fragenein. 
In  ihren  Berühruno'en  mit  dem  unofarischen  Ministerium 
blieb  sie  vollkommen  objektiv,  ja  ich  glaube,  weim  das 
Reinerträgniss  der  Baidc  dazu  hingereicht  hiitte,  damit 
den  Bank-Aktionären  die  im  Sinne  der  1863-er  Bank- 
Akte  garantirte  Dividende  unverkürzt  ausgezahlt  werden 
könnte,  oder  wenn  die  Dividende  sich  überdiess  noch 
bedeutend  irehoben  hätte:  so  hatten  wir  mit  der  Bank 
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Jahre  hindurch  in  P^rieden  o-elebt,  und  die  Bankfrao-e 
hätte  zwischen  den  beiden  Ministerien  und  den  l:»eiden 
Gesetzgebungen  kaum  den  Gegenstand  scharfer  und 
widerspruchsvoller  Diskussionen  gebildet. 

Ziun  l^eweise  dessen  wird  es  von  Interesse  sein, 
auf  die  Geschehnisse  zurückzublicken,  die  im  Geschäfts- 
kreise der  Bank  Avahrend  der  Jahre  1866  und  1867  vor- 
gekommen sind. 
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In  der  Beilage  dieses  Werkes  Nr.  IIl.  ist  naclige- 
wieseii,  in  welchem  Masse  die  Banknoten  im  Verlauf  des 
Jahres  1806  in  Umlauf  kamen.  Daraus  geht  hervor, 
dass  das  Geschäft  der  Baidc  in  diesem  Jahre  bedeutend 
zm-ücko-eo-ano'en  sei.  l^-otzdcm  die  Bank  Ende  Dezember 
1<S65  grosse  Vorbereitungen  traf,  um  die  Bareinhisung 
mit  Metallvaluta  zu  beo-innen  und  demziif()l":e  schon 
vorher  gestrebt  hatte,  den  Banknoten-Umlauf  mr)glichst 
einzuchränken,  so  machte  dieser  dennoch  351.94  Mil- 
lionen aus;  mit  Ende  Dezember  1866  war  der  ITndauf 
auf  283.98  Millionen  gesunken,  er  war  daher  um  67. 12 
Millionen  geringer,  als  zu  Anfang  des  Jahres.  Infolge 
dessen  konnte  das  in  diesem  Jahre  sich  ero'ebende  Rein- 
erträo-niss  nicht  jxünstio-  o-enannt  werden,  denn  es  Avar 
nur  so  möglich  die  7"q  Dividende  unter  die  Aktionare 
zu  vertheilen,  dass  der  Staat,  der  die  Pressen  der  l^aidv 
in  Ans})ruch  nalnn,  für  die  Anfertigung  der  Staatsnoten 
600,000  Gulden  zahhe.  *) 

Das  J  a  h  r  1867  erwies  s  i  c  h  a  1  s  n  o  c  h  u  n- 
g  ü  n  s  t  i  g  e  r.  **)  Die  Cirkulation  der  Banknoten  nahm 
fortwährend  ab,  die  der  Staatsnoten  hingegen  hol)  sich. 
Mit  Ende  Dezember  1866  hatte  nämlich  der  Banknoten- 
Umlauf  noch  283.98  Millionen  ausgemacht,  mit  Ende 
Dezember  1867  fiel  er  jedoch  auf  247.02  Millionen;  der 
Umlauf  der  Staatsnoten  aber,  der  Ende  Dezeml)e]- 1866 
die  Smnme  von  215.79  Millionen  ausmachte,  Jiatte  sich 
Ende  Dezember  1867  auf  301. 13  Millionen  gehoben.  Es 


*)  1866  war  das  gesammte  Betriebsergebniss  der  Bank  10.965,280  fl.  ; 
davon  die  Ausgaben  im  Betrag  von  2.404,100  fl.  abgerechnet,  verblieb  ein 
Eeinerträgniss  von  8.561,180  fl. ;  nachdem  hiervon  als  statiitenmässiger  Bei- 
trag für  den  Eeservefond  762,170  fl.  abgezogen  waren,  erhielten  die  Aktio- 
näre für  jede  Aktie  52  fl.  Dividende. 

**)  Der  Monats-Ausweis  de.s  Bank-  und  Staatsnoten-Umlaiifes  und  der 
Stand  des  Agio's  im  Jahre  1867  ist  in  der  Beilage  Nr.  V.  enthalten. 
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trat  (lahei-  die  Peru^dc  ein.  avo  die  l)ankdirektioii  nicht 
im  Stande  Avar,  den  Aktionaren  vom  1867-er  Gescliäfts- 
hetrieb  die  ilmen  dnrcli  den  4.  §.  der  Bank-Akte  inAus- 
sielit  gestellte  Minimal-Dividende  zu  zalden,  nnd  so 
gelangte  die  Bestimmnng  eben  dieses  §.  zur  Geltung, 
nach  welcher  der  Staal?^  im  Falle  dass  die  Minimal-Di- 
vidende niclit  erreiclit  wird,  zu  Gunsten  der  Bankaktio- 
näre an  Zinsen  für  die  80  Millionen  Schuld  eine  Million 
zu  zalilen  habe.  Nun  aber  war  das  Eeinerträgniss  der 
Bank  selbst  mit  TTinzurechnung  dieser  Million  derart 
verringert ,  dass  die  Aktionäre  für  dieses  Jahr  nur  48 
Gulden  Dividende,  d.  i.  6.53"/"  bekommen  konnten.  *) 

Die  Bank  unterliess  esaucli  niclit,  gegen  Ende  De- 
zember 18()7,  als  sie  den  namhaften  Abgang  in  ihrem 
Erträgniss  schon  deutlich  sah,  vom  österreichischen  Fi- 
nanzminister zu  verlangen,  dass  er  die  Million,  die  im 
.Sinne  der  Baidi-Akte  zu  zahlen  war,  wenn  die  Divi- 
dende weniger  als  77g  ausmacht,  zu  Gunsten  der  Bank 
flüssig  mache.  Der  österreichische  Finanzminister,  Frei- 
herr V.  Becke,  zahlte  diese  Sunnne  auch  aus,  was  als 
Beweis  dient,  dass  das  unter  gewissen  Umständen  ver- 
zinsliche 80  Millionen-Anlehen,  und  die  bei  der  ersten 
Gelegeidieit  geleistete  Zahlung  der  Zinsen  —  und  es 
leistete  sie  der  österreichische  Finanzminister  —  als 
regelmässig  und  natürlich  angesehen  wurde.  Diese 
Zahlung  geschah  aber,  ohne  dass  dazu  die  Einwilligung 
des  ungarischen  Finanzministeriums  verlangt  worden 
wäre. 


*)  1867  betrugen  die  gesammteii  Eiimalimeii  der  Bank  8, u9 1.698  tl, 
die  Ausgaben  1,659.671  fl,  e.s  verblieb  daber  ein  Keinertrag  von  6,432.02?.  fl, 
wovon  .nn  den  Ilescrvefond  den  Statuten  gemäss  689,642  fl.  abzugelten 
waren  ;  die  laut  §.  4  der  Bank-Akte  vom  Staat  an  die  Bank  ?.n  znblende 
Million  binzu  gerecbnet,  maohte  der  GesammtgeAvinn  7,207.976  H,  was  pr. 
Aktie  einer  Dividende  von  48  11,  d.  i.  6..'')P."/„,  entspricbt. 
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Die  Aktionäre  der  iJaiik  kamen  am  ](').  Januar 
1868  znsannnen  und  <lie  Direktion  zeigte  der  General- 
versammlung" an,  dass  trotz  dem  diireli  den  Staat  gelei- 
steten l^eitrag  von  einer  Million  die  l'^l^ige  Dividende 
uiclit  gezahlt  werden  könne,  da  liierzu  nocli  iimiici- 
520,000  Ü.  abgehen.  Bei  dieser  Gelegenlieit  Ix'rief  sieli 
die  Bankdirektion  darauf,  dass  sie,  so  lange  nchen  den 
Banknoten  300  Millionen  in  Staatsnoten  im  Umlauf 
sind,  bei  aller  xVnstrengung  nieht  im  Stande  sein  werde, 
an  die  Aktionäre  einen  befriedigenden  Ertrag-  zu  ver- 
tlieilen.  In  diesem  Bericlit  wurde  aueh  vorgebraelit,  dass 
liinsichtlie]i  der  zur  Vervollständigung  der  7 'Vagen  Ver- 
zinsung erforderliclien  Summe  noeli  keinerlei  Schritte 
geschehen  seien.  Auf  diese  Vorlage  bescdiloss  die  Gene- 
ralversammlung, die  l^ankdirektion  und  den  Ausschuss 
weo'en  Deckuno'  dieses  Abo'ano-s  zu  ^^'eiteren  Verband- 
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lungen  mit  dem  Ministerium,  so  wie  aucli  dazu  zu  er- 
mäclitio-en,  dass  sie  wetzen  Abänderuuü'  der  18Go-er 
Baukakte  die  erforderliclien  Schritte   thun. 

Schon  am  '2.  Februar  1868  hielten  Delegirte  der 
Bankdirection  und  des  Finanzministeriums  Konferenzen 
in  Angelegenheit  der,  der  Bank  zu  gebenden  Entschä- 
digung.  Am  19.  Februar  erklärte  der  Finanzminister, 
er  könne  in  der  Entschädigungsfrage  kehie  entschiedene 
Ansicht  aussprechen,  da  er  vorher  hinsichtlieh  des 
Rechtsstandpunktes  die  Mehning  der  Finanz})rocuratur 
zu  vernehmen  wünsche.  Am  7.  März  machte  der  Fi- 
nanzminister der  Bank  zu  wissen,  dass  die  Finaiizprocu- 
ratur  so  hinge  kein  Gutachten  abgeben  könne,  bis  sie 
sich  nicht  mit  der  Direction  bis  Einvernehmen  o-ezetzt  hat. 
Bei  diesem  ungewissen  Stande  der  Sache  beschloss  die 
österreichische  Bank  beim  r)sterreichis('hen  Abo-eordneten- 
hause  eine  Petition  einzureichen.    Diese  Petition  wurde 
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am  4.  Juni  1868.  eiugerelcUt,  und  die  Bank  drückte 
darin  den  Wunsch  aus,  dass  sie  ehestens  in  ihren  gesetz- 
niässigen  Stand  zurückversetzt,  und  ilir  für  die  Verlet- 
zung ihres  Privilegiums  eine  entsprechende  Entschädi- 
gung gegeben  werde. 

Als  der  Inhalt  dieser  Petition  zur  öffentlichen 
Keimtniss  gelangte,  fehlte  es  nicht  an  Solchen  —  auch 
in  der  Wiener  Presse  nicht  — ,  die  verlangten,  es  solle 
betont  werden,  dass  die  Zeit  gekommen  sei,  den  Ueber- 
gang  von  der  künstlichen  Zentralisation  zur  Baid<:frei- 
lieit  vorzubereiten. 

Diese  Petition  wurde  jedoch  im  Laufe  des  Jahres 
1868  nicht  verhandelt,  und  erst  am  27.  Februar  1869 
erstattete  der  Finanzausschuss  den  Bericht  darüber.  In 
diesem  Bericht  anerkennt  der  Finanzausschuss  zwar, 
dass  die  Bank-Akte  ein  bilateraler  Vortrag  sei,  und  dass 
die  Verordniuigen  vom  5.  Mai,  7.  Juni,  u.  25.  August 
1866  die  Eechte  der  Bank  nicht  respektirt  haben ;  — 
doch  enthält  er  sich  über  die  von  der  Bank  bean- 
spruchte Entschädigung  eine  Meinung  abzugeben ,  da 
dieselbe,  wenn  die  Bank  ihre  Forderung  im  Prozess- 
wege gelten  zu  machen  wünsclit,  den  Gegenstand  eines 
richterlichen  Anspruchs  bildet.  Der  Finanzausschuss  be- 
merkt ferner,  die  Umstände  seien  dagegen,  dass  die 
Bank  in  ihren  vorigen  Stand  zurückversetzt,  d.  h.,  dass 
die  gegenwärtig  in  Umlauf  befindlichen  Staatsnoten 
eingezogen  werden ;  und  schliesst  mit  dem  Vorschlag, 
dass  die  Petition  der  Bank  dem  Finanzminister  mit  der 
Weisung  übermittelt  werde,  er  möge  mit  den  Vertretern 
der  Bank  Verhandlungen  zu  dem  Zweck  einleiten,  da- 
mit die  Beschwerde  der  Bank  untersucht,  eine  den  Ver- 
hältnissen angemessene  Vereinbarung  vorbereitet    und 
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dann  dem  Reiclisratli  zur  vertassungsmiissigen  Beliand- 
hui"'  voroele"-t  M'crde. 

Dieser  Bericlit  des  Finanzausscliusses  wurde  eiu- 
stininiig  angenommen. 

Die  bei  dieser  Gelegenheit  vom  r)ster- 
reiclii  s  e  li  en  Finanzminister  a  1)  o-eo-cb  ene 
E  r  kl  l\  Y  u  n  g  ist  von  I  n  t  e  i-  e  s  s  e  ,  da  sie  die  Rieli- 
tung  andeutet,  die  er  in  Betreff  der  Bank  zu  l)ef()]gen 
wünselite.  und  die  Schritte  erklärt,  welche  er  s^Jäter  ge- 
than  hat.  Er  gibt  in  seiner  Hede  zu,  dass  das  Eiidcom- 
men  der  Bank  durch  die  Emission  der  Staatsnoten  be- 
trächtlicdi  geschmälert  worden  sei;  er  drückte  auch  die 
Ansicht  der  Regierung  aus,  dass  die  Einziehung  oder 
eine  betriichtliche  Verminderung:  der  Staatsnoten  in  den 
nächsten  Zeiten  nicht  durchführbar  sei,  und  demzufolge 
anerkannte  er  die  Billigkeit  dessen,  dass  den  Aktionären 
der  Bank  eine  Entschädio-uno^  i^eo^eben  werde :  er  be- 
merkte  jedoch,  dass  es  ncUhig  sei,  einen  sol- 
chen E  n  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  g  s  m  o  d  u  s  festzustel- 
len, durch  w  e 1 c  h  e  n  d  er  St  a  a  t  a  u  f  k  eine 
Weise  belastet  \\  ü  r  d  e  ;  demzuf(  )lge  erklärte  er  im 
Namen  der  Reo-ierunji:  deren  Bereitwilligkeit  mit  der 
Bank  hierüber  in  Verhandlung  zu  treten. 

Aus  dieser  Erklärung  Dr.  Brestl's,  der  mittlerweile 
zum  Finanzminister  ernannt  worden  war,  geht  hervor, 
dass  die  österreichische  Reonerunö'  einen  Lösuni»'sniüdus 
wünschte,  bei  Avelchem  der  Geschäftsgewinn  der  Bank 
trotz  dem  Umlauf  der  Staatsnoten  hinreiclien  \Mlrde, 
um  den  Aktionären  mindestens  eine  7^i  I)ividende  zu 
sichern;  hierdurch  war  eine  Aenderuui»'  der  Statuten  in 
zwei  Richtungen  angedeutet,  dass  nändich  das  Stamm- 
kapital der  l)ank  vei-nu'ndert.  und  dei-cn  Geschäftskreis 
zum  l^ehuf  der  möü-lichsten  Steiu-eruno;  des  Erträn'nisses 
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erweitert  werde.  Im  Ijaiife  seiner  Rede  tauchte  die  Fräste 
der  80  Millionen,  die  der  Staat  der  Bank  schuldet,  im 
Kreise  des  Reichsratlis  zum  ersten  Male  auf.  Ueber  diese 
Frage  äusserte  sich  Dr.  Brestl,  wie  folgt :  »Die  Regie- 
rung ist  bereit,  sich  mit  der  Bank  in  Unterhandlungen 
einzulassen;  bevor  sie  aber  diess  thut,  ist  es  nötliig  mit 
dem  ungarischen  Ministerium  wegen  einer  gemeinsa- 
men Feststellung  in  Berathung  zu  treten,  da  die  80 
Millionen  Gulden,  welche  der  Staat  der  Bank  schuldet, 
in  der  Vereinbarung,  die  über  die  Staatsschuld  getrof- 
fen Avorden  ist,  keine  Erledigung  gefunden  hat.  Diese 
Frage  ist  daher  eine  schwebende ;  anderseits  stehen  die 
hinsichtlich  derBaid^:  inVorschlao;  zu  brino^enden  Mass- 
regeln  mit  der  Regelung  der  Valuta,  daher  mit  der  Fun- 
dirung  der  Staatsnoten  in  engem  Zusannnenhang. « 
Er  anerkennt  ferner,  dass  die  Regelung  der  Valuta  die 
,  Aufgabe  einer  späteren  Zeit  sei,  und  schliesst  seine  Rede 
mit  dem  Vorschlag,  dass  über  die  Regelung  der  Valuta, 
die  mit  der  Bankfrage  in  engem  Zusammenhang  steht, 
eine  Enquete-Kommission  ein  Gutachten  abgeben  solle. 
Der  Beschluss  des  österreichischen  Abgeordnetenhau- 
ses und  die  Erklärung  des  Finanzministers  beweisen,  dass 
der  Reichsrath  und  das  Ministerium  bei  Gelegenheit  der 
ersten  Verhandlung  über  die  Bankfrage  die  Bank  als  ein 
ausschliesslich  österreichisches  Institut  betrachteten,  das 
in  legislativer  Beziehung  nur  dem  Reichsrath,  in  admini- 
strativer einzig  und  allein  dem  österreichischen  Mini- 
sterium unterstellt,  und  dass  die  Frage  der  80  Millionen 
Schuld  nur  nebenbei  als  eine  nicht  gelöste  Frage  der 
Vereinbarung  über  die  Staatsschuld  betrachtet  wurde. 
Hiernach  begannen  zwischen  den  beiden  Ministerien 
die  Verhandlungen  über  die  Bankangelegenheit.  Auch  sei- 
tens der  Bank  wurden  Vorschläge  über  den  Lösungsmo- 
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dus  ausgearbeitet,  auf  welclieii  der  österreicliisclie  Fi- 
rianzmi] lister  angespielt  liattc,  uiimlicli,  wie  man  die  Di- 
vidende der  Bank- Aktionare  in  solclieni  Masse  steigern 
könne,  dass  der  Staat  nicht  gencitliigt  sei,  die  in  der 
Bank-Akte  ansbednngene  Entscliiidignng  zu  zalden. 

Der  Generalsekretär  der  Bank,  Ritter  v.  Ducani, 
der  sich  im  Bankwesen  mehr  als  einmal  als  trefflicher 
Schriftsteller  und  Fachmann  erwiesen  hatte,  trat  mit 
einem  persönlichen  Vorschlag''')  auf.  Der  Zweck  sehier 
Broschüre  war  kein  anderer,  als  den  Standpunkt  darzu- 
legen, welchen  die  Bankdirektion  in  ihrem  Interesse 
einzunehmen  für  zweckmässig  fand,  und  deren  Ansich- 
ten Denjenigen  bekannt  zu  geben,  die  in  dieser  Ange- 
legenheit einen  entscheidenden  Einfiuss  auszuüljen  beru- 
fen waren. 

Herr  v.  Lucani  schlägt  die  Herabmindennig  des 
Stammkapitals  der  Bank  von  110  Millionen  auf  00 
Millionen  yov  ,  damit  auf  die  Aktionäre  ein  grösserer 
Gewinn  komme.  Er  wünscht ,  dass  die  80  Millionen 
Staatsschuld  während  der  Dauer  des  Privilegiums  mit 
4''/o  verzinst  w^erde,  falls  der  statutenmässige  Zuschlag 
zum  Reservefond  und  die  TV« ige  Dividende  der  Aktio- 
näre aus  dem  Reingewinn  nicht  gedeckt  w^erden  könnten. 
Er  wünscht  ferner  die  Erweiteruno-  des  Geschäftskrei- 
ses  der  Baid<:,  und  der  namhafteste  unter  den  zu  diesem 
Zweck  gemachten  Vorschlägen  ist  der,  dass  die  Bank 
auch  mit  zwei  Unterschriften  versehene  Wechsel  es- 
comptiren  dürfe.  Schliesslich  beantragt  er,  dass  von 
dem,  ö'^/o  des  Aktienkapitals  übersteigenden  Reingewinn 


*)  »Vorschlag  zu  einer  Vereinbarung  l)ezliglicL  der  Entschädigungs- 
ansprüche der  priv.  österr.  Nationalbauk  im  Zusammenhang  mit  einer  Aen- 
derung  des  Uebereinkommeus  mit  dem  Staat  von  lt56o.<  Wien,  18fib. 
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nicht  ein  Viertel,  sondern  nnr  ein  Seclistel  znm  Reserve- 


fond geschlagen  werde. 


Der  Ansschnss  der  Bank  nahm  den  Vorschlaof  des 


ö 


Herrn  von  Lncam  als  Grnndlao^e  der  Verhandlnnir  aii 
und  setzte  den  Finanzniinister  am  5.  März  1868  hier- 
von in  Kenntniss.  Später,  am  4.  April,  reichte  die  Bank- 
direktion beim  Finanzministerimn  einen  Vorschlag 
ein,  anf  dessen  Grundlage  sie  die  Verhandlungen  in 
Vollzug  gesetzt  wünschte.  Dieser  Vorschlag  wich  indes- 
sen von  dem  des  Generalsekretärs  in  einiijen  Punkten 
ab,  insofern  darin  die  Verzinsung  der  80  Millionen  mit 
4'Vo  unbedingt  gewünscht  wird,  nämlich  auch  in  dem 
Falle,  dass  der  Reingewinn  des  Betriebes  eine  7%  ige 
Dividende  ergäbe ;  die  Bankdirektion  verlangt  ferner 
entschieden,  dass  das  zn  schliessende  Uebereinkommen 
dann  in  Geltung  trete,  wenn  es  in  den  im  Reichsrath 
vertretenen  Ländern  luid  in  den  Ländern  der  ungari- 
schen Krone  zur  Gesetzeskraft  erhoben  wird.  Also  nicht 
die  österreichische  Gesetzgebung  und  das  Ministerium, 
sondern  die  Bank  selbst  Avünschte  zu  erreichen,  dass 
die  Bank  als  ein,  nicht  bloss  von  der  österreichischen, 
sondern  auch  von  derungarichen  Gesetzgebung  abhän- 
giges, somit  als  ein  gemeinsames  Listitut  angesehen 
werde. 

Was  die  Verhandlungen  zwischen  uiir  und  dem 
österreichischen  Finanzminister  betrifft,  so  erinnere  ich 
mich  zwar  in  Folge  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes 
an  die  Hauptmomente  derselben ;  allein  nach  so  langer 
Zeit  kann  ich,  da  mir  die  amtlichen  Aktenstücke  nicht 
zur  Verfügung  stehen,  nur  diejenigen  Daten  benützen, 
die  zur  (öffentlichen  Kenntniss  o-elanort  sind.  Solche  sind 
die,  welche  im  März  1873  in  der  »Reform«  erschienen 
und  beinahe  wöirtlich  mit  den  Daten  des  Memorandums 
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übereinstimmen,  das  zil  jener  Zeit  im  ungariselien  FI- 
uanzministerinm  ilher  die  Vorgänge  in  der  Eankfrage 
zusammengestellt  und  einigen  Abgeordneten  in  eineui 
litliograpliirteu  Al)druck  mitgetlieilt  wurde.  *) 

Der  österreicliisclie  Finanzminister  riclitete,  nacli- 
dem  er  von  dem  Wunsch  der  <)sterreicliisc]ien  Ikink  in 
Kenntniss  gesetzt  war,  Anfangs  April  an  mich  ein  Re- 
script,  in  welchem  er  unter  Berufung  auf  die  Wienei- 
und  Vöslauer  Vereinbaruno-en  die  Modificiruno^  der 
Bankstatuten  damit  motivirte,  dass  als  1867  das  Ueber- 
einkommen  bezüglich  der  künftigen  Verwaltung  der 
"•emeinsamen  Interessen  zwischen  den  beiden  Re<»:niko- 
lar-Deputationen  zu  Stande  kam,  die  Frage  der  80  Mil- 
lionen Bankschuld   in  Schwebe  gelassen    wurde,    und 


*)  J.  Neuwirtli  hat  die  in  der  »Eeform«  erschienene  Mittlieilung  aucli 
in  seinem  von  mir  öfter  angeführten  Werk  :  »Bankakte  und  Bankstreit«  be- 
nutzt, nocli  dazn  mit  der  Bemerkung,  dass  die  »Eeform«  diese  Daten  von 
mir  erhalten  liabe.  Hierauf  kann  ich  entschieden  erklären,  dass  Herr  Neu- 
wirtli mit  dieser  Behauptung  nicht  die  Wahrheit  gesagt  hat  ;  ich  habe  diese 
Daten  nicht  allein  der  »Eeform«  nicht  gegeben,  sondern  ich  weiss  auch  nicht, 
vom  wem  diese  dieselben  bekommen  habe.  Indes  liegt  es  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  ein  Dokument,  welches  lithographir;  in  vielen  Exemplaren  ver- 
breitet ist,  leicht  in  die  Hände  eines  oder  des  anderen  Journalisten  kommen 
kann.  Dass  dieses  lithographirt  erschienene,  später  zur  öffentlichen  Kennt- 
niss gelangte  Operat  mit  der  damaligen  Mittheilung  der  »Eeform«  identisch 
sei,  davon  habe  ich  mich  jetzt  überzeugt,  nachdem  ich  durch  die  Güte  des 
Herrn  Finanzmiuisters  Koloman  Szell  in  den  Besitz  dieses  Memorandmiis  ge- 
langt bin.  Aber  in  der  Darstellung  der  Entwickelung  der  Bankfrage  habe 
ich  auch  jene  Mittheilungen  benützt,  welche  unter  den  Akten  des  ungarischen 
Eeichstags  und  des  Eeichsraths  zu  lesen  sind,  und  besonders  habe  ich  die 
Dokumente  und  Mittheiluugen  benützt,  die  ich  in  dem  Buch  des  Herrn  Neu- 
wirtli gefunden  habe.  Wenn  ich  auch  den  Inhalt  und  die  Tendenz  dieses  im 
Interesse  der  Bank  geschriebenen  Buches  in  vielen  Punkten  als  irrig  bezeich- 
nen muss,  so  ist  es  doch  hinsichtlich  der  Ziffern  als  eine  glaubwürdige  Quelle 
zu  betrachten.  Bei  dem  —  wie  au.s  allen  seinen  Argumentationen  zu  entneh- 
men ist  —  intimen  Verhältniss  des  Verfassers  zu  der  Bank  ist  vorauszusehen, 
dass  ihm,  als  er  sein  Buch  schrieb,  das  gesannnte  Archiv  der  Bank  zur  Verfü- 
gung gestanden  sei. 
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dass  zur  Abänderung  der  Statuten  und  zu  einem  neuen 
Uebereiidconnnen  mit  der  Bank  aucli  die  Genelunigung 
der  ungari.sclien  Gesetzgebung  aus  dem  Grunde  notli- 
wendig  sei,  weil  das  Banknoten-Emissionsreclit  der 
Bank  gemiiss  dem  186o-er  Uebereinkommen  und  den 
Statuten  sicli  auf  die  ganze  Monarchie  erstreckt.  Den 
Wunsch  der  Bank  bezüghcli  der  unbedingten  Verzin- 
sung der  80  Milhonen  halte  er  nicht  für  erfülll)ar,  doch 
die  Erweiterung  des  Bankgeschäfts  bilHge  er.  Hinsicht- 
Uch  der  Keduktion  des  Stamnd^apitals  der  l^ank  sei  er 
noch  zu  keiner  feststehenden  Meinung  gelangt.  Uebri- 
gens  dürfe,  da  die  Banlcfrage  mit  der  Valutafrage  in 
engem  Zusammenhang  steht  und  eine  oluie  die  andere 
nicht  endgiltig  gelöst  werden  kann,  die  zu  treffende 
Verfügung  seines  Eraclitens  um-  eine  provisorische  sein. 
Nach  dem,  was  ich  über  die  im  März  zu  Wien  und 
,ini  September  in  Vöslau  zu  Stande  gekonnnene  Verein- 
barung gesagt,  hal)e  icli  den  Standpunkt  dargelegt,  den 
ich  in  der  Bankfrage  einnahm.  Hiermit  stinunte  auch 
meine  im  April  1868  dem  r)sterreichischen  Finanzmi- 
nister of'ep-ebene  Antwort  überein.  In  dieser  erklärte  ich 
einerseits  entscliieden,  dass  die  ungarische  Regierang 
nur  insoweit  geneigt  sei  den  Zwangskurs  der  Baidvuo- 
teii  auch  ferner  aufrecht  zu  erhalten,  als  das  Stammka- 
pital der  Bank  nicht  reducirt  wird,  und  dass  die  unga- 
rische Regierung  ihr  Recht,  eine  Zettelbank  zu  konces- 
sioniren,  insolange  nicht  zu  benützen  wfinsche,  als  die 
österreichische  Nationalbank  die  ungarischen  Werthpa- 
piere  in  gleicher  Weise,  wie  die  österreichischen,  be- 
günstigen und  die  ungarischen  Filialen  gehörig  dotiren 
wird.  Uebrigens  wies  icli  die  Anforderung  zurück,  die 
in  der  Frao;e  der  80  Millionen  Sclmld.  und  deren  zeit- 
weiliger  Verzinsung  mit  einer  Million   gestellt    worden 
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war.  Scliliesslicli  erklärte  icli  iiiicii  iniNaiiicii  {\cr  iiii^-a- 
risclieii  lieo-ieriui^'  l)C'rcit,  in  eine  (lerartio-e  Al);iiidern no- 
tier IJaiikstatutcu  ciiizuwllli*i,üii ,  (k'i-znfolge  (k'r  Wh'- 
kuiiffskreis  der  l^aiik  erweitert  würde,  deren  Ertrag  o-e- 
stelg-ert  werden  kr>niite,  und  die  inr  Keielisratli  vertrete- 
nen Länder  niclit  g'enötkig't  wären,  die  Subvention  im 
]>etrag-  einer  Million  der  Bank  nuszuzaldeu. 

Am  1.  Aii^nst  ricktete  der  (isterreicliiscke  Finanz- 
minister  an  micli  als  nngariscken  Finanzminister  aber- 
mals eine  Note,  in  welcker  er  erklärte,  dass  er  die  dnreli 
den  nngarisclieii  Finanzminister  ausgedrückten  staats- 
reclitliclien  und  finanzpolitisclien  Ansichten  nickt  tlieile, 
und  die  Darlegung  seiner  eigenen  diessfälligen  An- 
sickten  l)is  daliin  Aersckiebe,  bis  er  in  die  Protokolle 
Einsickt  o-enommen  liaben  wird,  auf"  die  der  uno-a- 
riscke  Finanzmhiister  sick  berufen  bat.  Am  1.  Au- 
g  u  s  t  1  <S68  k  a  1 1  e  als  o  d  e  r  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  k  i  s  c  k  e 
Minister  die  Vöslauer  Punkte  nocli  gar 
nickt  gesellen,  und  um  so  weniger  katte 
das  ö  st  er  r  e  icki  s  die  Mini  s  t  er  i  um  die  in  je- 
nen Punk  t  e  n  ü  b  e  r  n  o  m  m  e  n  e  n  V  e  r  })  f  1  i  c  k  t  u  n- 
g  e  n  e  r  f  ü  1 1 1.  Ferner  tkeilt  er  seine  auf  die  Abänderung 
der  Bankstatuten  bezüodichen  Bemerkuno^eii  mit  demBe- 
deuten  mit,  dass  zu  diesen  aucli  die  Einwilligung  des  un- 
gariscken  Finanzministers  erforderlick  sei;  die  Frage  der 
Reduktion  des  Stammkapitals  lasse  er  auf  später,  dock 
werde  er  auf  diesen  Gegenstand  zurückkommen. 

In  meiner  Antwort  auf  dieses  Rescript  bemei-kte 
ick,  dass  das  Privilegium  der  Nationnl- 
b  a  n  k  U  n  g  a  r  n  keinerlei  V  e  r  p  f  1  i  c  k  t  u  n  g  n  u  f- 
erlegen  k  T)  n  n  e.  da  dieses  1*  i- i  \- i  1  egi  u  m  okne 
E  in  wil  1  i  o-u  n  <x  und  TTinzutkun  IJno'arns  er- 
tkeilt    Worden    ist.     Daker  könne    die    uiiü'nriscke 
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Rep'ienmg  iiiclit  bereclitigl  sein,  sich  in  die  Angelegen- 
lieiten  der  Bank  einznmengen,  und  dass  auch  die  ungari- 
sche Regierung  bei  der  beabsiclitigten  Abänderung  der 
Baidvstatuten    mitwirke,    das    erlaube    der    Standpunkt 
niclit,  welchen  die  ungarische  Regierung  bei  Gelegenheit 
des    Ausgleichs     über     die    gemeinsamen    Verhältnisse 
eingenommen  hat.  Die  ungarische  Regierung  sei  auch 
fernerhin  die  damals  übernommenen  Verpflichtungen  zu 
erfüllen  geneigt,  insofern  diese  nicht  durcli  die  Modifi- 
ziruno;  der  Statuten  alterirt    werden.    Ferner  erwähnte 
ich,  dass  die  ungariche  Regierung  die  Aufrecliterhaltung 
des  Zwangskurses  der  Banknoten  in  Ungarn  an  die  Be- 
dingung geknüpft  habe,  dass    die  Bank  in  Ungarn  so 
viele  Filialen  errichte,  als  das  ungarische  Mhiisterium 
für  nöthig  hält,  und  dass  sie  dieselben  den  Bedürfnissen 
des  Handelsverkelirs  entsprechend  dotire.    Ueber  alles 
dieses  komme  jedoch  in  dem  Entwurf  der  Statuten-Aen- 
derung  keine  Verfügung   vor.    Wenn    daher    die    Ver- 
pflichtung der  Nationalbank,  Filialbanken  zu  errichten 
und  diese  zu  dotiren,  in  die  modifizirten  Statuten  aufge- 
nonnnen  wird,  und  wenn  die  Bank  die  Valuta  ihrer  in 
Umlauf  gebrachten  Noten  auch  ferner  durch  iln-en  Fond 
garantirt,  so  sei  die  ungarische  Regierung  geneigt,  den 
Zwarigskurs  der  Banknoten  in  derselben  Weise,  wie  den 
der  Staatsnoten,  aucli  nach  dem  Inslebentreten  der  modi- 
fizirten Statuten  in  Ungarn  aufrecht  zu  erhalten. 

In  seiner  Antwort  auf  dieses  Reskri2)t  erklärt  der 
österreichische  Finanzminister  am  13.  August,  der  3.  §. 
der  Bankstatuten,  der  keiner  Modiiication  unterliegt, 
sorge  in  erforderlicher  Weise  für  die  Verpflichtung  der 
Nationalbank,  in  Ungarn  so  viel  Filialbanken  zu  er- 
richten, als  ufithig  ist.  Er  frage,  ob  er  die  Direktion  der 
Nationalbank    nun    schon    davon  verständigen    könne, 
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das8  Ijcide  ^Liiiisterieii  in  die  Al);iii(k'i-iui}^'  der  Statuten 
eiiio-ewilliat  liaheii.  In  Uücksiclit  auf  die  Vermeidinio' 
einer  uKio-liclien    Geldkrise   drin<ie  er  auf  die  (liessf;illi<i;e 

o  o  o 

Antwort,  weil  aueli  das  Interesse  der  in  beiden  Tlieilen 
der  Mi^narcliie  vernielirten  Privat-Effektcn  es  wünscliens- 
werth  niaclie,  dass  die  Modifikationen  ehestens  ins  Leben 
treten.  Wenn  die  Abneigung  des  nngarisclien  Finanz- 
niinisters  gegen  die  Keduktion  des  Stannnkapitals  aus 
dem  P)edenken  liervorgegangen  sein  sollte,  dass  liier- 
diu'cli  die  Metallbedecknno:  der  l^aid<;noten  verweio"ert 
^^•(irde,  so  l)enierke  er  hierauf,  dass  die  Reduktion,  des 
Stannnka})itals  den  Metall vorrath  nicht  im  Mindesten 
berülu't;  und  da  die  Bankdirektion  nach  wie  vor  an 
der  Keduktion  des  Stamnds.apitalsfestlialt  und  sicli  aucii 
im  F;dl  der  Reduktion  für  fähig  liält  ihre  statutenmäs- 
sigen  Verpßiclitungen  nachznkonnnen,  so  fordere  er  den 
nnjJ!:arischen  Finanzminister  anf,  sich  in  dieser  Bezielmno- 
seiner  Ansiclit  zu  nähern. 

Da  der  Notenwechsel  in  Betreff  des  Ansodeiclis  der 
schwebenden  Fragen  zu  keinem  Resultat  führte,  so  er- 
klärte der  österreichische  Finanzminister  seine  Geneiö't- 
heit,  persöidich  nacli  Ofen  zu  kommen,  und  mit  mir  die 
auf  die  Modiükationeii  bezügliclien  Fragen  zn  bespre- 
chen. Teil  na] im  dieses  Anerbieten  des  österreichischen 
Finanzministers  mit  aller  Bereitwillio-keit  an.  und  im 
Oktober  18G8  kam  Dr.  Brestl,  der  ()sterreicliische  Fi- 
nanzminister,  in  der  That  nacli  Ofen. 

Die  Konferenzen  mit  iinn  fanden  am  5.  und  (>.  Ok- 
tober statt.  Znr  Erleichterung  derselben  kam  aucli  der 
Vice-Gonverneur  der  Bank,  Baron  Albert  Wodianer,  zu 
mir  nach  Ofen,  und  gab  nn'r.  wenn  ancli  niclit  offiziell, 
docli  in  Form  von  Rrivatunterreduno-en  die  nr>t]n"'en. 
von  mir  o-ewünschten   Anfklärunoen.    Am    5.   Oktober 
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Abends  versicherte  ich  den  österreichischen  Finanzmini- 
ster, dass  icli  die  Baidvfrag-e  in  dem  am  folo-enden  Ta^e 
abznlialtenden  Ministerrat!!  vorbrino-en  werde;  nnd  da 
mir  dnrch  Daten  bewiesen  wurde,  dass  die  Reduktion 
des  Stammkapitals  der  Bank  keine  Verringerung  des  Me- 
tallfondes  nach  sich  ziehen  werde,  und  so  die  im  186oer 
Bankgesetz  hinsichthcli  der  Metallbedeckung  ausgespro- 
chene Garantie  auch  beim  Fortbestande  des  Zwangskur- 
ses fernerhin  hi  vollem  Masse  aufrecht  besteht,  daher 
also  der  Verpfliclitung  der  ungarischen  Regierung  gegen 
die  Bewohner  Ungarns  Genüge  geleistet  ist :  so  erklärte 
ich  ihm,  dass  ich  geneigt  sein  werde,  dem  Ministerrath 
die  Annahme  dieser  Modifikati(ni  zu  em])fehlen. 

Der  Ministerrath  wurde  in  der  That  am  6.  Oktober 
abgehalten,  und  auf  Grund  der  daselbst  über  meine  Vor- 
schläge gefassten  Beschlüsse  richtete  ich  an  den  österrei- 
chischen Finanzminister  folgende  Note: 

»Das  Resultat  der  am  gestrigen  Tage  zwischen  uns 
abo^ehaltcnen  Konferenz  und  in  der  Bankfratife  o-etroife- 
nen  Vereinbaruno;en  habe  icli  in  der  am  heutio;en  Tao-e 
abgehaltenen  Sitzung  des  Ministerraths  vorgebracht,  und 
auf  Grund  der  Beschlüsse  desselben  fasse  ich  meine  Ant- 
wort in  Folgendem  zusammen«  : 

»Was  die  Rückzahlung  des  durch  Ew.  Exzellenz 
erwähnten  und  nach  Ablauf  des  Bankprivillegiums  aus- 
zuzahlenden, unverzinslichen  Vorschusses  von  80  Millio- 
nen anbelangt :  so  ist  das  ungarische  Ministerium,  gestützt 
auf  den  1.  ij.  des  XV.  G.-A.  1867,  der  Ansicht,  dass 
nachdem  die  von  Ungarn  zu  übernehmende  Quote  der 
gesammten  frülieren  Staatslasten  gemäss  dem  1.  §.  des 
eben  erwähnten  Gesetzes  zwischen  beiden  Gesetzsfebun- 
gen  mit  gegenseitigem  Einverstä.nduiss  festgestellt  wor- 
den ist,  und  bei  Gelegenheit  der  Scliaffung  des  Gesetzes 
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über  die  Staatsscliuldeii,  die  durch  beide  Ministerien 
entsendete  Kommission  die  gesammten  Lasten,  und  unter 
diesen  aucli  die  80  Millionen  Gulden  zu  Protokoll  nahm, 
und  namentlieh  in  Anbetracht  dessen,  dass  im  Sinne  des 
5.  §.  Ung-arn  von  der  schwebenden  Schuld  luu-  füi-  312 
Millionen  Gulden  Staatsnoten  und  Geldzeichen  die  ge- 
meinsame Bürgschaft  übernommen  hat:  sowohl  hinsicht- 
lich der  80  Millionen,  als  auch  der  zu  Gunsten  dcrljank- 
aktionäre  even-tuell  zu  zahlenden  einen  Milli(^]i  der 
Standpunkt  Ew.  Excellenz  nicht  annehmbar  sei.  AVobei 
ich  noch  bemerken  muss,  dass  diese  Frage  vor  Ablauf 
des  Bankprivilegiums  und  Herstellung  der  Valuta  nicht 
zu  den  dringenden  gehört. 

»Was  die  an  den  Statuten  vorzunehmenden  Aen- 
derungen  anbelangt:  so  ist  das  ungarische  Ministerium, 
da  die  neueren  Statuten  der  Nationalbank  durch  den 
Reichsrath  festgestellt  worden  sind,  der  Ansicht,  dass 
die  an  denselben  vorzunehmenden  Aenderungen  zu  dem 
Wirkungsla-eise  des  Reiclisraths  und  des  österreichischen 
Ministeriums  gehören,  und  das  ungarische  Ministerium 
nur  insofern  interessiren,  als  gemäss  dem  20.  Punkt  des 
im  XVI.  G.-A.  1867  vom  Zoll-  und  Handelsbündniss  han- 
delnden Abschnittes  jedes  Institut,  das  seinen  Sitz  im  Ge- 
biet einer  Hälfte  der  Monarchie  hat,  wenn  es  seine  Thii- 
tigkeit  auch  auf  das  Gebiet  der  andern  Hälfte  ausdeh- 
nen will,  diess  bei  Vorzeigung  seiner  Statuten  und  mit 
BeAvillio-uno-  des  Ministeriums  der  anderen  Hälfte  thun 
kann;  —  mithin  wünscht  das  inigarische Ministerium  in 
Betreff  jener  Aenderungen,  deren  Bewerkstelligung  sei- 
tens  der  Bank  gewiinscht  wird,  und  zu  deren  BcAvilli- 
gung  Ew^  Excellenz  in  Eoige  der  vom  Peichsrath  er- 
haltenen Ermächtigung  berechtigt  sind,  keine  Bemer- 
kung /u  machen.  Ja,  das  ungarische  Ministerium  ist  der 
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Ansicht,  dass  es  zur  Würdigung  der  Wichtio-keit  der 
Bankangelegenlieit.  in  Ungarn  nur  von  guter  Wirkung 
wäre,  wenn  Ew.  Excellenz  diese  Modifikationen  auf 
Grund  Iln-er  Vollmacht  ehestens  geneinnigen  und  die 
Bank  in  den  Stand  setzen  würden,  ihren  Lombard  nicht 
allein,  wie  l)isher,  auf  die  ungarischen  Grundentlastungs- 
Obligationen  auszudehnen,  sondern  auch  auf  die  durch 
den  nngarischen  Staat  garantirten  oder  noch  zn  emitti- 
renden  Werthpapiere ,  auf  die  Pfandbriefe  des  unga- 
rischen Bodenkredithistituts,  und  schliesslich  auf  voll 
eingezahlte  und  sichere  Werthpapiere  Geldvorschtisse 
zu  geben. 

»Uebrigens  muss  ich  bei  dieser  Gelegenheit  auch 
hervorhe])en,  ein  wie  grosses  Gewicht  ich  darauf  le- 
gen muss,  dass  die  Bank  ihre  Bereitwilligkeit  kundgebe, 
die  Dotationen  der  gegenwärtigen  Filialen  zu  erhöhen, 
wenn  der  Handels-  und  Kredit  verkehr  es  erheischen 
sollte.  Ich  glaube,  die  Bank  werde  in  Folge  der  Abän- 
derung der  Statuten  in  einer  Lage  sein,  bei  der  die 
Nothwendigkeit  der  jährlichen  Zahlung  einer  Milliou 
o-änzlich  wegfallen  wird. 

»Was  endlich  den  Vorschlag  betrifft,  es  möge  der 
Nationalbank  gestattet  werden,  ihr  Aktienkapital 
um  20 — 30  Millionen  Gulden  zu  reduciren, 
respektive  eine  entsprechende  Sunnne  den  Aktionären  in 
Banknoten  auszuzahlen,  s  o  h  a  t  d  a  s  n  n  g  a  r  i  s  c  h  e 
Ministerin  m  h  i  e  r  ü  1)  e  r  keine  B  e  m  e  r  k  u  n  g 
zu  machen,  jedoch  ausdrücklich  die  Bedingung  zn 
stellen,  dass,  nachdem  bis  zur  Herstellung  der  Valuta 
die  Bardinoten  ancli  in  Ungarn  Zwangskiu-s  haben,  der 
gegemvärtig  vorhandene  M  e  t  a  1 1  v  o  r  r  a  t  h  der  Bank 
nicht  vermindert  werde,  oder  falls  auch  ein  gewisser 
Theil  desselben  nutzl)ringend  ])lacirt  würde,  dies  in  sol- 
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eher  Weise  zu  oeselielieii  linhe,  dass  er  je  naeli  Ik-darf 
binnen  kurzer  Zeit  wieder  in  einen  Metallwertli  umge- 
wandelt werden  köinie.v< 

Als  diese  in  Folge  eines  Beschlusses  des  ungari- 
schen Ministerrathes  aho^esendete  Note  zur  (öffentlichen 
Kenntniss  gelangte,  gab  der  Inhalt  derselben  in  der 
Tagespresse  zu  lebhaften  l\ekriminationen  Anlass.  Es 
wurde  in  der  anderen  Hälfte  der  Monarchie  geäussert, 
es  sei  unbegreiflich,  mit  was  für  einem  Recht  das  unga- 
rische Ministerium  sich  darein  mengt,  wie  gross  das 
Aktienkapital  oder  die  Metallbedeckung  der  (österreichi- 
schen Bank  sein  soll.  Ich  glaube,  dass  der  vom  Ministe- 
rium eingenommene  Standpunkt  ein  vollkonnnen  be_ 
rechtigter  war,  indem  es  sich  In  die  Details  der  Modifi- 
kationen der  Statuten  nicht  einmengte,  aber  die  Bedin- 
g"uno;  stellte,  dass  die  bestehende  Mctallbedeckuno"  durch 
die  Rückzahluno-en  an  die  Aktionäre  nicht  verweio^ert 
werde.  Diess  zu  thun  mhy  meine  Pflicht,  denn  die  Bank 
war  für  jede  in  Ungarn  cirkulirende  Note  eine  Schuld- 
nerin des  dieselbe  annehmenden  Publikums,  und  der 
Zwangskurs  der  Banknoten  —  noch  dazu  im  vollen 
Nennwerth  —  wurde  durch  das  Ministerium  aufrecht- 
erhalten ;  die  Regierung  musste  daher  dafür  sorgen,  dass 
die  Bank,  so  lange  der  Z^vangskurs  ihrer  Noten  In  Un- 
garn besteht,  die  als  Garantie  der  Banknoten  dienende 
Metallbedeckung  In  voller  Inteoi-Ität  erhalte. 

Die  am  27.  Oktober  abgehaltene  Genera  Iver- 
s  a  m  m  1  u  n  g  d  e  r  B  a  u  k  a  k  t  i  o  n  ä  r  e  iiahm  den  Vor- 
schlag der  Bankdirektion  über  die  ]M(HlIfikatIon  der 
Statuten  zur  Kenntniss  und  bestätigte  denselben. 

Nachdem  der  Finanzminister  die  mit  der  Baidc  ge- 
troffenen Verehibaruno'en  im  A  b  o-  e  o  r  d  u  c  t  c  n  haus  e 
des    R  eichsr;)  ths    vorj-ele^'t     hatte,    erstattete    der 

17* 
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Fliiaiizaus.scliuss  am  o.  November  seinen  Bericht  dar- 
über. Er  billigte  die  Ansiclit  des  ung-arischen  Ministe- 
rimns,  dass  der  Metallfond  der  Bank  durch  die  Rück- 
zahlung an  die  Aktionäre  aus  dem  Stammkapital  nicht 
verweio-ert  werden  dürfe.  Bei  dieser  Geleoenheit  kam 
die  80  IMillionen  Frage  wieder  aufs  Tapet;  doch  hier- 
über beabsichtige  ich  in  einem  besondern  Kapitel  zu 
sprechen,  und  darum  übergehe  ich  sie  hier.  Auch  bei 
Gelegenheit  dieser  Verhandlung  des  Reichsraths  hei  es 
Niemandem  ein  in  Zweifel  zu  ziehen,  dass  die  National- 
bank ein  österreichisches  Institut  sei,  über  welches 
zu  verfügen  der  Reichsrath  das  ausschliessliche 
Recht  hat. 

Mit  Ende  1868  war  denniach  die  Modifikation  der 
Bankstatuten  durchgeführt,  und  zwar  derart,  dass  hier- 
durch das  Aktienkapital  auf  90  Älillionen  herabgemin- 
dert, und  die  Erweiterung  des  Geschaftskreises  der  Bank 
gestattet  wurde.  *)  Diese  Abänderung  der  Statuten  ge- 
reichte den  im  Reichsrath  vertretenen  Ländern  und  der 
Regierung  derselben  zu  grossem  Vortheil.  Aber  sie  ^^ar 
auch  für  Ungarn  insofern  vortheilhaft,  als  der  österreichi- 
sche Finanzminister  in  seinem,  im  November  1868  an 
den  ungarischen  Finanzminister  gerichteten  Reskript, 
mit  dem  er  den  auf  die  Abänderung  der  Bankstatuten 
bezüglichen  Gesetzentwurf  libersandte,  die  Bereitwillig- 
keit der  österreichischen  Bank  kundgab,  dem  vom  un- 
garischen Finanzminister  ausgedrückten  Wunsch  zu  ent- 
sprechen, und  nicht  allein  die  ungarischen  Staatspa- 
piere, sondern  auch  das  ungarische  Eisenbahn-Anlehen 


*)  Das  1868  gebracLte  Gesetz   uiiil  die  Vel-einbal-img  über   die  Modifi- 
kation der  Statuten  tbeile  ich  in  der  Beilase  Nr.  VI.  mit. 
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imd    andere   Wertlipaplei-e   im   LoiiibMrdgeselüift    aiizu- 
neliineii.  *) 

Für  die  Zukunft  Nvai*  also  jede  Scliwierio-keit  in  Be- 
treff der,  der  Bank  zu  zahlenden  Subvention  beseltiirt. 
Aber  das  Jahr  1868  ^var  für  die  Bank  wieder  nicht 
günstig;  Ende  18(j7  hatte  der  gesaninite'  lianknoten- 
Umlauf  247.82  Millionen  betragen,  Ende  1868  war  er 
auf  276.18  Millionen  gestiegen.  Die  Zunahme  machte 
also  29.16  Millionen  aus.  Dieselbe  stammte  jedoch  ni(dit 
so  sehr  von  einer  Steigerung  des  regelmässigen  l^ankge- 
sclmftes  her,  wie  von  den  20  V^  Millionen,  die  den  Aktionä- 
ren vom  Aktienkapital  zurückgezahlt,  und  von  diesen  in 
Umlauf  gebracht  waren ;  und  so  ist  es  natürlich,  dass 
nach  Abzug  der  Ausgaben  nicht  mehr  als  6,870.903  fl. 
als  Keinerträgniss  blieben.  Da  aber  gemäss  dem  von 
den  Aktionaren  eingezahlten  Kapital  die  7'',oige  Divi- 
dende 7,540.312  Grulden  ausgemacht  hätte,  so  blieben 
669.409  Ü.  inibedeckt.  Ich  muss  ])emerken,  dass  die 
7"/oige  Zinsen  bis  zum  15.  November  von  llOV*  Millio- 
nen entfielen,  und  von  da  bis  Ende  Dezember  nur  von 
90  Millionen ;  denn  die  Rückzahlung  des  Aktienkapitals 
in  dem  durch  den  Reichsrath  normirten  Betrage  wurde 
am  15.  November  vollzogen.  **) 

Ende  1868  tauchte  daher  wieder  die  Frage  auf, 
wie  dieser  Abgani>-  zu  decken  sei.  Die  unorarische  Re- 
gierung  nahm,  wie  wir  gesehen  haben,  den  Standpunkt 
ein,  dass  der  ungarische  Staat  nicht  vei-pfhchtet  sei,  zu 
dieser  Subvention  beizutragen.    Der  österreichische    Fi- 


*)  Welche  Werthpapiere  die  Bank  iui  Lombardgeschäft  annimmt,  ist 
iu  der  Nr.  der  amtlichen  »Wii'ncr  /citiuii:«  vom  7.  November  1868  ent- 
halten. 

*■■)  Der  Ausweis  über  den  Bank-  und  Staatsuoten-Uudaut'  im  Jahre 
1868  ist  iu  der  Beilage  Nr.  VII.  entluilteu. 
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nanzmiiiister  hingegen  liielt  an  dem  Standpunkt  fest, 
dass  er,  da  ein  gewisser  Tlieil  von  dieser  Subvention  auf 
Ungarn  entfällt,  nicht  die  ganze  Sul)vention  mit  Bela- 
stung der  im  Reichsrath  vertretenen  Länder  zahlen 
könne,  weil  er  hierdurch  die  Berechtigung  des  luigari- 
sclien  Standpunktes  anerkennen  ^vürde.  Unter  solchen 
Verhältnissen  wurden  zwischen  der  Bankdirektion  und 
dem  österreichischen  Finanzminister  mehrere  Konferen- 
zen gehalten,  in  welchen  seitens  der  österreichischen  Re- 
gierung der  Wunsch  l^etont  wurde,  dass  es  zweckdien- 
lich wäre,  wenn  die  Baidv  für  dieses  Jahr  keine  Forde- 
rung an  den  Staat  stellen  würde ;  und  als  Motiv  für  die 
Verweigerung  dieser  Zahlung  wurde  vorgebracht,  dass 
das  Stammkapital  der  Bank  Ende  Dezember  schon  nur 
mit  90  Millionen  in  die  Hauptbücher  der  Bank  einge- 
tragen ist,  und  die  7°/üige  Dividende  von  diesen  90  Mil- 
lionen aus  dem  in  diesem  Jahre  erzielten  Reinerträgniss 
gegeben  werden  kann. 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  wurde  am 
16.  Januar  1869  abgehalten;  in  dieser  Generalversamm- 
lung wurde  den  gegebenen  Verhältnissen  gemäss  beschlos- 
sen, dass  die  in  den  früheren  Jahren  auf  der  Börse  ein- 
gekauften Baiü^pfandbriefe,  die  unter  den  Aktiven  der 
Bank  nach  dem  niedern  Einkaufspreis  verrechnet  wa- 
ren, nach  dem  Km-s  vom  31.  Dezember  eingestellt,  und 
der  hierdurch  sich  ergebende  Gewinn  von  363,405  fl. 
bei  der  Vertheilung  der  Dividende  in  Rechnung  gezogen 
werde.  Demzufolge  verminderte  sich  der  ganze  Abgang 
bis  auf  340,543  fl.,  und  so  wurde  die  Dividende  auf  47  fl. 
90  kr.  festgestellt.  Hinsichtlich  des  fehlenden  Betrags 
aber  wurde  ausgesprochen,  dass,  Avenn  die  kaiserliche 
Regierung  die  Bezahlung  desselben  verweigern  sollte, 
dieser  Betrag  als   Forderung  der  Bank  an  den  Staat  in 
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den    Büclierii    zur    Last    des     Staates    voi-gcsclirieben 
werde. 

Die  in  Folo-e  der  al^g-eiinderten  Hankstatuten  und 
zum  Behuf  eines  grösseren  Ertriignisses  gesteigerte  Kre- 
ditgewaln-ung  der  ]5ank  liol)  den  Geldzeiclien-Umlauf 
bedeutend,  so  dass  derselbe  vom  l^eginn  des  Jahres  18üU 
aUmonatlich  zunalnn.  Die  erleichterten  Kredit  Verhält- 
nisse steigerten  den  Unternehmungsgeist,  und  Industrie 
und  Geldverkehr  nahmen  auf  allen  Gebieten  in  so  gros- 
sem Masse  zu,  dass  sie  schon  den  Cliarakter  desSclnvin- 
dels  an  sieh  trugen.  So  kamen  in  Wien  alleiu  in  den 
erstendreiMonatendes  Jahres  1869  nicht  weniger  als  32 
neue  Unternehminigen  zu  Stande,  wJihrend  die  Zahl 
sämmtlicher  Geldinstitute,  die  bis  Ende  1868  entstanden 
nnd  in  regelmassiger  Thätigkeit  waren,  sich  mn-  auf  25 
belief.  Dieser  lebhafte  Unternehmunö'so-eist  verfehlte 
auch  auf  Ungarn  seuie  Wirkung  nicht.  Wie  wir  gese- 
hen, machten  sämmtliche  bis  Ende  1868  in  Umlauf  ge- 
brachten Banknoten  276.18  Millionen  aus;  der  Umlauf 
der  Staatsnoten  betrug  in  derselben  Zeit  298.;^:;  Millio- 
nen ,  also  machte  der  gesammte  Umlauf  574.,3i  ]\lillio- 
nen  aus.  Nehmen  wir  den  ]\Ionat  Juli  1869,  so  zeisft 
sich  eine  noch  grössere  Zunahme  der  Zirkulation.  Der 
Baknoteu-Umlauf  betrug  Ende  Juli  0OO.35  Millionen, 
der  Umlauf  der  Staatsnoten  aber  306. 12  Millionen,  und 
so  hatte  sich  die  gesammte  Zirkulation  damals  auf 
606.47  Millionen  gehoben.  Auf  die  Zunahme  der  Staats- 
notenzii-knlation  war  der  VII.  G.-A.  1868  von  Einfluss, 
welchem  zufolge  die  Zelud^reuzei- -  ^lünzscheine  aus 
dem  Verkehr  o-Gzoo-en  und  dafür  die  Zehn-  und  Z\\'an- 
zigkrenzer-Scheidemünze  in  Undauf  gebracht  wurde, 
und  an  der  Stelle  der  ans  dem  Verkehr  gezogenen  Pa- 
pier-Scheidemünze dei-  Uudauf  der  Staatsnoten  zunahm. 
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In  einem  geringen  Masse  wirkte  auf  die  Vermehrnng  der 
Zirkulation  auch  das  Verliältniss  zwischen  den  Sahnen- 
scheinen und  den  Staatsnoten  ein,  ohgleich  1869  unter 
diesem  Titel  noch  geringe  Beträge  von  Staatsnoten  in 
Undaiif  kamen.  Wenn  wir  den  Zustand  von  Mitte  1868 
mit  dem  vom  Juli  1869  vergleichen,  so  wird  die  Zu- 
nahme des  Noten-Umlaufs  noch  auffallender.  Die 
Summe  der  gesammten  zirkulirenden  Geldzeiclien  helief 
sich  Ende  Juni  1868  auf  532.79  Millionen,  Ende  Juni 
1869  schon  auf  598.26  Millionen;  die  Noten  hatten 
alsc^  in  einem  Jahre  um  65.47  Millionen  zugenommen. 
Diess  wirkte  nicht  allein  auf  die  Steigerung  des  Ge- 
schäfts und  des  Unternehmungsgeistes,  sondern  übte 
auch  auf  den  Stand  der  Valuta  einen  namhaf- 
ten Einfluss  aus.  Ende  Juni  1868  war  das  Agio  113. 41, 
Ende  Juni  1869  stieg  es  auf  121. 71,  im  Juli  auf  22^/ü, 
und  so  betrug  die  Differenz  des  Agio's  gegen  das  vor- 
hergegangene Jahr  8.6  7(17  obgleich  der  ExjDort  in  Folge 
der  guten  Ernte  sich  in  grossem  Masse  gehoben  hatte. 
Unstreitig  hatten  auch  die  den  Bank- Aktionären  zurück- 
gezahlten 20  Millionen,  die  Placirung  suchten,  auf  den 
Unternehmungsgeist  grossen  Einfluss.  Auf  die  in  dieser 
Periode  entstandene  Spekulation  wirft  der  Umstand  ein 
charakteristisches  Licht,  dass  das  Escomptegeschäft  der 
Bank  von  Ende  Oktober  1868  bis  Ende  Juli  1869  um 
12  Millionen  abnahm,  während  das  Lombardgeschäft 
sich  um  40  Millionen  vermehrte,  Avas  klar  beweist,  dass 
die  Spekulanten  bereits  nicht  mehr  im  Stande  waren, 
die  in  Folge  der  Gründung  der  neuen  Unternehmungen 
in  den  Verkehr  gebrachten  Werthpapiere  mit  dem  dis- 
poniblen Kapital  zu  decken,  und  um  die  Einzahlungen 
auf  die  neuen  Unternehmungen  leisten  zu  können,  das 
Lombardgeschäft  der  Bank  mit  bei  derselben  verpfänd- 
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baren  Effekten  in  grossem  Masse  in  Ansj)rncli  nalunen. 
Als  die  Bank  ihren  Noteiivorratli  auf  7  IMillionen  lierab- 
gesclnnolzen  sali,  war  sie  genötliigt  den  Zinsfnss  zu  er- 
liölien,  nnd  in  der  Tliat  erhob  sie  den  Disconto  Ende 
JuU  von  4"/  auf  ö*^/),  und  am  27.  August  die  Zinsen 
beim  Lombardgeschäft  von  5  auf  5\2,  ja  sie  beschloss 
die  Depositen  nachVerliältniss  zu  ktindigen.  und  stellte 
das  Maximum  fest,  das  sie  beim  Lombardgescliäft  Ein- 
zelnen zu  geben  geneigt  ist. 

Ich  halte  diese  Massregel  der  Bankdirektion  in  de- 
ren eigenem  Interesse  für  berechtigt ;  sie  koimte  kaum 
anders  handeln ,  da  sie  nur  die  Wahl  hatte ,  ent- 
Aveder  im  Sinne  der  Statuten  die  Metallbedeckuns'  der 
in  grösserem  Masstabe  emittirten  oder  zu  emittirenden 
Banknoten  anzuschaffen,  und  die  Devisen  zu  veräussern, 
oder  —  was  sie  auch  wirklich  that  —  der  Banknoten- 
Emission  durch  Erhöhung  des  Zinsfusses  und  Ein- 
schränkung des  Kredits  einen  Damm  zu  setzen. 

Es  ist  natürlich,  dass  diese  plötzlich  ins  Leben  ge- 
tretene Massregel  auf  den  Kredit  und  den  Geldverkehr 
von  Einfluss  war.  Der  Pester  Platz,  der  sich  bei  der 
Kreirung  der  neuen  Unternehmungen  nach  dem  Wiener 
Platz  richtete,  fühlte  diese  Einschränkung,  und  wie 
überall,  so  war  das  dui-ch  das  grösste  Institut  der  Mon- 
archie gegebene  Beispiel  damals  auch  bei  uns  auf  den 
Privatkredit  von  Einfluss.  Sofort  zeigte  sich  das  Miss- 
trauen, Avelches  in  Folge  der  plötzlichen  Einschränkung 
des  Kredits  einzutreten  pflegt,  und  es  begann  die  Krise 
fühlbar  zu  werden,  die  den  ungarischen  Geldmarkt  zum 
ersten  Mal  heimsuchte,  und  die  man  damals  eine  Geld- 
krise nannte,  obgleich  sie  der  Natur  der  Sache  nach 
eher  eine  Spekulationskrise  zu  nennen  war.  In  Folge 
derselben  ti-at  die  Bankfrage,  die   neun  ^lonate  geruht 
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hatte,  wieder  iu  den  VordergTUiid,  und  wurde  im  Abge- 
ordnetenliause  des  Eeiclisratlis  zum  ersten  Mal  ein  Ge- 
genstand der  Deliatte. 

Dieser  war  ein  vom  27.  September  datirtes  M  e  m  o- 
r  a  n  d  u  m  der  P  e  s  t  e  r  Handel  s  k  a  m  m  e  r  an  die 
ungarische  Eegierung  vorausgegangen.  Die  Kammer 
bezeichnet  darin  als  eine  der  Ursachen  der  Krise  den 
Umstand,  dass  die  österreicliisch-ungarische  Monarchie 
nur  eine  einzige  Geldquelle  hat,  nämlich  die  österrei- 
chische Bank,  welche  gegenüber  der  neuesten  Geld- 
klemme des  ungarischen  Marktes  den  Bedürfnissen  und 
berechtigten  Ansprüchen  Ungarns  in  keiner  Weise  ent- 
sprochen habe.  Was  die  Bank  überhaupt  thun  konnte, 
das  habe  sie  vor  Allem  und  ausschliesslich  im  Interesse 
des  nichtungarischen  Theiles  der  Monarchie  gethan  und 
dem  Handel  und  der  Industrie  Ungarns  nicht  allein  die 
durch  die  ausserordentlichen  Umstände  nr)thio-  o-ewor- 
denen  grösseren  Dienstleistungen  versagt,  sondern  auch 
selbst  den  Kredit  eingeschränkt,  welchen  sie  Ungarn  un- 
ter regelmässigen  Umständen  zu  gcAvähren  pflegte.  In 
diesem  Memorandum  wurde  die  Erhöhung  der  Dotation 
der  ungarischen  Bankfilialen  um  drei  Millionen  verlangt, 
nicht  zu  dem  Zwecke  sofortiger  Verwendung,  sondern 
damit  sie  in  Bereitschaft  seien  und  im  Nothfalle,  Avenn 
die  Krise  grössere  Dimensionen  annelmien  sollte,  zur 
Linderunu'  des  Uebels  dienen. 

Ich  theilte  dem  Bankgouverneur  dieses  M  e  m  o  r  a  n- 
dum  in  eine.r  vom  13.  Oktober  datirten 
Note  mit.  In  dieser  hob  ich  Folgendes  hervor.  »Die 
Pester  Handelskammer  liat  in  Angelegenheit  der  jüngst 
eino-etretenen  Geldkrise  beim  ungarischen  Ministerium 
eine  Denkschrift  eino-ereicht ,  in  welcher  sie  klagend 
vorbringt,  dass  die  österreichische  Nationalbank  die  für 
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die  imgarisclicn  Filinliiistitute  hestiiuiiiten  Summen 
gerade  in  den  kritiscliesten  Zeiten  namliaft  lierabgemin- 
dert  habe,  anstatt  dieselben  in  einem  den  dringendsten 
Bedürfnissen  nabekommenden  ^blsse  zn  erliölien. 

»Icli  will  zwar  niclit  verkennen,  dass  in  äbnlieben 
Zeitläuften  jedes  Geldinstitut  bei  seinen  Kreditgewäb- 
rungen  nur  nnt  der  grössten  Vorsiclit  vorgeben  kann, 
aber  andererseits,  glaube  icb,  kann  mit  Keclit  gefordert 
werden,  dass  der  einen  Hälfte  der  Mouarcbie  die  Unter- 
stützung, deren  sie  bis  dabin  obnediess  nur  im  beschei- 
densten Masse  theilhaftig  war,  nicht  zu  dem  Zweck  ent- 
zogen werden  soll,  damit  auch  diese  zu  Gunsten  der  an- 
deren Hälfte  der  Monarchie  verwendet  werde. 

»Ich  kami  nicht  mit  Stillschweigen  übergehen, 
dass  dieses  Verfahren  der  Nationalbank  in  allen  Krei- 
sen Ungarns  Anstoss,  ja  eine  ausserordentliche  Bewe- 
gung verursacht  hat,  und  das  ungarische  Ministerium 
ist  hiervon  nm  so  unangenehmer  berührt,  da  es  sich  in 
Anbetracht  des  zwischen  beiden  Ministerien  getroffenen 
Uebereinkommens  und  der  Versprechungen  der  Natio- 
nalbank für  versichert  hielt,  dass  die  Interessen  des 
Handels  und  der  Industrie  Ungarns  stets  die  gebüln-ende 
l^erücksichtigung  gemessen  werden.« 

»Die  erwähnten  Versprechungen  bestanden  —  wie 
der  Bankdirektion  Avohl  bekannt  ist  —  darin,  dass  die 
Nationalbank  nicht  allein  auf  die  ungarischen  Eisen- 
balmanlehens-  und  Grundentlastungsobligationen,  son- 
dern auch  auf  alle  o-ut  akkreditirten  Privateffekten  Dar 
leben  o'cwäbren,  ferner  dass  sie  die  Dotation  der  P'ilialen 
dem  Bedarf  entsprechend  erhöhen,  und  auf  Wunscli 
der  ungarischen  Regierung  auch  dieZalil  der  Filialinsti- 
tute durch  die  Errichtuno-  neuer  vermehren  Averde.: 

»Demzufolo-e  müo'e  die  Direktion  es  als  ihre  Pfliclit 
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erachten,  die  Dotation  der  Filialinstitute  in  Ungarn,  in- 
sofern es  nicht  mittlerweile  schon  geschehen  wäre,  wenig- 
stens auf  den  Stand  zu  erhöhen,  wie  er  vor  einigen  Wo- 
chen gewesen,  und  überall  wo  —  wie  z.  B.  in  Pest  — 
eine  weitere  Erhöhung  der  Dotation  sicli  als  nothwen- 
dig  erweist,  dieselbe  unverzüglich  anzuordnen,  damit 
so  die  l^elehnung  der  ungarischen  Werthpapiere,  aber 
ausserdem  auch  die  Eskomptirung  der  baid^fahigen 
Wechsel  ohne  Hinderniss  ermöglicht  werde.« 

»Schliesslich  bitte  ich  den  Ausweis  über  die  Dota- 
tion der  ungarischen  I^ilialinstitute  und  deren  fakti- 
sche Inanspruchnahme  mit  der  nächsten  Post  anher  sen- 
den zu  lassen.« 

Die  österreichische  Nationalbank  nahm  von  die- 
sem Reskript  amtlich  Kenntniss ,  und  konstatirte  in 
ihrer  Antwort,  dass  von  dem  Eskompteportefeuille  der 
Nationalbank  am  30.  September  1869  pr.  102.5  Mill. 
55.9  "l"  auf  Wien,  21.8  "/o  auf  die  anderen  österreichi- 
schen Bankplätze  und  22. s  "A  auf  die  ungarischen  Bank- 
plätze entfielen  und  dass  an  der  Gesammtsteigerung 
des  Eskompteportefeuilles  der  Bank  mit  20.5  Mill.  wäh- 
rend der  abgelaufenen  9  Monate  des  Jahres  1869  Wien 
mit  9  Mill.  oder  43.3  %,  die  anderen  österreichischen 
Bankplätze  mit  3.s  Mill.  oder  18. 5  "/o,  die  ungar.  Bank- 
plätze aber  mit  7.7  Mill.  oder  37.6  "0  Theil  genommen 
haben.  Das  Eskompteportefenille  in  Pest  betrage  reich- 
lich 34 "/o  des  gesammten  Portefeuilles.  Zugleich  antwor- 
tete die  Bank  am  21.  Oktober  auf  das  Reskript,  welches 
der  ungarische  Finanzminister  an  sie  am  13.  Oktober 
ofcrichtet  hatte.  Interessant  ist  in  dieser  Antwort,  dass 
die  Bank,  obgleich  sie  sich  auf  das  mehrmals  erAvähnte 
Vöslauer  Uel)ereinkommen  vom  12.  September  1867 
beruft,  und  besonders  liervorhebt,  dass  das  luigarische 
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Miiilsteiinm  slcli  verpfliclitet  liabe,  die  EiTielitun<>'  einer 
Zettelbank  in  Ungarn  nicht  zu  bewilligen,  nnd  den 
Zwangsknrs  der  Noten  der  österreicliisclien  National- 
bank gleielidem  der  Staat.snoten  so,  wie  bisher,  aufrecht 
zu  erhalten,  obgleich  sie  also  den  ersten  Tlieil  des  Ueber- 
einkommens  anführt:  —  den  zweiten  Tlieil,  an  dessen 
genaue  Erfüllung  das  obige  Versprechen  geknüpft  war, 
für  sich  nicht  als  verpflichtend  aner- 
k  e  n  n  t.  Durch  diese  ihre  Aeusserung  schuf  die  Bank 
eine  völlig  neue  Situation,  denn  da  das  durch  das  unga- 
rische Ministerium  geleistete  Versprechen  entschieden 
ein  jjedingtes  war,  die  Bank  aber  die  obligatorische 
Kraft  der  Bedingung  in  Bezug  auf  sie  selbst  in  Abrede 
stellte,  so  enthob  sie  durch  diese  Handlungsweise  das 
ungarische  Ministerium  von  der  Verpflichtung  das  be- 
dingt geleistete  Versprechen  zu  erfüllen.  Ich  zitire  die- 
sen wichtigen  Punkt  dem  Wortlaut  nach : 

» »War  diese  Anerkennung   des  l^aidvpri- 

vilegiums  eine  l^edingte  und  Ijeschriinkte  und  wurde  sie 
durch  die  spätere  Erklärung  Ungarns,  dass  es  Von  sei- 
nem Kechte  der  Notenausgabe  nur  für  jetzt  keinen  Ge- 
brauch machen  wolle,  noch  Aveiter  abgeschwächt,  so 
muss  insbesondere  hervorgehoben  werden,  dass  diese 
Verein  b  a  r  u  n  g  e  n ,  n  ä  m  1  i  c  h  z  w  i  c  h  e  n  den  b  e  i- 
den  Ministerien,  ohne  Wissen  der  Natio- 
n  a  1  b  a  n  k  <>■  e  t  r  o  f  f  e  n  w  u  r  den,  dass  sie  hievon  erst 
nachträorlich  durch  mündliche  ^Mittheilun*''  Kenntniss 
erhielt,  während  gleichwohl  auf  dieselben  Vereinl)arun- 
gen  Forderungen  gegründet  werden,  zu  deren  Erfüllung 

die  Nationalbank  für  verpflichtet  gehalten  \\\\'(\ 

Die  Nationalbank  ist  nicht  berufen,  die  Meinungsver- 
schiedenheit zu  erörtern,  welche  heute  noch  zAvischenden 
lleo'ieruniren  Ungarns  und  Oestereichs  obschwebt.  Die 
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Nationalbank  kann  nnr  daran  festhalten,  dass  ihre 
g  e  s  e  t  z  -  n  n  d  v  c  r  t  r  a  g  s  m  ä  s  s  i  g  e  r  w  o  r  b  e  n  e  n 
Rechte  d  n  r  c  h  spätere  oh n  e  Z  n  s  t  i m  m  u n g 
d  e  r  N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  erfolgte  Akte  w  e  d  e  r  g  e- 
ä  n  d  e  r  t  n  o  c  h  geschmälert  ^y  erden  k  ö  n  n  e  n, 
und  müsste  unter  allen  Umständen  gegen  eine  solche 
Aenderung  oder  Schmälerung  Verwahrung  einlegen. 
Die  Nationalbank  kann  auch  nicht  den  gesetzlichen  Fak- 
toren vorgreifen,  welche  zu  entscheiden  haben,  wann 
und  auf  welche  Weise  die  Ordnung  der  Staatsnoten- 
schuld vorzunehmen  sei.  Aber  der  Erkenntniss  kann 
sich  die  Nationalbaid^  nicht  verschliessen,  dass  die 
Verweigerung  der  gesetzlich  anerkann- 
ten, von  ihr  ve  tr  agsmässig  erw^orbenen 
R  e  c  ]i t  e    ihre  T h ä t  i g k  e i t    in    Ungarn  ]) e  e i  n- 

trächtigen  könnte « 

So  also  äusserte  sich  die  österreichische  Bank  Ende 
1869  über  das  Dokument,  auf  welches  sie  sich  so  oft  be- 
ruft, wenn  von  dem  durcli  das  uno-arische  Ministerium 
der  Bank  gegenüber  geleisteten  Versprechen  die  Rede 
ist.  Die  Vereinbaruno-  zwischen  beiden  Ministerien  er- 
klärt  sie  als  für  sie  nicht  bindend,  sie  legt  dagegen 
Verwahrung  ein  und  konstatirt,  dass  ihr 
die  Bedingung,  unter  welcher  die  ungari- 
sche Regierung  ihr  die  T  h  ä  t  i  g  k  e  i  t  gestat- 
tete und  auf  das  Recht  eine  ungarische  Bank  zu  kon- 
zessioniren,  für  die  Dauer  des  Privilegiums  verzichtete, 
gar  nicht  einmal  schriftlicli  mitget heilt 
w o r d e n  sei. 

Die  (österreichische  Bank  hat  sich  nicht  allein  münd- 
lich und  scliriftlich  darüber  geäussert,  dass  sie  die  Bedin- 
gungen der  Vöslauer  Vereinbarungen  in  Betreff  ihrer 
nicht  für  bindend  liält,  sondern  es  beweisen  auch  That- 
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saclien,  dass  sie  iiiclit  die  Al)sif'lit  Imtte.  diesen  ]]  e- 
di]i  gii  11  o- eil  zu  ent  s  ])  re  c  li  eil ,  und  dass  sie 
deuselljeii  sogar  direkt  und  ;i  1)  s  i  c  li  1 1  i  e  h 
zuwider  gehandelt    iiat. 

Die  Stadt  A  r  a  d  j)  e  t  i  t  i  o  n  i  r  t  e  18G9  1)  e  i  ni 
ungarischen  F  i  n  a  n  z  in  i  n  i  s  t  e  r  i  n  in  wegen  K  v- 
Y  i  c  h  1 11  n  g  einer  B  a  n k  f  i  1  i  a  1  e.  1  )er  ungarisclie  Fi- 
nanzminister leitete  die  betreifende  Petition  unter  Ik'für- 
wortnno'  derselben  zur  Erledioaino'  an  die  Direktion 
der  österreichischen  Nationalbank.  Auf  dieses  Ansuchen 
verstiindigt  die  Bank  das  uno-arische  Ministerium  von 
dem  in  dieser  i\.iigelegenheit  gefassten  Beschluss  des  Ver- 
Avaltungsrathes,  welcher  folgendermassen  lautet: 

»Die  Bankdirektion  ist  zwar  geneigt  die  Bitten  der 
ungarischen  Städte  innerhalb  der  Grenzen  der  bestehen- 
den Statuten  zu  erfüllen,  doch  da  die  Bank  die  verant- 
Avortliche  Verwalterin  fremden  Vermögens  ist,  so  kann 
sie  sich  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  so  lange 
ihre  Stellung  in  Betreff  Ungarns  so  ungewiss  ist,  nicht 
dahin  äussern,  dass  sie  geneigt  sei,  ihrer  Thätigkeit 
in  Ungarn  eine  grössere  Ausdehnung  zu  geben,  als  ihr 
gegenwärtig  bestehendes  Geschäft  es  unumgänglich  er- 
heischt. « 

»Die  l^ankdirektion  kann  daher  vorläufii>"  nicht 
daran  denken,  m  Ungarn  neuere  Filialen  zu  errichten; 
bei  alledem  gibt  sie  nicht  die  Hoffnuno^  auf,  dass  es  der 
Bankdirektion  nach  der  befriedio-enden  Erledio'uno;  meh- 
rerer  die  Bank  näher  l)etreffenden  Fragen,  werde  mög- 
licli  gemacht  werden,  Ungarn  die  ihr  zu  Gebote  stehen- 
den Vortheile  in  grr)sserein  Masse  zukonnnen  zu  lassen.« 

Wenn  irgend  etwas,  so  ist  dies  zumeist  geeignet, 
den  Standpunkt,  welchen  die  Bank  Ungarn  gegenül)er 
euinininit.   zu    charakterisiren.    Es  beweist    aber  auch, 
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dass  —  als  icli  Ende  1868  den  österreichisclien  Finanz- 
minister aufforderte,  er  möge  bei  Gelegenheit  der  Abän- 
derung der  Bankstatuten  in  diese  die  entschiedene  Be- 
dingung der  Vöslauer  Vereinbarung  aufnehmen,  dass 
die  Bank  verpflichtet  sei,  auf  den  Wunsch  des  ungari- 
schen Ministeriums  neue  Filialen  zu  errichten,  und  der 
Minister  darauf  antwortete,  es  sei  nicht  iiöthig  dies 
neuerdings  auszubedingen,  da  der  3.  §.  des  1863er  Bank- 
gesetzes hierüber  verfügt  hat,  weshall)  der  "Wunsch  der 
ungarischen  Regierung  ohne  Weiteres  geltend  gemacht 
werden  könne :  —  diese  Versicherung  des  österreichi- 
schen Ministers  keinen  Werth  hatte. 

Ich  will  noch  eine  andere  Thatsache  zum  Beweise 
dessen  anführen,  dass  die  in  der  Vöslauer  Vereinbarung 
enthaltene  Bedingung  auch  in  einer  anderen  Richtung 
niclit  erfüllt  wurde,  1870  kam  das  ungarische 
P  r  ä  m  i  e  n  a  n  1  e  h  e  n  zu  Stande,  die  Anlehensobligatio- 
nen  wurden  emittirt,  und  obgleich  diese  Staatspapiere 
sind,  und  in  der  Vöslauer  Vereinbarung  ausbedungen 
war,  dass  die  Bank  verpflichtet  sei  ungarische  Staatspa- 
piere im  Lombardgeschäft  anzunehmen,  obwohl  ferner 
die  ungarische  Regierung  bei  Gelegenheit  der  Abände- 
rung der  Bankstatuten  ihre  Zustimmung  hierzu  auch  an 
diese  Bedingung  geknüpft  hatte :  nahm  die  Bank  die  un- 
garischen Lotterieanlehens-Obligationen  dennoch  nicht 
zur  Belehnung  an.  Als  dieser  Umstand  1870  auftauchte, 
ersuchte  der  ungarische  Finanzminister  —  damals  war 
es  schon  Herr  Karl  Kerkapoly  — ,  gestützt  auf  die  bei 
Gelegenheit  der  Abänderung  der  Bankstatuten  entstan- 
denen Vereinbarungen,  die  Direktion  der  österreichischen 
Nationalbardc  im  Wege  des  österreichischen  Fhianzmi- 
nisteriums,  sie  möge  dieses  Anlehensi^apier  in  ihren  in 
der  ganzen  Monarchie  beflndlichen  Filialen  im  Lombard- 
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kenntniss,  nnd  bei  der  lieiklen  Stelliuig,  in  der  er  sich 
befand,  mit  grosser  Geschicklichkeit  antwortete. 

Ich  werde  nicht  alle  interessanten  Details  der  Ant- 
wort des  Herrn  v.  Lucam  erwähnen,  ich  reflektire  nur 
anf  die  besonders  charakteristischen.  Des  letzten  Theiles 
seiner  Erklärung  aber,  in  welchem  er  sich  darüber  äus- 
serte, was  für  Konzessionen  die  Bank  Ungarn  zu  machen 
bereit  sei,  werde  ich  im  letzten  Theile  dieses  Werkes 
gedenken. 

Bevor  er  auf  die  vorgelegten  Fragen  antwortete, 
hob  Herr  von  Lucam  gleich  Anfangs  hervor,  dass  er 
nicht  als  Vertreter  der  Bank  erschienen  sei,  sondern  nur 
seine  persönliche  Meinung  kundgeben  werde,  von  der 
auf  die  Bank  keinerlei  Verpflichtung  fallen  ktinne.  Er 
hob  hervor,  dass  die  1869-er  Krise  keine  Geldkrise, 
sondern  eine  Spekulationskrise  gewesen  sei.  Dann 
führte  er  Ziffern  zum  Beweise  dessen  an,  dass  die 
P e s t e r  Filiale  stets  mit  Geld  in  U e b  e r- 
f  1  u s s  versehen  gewesen  sei.  Hierüber  entstand 
zAvischen  ihm  und  Wahrmann  ein  interessan- 
ter I  d  e  e  n  a  u  s  t  a  ii  s  c  h.  Lucam  behauptete  nämlich, 
dass  bei  Gelegenheit  der  Spekulationskrisis  im  Jahre 
1869  von  Juli  bis  Ende  Oktober  von  der  durch  die 
Bank  gewährten  Dotation  bei  der  Pester  Filiale  in  der 
Regel  zwei  Millionen  unbenutzt  gelegen  seien,  und 
drückte  seine  Verwunderung  darüber  aus,  wie  man  in 
Pest  über  Geldnoth  klagen  könne,  wenn  im  Mai  1870 
von  der  für  den  Pester  Platz  dargebotenen  Dotation  5.8 
Millionen  disponibel  waren.  Hierauf  richtete  Herr  Mo- 
riz  Wahrmann  an  Lucam  die  Frage,  ob  die  Nichtlnan- 
spruchnalnne  der  Dotation,  welche  dem  Pester  Platz  im 
September  des  vergangenen  Jahres  zur  Disposition 
stand,  dem  zuzusclu'eiben  sei,  dass  dieser  Platz  derselben 
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nicht  bedürfte,  oder  dem  Umstände,   dass  die  Spezial- 
Kredite, welche  die  Bankdirektion   den  grösseren  Insti- 
tuten in  Pest  bewilligt  hatte,  nicht    benützt  wnrden.*) 
Hierauf  gab  Lucam  zn,  dass  man  damals  bei  der  Pester 
Filiale  in  der  Censnr  der  Wechsel  ein  wenig  streng  vor- 
sceo^angfen  sei,  ferner,  dass  die  von  der  Filiale  verlano-ten 
Kredite  in  einer  anderen  Zeit  gewährt   worden  wären, 
aber  zur  Zeit    der  Krise  habe  man  natürlich  eine  reser- 
virtere  Stellung  einnehmen    müssen.  Ich  zitire    diesen 
Theil  seiner  Erklärung,  •  weil  daraus  hervorgeht,    dass 
die  österreichische  Bank  während  dieser  Krise  der  Auf- 
gabe nicht  entsprochen  hat,  welche   als  ausgezeichneter 
Vortheil   der  grossen  IMonopolbanken  erwähnt  zu  wer- 
den pflegt,  dass  sie  nämlich  durch  den  zur  Zeit  der  Kri- 
sen reichlicher  gewährten  Kredit  die  Dauer  derselben 
abzukürzen,   ja  sie  oft  ganz    zu   beseitigen  im  Stande 
seien,  indem  sie  das  Vertrauen  herstellen,  weil  jeder  Kre- 
ditwürdige weiss,  dass  das  grosse  privilegirte  Institut 
ilim  den  beanspruchten  bedeutenderen  Kredit  nicht  ent- 
ziehen werde. 

Was  die  Frao-e  des  Herrn  Wahrmann  betriflft,  so 
gab  Herr  v.  Lucam  zu,  »es  sei  möglich,  dass  die  Insti- 
tute, welche  bei  der  Pester  Filiale  einen  Spezial-Kredit 


*)  Eines  Öpezial-Kredites  erfreuen  sich  blos  einige  ungarische  Insti- 
tute ,  ■welche  dieses  werthvolle  ,  jedoch  nicht  zu  billigende  Privilegium 
einer  besonderen  Protektion  zu  verdanken  haben  ;  die  iibrigen  Institute 
haben  nur  Firmen-Kredit.  Der  Unterschied  zAvischen  beiden  Arten  von 
Kredit  ist  sehr  wesentlich.  Der  Spezial-Kredit  ist  den  Betreffenden  unter 
allen  Umständen  gesichert,  da  der  Theil  der  für  sie  ausgeworfenen  Summe 
der  nicht  benützt  wird,  l)ei  der  Pester  Filiale  reservirt  bleibt,  das  heisst, 
nicht  vergeben  wird  ;  während  es  bei  der  anderen  Art  vorkommen  kann, 
und  auch  schon  öfter  vorgekommen  ist,  dass  die  den  Firmenkredit  Besit- 
zenden in  Folge  der  Erschöpfung  der  Dotation  durch  Andere  vom  Kredit- 
genuss  abfallen.  Das  Maximum  des  Kredits  wird  bei  beiden  Arten  durch 
die  .Bankdirektion  festgestellt. 
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haben,  aus  Furolit,  dass  sie  selbst  In  Verleo^enlieit  kom- 
men könnten,  diesen  Kredit  als  Reserve  zurückbehiel- 
ten, das  heisst.  ihn  nicht  bentltzten,  vielleicht  um  die 
in  Umlauf  befindlichen  Kassa-Anweisungen  decken  zu 
können.  Diese  Institute  halben  vielleicht  nach  dem 
Prinzip  :  salvo  nie  ipsum,  vor  Allem  daran  gedacht,  die 
eigene  Haut  zu  retten.«  — Diese  Erklärung  rechtfertigt 
die  geringe  Bedeutung  der  Argumentation,  die  zum 
Schutz  des  Bankprivilegiums  vorgebracht  wird,  indem 
man  behauptet,  dass  die  Nationalbank  dem  ungarischen 
Kredit  immer  mehr  Geld  bewilligt  habe,  als  derselbe 
beanspruchte. 

Sehr  interessant  war  der  Thcil   der  Erkliiruno-  des 
Herrn  von  Lucam,  in  Avelchem  er  auf  die  Fragte  antwor- 
tete,  was  für  einen  Einfluss  die  österreichische  National- 
bank auf  die  volkswirthschaftlichen  Interessen  Una-arns 
ausgeübt  habe.  Man  muss  zugeben,  dass  Herr  y.  Lucam 
auf  diese  für  ilni   heikle  Frage  sehr  geschickt  antwor- 
tete. Er  benützte  eine  der  geschicktesten  Methoden  der 
Vertheidigung,  indem  er  von  Dingen  sprach,    die  mit 
der  Frage  des  Bankwesens  und  des  Zettelbankkredits 
nicht  genau  im  Zusammenhang  stehen,  indem  er  hervor- 
hob, wie  freigebig  die  Nationalbaidc  die  Grundbesitzer- 
klasse Ungarns  am    H  y  p  o  t  h  e  k  a  r  -  K  r  e  d  i  t    behel- 
ligt, da  von  diesem  Kredit  der  Bank  die  Hälfte  auf  Un- 
garn fällt.  Es  muss  zugegeben  werden,  dass  die  Bank 
im  Interesse  des  ungarischen  Hypothekar-Kredits  gute 
Dienste  o-eleistet  habe ;  aber  dieser  Kredit  gehört  nicht 
zum  Zettelbankgeschiift,  ja  es  ist  ein  naturwidriger  Zu- 
stand, dass  eine  privilegirte  Zentral-Notenbank    dieses 
Geschäft  betreibt.    Indem  aber  die  r)sterreichische  Na- 
tionalbank diesen  Kredit  förderte,  verlor  sie  dabei  auch 
ihr  eigenes  Interesse  nicht  aus  den  Augen.  Das  P/o,  wel- 
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dies  sie  iiihrUcli  von  dem  in  Pfandbriefen  liewillio-ten 
Kapital  ausser  den  Zinsen  der  Pfandbriefe    verlangte, 
macht  das  Hypotekargescliäft  zum  sichersten  und  lukra- 
tivsten Geschäft  der  österreichischen  Nationalbank.  Nacli 
den  Ausweisen  der  letzten  Jahre  betrug  der  durch  das 
Hypothekargeschaft  erzielte  Gewinn  jahrlich  über  eine 
Million.  Die  österreichische  Nationalbank  hat  also  auch 
in  dieser  Beziehung  eine  privilegirte  Stellung;  da  es  ihr 
gestattet  war,  die  Pfandbriefe  auch  auf   der  Börse  zu 
kaufen,  noch  dazu  mit  ihren  Banknoten,    für    die    sie 
keine  Interessen  zahlt,  so  war  sie  in  der  Lage  aus  die- 
sem Gescliäft  einen  grossen  Nutzen  zu  ziehen,  und  den 
Kurs    ihrer  Pfandbriefe    immer  namhaft    in  die  Hölie 
zu  treiben,  was  freilich  auch  dem  Kredit  des  ungarischen 
Grundbesitzes  zum  Nutzen  gereichte. 

Zu  den  Wohlthaten  welclie  die  Bank  Ung-arn  er- 
wiesen  hat,  zählte  Herr  v.  Lucam  auch  das  im  Jahre 
1858  zu  Stande  gekommene  Theissregulirungs-Anlehen 
mi  Betrage    von  5'/2  Millionen    und    liob    hervor,    dass 
die  Bank    auf  die    in  Folge    dieses  Anlehens    emittir- 
ten  Pfandbriefe    einen  Vorschuss  von  SVs  Millionen  ge- 
geben   liabe.    Auf   die  Abschliessung   dieses  Anlehens 
konnte    auch     ich    Einfluss     nehmen,    da     sämmtliche 
Theissregulirungs-Gesellschaften  Graf  Emil  Dessewffy, 
Graf   Emanuel  Andrässy,  Marquis  Alfons  Pallavicini 
und  micli  mit  diesem  Geschäftebetraut  hatten.  Ich  kenne 
daher  die  ganze  Geschichte  dieses  Anlehens,  von  wel- 
cher übrigens  der,  der  Generalversammlung  der  Theiss- 
regulirungs-Gesellschaften    vorgelegte    und    veröffent- 
lichte Bericlit  die  Hauptmomente  enthält.  Um  die  Mitte 
der  50-ei-  Jahre  suchte  ich  darum  nach,  und  ich  setzte 
es  auch  durch,  dass  den  Theissregulirungs-Gesellschaf- 
ten    wieder    die  Zusammenkunft    zu  einer  Generalver- 
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Sammlung-  gestattet  wurde.  Die  Förderung  dieser  Kegn- 
lirungsangelegenlieit    hielt  ich  damals  für  sehr  wichtig. 
Es  handelte  sich  darum ,  ein  über  200   □  M.  grosses 
Gebiet  vor  Ueberschwemmung  zu  bewahren  und  so  für 
die  Production  zu  retten,  ein  grosses  Nationalvermögen 
zu  schaifen,  wozu  ein,  wenn   auch  im  Verhältniss  zur 
Grösse    des    Zweckes    nicht    ungeheuer    grosses,    aber 
doch  immerhin  beträclitliches  Kapital  erfordert  wurde. 
Eine  bekannte  und  gut  akkreditirte  Frankfurter  Firma 
machte  günstige  Anlehens-Anerbietungen.  Wir  wandten 
uns  um  die  Bewilligung    zur  Abschliessung  dieses  Ge- 
schäftes an  den  damaligen  österreichischen  Finanzmi- 
nister, Baron  Brück,  unter  dessen  Protectorat  die  öster- 
reichische Kreditanstalt  und  die  Hypothekar- Abtheilung 
der  Nationalbank    entstanden    waren.    Er    verweigerte 
rundweg  die  Bewilligung  zu  diesem  günstigen  Anlehen, 
und  wies  uns  Anfangs  an  die  österreichische  Kreditanstalt. 
Die  Unterhandlungen    mit    diesem    mächtigen  Institut 
waren  längere  Zeit  im  Zuge,  doch  da  die  Bedingungen, 
die  man  uns  stellte,  zu  drückend   waren,  so    konnten 
wir,  die  Bevollmächtigten  der  Theissregulirungs-Gesell- 
schaft,  sie  nicht  annehmen.  Da  wies  uns  Baron  Brück  an 
die  Hypothekar-Abtheilung  der   österreichischen  Nati- 
onalbank, und  so  entstand  der  Vertrag,  der  zwischen 
den  Bevollmächtigten  der  Theissregulirungs-Gesellschaft, 
nemlich  uns,  und  der  Hypothekar-Abtlieilung  der  Bank 
abgeschlossen  wurde.  Es  bedurfte  ausnahmsweiser  Ver- 
fügungen, damit  die  Hypothekar- Abtheilung  der  Bank  die- 
ses Geschäft  abschliessen  durfte.  Abweichend  von  der  Na- 
tur des  Hypothekar-Geschäftes  wurde  dieses  Darlelien 
nicht  auf  den  Grundbesitz  der  Theissgesellschaften  inta- 
bulirt,  sondern  die  Regierung  verpfhclitete  sich  die  jähr- 
lichen Raten  durcli  die  Steuerorsrane  einzutreiben.  Da 
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jedocli  der  Kurs  der  Pfandbriefe  damals  nocli  nicht  fest- 
gestellt war,  und  die  Bank  iDefürclitetej  dass   wenn  in 
Folge   dieses  Darlehens    die   Pfandbriefe    in    grösserer 
Menge  anf   den  Markt    kommen ,  der  Kurs  derselben 
fallen  werde,  so  folgte  die  Bank   die  Pfandbriefe  den 
Gesellschaften  nicht  ans,  sondern  nahm  sie    im  Lom- 
bardgeschäft an,  und  gab  dafür  insgesammt  0V2  Millio- 
nen in  Barem ;  nnd  so  kam  dieses  Anlehen  den  Gesell- 
schaften unter  den  damaligen  Verhältnissen  a  u  f  m  e  h  r 
als  7°/o  zu  stellen,  b  e  d  e  u  t  e  n  d  m  e  h  r,  als  wen  n 
d  i  e  A  b  s  c  h  1  i  e  s  s  u  n  g  d  e  s  G  e  s  c  h  ä  f  t  e  s  mit  dem 
Frankfurter  Konsortium  bewilligt  worden 
wäre.  Für  die  Bank  war  dieses  Darlehen  gewiss  kein 
schlechtes  Geschäft.  Für  die  jährlich  zu  zahlenden  Pa- 
ten erhielt  sie  die  Bürgschaft  der  Pegierung ;  sie  machte 
ein  Hypothekar-Geschäft  im  Betrage  von  mehreren  Mil- 
lionen, und  bezieht  dafür  jährlich  ein  Plus  von  l"jo,  um 
welches  der  Darlehensnehmer  grössere  Zinsen  zahlt,  als 
die  Pfandbriefe   bringen ;    ausserdem    hat  sie  auch  ein 
Lombardgeschäft    im   Betrage    von    0*2   Millionen    ge- 
macht, wofür  sie  die  Zinsen  bekam,  während  sie  für  die 
Banknoten,  die  sie  gab,  keine  Zinsen  bezahlte.    Da  ich 
zu  jener  Zeit  bei  der  Durchführung  der  grossen  Tlieiss- 
regulirungs-L'nternehmung  bescliäftigt  war,  so  kann  ich 
die  Aeusserung  des  Herrn  v.  Lucam  nicht  ohne  Bemer- 
kung lassen,  in  welcher  er  sagte:    »Ich  muss  auch  noch 
den  Umstand  erwähnen,  dass  von  diesem  Darlehen  an 
Kapital  und  Zinsen  350.000  fl.,  welche  durch  die  Staats- 
regierung garantirt  wurden,  noch  rückständig,  noch  zu 
fordern  sind,  dass  aber  die  Bank  desshalb  keine  gesetz- 
liche Schritte    gethan    hat.«    Ich    gebe    die  Richtigkeit 
dieser  Thatsache  zu,  doch  muss  ich  zur  Entschuldigung 
der  Theissregulirungs-Gesellschaften   vorbringen,  dass 
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nicht  sie  die  Scliiild  daran  tragen,  dass  diese  Betrage 
noch  ansstiindig  sind,  da  ilnien  daslxccht,  die  Katen  ein- 
zntreiben  nnd  die  Zaldiuigen  zu  leisten  dnrcli  eine  Ke- 
giernngsverfügung  ahgenomnicn  nnd  auf  die  Steueräni- 
ter  übertragen  wurde,  welclie  bei  der  Eintreibung  die 
Ge23fiogenheit,  dass  sie  ihr  Augenmerk  vor  Allem  auf" 
die  Staatssteuer  richten,  und  erst  wenn  diese  entrichtet  ist, 
die  Einzahlung  der  Theissanlehens-Katen  urgii-en.  Nun 
aber  ist  die  Zahl  derer  in  Ungarn  geriug,  die  mit  den 
Steuern  nicht  im  Ivückstand  sind.  Bei  einem  solchen 
Verfahren  war  und  wird  inFolgeder  Art,  wie  die  Steuer- 
amtskassen bei  der  Buchung  und  Geldabführung  vorge- 
hen, stets  ein  Rückstand  vorhanden  sein,  und  es  Aväre 
diess  selbst  dann  der  Fall  >venn  siinnntliche  Tlieiss- 
Grunbesitzer  die  Raten  pünktlich  bezahlten. 

Ich  muss  jedoch  aus  der  Antwort,  die  der  General- 
sekretär der  Bank  in  dieser  Angelegenheit  gegeben  hat, 
noch  einen  Umstand  hervorheben.  Er  sagt,  im  März 
1870  seien  die  ungarischen  Filialen  mit  35.8  Millionen 
dotirt  gewesen,  von  welchen  über  13.5  IMillionen  nicht 
in  Anspruch  genommen  wurden.  Was  von  diesen  Ziffern 
zu  halten  sei,  lehrt  die  zwischen  Lucam  und  Wahrmann 
entstandene  Diskussion. — Als  besonderen  Vortheil,  den 
die  Bank  Ungarn  gewährt,  hol»  Herr  v.  Lucam  noch 
den  Umstand  hervor,  dass  ausser  diesen  Dotationen 
auch  noch  in  Wien  ungarische  Wechsel  es- 
komptirt,  und  auf  ungarische  Effekten 
Darlehen  gegeben  werden;  er  betonte,  dass  die 
Bank  auf  den  Kredit  des  Landes  ehien  heilsamen  Ein- 
fiuss  ausgeübt  habe,  indem  sie  für  alle  ihre  Filialen  und 
so  auch  für  die  ungarischen  einen  und  denselben  Zins- 
fuss  aufstellte,  den,  der  in  Wien  besteht.  Diese  Behaup- 
tunp-  o-al)  neuer^linii's  zu  einer  interessanten  Diskussion 
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zwischen  den  Herren  AVahrmann  und  Lucam  Anlass. 
Vor  Allem  wurde  durch  die  Fragen  Wahrmann's  und 
durch  die  Antworten  des  Herrn  v.  Lucam  hierauf  ins 
Reine  gebracht,  dass  der  Zinsfuss  kein  gleicher  sei,  da 
der  Zinsfuss,  wenn  welche  Filiale  immer  Wechsel  nach 
Wien  schickt,  niedriger,  dagegen  um  ^'ü  °/o  höher  ist, 
wenn  eine  Filiale  an  die  Pester  Filialhank  Wechsel 
remittirt,  denn  für  diese  wurden  in  Pest  5^'2  "/o,  für  die 
nach  Wien  remittirten  jedoch  nur  ö^.'o  berechnet.  Was 
aber  den  Umstand  betrifft,  dass  unter  den  in  Wien  es- 
komptirten  Wechseln  viele  ungarische  seien,  so  stellte 
Wahrmann  in  Bezug  hierauf  an  Lucam  folgende  Frage  : 
»Es  ist  eine  allgemein  anerkannte  Thatsache,  dass  in  der 
Zeit,  in  welcher  die  österreichische  Nationalbank  in  Un- 
garn noch  nicht  in  so  grossem  Masse  kreditirte,  dem 
Handel  und  der  Industrie  Ungarns  durch  die  Wiener 
Bankiers  und  Institute  ein  grosser  Acceptationski*edit 
gewährt  wurde ;  diess  beweist,  dass  Ungarn  nicht  allein 
eines  grösseren  Kredits  bedurfte,  sondern  diesen  auch 
verdiente,  da  Häuser  und  Institute,  denen  Solidität  nicht 
abgesprochen  werden  kann,  Ungarn  diesen  Kredit  dar- 
boten. Glauben  Sie  nicht,  dass  dieser  Kredit  zumeist 
dem  Umstände  zuzuschrei])en  sei,  dass  die  Mitglieder 
der  Bankdirektion  dem  ungarischen  Verkehr  Kredit  ga- 
ben, d.  li.  gegen  eine  gewisse  Provision  den  Bankkredit 
vermittelten?  Herr  v.  Lucam  antwortete  hierauf,  »da  er 
weder  Bankier  ist,  noch  Provision  bekommt,  so  wisse  er 
davon  nichts.«  Die  Aeusserung  des  Herrn  v.  Lucam, 
dass  ein  Theil  der  in  Wien  eskomptirten  Wechsel  in 
ungarischen  Wechseln  besteht,  beweist  wieder,  dass  die 
wohlthätige  Wirkung  einer  Monopolbank  zumeist  sich 
auf  den  Platz  beschränkt,  wo  diese  ihren  Sitz  hat. 

Uie  auf  die  fünfte  Frage  gegebene  Antwort  ist  von 
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grossem  Interesse,  und  tiberliaupt  entliält  Alles,  Avas 
Herr  v.  Lucam  von  der  Hcrstelhino-  der  Valuta  sagte, 
viel  Gründliches.  Besonders  wertlivoll  ist  der  Tlieil  sei- 
nes Vortrages,  in  welchem  er  die  Folgen  einei-  plötzliclien 
Herstellung  der  Valuta  auseinandersetzte,  und  die  rein 
theoretischen'Aufstellungen  eines  vernommenen  Abgeord- 
neten mit  Anführungen  aus  dem  praktischen  Leben  gründ- 
lich widerleofte.  Die  scharfe  Arorumentation,  mit  der  er 
ZU  beweisen  trachtete,  dass  eine  ungarische  Bank, 
deren  Not e n  Z  w a n g s k u r  s  hätte n,  d e m  Lande 
n  u  r  Schaden  bringe  n  ^v  ü  r  d  e,  geht  von  der  Vor- 
aussetzug  aus,  dass  die  mit  Zwangskurs  bekleideten  No- 
ten einer  ungarischen  Bank  weniger  Kredit  geniessen 
würden,  als  die  österreichischen  Banknoten,  weil  diese 
besser  fundirt  sein  werden.  Er  geht  also  von  der  Vor- 
aussetzuno; aus,  dass  die  uno:arischen  Banknoten  nicht 
fundirt  sein  werden.  Dieses  Raisonnement  verliert  je- 
doch an  Gewicht  ,wenn  die  ungarischen  Banknoten  eben 
so  gut,  oder  vielleicht  noch  besser  fundirt  sein  werden, 
als  die  Noten  der  Wiener  Bank,  was  immerliin  im  Be- 
reiche der  Möo^lichkeit  lieg-t.  —  Ln  Weiteren  äusserte  sich 
Herr  v.  Lucam  auch  über  die  80  Millionen-Bankschuld  ; 
hierüber  will  ich  mich  indess  jetzt  noch  in  keine  Details 
einlassen,  da  ich  über  diesen  Gegenstand  später  spre- 
chen werde.  Darin  stinnne  ich  ihm  jedoch  bei,  dass  diese 
Frage,  insofern  es  eine  Frage  ist,  zwischen  Ungarn 
und  Oesterreich  obschwebt,  die  Bank  aber  nichts  an- 
geht, und  dass  die  Rechtsbasis,  Avelche  die  Bank  durch 
das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1862  erhielt,  für  diese 
vollkommen  hinreicht.  Lucam  drückt  sich  daher  rich- 
tig aus,  indem  er  sagt,  er  finde  darin  einen  Widersj)ruch, 
wenn  man  diese  Frage  als  erledigt  und  zugleich  als  eine 
offene  Frage  betrachtet.    Er  führt  dann  in  Bezug   auf 


298 

die  Bank  die  KoiTCspondcnzen  zwischen  den  beiden  Ee- 
giernngen,  besonders  die  Vöslaiier  Vereinbarung  an, 
nnd  liisst  sich  noch  in  Details  ein,  die  ans  einem  Com- 
mnniqne  des  xVnitsbh^ttes,  also  nicht  aus  einer  direkten 
schriftliclien  Kundgebung  des  Ministers  gezogen  sind ; 
mit  keinem  Wort  aber  erwähnt  er  in  seiner  Erklärung 
die  Bedingungen  der  Vöslauer  Vereinbarung,  an  welche 
die  durch  das  inigarische  Ministerium  übernommene 
Verpflichtung  geknüpft  war. 

Die  Enquetekommission  hielt  nicht  nur  mündliche 
Berathungen,  sondern  verlangte  von  den  ungarischen 
und  siebenbürgischen  Handels-  und  Gewerbekammern, 
von  den  ungarischen  landwirthschaftlichen  Vereinen, 
vom  Landes-Industrieverein,  von  der  Pester  ersten  va- 
terländischen Sparkasse,  von  der  AViener  k.  k.  priv.  Kre- 
ditanstalt auch  schriftliche  Erklärungen;  ja 
auch  Private  gaben  auf  Ersuchen  der  Kommission  über 
die  Bankfrage  Erklärungen  ab,  unter  welchen  ich  be- 
sonders die  mit  fünf  Tabellen  ausgestattete  Antwort  des 
V  i  n  z  e  n  z  W  e  n  i  n  g  e  r  erwähnen  muss,  in  welcher 
die  Bankfrage  gründlich  und  mit  Fachkennt]iiss  behan- 
delt ist.  Die  interessanteste  unter  diesen  Privatmani- 
festationen ist  die  von  den  Grafen  Johann  Barkoczy 
und  Edmund  Zichy  gemeinsam  abgegebene  Erklärung, 
denn  diese  weicht  hinsichtlich  der,  der  Bank  zu  gewäh- 
renden Konzessionen  von  allen  anderen  ab.  Graf  Johann 
Barkoczy  war  ein  ausgezeichneter  Fachmaini  und  wa- 
ckerer Patriot.  Er  schont  die  Nationalbank  nicht,  da  er 
entschieden  erklärt,  dass  »das  unkontrolirte  Monopol 
der  Notenemission  in  mehreren  Beziehungen  nicht  bloss 
in  Betreff  Ungarns  sondern  der  ganzen  Monarchie  auf 
die  Entwickelung  des  Staatskredits  und  der  volkswirth- 
schaftlichen  Verhältnitse  schädlich  gewirkt  liabe..^   Er 


299 

niissbllUgt  aiicli  die  durch  den  Keielistag  In  der  Iniuk- 
angelegcnlieit  befolgte  lAielituiig,  indem  er  sagt:  »In 
Ungarn  nnd  besonders  Ijeini  Keiclistag  herrseliten  ge- 
gen jede,  weini  ancli  noch  so  vernünftige Regebing  noch 
immer  starke  Vorurtlieile.«  Znr  l^ösung  aber  macht  er 
folgenden  Vorschlag :  »Das  Privileginm  soll  bis  zum  An- 
fang des  Jahres  1877  respektirt  werden ;  Ungarn  nehme 
an  der  80  Millionen-Schuld  im  Quotenverhältniss  Theil, 
und  annerkenne  die  Verpflicditung  hinsichtlich  der  Ga- 
rantie des  7%igen  Erträgnisses;«  dafür  aber  fordert  er 
»dass  die  ungarischen  Bankfilialen  nach  dem  erwähnten 
Verhältniss  dotirt  werden,  ferner  dass  eine  zentralisirte 
Leitung  sänmitlichcr  ungarischen  Filialinstitute  in  Pest 
bestehe,  ferner  dass  die  Bank  für  Ungarn  einen  Vize- 
gouverneur ernenne.« 

Nachdem  die  Kommission  die  Vernehnumg  der 
Sachverständigen  beendet  hatte,  übergab  sie  dem  Keiclis- 
tag ihr  Elaborat  in  Begleitung  eines  Berichtes,  in  wel- 
chem sie  besonders  hervorhob,  dass  vor  Allem  die  Valuta 
hergestellt  werden  müsse,  damit  der  nngarische  Kredit 
auf  selbstständigen,  soliden  und  gesiniden  CTrundlagen 
basirt  werden  könne.  Ferner  lieisst  es  in  dem  Bericht, 
es  sei  vor  Allem  nötliig,  dass  die  gemeinsame  schwe- 
bende Schuld  durch  beide  Gesetzgebungen  im  Einver- 
ständniss  geregelt  werde,  was  entweder  solidarisch  oder 
durch  die  Vertheilung  der  schwebenden  Schuld  gesche- 
hen könnte.  Ist  die  Valuta  hergestellt,  so  niüsste  auch 
die  Nationalbank  verpflichtet  werden,  ihre  in  Undauf 
befindlichen  Noten  auf  Verlangen  in  ^'ollem  Nennwerth 
mit  Metallsfcld  einzulösen.  Die  Privileo-ien  der 
Nationalbank  sieht  die  Konnnission  in  Ungarn 
n  i  c  h  t  als  r  e  c  h  t  s  k  r  ä  f  t  i  g  a  n ,  aber  sie  anerkennt, 
dass  die  Nationalbank  derzeit  auch  in  Ungarn  taktisch 
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der  Verkelirsregulator  ist,  und  dalier  sei  es  zn  wünschen, 
dass  die  Frage  der  Valuta-Eegelnng  bei  uns  und  in 
Oesterreich  auf  einmal  gelöst  werde.  Nach  solchen  Prä- 
zedenzen  sei  zu  erwarten,  dass  in  Ungarn  eine  solche 
Zettelbank  oder  deren  mehrere  errichtet  werden ,  die 
stets  in  der  Lage  sein  werden  ihre  Noten,  wenn  es  ver- 
langt wird,  mit  Metallgeld  einzulösen.  Daher  gibt  die 
Kommission  ihre  Ansicht  kund,  dass  die  Gesetzgebung 
sich  gegenwärtig  nur  auf  die  vorbereitenden  Massregeln 
beschränken  solle  und  vor  Allem  auf  die  Vereinbarung, 
die  in  Angelegenheit  der  Valuta-Regelung  und  der  ge- 
meinsamen schwebenden  Schuld  zwischen  den  beiden 
Ministerien,  resp.  zwischen  den  beiden  Gesetzgebungen 
zu  Stande  gebracht  werden  müsste. 

Die  Kommission  äussert  sich  sodann  über  die  öster- 
reichische Nationalbank,  und  sagt,  dass  diess  eine  Bank 
sei,  die  ausserhalb  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
ihren  Sitz  hat,  unter  dem  Einfluss  und  der  Leitung  von 
Personen  steht,  die  unsere  Interessen  grösstentheils  nicht 
kennen  und  dieselben  schon  aus  diesem  Grunde  nicht 
gehörig  zu  würdigen  vermögen,  die  nicht  vom  ungari- 
schen Reichstag  sondern  vom  Reichsrath  abhängt, 
hauptsächlich  das  Interesse  der  Industrie  und  des  Han- 
dels der  Länder  jenseits  der  Leitha  vor  Augen  hat,  die 
Länder  der  ungarischen  Krone  aber  nur  nach  Willkür 
und  nur  insofern  an  ihrem  Kredit  betheiligt,  als  sie  es 
in  ihrem  Geschäftsinteresse  für  gut  findet,  und  wenn 
es  ihr  beliebt,  den  dargebotenen  Kredit  sofort  einschrän- 
ken oder  gar  zurückziehen  kann.  Sie  anerkennt  die  Dien- 
ste, welche  die  Bank  bisher  unserem  Handel  und  iVcker- 
bau  unserer  sich  entwickelnden  Industrie  geleistet  hat. 
Zugleich  konstatirt  sie  jedoch,  dass  die  Bank  seit  der 
in  der  Sitzung  am  8  Nov.  1869  gegebenen  Erklärung 
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des  Finanzmlnisters  sich  in  einzelneu  Fällen  gegen  den 
nngarisclien  Markt  abweisend  verhalten  luihe.  Dieser 
Zustand  liabe  sicli  seit  der  Entsendun»;  der  Kommission 
nieht  gebessert,  ja  er  sei  um  so  viel  sehlimnier  und  un- 
gewisser geworden,  dass  sie  ilui  schon  unhaltbar  nen- 
nen müsse. 

Dann  heisst  es  von  dem  Gutachten  der  Sachver- 
stiindigeu,  dass  nach  der  beinahe  einstimmigen  Erklä- 
rung derselben  nur  zwei  Mittel  denkbar  seien,  durch 
welclie  der  ungewissen  und  daher  kritisch  zu  nennen- 
den Lage  al)geholfen  werden  kr)nnte. 

Das  eine  dieser  Mittel  wäre  eine  Verein  b  a- 
rung,  in  welcher  das  Bankprivilegium  bis  Ende  1876 
anerkannt,  zur  Wahrung  der  Interessen  Ungarns  der 
erforderliche  Einfluss  stipulirt,  und  die  Befriedigung 
der  Kreditliedürfnisse  und  der  regelmässige  Kredit- 
verkehr Ungarns  gesichert  würde. 

•  Das  andere  wäre  die  sofortige  Errichtung 
einer  ungarischen  Zettel  1  >  a  n  k ,  wenn  es  ]iicht 
anders  sein  kann,  auf  denselben  Grundlagen,  auf  denen 
o-eo^enwärtio'  die  österreichische  Nationalbank  ])esteht. 
und  unter  Sicherung  des  leichten  Verkehrs  ihrer 
Noten. 

Die  grosse  Mehrheit  der  Sachverstän- 
digen, 1)  e  s  o  n  d  e  r  s  d  i  e  H  a  n  d  e  1  s-  u  n  d  G  e  ^y  e  r- 
b  e  k  a  m  m  e  r  w  a  r ,  entgegen  der  oben  erwälmten  A  n- 
sicht  der  Minorität,  der  Meinung,  dass  die  Angelegenheit 
der  selbstständigen  ungarischen  Zeitelbank  oder  Zettel- 
banken am  zweckmässigsten  dann  werde  erledigt  wer- 
den können,  wenn  das  Privilegium  der  (Vsterreichischen 
Bank  abgelaufen  sein  und  bis;  dahin  ancli  die  Regelung 
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der  Valuta  vorbereitet  wird;  es  müsse  dalier  derVersucli 
gemacht  werden,  das  Verhaltniss  mit  der  Bank  derartig 
zu  regeln,  dass  unter  der  Wahrung  unseres  Einflusses 
den  Bedürfnissen  unseres  Geldverkehrs  und  unseres 
Kredits  in  erforderlichem  Masse  entsprochen  würde. 

Diejenigen  hingegen,  welche  die  sofortige  Errich- 
tung einer  ungarischen  Zettelbank  wünschten,  fürchte- 
ten, es  würde  schwer  sein,  von  der  mit  der  Bank  ge- 
schlossenen provisorischen  Vereinbarung  loszukommen. 
Andere  wieder  glaubten,  es  würde  nicht  leicht  sein,  von 
jenem  Provisorium  l)ald  loszukommen,  welches  entste- 
hen würde,  wenn  unsere  Gesetzgebung  eine  gleichfalls 
mit  dem  Monopol  und  für  ihre  Noten  mit  dem  Zwangs- 
kurs ausgestattete  Bank  ei-richtete,  die  somit  unser  Zet- 
telbankwesen zwar  gleicli  anfangs  selbstständig  machen, 
jedoch  nicht  solider  liegründen  würde. 

Die  Kommission  iln-erseits  ist  der  Ansiclit,  dass  das 
durch  Kammern  und  Sachverständige  vorgeschlagene 
Uebereinkommen  zur  Reo^eluno-  der  Verhältnisse  mit 
der  Bank  versucht  werden  sollte.  Nach  der  Ansicht  der 
Kommission  sollte  der  Finanzminister  angewiesen  wer- 
den, ein  solches  Uebereinkommen  abzuschliessen.  Ihren 
Bericht  schliesst  sie  damit,  dass  wenn  ein  solches  Ueber- 
einkommen nicht,  oder  mir  um  den  Preis  schwerer 
Bedingungen  und  grosser  Opfer  zu  Stande  kommen 
könnte :  es  die  Pflicht  der  Gesetzgebung  sein  werde.  — 
ohne  die  Reo-eluno-  der  Valuta  abzuwarten  —  die  In- 
teressen  unserer  sich  entwickelnden  Industrie,  die  zuneh- 
menden Bedilrfnisse  unseres  vaterländischen  Kredits, 
wenn  auch  mit  grossen  Opfern,  zu  schützen,  und  einen 
ordentlichen  Geldverkehr  in  den  Ländern  der  ungari- 
schen Krone,   wenn  es  niclit   anders  geht,   durch  die 
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sofortige    Errichtung-     einer    sell)stständi- 
g  e  n  Z  e  1 1  e  1  b  a  n  k  z  n  sich  e  r  n. 

Das  Komniissionsniitglied  Ernst  Simon  vi  reiclite 
gegen  dieses  Gutacliten  ein  Separatvotuni  ein,  In  wel- 
chem er  sicii  für  die  sofortige  Begründung  eines  selbst- 
standigen  unabliangigen  Banksystems  erkliirte. 


E 1 1  f  t  e  s    Kapital. 

Ungarn  iiiul  die  österreicliische  Nationalbaiik 

von  1870—1875. 

[Der  Gegensatz  in  der  Stellung  der  Bank  zu  Ungarn  stei- 
gert sich.  —  In  Folge  des  ausgebroclienen  französiscli-preussi- 
schen  Krieges  zeigt  sich  Geldnoth.  —  Es  wird  beabsichtigt  die 
Devisen  in  die  Metallbedeckung  einzurechnen.  —  Diesföllige 
Note  des  ungarischen  Finanzministers.  —  Antwort  der  österrei- 
chischen Bank,  in  welcher  dieselbe  eine  drohende  Stellung  ein- 
nimmt. —  Das  ungarische  Prämien- Anlehen  wird  von  der  Bank 
im  Lombardgeschäft  angenommen.  —  Die  Frage  der  Verwal- 
tung der  Staatsschuld.  —  Der  ungarische  Reichstag  hält  an  sei- 
nem Standpunkt  fest.  —  Neue  ministerielle  Vorlage,  nach  wel- 
cher die  Staatsschuld  unter  die  Verwaltung  der  österreichischen 
Regierung  gestellt  wird.  —  Hierüber  wird  in  beiden  Gesetzge- 
bungen ein  gleiches  Gesetz  gebracht.  —  Bei  Uebergabe  der  Vc]'- 
waltung  taucht  die  80  Millionen-Frage  auf.  —  Verfügung  des 
gemeinsamen  Ministeriums.  —  Bemerkungen  der  Kommission 
zur  Kontrole  der  Staatsschuld.  —  Hierauf  bezügliche  Aeus- 
serungen  des  österreichischen  Ministeriums,  des  Eeichsraths,  des 
gemeinsamen  Ministeriums  und  der  beiden  Delegationen.  —  Das 
Geschäft  der  Bank  ist  im  Jahre  1870  günstig.  —  In  der  Gene- 
ralversammlung der  Bank  im  Januar  1 8  T 1  gibt  sich  die  gegen- 
sätzliche Stellung  der  Bank  zu  Ungarn  abermals  kund.  —  Die 
Interpellation  Horn's.  —  Der  Bericht  der  Bankenquete-Kom- 
mission wird  auf  die  Tagesordnung  gestellt,  aber  nicht  verhan- 
delt. —  Das  1871er  Geschäft  der  Bank  ist  noch  günstiger  als 
im  vorhergegangenen  Jahre.  —  In  der  Generalversammlung 
kommt  die  gegensätzliche   Stellung  der  Bank  Ungarn  gegenüber 
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abermals  zum  Ausdruck.  —  In  Folgo  dossen  richtet  Jokai 
eine  luterpellation  an  den  Finanzminister.  —  Im  Klub  der  Deäk- 
partei  wird  die  Bankangelegenheit  vorgebracht,  was  im  Abgeord- 
netenhause des  Reichsratlies  Dumba  zu  einer  Interpellation  An- 
lass  gibt.  —  Der  Reichstag  nimmt  Treforts  Antrag  an.  —  Ver- 
geblicher Notenwechsel  des  ungarischen  Finanzministers  mit  der 
Bank  und  dem  österreichischen  Finanzminister.  —  Durch  die  bei- 
den Ministerien  gehaltener  Ministerrath  am  14.  Oktober  1872.  — 
Hierauf  vergeblicher  Notenwechsel  zwischen  dem  ungarischen  Fi- 
nanzminister, der  Bank  und  dem  österreichischen  Finanzminister. 

—  Generalversammlung  der  Bank  im  Januar  1873. —  Sievotirt 
der  Direktion  Dank  für  den  Ungarn  gegenüber  eingenommenen 
Standpunkt.  —  Das  1872.  Geschäft  ist  ausserordentlich  günstig. 

—  Im  Januar  1873  beginnen  die  Berathungen  in  der  Bankan- 
gelegenheit zwischen  den  Delegirten  der  beiden  Ministerien.  — 
Gegensätzliche  Standjjunkte.  —  Das  ungarische  Ministerium 
bringt  den  Gesetzentwurf  wegen  Errichtung  einer  Eskompte- 
und  Handelsbank  ein.  —  Derselbe  wird  angenommen,  doch  schei- 
tert die  Vollstreckung  an  der  mittlerweile  ausgebrochenen  Geld- 
krise. —  Die  beiden  Ministerien  kommen  in  Folge  der  Krise  in 
der  Suspendirung  der  Bankakte  überein.  —  Iränyi's  Interpella- 
tion hierüber.  —  Wie  die  Bank  von  diesem  Vortheil  Gebrauch 
machte.  —  Unter  dem  Ministerium  Szlävy  und  Bittö  schreitet  die 
Lösung  der  Bankfrage  nicht  vorwärts.  —  Die  Zeit  des  Handelns 
tritt  ein.  — •  Geschäftsergcbniss  der  Bank  in  den  Jahren  1873 
und  1874.] 


Nachdem  die  Enqiiete-Kommissloii  ihre  Arbeit  be- 
endet hatte  ,  nahm  die  Direktion  der  österreiohischeu 
Nationalbank  der  nngarischen  Eegiernng"  und  den  Kre- 
ditinteressen Ungarns  gegenüber  eine  entsehieden  ge- 
gensätzliche Stellnng'  ein.  1870 wandten  sich  mehrere 
ungarische  F  i  r  m  e  n,  durch  die  damaligen  drücken- 
den Kreditverhältnisse  dazu  o-eniHhiü't,  an  die  Direktion 
der  österreichischen  Nationalbank  um  eine  ErluJiung 
der  Dotation  der  ungarischen  Filialen.  Auf  diese  Ge- 
C,  D.  20 
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suche  antwortete  die  Bankdirektioii  damit,  dass  sie 
solche  Bitten  so  lange  nicht  berücksichtigen  könne,  als 
ihre  Stellung  in  Ungarn  nicht  durch  ein  Gesetz  gesi- 
chert ist. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1870,  als  der  politische 
Horizont  sich  zu  verfinstern  begann,  und  der  Ausbruch 
des  französisch-deutschen  Krieges  nahe  bevorstand, 
zeigte  es  sich  wieder,  dass  die  Menge  der  in  der  Monar- 
chie zirkulirenden  Geldzeichen  zur  Befriedigung  der 
Kreditbedürfnisse  nicht  ausreicht.  Da  damals  die  Bank 
nicht  einmal  den  österreichischen  Kreditbedürfnissen  zu 
entsprechen  im  Stande  war,  so  hielten  das  österreichische 
Ministerium  und  die  Bank  die  Anwendung  des  Auskunfts- 
mittels für  zweckmässig,  dass  es  der  österreichischen 
Nationalbank  —  welche  durch  die  1863-er  Bankakte 
verpflichtet  war  jede  ausser  dem  Umlauf  von  200  Mil- 
lionen Gulden  emittirte  Note  mit  Metall  zu  bedecken, 
in  welche  Metallbedekung  jedoch  die  im  Besitz  der 
Bank  befindlichen  Devisen  nicht  eingerechnet  werden 
durften  —  gestattet  sein  solle,  diese  Devisen 
in  die  M e  t  a  1 1  b  e  d e  c k  u  n g  einzurechnen.  Ich 
hielt  diesen  Wunsch  für  berechtigt,  denn  so  lange  die 
Bank  ihre  Noten  nicht  mit  Metall  einlöst,  ist  es  gleich- 
viel, ob  die  Bedeckung  der  Banknoten  in  effektivem 
Metallgeld  oder  in  Devisen  besteht.  Dieser  Ansicht  gab 
ich  1868  Ausdruck,  als  von  der  Abänderung  der  Sta- 
tuten die  Rede  war.  Da  die  österreicliische  Regierung 
es  für  zweckmässig  hielt  diese  Abänderung  in  den  Sta- 
tuten durchzusetzen,  wurde  der  ungarische  Finanzminis- 
ter, Herr  Kerkapoly,  aufgefordert,  seine  Zustimmung 
zu  der  beabsichtigten  Massregel  zu  geben.  Auf  diese 
Aufforderung  antwortete  Herr  Kerkapolj  in  seinem 
Rescrpt  Z.  2400.  1870  folgen dermassen: 
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»Ich  würdige  die  Verhältnisse,  die  es  iiotli wendig 
machen,  dass  die  Vermehrung  der  Zalilungsmittel  der 
Nationalbank  nach  dem  in  Vorschlag  gebrachten  Mo- 
dus bewerkstelligt  werde,  aber  ich  kann  hierzu  dem 
Standpunkt  zufolge,  Avelchen  die  Nationall )ank  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  gegenüber  neuestens 
eingenommen  hat,  nur  1)edingt  meine  Zustimmung- 
geben. « 

»In  dem  vom  30.  Juni .  1870  Z.  3381  datirten 
und  an  mich  gerichteten  Rescript  der  Direktion  der 
Nationalbank  kommt  nemlich. unter  Anderem  folgender 
Passus  vor:«  Wenn  auch  die  obwaltenden  Umstände  es 
der  Direktion  der  Bank  nicht  gestatten,  von  ihrem  oben 
berührten  Beschluss  abzustehen  (dieser  Beschluss  be- 
zieht sich  auf  die  Weigerung,  die  Dotation  der  ungari- 
schen Filialbankeii  zu  erhöhen),  so  Avill  sie  doch  die 
Grenzen,  die  sie  in  neuerer  Zeit  gezogen  hat,  jetzt  noch 
nicht  eno'er  ziehen.« 

»Nach  einer  solchen  Aeusserung  kann  ich  nichts 
Anderes  erwarten,  als  dass  die  Nationalbank,  obgleich 
sie  den  in  Vorschlao^  o^ebrachten  Massreo-eln  zufoloe  zu 
namhaften  Zahlungsmitteln  gelangt,  dennoch  die  Dota- 
tion der  ungarischen  Filialbanken  zum  Nachtheil   xnul 
zum  Ruin  Ungarns  auf  einen  geringen  Betrag  lierab- 
inindern  werde  ;  zu  welchem  Verfahren  die  Bank,  da  sie 
in  Ungarn   faktisch  dieselben  Benefizien  jj-eniesst,   wie 
in  Osterreich,  sich  nicht  berechtigt  fühlen  kann.  Dem- 
zufolge knüpfte  ich  meine  Zustimmung  zu  der  in  A'or- 
schlag  gebrachten  Massregel  an   die  Bedingung,    dass 
ich  seitens  der  Nationalbank  im  Besitz  ehier  Erklärung 
sei,  dass  sie  die  gegeuAvärtige  Dotation  der  ungarischen 
Bankfilialen  ohne  Einwilllo'uno-  der  unü'arischen  Regie- 
rung  nicht  herabmindern  und  diese  Dotationen  auf  Er- 

20* 
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suchen  der  Tingarisclien  Regierung  dem  lledürfniss  ent- 
sprechend erhöhen  werde,  so  lange  die  Stellung  der  Bank 
in  Ungarn  nicht  auf  legislativem  Wege  geregelt  ist ;  ich 
verspreche  hierzu  mitzuwirken,  sobald  die  entsendete 
Bankkommission  in  dieser  Angelegenheit  Bericht  erstat- 
tet. Bei  der  Erhölmng  der  Dotation  wird  der  Betrag 
als  Massstab  dienen,  um  welchen  der  Banknotenumlauf 
neuerdings  anwachsen  wird,  mid  zwar  in  dem  Verhalt- 
niss,  in  welchem  die  frülier  emittirten  Noten  in  Ungarn 
und  in  den  im  Reichsrath  vertretenen  Ländern  in  Um- 
lauf sind.  Schliesslich  stelle  ich  die  Bedino-nna-  dass  die 
Bank  die  ungarischen  Lotterieanlehenslose  bei  allen 
ihren  in  der  Monarchie  existirenden  Instituten  im  Lom- 
bardgescliäft  annehme.« 

Auf  diese  Erklärung  des  Herrn  Finanzminister 
Kerkapoly  antwordete  die  Direktion  der  Nationalbank 
am  28.  Juli  Z.  4034  Folgendes: 

»Die  Bankdirektion  ist  geneigt,  das  ihr  im  Sinne 
ihrer  Statuten  zustehende  Recht,  nach  welchem  sie  die 
Dotation  der  ungarischen  Filialen  einschränken  kann, 
unter  der  Bedingung  und  bis  dahin  niclit  zur  Anwen- 
dung zu  bringen ,  dass  der  ungarische  Finanzmi- 
nister die  Verpflichtung  übernehme,  in  der  nächsten 
Winter-Session  die  Bankfrage  in  deren  ganzem  Um- 
fang dem  Reichstag  zur  definitiven  Entscheidung  vor- 
zulegen. Nachdem  ferner  die  Nationalbank  die  Einbe- 
ziehung der  Devisen  in  die  Metallbedeckung  im  Interesse 
des  allgemeinen  Verkehrs  zur  Vorlage  gebracht  liat, 
kann  sie  vorläufig  keinerlei  Verpflichtung  übernehmen, 
welche  das  ihr  in  Betreft'  der  Verwaltung  des  Bankver- 
mög-ens  im  Sinne  der  Statuten  zustehende  Recht  be- 
schränken  würde ;  aber  sie  erklärt  sich  geneigt  bei  der 
Placirung  der  durch  die  in  Aussicht   genommene  Ver- 
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fügnng  vermehrten  ZaUlniigsmittel  die  Handels-  und 
Verkelirsbediirfnisse  der  Ijänder  der  ungarischen  Krone 
in  Rücksicht  zu  ziehen. « 

Wiesehr  weicht  diese  Erkliirung  von  der  entschie- 
denen Bedingung  der  Vöslauer  Vereinbarung  ab!  Sie 
entliiilt  eine  offene  Drohung,  und  steht  nicht 
im  Einklang  mit  der  Pflicht,  welcher  jede  Monopol- 
Zettelbank  entsprechen  muss,  —  nemlich  abgesehen  von 
allen  anderen  Rücksichten,  die  wahrhaften  Interessen 
des  Geldverkehrs  und  des  Handels  zu  fördern.  Steht  sie 
doch  in  Folge  des  Monopols  ohne  Konkurrenz  da,  und 
ist  so  die  einzige  Quelle  des  Handelskredits ;  die  Berech- 
tigung ihrer  Existenz  beruht  darauf,  dass  sie  die  ihr 
statutenmassig  zur  Disposition  stehenden  Mittel  jedem 
plausiblen  Kreditinteresse  zur  Verfügung  stelle.  In 
diametralem  Gegensatz  zu  dieser  Verpflichtung  steht  die 
Erklärung  der  österreichischen  Nationalbank,  laut  wel- 
cher sie  auch  das  schon  als  eine  grosse  Begünstigung 
betrachtet ,  —  die  sie  noch  dazu  an  Bedingungen 
knüpft  — ,  dass  sie  die  Dotation  der  ungarischen  Bank- 
filialen nicht  herabmindern  wird !  —  und  diess  thut  sie 
in  einer  Zeit,  in  der  sie  den  Umlauf  ihrer  Banknoten 
fortwährend  vermehrte  und  die  Dotation  des  Wiener 
Platzes  und  ihrer  in  den  österreichischen  Provinzen  be- 
findlichen Filialen  fortwährend  erhöhte.  Es  ist  charakte- 
ristisch, dass  die  Bank,  obgleich  sie  der  ungarischen 
Regierung  gegenüber  gewissermassen  in  eine  Zwangs- 
lage gerathen  war,  indem  sie  zur  Steigerung  ihres  Er- 
trags die  Devisen  in  die  Metallbedeckung  einzurechnen 
wünschte,  das  österreichische  Ministerium  aber  die  Be- 
willigung hierzu  ohne  denConsens  der  ungarischen  Regie- 
rung nicht  geben  konnte :  —  trotz  alledem  auch  bei  dieser 
Gelegenheit  auf  das  ungarische  Ministeriimi  eine  Pres- 
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sion  ausüben  wollte,  ja  sogar  eine  Präclusivtermin 
stellte,  bis  zu  M-elcliem  die  ungarische  Regierung  ver- 
pflichtet sei,  die  Bankangelegenheit  vor  den  Reichstag 
zu  bringen  und  die  Anerkennung  der  Rechte  der  Bank 
bei  der  Gesetzgebung  durchzusetzen. 

Der  ungarische  Finanzminister  willigte  endlich  in 
die  Annahme  der  Devisen  als  Metallbedeckung,  knüpfte 
jedoch  die  Bedingung  daran,  dass  die  Bank  die  Lose  des 
ungarischen  Lotterieanlehens  überall  imLombardgeschäft 
annehme.  Endlich  willigte  die  Bank  auch  in  diese  Be- 
dingung ein,  während  es  doch  eine  der  wesentlichsten 
Bedingungen  des  Vöslauer  Vertrags  war,  dass  die  Bank 
verpflichtet  sei ,  s  ä  m  m  1 1  i  c  h  e  ungarische  Staatspa- 
piere im  Lombardgeschäft  anzunehmen,  und  bei  der 
Aenderung  der  Statuten  im  Jahre  1868  entschieden 
ausbedungen  wurde,  dass  nicht  allein  die  Staatspapiere 
beider  Staatsgebiete  der  Monarchie,  sondern  auch  die 
gut  akkreditirten  ungarischen  Privatefliekten  im  Lom- 
bardgeschäft angenommen  werden.  Und  dennoch  wollte 
die  Bank  hinterher  die  Lotterieanlehens-Lose  nicht  zur 
Belehnung  annehmen.  —  Das  energische  Auftreten  der 
Bank  war  von  Wirkung,  denn  der  ungarische  Finanzmi- 
nister erklärtein  seiner  an  den  österreichischen  Finanz- 
minister und  an  die  Bank  gerichteten  Note  seine  Geneigt- 
heit, die  Bankfrage  wälu-end  der  nächsten  Winterperiode 
der  Gesetzgebung  auf  die  Tagesordnung  des  ungarischen 
Abgeordnetenhauses  zu  bringen. 

Das  Jahr  1870  verfloss  nicht,  ohne  dass  auch  die 
Frage  der  80  Millionen  Bankschuld  vorgekommen  wäre. 
—  1868  hatte  die  Delegation  des  Reichsraths  das  Vo- 
tum abgegeben,  dass  die  gemeinsame  Staatsschuld  nicht 
als  die  Schuld  der  im  Reichsrath  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  allein  zu  betrachten  sei ;  ferner  dass 
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wenn  seiner  Zeit  der  Modus  der  Verwaltung  der  Staats- 
schuld festgestellt  sein  wird,  es  im  Interesse  der  im 
Reich sratli  vertretenen  Länder  und  Königreiche  sein 
werde,  dafür  zu  sorgen,  dass  Alles  vermieden  Averde, 
woraus  die  Schlussfolgerung  gezogen  werden  könnte, 
dass  die  gemeinsame  Staatsschuld  diese  Länder  aus- 
schliesslich belaste.  —  Auf  Grund  dieser  Enunciation, 
und  weil  in  dem  auf  die  Staatsschuld  bezüglichen  XV. 
G.  A.  1867  keine  entschiedene  Verfügung  darüber  ge- 
troffen w  urde,  welchem  Ministerium  die  Ver- 
waltung der  Staatsschuld  ti  b  e  r  g  e  b  e  n  w  e  r- 
den  solle,  so  führte  mit  Einwilligung  der  beiden 
Ministerien  der  gemeinsame  Finanzminister  die  Verwal- 
tung der  gemeinsamen  Staatsschuld  fort.  Der  ungari- 
sche Eeichstag  billigte  jedoch  dieses  Uebereinkommen 
nicht,  sondern  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,  dass  die 
Verwaltung  der  Staatsschuld  nicht  als  gemeinsame  An- 
gelegenheit zu  betrachten  sei.  In  Folge  dessen  kam  auf 
Grund  der  zwischen  beiden  Ministerien  gepflogenen 
neueren  Verhandlungen  die  Vereinbarung  zu  Stande, 
der  zufolge  der  ungarischen  Legislative  ein  Gesetzent- 
wurf vorgelegt  wurde,  und  deren  Resultat  der  XXIII. 
G.  A.  1870  war.  Ein  vollkommen  gleicher  Gesetzent- 
wurf wurde  auch  der  Gesetzgebung  der  im  Reichs rath 
vertretenen  Länder  vorgelegt  und  durch  dieselbe  auch 
angenommen.  Bei  Gelegenheit  der  hierauf  bezüglichen 
Verhandlungen  ist  die  80  Millionen  Schuld  weder  im 
Finanzausschuss  noch  in  beiden  Häusern  des  Reiclis- 
raths  auch  nur  mit  einem  Wort  erwähnt  worden. 

Es  wurde  also  nach  der  Thätigkeit  der  Regniko- 
lardeputation  und  nachdem  das  XV.  Gesetz  1867  ge- 
bracht worden  war,  ein  neueres  gemeinschaftliches, 
durch    beide    Theile    gleichmässig    festgestelltes    und 
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angenommenes  Gesetz  gescliaffen,  welches  beweist,  dass 
die  gesammte  Staatsschuld  und  so  auch  die  80  Millio- 
nen-Schuld, rechtmässig  und  in  administrativer  Bezie- 
hung die  andere  Hälfte  der  Monarchie  angeht.  Also  auch 
in  diesem  Falle  nahm  die  ungarisclie  Gesetzgebung  in 
der  Angelegenheit  der  Staatsschuld  einen  so  entschie- 
denen Standpunkt  ein,  dass  sie  nicht  einmal  die  Verwal- 
tung der  Staatsschuld  durch  den  gemeinsamen  Finanz- 
minister zuliess,  da  diese  Ungarn  nichts  weiter  angeht, 
als  dass  es  dazu  eine  ein  für  allemal  festgestellte 
jährliche  Quote  zahlt.  Ich  muss  bemerken,  dass  als  die- 
ses Gesetz  gebracht  wurde,  die  80  Millionen-Bankschuld 
im  Hauptbuch  der  Staatsschulden  als  besonderer  Posten 
vorgemerkt  war,  und  durch  die  vom  Reichsrath  zur 
Kontrole  der  Staatsschulden  entsendeten  Kommission 
stets  kontrolirt  wurde. 

Als  jedoch  von  der  Vollstreckung  dieses  Gesetzes 
und  von  der  B  e  w  e  r  k  s  t  e  1 1  i  g  u  n  g  der  U  e  b  e  r- 
gabe  die  Rede  war,  tauchte  die  80  Millionen-Frage 
abermals  auf.  Da  der  gemeinsame  Finanzminister,  Frei- 
herr V.  Becke,  damals  schon  schwer  erkrankt  war,  so 
unterzeichnete  die  Verordnungen  anstatt  seiner  der 
Minister  des  Aeussern,  Graf  Beust,  das  Ministerium  aber 
leitete  der  Sektionschef,  Herr  Vinzenz  Weninger, 
der  dem  Staatsschulden-Rechnungsdepartement,  welches 
provisorisch  dem  gemeinsamen  Finanzministerium  un- 
terstellt war,  die  Weisung  gab,  auch  die  80  Millionen- 
Bankschuld  unter  den  übrigen  Staatsschuldposten  zu 
verbuchen.  Als  jedoch  die  S  t  a  a  t  s  s  c  h  u  1  d  -  K  o  n- 
t  r  o  1  s  k  o  m  m  i  s  s  i  o  11  von  dieser  Thatsache  Kenntniss 
erhielt,  verständigte  sie  hiervon  den  Finanzminister  mit 
der  Bemerkung,  dass  sie  dieses  Verfahren  für  inkorrekt 
haltCj    da   ^  diese  Schuld  nicht  nur  die  im  Reichsrath 
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vertretenen  Königreiche  und  Länder  angebt,  und  wegen 
der  Rückzahlung  und  zeitweihgen  Verzinsung  dieser 
Schuld  noch  Verhandhingen  mit  Ungarn  iui  Zuge  sind.« 
Hierauf  richtete  der  österreichische  Finanzniinister  an 
den  gemeinsamen  Finanzniinister  eine  Note,  in  welcher  er 
dieses  Verfahren  nicht  billigte  und  verlangte,  dass  er 
diesen  Posten  unter  die  gemeinsamen  Schulden  auf- 
nehme. Der  gemeinsame  Finanzminister  v  e  r  w  e  i- 
g  e  r  t  e  hierauf  direkt  die  Eintragung  der  80  Mil- 
lionen in  die  Bücher  des  gemeinsamen  Ministeriums,  da 

—  wie  er  in  seinem  in  dieser  Angelegenheit  an  den  ös- 
terreichischen Finanzminister  gerichteten  Rescript  sagte 

—  »er  nicht  das  Recht  habe,  eine  noch  offene  Frage  auf 
administrativem  Wege  faktisch  zu  entscheiden.«  Auf 
diese  Antwort  richtete  der  mittlerweile  zum  österreichi- 
schen Finanzniinister  ernannte  Baron  H  o  1  z  g  e  t  h  a  n 
am  9.  Juni  1870  an  mich  —  der  ich  damals  bereits 
gemeinsamer  Finanzminister  war  —  eine  Note,  in  der  er 
verlangte,  dass  die  80  Millionen,  bis  diese  Angelegenheit 
definitiv  entschieden  wird,  in  den  Büchern  des  gemein- 
samen Finanzministeriums  provisorisch  belassen  werde, 
da  wenn  hierüber  anders  verfügt  w'ird,  hierdurch  ein 
gefährliches  Präcedens  geschaflen  würde.  ^  Ich  antwor- 
dete  hierauf  am  26.  Juni  1870,  dass  »die  in  der  Note  vor- 
gebrachten Argumente  mich  nicht  davon  überzeugt  haben, 
dass  das  gemeinsame  Finanzministerium  seine  Ansicht 
indieser  Angelegenheit  ändern  solle«  ;  und  offen  erklärte 
ich  ,  dass  »die  Bankschuld  ein  inte  g  r  i  r  c  n- 
d  e r  T  h e  i  1  d  e  r  S  t a a t s  s c  h ii  1  d  sei,  daher  nicht  in 
den  Büchern  des  gemeinsamen  Finanzministeriums  Platz 
haben  könne,  welches  nur  die  gesetzlich  als  gemeinsam 
stipulirten  Posten  aufnehmen  kann.« 

Im  Abgeordnetenhause    des    Reichraths    kam    die 
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Frage  der  80  Millionen-Schuld  Ende  November  1870 
vor,  als  die  Kommission  zur  Kontrole  der  Staatsschuld 
ihren  Jahresbericht  vorlegte  und  in  Betreff  der  80  Mil- 
lionen-Schuld bemerkte,  dass  »diese  Ueberschreibung 
als  ein  Präjudiz  nicht  bestätigt  werden  solle, « 

Mittlerweile  kamen  die  Delegationen  in  den  letzten 
Tagen  des  J.  1870  in  Pest  zusammen.  Ein  Mitglied  der 
österreichischen  Delegation  richtete  in  dieser  Angele- 
genheiten eine  Interpellation  an  den  Grafen  Beust, 
der  zur  Zeit,  als  diese  Ueberschreibung  geschah,  den 
Freiherrn  v.  Becke  im  gemeinsamen  Finanzministe- 
rium vertrat ;  Beust  legte  in  seiner  auf  diese  Interpel- 
lation gegebenen  Antwort  den  Thatbestand  dar,  wo- 
nach Baron  Becke  diese  Ueberschreibung  auf  die  Vor- 
stellung Weningers  angeordnet  hätte,  und  bemerkte,  dass 
mit  dieser  Ueberschreibung  kein  Präjudiz  geschaffen 
worden  sei^  Die  österreichische  Delegation 
fasste  am  14  Februar  1871  einen  Beschluss,  in  wel- 
chem sie  gleichfalls  aussprach,  dass  durch  diese  Buchung 
kein  Präjudiz  geschaffen  sei ;  die  ungarische  De- 
legation hingegen  sprach  aus,  dass  die  Nichteintra- 
gung  dieser  Schuld  in  die  Bücher  der  gemeinsamen 
Staatsschuld  (nach  dem  Gesetz  findet  in  den  Büchern 
der  gemeinsamen  Staatsschuld  nur  die  Schuld  Platz,  die 
in  unter  gemeinsame  Bürgschaft  gestellten  Staatsno- 
ten besteht),  als  vollkommen  motivirt  zu  betrachten  sei. 
Schliesslich  wurde  in  der  am  3.  Juli  1871  gehaltenen 
Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  des  Reichsraths  ein 
Beschluss  gefasst,  welchem  zufolge  das  Ministe- 
rium angewiesen  wurde,  sich  mit  dem  ungarischen  Mi- 
nisterium zu  dem  Zwecke  ins  Einvernehmen  zu  setzen, 
damit  festgestellt  werde,  in  welcher  Proportion  Ungarn 
an  der  Rückzahlung  der  80  Millionen-Bankschuld  tlieil- 
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nelimen  wird;  ferner  sprach  das  Haus  aus,  dass  die 
Eintragung  in  die  Bücher  der  unter  der  Verwaltung 
des  österreichischen  Finanzministers  stehenden  Staats- 
schukl  kein  Präjudiz  geschaffen  habe. 

Diess  waren  die  namhafteren  Momente,  die  liin- 
siclitUch  der  Bankfrage  im  Jahre  1870  vorkamen.  — 
Sehen  wir  nun,  wie  die  Lage  der  Bank  in  demselben 
Jahre  in  geschäftlicher  Hinsicht  beschaffen  war.  Das 
erste  Halbjahr  1870  wurde  mit  einem  günstigen  Ergeb- 
niss  abgeschlossen.  Der  Umlauf  der  Banknoten  ver- 
mehrte sich  in  diesem  Zeitraum  um  13  Millionen.  In 
welchem  Masse  die  Bank  in  diesem  Halbjahr  ihre  Kre- 
ditirung  steigerte,  und  wie  wenig  sie  die  Interessen 
Ungarns  berücksichtigte,  beweist  der  Umstand,  dass 
sie  ihr  Wiener  Geschäft  mit  19 '/^  Millionen  erweiterte, 
nemlich  das  Eskomptegeschäft  mit  12.8  Millionen,  und 
das  Lombardgeschiift  mit  6.7  Millionen,  während  sie 
hingegen  das  gesammte  Wechseleskompte-Geschäft  ihrer 
sämmtlichen  österreichischen  und  ungarischen  Filialen 
in  diesem  Halbjahr  nur  mit  2.4  Millionen  erhöhte,  das 
Lombardgeschäft  aber  einschränkte.  Diess  ist  der  beste 
Beweis,  dass  das  Wiener  Zentrum,  wo  die  Bank  ihren 
Sitz  hat,  innner  —  selbst  unter  erschütterten  Kreditver- 
hältnissen  und  auch  in  Zeiten  der  Geldkrise  die  Benefi- 
cien  des  Bankkredits  geniesst,  —  während  nicht  allein 
die  ungarischen,  sondern  auch  die  Interessen  der  übri- 
gen Länder  vernachlässigt  werden. 

Im  zweiten  Semester,  als  der  franz()siscli-preussische 
Krieg  ausbrach,  wuchs  der  Papiergeld-  und  Banknoten- 
umlauf, der  ohnehin  schon  bereits  600  Millionen  be- 
tragen hatte,  noch  innner  mehr  an.  Da  die  Bank  der 
mittlerweile,  d.  i.  am  26.  Juli  1870,  erlassenen  Verord- 
nung zufolge    auch  die    Devisen  als  Metallbedeckung 
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annehmen  konnte,  welche  Verfügung  bis  zum  11  März 
1871  in  Geltung  blieb,  so  gestalteten  sich  die  Kredit- 
verhältnisse  des  Wiener  Platzes  günstiger.  Aber  die 
Wiener  Bank  benützte  diese  Begünstigung  dazu,  dass 
sie  ihren  Zinsfuss  sowohl  beim  Wechseleskompte  als 
auch  beim  Lombardgeschaft  um  ein  Perzent  erhöhte, 
nemlich  bei  ersterem  von  5  auf  6,  bei  letzterem  von  Ö'/a 
auf  6  'A  "/o.  Der  B  a  n  k  n  o  t  e  n  u  m  1  a  u  f,  der  Ende  1869 
283.69  Millionen  betragen  hatte,  erreichte  im  Juli  1870 
bereits  304.38  Millionen,  und  im  August  315.75  Millio- 
nen ;  diess  war  der  höchste  Stand,  von  da  ab  fiel  der 
Umlauf  bis  Ende  Dezember  auf  296.89  Millionen.  Dazu 
den  Staatsnoten-Umlauf  gerechnet,  der  Ende  Dezember 
1869  315.06  Millionen  ausmachte,  betrug  der  gesammte 
Umlauf  598.76  Millionen;  Ende  Dezember  1870  erhob 
sicli  der  gesammte  Umlauf,  die  Staatsnoten-Zirkulation 
hinzugerechnet,  welche  352. n  Millionen  ausmachte,  auf 
649  Millionen  *).  Der  Staats-  und  Banknotenumlauf 
nahm  also  in  einem  Jahre  um  50.24  Millionen  zu,  wobei 
die  Bank  mit  13. 20  Millionen  betheiligt  war,  auf  den 
Staatsnoten-Umlauf  aber  37. 05  Millionen  kamen.  Eine 
namhafte  Aenderung  trat  im  Umlauf  der  Salinen- 
sclieine  ein.  Ende  A})ril  1870  waren  noch  97.68  Millio- 
nen Salinenscheine  in  Umlauf.  Da  das  österreichische  Mi- 
nisterium den  Zinsfuss  der  Salinenscheine  nicht  erhöhte, 
und  bei  den  knapperen  Finanzverhältnissen  in  Folge 
der  Herabsetzung  des  Zinsfusses  von  5''/o  auf  4 ',2  °/o 
sich  keine  neue  Abnehmer  fanden,  so  wurden  die  Sali- 
nenscheine zur  Verfallszeit  in  grosser  Menge  gegen 
Staatsnoten  umgetauscht.  Daher  war  der  Umlauf  der- 
selben Ende  Dezember  bereits  auf  59.88  Millionen  lier- 


*)  Siehe  die  Beilage  Nr.  X. 


317 

abo-esclimolzen.  Die  krieg^erisclieii  Yerliiiltnisse  und 
überliaiipt  der  vennelirte  LTiidanf  des  Papiergeldes  ver- 
nrsaeliten  es,  dass  das  Agio  Ende  Juli  auf  V\S.5o  stieg, 
also  um  13  "/o  höher  stand  als  Ende  1809.  1870  stei- 
gerte sich  das  Ertnigniss  der  Bank  im  bedeutendsten 
Masse;  dasBrutto-Erträgniss  belief  sich  auf  11.028,592 
Gulden,  wovon  nach  Abzug  der  Auslagen  im  Retrag 
von  2.782,404  Gulden  ein  Reinerträgniss  von  8.246,187 
Gulden  Idieb,  hiervon  wurden  o74,()18  Gulden  zumlve- 
servefond  geschlagen,  welcher  dadurch  auf  15.494,284 
Gulden  anwuchs;  es  verblieben  daher  für  die  Aktionäre 
7.876,145  Gulden  und  demzufolge  entfiel  auf  jede  Ak- 
tie eine  Dividende  von  52  Gulden  50  kr.,  was  einem 
8.75  "/o-igen  ErtrJigniss  entsprax^h. 

Im  Jahre  1871  sind  hinsichtlich  de  r 
Bank  frage  folgende  namhaftere  Momente 
zu  verzeichnen.  —  Die  Bankdirektion  erachtete  es 
am  18.  Januar  1871  an  der  Zeit,  über  die  Stel- 
1  u  n  g  d  e  r  ß  a  n  k  i  n  U  n  g  a  r  n  imd  über  die  in  die- 
ser Beziehung  gepflogenen  Verhandlungen  einen  a  u  s- 
f  ü  h  r  1  i  c  h  e  n  B  e  r  i  c  h  t  zu  erstatten,  in  ^^•elchem  sie 
erklärte,  die  Bank  habe  auf  das  Ansuchen  mehrerer  un- 
garischen Firmen  mn  neuere  Kreditirung  nur  antwoi*- 
ten  können,  dass  sie  so  lange  nicht  in  der  Lage  sein 
werde,  sich  in  weitere  Kreditgewährungen  einzulassen, 
bis  nicht  die  gegenwärtige  inigewisse  Situation  in  Un- 
garn ihr  Ende  erreicht  hat.  Sie  brachte  iln-e  auf  das 
Lotterie-Anlehen  bezügliche  abschlä<iiiie  Antwort  \(»r. 
und  berichtete  Alles,  was  ich  bereits  \'on  iln-ein  im 
Jahre  1870  eingenonmieneu   Standpunkt  gesagt  habe.''') 


*)  Den  Theil  dieses  wichtigen  Berichtes  ,  welcher  den  durch  die 
Bank  eingenommenen  Standpunkt  entschieden  charakterisirt,  theilc  ich  in 
der  Beilage  Nr.  XI.  mit. 
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Dieses  Auftreten  der  Bank  gab  zu  der  Interpellation 
Anlass,  welche  der  Herr  Abgeordnete  Hörn  Anfangs 
Januar  1871  im  ungarischen  Abgeordnetenhause  an 
den Finanzniinister  richtete;  sich  auf  diesen  Generalver- 
sammlungsbericht der  Bankdirektiou  berufend,  richtete  er 
an  den  ungarischen  Finanzminister  die  Frage,  ob  es  wahr 
sei,  dass  die  Bank,  die  faktisch  auch  in  unserem  Vater- 
lande alle  Vortheile  des  Monopols  geniesst,  im  vergange- 
nen Jahre  sowohl  die  Erhöhung  der  Dotation  der  ungari- 
schen Filialen,  als  auch  die  Belehnung  der  ungarischen 
Staatslose  verweigert  habe.  Er  charakterisirte  in  der 
Interpellation  .das  Verfahren  der  Bank,  welchem  zufolge 
es  deren  eingestandener  Zweck  ist,  Ungarn  zu  zwingen, 
dass  es  dem  Monopol  der  österreichischen  Nationalbank 
die  gesetzliche  Anerkennung  gewähre,  und  fragt  die 
Regierung,  was  sie  dem  Verfahren  gegenüber,  welches 
die  Bankdirektion  gegen  Ungarn  ])eobaclitet,  in  dem 
Falle  zu  thun  beabsichtige,  wenn  der  ungarische  Reichs- 
tag trotz  der  Wiener  Sommation  oder  gerade  in  Folge 
derselben  die  Bankfrage  im  Verlaufe  des  Winters  nicht 
vornimmt  oder  nicht  nach  dem  Belieben  der  Bank  erle- 
digt. *)  Hierauflegte  der  Finanzminister  am  21.  Januar 
1871  nacli  Darlegung  des  Sacliverhaltes  und  seiner  An- 
sichten einen  Beschlussentwurf  vor,  welclien  das 
Haus  auch  annahm,  und  welchem  zufolge  es  als  Be- 
schluss  aussprach,  dass  es  den  Bericlit  der  in  der  Bank- 
angelegenheit entsendeten  Enquete-Kommission  nach 
seinem  neueren  Zusammentritt  unter  den  ersten 
G  e  g  e  n  s  t  ä  n  d  e  n  auf  die  T  a  g  e  s  o  r  d  n  u  n  g  s  t  e  1- 
len  werde. 


*)  Sowohl  der  Wortlaut  der  Interpellation,  als  auch  die  hierauf  ge» 
gebene  Antwoit  theile  ich  in  der  Beilage  Nr.  XII.  mit. 
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Dieser  Beschliiss  ist  jedocli  n  i  e  li  t  voll  zogen 
worden;  denn  während  der  AYintersession  des  Jah- 
res 1871  war  die  Gesetzgebung  mit  der  Schaffung  an- 
derer Gesetze  beschäftigt,  viel  Zeit  ualnu  die  Verhand- 
lunof  der  Gesetzentwürfe  ül)er  den  1872-er  Staatshaus- 
halt  und  über  die  Eekrutenstellung  in  Anspruch,  und 
in  Folge  Alles  dessen  unterblieb  die  Verhandlung  der 
Bankfrage. 

Das  Jahr  1871  w  a  r  f  ü  r  d  i  e  B  a  n  k  a  u  s  s  e  r- 
ordentlich  günstig.  Obgleich  in  den  ersten  zwei 
Monaten  das  Geschäft  der  I^aidv  abzunehmen  begann, 
und  sie  ihren  Ziusfuss  beim  AYechseleskompte  von  6  auf 
5  und  beim  Lombardgeschäft  von  (j'2  auf  6  herab- 
setzte, hob  sich  später,  Ende  Februar  und  Anfangs  Mai, 
ihr  Verkehr  mn  26  IMillionen,  oeoen  Mitte  Juni  aber 
fiel  er  wieder.  Trotzdem  hatte  sie,  das  ganze  Jahr  zu- 
sammen genommen,  ein  namhaftes  Geschäftsergebniss 
aufzuweisen.  Im  November  erreichte  die  Bank  das  Ma- 
ximuui  ihres  Notenumlaufs,  indem  dieser  sich  auf  334.7 
Millionen  hob:  der  gesammte  Umlauf  betrug  Ende 
1870  in  Banknoten  296.89  Millionen ,  in  Staatsnoten 
352.11  Millionen,  zusammen  649  Millionen.  Ende  1871 
waren  317.33  ^HlHonen  in  Banknoten,  und  373.6o  Mil- 
lionen in  Staatsnoten,  zusammen  also  690.33  IMillionen 
in  Umlauf.*)  Die  Vermehrung  der  Staatsnoten  entstand, 
weil  die  Salinenschelne  in  noch  geringerem  Masse  in 
Umlauf  ei-halten  wurden.  Zu  Ende  des  Jahres  machte 
der  gesammte  Papiergeldumlauf  in  Staats-  und  Bankno- 
ten um  41.93  Millionen  mehr  aus,  als  in  derselben  Pe- 
riode des  Jahres  vorher,  und  von  diesem  Plus  kamen 
20.44  Millionen  auf  die  Banknoten,  2 1 .49  Millionen  aber 


*)  Siehe  die  Beilage  Nr.  XIII. 
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auf  die  Staatsnoten.  In  der  am  18.  Januar  1872  abge- 
haltenen Generalversammlung'  wurde  ein  Bericht  vor- 
gelegt, nach  welchem  die  gesammte  Einnahme  im  Jahre 
1871  sich  auf  11.613,413  fl,  belief;  die  Ausgaben  be- 
trugen 2.  437,417  fl ;  es  verblieb  daher  ein  Reinertrag 
von  9.175,996  fl ;  hiervon  wurden  dem  Reservefond 
467,593  zugeschlagen,  und  an  die  Aktionäre  wurden 
8.709,542  fl.  vertheilt,  Avas  einer  Dividende  von  58  fl. 
oder  einer  Verzinsung  mit  9.66  ">  entsprach.  Diess  war 
die  höchste  Dividende,  welche  die  Aktionäre  seit  1855 
bekommen  hatten.  —  In  derselben  Generalversamm- 
lung berichtete  die  Direktion,  dass  gegen  den  österrei- 
chischen Staat  wegen  der  seit  1868  rückständigen  For- 
derung nach  dem  80  Millionen-Darlehen  beim  Wiener 
Landeso-ericlit  der  Prozess  eing-eleitet  worden  sei. 

In  der  Anfanu-s  Januar  1872  abo'ehaltenen  Gene- 
ralversammlung  der  Bankaktionäre  nahm  der  Gouver- 
neur der  Bank  bei  Gelegeidieit  des  J  a  h  r  b  e  r  i  c  h  t  s 
U  n  g  a  r  n  gegenüber  eine  noch  entschied  e- 
n  e  r  e  Stellung  ein.  Er  brachte  den  Aktionären  in 
Erinnerung,  dass  die  österreichische  Bank  im  Sommer 
1870  sich  geneigt  erklärt  habe,  die  Dotation  der  unga- 
rischen Filialen  unter  der  Bedingung  vorläufig  nicht 
herabzusetzen,  wenn  der  ungarische  Finanzminister  sich 
verpflichtet,  die  Bankfrage  in  deren  ganzem  Umfange 
während  der  Wintersession,  die  damals  bevorstand,  auf 
die  Tagesordnung  des  Abgeordnetenhauses  zu  bringen ; 
ferner  brachte  er  den  Aktionären  in  Erinnerung,  dass 
der  ungarische  Finanzminister  sich  laut  einer  Note  vom 
28.  Juli  1870  vor  der  ungarischen  Gesetzgebung  in 
ähnlicher  Richtuno-  oeäussert  habe.  Indess  sei  dieses 
Versprechen  nicht  in  Erfüllung  gegangen.  »Die  Natio- 
nalbank —   so  hiess  es   im   Jahresbericht  —  hat  ihrer 
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übernoinmeneii  VerpHichtung  (luiinlicli  die  Dotationen 
nicht  lierabznniindern)  Genüge  getlian,  da  jedocli  der  zu- 
gesicherte Geg-endinst  zu  unserem  aufrichtigen  Be- 
dauern hinge  über  die  bedungene  Frist  liinaus  niclit  er- 
füllt A^urde,  und  noch  heute  der  Erfülluno-  harrt:  so 
eraclitet  die  Nationalbauk  sich  in  Betreff  iln-es  früher 
gegebenenen  Vers])recliens  nicht  für  gel)unden.«  Ein 
wie  ganz  anderer  Ton  ist  diess,  als  der  war,  den  die 
Bank  bis  1870  in  Betreff' Ungarns  anschlucr! 

Dieser  zur  Veröffentlichung  gelangte  Bericht  des 
Banko-ouverneurs  blieb  in  der  uno-arischen  Gesetzg-e- 
bung  niclit  unbeachtet.  Herr  Moriz  Jokai  riclitetein 
der  am  20.  Januar  abgehaltenen  Sitzuno:  des  Abo^eord- 
netenliauses  an  den  Finanzminister  eine  Interpellation 
und  fragte  ilui,  was  das  für  ein  Dienst  gewesen  sei,  den 
der  ungarische  Finanzminister  der  Direktion  der  öster- 
reicliischen  Nationalbank  zu  leisten,  vers})rochen  habe, 
und  Avegen  dessen  Nichterfüllung  sie  den  dem  ungari- 
schen ]\Iarkt  dargebotenen  Kredit  einzuschränken  droht ; 
welclie  Verfüginigen  der  Finanzminister  treffen  werde, 
um  Ungarn  aus  dieser  schädlichen  und  ungeordneten 
Finanzlao-e  zu  befreien,  und  w^ann  er  diese  Verfügunnen 
ins  Werk  zu  setzen«  gedenke. 

Da  diese  Interpellation  mit  der  des  Herrn  Abge- 
ordneten Hörn  im  Wesentlichen  von  gleichem  Inhalt 
war,  so  Avies  der  Finanzminister  in  seiner  Antwort  auch 
auf  letztere  hin.  Er  ersuchte  das  Abo-eordnetenliaus  aufs 


o 


Neue,  nach  Beendigung  der  Budgetverhandkmg  und 
Votiruno-  des  Rekrutirunosgesetzes  den  Bericht  der 
Bank-Equetekonnnission  auf  die  Tagesordnung  zu  set- 
zen. Das  Abgem-dnelenliaus  nahm  diesen  Vorsclilag  an. 
In  der  am  9.  Februar  abgehaltenen  Konferenz 

der    Deakpartei    legte  der   Finanzminister  Kerkti- 
C.  D.  21 
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poly  seinen  Standpiuikt  dar.  Er  Unsserte  sich  auch  über 
die  80  Millionen,  dass  dieselbe  in  die  Liste  sämmt- 
licher  Staatsscluilden  1867  anfgenommen  worden, 
nnd  demzufolge  in  der  dnrcli  Ungarn  übernommenen 
Quote  enthalten  seien;  Ungarn  lial)e  liinsielitlich  der 
unverzinslichen  Staatsschulden  eine  einzio-e  Ausnahme 
gemacht,  und  diese  durch  ein  besonderes  Gesetz  gere- 
gelt, nämlich  durch  das  Gesetz  über  die  durch  die  Staats- 
noten bestellende  schwebende  Staatsschuld,  hinsichtlich 
welcher  die  gemeinsame  Haftung  übernommen  wurde. 
Er  wies  ferner  auf  die  Vereinbarungen  vom  Miirz  und 
vom  12.  September  1867  hin,  hob  hervor,  dass  die  letz- 
tere Vereinl)arung  an  gewisse  Bedingungen  geknüpft 
worden  sei,  welche  die  Bank  ihrerseits  nicht  als  bindend 
anerkannte ,  wesshalb  auch  die  durch  die  ungarische 
Regierung  übernommene  Verpflichtung  ihre  Kraft  ver- 
loren habe ;  und  da  die  Nationalbank  in  neuerer  Zeit 
sich  jeder  Verpflichtung  enthoben  erklärt  hat,  so  fühlte 
auch  die  ungarische  Eegierung  sich  nicht  verpflichtet 
ihren  früheren  Standpunkt  beizubehalten.  Demzufolge 
habe  die  Gesetzgel)ung  von  Rechtswegen  vollkommen 
freie  Hand,  und  sei  für  das,  was  jetzt  zu  thun  ist,  einzig 
und  allein  das  Interesse  des  Landes  massgebend.  Die 
Bank-Enquetekommission  habe  sich  über  die  Interessen 
des  Landes  geäussert,  mid  die  einzuschlagende  Rich- 
tung im  Allgemeinen  riclitig  bezeichnet ;  aber  er  wün- 
sche, dass,  was  geschehen  soll,  detaillirter  festgestellt 
werde.  —  Das  in  der  Konferenz  der  Deakj)artei  Vorge- 
brachte blieb  nicht  ohne  Wiederhall.  In  der  am  23.  Fe- 
bruar abgelialtenen  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  des 
Reichsraths  richtete  der  Herr  Abgeordnete  Duniba  an 
den  Finanzminister  eine  Interpellation  in  Angelegen- 
heit der  80  Millionen  Bankscliuld.  Auf  diese  Interpella- 
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tion  antwortete  jedoch  der  Finanzminister,  Freiherr  v. 
Dejiretls,  erst  nach  vier  Monaten,  nemlich  am  17  Juni. 
Bei  dieser  Gelegenheit  entspann  sich  eine  interessante 
Debatte.  Depretis  gab  eine  lange  energische  Erklärung 
ab.  Auch  die  gewesenen  Finanzminister,  die  Herren  Dr. 
Plener  und  Dr.  Brestl,  sprachen.  Nach  Beendigung 
dieser  Reden  erklärte  Herr  Dumba,  er  sei  mit  der  Ant- 
wort des  Flnanzministers  zufrieden,  ja  hinsichtlich  Un- 
garns war  er  so  gnädig  zu  erklären,  wenn  Ungarn  in 
dieser  Frage,  nemlich  in  Betreff  der  80  Millionen,  bil- 
lig sein  wird,  so  werde  auch  hinsichtlich  der  übrigen 
Finanzfragen  (er  meinte  vielleicht  die  l^aidvfrage)  ein 
gerechter  Lösungsmodus  gefunden  werden. 

Ich  werde  in  dem  Kapitel  über  die  80  Millionen- 
Frage  auf  die  Worte  des  österreichischen  Finanzministers 
zurückkommen,  denn  die  Rede  desselben  ist  sehr  cha- 
rakteristisch;  sie  enthält  die  österreichischen  Gesichts- 
punkte in  deren  ganzer  Schroffheit. 

Die  Verhandlung  der  Bank  frage  nahm 
am  16.  Februar  1872  ihren  Anfang.  Ueber  dieselbe  ein- 
gehender zu  sprechen,  wäre  überflüssig,  da  sie  noch  Al- 
len im  Gedächtniss  ist.  Nach  l^eendigung  dieser  Ver- 
handluno-  wurde  entaeo-en  dem  Vorschlag'  des  Herrn 
Koloman  Ghyczy  der  von  Herrn  August  Trefort 
b  e  a  n  t r  a g  t  e  B  e  s  c  li  1  u  s  s  e  n  t  w  u  r  f  a  n g  e  no m men, 
der  folo'endermassen  lautet: 

»Der  Finanzminister  wird  angewiesen: 

»erstens  mit  dem  Finanzminister  der  im  Keichs- 
ratli  vertretenen  Könii>;reiche  und  Länder  in  ]>erührung 
zu  treten,  im  Einvernehmen  mit  diesen  einen  Gesetzent- 
wurf über  den  Modus  der  Valuta-Regelung  anzufertigen, 
und  denselben  der  Gesetzgebung  vorzulegen;« 

»zweitens  dafür  zu  sorgen,  dass  bis  diess  geschehen 

21* 
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kann,  der  l^anknotenumlanf  im  Lande  ein  Zentralorgan 
erlialte,  dessen  Leitnng-  im  Sinne  der  seinerzeit  dnrcli 
die  Legislative  zn  bestätigenden  Statnten  nnter  der  ge- 
setzmässigen  Anfsiclit  und  Kontrole  der  ungarisclien 
Regierung  unabhängig  vorgehe,  und  über  Summen  zu 
verfüo'en  habe,  die  dem  wirklichen  Kreditbedarf  derLän- 
der  der  ungarischen  Krone  entspreche.« 

In  Folo-e  dieses  Beschlusses  richtete  der  Finanzmi- 
nister  Kerkapoly  am  4.  März  1872   an    die  Bankdi- 
rektion  die  erste  Note,    in  welcher    er    sie    von 
dem  Beschluss  des  Reichstags  verständigt,   und  sie  auf- 
fordert, sich  zu  äussern,  auf  welche  Weise  und  in  wel- 
cher Richtung  sie  den  im  Beschlussentwurf  ausgedrück- 
ten Wünschen  zu  entsprechen  beabsichtige.    Die  öster- 
reicliische    Nationalbank    antwortete    hierauf    am    24. 
März  1872,  die  hinsichtlich   der  Herstellung  der  Valuta 
auso-edrückte  Absicht  mit  Freude  be^rüssend.  Die  öster- 
reichische  Nationallmnk  sei  schon  1866   bereit  gewesen, 
die  Metallgeldzahlung  zu  beginnen,  und  obgleich  sie  von 
diesem  Ziel  entfernt  wurde,  habe  sie  ihre  Greschäfte  so 
geführt,  dass  sie  jeden  Augenblick  im  Stande  sei,  ihre 
mit  Metallgeld  versehene  Kasse  zu  eröffnen,  sobald  die 
Hindernisse  beseitigt  sein  werden,  die  nicht  sie  geschaf- 
fen   habe,    und    zu    deren  Beseitigung  sie  allein    nichts 
habe  thun  können.    Was  den  Theil  des  Beschlusses  des 
ungarisclien  Reichsrathes  anbelangt,  der  von  einem  Zen- 
tralinstitut für  die  Banknoten-Zirkulation  in  Ungarn  lian- 
delt,  so  sei  die  österreichische  Nationalbank  bereit,  ihre 
Hand    zur  Förderung    einer  Vereinbarung    zu    reiclien, 
die  den  Interessen  aller  Theile  der  Monarchie  entspricht. 
Da  jedoch  der  Beschluss  der  ungarischen  Gesetzgebung 
mn-  allgemeine  Wünsche  enthält,  so  sei  hierdurch  der 
Bank  die  Möglicldceit  entzogen,  über  den  eigentlichen 
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Sinn  dieses  l^esclilnsses  v^ollkommen  ins  Reine  zu  kom- 
men;  dalier  sclieine  es  der  Bankdirektion,  dass  es  liin- 
siclitlicli  der  vor  iln-  stellenden  Frage  a  ni  z  w  e  c  k- 
m  ä  ,s  s  i  g  s  t  e  n  w  ii  r  e  ,  a\'  e  n  n  der  u  n  g  a  r  i  s  c  li  e  F  i- 
nanzm  in  ister  die  Punkte  bezeiclmete,  auf 
welche  die  ungarische  Eegicrung  gemäss 
dem  Sinne  des  ungarischen  Keichstages 
G  e  AA'  i  c  h  t  1  e  g  t. 

Der  Finanzminister  Karl  Kerkapoly  antwortete  auf 
diese  Erklärung  der  Bank  am  2.  Juni  1872,  und  theilte 
derselben  vor  Allem  die  Grundzüge  einer  Vereinbarung 
mit,  nach  welcher  die  ungarische  Ivegierung  geneigt 
wäre,  das  Privilegium  der  Bank,  und  deren  hieraus  flies- 
sende E echte,  so  wie  das  ausschliessliche  Privilegium 
zur  Notenemission  anzuerkennen  und  sich  verpflichten 
würde,  den  ZAvangskin-s  der  Banknoten  aufrecht  zu  er- 
halten und  zugleich  in  Betreff  der  Giltigkeit  der  gegen- 
wärtig bestehenden  Statuten  die  Einwilligung  der  unga- 
rischen Gesetzgebung  zu  erwirken.  Hingegen  würde  die 
österreichische  Nationalbank  in  Betreff  der  Länder  der 
ungarischen  Krone  feststellen,  dass  (abgesehen  von  der 
Dotation  der  Hypothekai -Darlehen)  die  gesammte 
Dotation  der  Monarchie  zu  der  Dotation 
der  anderen  Hälfte  in  dem  Verbal tniss 
stehe,  Av i e  es  bei  der  Deckung  der  g e m e i n- 
samen  Ausgaben  angenommen  ist,  also  wie 
32  zu  68.  Die  ungarische  Regierung  halte  dieses  Ver- 
hältniss  desshalb  für  richtig  und  motivirt,  weil  es  mit 
den  Geldzirkuhitionsverhältnissen  beider  Theile  der 
Monarchie  ziemlich übereinstinnnt,  mid  \<)m  ungarischen 
Reichstag  ohne  Schwierigkeit  angenommen  Milrde.  Die 
auf  Ungarn  entfallende  Dotation  unter  die  einzelnen 
ungarischen  Filialen  zu  vertheilen,   ^viire  Aufgabe  der 
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Direktion,  die  iliren  Sitz  in  Pest  hätte.  Die  Leitung  ihrer 
im  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  bestellen- 
den FiUalen  würde  die  Bank  einer  besondern  Direktion 
übertragen,  deren  Wirkungskreis  jedoch  von  der  Gene- 
ralversammlung der  Aktionäre  abhängen,  und  die  ihre 
statutenmässige  Thätigkeit  unter  der  Aufsicht  der  unga- 
rischen Regierung  ausüben  würde.  Li  Anbetracht  des- 
sen, dass  das  Privilegium  der  Bank  mit  Ende  1876  ab- 
läuft, spricht  die  Eegierung  zugleich  ihre  Bereitwillig- 
keit aus,  sich  über  die  künftige  Stellung  der  österreichi- 
schen Nationalbank  in  Unterhandlungen  einzulassen, 
die  spätestens  im  Jahre  1874,  gleich  nach  Abschluss 
der  in  Bede  stehenden  provisorischen  Vereinbarung,  im 
Einvernehmen  mit  der  Regierung  der  im  Reichsrath 
vertretenen  Länder  ihren  Anfang  nehmen  würden.  Wenn 
diese  Unterhandlungen  zu  einem  Resultat  führen,  so 
könnte  das  gegenwärtig  zu  schaffende  Provisorium  so- 
gleich aufhören  und  der  definitive  Zustand  ins  Leben 
treten. 

Der  B  a  n  k  g  o  u  V  e  r  n  e  u  r  a  n  t  w  o  r  t  e  t  e  a  u  f 
diese  Note  am  27.  Juni.  Er  hob  in  seiner  Ant- 
wort hervor,  dass  er  es  im  Hinblick  auf  die  1875  wegen 
Erneuerung  des  Bankprivilegiums  einzuleitende  Unter- 
handlung jetzt  nicht  für  z  e  i  t  g  e  m  ä  s  s  halte,  ein 
Provisorium  zu  schaffen;  die  Errichtung  einer 
s  e  1  b  s  t  ä  11  d  i  g  e  11  D  i  r  e  k  t  i  o  n  i  n  P  e  s  t  sei  im  Sinne 
der  gegenwärtig  bestehenden  Statuten  formell  nicht 
durchführbar.  Indem  die  Bankdirektion  darauf 
hinweist,  dass  sie  den  Ernst  des  gegenwärtigen  Augen- 
blicks vollkommen  würdigt,  erwähnt  sie,  es  sei  schon 
seit  mehr  als  vier  Jahren  öffentlich  anerkannt  Avorden, 
dass  zwischen  Österreich  und  Uno^arn  in  der  Bankan- 
gelegenhcit   streitige  Fragen  obschwebeu,  bei  Avelchen 
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beule  Keii'ieruiio'eii  vollkommen  verscliiedeiie  Stand- 
punkte  einnelnnen,  und  dass  diese  Frag^en  von  Zeit  zu 
Zeit  an  den  kompetenten  Stellen  auftauchen,  um  selbst 
im  o'ünstio'sten  Falle  in  dem  einen  oder  dem  andern 
Tlieile  der  Monarchie  zu  geg-ensiitzlichen  Aeusserungen 
Gelegenheit  zu  geben.  Ein  Einverstanduiss  sei  hierüber 
bisher  nicht  zu  Stande  gekommen.  Daher  sei  die 
österreichische  Nationalbank,  der  bis  jetzt  in  Ungarn 
jede  Berechtigung  abgesprochen,  und  deren  dortige 
Existenz  zwar  als  faktisch,  jedoch  nicht  als  gesetzlich 
anerkannt  wurde,  genöthigt  auf  ihr  Recht  hinzuweisen, 
demzufolge  es  ihr  freisteht,  die  in  Ungarn 
o;  e  b  e  neu  Kreditmittel    einzuziehen 


in 


g  e 

oder  ^venigstens  ihr  Greschaft  d(M-t  nicht 
weiter  auszudehnen,  ehe  nicht  zwischen  Oster- 
reich und  Ungarn  in  allen  obschwebenden  Hauptfragen 
ein  Einvernehmen  erzielt  ist.  Was  das  Q  u  o  t  e  n  v  e  r- 
h  ä  1 1  n  i  s  s  betrifft,  das  bei  der  Dotation  der  ungarischen 
Filialen  massgebend  sein  soll,  so  ist  die  Direktion  der 
Ansicht,  dass  die  Uebertragung  einer  solchen  für  ganz 
andere  Gebiete  bestimmten  Verfügung  auf  den  Betrieb 
des  Bankgeschäftes  kaum  motivirt  werden  könne.  Es 
wäre  für  die  Monarchie  mit  dem  grössten  volks^^'irtll- 
schaftlichen  Nachtheil  verbunden ,  wenn  die  in  den 
anderen  Theilen  der  Monarchie  dringend  benöthigten 
Summen  in  Ungarn  unbenutzt  liegen  müssten,  und 
wenn  die  derUnterstützuno*  bedürftio;en  österreichischen 
Bankplätze  in  Folge  dessen  .  den  Kredit  entbehrten. 
Hierzu  kommen  noch  die  Schwierigkeiten,  die  in  Folge 
der  schuldigen  Verzinsung  des  80  Millionen-Bankanle- 
hens  enstanden  sind.  Wenn  ferner  —  wie  vorauszuse- 
hen - —  Ungarn  bei  Gelegenheit  der  definitiven  Feststel- 
lungen im  Jahre  187(3  noch  andere  Forderungen  stellen 
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würde,  —  welche  Wirkung  müssteii  diese  aufdieUnter- 
liaiidlungen  der  Bank  mit  der  österreicliisclien  Regie- 
runo"  und  dem  Reiclisratli  haben?  Die  Bank  könne 
Ungarn  gegenüber  keine  Verpfliclitung  übernehnen, 
durch  welche  ihre  Stellung  in  Österreich  gefährdet  wer- 
den könnte.  Demzufolge  beantragt  die  B  a  n  k, 
der  ungarische  F  i  n  a  n  z  m  i  n  i  s  t  e  r  m  ö  g  e  von 
seinen  Forderungen  abstehe  n  u  n  d  sie  h 
sofort  mit  dem  österreichischen  F  i  n  a  n  z  m  i- 
n  i  s  t  e  r  i  u  m,  r  e  s  p.  mit  der  österreichische  n 
N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  wegen  einer  V  e  r  e  i  n  b  a  r  u  n  g 
über  die  Stellung^  ins  Einvernehmen  s  e  t- 
zen,  welche  die  Bank  nach  Ablauf  des  ge- 
gegen  a^'  artig  bestehenden  Privilegiums  i  n 
der  g  a  n  z  e  n  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  -  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  n 
Mona  r  c  h  i  e  e  i  n  z  u  n  e  h  m  e  n  h  ä  1 1  e. 

Auf  diese  Zuscln-ift  der  österreichischen  National- 
bank antwortete  der  ungarische  Finanzminister  Kerka- 
poly  am  18.  Juli  1872  in  einer  Note,  der  zufolge  die 
ungarische  Regierung  davon  abstellt  sich  in  eine  Beur- 
theilung  der  Motive  einzulassen,  wegen  deren  die  Bank- 
direktion   in    keine   Berathuno-  über   das  in  Vorschlao- 

o  o 

gebrachte  Provisorium  einzugehen  wünscht,  und  er  sich 
geneigt  erkliirt,  die  U  n  t  e  r  h  a  n  d  1  u  n  g  e  n  m  i  t  d  e  m 
ö s  t  e r  e i c h i  s  c h  e n  F i n  a n z m i n i  s  t  e r  wegen  de  r 
definitiven  Lösung  der  Bankfrage  sofort 
in  Angriff  zu  nehmen.  Da  jedoch  der  ungarische 
Finanzminister  verpflichtet  ist,  die  Interessen  des  unga- 
rischen Handels  auch  wahrend  der  Dauer  der  Unter- 
handlungen zu  sichern,  so  bezeichnet  er  es  als  eine 
uiierlUssliche  Bedingung  für  den  Beghni  dieser  Unter- 
handlungen, dass  seitens  der  Nationalbank  eine  bindende 
Erklärinig  abgegeben  A\'erde,  dass  sie  in   den  Ländern 
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der  iingariselien  Krone  dort,  wo  und  wann  die  ungari- 
sche Regierung  es  wüusclien  wirdj  l)ankfilialen  zuerricli- 
ten,  und  die  Dotation  derselben  nacli  dem  Wunscli  der 
ungarisclien  Regierung  bis  zu  dem  lietrag  zu  erludien 
bereit  ist,  welcher  gemäss  der  am  2.  Juli  an  die  l>ank 
gerichteten  Note  als  Maxünum  zu  betracliten  Aviire. 

Aus  diesem  NotenAvechsel  geht  hervor,  dass  die 
Bank  mit  ilu'er  gegen  Ungarn  eingenommenen  drohen- 
den Stellung,  —  welcher  zufolge  sie  in  ihrer  Note  vom 
27.  Juni  darauf  hinwies,  dass  es  ihr  freistehe,  ihre  Ungarn 
dargebotenen  Kreditmittel  einzuziehen,  oder  ihren  Be- 
trieb dort  nicht  weiter  auzzudehnen — ^  es  dahin  brachte, 
dass  der  ungarische  Finanzminister  die  Durchfülu-una; 
eines  Provisoriums  auf  die  Dauer  des  Privilegiinns  fal- 
len Hess,  und  deii  Antrag  der  Bank  annahm,  dass  die 
Verhandlungen  wegen  Verlängerung  des  Privilegiums 
in  Augriff  genommen  werden  sollen.  So  hoffte  die  Bank 
sich  ihre  privilegirte  Stellung  mit  der  Zustimmung  der 
ungarischen  Gesetzgebung  nicht  allehi  aTif  die  Dauer 
des  Privilegiums  sondern  auch  darüber  hinaus  zu  sichern. 
In  seiner  Note  vom  18.  Juli  liess  der  uno;arische  Finanzmi- 
nister  auf  die  Dauer  des  Privilegiums  nicht  allein  seinen 
Wunsch  bezüglich  einer  besondern  ungarischenDirektion 
fallen,  sondern  auch  die  Forderung,  dass  die  Dotation 
der  ungarischen  Filialen  nach  dem  Verliältniss  der 
Quote  festgesetzt  werde,  da  er  in  seiner  zweiten  Note 
dieses  Verliältniss  nur  als  Maximum  betrachtet  wissen 
wollte.  Diese  Nachgiebigkeit  des  uno-arischen  ^Ministers 
erzielte  jedoch  nicht  die  davon  erwartete  Wirkunsr. 

Die  österreichische  Nationalbank  drückte  nendich 
in  ihrer  am  30.  Juli  1872  an  den  ungarischen  Finanz- 
minister gerichteten  Antwort  ihr  Ik'daueni  dni-iiber  aus. 
dass  schon  der  Beginn  der  Unterhandlungen  an  Bedin- 
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o-nngen  geknüpft  sei,  Avelclie  der  österreichischen  Na- 
tionall)ank  grcissere  Ver})flichtnngen  auferlegen  wür- 
den, nls  welche  das  inVorsclilag  gebraclite  Provisorium 
verlana'te.  AVie  könne  sich  die  österreichische  National- 
bank  dazu  verpflichten  dort  und  dann  Filialen  zu  er- 
richten ,  ^^•o  und  wann  die  ungarische  Regierung  es 
wünscht*),  wenn  der  o.  Punkt  der  Statuten  diess  von 
dem  Einvernehmen  zwisclien  der  Staatsregierung  und 
der  Bankdirektion  ahliiingig  macht.  Wie  köiuie  sich 
die  österreichisclie  Nationall^ank  verpflichten,  fiir  neu  zu 
errichtende  Filialen  Dotationen  zu  bewilligen,  dieselben 
flüssig  zu  machen,  und  die  Dotation  der  gegenwärtig 
bestehenden  Filialen  ohne  Rücksicht  auf  die  iln-  selbst 
zur  Verfügung  stehende  Summe  zu  erliölien,  wenn  der 
4.  Punkt  der  Statuten  dem  Fond  und  dem  Notenumlauf 
der  Bank  Schranken  setzt.  Nnr  eine  eliestens  erfolgend 
.definitive  Vereinbarung  und  eine  endgiltige  Lösung  der 
Bankfrage  könne  der  österreichischen  Nationalbank 
die  Möglichkeit  bieten,  den  Kreditvehältnissen  Ungarns 
auf  sichere  und  ausreichende  Weise  Genüge  zu  leisten. 
Indess  sei  die  Bankdirektion  für  die  Zwischenzeit,  nemlich 
bis  die  Stellung  der  Baidc  gesetzlich  geregelt  wird  und 
die  bestehenden  Scliwierigkeiten  beseitigt  werden,  bereit 
von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die,  die  Verhältnisse  der 
Bank  in  Osterreicli-Ungarn  regelnden  Grundprinzipien 
m  bindender  Form  festgestellt  sein  werden,  die  Dotation 
der  ungarischen  Filialen  nicht  allein  nicht  zu  verringern, 
sondern  aucli  dem  Bedürfniss  entsprechend  und  auf  die 
Dauer  dieses  Bedürfnisses  so  zu  erliölien,  wie  es  die 
allgemeinen  Verhältnisse  der  Bank,    die    geschäftliche 


*)  Diess  war  aber  eine  ausdrückliche  Bedingung  der  Vöslaner  Verein- 
barung. 
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Situation  des  1)etreffenden  Platzes,   und    die    Sielierlieit 
des  Bankvermoü'ens  o-estatten. 

Der  ungarische  Finanzniinister  tlieilte  jede  seiner 
an  die  Bank  o-ericliteten  Zusclu'iften  zuuleieli  aueli  dem 
österreicliisclien  Finanzniinister  mit,  und  verband  da- 
mit die  Bitte,  dass  er  ihm  zur  L()sung  der  Bankfrage 
hillreiche  Hand  bieten  möge.  In  seiner  Note  von  2.  Juli 
theilte  er  dem  österreichischen  Finanzminister  auch  seine 
Ansichten  darüber  mit,  wie  die  Bankfrage  definitiv  ge- 
löst ^yerden  könnte.  Sein  Plan  Avar  in  den  Hauptzügen 
folgender  : 

Die  unter  der  Firma  der  priv.  r)sterreichisclien  Na- 
tionalbank gegenwärtig  bestehende  Aktiengesellschaft 
soll  auch  fernerhin  bestehen,  und  soll  eben  diese  Ge- 
sellschaft in  l)eiden  Eeichshälften  zwei  Banken,  jede  mit 
einem  besondern  Stannnkapital,  errichten.  Die,  die  Rechte 
und  Pflichten  dieser  zwei  Banken  regelnden  Statuten, 
besonders  die,  welche  die  Principien  der  Baidcnoten- 
Emission  enthalten,  sollen  mit  gegenseitigem  Einverneh- 
men für  beide  Staaten  der  Monarchie  gleichmassig  fest- 
gestellt werden,  damit  es  so  möglich  sei.  auch  vor  der 
Herstelluno-  der  Valuta  die  Gleichmiissio'keit  des  Geld- 
fusses  luid  der  Geldzeichen  zu  wahren.  Hierdurch  würde 
ebenso  dem  Verlangen  der  ungarichen  Gesetzgelnnig, 
wie  den  Interessen  der  Aktionäre  entsprochen.  Zugleich 
erklärte  der  ungarische  Finanzminister,  dass  das  Land 
geneigt  sei,  zum  Behuf  der  Herstellung  der  Valuta  die 
nötlhgen  Opfer  zu  bringen,  und  ersuchte  den  österreichi- 
schen Finanzminister,  ihm  hierüber  seine  Ansichten 
mitzutheilen. 

Der  ungarische  Finanzminister  fandjedochbeidem 
österreichischen  Finanzminister  die  erwartete  Unterstüt- 
zung nicht,  ja  letzterer  erklärte  in  seiner  Note  vom  21. 
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Septeiiiber,  dass  er  die  Ansicliten  der  Bank  stets  und  in 
Allem  billige,  ja  auf  die  Frage,  die  der  ungarische  Fi- 
nanzminister an  ilin  liinsiclitlicli  der  Herstellung  der 
Valuta  gerichtet  hatte,  antwortete  er  gar  nicht. 

Dann  trat  auf  einige  Zeit  eine  Pause  ein,  bis  am 
14  Oktoljer  1872  unter  dem  Vorsitz  des  Gra- 
fen A  n  (1  r  a  s  s  y  ein  Minister  r  a  t  h  a  b  g  e  h  a  1 1  e  n 
w  u  r  d  e,  an  welchem  ausser  dem  Grafen  Andrassy  sei- 
tens Österreichs  der  Ministerpräsident  Fürst  Auersperg 
und  der  österreicliische  Finanzminister,  Baron  Depre- 
tis,  —  seitens  der  ungarischen  Regierung  aber  der  Fi- 
nanzminister Karl  Kerkapoly,  der  Kultus-  und  Unter- 
riclitsminister  August  Trefort,  und  ich  als  Ministerprä- 
sident, theilnahmen. 

Dieser  Ministerrath,  der  sich  mit  der  Bankfrage  be- 
schäftigte, war  von  grosser  Wichtigkeit.  Der  Inhalt  des 
Protokolls  dieser  Berathiingen,die  von  bedeutender  Trag- 
weite waren,  ist  kein  Geheimniss  geblieben,  und  die 
Tagespresse  bescliäftigte  sich  lebhaft  mit  dem,  was  dort 
gesprochen  und  festgestellt  worden  war.  Der  Inhalt  des 
Protokolls  gelangte  zur  öffentlichen  Keimtniss,  ja  er 
wurde  in  gewissen  Kreisen  von  Hand  zu  gegeben. 
Naclidem  Neuwirth  in  seinem  im  Interesse  der  Bank 
geschriebenen  Werk  den  Scliluss  meiner  in  diesem  Mi- 
nisterrath abgegebenen  Erklärung  —  aber  auch  nur  den 
Scliluss  davon  —  von  Wort  zu  Wort  anführt,  so  stände 
es  aus  diesem  Grunde  —  aber  auch  weil  meine  Erklä- 
rung in  sehiem  Werk  nur  fragmentarisch  mitgetheilt 
wurde,  um  missdeutet  zu  werden,  —  vielleicht  in  meinem 
Recht,  Alles  was  auf  meinen  Wunsch  in  jenes  Protokoll 
aufgenommen  wurde,  zu  sagen,  damit  meine  durch  Neu- 
wirth citirte  Erklärung  ergänzt  werde,  und  das  Publi- 
kum über  den  wahren  Sinn  derselben  ins  Klare  komme . 


Docli  icli  fülile  iiiicli  —  Aveiui  aucli  s;t'it(IeiH  .lalire  vei'- 
Üosseii  sind  —  niclit  l)ere('liti<i,t,  den  Iiili;ilt  eines  solclioii 
Protokolls  iiiit/uthcilen.  Die  Gescliiclite  wii-d  mit  der 
Zeit  auch  dieses  wiclitio-e  Dokument  ;ni  den  Tau'  hrin- 
gen,  und  es  wird  als  Beweis  dienen,  dass  icli,  wie  Itei 
jeder  Geleg-enlieit,  so  au(di  damals  meine  Ueljcrzeugung 
in  der  Bankfrao'e  nicht  verschwieo-en.  und  — unbescha- 
det  der  gemeinsamen  Interessen  der  IMonarchie  —  das 
freie  Yerfilo-nno-srecht  Ung-arns  in  dieser  Ano;elei>'enheit 
die  Möglichkeit  der  Errichtung  einer  besonderen  Baiik, 
und  meine  zur  Genüi>-e  bekannten  Ansichten  ilber  die 
Frage  der  80  Millionen  entscliieden  ausgedrückt   liabe. 

Der  Schlusss  des  Protokolls  dieses  Ministerratlies 
lautet : 

Mini s  t  e r  d es  A e  u  s s e  r  e n  G  r  a  f  A n d  r  a  s  s  y 
fasste  das  Resultat  der  Verhandlungen  in  folgender 
Weise  zusammen  : 

»Dass  sofort  in  die  möglichst  zu  l^eschleunigende 

V  e  r  li  a  n  d  1  u  n  <>•  ü  b  e  r  die  d  e  ti  n  i  {  i  v  e  G  e  s  t  a  1- 
t  u  n  g  des  V  e  r  h  Ji  1  n  i  s  s  e  s  z  u  d  e  r  N  a  t  i  o  n  a  1- 
bank  nach  Ablauf  des  gegenwärtigen  Pri- 

V  i  1  e  o-  i  n  m  s  eing-etreten  werde  und  dal)ei  als  unverrück- 
bares  Ziel  festgsstellt  bleiben  soll,  d  a  s  s  d  i  e  E  i  n  li  e  i  t 
d  e  r  W  ii  ]  i  r  u  n  g  g  e  s  i  c  h  e  r  t  u  n  d  All  e  s  aus  g  e- 
schlössen  1)1  e  i  b  e,  w  o  d  u  r  c  h  e  i  n  e  u  n  g  1  e  i  c  h  e 
Bewerthunii'  der  in  der  ^Monarchie  circuli- 
renden  Zahlungsmittel  entstehen  kcinntc: 
ferner 

dass  der  k.  k.  Finanzminister  seine  Vermittlung  da- 
hin richte,  dass  ohne  Aveitergehenden  Vereinbarungen 
mit  der  Bank  vorzuoTcifen,  die  den  unfi'ariscdien  Filialen 


*)  Neuwirth  :  Baukakte  u.  Bankstreit  S.  3^0. 
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zuzuweiideiiden  Dotationen  sofort  in  dem  Masse  erliölit 
werden,  welches  notliwendig  ist,  damit  das  Verliiiltniss  der 
Dotationen  der  ungarischen  Fihalen  zu  den  inzwischen 
vermeln-ten  Dotationen  der  F  ilialen  in  der  andern 
Reiclisliälfte  dasselbe  werde,  wie  es  Ende  September 
1869  bestanden  hat:  endlich 

dass  der  k.  uno'arische  Finanzminister  nach  Vor- 
nähme  dieser  Intervention  von  Seite  des  k.  k.  Finanz- 
ministers und  Erfüllung  der  Vorbedingung  sich  sofort 
zur  Absendung  der  in  Rede  stehenden  Commission  be- 
reit erkläre. « 

Diesem  Uebereinkommen  des  Ministerraths  zu- 
folo-e  wurde  vor  Allem  die  bessere  Dotation  der  unö'a- 
rischen  Filialen  als  Vorbedingung  angesehen,  ja  sowohl 
der  ungarische  Finanzminister  als  auch  ich  erkLärten 
ertschieden,  dass  diese  Dotationen  im  Quotenverhältniss, 
d.  i.  wie  32 :  68  stehen  müssen ;  zum  Beweise  dessen  ci- 
tire  ich  wörtlich  das  von  Neuwirth  mitg-etheilte  Frao;- 
ment  aus  meiner  Erklärung : 

»  Gr  r  a  f  L  o  ii  y  a  y  schliesst  sich  der  Meinung  des 
luigarischen  Finanzministers  an,  die  auch  von  Seite  des 
österreichischen  Finanzministers  acceptirt  wurde,  dass 
möglichst  bald  eine  Com  m  i  s  s  i  o  n  entsendet  werde, 
welche  in  i  t  d  e  r  B  a  n  k  die  V  e  r  h  a  n  d  1  u  n  g  e  n 
a  u  f  n  e  li  m  e  n  solle.  Es  ist  aber  hiebei  eine  unerläss- 
liche  Vorbedingung  seitens  der  Nationalbank  zu  erfüllen, 
die  nämlich,  dass  sie,  bevor  die  erwählte  Commissioii 
überhaupt  zusammentrete,  das  seit  1869  bestehende 
Missverhältniss  in  Ungarn  aufhebe  und  ihre  dortigen 
Filialen  nach  der  Proportion,  welche  im  Jahre  1869 
liestand,  dotire  und  wemi  auch  ni(dit  sogleich,  so  doch 
recht  bald  in  der  Proportion  des  Quotenbeitrages  (32  :  68) 
die  Dotation  erhöhe.  Denn  nur  auf  diese  Weise  könnten 
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die  Gemiitlier  berulii«>'t  werden  und  die  fortwälireude 
Agitation  für  eine  selljststandige  iingariselie  l^ank  anf- 
liören  und  liiednreli  ermögliclit  werden,  dass  die  Vor- 
seliläffe,  welche  die  uniiarisc.he    Iveü'ieruu'''   der  Leüisla- 

O    ■  o  Ort  o 

tive  maclien  würde,  olme  grosse  fteliwierigkeit  diirelige- 
fülirt  werden  k/nniten. v< 

Aus  dieser  meiner  Erklärung  gelit  hervor,  dass 
das  ungarische  Ministerium  im  Interesse  Ungarns  die 
noch  vor  der  Zusannneidvunft  der  r)ankkonnnissi(>n  zu 
erfüllende  Vorl)edingung  gestellt  hat,  dass  die  Bank  die 
Dotationen  der  ungarischen  Filialen  in  dem  Verliältniss 
erliölie,  resp.  wieder  in  den  Stand  setze,  in  welcliemVer- 
hJiltniss  und  Stand  sie  Ende  Septend)er  1809  gewesen 
sind ;  in  dieses  Verliältniss  solle  die  Bank  die  Dotation 
der  uno-arischen  Filialen  zu  der  Dotation  der  Wiener 
Zentrale  und  der  österreichischen  Filialen  insgesammt 
bringen.  Ferner  forderten  wir,  dass  l)ei  der  Kreditirung 
der  Bank  das  Quotenverhältniss  ehestens  in  beiden 
Reichshälften  ins  Leben  trete.  Das  Uebereinkommen 
wurde  also  nicht  richtig  interpretirt,  noch  ist  es  richtig 
ins  Protokoll  aufgenommen  worden,  dass  der  den  unga- 
rischen Filialen  dargebotene  Kredit  in  dem  Verhidtniss 
erhöht  Averden  solle,  in  welchem  die  Dotation  derselben 
zu  der,  der  österreichischen  Filialen  stand,  denn  ich 
habe  verlangt,  dass  sie  in  den  Stand  zurückversetzt 
werde,  welcher  zwischen  beiden  Hälften  der  Monarchie 
im  Jahre  1869  bestand.  Diess  beweist  der  ganze  Inhalt 
des  Protokolls  entscliieden,  wie  aucli  der  Sinn  und 
Wortlaut  der  Erklärung,  die  sowold  der  Finanzminister 
Kerkt'ipoly  als  aucli  ich  abgegeben,  und  nur  diese  Er- 
kläruu"-  stimmt  mit  der  Gereclitio'keif  und  Billiakeit 
überein.  Dass  es  aucli  dann  bis  zum  heutigen 'i\ige  lucht 
gelang  die   l^)ankfrage   zu   l()sen.   daran   ist  in  nicht  gc- 


riiigem  Masse  dieser  Sclireibfeliler  scliuld,  da  in  Folge 
dessen  die  l^ank  nnd  der  östeiTeicliisclie  Finanzminister 
die  Ende  1869  inangnrirte  feindselige  Bankpolitik  wei- 
ter fortsetzten. 

Diese  nnriclitige  Aufnahme  des  Uebereinkommens 
in  das  Protokoll  veranlasste  zwischen  den  ])eiden  Fi- 
nanzministern und  der  Bank  einen  langen  Notenwechsel. 

Nach  dem  Uebereinkommen  dieses  Ministerraths 
und  im  Sinne  desselben  richtete  der  ungarische  Finanz- 
minister am  27.  Oktober  1872  an  die  Bankdirektion 
eine  Note,  in  welcher  er  die  Dotirung  der  ungarischen 
Filialen  nach  dem  Verhältnisse  der  Quote  urgirte,  und 
bemerkte,  die  österreichische  Regierung  werde  der  An- 
nahme der  durch  ihn  gestellten  ]3edingung,  die  vor  Be- 
ginn der  auf  die  definitive  Lösung- abzielenden  Berathun- 
gen  zu  erfüllen  ist,  keine  Schwierigkeiten  entgegenstel- 
len. Wenn  die  Nationalbank  diese  Vorbedino-ung;  an- 
nimmt,  so  sei  die  ungarische  Regierung  geneigt,  die 
Berathungen  mit  den  Deleoirten  des  österreichischen 
Finanzministeriums  sofort  zu  begiinien.  Am  5.  November 
1872  richtete  auch  der  r)sterreichische  Finanzminister 
an  die  Bank  eine  Note,  in  welcher  er  derselben  das 
Uebereinkommen  des  Ministerraths  mittlieilte  und  seiner 
Ansicht  Ausdruck  gab,  dass  hierdurch  der  Grund  zur 
definitiven  Lösung  der  Bankfrage  gelegt  worden  sei.  Er 
fordert  daher  die  Bank  auf,  Ungarn  gegenüber  den 
Standpunkt  einzunehmen,  welchen  sie  früher,  d.  i. 
1867 — 69  einahm,  als  sie  den  Anforderungen  des  un- 
garischen Verkehrs  vollkommen  entsprach,  indem  sie  die 
Dotationen  vervierfachte.  Der  österreichische  Finanzmi- 
nister bemerkt,  er  erwarte  dass  die  Nationalbank  die 
Dotirung  der  ungarischen  Filialen  allmiilig  in  dem 
Masse  erhöhen  Averde,  wie  der  ungarische  Finanzminister 
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es  verlangt,  und  dass  sie  die  l^ewillio-ung  der  in  Ungarn 
sicli  als  notliwendig  erweisenden  neuen  Filialen  nicht 
vervveio;ern  werde. 

Naeli  Empfang  dieser  Note  des  österreichischen 
Finanzniinisters  richtete  die  Bankdirektion  am  7.  No- 
vem])er  an  den  ungarischen  Finanzminister  eine  neuere 
Note,  in  welcher  sie  erklärte,  sie  wolle  in  Anbetracht 
der  bevorstehenden  Konferenzen  iln-eZuvorkommenlieit 
dadurch  bekunden,  dass  sie  sicli  geneigt  erkliirt,  noch 
vor  diesen  Koferenzen  einen  Thcil  der  iln-  zur  Verfü- 
gung stehenden  Summe  den  bestehenden  Verhiiltnissen 
entsprechend  zur  Dotation  der  ungarischen  Filialen  zu 
verwenden.  Die  Bankdirektion  sei  bereit,  die  Dotation 
der  ungarischen  Filialen  um  drei  Millionen  zu  erhöhen 
M  ovon  zwei  Millionen  auf  Pest  kämen.  Eine  Copie  die- 
ser Note  theilte  die  Bankdirektion  auch  dem  österreichi- 
schen Finanzminister  mit.  In  seiner  vom  15.  November 
datirten  Antwort  auf  diese  Note  bedauert  der  Finanzmi- 
nister Kerkapoly,  dass  die  Nationall)ank  es  nicht  für 
ausführbar  hält,  die  Dotation  der  ungarischen 
Filialen  i  m  V  e  r  g  1  e  i  c  h  z  u  d  e  r  D  o  t  a  t  i  o  n  d  c  r 
anderen  Reichshälfte  wieder  in  d  a  s  Ve  r- 
h ä  1 1  n i  s s  zu  bringen,  in  w e  1  c  li e  m  sie  Ende 
1869  gewesen  ist,  was  im Ministerrathsprotokoll  aus- 
drücklich gesagt  wird,  und  dessen  Durchführung  zu  be- 
fördern auch  der  österreicliische  Finanzminister  sich  be- 
reit erklärt  hat.  Daher  verlangt  die  ungarische  Regie- 
rmiPT,  dass  die  Dotation  sofort  in  diesem  Verliiiltniss  erhöht 
werde,  insbesondere  wünsche  sie  eine  bessere  Dotation 
der  Temesvarer  Filiale,  und  überliaupt,  dass  die  Dota- 
tion sännntlicher  Filialen  in  Zukunft  im  Vergleicli  zur 
Dotation  der  anderen  Reichshälfte  nach  der  Proportion 

der  32"  0  erhöht  werde. 

c.  D.  22 
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Der  österreichisclie  FiiiHiizmiiilster  iirglrte  in  einer 
vom  17.  Nov.  (latirten  neueren  Note  die  Erfüllung  des 
.seitens  Ungarns  gestellten  Verlangens  und  machte  die 
liankdirektion  darauf  aufmerksam,  dass  sie,  wenn  sie  im 
ento-eoeno-esetzten  Sinne  handelt,  die  Last  der  schweren 
Verantwortlichkeit  von  sich  nicht  werde  al)wiilzen  kr)n- 
nen,  dass  ein  für  die  Interessen  der  Monarchie  und  der 
Bankaktionäre  so  wichtiges  Ueljereinkommen  über  die 
künftio-e  Stelluno-  der  l^aidv  durch  diese  seihst  vereitelt 
Avurde, 

In  ihrer  Note  von  21.  November  an  den  österrei- 
chiscdien  Finanzminister  weist  die  Baidc  die  Erfüllung 
der  in  den  Vereinbarungen  der  Regierung  enthaltenen 
Verpfli('htung  mnso  mehr  zurück,  da  die  Auffassungen 
der  beiden  Regierungen  hinsiclitlich  dieser  Frage  ver- 
schieden sind.  Damit  indess  wenigstens  zur  Feststellung 
der  Vorfragen  Raum  gewonnen  werde,  erklärte  sie  sich 
bereit  die  Dotation  der  ungarischen  Filialen  noch  um 
1^2  Millionen,  also  im  Vergleich  zu  dem  früheren  Stande 
insgesammt  um  4 '2  Millionen  in  der  Voraussetzung  zu 
erhöhen,  dass  hierdurch  die  Vorbedino-un»'  erfüllt  sei. 
an  welche  dies  Zusammentreten  der  Konferenz  in  der 
Bankangelegenheit  geknüpft  wurde  *).  Hierauf  erklärte 
der  Finanzminister  Depretis,  dass  er  durch  diese  Erhö- 
hung der  Dotation  um  l^i^  Millionen  die  Bedingung  des 
Zusammentretens  der  Konferenz  erfüllt  sehe. 

Der  Gouverneur  der  Bank  richtete  hierauf  am  25. 


*)  Wie  weiiij;-  diese  nach  vielem  Feilsclien  und  Dräiigeu  bewilligte 
Erliüliim<;  den  Voraussetziiugen  der  ungarischen  Regierung  entsprach,  be- 
weist der  Umstand,  dass  die  Bank  nach  den  im  Oktober  187L'  gemachten 
Berechnnngen  des  ungarischen  Finanzministers  nur  in  den  vorhergegange- 
nen zwei  Jahren  das  Eskomptegeschäft  um  .■>(!  Millionen  erhöhte:  Avovon 
auf  Ungarn  bloss  ZAvei  Millionen  kamen,  Avährejid  demselben  der  Proportion 
gemäss  Iß  Millionen  hätten  zukommen  sollen. 
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Novembei"  ;ui  den  iiiigarisdieii  Fiiiaiiziiiiiiister  eine 
Note,  in  welcher  er  seitens  der  Bank  die  Meiniingsdiflc- 
renz  konstatirte,  die  zwischen  den  l)eideii  Finaiizmiin'- 
stern  liinsichtlicli  der  Erlir)]inn<»:  der  nn<>arisclien  Dota- 
tion  besteht,  nnd  verständigte  den  nngarisclien  Finanz- 
minister  davon,  dass  der  (Ksterreichiselie  Finanzniiiii- 
ster  die  gestellte  l^edingnng  durch  die  Krhr)liung  der 
Dotation  um  1 '!-'  ]\[illiouen  erfüllt  selie  ;  demnach  habe 
die  Bank  Alles  gethan,  was  nach  der  Ansicht  des  öster- 
reichischen Finanzministers  als  Vorbedingung  der  Kon- 
ferenz betrachtet  wurde. 

In  seiner  am  27.  November  an  den  Bankgonver- 
neur  gerichteten  Note  erklärt  sich  der  Finanzminister 
Kerkapoly  mit  der  neueren  Erhcdiung  der  Dotation  zu- 
frieden ;  jedoch  hält  er  es  für  seine  Flucht  zu  bemerken, 
dass  das  erforderte  Mass  durch  diese  Erhöhuno-  noch 
keineswegs  erreicht  sei,  welche  Ansicht  er  auch  dem 
österreichischen  Finanzminister  mittheilte. 

Die  Direktion   der  Bank  hielt  es  in  Folüe  dei*  ab- 


ö' 


weichenden  Ansichten  der  beiden  Finanzminister  nicht 
für  nöthig  auf  die  Note  des  ungarischen  Finanzmisters 
zu  antworten.  Demnach  hörte  der  langwierio-e  Noten- 
Wechsel  zwischen  diesen  anf.  Der  österreichische  Finanz- 
minister aber  schrieb  der  Bank,  dass  ihr  mittlerweile 
nichts  übrig  bleibe,  als  abzuwarten,  bis  diese  Meinungs- 
differenz, die  hn  Sinne  des  Oktober-Protokolls  zwischen 
beiden  Ministerien  obwaltet,  ausgeglichen  ist.  Uebrigens 
drückte  er  auch  die  Ansicht  aus,  dass  die  Rechte  und 
die  Stelluno-  der  Bank  dnrch  die  bisher  o-emachtenKon- 
Zessionen  bei  den  in  der  Zukunft  zu  ptlegeiuk'n  Ik'ra- 
thuno-en  keinerlei  Schmiilernno-  erlitten  haben.  Ferner 
brachte  er  der  -Bank  in  Erinnerung,  dass  sie  bald  Gele- 

09* 
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ffeiilieit  liabeii  werde  sicli  über  die  wieliti oberen  Um- 
stände  der  Bnnkfrage  zu  äussern,  da  <2,'emäss  dem  4.  §. 
der  Statuten  ynlie  Greueralversanmilunji,-  vor  Ablauf  des 
Privilegiums  ver2)flic]itet  ist,  Berathung-en  zu  pÜegen  und 
zu  entscheiden,  ol).  und  eventuell,  mit  wns  für  Al)iinde- 
rungen  um  eineErneuerung  des  Privilegiums  nachgesuclit 
werden  solle  oder  niclit.«  Ferner  sei  im  13.  i^.  desBank- 
Uebereinkommens  ausgesproclien.  »dass  die  Bank  min- 
destens zwei  Jahre  vor  Ablauf  des  Privileo-iums  um  die  Er- 
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neueruno-  des  Privileo-iums  nachsuchen  werde.«  Nachdem 
aber  das  Privilegium  bis  Ende  Dezember  1876  dauert, 
so  werde  Ende  Dezember  1873  die  Zeit  gekommen  sein, 
darüber  zu  entscheiden,  ob  Ende  Dezember  1874  eine 
Petition  um  Verlängerung  des  Privilegiums  eingereicht 
werden  solle  oder  nicht.  Im  Weiteren  drückt  der  Mhii- 
ster  -auch  noch  die  Ansicht  aus,  es  sei  jedenfalls,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Verhandlungen  mit  Ungarn  noth wen- 
dig, Vorbereitungen  zu  treffen. 

In  F(dge  dieser  Aufforderung  des  österreichischen 
Ministers  wurde  in  der  am  6.  Januar  1873  gehaltenen 
Generalversanmilung  seitens  der  Direktion  der  Antrasr 
gestellt,  dass  der  Bankausschuss  und  eventuell  eine 
Kommission  der  Generalversammlung  und  die  Direktion 
darüber  berathen  mögen,  ob  und  unter  Avelchen  Bedin- 
gungen die  Verlängerung  des  Bankprivilegiums  nach- 
zusuchen sei,  und  ol)  das  Resultat  dieser  Berathungen 
der  Generalversannnluno-  zur  Entscheiduno-  voro-eleg-t 
werden  scdle.  Hierauf  nahm  die  Generalversammlung 
der  Aktionare  den  Bericht  der  Direktion  über  das  Ver- 
hiiltniss,  das  zwischen  der  Bank  und  Ungarn  sich  ent- 
wickelt hatte,  zur  Kenntniss  und  votirte  dem  Gouver- 
neur und  der  Direktion  der  Bank  Dank  und  xVner- 
ke  n  n  ii  n  g    für  die  Schritte,   die  sie  zur  Wahrung  der 
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Rechte     und     der     Interessen     der     l^ank     l)is    dahin 
getlian. 

Hierdurch  nalmien  die  Aktionäre  der  l^ank  die 
Verantwortliclikeit  für  das  Verfalu-en  auf  siel i.  welches 
die  Bankdirektion  Ungarn  g-egeiuil)er  l)efolgt  liatte. 
Keine  Sthinne  erhol)  sich  dagegen,  wie  Neuwirtli  sagt, 
und  es  ist  (diarakteristisch,  wie  ein  Aktionär  sich  äus- 
serte, dass  die  friedhche  Lösung  der  ßankfraoe  von  Je- 
dermann  gewünscht  wird,  diese  Lösung  könne  jedoch 
nicht  allein  auf  Kosten  Oesterreichs    <''escliehen.    Eine 
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wunderhare  Aeusserung,  nachdeui  es  dui-ch  Thatsachen 
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bewiesen  ist.  dass  die  Bank  in  ihrer  ganzen  Wirksam- 
keit  von  1870  bis  znni  heutigen  Tage  die  Literessen 
Ungarns  übergehend,  zumeist  die  Literessen  Oester- 
reiclis  vor  Augen  behielt. 

Eben  diese  Cleneralversaunnbuig  konnte  ganz  gut 
mit  dem  l^erlcht  der  Direktion  zufrieden  sein,  denn  der 
diessjährlge  Geschäftsgewinn  iibertraf  alle  in  den  vor- 
hergegangenen Jahren  erzielten  Erträgnisse.  Der  l^ank- 
noten-Umlauf  hatte  sich  zwar  nicht  sehr  vermehrt,  da 
er  Ende  Dezember  1871  317, as  Millionen,  und  Ende 
Dezember  1872  o  18.36  Milli(nieu  ausgemacht  hatte,  also 
nur  um  1. ,»3  Million  gestiegen  war.  Aber  überhaupt  hatte 
sich  diePapiergeldcirkulati(Ui  in  diesem  Jahre  nicht  sehr 
gehoben;  denn  der  Staatsnoten-Umlauf  hatte  Ende  Dezem- 
ber 1871  373. tH)  Trillionen,  und  Ende  Dezember  1872 
375.9!^  ^fill.  betragen,  sich  also  bloss  um  2.38  Millionen 
vermehrt,  A\as  abermals  eine  Folge  des  geringeren  L"m- 
laufs  der  Salinenscheine  war.  Die  Vermehrung  der  Bank- 
und  Staatsnoten  während  dieses  Jahres  machte  also  ins- 
gesammt  4  Trillionen  aus."-')    Die   gesammte  Einnahme 


*)  Siehe  die  Beilage  Nr.  XIV. 
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der  Bank  über  betrug  wälireud  dieses  Jahres  12,904.354 
Gulden  ;  hiervon  die  Ausgaben  im  Betrage  von  2,634.193 
Guhlen  abgezogen,  verbheb  ein  Reinerträgniss  von 
10,270.160  fl.,  wovon  577,016  ü.  zum  Reservefond  ge- 
schlagen wurden ;  es  blieben  sonach  zur  Vertheilung  an 
die  Aktionäre  9,782.687  fl.  und  hiervon  entfiel  auf  je 
eine  Aktie  eine  Dividende  von  64  fl.  68  kr.  was  10.76 "lo 
Zinsen  entsprach. 

Um  die  Mitte  1873  begannen  die  Bevoll- 
mächtigt e  n  der  bei  d  e  n  M  i  n  i  s  t  e  r  i  e  n  d  i  e 
B e r  a t h u n g e n  in  der  B  a n k a n g e  1  e g e n h e i t. 
Ueber  den  Verlauf  und  den  Ausgang  derselben  ist 
nichts  in  die  Oeftentlichkeit  gedrungen  und  so  habe 
auch  ich  keine  Keuntidss  davon.  Indess  ging  diese  Kom- 
mission Mitte  Februar  1873  auseinnander,  und  aus 
den  Mittheilungen  gut  unterrichteter  Blätter  erfulir 
man,  dass  die  Delegirten  der  beiden  Regierungen  zu- 
meist darüber  debattirten,  ob  die  im  Ministerrat!!  am 
24.  Oktober  1872  principiell  ausgesprochene  gleiclie 
Valuta  des  B  ank  noten- Umlaufes  durch 
V  er  s  cliie  dene  Banken  aufrecht  erhalten 
werden  könne,  oder  ob  die  Sicherstellung  dersel- 
ben den  Aveiteren  Bestand  einer  Zentralbaid<:  erfordere. 
Es  scheint,  dass  die  Delegirten  des  ungarischen  Mini- 
steriums die  erstere  Idee,  die  des  österreichischen  die 
letztere  vertheidigten. 

Als  endlich  die  ungarische  Regierung  sah,  dass 
die  Bank  während  der  Dauer  ihres  Privilegiums  den 
ungarischen  Kreditanforderungen  nicht  Genüge  leisten 
werde,  schloss  sie  auf  Grund  einer  von  Sr.  Majestät  er- 
thciltcn  Ermäclitigung  am  25.  März  1873  mit  dem  Wie- 
ner Bankverein  ein  Uebereinkommen  wegen  Erriclitung 
einer  ungarisclien  Eskompte-  und  Handelsbank  ab.  Der 
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dem  AbfJi'eordiieteiiliaiise  liierüber  vorgelegte  Gesetzent- 
wurf wurde  ])liiiieii  kurzer  Zeit  verliaudelt  und  mit  sre- 
ringen  Modiiikatiouen  angenonnuen.  Diese  Absiclit  der 
ungarisclieu  Kegierung  fand  in  den  Wiener  Baidvkrei- 
sen  und  bei  den  unter  deniEinfluss  derselljen  stellenden 
Blättern  eine  missliel)ige  Aufnahme,  weil  die  Eskompte- 
bank  im  Sinne  der  Htatuten  auf  einer  Basis  projeetirt 
war,  da  SS  sie  den  luigarisclien  Kreditbedilrfiusseu  ffute 
Dienste  hätte  leisten  kr>nnen.  Das  Stauimkapital  dersel- 
ben war  auf  25  Älillionen  festgesetzt  und  komite  später 
auf  50  Millionen  erhrdit  werden.  Im  Gesetz  war  ausp-e- 
sprochen,  dass  diese  l^ank  der  Bankier  der  ungarischen 
Regierung  sein  Averde.  Sie  wurde  aueh  mit  dem  Vor- 
theil  ausgestattet,  dass  sie  die  Konzession  erhielt,  bis 
zum  zweifachen  ]3elauf  ihres  Kapitals  Kassenscheine  zu 
emittiren.  Diese  Kassenscheine  wurden  zwar  als  verzins- 
hch  bezeichnet,  doch  ^^'ln•deder  Zinsfuss  derselljen  nicht 
bestimmt.  Die  auf  Sicht  auszuzahlenden  Kassenscheine, 
die  bei  den  Staatskassen  eingehist  worden  wären,  l)ilde- 
ten  ein  solches  Privileoium  der  ]^ank.  welchem  zufolg-e 
der  leicdite  Verkehr  derselben  —  bei  einer  a'nten  Lei- 
tung  des  Instituts  —  auf  den  Kredit  und  den  Geldver- 
kehr von  bedeutender  Wirkung  gewesen  wiire. 

Kaum  hatte  jedoch  die  Legislative  den  Gesetzent- 
wurf angenommen,  als  in  den  ersten  Tagen  des  Mai  1873 
in  Wien  eine  bisher  unerlKirte  Geldkrise  aus- 
brach und  in  der  ganzen  Monarcdiie  innner  grössere 
Dimensionen  annahm.  Die  Kalamität  war  durch  eine 
in  der  Gescln(dite  der  Monarchie  nicht  vorgekommene 
Ueberspekulation  lier vorgerufen,  die  in  der  umnittelbar 
vorausgegangenen  Zeit  so  schwindelhaft  betrieben  worden 
war.  In  Folge  dessen  hielten  die  Kapitahsten,  welche  es 
auf  sich  genonnnen  hatten,  die  Eskompte-Bank  zu  er- 
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richten,  die  Bewerkstelligung  der  Bank  nicht  für  aus- 
filhrhar,  und  so  erwies  sich  dieser  Versuch,  den  unga- 
rischen Kredit  vom  Einfluss  der  österreichischen  Natio- 
nalbank zu  emancipiren,  als  vollkommen  erfolglos. 

Am  8.  und  9.  Mai  steigerte  sich  die  Geldkrise  in 
Wien  zu  einer  walu'en  Panique.  Der  Kvirsverlust  der 
Werthpapiere  wurde  am  8.  Mai  bereits  auf  ^U  Milliarde 
berechnet.  Die  Wiener  Regierung  wünsclite  Hilfe  zu 
bieten,  wozu  es  am  geeignetsten  erschien,  die  1863-er 
Bankakte  zu  suspendiren  und  die  Bank  von  der  Ver- 
pflichtung zu  entheben,  die  ilir  durch  die  Bankakte  hin- 
sichtlich der  Metallbedeckung  auferlegt  war.  Zu  die- 
sem Zweck  ersuchte  der  österreichische  Finanzminister 
den  ungarischen  Finanzminister,  eliestens  seine  Ein- 
willigung zu  der  Suspendirung  zu  geben.  Der  ungari- 
sche Finanzminister  l)erief  am  12.  Mai  eine  aus  Abge- 
ordneten, Bankdirektoren  luid  Fachmännern  bestehende 
Konferenz  zusammen,  schilderte  dort  die  Situation  und 
erklarte,  er  beabsichtige  den  AVunsch  der  österreichi- 
schen Regierung  unter  der  Bedingung  zu  erfüllen,  dass 
auch  Ungarn  im  Sinne  des  Zoll-  und  Handelsvertrages 
an  dem  Kredit  der  in  F(^lge  der  Suspendirung  der 
Bankakte  in  grösserem  Masse  in  Umlauf  zu  bringenden 
Noten  nach  Proportion  betheiligt  werde.  Die  Konfe- 
renz billigte  die  Absicht  des  Ministers. 

In  der  am  lo.  Mai  gehaltenen  Sitzung  des  Abge- 
ordnetenhauses richtete  der  Herr  Abgeordnete  Daniel 
I  r  ä  n  y  i  an  den  Finanzminister  eine  Interpellation,  in 
der  er  ilni  fragte,  Avas  für  ein  Beschluss  hinsichtlich  der 
Suspendirung  der  Bankakte  gefasst  worden  sei.  Hierauf 
trug  Kerkapoly  die  Motive  vor,  die  ihn  veranlasst  hat- 
ten seine  Einwilligung  zu  der  Suspendirung  der  Bank- 
akte zu  geben.  Die  Aeusserung  des  Ministers  wurde  nur 
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von  einer  o^eringen  Majorität  des  Hauses  f2:el)illl<i:t :  1 08 
Stimmen  waren  dal'ü]',  100  dagegen. 

Der  r>sterreic]iisclK'  Finanzminister  verstiindi2:te 
den  ])ankg'()uvernenr  selion  in  einem  vom  lo.  Mai  datir- 
ten  Keskri})t,  von  der  Verfügimu-^  dass  »die  Eeg'iernng- 
iln-  «ganzes .  Augenmerk  auf  die  gegenwärti<j,en  ausser- 
ordentliclien  Verhältnisse  des  Geldmarktes  wende  und 
dafür  zu  sorgen  wiinselie,  dass  im  Falle  d'es  wirklielien 
Bedürfnisses  die  erforderlielien  Mittel  erg-rift'en  werden, 
damit  die  lierrscliende  Krise,  die  sieii  l)islier  ausseldiess- 
lieli  nur  in  Btu-senkreisen  o-ezeigt  liat,  sieli  nielit  auf  die 
Kreise  des  Handels  und  der  Industrie  ausdehne;«  und 
nachdem  er  die  Bank  von  der  a.  h.  Entscliliessnng  in 
Kenntniss  gesetzt,  welche  Sc.  Majestät  unter  der  Gegen- 
zeichnung des  gesammten  Ministeriums  am  13.  Mai  er- 
lassen hatte,  schliesst  er  sein  Reskript  mit  Folgendem: 
»Indem  ich  diese  a.  h.  EntSchliessung  zu  Ihrer  Kennt- 
niss l)ringe,  nniss  icli  besonders  hervorlieben,  dass  die 
Absicht  der  Regierung  allein  darauf  gerichtet  ist,  durch 
diese  ausserordentliclie  und  nur  für  die  Zeit  der  gröss- 
ten  Notli  l^ewilligte  Massregel  in  den  zahlungs-  und 
kreditfälligen  Kreisen  die  Erschütterung  des  Kredits 
und  grössere  Verlegenheiten  hintanzuhalten. 

»Ich  drücke  meine  sichere  Erwartung  aus.  dass  die 
Nationalbank  dieses  ihr  bewilligte  Recht  nur  insoferne 
gebrauchen  werde,  als  sie  hierdurch  ernste  Verlegenhei- 
ten hintanhalten  kann.«  —  Am  IG.  ^Fai  vei-ständigte  er 
auch  den  uno'arischen  Finanzminister  von  dieser  Ver- 
fügung. 

Aus  dieser  Note  geht  hervor,  dass  die  an  der  Spitze 
der  Regierung  stellenden  Staatsmänner  damals  nocli  bei 
Weitem  nicht  ahnten,  wie  grosse  Dimensionen  die  An- 
fangs Mai  ausgebrochene  Geldkrise  annehmen,  dass  sie 
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so  lange  audaiierii,  und  dass  unter  deren  Wirkung  nicht 
allein  die  wegen  raschen  und  grossen  Gewinns  ins  Le- 
ben gerufenen  Schwindelunternelnnungen  zu  Grunde 
gehen  werden;  die  herrschenden  Staatsmänner  glaubten 
nicht,  dass  in  Folge  der  allgemeinen  imd  lang  andauern- 
den Erscliütterung  des  Kredits  auch  die  sicheren,  mate- 
riell gut  situirten  und  kreditwürdigen  Privatunterneh- 
mungen, solide  Handelsliäuser,  Fabrikanten  und  Indu- 
strielle ausserordentlichen  Schaden  erleiden  werden,  — 
bis  die  grosse  Krise  ihre  schädliche  Wirkung  endlich  auf 
den  gesamniten  Handel  und  Verkehr,  auf  alle  Zweige 
der  Industrie  und  der  Nationalproduktion,  ja  sogar  auch 
auf  die  Staatseinkünfte  ausüben  Avird,  da  die  Lahmung 
der  Produktion  und  die  erlittenen  grossen  Verluste  die 
SteuerfUhigkeit  vermindern  und  so  in  beiden  Keiclis- 
hiilften  die  Staatseinnalnnen  verringern  werden. 

Bei  der  Festsetzung  der  zu  bewerkstelligenden  Ver- 
fügungen hatten  1)eide  Kegierungen  gewiss  einen  schwe- 
ren Stand.  Einerseits  mussten  sie  sich  streng  vor  jeder 
Massregel  hüten,  durch  welche  die  Schwindel-Spekula- 
tion Unterstützung  gefunden  hätte,  andererseits  aber  wäre 
es  diePHiclit  der  beiden  Regierungen  gewesen,  sofort  die 
erforderlichen  Verfüguno^en  zu  treffen,  diu-ch  welche  un- 
ter  den  ausserordentlichen  Verhältnissen  für  alle  Dieje- 
nigen, die  walu'liaft  kreditfähig  und  sich  mit  soliden 
Geschäften  Ijefassen,  die  verdienten  Kreditquellen  in 
gehörigem  Masse  eröffnet  worden  wären. 

Die  grossen  Geldkrisen  sind  schon  eine  alte  Er- 
scheinung. Sie  pflegen  sich  in  allen  vorgeschrittenen 
Staaten  von  Zeit  zu  Zeit  zu  zeigen.  Und  überall  lehrt 
die  Erfahrung,  dass  die  plötzlich  ausgebrochenen  Kri- 
sen durch  die  mit  denselben  verbundene  und  fortwäh- 
rend   zunehmende  Vertrauenslosigkeit  gesteigert  wird. 
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So  wie  die  Krise  beg-innt,  halt  Jedermann  sein  Baar- 
geld  zurück,  l)e]iel3t  man  sofort  seine  Depositen,  trachtet 
man,  seine  ForderungX'n  siclicr  zu  stellen  und  cinzutrei- 
hen.  Unter  der  allgemeinen  Strönunig  verliert  selbst 
der  Kaltblütige  die  ruhige  Kttmbination.  Selbst  die  si- 
chersten Häuser  konnnen  leicht  in  Verlegenheit,  ja  sie 
können  bankerott  werden,  wenn  sie  nicht  augenblick- 
lich im  Stande  sind,  ihren  Zahlungsverpflichtungen  zu 
entsprechen.  Jedermann  traclitet  niu'  darnach  für  alle 
Eventualitäten  baares  Geld  zusannnenzubrin2:en.  Wer 
solches  hat,  sperrt  es  ein,  und  lässt  es  lieber  todt  liegen, 
ehe  er  es  einem  x\ndern  borgt.  Schliesslich  entwickelt 
sich  ein  so  fieberliafter  Zustand,  wie  in  dem,  dem  Erd- 
beben ausgesetzten  Südamerika  bei  Gelegenheit  grosser 
Katastrophen ;  Jedermann  denkt  nur  an  die  eigene  Si- 
cherheit, Keiner  kümmert  sich  um  den  Andern,  inid  in 
der  ungeheueren  Verwirrung  schwebt  Jedem  nur  e  i  n 
Ziel  vor  Auo-en :  die  ei";ene  Rettuno-.  Wie  in  solch'  fie- 
berliaftem  Zustande  sofort  Hilfe  zu  schaffen  sei,  zeigen 
die  Akten  der  englischen  Eufpiete-Kommissionen  zur 
Prüfung  der  Ursachen  der  Geldkrisen.  Nach  den  in  die- 
sen verzeichneten  Erfahriuigen  gil)t  es  nur  ein  erfolg- 
reiches Hilfsmittel :  wenn  für  die  Kreditwürdigen  iniver- 
züglich  eine  ergiebige  Geldquelle  eröffnet  wird.  Dreimal 
waren  in  England  grosse  Geldkrisen  und  eben  so  oft 
suspendirte  man  dort  die  Peel- Akte,  welche  das  Noten- 
emissionsrecht der  Bank  von  Euüfland  reo-elt  inid  be- 
schränkt.  Sofort  erfüllte  die  Bank  mit  einer  den  Dimen- 
sionen der  Krise  angemessenen  Entschiedenheit  die 
grosse  Aufgabe,  welche  zu  erfüllen  die  Pflicht  einer 
Zentralbank  ist,  und  sogleich  nnlderte  sich,  ja  ver- 
schwand die  Krise,  und  es  l)egann  dvv  naturgemässe 
Prozess,  welchem  gemäss  zwar  die  Scln\indeliinterneh- 
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nnnigeii  bankerott  wurden  oder  liqiudirten,  die  einge- 
bildeten Wertlie  auf  den  wahren  Wertb  reduzirt  wurden, 
mit  einem  im  Verliiiltniss  zu  ihrem  Geschäftsbetrieb 
zu  geringen  Kapital  ausgestattete,  auf  einer  falschen 
Grundlage  operirende  Häuser  den  Konkurs  ansagten, 
aber  Alles  bestehen  blieb,  Avas  gesund  war.  Und  M^as 
der  Haui)tvortheil  dieses  Verfahrens  ist,  Alles  diess 
geht  in  kurzer  Zeit  von  Statten ;  die  faulen  Früchte  fal- 
len ab,  aber  die  gesunden  leiden  nicht,  und  die  durch 
das  Gewitter  gereinigte  Luft  verleiht  der  gesunden  Ve- 
o^etation  neue  Lebenskraft. 

Wie  sehr  die  gesteigerte  Kreditirung  der  Bank  von 
England  dazu  beitrug  die  Krisen  zu  lindern,  beweisen 
die  Aussagen  vor  der  geheimen  Konnnission  englischer 
Fachmänner,  die  durch  das  Haus  der  Lords  entsendet 
worden  war.  Es  sei  mir  gestattet  eine  charakteristische 
Anekdote  anzuführen.  Samuel  Gurne)^  sagte :  »Wir  — 
nämlich  sein  Bankhaus  —  brauchten  ungefähr  200.000 
Pf.  St.,  wir  waren  im  Stande  sie  uns  gegen  9''/o  zu  ver- 
schaffen. Das  war  am  Samstag.  Montag  Friih  wurde 
von  uns  wieder  die  Auszahlung  einer  grossen  Summe 
gefordert  (wahrscheinlich  in  Folge  der  Kündigung  von 
Depositen);  wir  wandten  uns  an  die  Bank  v<ui  England, 
und  verlangten  abermals  200.000  Pf.  St.  Diess  war  für 
die  Bank  von  Enofland  eine  schwer  zu  erfüllende  Auf- 
gäbe,  da  sie  den  ihr  nach  dem  Gesetz  zur  Verfügung 
stehenden  Geldvorrath  innner  mehr  schwinden  sah. 
Der  Gouvernem*  der  ]3ank  verschob  seine  Entschlies- 
sung  auf  zwei  Stunden.  Um  ein  Uhr  erschien  jedoch 
die  Regierungsverorrhiung,  welche  das  Bankgesetz  sus- 
pendirte.  Die  AVirkung  war  eine  augenblickliche.  Die, 
welche  noch  am  Morgen  von  uns  Geld  gefordert  hatten, 
erklärten,  dass  sie  es  nicht  brauchen,  dass  sie  die  Zali- 
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hing  nur  aus  Vorsicht  urg'irl  liiitteu.  Tu  Folge  dessen 
nalmien  wir  von  der  liank  nur  IdO.OOO  Pfund  auf.  Die 
Krise  hörte  S(^fort  auf:  Kredit  und  Geld  wurden  Avieder 
fiüssigj  derniassen.  dass  wir  es  zu  Ende  der  Woche  als 
eine  Begünstigung-  betracliteten.  dass  die  Bank  uns  ge- 
stattete, ihr  das  von  ilu-  gel)orgte  Geld  auch  früher  zu- 
rückzuzahlen. «  *) 

Zum  Beweise  dessen,  dass  in  der  Zeit  solcher  his 
zur  Panifjue  sich  steigernden  Krisen,  avo  heim  Ziirück- 
verlanu'en  derEinlao-en  ein  wahrer  »run«  entsteht,  aller 
Kredit  aufhr)rt.  führe  ich  folgendes  Beispiel  an.  Wir  ha- 
ben auch  in  unserem  Vaterlande  die  Erfahrung  ge- 
macht, dass  die  Vertrauenslosigkeit  gegen  Diejenigen 
sogleich  aufh()rt.  die  l)eweisen,  dass  sie  über  die  zur  Er- 
füllung ihrer  Verpflichtungen  erforderliche  Sunnne  ver- 
fügen. Die  erste  vaterlandische  Sparkasse,  dieses  sorg;- 
faltig  Geleitete  älteste  und  bestakkreditirte  Pester  Geld- 
institut,  dessen  wohlgeordnete  Verwaltung  bei  der  Er- 
richtung anderer  gleichartiger  Institute  als  Muster 
diente,  —  war  1869  in  Folge  der  damals  pl()tzlich  aus- 
gebrochenen Geldkrise  einige  Tage  ehiem  »run.  aus- 
o-esetzt :  das  Publikum  begann  seine  Einlagen  in  Masse 
herauszunehmen,  und  Anfangs  griff  die  Direktion  zu 
dem  in  den  Statuten  bewilligten,  und  den  Einlegern  ge- 
genüber ausbedungenen  Mittel,  dass  sie  bei  den  grösse- 
ren Einlaü'en  die KündiGunosfrist  einzuhalten  Avünschte. 
Durch  diese  Massregel  wurde  die  Aufregung  noch  ge- 
steigert, bis  endlich  die  Direktion  um  das  Vertrauen 
herzustellen  zu  dem  einzigen  erspriesslichen  ^fittel 
griff:  sie  soro-te  nämlich  für  eine  ausgedehnte  Vermeh- 
rung  ihrer  Barvorriithe.  aa'ozu  ich  als  damaliger  Finanz- 


*)  Max  Wirth.  National-Oekonomie  III.  Ed 
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minister  mit  aller  Bereitwilligkeit  liiltreidie  Hand  bot, 
und  so  konnte  die  Sparkasse  melden,  dass  sie  die  Ein- 
lagen auch  ohne  Kündigung  bar  auszahlt.  Wie  durch 
einen  Zauber  war  das  Vertrauen  sofort  wieder  herge- 
stellt ,  und  die  sich  vor  einigen  Tagen  zu  der  Kasse 
gedrängt  hatten  um  ihre  Einlagen  zurückzufordern, 
brachten  sie  wieder  zurück,  nnd  binnen  kurzer  Zeit 
überstieg  die  Zahl  der  Einlagen  die  Derjenigen,  welche 
ihr  Geld  heransnahmen, 

Im  Jahre  1873  zeigten  sich  gleiche  Erscheinungen. 
Unter  Anderem  hatte  ein  reicher  Pester  Bürger,  dessen 
Gewohnheit  es  ist,  stets  einige  Hunderttausend  Gulden 
zu  seiner  Disposition  zu  halten,  bereits  mehrere  Jahre 
vor  dieser  Krise  ein  in  grossem  Kredit  stehendes  Insti- 
tut seines  besonderen  Vertrauens  gewürdigt ;  (hn-t  hielt 
er  sein  Üüssiges  Kapital,  gewöhnlich  ein  paarmal  hun- 
derttausend Gulden,  in  Kassa-Anweisuiii>:en.  die  in  kur- 
zer  Zeit  gekündigt  werden  konnten.  Als  die  Krise  aus- 
brach, dachte  auch  er,  wie  Jedermaini,  es  werde  am 
besten  sein,  wenn  er  sein  Geld  zu  sich  nimmt ;  er  wurde 
auch  gegen  dieses  Institut  misstrauisch  und  ging  dess- 
halb  hin,  um  sein  ganzes  grosses  Kapital  zu  kündigen. 
Wie  jedes  solide  Institut,  das  Depositen  annimmt  und 
Kassa- Anweisungen  emittirt,  so  hatte  auch  dieses  gleich 
bei  den  ersten  Anzeichen  der  Krise  für  einen  grossen 
Geldvorrath  vorgesorgt,  um  allen  von  w^o  immer  kom- 
menden Kündigungen  Genüge  leisten  zu  können.  Der 
Direktor,  bei  welchem  der  Betreffende  die  Kündigung 
ainueldete  und  den  er  bat,  diese  auf  die  Kassa-Anwei- 
sungen vormerken  zu  lassen,  antwortete  ilun:  »Das  ist 
überflüssig.  Wollen  Sie  zur  Kasse  gehen,  Sie  können 
dort  Ihre  «iinnntlichen  Depositen  beheben.«  Der  Miss- 
trauische geht  ein  wenig  überrascht    zur  Kasse,    über- 
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iilinint  sein  Geld  und  gclit  zur  '^Hiüre  Iniiaiis,  —  aber 
imcli  (;iii  ])aar  ]Mi nuten  konnnt  er  mit  tVeundlicliei- J\Hene 
wieder  zuriiek  und  sa<>t :  ^Icli  lial)e  mir  die  Saelie  bes- 
ser überleot,  es  sei  mir  dalier  ei-lanbt.  die  oanze  Summe 
wieder  l)ei  diesem  Institute  zu  placiren.  Fcli  k()nnte  es 
ja  nirgends  l)esser  aiit1)ewahren.  ])es(>nders  in  d'T  jetzi- 
gen kritiselien  Zeit!« 

Das  Verfalu'en  der  beiden  Regierungen  der  Wiener 
Krise  gegenüber  war  lormell  vollkommen  korrekt,  und 
ihre  Massregel  glieli  derjenigen,  die  sieli  in  England  1)ei 
der  Snspendirung  der  Peel-Akte  immer  ertblgreiel  i  er- 
wiesen hatte;  aber  aneli  in  diesem  Pralle  zeigte  es  sich, 
dass  in  solchen  Dingen  Alles  von  der  Art  der  Anwen- 
dunü'  abhang't.  Es  kann  auch  zwischen  Bank  nnd  Hank 
und  zwischen  einer  KSuspendirung  der  Bankakte  mid  der 
anderen  einen  Unterschied  geben.  Diejenigen,  welche 
die  massgebenden  Prinzipien  kannten,  die  l)ei  der  Direk- 
tion der  österreichischen  Nationall  )aid<:  üblich  sind,  sa- 
hen voraus,  das  Resultat  dieser  a.  h.  Entscldiessung  vom 
13.1\rai  werde  nicht  so  bedeutend  sehi,  dass  es  im  Stande 
sein  wird,  das  Vertrauen  zu  den  sicheren  Werthen  und 
zu  den  zahlungsfähigen  Häusern  herzustellen,  und  in 
l^etreif  dieser  die  schädliche  Wirkung  der  Krise  gleich 
Anfangs  zu  paralysiren.  Aber  es  stellte  sich  auch  her- 
aus, dass  in  einem  Staate,  avo  sännntliche  Zirkulations- 
mittel  in  Papiergeld  bestehen,  bei  Krisen  ganz  aiidei-e 
Umstände  sich  entwickeln,  als  wo  wirkliches  Metallgeld 
die  Basis  des  Zahlungsmittels  ist.  In  einem  Staate,  der 
Metallgeldzirkulation  besitzt,  ist  zwar  diel^ank  die  erste 
und  Hauptquelle  des  sofort  darzubietenden  Kredits,  sie 
ist  jedoch  nicht  die  einzige  Quelle  desselben,  denn  es 
beeilt  sich  die  ganze  Welt  den  dort  entstandenen  IVrangel 
an  Zirkulationsmitteln   zu  ersetzen.    In  Folge  der  Krise 
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steio't  der  Zinsfnss :  wir  lial)eii  mehr  als  einmal  o-esehen, 
dass  er  von  3  auf  lO"/«,  ja  noch  höher  stieg-,  wenn  auch 
nur  für  kurze  Zeit ;  in  solcher  Zeit  ist  der  Ankauf  von 
Wechseln  für  das  Ausland  lukrativ,  da  es  sich  hierdurch 
an  den  Vortheilen  des  hohen  Zinsfusses  betheiliot.  An- 
dererseits fällt  in  Folge  der  Abnahme  der  Zirkulations- 
mittel der  Preis  der  Produkte,  die  Ausfuhr  derselljen  nimmt 
zu,  und  daher  strähnt  das  Metallgeld,  das  Zirkulationsmit- 
tel, ins  Land.  Auch  beim  Geldverkehr  sind  die  Naturge- 
setze massoebend,  und  es  treten  in  einem  solchen  Staate 
dieselben  Erscheiiumgen  ein,  die  sich  den  Naturgesetzen 
gemäss  überall  zeigen,  wo  in  der  miteinander  in  Zusam- 
menhang stehenden  Wassermasse  irgend  eine  Lücke  ent- 
steht ;  sobald  diess  der  Fall  ist,  erfolgt  eine  Strömung 
um  die  Oberfläche  auszugleichen,  das  Gleichgewicht  her- 
zustellen. —  Die  Situation  eines  Staates  mit  Papiergeld- 
zirkulation ist  eine  ganz  andere ;  der  Geldumlauf  eines 
solchen  Staates  ist  ein  isolirter.  Da  strfniit  vom  Ausland 
kein  Metallgeld  hin,  um  die  Zahlungsmittel  zu  vermeli- 
ren.  W^enn  in  einem  solchen  Staate  ein  namhafter  Tlieil 
der  Umlaufsmittel  aus  dem  Verkelir  grezooen  und  zu- 
rückbehalten  wird,  so  kann  der  in  Folge  dessen  entstan- 
iene  Mangel  nur  dadurch  erhciht  werden,  dass  das  L^m- 
laufsmittel  zeitweilig  vermehrt  wird,  wenn  auch  nur  auf 
so  lange,  bis  die  verborgenen  Zahlungsmittel  aus  ihrem 
Versteck  wieder  hervorkommen.  Dieses  Recht  hat  der 
Staat  der  österreichischen  Nationall^ank  verliehen  und 
ihr  damit  auch  eine  entsprechende  Pflicht  auferlegt ;  aber 
hat  sie  auch  dieses  Rechl  so  gebrauclit,  um  Jedermann 
von  dem  grossen  Vortheil  zu  überzeugen,  welchen  eine 
privilegirte  Zentralbank,  wie  z.  B.  die  Bank  von  Eng- 
land, in  Zeiten  der  Krisen  darzubieten  im  Stande  ist? 
Meines  Erachtens  haben  die   beiden  Regierungen 
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nicht  darin  gefehlt,  class  sie  durch  die  Verordnung  vom 
13.  Mai  die  Bankakte  suspendirten,  und  so  das  ^Mittel 
aus  der  Hand  gaben,  unter  so  ausserordentliclien  Um- 
stünden zeitweilig,  mit  Genehmigung  der  l)eiden  Gesetz- 
gebungen, durch  Vermehrung  des  dem  Staate  zur  Ver- 
fügung stehenden  Geldzirkulationsnuttels,  der  Staatsno- 
ten, Hilfe  zu  bringen,  —  denn  eine  Regierung  muss 
sich,  Avenn  sie  es  vermeiden  kann,  auch  der  ansualims- 
weisen,  zeitweiligen  Anwendung  ehies  solchen  Mittels 
m()glichst  enthalten ;  die  beiden  Regierungen  haben 
darin  gefehlt,  dass  sie  nicht  durch  eine  Verordnnng  oder 
durch  eine  Vereinbarung  feststellten,  auf  welche  Weise 
die  Bank  verpflichtet  sei,  die  ihr  verliehene  grosse  Macht 
zu  benutzen,  und  zur  Linderung  der  Krise,  zur  Rettung 
der  auf  viele  Millionen  sich  belaufenden  reellen  Werthe, 
des  durch  Fleiss  gesammelten,  redlich  erworbenen  Ver- 
mögens zu  verwenden,  das  während  dieser  Krise  in 
Folge  der  gesteigerten  Vertrauenslosigkeit  und  des  Kre- 
ditmangels verloren  ging. 

Als  die  Krise  sich  immer  uiclir  steio^erte,  folo-te  ein 
Plan,  ein  Experiment  dem  andern,  doch  stets  mit  gerin- 
gem Erfolg. 

Eine  so  erfolglose  Verfügung  war  es,  als  in  Wien 
und  in  Pest  ein  Aushilfskomit^  unter  Deponirung  eines 
Garantiefondes  sich  bildete,  zu  welchem  auch  die  Bank 
einen  Beitrag  gab.  Es  half  wohl  Einzelnen,  aber  die  Wir- 
kvmg  konnte  kaum  eine  grosse  sein,  da  Jedermann,  der 
seinen  Kredit  zu  wahren  wünschte,  sich  hütete,  sich  au 
dieses  Komite  zu  wenden,  weil  er  hierdm-ch  ein  Zeichen 
seiner  Bedranofniss  o'e^'eben  hatte. 

Wie  die  Bank  das  ihr  verliehene  Recht  benützte, 
durcli  beliebio:e  Vermehruno'  derZirkulationszeicheu  die 
Geldkrise  zu   mildern,  beweist  der  Umstand,    dass  sie 
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vom  14.  ^lai  bis  zum  30.  Juni,  also  grade  als  die  Kre- 
ditgewiil innig  am  meisten  vonnötlien  gewesen  wäre,  nur 
an  einem  Tage,  am  21  Mai,  niid  aucli  dann  nur  nm 
1.400,000  a.  mehr  Banknoten  in  Umlanf  1)raclite.  als 
sie  ohne  diese  Verordnung  nach  dem  14.  ^.  der  Bank- 
statnten  in  Umlauf  zu  bringen  berechtigt  gewesen  wäre. 
Am  14.  iMai  machte  der  ganze  l^anknoteiiumlauf  329.^ 
^rilli(^iien  aus.  An  diesem  Tage  belief  sich  die  Bankno- 
tenreservc,  oder  der  Betrag,  welchen  die  B-ank  im  8inne 
der  Bankakte  noch  hätte  emittiren  können,  auf  13.. 
Millionen.  Am  21.  Mai,  der  einzige  Tag,  an  welchem  die 
Bank  A^on  dem  ihr  durch  den  Staat  verliehenen  Rechte 
Gebrauch  machte,  l^etrug  der  Banknotenumlauf  bei 
einer  Metallbedeckung  von  143.i  Millionen  344.:,  Mil- 
lionen. Dann  nahm  der  Banknotenumlauf  fortwtihrend 
ab ;  er  betrug  am  28.  Mai  342.5  Millionen,  am  31.  IMai 
340.,.,  am  4.  Juni  342...  am  11.  Juni  335.^,  am  18.  Juni 
333.,,  am  25.  Juni  334.2,  und  am  30.  Juni  338.5  jMillio- 
nen.  Diese  Ziffern  beweisen  die  grosse  Vorsicht,  mit  der 
die  Bank  in  jener  kritischesten  Periode  verfuhr,  in  der 
alles  Geld  aus  dem  Verkehr  verschwand,  da  Jedermann 
aus  Rücksicht  für  sich  selbst  genöthigt  war,  möglichst 
viel  Geld  im  Vorrath  zu  halten.  So  entsprach  die  Bank 
dem  grossen  Vertrauen ,  das  beide  Regierungen  ihr 
schenkten,  indem  sie  sie  mit  der  wichtigen  Mission,  die 
Krise  zu  lindern,  betrauten.*) 


*)  In  der  ersten  Hallte  des  Jahres  1873,  uiimlicli  vom  1.  Januar  bis  zum 
24.  Juni  maclite  der  gesammte  Wecliseleskompte  der  Bank  426. y«  Millionen 
aus,  wovon  auf  sänuntliche  im  Gebiete  der  ungarischen  Krone  befindliche 
Filialen  76.^6  Millionen  entfielen  ;  wäre  der  ungarische  Kredit  beim  Wechsel- 
eskomptegeschäft  im  Quotenverliältnisse  betheiligt  worden,  so  hätte  die  ihm 
unter  diesem  Titel  zur  Verfügung  gestellte  Summe  I.S6.S3  Millionen,  also  um 
69.8g  Millionen  mehr  ausmachen  müssen.  Während  derselben  Zeit  -wurden 
im  Lombardgeschäft   63.7a  Millionen  hergegeben  :   32»/o  dieses  Betrages  ma- 
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Nacli  dem  Ausbruch  der  Krise  im  Jahre  1873  kam 
die  Baukfrage  um  keiuen  Sciiritt  vorwärts.  Wenigstens 
gelangte  hierüljer  nichts  Besonderes  zur  Kenntniss  des 
Publikums.  Die  Stellung  des  ungarischen  Ministeriums 
Avar  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jalu-es  1873  fortwährend 
eine  sclnvankende.  Die  sich  häufenden  Finanzkalamitä- 
täten,  der  Mangel,  der  in  der  Staatskasse  immer  grösser 
wurde,  bracliten  es  dahin,  dass  in  der  Staatskasse  oft 
nicht  eiimial  zur  Deckung  der  Tagesbedürfnisse  Geld 
genug  vorhanden  war.  Es  gab  Fälle,  wo  der  Finanzmi- 
nistcr  genfithigt  war,  um  den  Tagesbedarf  zu  decken, 
die  in  den  verschiedenen  Fundationen  und  Kassen  be- 
findliclien  Werthpapiere  zu  verpfänden,  bis  es  endlich 
nur  einen  Ausweg  gab :  indem  der  Staat  genöthigt  Avar, 
in  dem  gesunkenen  Stande  des  ungarischen  Kredits  jenes 
theure,  binnen  fünf  Jahren  in  Gold  zurückzuzahlende 
Anlehen  abzuschliessen,  zu  dessen  Sicherstellung  auch 
das  gesammte  unbewegliche  Staatsvermögeu  verpfändet 
Avurde.  Natürlich  konnte  der  damalige  Finanzminister 
unter  solchen  Umständen  gegen  die  Bank  kaum  ener- 
gische Schritte  unternehmen.  Nach  dem  Rücktritt  des 
Herrn  Kerkapoly  trat  ein  Provisorium  ein.  Avälirend  des- 


chen  29.30  Millionen  ans,  es  kamen  jedoch  auf  die  ungarisclien  Filialen  nur 
19.56  Millionen.  Vergleicht  man  den  Zustand  von  Ende  Februar  1873,  als  die 
Krise  noch  nicht  eingetreten  war,  mit  dem  vom  24.  Juni,  so  erweisen  folgende 
Ziffern  die  Proportion,  in  welcher  die  beiden  Eeichshälften  an  der  Hilfe  der 
Bank  betheiligt  wurden  :  Ende  Januar  1873  machte  der  gesammte  AVechsel- 
eskomptebetrag  1 68.77  Millionen,  die  gesammte  Dotation  der  ungarischen 
Filialen  unter  diesem  Tit«l  27.82  Millionen  aus,  während  es  nach  dem  Quo- 
tenverhältniss  54  Millionen  hätten  sein  sollen.  Es  ist  nicht  zu  leugnen, 
dass  die  Bank  in  dieser  Periode  ihre  Kreditgewährung  auch  in  Ungarn  nam- 
haft erhöhte.  Aehnliches  ist  beim  Lombardgeschäft  wahrzunehmen.  Die  unga- 
rischen Filialen  wurden  Ende  Januar  1873  mit  7.40  Millionen  betheiligt,  und 
Ende  Juli  betrug  die  Dotation  9.33  Millionen,  und  es  muss  anerkannt  worden, 
dass  die  Bank  in  der  Zeit  der  Krise  die  Dotation  ihrer  Filialen  sowohl  beim 
Wechseleskompte  als  auch  beim  Lombardgeschäft  bedeutend  erhölite. 
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sen  der]\H]iisterpräsident  Szlavy  das  Finanznilnisterhim 
kurze  Zeit  leitete,  und  die  Verliandlnngender  21eT  Koui- 
mission  und  des  9-er  Subkomite's  die  ganze  Zeit  des  schon 
erscliütterten  Ministeriums  in  Anspruch  nahmen.  Kein 
AYunder  daher,  dass  das  Ministerium  SzLivy  die  Lösung 
der  Bankfrage  niclit  vorwärts  brachte.  Die  Lage  desselljen 
war  eine  scliwierige.  Im  Anfang  die  grosse  Krise,  später 
die  Sorgen  Avegen  der  ungarischen  Finanzverhältnisse. 
der  inneren  Angelegenheiten,  und  wegen  der  Leitung  der 
Eeichstagsberatlnnigen  Hessen  hierzu  kaum  Zeit  übrig.  Zu 
Anfang  des  Jahres  1874  fiel  das  Kabinet  Szhivy,  und 
im  Kal)inet  Bitto  wurde  Koloman  Ghyczy  Finanzmi- 
nister, der  Mann,  der  eine  lange  Reihe  von  Jahren  bei 
der  Diskussion  der  Bankfrage  in  den  Reihen  der  Opj^o- 
sition  die  hervorragendste  Rolle  gespielt  hatte.  Das 
Schicksal  liatte  ihn  auf  einen  einflussreichen  Posten  ge- 
bracht, Avo  ilim  nicht  allein  Gelegenheit  gegeben,  son- 
dern es  auch  seine  Pflicht  war,  eine  nützliche  Tliätigkeit 
zu  entwickeln,  seine  Ansichten  und  seine  Ueberzeugung 
zur  Geltung  zu  l)ringen,  und  wo  oft  auch  nur  eine  blosse 
Unterlassung  mit  grosser  Verantwortlichkeit  verbunden 
ist.  Koloman  Gliyczy  mag  sich ,  wenn  ich  mich  des 
Gleichnisses  bedienen  darf,  in  einer  Lage  befunden  ha- 
ben, wie  ein  unruhiger  Mann,  der  nach  der  Gletscher- 
spitze eines  vor  ihm  stehenden  riesigen  Berges  strebt,  die 
vor  ihm  l^efindlichen  Führer  fortwährend  tadelt,  warum 
sie  ihn  nicht  rasch  auf  die  Höhe  führen,  da  doch  von 
unten  der  Weg  hinauf  so  leicht  scheint;  —  wenn  jedoch 
ihm  die  Füln-ung  tibergeben  wird  und  er  auf  die  Hölie 
des  Vorberges  tretend,  überrascht  sieht,  dass  zwischen 
dieser  Hölie  und  dem  Gletschergipfel  eine  ganze  Reihe 
scliwindlerregender  Tiefen,  steiler  Felswände,  star- 
rer Eis- und   Schneefelder    sicli  beflndet:    so  bleibt  er 


357 

besorgt,  ratlilos  stellen,  und  scliou  die  l^eruliigung  der 
seiner  Leitiuig  Anvertrauten  vernrsaelit  ilini  so  viel 
Mühe  und  Sorg-e,  dass  Zelt  imi  Zeit  vergclit.  und  er 
über  den  Weg,  den  er  einscldagen  soll,  dennoch  nicht 
mit  sicli  ins  Reine  zu  konnnen  verniao;. 

Er  liatte  eine  traurige  Erbscliaft  angeti-eten,  deren 
Last  zu  tragen  sogar  auch  seiner  Individualität,  selbst 
bei  dem  grössten  Fleiss  und  der  grössten  Aufopferung 
schwer  wurde.  Kein  Wunder  daher,  wenn  er  auf  die  in 
der  ]>ankfrage  an  ihn  gerichtete  Interpellation  nicht 
anders  zu  antworten  wusste,  als  dass  er  noch  nicht  Zeit 
und  Gelegenheit  gehabt  habe,  diese  so  viel  Ueberlegung 
erheischende  Frage  gründlich  zu  studiren. 

Es  zeigte  sich  daher  auch  bei  diesem  Führer  der 
Opposition,  wie  man  es  auch  in  anderen  konstitutionel- 
len Ländern  so  oft  sieht,  dass  es  viel  leichter  ist,  O^jpo- 
sition  zu  machen,  Alles  zu  tadeln,  die  Durchführuns;  der 
Dinge  von  der  Regierung  Inimen  einer  gewissen  Prä- 
clusivfrist  zu  verlangen,  als,  wenn  sich  die  Gelegenheit 
dazu  darbietet,  das  was  man  getadelt  hat,  besser  zu 
machen,  und  was  man  aus  Fahrlässigkeit  unterblieben 
gewähnt  hat,  durchzuführen. 

Zu  Beg'inn  des  laufenden  Jahres  ist  die  Parteifusion 
zu  Stande  gekommen.  Die  Seele  und  die  leitende  Kraft 
des  neuen  Ministeriums  ist  Koloman Tisza,  der  in  derBank- 
frage  stets  einen  entschiedenen  Standpunkt  eingenom- 
men hat.  Die  Gesetzgebungsperiode  von  einigen  Mona- 
ten, die  seit  der  Bildung  des  neuen  Kal)incts  vergangen 
ist,  vermag  keine  Verfügung  aufzuweisen,  welche  zu 
einer  radikalen  Heilimg  der  Finanzübel  geführt,  (xler 
bei  einer  so  wichtigen  Frage,  wie  die  Bankangelegenheit, 
eine  entschiedene  Richtvmg  der  Regierung  an  den  Tag  ge- 
legt hätte.Was  seit  dem  Inslebentreten  dieses  Ministeriums 
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bis  zum  heutigen  Tage  in  der  Bankfrage  geschehen  sei, 
das  können  wir  nur  vennuthen.  Wir  sind  auf  die  einander 
oft  widersprechenden  und  immer  dementirten  Älitthei- 
lungen  der  Zeitungen  angewiesen.  Die  bisherige  Wirk- 
samkeit der  Regierung  in  dieser  Angelegenheit  —  denn 
ich  zweifle  nicht,  dass  sie  in  einer  so  wichtigen  Frage 
niclit  untliätig  gewesen  sei  —  wird  bald  zu  Tage  treten. 
Wu-  wissen  nur,  dass  jeder  Tag,  der  vergeht,  uns  dem 
Ende  des  J.  1876  näher  bringt,  dem  Termin,  wo  das 
ausschliessliche  Privilegium  der  österreichischen  Natio- 
nalbank abläuft,  wo  daher  gemäss  den  in  der  Zeit  des 
ersten  ungarischen  Ministeriums  getroffenen  Vereinl3a- 
rungen  die  Regierung  und  der  Reichstag  nach  jeder 
Richtung  freie  Hand  haben  werden.  Darum  ist  die 
Bewerkstelligung  eines  zeitweiligen 
Uebereinkommens  für  diese  kurze  Frist 
nicht  m  o  t  i  V  i  r  t.  Wohl  aber  ist  es  die  unerlässliche 
Pflicht  der  Regierung  und  der  Gesetzgebung,  ehestens, 
und  zwar  höchstens  bis  Mitte  1876,  alle  Vorkehrungen 
zu  treffen,  die  nötliig  sind,  damit  die  berechtigten 
Kreditanforderungen  Aller ,  die  sich  in  Ungarn  mit 
Handel,  Industrie,  oder  Produktion  beschäftigen,  am 
ersten  Tage  des  Januar  1877  in  einer  den  berech- 
tigten Ansprüchen  des  ungarisclien  Staates  angemes- 
senen Weise  befriedigt  werden.  Wenn  je,  so  ist  jetzt 
die  Zeit  da,  dass  die  Regierung,  deren  Aufgabe  es  ist 
in  der  Bankfrage  die  Initiative  zu  ergreifen,  mit  sich 
über  das  im  Reinen  sei,  was  das  Interesse  des  Landes 
erfordert,  und  dass  sie,  hierüber  ins  Reine  gekommen, 
unverzüglicli  die  nötliigen  Schritte  tlnie,  um  in  entschie- 
dener, zweckbewusster  Weise  die  erforderliclien  Verfü- 
gungen zu  treffen.  Die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  wird 
sein,  alle    anderen  Rücksichten  bei  Seite  setzend   und 
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l)loss  (las  Interesse  des  Vaterlandes  hn  Aug-e  l)elialtend. 
das,  was  das  Beste,  Zweckmässlgste,  Heilsamste  ist.  in 
die  Form  eines  Gesetzes  zu  l)ringen,  damit  noui  Jahre 
1877  angelangen,  durch  den  wohlgeordneten  vollstän- 
digen Besitz  der  Macht,  die  ein  zweckmässig  geregelter 
Banknotenumlant"  zn  hieten  vermag,  tili-  Ungarn  sicli 
eine  neue,  lieilsamere  Aera  enjfl'ne.  Icli  liotle  nnd 
erwarte,  dass  Diejenigen,  die  in  diesser  Angelegen! leit  zu 
entscheiden  haben  werden,  den  grossen  Werth  einer  oder 
mehrerer  gut  organisirten  Banken  in  vollem  Mass  erken- 
nend, kein  solches  Abkonmien  treffen  Averden.  durch 
welches  wir  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  liinaus 
unser  Erbe  um  ein  Gericht  Linsen  verkaufen  wtlrden. 


Als  ich  in  den  letzten  zwei  Kapiteln  die  namhafte- 
ren Umstände,  die  in  der  Bankfrage  vor  der  Herstellung 
der  Verfassung  angefangen,  vorgekommen  sind,  von  Jahr 
zu  Jahr  vorbrachte,  legte  ich  stets  auch  die  jährlichen 
Betriebsergebnisse  der  österreichischen  Nationalbank  dar. 
Indem  ich  diesen  Theil  meines  Werkes  beendige,  will 
ich  der  Vollständigkeit  Avegen  das  1873-er  und  das 
1874-er  Ergebniss  des  Bankbetriebs  hersetzen. 

Am  17.  Januar  1874  hielt  die  Bank  ihre  ordentli- 
che jährliche  Generalversanmdung,  in  welcher  der  Be- 
richt des  Bankgouverneurs  verhandelt  wurde.  Zu  Anfang 
des  J.  1873  erlitt  das  Wechsel-  und  das  Darleliensge- 
scliäft  in  Eolge  der  grossen  Geldkrise  eine  bedeutende 
Einbusse;  Ende  März  hatte  dieser  GesclfiftszAveig gegen 
dieselbe  Periode  des  vorangegangenen  Jaln-es  um  23 
Millionen  abgenommen ;  die  Bank  setzte  daher  ihren  Zins- 
fuss  um  ein  Percent  herab.  Vor  der  Geldkrise  und  am  An- 
fang des  Ausbruches  desselben,  am  3.  ^lai.  war  (he  Bank- 
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notenreserve  von  49  avif  13  Millionen  lierabgeschmol- 
zeu.  Wenn  wir  den  Stand  am  Ende  des  J.  1873  mit 
dem  vom  Sclilnss  1872  vergleiclien,  so  gelangen  wir  zn 
folgendem  Resultat:  Ende  Dezember  1872  machte  der 
Betrag  der  eskomptirten  Wechsel  167.2  Millionen  aus, 
Ende  1873  aber  181.8  Millionen,  also  um  14.6  Millionen 
mehr ;  während  des  Verlaufs  des  ganzen  Jahres  war  der 
höchste  Stand  195  Millionen,  während  er  im  vorherge- 
gangen Jahre  inu'  167.5  Millionen  gewesen  war.  Die 
auf  Faustpfand  gegebenen  Darlehen  beliefen  sich  Ende 
1873  auf  55.5  Millionen,  während  sie  zu  Ende  des  J. 
1872  nur  28.6  Millionen  ausgemacht  hatten.  Das  Bank- 
geschäft hatte  sich  also  im  Verlauf  dieses  Jahres  in 
Folge  der  ausserordentlichen  Verhältnisse  namhaft  ge- 
lioben.  In  diesem  Jahre  vermehrte  die  Bank  im  Interesse 
des  Verkehrs  die  Zahl  der  Filialen  in  Österreich,  indem 
sie  solche  zu  Pilsen  und  Eger  in  Böhmen  errichtete,  und 
auch  zur  Errichtung  einer  Filiale  in  Czernovitz  Vor- 
kehrungen getroffen  wurden,  wälu'end  in  derselben  Zeit 
in  Ungarn  nichts  Derartiges  geschah. 

lieber  das  Kreditverhältniss  zwischen 
Ungarn  und  0  s  t  e  r  r  e  i  c  h  h  e  i  s  s  t  es  im  Bank- 
bericht: »Ende  1873  betrug  das  Wechseleskompte-  und 
das  Lombardgeschäft  in  beiden Reichshälften  237.3  Mil- 
lionen ;  die  hiervon  den  ungarischen  Filialen  zu  Verfü- 
gung gestellte  Summe  belief  sich  Ende  1873  auf  60 
^Hllionen.  Wenn  hierzu  die  12 '/^  Millionen  gezählt  wer- 
den, welche  Ende  1873  mit  Rücksicht  auf  die  In- 
teressen Ungarns  als  Spezialkredit  bei  der  Kasse  der 
österreichischen  Nationalbank  in  Reserve  sind,  so  stellt 
sich  heraus,  dass  auf  Ungarn  72  IMillionen,  oder  30.«  % 
des  gesammten  Umlaufs  entfielen.« 

Auch  hier  zeigte  sich  das  in  diesem  Werke  bereits 
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erwähnte,  zu  Irrtliünieni  fülirende  Verfaliren,  das  in  der 
Bankenqnetekomniission  bei  der  Vernelinmng  des  Herrn 
V.  Lncam  vorgebraelit  wurde,  und  welelieni  gemäss  ein- 
zelnen Instituten  ein  Si)ezialkredit  ])e^yilligt  \vird,den  aber 
dieselben  nur  unter  ausserordentlielien  Verhältnissen  und 
nur  theilweise  benützen ;  —  niclitsdestowenijj'er  rech- 
net  man  aucdi  diesen  Kredit  zu  dem  Ungarn  gewährten 
Kredit,  obgleich  er  gewöhnlich  nicht  realisirt  wird  und 
in  Wirklichkeit  als  eine  Banknotenreserve  zu  betrachten 
ist.  Dieser  Bericht  Aveist  ferner  aus,  dass  die  Summe, 
welche  auf  dem  Wiener  Platz,  also  nnt  Bezahlung  des 
in  Wien  dargebotenen  Kredits,  dem  ungarischen  Verkehr 
zur  Verfügung  gestellt  ^A^urde,  nach  dem  eigenen  Ge- 
ständniss  der  Bank  im  Jahre  1873  sich  auf  12 'A  Millio- 
nen belief.  Wie  viel  der  durch  die  ungarischen  Filialen 
in  Wahrheit  bewilligte  Kredit  betragen  habe,  zeigen  fol- 
gende aus  dem  Betriebsausweis  geschöpfte  Ziffern. 

Ende  1873  machte  der  Betrag  der  eskomptirten 
Wechsel  181. 7  Millionen  aus;  davon  entfielen  auf  die 
ungarischen  Filialen  35. 1  IMillionen  ;  wenn  wir  das  32^/0 
Verhiiltniss  als  Basis  nehmen,    so    hätten    auf  Ungarn 

58.1  Millionen  kommen  sollen,  es  erhielt  aber  um  23. 08 
Millionen  weniger.  —  Das  Lombardgeschäft  betrug  in 
der  ganzen  Monarchie  55.5  Millionen,  wovon  auf  Ungarn 

10.2  Millionen  kamen;  nach  dem  32 ^/o  Verhältniss aber 
hätten  auf  Ungarn  17.7  Millionen  entfallen  sollen;  die 
ungünstige  Differenz  macht  also  7.5  Millionen  aus.  — 
Das  Eskompte-  und  Lombardgeschäft  der  ganzen  Mon- 
archie betrug  zu  Ende  des  erwähnten  Jahres  237. 3  ISIW- 
lionen,  wovon  auf  Ungarn  45.3  Millionen  kamen;  nach 
dem  32  "/o  Verhältniss  hätte  der  Antheil  Ungarns  75.9  Mil- 
lionen ausmachen  sollen,  die  ungünstige  Differenz  be- 
trägt also  30.6  ^nilioneu.  Es  ist  sonach  das  Kreditirungs- 
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verliältniss .  welclics  die  ]^aiikdirektion  in  ihrem  der 
Geiieralversanimluug  vorg-elegteii  Bericlit  auszuweisen 
sich  bemühte,  wie  der  eigene  l^etriebsausweis  der  Bank 
zeigt,  nicht  eingehalten  worden ;  denn  der  den  ungari- 
schen Filialen  in  AYahrheit  dargebotene  Kredit  hat 
nicht  —  Avie  die  Bank  behauptete  —  30.6  "l»,  sondern 
faktisch  bloss  19%  des  gesammten  Kredits  ausgemacht. 
Wenn  wir  aber  die  Summe  dazu  nehmen,  welche  nach 
der  Behauptung  der  Bank  dem  ungarischen  Kredit  in 
der  Wiener  Zentrale  dargeboten  wurde,  so  kommen 
auch  dann  nicht  30.8  %,  sondern  nur  25  "/o  des  gesamm- 
ten Kredits  heraus. 

Was  den  Geschäftsgewinn  betrifft,  so  hatte  sich  der- 
selbe in  dem  Jahre  namhaft  vergrössert,  in  welchem 
alle  andere  Kreditinstitute  Verluste  erlitten.  In  Folge 
der  a.  h.  Verordnung  vom  13.  Mai  wiu-de  die  ]3aiik  von 
der  Erfüllung  des  14.  Punkts  der  Bankstatuten  entho- 
ben, der  von  der  Metallbedeckung  handelt,  und  sie  nahm 
diese  Begünstigung  nur  93  Tage  liindurch  in  Anspruch. 
Der  Banknotenumlauf,  verglichen  mit  dem  Stande  vom 
31.  Oktober  1872,  vermehrte  sich  um  40.577.380  Gul- 
den, und  während  er  am  31.  Dez  ember  1872  318.365,470 
Gulden  ausgemacht  hatte,  belief  er  sich  Ende  Dezember 
1873  auf  388.942,850  ii.  In  diesem  ausserordentlichen 
Jahre  hatte  die  Bank  ein  Bruttoerträgniss  von  13.875,000 
Gulden,  und  ein  Reinertragniss  im  Belauf  von  10.844,000 
Gulden.  Nach  dem  Vorschlag  der  Bankdirektion  wurde 
der  Reservefond  in  diesem  Jahre  in  grösserem  Masse  ver- 
mehrt, als  die  Statuten  es  erfordern  ;  es  Avurden  für  den 
Reservefond  798,695  Gulden  53  kr.  zurückbehalten, 
und  10.058,000  Gulden  unter  die  Aktionäre  vertlieilt  ; 
die  Dividende  machte  demnach  pr.  Aktie  67  Gulden 
aus,  was  einer  11. le?  ",o-igen  Verzinsung  entspricht.  In 


363 

diesem    Jalire    wuchs  der  Reservefond  auf  18  ]\Iillio- 
nen  an. 

Ueber  das  Betriehsjalir  1874  Avurde  In  der  am  18. 
Januar  gelialtenen  General versannnluno-  bericlitet,  dass 
die  Suspendirung  der  l^aidvakte  am  14.  Oktober  1874 
durch  a,  h.  Verordnung  eingestellt  ^\(n'(len  sei.  Die  in 
Folge  der  grossen  Geldkrise  eingetretene  Stockung 
hatte  sich  in  diesem  Jahre  in  vollem  Masse  ffezeiert.  Der 
Wecliseleskompte,  der  Ende  1878  noch  181. 7  Millionen 
ausgemacht  hatte,  war  Ende  September  1874  auf 
59.5  Millionen  zurückgegangen,  Avesshalb  die  Bank  ge- 
nöthigt  war,  ihren  Diskonto  auf  4V2  Vo  herabzusetzen: 
hierdurch  steigerte  sich  wieder  die  Zahl  der  zum  Es- 
kompte  eingereichten  Wechsel,  und  in  Folge  dessen 
zeigte  sich  zu  Ende  des  Jahres,  im  Vergleich  zum  Sep- 
tember-Staude eine  Zunahme  im  Betrag  von  23.4  Millio- 
nen. Zu  Ende  des  Jahres  zeigte  sich  im  Vergleich  zum 
1873-er  Stande  eine  Abnahme  von  39.5  Millionen.  Das 
Lombardoeschäft  nahm  1874  um  20. 1  Millionen  ab.  Also 
Eskompte  und  Lombardgeschaft  zusammen  genommen, 
belief  sich  die  Abnahme  gegen  das  Vorjahr  auf  59.6  Mil- 
lionen. Auch  in  diesem  Jahre  wurde  eine  neue  ö  s  t  e  r- 
r  e i c h  i  s  c he  Filiale  in  T e p  1  i t  z  errichtet,  wahrend 
in  Ungarn  in  dieser  Beziehung  gar  nichts  geschah.  Der 
Banknotenumlauf,  der  Ende  1873  358. y  ^Millionen  aus- 


machte, betrug  Ende  1874  nur  293.?  Millionen;  es 
zeigte  sich  also  im  Vergleich  zu  dem  vorhergegangenen 
Jalire  eine  Abnahme  von  65. 1  Millionen. 

Was  das  VerhUltniss  anbelangt,  in  welchem  in  die- 
sem Jahre  Ungarn  l)ei  den  l)eiden  Ijedeutendsten  Ge- 
schiiftszweigen,deniEskompte  unddemiLombardgeschiift. 
am  Kredit  betheiligt  wurde,  so  sind  hierauf  bezüglich 
im  1874-cr  Jalu-csbericht  der  Baukdirektiou  f(dgcnde 
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Ziffern  enthalten:  Das  gesammte  Eskomptegescliäft  be- 
trug in  der  ganzen  Monareliie  142.i  ^lillionen,  wovon 
auf  Ungarn  32.4  Millionen  kamen;  nach  dem  32Vo 
Verhältniss  aher  hätten  auf  ITngarn  45.5  Millionen  ent- 
fallen sollen,  es  machte  daher  die  ungünstige  Differenz 
bei  diesem  Geschäftszweig  I0.4  Millionen  aus.  Das 
Lombardgescliäft  betrug  in  der  gesammten  Monarchie 
35.4  Millionen ;  hiervon  entfielen  auf  Ungarn  8.6  Millio- 
nen, nach  dem  32  Vo  Verhältniss  aber  hätten  auf  Un- 
garn 11.3  Millionen  kommen  sollen,  das  Minus  beträgt 
also  3.2  Millionen.  Eskompte  und  Lombardgescliäft  zu- 
sammen machten  in  der  ganzen  Monarchie  im  Jahre 
1874  177.6  Millionen;  hiervon  kamen  auf  Ungarn 41. os 
Millionen,  nach  dem  Verhältniss  aber  hätten  dem  Lande 
57.8  Millionen  zukommen  sollen. 

Das  1874-er  Bruttoerträgniss  belief  sich  auf 
12.038,000  Gulden;  nach  Abzug  der  Ausgaben  verblieb 
ein  Reinerträgniss  von  9.088,000  Gulden,  und  da  der 
Reservefond  in  diesem  Jahre  bereits  20  'V,,  f^Gs  eingezahl- 
ten Kapitals  erreicht  hatte,  somit  unter  diesem  Titel 
nichts  abgezogen  wurde,  so  wurde  der  Reingewinn  mit 
Ausnahme  von  13,000  Gulden  vertheilt,  und  es  kam 
auf  jede  Aktie  eine  Dividende  von  67  Gulden,  oder 
lli67°A  des  eingezahlten  Kapitals.*) 


*)  Die  auf  das  Betriebsergebuiss  dieser  zwei  Jahre  bezüglichen  Daten 
sind  in  der  Beilage  Nr.  XV.  enthalten. 


Z  \y  ö  1  f t  es    K a  p  i t  e  1. 

Von  der  Aclitzii;-Millioiieu-15aiikscliiil(l. 

[Die  Verordnungen  der  Gesetzartikel  XII.  und  XV.  1867 
sind  massgebend.  —  Ansicht  des  österreichischen  Finanzniinis- 
ters  im  Jahre  1868. —  Standpunkt  der  1867-er  ung. Regnikolai-- 
deputation,  —  Protokoll  der  Konferenz  vom  16.  Semptemher. — 
Instruktion  i'ür  die  durch  beide  Ministerien  entsendete  gemischte 
Kommission.  —  Deren  Operat  wird  vor  der  Schaft'ung  des 
Gesetzes  dem  ungarischen  Reichstag  vorgelegt.  —  Im  Bericht 
der  Kommission  zur  Kontrole  der  österr.  Staatsschuld  kom- 
men die  80  Millionen  stets  als  Staatsschuld  vor.  —  Die  beiden 
Regnikolardeputationen  entsenden  eine  Subkonmiission.  —  In 
Folge  der  Berathungen  derselben  wird  die  erste  ministerielle 
Vereinbarung  abgeändert.  —  Es  wdrd  stipulirt,  dass  die  Konver- 
sion der  Staatsschuld  durch  Osterreich  auszuführen  sei ;  die  Zah- 
lung der  nicht  konvertirbaren  Schulden  wird  von  (Österreich 
übernonmien.  —  Ungarn  zahlt  zu  diesem  Zweck  eine  Quote.  — 
In  der  Sitzung  am  24.  September  übernimmt  die  österreichische 
Deputation  in  ihrem  Nuncium  die  Rückzahlungen.  —  Sie  sichert 
sich  hierfür  den  aus  der  Konversion  und  der  Couponsteuer  erwach- 
senden Gewinn. —  Unterschied  zwischen  der  ersten  und  der  zweiten 
ministeriellen  Vereinbarung.  — -  Es  geht  daraus  unzweifelhaft 
hervor,  dass  Osterreich  verpflichtet  ist,  die  Bankschuld  zu  zali- 
li'n.  —  Streit  über  diese  Frage  im  Jahre  1868.  —  Dr.  Brestl's 
Rede ;  er  stellt  das  Prinzip  auf.  dass  die  Banknote  Papiergeld 
sei.  —  "Widerlegung  dieser  Behauptung.  — Bericht  des  Finanz- 
ausschusses des  österr.  Abgeordnetenhauses  am  3.  Nov.  1868.  — 
Bemerkungen  hierüber.  —  Die  Bankschuld  wird  am  1 7.  Juni 
1872  im  Reichsrath  neuerdings  verhandelt.  —  Argumentation 
des  österr.  Finanzministers  Baron  Depretis  und  Bemerkungen 
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liiei'über.  —  Die  TheiliiMlime  an  der  Bankscliuld  kann  billiger 
Weise  nicht  gefordert  werden.  —  Vortlieile  (jsterreiclis  in  Folge 
der  Konversion,  der  Couponsteuer  und  GeAvinn  an  den  Zinsen  der 
aus  dem  Verkehr  gezogenen  Salinenscheine  und  in  Folge  der 
ausschliesslichen  Einhebung  der  Banksteuer.] 


Als  icli  in  den  früheren  Kapiteln  von  der  Frage 
der  80  Millionen-Bankscliuld  sprach,  erwähnte  ich  die 
in  Betreff  derselben  anfgetanchten  Umstände,  ohne  mich 
jedoch  in  die  Erörterung  der  verschiedenen  von  einan- 
der abweichenden  Ansichten  und  in  eine  Rechtfertigung 
des  Standpunktes  einzulassen,  den  ich  in  dieser  Frage 
einnahm.  Die  Frage  der  80  Millionen-Bankschuld  bildet 
gegenwärtig  eines  der  namhafteren  Momente  der  Bank- 
frage. Die  Regierung  und  die  Gesetzgebung  der  im 
Reichsrath  vertretenen  Länder  haben  bei  dieser  Frage 
stets  eine  mit  der  ungarischen  Regierung  in  Wider- 
spruch befindliche  Stellung  eingenonnnen.  Darum  halte 
ich  es  für  nothwendig  von  dieser  Frage  in  einem  be- 
sondern Kapitel  eingehend  zu  sprechen. 

Von  Anfang  an  war  ich  der  Ueberzeugung,  und 
ich  bin  es  auch  heute  noch,  dass  die  80  M  i  1 1  i  o  n  e  n- 
Bankschuld  Ungarn  nicht  angeht,  denn  sie 
gehört  in  die  Reihe  jener  S  taa  t  s  scliulden, 
deren  Lasten  Österreich  a  u  f  s  i  c  h  g  e  n  o  m- 
m  e  n  h  a  t.  Ungarn  bezahlt  für  diese  eine  permanente  und 
unabänderliche  Quote  an  Österreich ;  die  V  e  r  p  fl  i  ch- 
t  u  n  g  d  i  e  s  e  Banks  c  h  u  1  d  z  u  r  ü  c  k  z  u  z  a  h  1  e  n 
lastet  daher  nicht  auf  Ungarn,  sondern  di- 
rekt und  a  u  s  s  c  li  1  i  e  s  s  1  i  c  h  auf  den  im  Reichstrath 
vertretenen  Ländern. 

Ich  habe  stets  die  Tendenz  befolgt,  die  aufrichtio^ 
darnach  strebt,  die  zwischen  LTuffarn  und  Österreich  ob- 
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scliwebeiiden  Fragen  auf  GniiKllag'e  der  Uilli^keit  aus- 
zngleiclieu.  und  icli  liahe  aucli  uacli  der  L()Sinig'  der 
staatsrechtliclien  Frage  darnacli  gestrebt  die  Eintracht 
und  den  Frieden  zwisclien  den  beiden  Parteien  aufreclit- 
zuerlialten  und  zu  befestigen.  Dass  ich  in  der  Frage  der 
80  ]\rilli(Uien  dem  durch  die  andere  l^ai'tci  ausgedrück- 
ten Wunscli  lucht  nachgeben  konnte  und  an  meinem 
obeid)ezeichneten  Standpunkte  festhalten  nuisste,  davon 
hig  der  Grund  in  der  entschiedenen  Verordnung  des 
Gesetzes,  von  welclier  ein  konstitutioneller  IMinister  nicht 
abweiclien  darf,  noch  kann.  Und  sowie  ich  davon  niclit 
abweiclien  konnte,  so  glaube  ich  nicht,  dass  was  immer 
für  ein  anderes  ungarisches  konstitutionelles  IMinisterium 
einen  davcui  al)weichendenStand})unkt  einnehmen  kfinnte. 
So  wie  ich,  so  könnte  auch  ehie  spätere  ungarische  Re- 
o-iernno'  der  Ansicht  des  österreichisclien  Ministeriums 
TU  1(1  Abgeordnetenhauses  nur  dann  beitreten,  wenn  die 
auf  die  Staatsschuld  bezügliche  Verfüguno-  der  G.-A. 
XII  und  XV:  1867  durch  ein  neueres  Gesetz  abgeän- 
dert würde.  Ich  lialte  es  niclit  für  zweckmässig,  ein  sol- 
ches Gesetz  zu  beantragen,  und  ich  glaul^e,  dass  auch 
die  gegenwärtige  Regierung  sie  nicht  für  motivirt  halten 
k()nne,  da  für  eine  im  Sinne  des  österreichisclien  Ministe- 
riums zu  bewerkstelligende  Lösung  dieser  Frage  nicht 
einmal  das  ]\[otiv  der  P)illigkeit  vorge- 
h  r  a  cht  w  e  r  d  e  n  k  a  n  n. 

Bei  der  Frage  der  Staatsschuld  im  Allgemeinen  ist 
der  G.-A.  XII:  1867  massgebend,  dessen  Verfügung 
die  Grundlage  der  Entwicklung  des  neueren  konstitutio- 
nellen Lebens  bildet.  Der  Inhalt  dieses  Gesetzes  ist  in 
Ungarn  Jedermann  bekainit,  inid  obschon  es  daher 
iibertitissig  erscheint,  den  AVortlaut  zu  zitiren,  so  kann 
ich    mich  dem  doch  nicht  entziehen,   da  Diejenigen  in 
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der  andern  Reiclishälftej  die  in  der  Frage  der  Rückzali- 
limg  der  80-Millionen-Bankscluild  einen  dem  unsrigen 
entgegengesetzten  Standpunkt  einnehmen,  die  Verord- 
muig  dieses  Gesetzes  nnd  die  darin  niedergelegten  Prin- 
zipien ausser  Acht  hissen. 

Der  §.  53  des  G.-A.  XII:  1867  spricht  entschieden 
aus :  »Die  Staatsschuklen  l3etrefFend,  können  Ungarn 
Kraft  seiner  verfassungsmässigen  Stellung  solche  Schul- 
den, welche  ohne  die  gesetzmassige  Einwilligung  des 
Landes  kontrahirt  wurden,  nach  strengem  Reclit  nicht 
zur  Last  fallen.«  Im  §.  54  ist  die  Bereitwilligkeit  aus- 
gesprochen, »über  dass  Mass  seiner  gesetztlich  vorge- 
schriebenen Pflicht  hinaus  auf  Grundlage  der  Billig- 
keit und  politischen  Rücksichten«  zur  Tragung  der 
Lasten  beizusteuern;  und  nach  dem  §.55  »ist  das  Land 
einzig  und  allein  auf  dieser  Grundlage  bereit,  einen 
Tlieil  der  Staatsschuldenlast  zu  übernehmen  und  zu 
diesem  Zweck  mit  den  anderen  Ländern  Sr,  Majestät  eine 
Vereinbarung  zu  treffen«  ;  ferner  wird  im  §.  57  feierlich 
erklärt,  dass  »U  n  g  a  manch  i  n  Z  u  k  u  n  f  k  e  i  n  e 
Staatsschuld  für  sich  als  bindend  aner- 
kennen wird,  zu  deren  Aufnahme  die  auf 
gesetzlichem  Wege  und  b  e  s  t  i  m  m  t  a  u  s  g  e- 
sprochene  Einwilligung  des  Landes  nicht 
m  i  t  w  i  r  k  t  e. « 

Was  folgt  a\is  der  Verordnung  dieses  Gesetzes? 
Nichts  Anderes,  als  dass  nach  der  Abschliessung  des  im 
§.  55  dieses  Gesetzes  in  Aussicht  genommenen  Ueber- 
einkommens  die  Verpflichtung  Ungarns  hinsichtlich 
aller  früher  bestandenen  Staatsschuld-Lasten  endo^iltio^ 
und  ziffermässig  Ausdruck  erlangt  hat.  Da  aber  die  80- 
Millionen-Bankschuld  enie  wirkliche  Staatsschuld  ist, 
und  niclit    nach  dem  Abschluss  des  Uebcreinkommens 
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mit  der  Eiinvilliguiig"  Ungarns,  soiiderii  o-erjuniie  Zelt 
vor  dem  Zustandekommen  der  Vercinl^arnng  kontraliirt 
Avorden  ist:  so  kann  auf  Ungarn  aou  dieser,  wie  auch 
von  welclier  andern  österreicliisclien  Staatssclnild  immer 
keinerlei  neuere  Last  entfallen. 

Die  auf  die  Staatssclmld  Lezügliclie  Verordnung 
des  G.-A,  XII  :  1867,  der  G.-A.  XV  :  18G7  und  das  da- 
mit von  Wort  zu  Wort  übereinstimmende  österreicliisclie 
Gesetz  spreclien  die  Verpfliclitung  Ungarns  hinsiclitlicli 
derauf  die  Staatsschuld  bezüglichen  Zinsenund  Kapital- 
rückzalduno's-Lasten  entsciiieden  aus.  Die  unabänderliclie 
Quote,  welche  Ungarn  an  Zinsen  und  Amortisation  ein  für 
allemal  übernommen  hat,  ist  in  diesem  Gesetz  mit  Ziffern 
bestimmt  ausgedrückt.  Daher  würde  schon  die  Anfüh- 
rung dieses  Gesetzes  allein  hinreichen,  um  die  Unhaltbar- 
keit  des  österreicliisclien  Stand})uids:tes  und  die  Berechti- 
gung des  ungarischen  Standpunktes  zu  bew^eisen. 

Trotzdem  bringt  der  (jsterreichische  Finanzminister 
in  seinem  Anfangs  April  1868  an  mich  gerichteten  Re- 
skript, in  welchem  er  die  Frage  der  80-Millionen-Bank- 
schuld  zum  erstenmale  auf  warf,  zur  Unterstützung  seiner 
Ansicht  das  Argument  vor,  dass  als  1867  die  Staats- 
schuld-Quote Ungarns  festgestellt  wurde,  die  Frage  der 
80-Millionen-Bankschuld  unl^erührt  gelassen  worden 
sei.  Folgendes  ist  der  Inhalt  der  auf  diese  Frage  bezüg- 
lichen Stelle  des  Reskripts:  »Es  is  nothwendig,  dass 
einio-e  die  österreichische  Nationallmnk  interessirende 
wesentliche  Frao^en,  in  Betreff  welcher  die  österreichi- 
sehe  und  die  ungarische  Regierung  bisher  noch  nicht 
zu  einer  Vereinbarung  gelangt  sind,  ehestens  eine  gehö- 
rige Lösung  erhalten.  Zu  diesen  gehört  die  Bezahlung 
des  Bankdarlehens  im  ijetrage  von  80  Millionen  Gul- 
den und  des  hiefiir  iibernommenen  Zinscnpauschales, 
c.  D.  24 
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welciier  Last  sich  ancli  die  Länder  der  migarisclieii  Krone 
nicht  entziehen  können,  da  die  Art  der  Vertlieihing  die- 
ser Last  hei  der  Feststell nng-  der  Staatsclmld-Qnote  in 
Schwehe  gelassen  wnrde.« 

Diese  Eelianptnng  enthehrt  jedes  Grundes,  denn  im 
Allgemeinen  kann  das  Verfahren  welclier  ])arUimentari- 
sclien  Konnnission  immer  dort  nicht  massgebend  sein, 
wo  ein  mit  o"emeinschaftlichem  Einverstandniss  jjeselial- 
fenes  Gesetz  ausdrücklich  verfügt.  Aber  in  diesem  Falle 
beweisen  gerade  die  Verhandlungen  der  Eegnikolar-De- 
putationen  ,  d  a  s  s  die  F  r  a  g  e,  d  u  r  c  h  w  e  n  die 
Rückzahlung  der  Bankschuld  zu  gesche- 
hen li  a  b  e.  n  i  c  li  t  a  1  s  e  i  n  e  s  c  h  w  e  b  e  n  d  e  F  r  a  g;  e 
b  e  t  r  a  c  li  t  e  t  w  u  r  d  e,  nachdem  liierül3er  in  dem  betref- 
fenden Gesetz  eine  Verfügung  getroffen  war. 

Die  Richtigkeit  meiner  Behauptung  bcAAcist  jener 
Theil  des  Protokolls  der  Reg'nikolar-Deputationen,  der 
sicli  auf  die  Vereinbarung  über  die  Staatsschuld-Quote 
bezieilt.  Die  ungarische  R  egn  ik  o  1  a  r-Depu  ta- 
tion  ist  in  der  Frage  der  Staatsschuld  mit  grosser 
Vorsiclit  zu  Werke  gegangen ;  sie  verlangte,  dass  für 
den  Vorscldag,  welcher  den  beiden  Gesetzgebungen  in 
Betreif  der  Staatsschuld  vorzulegen  war,  sie  keine  Ver- 
antwortlichkeit treffe,  und  aus  ihrer  Wirksamkeit  iiiclit 
später  eine  für  das  Land  schädliche  Schlussfolgerung 
gezogen  werden  könne.  Gleich  beim  Beginn  ihrer  Be- 
rathungen  wies  sie  die  Vorauss  etzung  der  österreichischen 
Regnikolar-Deputation  zurück,  wxl che  diese  in  ihrem  er- 
sten Nuntium  an  die  ungarische  Regnikolar-Deputation 
ausdrückte,  dass  es  nemlich  die  Aufgabe  der  ungarisch 
De})utation  wäre,  in  der  Staatsscliuld-Frage  einen  Vor- 
schlag zu  machen. 

Die  ungarische  Regnikolar-Deputation  verhandelte 
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in  ilirer  am  5.  September  gelialteiieii  Sitzuii«>'  den  IV'- 
riclit  der  Subkoniinisslon,  die  mit  einem  Gutaeliten  über 
die  Antwort  betraut  -worden  Avar,  welelie  auf  das  Nun- 
tium  der  Deputation  der  übrigen  Länder  Sr.  Majestät 
gegeben  werden  sollte.  Mit  Uebergeliung  Alles  dessen, 
was  sich  auf  die  Quote  bezieht,  hatte  die  österreehische 
Regnikolar-Deputation  hinsichtlich  des  Staatsschuld- 
Beitrags  den  Wunsch  ausgedrückt,  dass  »in  Ik'treif  der 
Kosten  der  als  gemeinsam  anerkannten  Staats-Angele- 
o'enheiten  und  der  Staatsschuldlast  die  Vereiidjaruu"" 
auf  einmal  getroffen  und  für  beide  ein  und  dasselbeBei- 
tragsverhaltniss  stipulii-t  werde. ^  Die  ungarische  Depu- 
tation antwortete  hierauf,  dass  »derReichstagsbeschluss; 
in  dessen  Sinne  diese  Deputation  entsendet  worden,  und 
das  Gesetz,  auf  Grund  dessen  dieser  Beschluss  entstan- 
den ist,  den  von  der  Deputation  des  Reichsrathes  ge- 
wünschten Standpunkt  einzunehmen  nicht  gestatten«  ,mit 
dem  Bedeuten,  dass  »die  Länder  der  ungarischen  Krone 
im  Sinne  des  Gesetzes  verpHichtet  sind,  zu  den  Kosten 
jener  Staats- Angelegenheiten  beizutragen,  welche  als  aus 
der  pragmatischen  Sanktion  fliessend  betrachtet  wer- 
den, und  dass  die  Bestimmung  dieses  Beitrags-Verhält- 
nisses, wenn  eine  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen 
kann,  auf  Grund  der  vorgelegten  Daten  Sr.  Majestät  vor- 
behalten ist.  Hinsichtlich  jener  Staats-Angelegenheiten 
aber,  die  uicht  als  aus  der  pragmatischen  Sanktion  flies- 
send betrachtet  werden,  und  zu  welchen  auch  die  Staats- 
schulden gehören,  habe  die  ungarische  Gesetzgebung 
weder  die  erwähnte  rechtliche  Verpflichtung  anerkaiuit, 
noch  den  erwähnten  Modus  der  Erledigung  angenonunen. « 

»Das  (ifter  erwähnte  Gesetz  glauljte  nämlich,  dass 
zur  Feststellung  des  Verhältnisses,  in  welchem  die  Län- 
der der  uno-arischeii  Krone  zu  den  Kosten  der  aus  der 

24* 
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pragniatisclieii  Sanktion  fliessenden  Angeleg-enlieiten 
beitragen  sollen,  eine  Regnikolar- Deputation  mit  der 
Abgabe  eines  Gntaclit  ens  zn  betrauen  sei,  während 
es  h  i n  s  i  ('  li  1 1  i  ('  li  d  e r  a  n  s  de  r  p r a g m a  t i  s v  h  e n 
S  a  n  k  t  i  o  n  n  i  c  li  t  f  1  i  e  s  s  e  n  den  A  n  g  e  1  e  g  e  n  h  e  i- 


t  e  n  \'  o  n  o-  e  m  e  i  n  s  a  ni  e  m  Int  e  r  e  s  s  e  d  e  m  M  i- 
n  ist  er  in  m  znr  Aufgabe  gemacht  ]i  a  t,  auf 
Grund  vorlauiiger  Berathungen  und  mit  dem  Ministe- 
rium der  andern  Reichshälfte  gepflogener  Verhandlun- 
gen dem  R  e  i  (5  h  s  t  a  g  einen  E  n  t  w  u  r  f  v  o  r  z  u  1  e- 
gen.«  In  iln-er  weitern  Erörterung  bemerkt  die  ungari- 
sche Regnikolar-Deputation  hinsichtlich  des  ihr  durch 
das  Gesetz  und  den  Reichstagbeschluss  vorgezeichneten 
Wirkungskreises  in  dieser  Antwort  noch  Folgendes : 
»Hinsichtlich  der  Staatsschulden  sei  sie  nur  ermächtigt 
worden,  wenn  ihr  das  verantwortliche  Ministerium  die 
auf  diesen  Gegenstand  bezüglichen  Daten  und  das  Re- 
sultat der  mit  dem  verantwortlichen  Ministerium  der 
übrigen  Länder  Sr.  Majestät  ge])flogenen  Unterhandlun- 
gen vorlegen  wird,  sich  mit  der  Deputation  der  übrigen 
Länder  Sr.  Majestät  in  eine  vorläufige  Unterhandlung 
einzulassen,  deren  Resultat  sie  dann  mit  dem  Vorschlage 
des  Ministeriums  zusammen  dem  Reichstag  unterbreitet.« 
Die  ungarische  Regnikolar-DeputatioU  legte  somit 
ihren  Standpunkt  entschieden  dar  und  brachte  densel- 
ben in  ihrem  Nuntium  zur  Kenntniss  der  österreichi- 
schen Regnikolar-De2:)utati(ui,  noch  bevor  ihr  die  zwi- 
schen beiden  Ministerien  in  der  Staatsschuld-Frage 
getroff'ene  Vereinbarung  mitgetheilt  worden  Avar.  Die 
österreichische  Deputation  zog  die  Berechtigung  dieses 
Standpunktes  nicht  in  Zweifel.  Aus  dem  oben  Angeführ- 
ten geht  deutlich  hervor,  dass  selbst  in  dem  Falle,  wenn 
auch —  wie  der  österreichische  Finanzminister  in  sehiem 
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Reskript  behauptete!  — ,  die  Frage  der  80  ^rillioiieu- 
Staatscliiild  l)ei  Gelegenlieit  der  Depiitatloiis-Verhand- 
liuigeu  iiii1)erülirtgeb]ie1)eii  wäre,  dies  nicht  ;ds  Argiinient 
dafür  dienen  könnte,  dass  ein  l)estiininter  Theil  der  80 
Millionen-Staatsscliuld  Uniiarn  behiste,  (hi  die  vorläufitre 
Vereinl)arnng  und  der  Vorsclihig  in  Angelegenheit  dei- 
Staatssc'liuhl  dem  Ministerium  zui-  Aufgabe  gemaclit 
worden  war,  s  o  in  i  t  in  dieser  A  n  gel  egen  li  e  i  t 
d  i  e  Umstände  massgebend  sind,  w  eiche 
bei  den  V  e  r  1 1  a  n  d  1  u  n  g  e  n  z  w  i  s  c  ]  i  e  n  den  z  w  e  i 
Ministerien  vorgekommen   sind. 

Ich  will  aber  2:erade  aus  dem  Protokoll  dieser  Rejx- 
nikoral-Deputations- Verhandlungen  und  später  aus  dem 
mit  gemeinschaftlichem  Einverständniss  gebrachten  Ge- 
setz selbst  beweisen,  dass  die  beiden  Deputationen  die 
Vereinbarung  in  Betreff  des  Staatsschuld-Beitrages  nicht 
anders  auslegen  konnten,  als  dass  darin  alle  aus  der 
Vergangenheit  herrührenden  Staatsschulden,  also  auch 
das  Bankdarlehen,  enthalten  sind. 

In  der  am  16.  Septend)er  abgehaltenen  Sitzung  der 
ungarischen  Regnikolar-De[)utati(ni  berichtete  ich  das 
Resultat  der  Vereinbarung,  die  zwischen  dem  österrei- 
chischen Fhianzminister  und  mir  zu  Staude  g-ekommen 
war.  Bei  dieser  Gelegenlieit  hob  ich  d  c  n  d  u  r  c  h  b  e  i  d  e 
Regier  u  n  g  e  n  gemeins  am  s  t  i  p  u  1  i  r  t  e  n  G  r  u  n  d- 
s  a  t  z  h  e  r  V  o  r,  d  a  s  s  d  e  r  j  ä  h  r  1  i  c  h  e  B  e  i  t  r  a  g 
Ungarns  gemeinsam  festzustellen  sei  und 
unter  keinerlei  Umstanden  eine  Verände- 
rung erleiden  dürfe.  Nach  Voranschickung  des- 
sen theilte  ich  der  uiigarisclien  Regnikolar-Deputation 
die  zwischen  beiden  Ministerien  hinsichtlich  der  Staats- 
schuld getroffene  Vereinbarung  mit.  Ich  zweifle  niclit 
daran,    dass  auch  das  österreichische  ]\[inisterium  diese 
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Vereinbarung  der  österreicliisclien  Deputation  von 
Wort  zu  Wort  niitgetlieilt  habe.  Der  dritte  Punkt  die- 
ser Vereinbarung  lautet  wie  folgt :  »Damit  die  unter  dem 
Titel  der  Staatsschuld  zu  leistende  Zahlungsverpflich- 
tunsT  in  Betreff  beider  Reichshälften  wahrhaft  und  zil- 
fermässig  bestimmt  werden  könne,  wird  eine  gemischte 
Kommission  gebildet  werden,  die  auf  Grund  der  bishe- 
rigen Ausweise  der  Komission  zur  Kontrole  der  Staats- 
schuld den  Stand  der  Staatsschuld  vom  31.  Dezember 
1867  ausrechnen  und  sämmtliche  Bücher  derart  ab- 
schliessen  wird,  dass  im  Zusammenhang  mit  der  Um- 
wandlung der  verschiedenen  S  c  h  u  1  d  t  i  t  e  1 
in  die  im  ersten  Punkt  erwähnte  e i n h e it- 
liehe  R  e  n  t  e  n  s  c  h  u  1  d  d  ie  nach  dem  im  zweiten 
Punkt  ausgedrückten  Beitragsverhältniss  für  beide 
Reiclishälfte  bestimmt  e  u  n  d  k  e  i  n  e  r  A  e  n  d  e- 
r  u  n  g  m  e  h  r  u  n  t  e  1  i  e  g  e  n  d  e  j  ä  h  r  1  i  c  h  e  Quote 
sich  herausstelle.«  Es  war  also  stipulirt,  dass  eine 
gemischte  Kommission  die  damals  bestandene  gesammte 
Staatschuldlast  gemäss  den  Ausweisen  der  österreichi- 
schen Kontrolkonnnission  zusammenstelle  ;  ja  es  wurde 
seitens  des  österreichischen  Ministeriums  dafür  vorge- 
sorgt, —  was  ich  übrigens  der  ungarischen  Regnikolar-- 
Deputation  in  dieser  Sitzung  gleichfalls  meldete,  —  dass 
die  M  i  t  g  1  i  e  d  e  r  d  e  r  K  0  m  m  i  s  s  i  o  n  i  n  d  i  e  Ij  e  i  m 
oberste]!  R  e  c  h  n  u  n  g  s  h  o  f  befindliche  n 
Hauptbücher  Einsicht  nehme  n  k  ö  n  n  e  n. 

Diese  gemischte  Kommission  hatte  ihre  Wirksam- 
keit bald  vollendet.  Den  Ausweis  derselben  unterzeich- 
neten nicht  allein  die  Delegirten  der  beiden  Ministerien, 
sondern  auch  ein  Delegirter  der  Kommission  zur  Kon- 
trole der  österreichischen  Staatschuld,  imd  die  Kommis- 
sion unterbreitete  ihren  Bericht  beiden  Ministerien,  noch 
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bevor  der  Gesetzentwurf  ühvv  die  Staatssdiuld  nuf  dem 
Reichstag  uii  d  im  Keiclisratli  in  Verliandluiio' genommen 
war.  Naclidem  dieser  Answeis  gedrnckt  erseliienen  war, 
wurde  er  ancli  der  nno-ariselien  Gesetzo-ebunü'  mitoetlieilt. 
In  diesen  AnsAveis  war  auch  die  SO-Millionen-l^anksclndd 
aufgenommen  ;  es  erleidet  dalier  keinen  Zweifel,  dass  aueli 
dieser  Posten  von  beiden  ]\Iinistcrien  als  zur  österrei- 
cliisclien  Staatsschuld  gehörend  anerkamit  Murde.  und  in 
dieser  Voraussetzun«'"  votirte  die  uno-arisclic  Gesetzte- 
bung  den  fixen  jahrlichen  Beitrag. 

Ich  habe  die  durch  beide  Ministerien  der  zur  Ermit- 
telung des  Staatsscliuldenstandes  entsendeten  gemisch- 
ten Konmiission  gegebene  I  n  s  t  r  u  k  t  i  o  n  a^ou  W(U't  zu 
Wort  zitirt,  die  ich  der  Kegnikolar-Deputation  anzeigte, 
weil  diese  Instruktion  beweist,  dass  die  80-]Millionen- 
Bankschuld  n  i  c  h  t  i  r  r  i  g  e  r  W  e  i  s  e  h  i  n  e  i  n  g  e  k  o  m- 
men  sei,  wie  spater  behauptet  wurde.  Nach  dieser 
Instruktion  war  die  gemisclite  Konmiission  verpflichtet, 
alle  Posten  in  die  Konskription  aufzunehmen,  weichein 
den  Ausweisen  der  Kommission  zur  Kontrole  der  öster- 
reichischen Staatssuld  enthalten  waren ;  die  80  Millio- 
nen kamen  aber  in  den  Berichten  dieser  Kommission 
vom  Entstellen  des  Bankgesetzes  angefangen  jedes  Jahr 
vor,  und  bildeten  einen  integrirenden  Theil  der  (■)ster- 
reichischen  Staatsschuld;  demzufolge  konnte  der  In- 
struktion gemjiss,  welche  beide  Ministerien  auf  Grund 
gemeinschaftlichen  Einvernehmens  der  gemischten  Kom- 
mission ertheilten.  dieser  Posten  auch  nicht  Avesi-bleiben : 
was  aber  die  österreichisclie  Pegnikolar-Deputation  an- 
belangt, so  waren  sännntliche  Mitglieder  derselben  da- 
von verständigt,  denn  der  Bericht  dieser  Kcuitrol-Kom- 
mission  ist  dem  Reichsrath  jübrlich  zur  Kenntniss  ge- 
bracht worden. 
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Die.se  Tliatsache  beweise  ich  aus  der  Beilage  der 
amtlichen  ;^ Wiener  Zeitung«  vom  30.  Mai  1867,  welche 
den  Ausweis  der  Kommission  zur  Kontrole  der  öster- 
reicliischen  Staatsschuld  über  den  Stand  vom  Ende 
Dezember  1866  enthält.  In  diesem  mit  der  amtlichen 
Zahl  296  bezeichneten  Ausweis  *)  steht  S.  6,  zweiter  Ti- 
tel, Nr.  70  Folgendes;  »Für  das  Darlehen  während  der 
Dauer  des  Bank-Frivilegiums  80  Millionen  Gulden«, 
und  unten  die  Anmerkung:  »Hierfür  ist  im  Falle  des 
Eintretens  der  im  §.  4  des  am  6.  Jänner  1863  allerhöchst 
ratihzirten  Uebereinkommens  festgesetzten  Bedingung 
vom  1.  Jänner  1863  an  jährlich  eine  Pauschal-Summe 
von  1  Million  Gulden  zu  entrichten.« 

Ueber  die  weitere  Verhandlung  der  Staatschuld- 
Angelegenheit  erwähne  ich  noch  Folgendes:  In  der  am 
19.  September  gehaltenen  17.  Sitzung  der  ungarischen 
Deputation  meldete  der  Präsident,  es  sei  seitens  der 
österreichischen  Deputation  der  Wunsch  ausgedrückt 
worden,  dass  aus  der  Mitte  der  ungarischen  Regnikolar- 
Deputation  eine  aus  wenigen  Mitgliedern  bestehende  Sub- 
konmiission  entsendet  werde,  welche  mit  einer  aus  einer 
2:leichen  Anzahl  von  Mits^liedern  der  andern  Partei  beste- 
hendenSubkommission  sich  in  einen  Ideenaustausch  über 
die  den  beiden  Regnikolar-Deputationen  mitgetheilte  mi- 
nisterielle Vorlage  einlassen  soll. 

Diese  Subkommission  ist  thatsächlich  entsendet 
worden ;  in  der  am  23.  September  abgehaltenen  18.  Sit- 
zung der  ungarischen  Deputation  meldete  ich,  dass  die 
beiden  Subkommissionen  in  drei  Sitzungen  bestrebt  ge- 
wesen seien  ihrer  Aufgabe  in  Betreff  der  ministeriellen 


*)  »Ausweis  über  den  Stand  der  gesammten  österreichischen  Staats- 
schuld mit  Ende  Dezember  1866«,  verfasst  von  der  Kommission  zur  Kon- 
trole der  Staatsschuld. 
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Vorlage  iiacliziikoiiimeii ;  nameiitlicli  aljer,  dass  die  bei- 
den Ministerien  mit  Rileksielitsnalnne  auf  die  bei  Gele- 
genheit der  ersten  Sitzung  aufgetancliten  Ideen  und  An- 
sichten auf  Grund  iln-er  ersten  Vorlage  eine  zweite  nio- 
difizirte  Vorlage  gemaeht  haben,  welche  den  Ansichten 
der  Subkonimissionen  begegnete,  nur  liabe  die  österrei- 
chische Kommission  die  Eemerkuno-  g-emaclit,  dass  sie 
sich  nicht  für  kompetent  halten  könne,  den  im  5.  Punkt 
der  Vorlage  für  das  Budget  des  kommenden  Jahres  in 
Aussicht  genommenen  Modus  der  Bedeckung  der  Staats- 
schuld-Last dem  Reichsrath  als  Vorsclda«:  zu  unter- 
breiten. 

Es  kam  also  in  den  Subkonmiissioneii  das  gemein- 
same Einvernehmen  zu  Staude,  und  hierauf  wurden 
die  Deputations- Verhandlungen  in  Augriff  genommen. 

Ueber  den  Verlauf  dieser  Verhandlungen  mussich 
besonders  sprechen,  deini  es  geht  aus  denselben  hervor, 
dass  die  beiden  Kegnikolar-Deputationen  nicht  allein  in 
Betreff  der  Zinsen-Quote  üliereinkamen,  sondern  auch 
die  Konversion  der  Staats-Schulden  aussprachen  ;  ferner 
kam  zwischen  den  beiden  Ministerien  eine  durch  beide 
Deputationen  gebilligte  Vereinbarung  über  die  nicht  in 
eine  einheitliche  Renten-Sclndd  konvertirbaren  und 
später  zurückzuzahlenden  S  t  a  a  t  s  s  c  h  u 1 d  e  n 
zu  Stande,  also  auch  über  die  80  Millionen,  so  wie  nicht 
minder  darül)er,  in  welchem  Verliältniss  Ungarn  zu  den 
Rückzahlungen  beitragen  soll,  und  welche  nandiaften 
Vortheile  die  im  Reichsrath  vei'tretenen  Länder  für  die 
Uebernahme  dieser  Rüc-kzahlung-en  o-eniesseu  sollen. 

Die  ungarische  Deputation  nahm  am  23.  September 
Abends  die  durch  beide  Subkommissioneu  gebilligte  zweite 
mhiisterielle  Vorlage  in  Verhandlung,  in  deren  "2.  Punkt 
die  Verfügung  wiederholt  erwähnt  ist,    dass    eine    ge- 
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misclite  Koiiimissiou  auf  Grund  der  Ausweise  der  Kom- 
mission zur  Kontrole  der  Staats-Scliuld  den  Stand  der 
Staatsscliuld ,  Avie  er  Ende  1867  sein  wird,  eruiren 
werde.  Ferner  lautete  der  §.  4,  wie  folgt:  »Zugleich  wird 
ein  verständlich  festgesetzt,  dass  bis  zum  1  Mai  1868  ein 
Gesetzentwurf  zur  verfassungsmiissigen  Behandlung  vor- 
gelegt werde,*)  durch  welchen  die  gegenwärtig  beste- 
henden verschiedenen  Schuldtitel  auf  möglichst  erschöp- 
fende Weise  in  eine  einheitliche  Renten-Schuld  um- 
gewandelt werden  sollen  luid  die  Belastung  der  Finan- 
zen durch  Kapitals-Rückzalilungen  möglichst  erleichtert 
werde.  Was  die  Kapitals-Rückzahlung  jener  Schuldtitel 
betrifft,  welche  ilirer  Natur  nach  zur  Umwandlung  in 
eine  solche  einheitliche  Rentenschuld  nicht  geeignet 
sind,  so  ist  in  Betreff  derselben  gesetzlich  festzustellen, 
dass  die  zu  den  Rückzahlungen  erforderlichen  Summen 
jährlich  durch  die  Emission  einheitliclier  Renten-Obli- 
gationen beschafft  werden,  vi  n  d  d  a  s  s  d  a  s  a  u  s  die- 
ser G  e  1  d  b  e  s  c  h  a  ff  u  n  g  e  n  t  s  t  e  h  e  n  de  Plus  de  r 
Lasten  die  im  R  e  i  c  h  s  r  a  t  h  vertretene  n 
Königreiche  und  La  n  d  e  r  ü  b  e  r  n  e  h  m  e  n, 
durch  die  L  ä  n  d  er  de  r  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  n  K  r  o  u  e 
aber  hiezu  j  alir  licli  nur  1.150,000  Gulden, 
wovon  150,000  Gulden  in  Silber^  gezahlt 
werden  sollen;  hingegen  müssen  allein 
Folge  dieser  Amortisationen  entfallenden 
Zinsen,  s  o  w  i  e  d  i  e  f  ü  r  d  i  e  S  t  a  a  t  s  s  c  h  u  1  d-Z  i  n- 
senkoupons  und  für  die  Lotterie-Gewinne 
zu  zahlenden  Steuern  den  im  Reichsratli 
vertretenen  Ländern  zu    gute  kommen.« 


*)  Nicht  mehr  den  beiden  Gesetzgebungen,  wie  es    in  der  ersten   Ve- 
reinbarung festgesetzt  war. 
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In  der  am  15.  September  unter  dem  Doppel-Prä- 
sidium des  Kardlnal-Erzbiscliofs  Rauselier  und  des 
Baron  Paul  Sennyey  abgehaltenen  gemeinsei laftliclien 
Sitzung,  an  welcher  die  Mitglieder  Ijeider  K<nnmissionen 
tlieilnalimen,  wurde  das  Nuntium  der  österreichischen 
Regnikolar-Deputiaton  verlesen,  aus  wclclicm  icli  Fol- 
gendes anführe.  «Das  dritte  Alinea,  das  sich  auf  das 
Uebercinkonmien  der  l)eiden  Ministerien  in  Betrejff  der 
Staatsschuld  bezieht,  lautet:  »Die  Deputation  der  im 
Reichsratli  vertetenen  Lander  erachtet  sich  vor  Allem 
verpflicihtet,  es  offen  auszusprechen  dass  der  Vorgang 
nacli  welchem  die  in  dem  ministeriellen  Uel)ereinkonmien 
stipulirteu  Beiträge  der  beiden  Keichshälften  ermittelt 
wurden,  die  im  Reichsratli  vertretenen  Länder  in  einem 
höheren  Masse  in  Ausspruch  nehme,  als  dem  Verhält- 
niss  ihrer  Leistungsfähigheit  entspricht.  Die  weitere  Be- 
stimmung aber,  dass  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
vom  Jahre  1869  an  zu  den  Kosten  der  v  e  rt  r  a  g  s  m  äs- 
s  i  g  stipulirteu  R  ü  c  k  z  a  h  1  u  n  g  e  n  einiger  Tlieile 
der  Staatsschuld  nur  den  Betrag  von  1.150,000  Gulden 
beisteuern,  während  der  ganze  hiezu  erforderliche  Betrag 
von  den  im  Reichsratli  vertretenen  Ländern  zu  tragen  sein 
wird,bildet  eine  durch  keinerlei  G  runde  zu  rechtfertigende 
Mehr-Belastung  dieser  Länder,  welche  von  diesen  auch 
kaum  getragen  werden  könne.  Gleichwohl  erklärt  sich 
die  Deputation  der  im  Reichsratli  vertretenen  Länder,  um 
die  endliche  Ordnung  der  staatlichen  Verhältnisse  und  da- 
mit die  Beseitio-uiip- des  so  nachthedio-en  Provisoriums  zu 
ermöglichen,  b  e  r  e  i  t,  dem  Reiclisratli  die  xVnuahme  der 
§§.  1,  2,  3.  und  4  der  ministeriellen  Punktatiouen  unter 
der  Voraussetzung  v  o  r  z  u  s  c  li  1  a  g  e  n  ,  chiss 
einerseits  die  in  den  §§.  2  und  4  erwalmte  Ivichtigstel- 
lung  der  stipulirteu  Beiträge  sich  nur  auf  die  ziffermäs- 
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sio-e  Riclitigstelluug  der  eiiizelneii  im  Staatsvonxnsclilage 
aufgefülirteii  Posten  beziehe,  und  dass  anderseits  d  i  e 
Festsetzung"  der  Hölie  der  C  o  u  p  o  n-  und 
Gewi  n  n-S  teuer  a  u  s  s  c  li  1  i  e  s  s  1  i  c  U  d  e  ni  K  ei  c  li  s- 
ratlie  zustehe.« 

Die  ungarische  Deputation  verliandelte  jedoch 
diese  Erkhirung  des  Reiclisraths-Ausschusses  niclit.  Im 
Auftrage  der  Deputation  erkhirte  Baron  Sennyey,  dass 
die  ungarische  Deputation  das  Ergebniss  der  zwischen 
beiden  Ministerien  gepflogenen  Verhandhuigen  und  der 
von  den  Komissionen  gehaltenen  Konferenzen  in  einen 
besonderen  Beschhiss  gefasst  habe.  Dieser  auf  die  Staats- 
schuld bezügliche  Beschluss  lautet :  »Die  inigarische 
Regnikolar-Deputation  betrachtet  die  vorgelesenen  Punk- 
tationen, welche  zwischen  beiden  Äiinisterien  verhan- 
delt worden  sind,  nach  den  Ergel)nissen  langer  Verhand- 
lungen und  mit  den  Kommissionen  der  übrigen  Ländern 
Sr.  Majestät  gepflogener  Konferenzen  als  solche,  dass  die 
ungarische  Regnikolar-Deputation,  die  nicht  beru- 
fen ist,  in  d i e s e r  A n  g e  1  e g e n h e i t  e i n e n  V o  r- 
schlag  zu  m a  c h e n,  die  berührten  ministeriellen 
Punktationen  unter  der  im  Cl.-A.  XII.  1867  aus- 
gedrückten Beding  u  n  g  der  Beachtung  des 
Reichstags  empfehlen  zu  sollen  meint.« 

Demzufolge  kann  man  die  entschiedene  Meinung 
aussprechen,  dass  nach  dem  Sinne  des  4.  Punktes  der 
ministeriellen  Vereinbarung  zwei  Dinge  ausgesprochen 
wurden ;  dass  man  nemlich  alle  Staatsschulden,  die  uni- 
ficirt  werden  können,  uniflciren  soll,  dass  Oesterreich 
die  Lasten  derselben  trage,  und  Ungarn  dazu  jährlich 
eine  gewisse  festgesetzte  unabänderliche  Summe  zahle ; 
ferner  dass  die  zur  Auszahlung  der  für  die  Umwand- 
lung in  eine  einlieltliclie  Rentenschuld  niclit  geeigneten 
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Scliuldeii  erforderliclK'  Suimne  von  Zeit  zu  Zeit  diircli 
die  Emission  neuerer  ]{enten-Obli*j;"atioiien  l)es('liafft" 
werde,  und  dass  Ungarn  liiezu  jüludieli  1,150.000  H. 
beitrage.  Da  nun  die  Forderung-  der  l^ank  auf  Grund 
einer  gesetzliclien  Verpflichtung  in  ßaareni  zu  zahlen 
und  daher  nicdit  geeignet  ist,  in  eine  eiidieitUche  Ren- 
tensclmld  nnigewandelt  zn  werden,  so  ist  es  uatürlicli; 
dass  aucli  zur  Auszaldung  dieser  Scludd  einheitliche 
Renten-Ohligationen  zu  emittiren  sind  und  die  Schuld 
nn'ttelst  des  durch  Verwerthung  dieser  01)ligationen  ein- 
fliessenden  Geldes  zu  zahlen  ist,  sowie  dass  die  Last 
hievon  direkt  auf  die  andere  Reichshälfte  fallt,  Ungarn 
aber  dazu,  sowie  zu  andern,  zur  Unifikation  nicht  ge- 
eigneten Schulden  jährlich  1,150.000  tl.  zaldt.  Dafür, 
dass  die  im  Reichsratli  vertretenen  Länder  die  Lasten 
aller  aus  der  Vergangenheit  herstammenden  und  ihrer 
Natur  nacli  zur  Umwandlung  in  eine  einheitliche  Schuld 
nicht  geeigneten  Staatsschulden  auf  sich  genommen  ha- 
ben, konnnen  ihnen  die  in  Folge  der  Tilgungen  entfal- 
lenden Zinsen,  sowie  die  Staatsschuld-Coupon-  und  die 
Lotteriegewinnst-Steuer  zugute.  —  Nach  dem  Allen  ist 
die  Behauptung  unbegründet,  dass  die  Bankschuld  sich 
in  die  Konskription  der  gemischten  Konnnission  hinein 
verirrt  liabe,  und  dass  über  den  Modus  derRückzaldung 
der  80  IMillionen  keine  Verfügung  getroffen  worden  sei. 

Aber  auch  die  Behauptung  ist  unbegründet,  dass 
die  Regnikolar-De})utationen  die  Rückzahlung  der  Bank- 
schuld uid)erülu't  gelassen  hätten.  Alles  dies  ist  niclit 
allehi  in  den  Protokollen  der  Deputationen  ausgedrückt, 
sondern  auch  im  G.-A.  XII:  1867  selbst  entlialten. 

Indem  der  (isterrcicliische  Fhianzminister  und  die 
Reichsraths-Deputation  bei  dem  LTebereinkonunen  sich 
mit  der  verhiiltnissmässig  geringen  ]5eitrags-Quote  Un- 
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gariis  zu  den  nicht  konvertirbareiij  dalier  baar  zu  zah- 
lenden Staatssclmlden  begnügten,  —  erkainiten  sie  wohl 
die  Vortheile,  welche  sie  mit  der  Umwandlung  der  Staats- 
schuld hl  eine  einheitliche  Rentenscluild  ausschliesslich 
für  Oesterreich  sicherten;  aber  alles  dies  habe  auch  ich 
erkannt,  indem  ich  jede  bezüglich  der  Uebernahme  ei- 
ner grösseren  Sunnne  gestellte  Anforderung  des  öster- 
reichischen Finanzministers  geradezu  zurückwies  und 
nur  eine  verhältnissmässig  so  geringe  Summe  für 
annehmbar  hielt.  Um  dies  zu  beweisen,  muss  ich  auf  die 
erste  Vereinbarung  der  beiden  Ministerien  zurückkom- 
men; ich  werde  den  Unterschied  nachwei- 
sen, der  zwischen  dieser  ersten  und  der 
zw  e  i  t  e  n  Vereinbarung  besteht.  Es  waren  dies 
zwei  verschiedene  Stadien,  aus  deren  Erörterung  her- 
vorgeht, dass  die  Verpflichtung,  die  80  Millionen  zu- 
rückzuzahlen, ]iacli  der  zweiten  Vereinbarung  auf  die 
im  Reichsrath  vertretenen  Länder  allein  fallt.  Der  erste 
Entwurf  ist  auf  S.  25  des  Protokolls  der  ungarischen 
Regnikolar-Deputation  zu  finden,  im  Protokoll  der  am 
16.  Dezember  gehaltenen  14.  Sitzung,  und  auf  S.  27, 
auf  welcher  die  zwischen  beiden  Ministerien  zu  Stande 
gekommene  Vereinbarung  genau  nach  meinem  Bericht 
eingetragen  ist.  Die  zweite  Vereinbarung  der  beiden  Mi- 
nisterien ist  in  dem  Protokoll  der  am  25.  Sej^tember 
stattgehabten  19.  Sitzung,  S.  32,  enthalten. 

Ich  habe  bemerkt,  dass  die  erste  Vereinbarung  einen 
integrirenden  Tlieil  des  zwischen  beiden  Ministerien  am 
12.  September  in  Vöslau  getroffenen  Uebereinkommens 
bildet.  Vor  der  am  16.  September  gehaltenen  Sitzung 
theilte  ich  den  ganzen  Inhalt  des  Uebereinkommens  in 
einer  vertraulichen  Konferenz  den  Mitodiedern  der  un- 
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mlü'e  Meimni»'  derselben  war,  dnss  das  iMiinstcrlum  nur 
den  Tlieil  des  IJeljereiidvomnieiis  der  iing-arisclien  liv- 
giiikolar-DepiitaHoii  oiüziell  vorlege,  der  sicli  auf"  die 
Staatsscliidd  Lezielit,  da  die  Deputation  niclit  berufen 
ist,  die  anderen  in  diesem  Uebereinkonnnen  erwähnten 
Ano-eleo'enlieiten  zum  Geo-enstand  ihrer  Ik'ratliuiiüen 
zu  machen. 

Icji  habe  bereits  oben  erwähnt,  dass  auf  Ersnclien 
des  Ileiclisratlis-Ausseliusses  eine  Su1)konnnission  entsen- 
(h't  wurde.  Sobahl  nun  diese  ilire  Beratlumgen  l)egon- 
nen  hatte,  stelhe  es  sieli  lierans,  dass  die  massgebenden 
^litglieder  l)eider  Deputationen  an  dem  ersten  Ueber- 
einkommen  nandiafte  Veränderungen  vorgenommen 
wünschten,  und  so  kam  zwischen  den  beiden  Ministe- 
rien das  zweite  Uebereinkommen  zu  Stande,  welclies 
am  23.  September  in  Verhandhing  gezogen  wurde. 

Was  enthüh  das  den  Kommissionen  vorgelegte 
erste  Uebereinkommen?  Ich  habe  im  Kapitel  VIII  den 
Plan  dargelegt,  den  ich  zur  Eegelung  der  Finanzen  bei- 
der Eeichshälften  unter  den  gegebenen  Umständen  für 
zweckmässig  und  heilsam  hielt,  und  lial)e  erwähnt,  dass 
ich  auf  die  Ausführung  des  Planes  beim  Begiini  der 
Berathungen  der  Eegnikolar  -  Deputation  verzichten 
musste.  Doch  gab  ich  den  Theil  des  Planes  nicht  auf, 
der  sich  auf  die  Konversion  der  Staatsschuld  bezog. 

Beim  ersten  Uebereinkommen  der  zwei  Ministerien 
wurde  Ungarn  zugesichert,  dass  die  im  Reichsrath  ver- 
tretenen Länder  a-ou  der  jährlichen  Last  der  gesannn- 
ten  Staatsschuld  ein  Präcipuum  von  25  ^[illionen 
übernehmen,  und  dass  der  nacdi  Abzug  dieses  Präcipu- 
ums  ül)rio-  bleibende  Betra«'  zwischen  die  beiden  Par- 
teien  im  Verhältniss  von  70  zu  30  vertheilt  werde. 
Hiervon  handelt  der  2.  Punkt  dieser  Vereinbarung. 
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Aber  ausserdem  wüiisclite  ich  Ungarn  noch  den 
Vortheil  zuzusichern,  über  welchen  ich  in  der  Sitzung 
am  16.  September  in  meinem  mündlichen  Vortrage  Fol- 
gendes sagte:  »Bei  den  längere  Zeit  hindurch  fortge- 
setzten Verhandlungen  hat  das  ungarische  Ministerium 
die  Nothwendigkeit  nachgewiesen,  dass  die  unter  mehr 
}ils  hundert  Schuldtiteln  bestehenden  Posten  in  kürze- 
ster Zeit  kouA'ertirt  werden,  und  zwar  derart,  dass 
die  o-esanunte  Staatsschuld  in  ein  einheitliches  Renten- 
Anlelien  umgewandelt  werde.  Abgesehen  von  der  leich- 
tern und  wohlfeilem  Verwaltung  und  Kontrole  der 
Staatsschuld,  deren  Vortheile  auch  den  Gläubigern  des 
Staates  zugute  kämen,  würden  in  Folge  einer  glückli- 
chen und  erfolgreichen  Durchführung  dieser  Konversion 
namliafte,  jährlich  23 — 25  Millionen  l^etragende  Til- 
gungsposten grösstentheils  entfallen,  welche  den  Staat, 
selbst  wemi  er  im  Stande  wiire,  den  regelmässigen  Zin- 
senbetrag zu  decken,  in  Folge  der  obligatorischen  Til- 
gung zur  Aufnahme  immer  neuer  kostspieliger  Anlehen 
zwingen.  Die  Schuldentilgung  ist  für  jeden  Staat,  der 
sich  in  der  glücklichen  Lage  befindet,  einen  Einkom- 
mens -  Ueberschuss  aufzuweisen ,  unzweifelhaft  eine 
zweckmässige  Massregel ;  doch  einem  Staat,  der  fortwäh- 
rend im  Defizit  ist,  der  neuere  Darlehen  nur  unter 
dem  Nominalbetrag  erhalten  kann,  verursacht  sie  nur 
immer  neuere  und  drückendere  Belastung  und  kann 
schon  in  Folge  der  Belastung,  die  mit  der  Entwickelung 
der  Steuerfälligkeit  nicht  Schritt  zu  halten  vermag,  zu- 
folge der  Abnahme  der  Zahlungsfähigkeit  und  dadurch? 
dass  die  Mögliclikeit,  der  Verpflichtung  nachzukommen, 
immer  ungewisser  wird,  mit  der  Zeit  auch  für  die  Staats- 
gläubiger naclitheilig  werden.  Es  gelang  auch  aus  die- 
sem Grunde  die  Einwillio-unon  des  Ministeriums  der  übri- 
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gen  Länder  Sr.  Majestät  dazu  zu  gewinnen,  dass  bis 
zum  1.  Mai  des  niichsten  Jalires  den  zwei 
Gesetzgebungen  in  Betreff  der  Konver- 
sion ein  Gesetzentwurf  v  o  r  sf  e  1  e  2"  t  ^\'  e  r  d  e. 

Diese  Idee  erliielt  im  2.  §.  des  ersten  Uebereinkom- 
mens  Ausdruck,  und  lautete :  »Hinsichtlicli  der  Staats- 
schulden werden  die  zwei  Finanzminister  länastens  bis 
1.  Mai  1868  den  1  jetreffenden  gesetzgebenden  Körpern 
e  i  n  e  m  i  t  g  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  m  Ei  n  \'  e  r  s  t  ä  n  d- 
niss  abgefasste  Vorlage  zu  dem  Zweck 
m  a  c  li  e  n ,  damit  die  gegenwärtigen  aus  verschiedenen 
Schukltiteln  entspringenden  Posten  auf  der  Basis  des 
bisherigen  Zinsengenusses  und  mit  Einstellung  der  be- 
stehenden Theilzahlungen  in  möglichst  ausgedehntem 
Masse  in  eine  einheitliche  Rentenschuld  umgewandelt 
werden. « 

Es  würde  zu  Aveit  führen,  wenn  ich  auseinander- 
setzen wollte,  auf  welche  Art  ich  das  gemeinschaftliche 
Uebereinkommen  der  beiden  Ministerien  hinsichtlich 
der  Konversion  der  Staatsschuld  durchführen  wollte, 
und  was  für  einen  Gesetzentwurf  ich  auf  dieser  Grund- 
lage Seitens  der  beiden  Ministerien  den  zwei  Gesetzge- 
bungen vorgelegt  wünschte.  Ich  sage  über  diesen  Ge- 
genstand nur  so  viel,  dass  ich  noch  vor  Beginn  dieser 
Verhandlung  mit  mir  darüber  im  Reinen  war,  Avie  man 
die  Staatsschuldenlast  für  die  IMouarchie  und  somit  auch 
für  Ungarn  möglichst  erleichtern  könnte,  und  dass  ich 
diess  der  damaligen  Situation  gemäss  sicher  zu  errei- 
chen hoffte. 

Welchen  Vor t heil  unter  Anderem  wünschte  ich 

durch  diese  erste  ministerielle  Vereinbarung  für  Ungarn 

zu    sichern?    Wenn    die  Staatsschulden-Angelegenheit 

mit  gemeinschaftlichem  Einverständniss  der  beiden  Ge- 

c.  D.  25 
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setzo"ebmigeu  geordnet  worden  wäre,  so  liiitte  gewi-ss 
nucli  Ungarn  den  Vortlieil  genossen,  der  ans  der  C^on- 
ponsteuer,  ans  der  Besteuerung  der  Lotteriegewlnn- 
ste  und  aus  der  Erliöhung  dieser  Steuern  erwuchs, 
und  dessen  die  im  Reiclisratli  vertretenen  Länder  auch 
in  der  That  theilhaftig  wurden. 

Ich  gehe  zu,  es  waren  bedeutende  pohtische  Ge- 
siclitspunkte,  die  es  motivirten,  dass  die  ungarische 
Eegnikohu--Deputati(Ui  von  einer  genieinschafth(dien  Ee- 
gehnig  der  Staatsscliuhl-Angelegeidieit  niclits  wissen, 
und  in  dieser  Hinsicht  keine  Verantwortlichkeit  über- 
nehmen wollte,  sondern  sicli  streng  an  den  Geist  des 
G.-A.  XIL  vom  Jahre  1867  hielt.  Für  meinen  Gesichts- 
punkt sprechen  jedoch  bedeutende  finanzielle  Vcn'theile, 
denn  wenn  die  erste  ministerielle  Vorlao-e  ano-enommen 
worden  wäre,  so  wäre  für  Ungarn  niclit  allein  ein  Prä- 
cipuuni  von  25  Millionen,  sondern  auch  für  das  Ueber- 
gangsjahr  1868,  in  welchem  die  Unifikation,  resp.  Kon- 
version der  Staatsschuld  durchzuführen  war.  Einfluss 
a  u  f  den  M  o  d  u  s  de r  D  u r  c h  f  ü  li  r  u g  d  e r  s  e  1- 
ben  gesichert  worden.  Wenn  demnach  Ungarn 
auf  die  Feststellung  der  Modalitäten  der  Konversion 
und  auf  die  Normirung  der  Couponsteuer  Einfluss  ge- 
übt liätte.  so  wäre  der  nach  dem  Ueljergangsjahre  zu 
zalilende  Beitrag  gewiss  erleichtert  worden.  Ausserdem 
wäre  auch  dem  Ges.-Art.  XII:  1867  Genüge  geleistet 
worden,  denn  es  wäre  auch  nach  der  ersten  Vereinba- 
rung im  Jahre  1868  die  Konversion  durcli  beide  Ge- 
setzgebungen in  Ueberehistinnnung  festgestellt ,  mit 
Rücksicht  auf  deren  Ergebniss  das  25-Millionen-Präci- 
piium  abgerechnet ,  der  übrige  Betrag  im  Verhältniss 
von  30  zu  70  repartirt  und  die  Quote  für  beide  Theile 
auf  die  Dauer   und   unabänderlich  festgestellt    worden, 
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wie  es  in  meiner  Lei  Gelegenlieit  der  ersten  ministeriel- 
len Vereinbaruno-  oeniaeliteii  Vorlatre  aiisoedriU'kt  ist: 
»Es  ist  schliesslich  zu  bemerken,  was  ein  Umstand  von 
grösster  Wichtigkeit  ist,  dass  <ler  jiilirliclie  Betrag,  den 
wir  zu  den  Zinsen  der  Staatsschulden  beisteuern,  ein- 
für allemal  festgestellt  wird,  und  unter  keinerlei  Um- 
ständen eine  Aenderung  erleiden  kann.v<  *)  Wemi  diese 
Vereinbarung  durch  die  Regnikolar-Deputation  gebil- 
ligt worden  wäre,  so  würde  sicherlich  auch  die  80-lMil- 
lionen-Bankschuld  in  dem  Gesetzentwurfe  vorffekom- 
men  sein,  der  im  Mai  1868  vorzulegen  war;  denn  die- 
ser Gesetzentwurf  hätte  die  ganze  Operation  der  Staats- 
schuld-Konvertirung  enthalten,  also  auch  die  Bestim- 
mung der  Verfügung  hinsichtlich  jener  Staatsscliuld- 
posten,  die  ihrer  Natur  nach  nicht  in  eine  ehiheitliche 
Staatschuld  umgewandelt  werden  können. 

Die  UnliaUbarkeit  dieser  ersten  Vereinbarung 
stellte  sich  sofort  lieraus,  als  die  beiden  Subkommissio- 
nen  der  beiden  Regnikolar-Deputationen  ihreBerathun- 
o-en  beo;annen.  Die  Mitolieder  der  u  n  o-  a  r  i s  c  h  e  n 
Kommission  hielten  entschieden  an  dem  Standpunkt 
fest,  dass  zwischen  beiden  Ministerien  ein  Uebereinkom- 
men  getroffen  werde,  nach  welchem  die  ungarische  Ge- 
setzo;el3unof  und  Regfieruno'  sich  anter  keinerlei  I^mstän- 
den  mit  Staatsschuld-Ano'eleo-enheiten  beschäftio-en  sol- 
len,  und  schon  l)ei  Gelegenheit  dieser  Berathung  wurde 
verlano-t,  dass  die  von  Uno-arn  unabänderlicli  zu  bezah- 
lende  Quote  schon  für  1868  ziftermässig  festgestelh 
werde ;  um  dieses  Prinzipes  willen  war  die  Kommission 
bereit,  auf  alle  die  Vortheile  zu  vcrzicliten.  die  ich  den 


*)  Diese   meine  Vorlage  und  die  ei'ste  Vereinbarung  tbeile  ich  wegen 
ihrer  Wichtigkeit  in  der  Beilage  Nr.  XVI  in  ganzer  Ausdehnung  mit. 

25* 
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imsrarlsclien  Finanzen  dnrcli  die  solidarische  Ansfüli- 
rnno^  der  Konversion  zn  sichern  Avtlnschte.  Die  Mito;lie- 
der  der  E  eichsraths-K  omniis  s  ion  schlössen 
sich  diesem  Standpnnkt  bereitwillig  an,  da  hiedurch 
das  vollkommen  selbstUndig-e  und  nnabliangige  Verfü- 
ö-unö'srecht  nnd  so  auch  der  ans  der  Konversion  nnd 
der  Conponstener  erwachsende  Nutzen  für  die  im  Eeichs- 
rath  vertretenen  Länder  vorbelialten  wurde.  So  entstand 
in  der  letzten  Stunde  die  Idee,  dass  Ungarn  ausser  der 
Quote,  die  es  an  Staatsschuld-Zinsen  ein-  für  allemal 
unabänderlich  übernehmen  wird,  noch  einen  bestinnn- 
ten  Betrag  zur  Kapitals-Riickzalilung  jener  Steuertitel 
beisteuere,  die  ihrer  Natur  nach  zu  einer  solchen  Um- 
wandlung in  eine  einheitliche  Rentenschuld  nicht  ge- 
eignet sind  (wie  z.  B.  das  80-Millionen-Darlelien  der 
Bank),  und  es  wurde  —  wie  es  auch  im  Gesetz  enthal- 
ten ist  —  stipulirt,  dass  die  Last  derselben  von  den  im 
Reichsrath  vei-tretenen  Königreichen  und  Ländern  ge- 
tragen werde,  die  Länder  der  ungarischen  Krone  aber 
dazu  jährlich  nur  den  stetigen  Beitrag  von  1,150.00011. 
zahlen  sollen.  Hingegen  gewinnen  die  im  Reichs- 
rath  vertretenen  Königreiche  und  Länder  dafür,  dass  sie 
die  Lasten  der  niclit  unifizirbaren  Staatsschuld-Posten 
und  die  VerpfUclitung,  dieselben  mit  der  Zeit  zurückzu- 
zahlen, übernelimen,  die  V  o  r  t  h  e  i  1  e ,  dass  die  in 
Folge  der  Tilgungen  wegfallenden  Zinsen  und  die 
Staatsschuld-Coupons-  und  die  Lotteriegewinnst-Steuern 
ausschliesslich  den  tlbrigen  Königreichen  und  Ländern 
Sr.  Majestät  zugute  kommen. 

Und  dass  die  Regnikolar-Deputation  des  Reiclis- 
ratlis  M'usste,  was  sie  auf  sicli  nahm  und  welchen  Ge- 
wiim  sie  erzielte,  beweist  ihre  Antwort,  mit  welcher  sie 
ilu-e  Einwilligung  zu  dem  zweiten  ministeriellen  Lieber- 
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elnkonimen  erklärte  niid  die  im  Protokoll  der  iiiio-a- 
risclieii  Regnikolar-Deputation,  S.  36,  sowie  in  dem 
oben  zitirten  Protokoll  der  am  25.  September  stattge- 
liabten  Sclilnssberatliungen  enthalten  ist.  Die  österrei- 
cliisolie  Reiclis-Depntation  wusste  also,  dass  die  von  ihr 
übernommene  Last  verliältnissnuissio'  nicht  o-erinsr  sei. 
wie  sie  es  auch  in  ihrem  schriftlichen  Nuntinm  an  die 
nng-arisclie    Regnikolar-Depntation    ansgedrückt  hat.*) 

Dies  ist  ant"  Grnnd  nnbestl-eitbarer  Thatsachen  der 
Stand  der  80-Millionen-Frage ;  so  fasste  ich  sie  als  ge- 
wesener Minister  auf,  als  ich  mit  dem  österreichischen 
Minister  das  Uebereinkommen  in  Betreff  der  Staats- 
schulden schloss  und  bei  den  Bcrathuns^en  der  un<j-a- 
rischen  Regnikolar-Depntation  die  ungarische  Regie- 
rung vertrat. 

Aus  dem  oben  V  o  r  g  e  1j  r  a  c  h  t  e  n  folgt, 
dass  : 

a)  die  Bankschidd  nach  dem  Wortlaut  des  G.-A*. 
XII:  1867  und  nach  dem  G.-A.  XV:  1867  Ungarn 
nicht  belasten  kann ; 

b)  dass  die  80-Millionen-Bankschuld  in  das  Ver- 
zeichniss,  in  welclies  die  Delegirten  der  beiden  IMiniste- 


*)  »Die  weitere  Bestimmung  aber,  dass  die  Länder  der  uugarischeu 
Kruiie  vom  Jalire  1869  an  zu  den  Kosten  der  vertragsmässig  stipulirten 
Rückzahlungen  einiger  Tlieile  der  Staatsschuld  nur  den  Betrag  von  1.150,000 
Gulden  beisteuern,  während  der  ganze  hiezu  weiter  erforderliche  Betrag 
von  den  im  Reichsrath  vertretenen  Ländern  zu  tragen  sein  Avird,  bildet  eine, 
durch  keinerlei  Gründe  zu  rechtfertigende  Mehrbelastung  dieser  Länder,  wel- 
che von  diesen  auch  kaum  wird  getragen  werden  können.  Gleichwohl  erklärt 
sich  die  Deputation  der  im  Eeichsrath  vertretenen  Länder,  um  die  endliche 
Ordnung  der  staatlichen  Verhältnisse,  und  somit  die  Beseitigung  des  so 
uachtheiligen  Provisoriums  zu  ermöglichen,  bereit  —  dem  Reichsrath  die 
Annahme  vorzuschlagen,  (und  hier  folgt  die  Bedingung,  mit  welcher  diese 
Hand  in  Hand  geht),  andererseits  die  Festsetzung  der  Hohe  der  Coupon- 
und  Gewimiststeuer  ausschliesslich  dem  Reichsrath  zuzugestehen.« 
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rieii  den  Stand  der  Staatsschuld  aufnahmen,  nicht,  wie 
behauptet  wird,  zufälhg  sich  eingeschhclien  hat,  son- 
dern der  er]iah,enen  Instruktion  gemäss  daraus  gar  nicht 
wegbleil)en  konnte ; 

c)  dass  das,  was  zwischen  den  beiden  Ministerien 
geschehen,  gemäss  dem  gesetzHchen  Standpunkt  der 
ungarischen  Regnikolar-Deputation,  welchen  diese  auch 
beim  Beginn  der  Berathung  der  österreichischen  Ee- 
gnikolor-Deputation  mittlieilte,  als  massgebend  zu  be- 
trachten ist.  Die  Delegirten  der  beiden  Ministerien  ha- 
ben die  80  Millionen  der  von  jenen  einverständlich  ge- 
gebenen Instruktion  gemäss  als  einen  zur  Staatsschuld 
gehörenden  Betrag  aufgenommen  und  den  Ausweis  hat 
das  ungarische  Mhiisterium  vor  Annahme  des  Gesetzes 
der  ungarischen  Legislative  vorgelegt ; 

d)  dass  Ungarn  diu-cli  die  Zahlung  des  übernom- 
menen jährlichen  Tilgungsbeitrags  von  1.150.000  fl.  und 
•in  Folge  der  Verzichtleistung  auf  die  aus  der  Konver- 
sion erwachsenden  Yortheile  unzweifelhaft  vollkommen 
und  für  alle  Zeiten  von  der  VerpÜiclitung  enthoben 
wurde,  zur  vertragsmässig  stipulirten  Rückzahlung  der 
zur  Unifikation  nicht  geeigneten  Staatsschulden,  und  so- 
mit auch  der  80  Millionen  beizusteuern ;  und  schliesslich 

e)  dass  die  im  Reichsrath  vertretenen  Länder  für  den 
durch  Ungarn  zu  diesem  Zweck  zu  zahlenden  jährlichen 
Beitrag,  für  die  aus  der  Konversion  erwachsende  Herab- 
minderung der  Last,  und  für  die  Verfügung  über  die 
Coupon-  und  die  Lotteriegewinnst-Steuer  die  Kosten  der 
vertragsniiissig  stipulirten  Rückzalilungen  übernommen 
haben. 

Doch  es  wäre  nicht  korrekt,  wenn  ich  bei  dieser 
wiclitigen  Frage  blos  meine  eigene  Auffassung  vorbrin- 
gen würde.  Audiatur  et  altera  pars.  Ich  werde  daher 
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alle  die  Arg-umeutatioiieu  niifülireiK  welclic  die  ö.ster- 
reicliisclieii  Fiiuiiiziniiiister  Dr.  l)restl  und  spiiter  l^aron 
de  Pretis  und  der  FinaDzaiisselniss  des  Abireordnetcii- 
liauses  des  Iveichsratlis  in  dieser  Anofeleg'enlieit  vor^'e- 
bracJit  liaben. 

Der  von  dem  gewesenen  österreicliischen  Finanz- 
minister  Dr.  Hrestl  eingenommene  Stand})unkt  tritt 
durch  die  Hede  hervor,  die  er  am  20.  ( )ktober  18(38  im 
Abgeordnetenhaiise  des  Reichsraths  hielt.  Diese  Erklä- 
rung- ist  interessant,  denn  obgleich  Dr.  Brestl  den  Stand- 
piudvt  des  ungarischen  Ministeriums  nicht  billigte,  so 
anerkannte  er  doch  offen  den  Thatbestand,  indem  er 
sagte:  »Ich  habe  zu  gleicher  Zeit  (niimlich  als  er  sein 
auf  die  l^ankangelegenheit  bezügliches  Keskript  an  mich 
richtete)  das  ungarische  ]\Iinisterium  aufmerksam  ge- 
macht, dass  es  wünschenswerth  und  nothwendig  sei, 
über  die  Frage  Avegen  der  seinerzeitigen  Rückzahlung 
der  80  Millionen  Gulden,  über  welche  bei  Abschlussdes 
Uebereinkommens  mit  Ungarn  keine  Vereinbarung  ge- 
troffen wurde,  zu  irgend  einem  Resultate  zu  konmien 
und  sich  hierüber  zu  verstandigen,  indem  ich  einerseits 
die  Anschauung  festhielt,  dass  die  ungarische  Regierung 
mit  für  diese  80  Millionen  ver})fficlitet  sei. 

»Die  diesseitige  Regierung  muss  natürlich  an  ih- 
rem vStandpunkte  festhalten.  Was  die  Argumentation, 
Avelche  von  Seite  des  unerarischen  ^linisteriums  vorü'e- 
bracht  wurde,  betrifft,  so  ist  allerdings  das  Fak- 
tische, worauf  sich  dasselbe  beruft,  rich- 
tig. In  demjenigen  Verzeichniss.  welches  zwischen  den 
beiden  Regierungen  unter  I  ji  t  e  r  v  e  n  t  i  <  >  n  de  r 
S  t  a  a  t  s  s  c  h  u  1  d  e  n-K  o  n  t  r  o  1  s-K  o  m  m  i  s  s  i  o  n  a  u  f- 
g  e  n  o  m  m  e  n,  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  e  1 1  unter  f  e  r  t  i  g  t  und 
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uacli  welcliem  der  Antlieil  der  Länder  der  ungarisclien 
Krone  berechnet  wurde,  erscheint  allerdings 
einerseits  der  Betrag  der  achtzig  Millio- 
nen Grulden  als  eine  Schuld  an  die  Bank, 
während  anderseits  der  Betrag  von  Einer  Million  Gul- 
den ,  weil  er  als  ein  eventueller  angesehen  wurde,  in 
dieses Verzeichniss  nicht  aufgenommen  ist.  Es  ist  da- 
her dasjenige  t  hat  sächliche  Verhältniss, 
auf  welches  sich  die  ungarische  Regie- 
rung beruft,  allerdings  richtig.  Nach  meiner 
Anschauung  folgt  aber  daraus  nicht  das,  was  die  unga- 
rische Regierung  daraus  ableiten  will,  und  zwar  schon 
aus  dem  Grunde  nicht,  weil  in  Betreff  der  Staatsschuld, 
die  in  Staatsnoten  und  Mttnzscheinen  besteht,  blos  die 
solidarische  Haftung  beider  Tlieile  ausgesprochen  wurde, 
eine  Theilung  aber  dieser  Schuld,  d.  i.  die  Bestimmung 
eines  Verhältnisses,  in  welchem  die  diesseitigen  Länder 
"  und  die  Länder  der  ungarischen  Krone  zur  Fundirung 
derselben  seinerzeit  beizutragen  haben  werden,  durch- 
aus nicht  verabredet  wurde,  die  Frage  nach  dieser  Rich- 
tung daher  eine  vollständig  offene  ist.  Es  ist  auch  in  der 
Deputation  die  Frage  der  80  Millionen  nicht  in  Anre- 
gung gebracht  worden,  weil  man  sie  eben  mit  der  Frage 
wegen  der  Fundirung  der  Staatsnoten  in  innigem  Zu- 
sammenhange stehend  hielt. 

»Wenn  man  daher  auch  die  Argumentation  des 
ungarischen  Ministeriums  als  richtig  zugeben  wollte, 
dass  die  80  Millionen  die  diesseitigen  Länder  zu  treffen 
hätten,  so  würde  ja  die  Vertheilung  der  übrigen  Papier- 
geldschuld  —  denn  die  80  Millionen  sind  ihrer  Natur 
nach  auch  nur  Papiergeld  —  auch  auf  die  Verpflich- 
tung der  diesseitigen  Länder  Rücksicht  zu  nehmen  und 
die  Vertheilung  der  Staatsnotensclmld  in  einem  eben 
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diesem  VerliUltiiisse   entspreclieiideu    Masse   vorzuneh- 
men sein.« 

Aus  dieser  Ivede  des  (xsteiTeieliisclien  Finanzmini- 
sters gellt  liervor,  dass  er  die  Tbatsaclie  anerkennt,  der 
zufolge  in  der  mit  Wissen  und  Willen  der  Deputationen 
angefertigten  Zu.sammenstellung  des  Standes  der  ge- 
sannuten  Staatsschuld  die  80  Millionen  mitenthalten 
sind  und  umsoweniger  aus  Irrthum  hineingekonnnen 
sein  können,  da  —  wie  es  der  Minister  zugesteht  —  die 
Staatsschulden-Kontrols-Kommission  den  Ausweis  zu- 
sammen mit  den  Delegirten  der  beiden  Ministerien  un- 
terzeichnet hat.  Der  Minister  legt  das  ganze  Gewicht 
der  Argumentation  darauf,  dass  die  Frage  der  80  Millio- 
nen in  der  Deputation  nicht  in  Anregung  gebracht  wor- 
den ist,  weil  sie  für  eine  mit  der  Fundirung  der  Staats- 
noten eng  zusammenhängende  Frage  gehalten  wurde. 
Ich  hal^e  —  Avie  es  meine  Pflicht  war  —  den  ganzen 
Verlauf  der  Thätigkeit  derRegnikolar-Deputationenmit 
grosser  Aufmerksamkeit  begleitet,  aber  ich  erinnere 
mich  nicht,  ja  ich  finde  keine  Spur  davon,  dass  es  wem 
immer  unter  den  Mitgliedern  der  ungarischen  Deputa- 
tion eingefallen  wäre  zu  behaupten,  dass  die  Frage  der 
80  Millionen  mit  der  Frage  der  Fundirung  der  Staats- 
noten in  Zusammenhang  stehe.  Dies  beweist  das  Gesetz 
selbst,  welches  —  indem  es  über  die  unter  gemein- 
schaftliche Garantie  gestellten  Staatsnoten  verfügt  — 
die  Bankschuld  mit  keinem  Worte  erwähnt,  da  diese  der 
Natur  der  Sache  nach  auch  nicht  dahin  gehören  kann. 
Worin  hegt  aber  das  ganze  Gewicht  der  Argumentation 
des  österreichischen  Finanzministers?  Die  Bank  hat  dem 
Staate  diese  Summe  in  Banknoten  geliehen ;  die  Bank- 
noten sind  nichts  Anderes  als  Papiergeld,  aher  auch  die 
Staatsnoten  sind  Papiergeld,  dessen  FundirungsmocUis 
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von  einem  in  Zukunft  noch  abzuscliliessenden  Ueber- 
einkomnien  abhängt,  weshalb  anch  die  Frage  der  80 
Milhonen,  die  die  Bank  zu  fordern  liat,  bei  dieser  Gele- 
ü'eidieit  zu  h)sen  sehi  wird:  folorlich  ist  diese  Sclnihl  in 
Schwebe  gebheben. 

Ich  hal)e  mich  in  diesem  Werke  melir  als  einmal 
darauf  l)erufen,  dass  die  Noten  einer  Bank,  welcher  der 
Zwangskurs  verliehen  ist,  der  Natur  der  KSaclie  gemäss 
nnd  aus  nationalökonomischen  Gründen  in  Hinsicht 
a  u  f  i  h  r  e  W  i  r  k  u  n  g  d  e  m  P  a  p  i  e  r  g  e  1  d  g  1  e  i- 
chen,  diesem  aber  nur  gleichen;  denn  fak- 
tisch und  rechtlich  ist  die  Note  einer  Bank,  die  nicht  im 
Stande  i^t,  ihre  Noten  einzulösen,  entschieden  keine 
Staatsnote,  sondern  eine  Anweisung  der  Baid<:  auf  sich 
selbst,  noch  dazu  auf  Metallgeld  lantend,  welche  sie  so- 
gleich, sowie  deren  Zwangskiu-s  auflicu-t,  mit  Metallgeld 
einzulösen  verpflichtet  ist,  da  auf  jede  Note  dieses  Ver- 
sprechen der  Bank  wörtlich  gedruckt  ist;  während  hin- 
geo-en  der  Staat  den  die  Staatsnote  Annehmenden  nur 
dessen  versichert,  dass  die  Staatskassen  diese  Noten  bei 
allen  jenen  Zahlungen  als  baares  Geld  annehmen,  die 
nach  dem  Gesetz  nicht  in  Metallg'eld  o;eleistet  werden 
müssen.  Uebrigens  ist  die  Gnnidlosigkeit  jener  Argu- 
mentation durch  den  >j.  5  des  G.-A  XV:  1867  bewiesen, 
welcher  lautet:  »Die  in  Staatsnoten  und  Münzschei- 
nen  bestehende,  insgesannnt  312  Milliouen  Gulden  aus- 
machende schwebende  Schuld  wird  unter  die  gemein- 
schaftli(;he  Garantie  beider  Theile  gestellt«  ;  und  am 
Schluss  dieses  §, :  »Die  zur  künftigen  Fundirung  der  in 
Staatsnoten  nnd  Münzscheinen  bestehenden  schwebenden 
Scliuld  dienenden  Massnahmen  können  nur  in  gegenseiti- 
gem Einvernelnnen  der  beiden  Ministerien  und  unter  Ge- 
nelimigung  des  Reichsraths  und  des  ungarischen  Beichs- 
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tag.s  zu  Staude  koumieu.«  Die  aus  dieseui  Gesetz  auge- 
fülirteu  Worte  widerleueu  die  ohenerwäliute  Arffuuieu- 
tatiou  uud  sie  würden  es  selbst  in  deui  Falle  tliuu,  wenn 
der  Betrao"  der  iu  Staatsnoteu  uud  ^Müuzsclieiucu  beste- 
liendeu  Staatsschuld  iu  dem  Gesetz  uiclit  zifFermässig 
ausgedrückt  wilre. 

Wenn  die  beiden  Gesetzgebungen  die  SO-Millionen- 
Bankschuld  als  ein  Papiergeld  liiitten  betracliteu  wollen, 
das  mit  den  Staatsnoteu  von  gleiclier  Natur  ist,  daher 
unter  p-emeinschaftliche  Garantie  zu  stellen  und  durch 
eine  inoetrenseitio-em  Einveruehmen  dnrcho-effdirte  Fun- 
dirung  aus  dem  Verkehr  zu  ziehen  ist,  so  hätte  der  v^.  5 
des  Gesetzes  so  lauten  müssen:  »Die  aus  den  Staatsno- 
ten, Münzscheinen  und  den  durch  die  Bank  dem  Staate 
dargeliehenen  80  IMillioueu  bestehende,  insgesammt  392 
Millionen  ausmachende  scliwebende  Staatsscdnild  wird 
unter  die  gemeinschaftliche  Garantie  beider  Tlieile  ge- 
steh.« Da  die  Baidcnote  nicht  Papiergeld  ist  inid  Un- 
garn nur  eine  mit  Oesterreich  gemeinsame  Staats- 
schuld anerkannt  hat  —  uämlich  die  aus  den  Staatsno- 
ten bestellende  Schuld  —  und  den  Betra«:  derselben  in 
dem  mit  gegenseitigem  Einverständniss  gebrachten  Ge- 
setz in  Ziffern  })räzis  ausgedrückt  hat:  so  ist  es  unzwei- 
felhaft, dass  die  Argumentation  des  österreichischen  Fi- 
nanzministers weder  Berechtigung  noch  eine  gesetzliche 
Basis  besitzt,  ja  sie  selbst  in  dem  Falle  entbehren  würde, 
wenn  die  durch  die  österreichische  Nationalbank  dar- 
geliehenen 80  Millionen  Banknoten  nach  der  Emission 
in  Staatsnoten  umgewandelt  worden  wären,  —  nachdem 
dieser  Betrag  in  dem  mit  gemeinschaftlichem  Einver- 
ständniss gebrachten  Gesetz  nicht  ziffermässig  erwähnt 
ist  und  nach  dem  Ges.- Art.  XII :  1867  die  Verpflichtung 
Ungarns,     zu    der    Statsschuldlast     beizutragen,     sich 
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durchaus  niclit  weiter  erstrecken  kann,  als  durch  den 
Ges.- Art.  XV:  1867  bestimmt  und  in  Ziffern  ein-  für 
allemal  festgestellt  wurde. 

Interessant  ist  in  dieser  Angelegen! leit  niclit  allein 
die  Erklärung  des  Ministers,  sondern  auch  der  Be- 
richt des  Finanzausschusses  d  e  s  A  b  g  e  o  r  d- 
netenliauses  des  Reichsr atlies,  der  dem  Ab- 
geordnetenhause in  der  am  3.  November  1868  abgehal- 
tenen Sitzung  vorgelegt  wurde,  und  in  welchem  von 
der  Aenderung  des  Bankgesetzes,  von  der  Verpfliclitung 
Ungarns  in  Betreff  der  80  Millionen  und  von  der  even- 
tuellen Verzinsung  derselben  mit  einer  Million  in  fol- 
gender Weise  die  Rede  ist:  »Bei  dieser  Stelle  des 
Berichtes  (die  sich  nämlich  auf  die  angebliche  Verpflich- 
tung Ungarns  bezieht)  glaubt  der  Finanzausschuss  die 
Frage  der  M i t v e r p f  1  i c h t u n g  der  Länder  de r 
ungarischen  Krone  für  die  F  o  r  d  e  r  u  n  g  d  e  r 
N a t i o n al b a n k  besprechen  zu  müssen.  Die  Frage 
der  Schul  d  des  S  t  a  a  t  e  s  a  n  die  Nation  a  1- 
b  a  n  k  w  u  r  d  e  bei  d  e  n  D  e  p  u  t  a  t  i  o  n  s  -  V  e  r  h  a  n  d- 
1  u  n  gen  im  vorigen  Jahre  nicht  in  den 
Kreis  der  B  e  r  a  t  h  u  n  g  e  n  gezogen  und  es  ist 
weder  hinsichtlich  des  Kapitals  der  80  Millionen  noch 
hinsichtlich  der  eventuellen  Subvention  von  1  Million 
Gulden  jährlich  ein  Uebereinkommen  getroffen  worden.« 

»Diese  Fragen  sind  also  in  Wahrheit  niclit  ent- 
schieden und  die  Mit  Verpflichtung  Ungarns 
ist  zweifellos.  Der  Herr  Finanzminister  hat  die  ab- 
weichende Ansicht  seines  ungarischen  Kollegen  dem 
hohen  Hause  mitg'etheilt.  Dieser  irriaren  Ansicht  muss 
mit  Entschiedenheit  entgegengetreten  werden.  Wenn 
man  siclr darauf  beruft,  dass Ungarn  durch  den  Beitrag, 
den  es  zu  den  Zinsen  der  Staatsschuld  und  zur  Amorti- 
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satlon  übernommen  liat,  sicli  nucli  in  IV'ti-eff  der  Kapi- 
talssclnild  von  80  Millionen  mit  abg-elnnden  liat  und 
wenn  man  zur  Ik'gründuno-  dessen  sicli  darauf  beruft, 
dass  die  Schuld  des  Staates  in  jenem  Verzeiclmiss  mit 
aufgeführt  sei,  welclies  von  beiden  Regierungen  seiner- 
zeit kommissionell  zu  dem  Zweokc  ansrefertioft  wurde, 
um  den  Gesanmitbetrag  der  Zinsen  der  Staatsschuld 
und  den  sonach  von  Ungarn  zu  leistenden  fixen  Beitrag 
festzustellen,  so  kann  dies  umsoweniger  als  richtig  an- 
gesehen werden,  als  ja  das  Verzeiclmiss  nur  zu  dem 
Zwecke,  um  das  jiihrliclieZinsen-Erforderniss  festzustel- 
len, angefertigt  wurde.  Die  Schuld  von  80  Millionen 
an  die  Bank  ist  in  erster  Linie  als  eine  unverzinsliche 
anzusehen,  und  als  solche  erscheint  sie  auch  in  dem 
Yerzeichniss,  weil  der  zu  leistende  Beitrag  von  einer  Mil- 
lion nur  ein  eventueller  ist.  Also  auch  nicht  bezüglich 
der  Beitragsleistung  zur  eventuellen  Zalilung  der  einen 
Million  kann  die  ungarische  Argumentation  als  richtig 
zugelassen  werden,  zumal  diese  eine  Million  vollständig 
den  Charakter  eines  Garantiebeitrages  hat  und  daher 
aucli  füglicli  unter  einen  Beitrag  zur  Zinsenzahlung 
nicht  subsummirt  werden  kann. 

»Diese  letztere  Frage  wegen  der  jahrliclien  Subven- 
tion wird  voraussichtlich  bei  Annalnne  der  neuen  Re- 
gierungsvorlage entfallen ;  was  jedoch  die  Schuld  von 
80  Millionen  Gulden  betrifft,  bleibt  es  Aufgabe  der  Re- 
gierung, mit  allem  Nachdruck  auf  der  unerlassenen  For- 
derung zur  Beitragsleistiuig  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  zu  bestehen  und  diese  Ano-eleo-enheit  sobald  als 
möglicli  inid  nicht  erst  in  dem  Zeitpunkte,  wo  es  sicli 
um  die  Festsetzung  der  Bestimmung  über  die  Fundi- 
runo; der  üfemeinsamen  schwebenden  Sclnild  han(k'nl 
wird,  auszutragen.« 
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Diese  Argumentation  des  Finanz- Ausschusses  be- 
weist, dass  der  Ausscliuss  das  durch  den  Ges.-Art.  XII : 
1867  liinsiclitlicli  der  Staatsschuhl  aufgestellte  Prinzip, 
und  dessen  Anwendung  im  Ges.-Art.  XV:  1867  voll- 
kommen vergessen  liatte.  Hätte  er  sicli  dieses  Gesetzes 
erinnert,  so  würde  er  niclit  die  Argumentation  gebraucht 
liaben,  dass  Ungarn  deshalb  verpflichtet  sei,  an  der 
Rückzaldung  der  80  Millionen  theilzunelnnen,  weil  bei 
den  Deputations-Verhandlungen  liinsichtlich  der  80  Mil- 
lionen kein  Uebereinkommen  geschlossen  wurde ;  ja  er 
erinnerte  sicli  nicht  einmal  an  die  Deputations-Verhand- 
lungen und  an  den  in  diesen  gleich  anfangs  vorgekom- 
menen Umstand,  dass  die  ungarische  Deputation  der  öster- 
reichisclien  erklärte,  es  könne  iln-e  Aufgabe  nicht  sein, 
in  derStaatsscluildfrage  ein  Uel)erehikommen  zuschlies- 
sen,  weil  es  Aufgabe  der  beiden  Ministerien  ist,  ein  solches 
Uebereinkommen  in  Vorschlag  zu  bringen.  Nachdem 
aber  der  Finanz-Ausschuss  des  Reichsratlis  der  Deputa- 
tions-Verliandlungen  gedenkt,  so  hätte  er  sicli  aucli 
daran  erinnern  sollen,  dass  die  Deputationen 
a  u  c  h  über  keinen  andern  S  c  h  u  1  d  t  i  t  e  1  b  e- 
sonders  B  e  r  a  t  li  u  n  g  e  n  g  e pflöge n  habe  n,  denn 
beide  den  Deputationen  vorgelegten  ministeriellen 
V  e  r  c  i  n  b  a  r  u  n  g  e  n  ,  welche  den  einzigen  Gegenstand 
der  Deputations-Verhandlungen  bildeten,  handelten 
V o  n  de r  n  a c ]i  der  g e  s  a m m t  e n  S t a a t  s  s  c  h u  1  d 
z  u  ü  b  e  r  n  e  li  m  e  n  den  Zinsen-  u  n  d  T  i  1  ff  u  n  ff  s- 
quote  und  nur  Ein  S  t  aat  s  s  cli  ul  d- Titel 
Avurde  soavoIiI  in  der  Vereinbarung  als 
a u  c h  in  dem  Gesetze  b  e s  o n d e r  s  er ^y  ä  li n t 
und  bezog  sich  auf  das,  auf  die  ungarisclien  Staatsgüter 
zum  lialljen  Betrag  intabulirte  Hypothekar-,  das  soge- 
nannte   D  o  m  i  n  i  a  1  -  A  n  1  e  h  e  n ,  und  die  Erwähnung 
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es  nnf  die  nng-ariselien  Staatsg-ilter  zum  lialben.  d.  i. 
znni  Betrage  von  30  IMIllIonen  inta1)nlirt  war,  nnd  da- 
her in  der  Quote  Ungarns  die  lliilfte  von  den  Zinsen 
dieses  Anlehens,  im  Tilgungsbeitrag'  aber  die  Hälfte 
von  der  Tilo'uno-  des  Anlehens  mitenthalten  ist.  Es  war 
daher  notlnvendig,  diesen  Posten  aus  dem  Grunde  zu  er- 
wähnen, damit  für  Ungarn  naeh  Ablauf  der  Amortisa- 
tion die  Enthebung  von  den  unter  diesem  Titel  gezahl- 
ten Zinsen  Gesichert  werde.  Aber  auch  deslialb  war  es 
notlnvendig.  die  Umstände  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
damit  bei  der  Verrechnung  der  gemeinschaftli(dien  Ak- 
tiven die  Hälfte  vom  Ueberschuss  dieses  Anleliens  für 
Ungarn  gefordert  werden  k^nine,  —  was  ich  auch  ge- 
than  habe. 

Der  Finanzausschuss  des  Keichsratlis  liat  jedoch 
die  Instruktion  nicht  in  Tvücksiclit  gezo- 
o^en,  mit  welcher  die  zur  Ermitteluno-  des  Standes  der 
Staatsschulden  entsendete  gemischte  Kommission  von 
beiden  IVfinisterien  versehen  wurde.  In  dieser  Instruk- 
tion wird  nicht  das  zum  Zweck  »"emacht.  w'ie  der  ()ster- 
reichische  Finanzausschuss  behauptet,  dass  der  Zinsen- 
betrag verhältnissmässig  vertheilt  werde,  sondern  dass 
der  Stand  der  Staatsschulden  zu  dem  Zwecke  ermittelt 
werde,  damit  den  beiden  Ministerien  bei  dem  die  Kon- 
version betretfenden  Vorschlag  sichere  Daten  vorliegen. 
Die  Entsendung'  dieser  Kcnmnission  o-eschah  im  Zusam- 
menhang  mit  der  Vereinbarung,  welclie  das  i\Iinisterium 
in  der  Staatsschuld-Frage  getroffen  mul  den  Deputatio- 
nen vorgelegt  liatte.  Es  war  notlnvendig.  eine  solche 
Konnnission  zu  entsenden,  und  zwar,  wie  die  Instruk- 
tion  sagt,  damit  nach  der  Staatsschulden-Konversion, 
nach  Abzug  des  Präcipuums  von  25  Millionen,  der  durch 
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den  Reiclisratli  zu  übernelimenden  Last,  ferner  der  in 
Folge  der  Staatsclinlden-Unifikation  wegfallenden  Til- 
o'nno\sbetrii2'e,  nicht  minder  der  bei  Geleo-enlieit  der 
Konversion  festzustellenden  Couponsteuer,  die  gesammte 
Belastuns:  der  Monarchie  durch  die  Staatsschuld  sich 
herausstelle,  die  zwischen  beiden  Reich shiilften  im  Ver- 
hiütniss  von  30  zu  70  zu  vertheilen  war.  Dies  also  war 
der  Zweck  der  Entsendung,  und  nicht  einfach  die  Be- 
rechnung des  Zinsenbetrages  nach  dem  1867er  Stand 
der  Staatsschuld. 

Dass  die  80-Millionen  Schuld  einen  integrirenden 
Theil  der  Staatsschuld  bildet,  dies  zu  konstatiren  war  der 
Bericht  dieser  gemischten  Kommission  nicht  nothwendig. 
Denn  die  Berufung  auf  das  Operat  dieser  Kommission 
ist  vollkommen  überflüssig  in  Folge  des  Umstandes,  dass 
von  1863  an,  also  seit  der  Verlängerung  des  Bankpri- 
vilegiums ,  die  80  -  M  i  1 1  i  o  n  e  n  -  B  a  n  k  s  c  h  u  1  d  als 
ergänzender  Theil  der  österreichischen 
S t a a t s s c h u  1  d  in  den  Jahres b e richte n  d e r 
österreichischen  S  t  a  a  t  s  s  c  h  u  1  d  -  K  o  n  t  r  o 1 s - 
K o m m i s s i o n  j  ä h r  1  i c h  v o r g e k o m m e n  ist. 

Auch  die  Argumentation  des  Finanz- Ausschusses 
ist  nicht  von  Gewicht,  dass  Ungarn  schon  deshalb  ver- 
pflichtet sei,  zur  Rückzahlung  der  80  Millionen  beizu- 
tragen, Aveil  diese  Schuld  in  der  kommissionellen  Kon- 
skription in  erster  Reihe  als  unverzinslich  vorkommt, 
und  auch  als  solche  in  das  Verzeichnis  aufgenommen 
worden  ist ;  denn  in  diesem  Verzeichniss  und  in  dem 
jährlichen  Ausweise  der  Staatsschuld-Kontrols-Kommis- 
sion  kommt  nicht  allein  die  80-Millionen-Schuld  als 
unverzinslich  vor,  sondern  es  befinden  sich  darin  auch 
noch  mehrere  andere  Posten  als  mit  der  Verpflichtung 
der  stipulii-ten  Rückzahlung  angeführte  unverzinsliche 
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Scliulden.  und  docli  ist  es  Niemand  eiiio^efallen .  bei 
der  Eückzahluno-  all  dieser  Posten  die  Beitraosleistuno- 
Ungarns  zn  fordern. 

Aneli  der  österreicliisclieP'inanzminister  hat  in  sei- 
ner Rede  sorgfältig  den  Umstand  vermieden,  dass  das 
von  der  Staatsschuld-Quote  handelnde  Gesetz  nicht 
allein  von  der  Zinsenquote  spricht,  sondern  auch  den 
Beitrag  Ungarns  zur  Tilgung  der  von '  der  Vergangen- 
heit herrührenden  Schulden,  also  auch  der  Bankschuld 
ein-  für  allemal  festgestellt  hat.  Der  Finanz- Ausschuss 
erwähnte  indess  diesen  Umstand  in  seinem  Bericht, 
indem  er  zugestand ,  dass  die  Tilgungsquote  Un- 
garns festgestellt  worden  sei.  Aus  diesem  Umstände 
geht  hervor ,  dass  der  österreichische  Finanzminister 
diese  schwache  Seite  der  Frage  gefühlt,  der  Finanz- Aus- 
schuss al3er  darauf  nicht  geachtet  hat.  Nach  alledem 
halte  ich  es  für  überflüssig,  mich  in  eine  weitere  Wider- 
legung des  Finanzausschuss-Berichtes  einzulassen,  nach- 
dem ich  oben  nachgewiesen  liabe,  dass  die  Deputation  des 
Reichsraths  für  die  aus  der  freien  Verfügung  über  die 
Couponsteuer  und  aus  der  Unifikation  erwachsenden 
Vortheile  in  der  ano-eführten  Erklaruno-  die  Rückzah- 
Inno-  aller  wie  immer  benannten  Staatsschulden,  die 
nicht  in  Rente  umgewandelt  werden  können,  als  Last 
der  im  Reichsrath  vertretenen  Länder  manifestirt  hat, 
nud  auf  Grund  dieses  Vorschlags  der  l^etreftende  Punkt 
auch  in  den  XV.  Ges.-Ai*t.  aufgenommen  wurde. 

Ich  will  noch  von  der  Verhandlung  sprechen,  die 
vier  Jahre  nach  den  erwähnten  Verhandlungen  in  An- 
"•eleo-enheit  der  80  Millionen  im  Abireordnetenhause  des 
Reichsraths  gehalten  wurde,  besonders  aus  dem  Grunde, 
weil  auch  der  ffec^enwärtio-  noch  im  Amt  befindliche 
österreichische  Finanzminister  Baron  D  e  p  r  e  t  i  s ,  bei 
c.  D.  '^6 
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der  erwHlniten  Gelegenheit  seine  xVnsichten  über  diese 
Frage  aussprach,  welche  zu  kennen  nothwendig  ist,  da 
Depretis,  wie  bisher,  so  auch  in  Zukunft,  so  lange  er  in 
seiner  amtlichen  Stellung  verbleibt,  auf  die  Bankange- 
legenheit grossen  Einfluss  haben  wird. 

Am  23.  Februar  1872  richtete  der  Herr  Abgeordnete 
Dumba  an  den  Finanzminister  eine  Interpellation,  auf 
welche  Baron  Depretis  vier  Monate  spater,  am  17.  Juni, 
antwortete. 

Dumba's  Interpellation  lautete,  wie  folgt:  »Der 
k.  ungarische  Finanzminister  hat  gelegentlich  eines  in 
der  Konferenz  der  Deak-Partei  des  ungarischen  Abge- 
ordnetenhauses gegebenen  Exposes  über  die  Bankfrage 
unter  ausdrücklicher  Zustimmung  des  Herrn  Minister- 
präsidenten des  ungarischen  Ministeriums  die  Erklärung 
abo-ei>eben :  Die  Schuld  des  Staates  an  die  Nationalbank 
von  80  Millionen  sei  seinerzeit  in  eine  Liste  der  Staats- 
schulden aufgenommen  worden  und  somit  in  dem  von 
Ungarn  für  die  Verzinsung  zugestandenen  Pauschalbe- 
betrage inbegriifen ;  es  sei  daher  Ungarn,  da  es  nur  für 
eine  Gattung  ini  verzinslich  er,  nämlich  für  die  durch 
Staatsnoten  reprasentirte  Schuld  eine  spätere,  durch  ein 
besonderes  Gesetz  geregelte  Ausnahme  zugestanden 
habe,  von  jeder  Verpflichtung  rücksichtlich  jener  80- 
Millionen-Schuld  an  die  Nationalbank  befreit.  Da  nun 
im  Gegentheile  die  diesseitigen  Vertretungskörper  jeder- 
zeit an  der  Auffassung  festgehalten  und  ihr  auch  wieder- 
holt Ausdruck  gegeben  haben,  dass  die  Schuld  des  Staa- 
tes an  die  Nationalbank  eine  gemeinsame  Schuld  sei, 
rücksichtlich  welcher  seinerzeit  bei  Abschluss  des  Aus- 
gleiches mit  der  jenseitigen  Reichshälfte  ein  Abkommen 
nicht  vereinbart  A^urde,  so  erlauben  sicli  die  Gefetigten 
an  den  Herrn  Finanzminister  die  Anfrage  zu  stellen: 
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In  welcher  Weise  gedenkt  die  Regierung"  dieKeelite 
und  Interessen  der  diesseitig-en  Länder  in  dieser  Aii»'ele- 
genlieit  Ungarn  gegenüber  zu  wahren?« 

Der  österreichische  Finanzminister  liaron  Depretis 
antwortete  auf  diese  Interpelhition  im  Weseuthclien  Fol- 
gendes : 

»Das  rechtliche  Verhältniss  der  Nationalbank  zur 
Staatsgewalt  gründet  sich  auf  das  von  Sr.  Majestät  am 
27.  Dezember  1862  mit  der  Giltio-keit  für  das  «ranze 
Reich  sanktionirte  Gesetz. 

Dieses  Gesetz  bildet  die  Grundlage  für  das  Ueber- 
einkommen  mit  der  Nationalbank  vom  6 — 10.  Jänner 
1863  und  das  Bankdarlehen  von  80  Millionen  Gulden, 
welches  daher  seinem  Ursprünge  nach  gleichmässig  alle 
Theile  des  Reichs  belastet.« 

Der  österreichische  konstitutionelle  und  parlamen- 
tarische Finanzminister  spricht  so,  als  ob  in  der  Monar- 
chie von  1863  bis  1872  gar  keine  politische  Verände- 
rung vor  sich  gegangen  wäre.  Als  ob  der  1867  durch 
Se.  Majestät  sanktionirte,  ja  auch  durch  den  Reichsrath 
bei  der  Schaffung  der  neueren  Gesetze  als  Grundlage 
angenommene  G.-A.  XII  gar  nicht  existirte,  stellt  er  die 
seit  der  Sanktionirung  des  G.-A.  XII  jeder  Geltung  ent- 
behrende Doktrin  auf,  dass  alle  die  Gesetze,  die  vor 
1867  als  für  die  ganze  Monarchie  giltig  erklärt  wur- 
den, für  Ungarn  ihre  volle  Giltigkeit  beibehalten 
hätten. 

Er  setzt  seine  Rede,  wie  folgt,  fort : 

»Während  über  die  Antheilnahme  Ungarns  an  den 
Lasten  der  übrigen  Staatsschuld  ein  L'ebereinkonnuen 
bereits  getroffen  wurde,  Ijlieb  die  Frage  wegen  der  An- 
theilnahme Uns^arns  ander  80  Millionen-Scliuld  bei  tleu 
Aussrleiclisverhundluno-en   des  Jahres   1867  nicht    nur 
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unberührt,  soiideni  es  wurde  vv  i  e  d  e  r  li  o  1 1  z  w  i  s  c  li  e  n 
den  beiden  Regierung  e  n  a  u  s  d  r  ü  c  k  1  i  c  \i  a  b- 
ge macht,  dass  die  Regelung  der  bestehenden Rechts- 
verliältnisse  zur  Nationalbank,  und  somit  selbstverständ- 
lich auch  d  i  e  F  r  a  g  e  ü  b  e  r  die  8  0  M  i  1 1.  -  S  c  li  u  1  d 
einer  abgesonderten  V  e  r  e  i  n  b  a  r  u  n  g  vorbe- 
halten bleiben  sollte.« 

Ueber  die  erste  von  den  Behauptungen  des  Herrn 
T)epretis ,  die  sich  auf  die  Deputationsverhandlungen 
bezieht,  ist  es,  glaube  ich,  überflüssig,  auch  nur  ein  Wort 
zu  verlieren.  Diese  Behauptung  ist  eine  Wiederholung, 
und  über  diese  habeich  im  gegenwärtigen  Kapitel  schon 
genug  gesprochen.  Den  zweiten  Theil  dieser  Behaup- 
tung kann  ich  jedoch  nicht  ohne  Bemerkung  lassen.  Es 
ist  unbegreiflich,  wie  ein  Minister,  der,  wäkrend  er  diese 
Antwort  gibt,  in  amtlicher  Stellung  ist,  von  dem  also 
vorauszusetzen  war,  dass  er,  bevor  er  diese  Antwort  gab, 
sich  über  den  Stand  der  Angelegenheit  aus  amtlichen 
Aktenstücken  gründlich  orientirt  habe,  etwas  behaupten 
kann,  was  mit  dem  Thatbestande  in  direktem  Wider- 
spruch ist.  Er  spricht  von  den  80  Millionen,  welche 
nach  einer  aiisdrücklichen  Vereinbarung  zwischen  bei- 
den Ministerien  als  Gegenstand  einer  besonderen  Verein- 
barung vorbehalten  worden  seien.  Ich  als  Finanzmini- 
ster und  1872  als  Ministerpräsident,  und  mein  Nach- 
folger im  Finanzministerium,  wir  haben  die  Auffassung 
entscliieden  zurückgewiesen,  dass  die  80  Millionen  Bank- 
schuld den  Gegenstand  eines  besondern  Uebereinkom- 
mens  bilden  könnte.  Ich  habe  in  diesem  Werke  mitge- 
theilt,  wie  ich  dem  österreichischen  Finanzminister  Dr. 
Brestl  in  Betreff  dieser  Auff'orderung  geantwortet  habe ; 
eben  dasselbe  hat  aucli  der  ungarische  Finanzminister 
Kerkcipoly  in  der  Parteikonferenz  gesagt,  in  Folge  de- 
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ren  im  Abg-cordiietenliause  des  ReiclisratlKS  die  Interpel- 
lation gestellt  Avnrdc,  und  eben  dasselbe  habe  ich  als 
Ministerpräsident  in  der  im  November  1872  abgelialte- 
nen  Konferenz  in  Bezug  auf  Baron  Depretis  gesagt,  und 
ich  glaube  nicht,  dass  unter  den  Akten  des  österreiclii- 
sclien  Finanzministeriums  aus  der  Zeit  meiner  Finanz- 
ministerscliaft  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  z\yischen 
beiden  Regierungen  zu  finden  Avtire,  aus  der  etwas  Ande- 
res gefolgert  werden  kcinnte. 

Im  Weiteren  erwähnt  Baron  Depretis  ziun  Beweis 
seiner  Behauptung  das  bekannte  am  8.  März  1867  zwi- 
schen beiden  Ministerien  in  Angelegenheit  der  Bank 
aufgenommene  Protokoll  und  fährt  dann  fort : 

»In  den  Deputations- Verhandlungen  des  J.  1867 
wurde  weder  die  Bankfrage  noch  die  von  dieser  untrenn- 
bare 80  ]\Iill.-Schuld  in  irgend  einer  Weise  l^erührt ; 
es  wurde  jedoch  zwischen  den  Ministerien  beider  Theile 
das  protokollarische  Uebereinkommen  dto.  Vöslau  12. 
September  1867  geschlossen,  welches  den  Zweck  liatte, 
das  Verhalten  der  beiderseitigen  Regierungen  zur  Natio- 
nalbank für  die  Zwischenzeit,  d.  h.  insolange  zu  normiren, 
bis  beide  Reichstheile  im  gemeinschaftlichen  Einverständ- 
nisse neue  gesetzliche  Bestimmungen  über  das  Bank- 
und  Zettelwesen  der  Monarchie  getroffen  haben  würden« 
(Hier  zitirt  er  den  10.   Punkt  des  Vöslauer  Protokolls.) 

Der  österreichische  Finanzminister  übergelit  völlig, 
dass  dieses  im  März  1867  getroffene  Uebereinkonnnen 
sich  ausdrücklich  auf  ein  Jahr  erstreckt,  —  bis  nicht 
in  Folge  der  Berathungen  der  Deputationen  beider  Län- 
der in  der  Bankangelegenheit  eine  Verfügung  geschieht. 
Doch  in  dem  Vöslauer  Uebereinkommen  ist  die  mit  der 
österreichischen  Nationalbank  zu  schliessende  Vereinba- 
rung mit  keinem  Wort  berührt  worden,  und  im  Proto- 
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koll  geschieht  ausclrückUch  der  Zettelbankfrage,  nicht 
aber  der  österreichischen  Nationalbank  Erwähnung,  ja 
nachdem  in  dem  Uebereinkonnnen  ausdrücklich  von  der 
gründlichen  Lösung  der  Zettelbankfrage  die  Rede  ist, 
so  kann  diese  Absicht  sich  nicht  auf  die  bestehenden 
Rechtsverhältnisse  der  österreichischen  Nationalbank 
beziehen,  sondern  auf  die  Verfügungen,  welche  für  die 
Kreditinteressen  der  Monarchie  erforderlich  sind.  So 
A^el  kann  ich  bestimmt  behaupten,  dass  bis  1870,  so 
lange  ich  ungarischer  Fiuanzminister  war,  diesem  Ueber- 
einkommen  nicht  der  von  Baron  de  Pretis  gewünschte 
Sinn  unterlegt  Averden  konnte.  Dies  ist  durch  Thatsa- 
chen  bewiesen.  Unter  Anderem  berufe  ich  mich  auf 
einen  Beschluss  des  ungarischen  ^linisterraths,  der  nach 
einer  im  Oktober  1868  mit  dem  österreichischen  Finanz- 
minister  mündlich  gepflogenen  Unterredung  zu  Stande 
kam,  und  in  welchem  der  Standpunkt  des  ungarischen 
Ministeriums  entschieden  betont  ist.  Es  ist  in  der  That 
zu  verwundern,  dass  der  österreichische  Finanzminister 
diesen  Standpunkt  nicht  kannte,  da  doch  eine  denselben 
ausdrückende  Note  an  seinen  Vorgänger  gerichtet  worden 
war,  und  er  diese  Note  unter  den  Akten  des  Finanzministe- 
riums leicht  hätte  finden  können.  Wie  konnte  er  nach 
der  entschiedenen  und  offenen  Stellung,  welche  das  un- 
garische Ministerium  hinsichtlich  der  bestehenden  Bank- 
verhältnisse 1868  einnahm,  auf  das  hierüber  geschlos- 
sene Uebereinkommen  sich  berufend,  behaupten,  dass 
zwischen  den  beiden  Regierungen  hinsichtlich  der  Ver- 
hältnisse der  Bank  und  so  auch  in  Betreff  der  80  Millio- 
nen ein  neueres  Uebereinkommen  vorbehalten  worden 
sei,  während  doch  das  ungarische  Ministerium  in  eben 
dieser  Note  in  Betreff  der  80  Millionen  eine  diametral 
entgegengesetzte  Stellung  einnahm? 
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Der  österreicliisclie  Fiiianzininister  setzt  seine  Rede 
folg-eudemuisseii  fort:  »Die  in  dieser  Vereinbarung 
(nämlicli  in  der  Vöslauer  Vereinl)aruno-)  der  National- 
bank gestellten  Bedingungen  sind,  obgleich  die  üank 
als  Paciszent  nicht  theilnahni,  dennoch  in  vollem  Masse 
erfüllt  worden.  Während  am  30.  März  1867  die  Ge- 
sammt-Dotation  der  ungarischen  Bankfilialen  6.930,000 
Gulden  für  den  Eskompte  und  2.500,000  Gulden  für 
das  Darlehensgeschäft,  im  Ganzen  also  9.430,000  Gul- 
den betrug,  ohne  dass  dieselbe  jedoch  bis  dahin  jemals 
ganz  erschöpft  worden  wäre,  belief  sich  die  Gesammt- 
Dotation  am  31  Dezember  1871  auf  35.870,000  Gul- 
den, wovon  28.670,000  Gulden  für  Eskompte  und 
7,200,000  Gulden  für  Darlehen.«  —  Audi  ich  gestehe 
zu,  dass  die  Österreichische  Nationalbank  bis  Ende 
3869  die  Dotation  ihrer  ungarischen  Filialen  namhaft 
erhöhte,  und  dies  kann  —  in  Anbetracht  des  wahrhaft 
stiefmütterlichen  Zustandes  vor  der  Ernennung  des  un- 
garischen Ministeriums  —  ein  namhaftes  Eesultat  ge- 
nannt werden ;  allehi  daraus  kann  man  durcliaus  nicht 
auf  die  Erfüllung  der  Vöslauer  Bedingung  scliliesseu.  '^') 


*)  Bis  1851  hatte  die  Bank  im  Gebiete  dei-  ungarischen  Krone  sar 
keine  Filiale,  es  waren  also  so  viele  Jahrzehnte  vergangen,  bis  sie  von  der 
Existenz  der  Interessen  Ungarns  Notiz  nahm,  und  wie  eng  sie  auch  nach 
1851  die  Dotation  bemass,  beweisen  die  Daten.  Im  Oktober  1851  wurde  die 
Pester  Filiale  gegründet,  und  deren  gesamnite  Dotation  zum  Eskomptege- 
schäft  betrug  1851  zwei  Millionen  Gulden;  1854,  als  zum  erstenmal  das 
Lombardgeschäft  bewilligt  wurde,  machte  der  gesammte  Betrieb  3.600,000  fl. 
aus,  indess  wurde  die  Eskompte-Dotation  im  September  1854  auf  4  Millio- 
nen erhöht;  am  11.  November  1860  machte  die  gesammte  Eskompte-Dota- 
tion der  Pester  Filiale  4.400,000  fl.  uud  die  Lombard-Dotation  war  1860  nur 
eine  Million.  Die  Filiale  des  bedeutenden  Temesvärer  Platzes  wurde  erst 
1854  errichtet,  und  die  gesammte  Eskompte-Dotation  derselben  betrug  bis 
1867  nicht  über  eine  halbe  Million,  und  zum  Lombardgeschäft  wurde  auch 
nur  eine  halbe  Million  bewilligt.  In  Fiume  Avurde  1«56  eine  Bauk-Filiale 
mit  einer  halben  Million  Dotation  eröffnet,  die  bis  Ende  1867  nicht  erhöht 
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Dass  die  Bank  die  ausdrückliche  Bedingung  der 
Vöslauer  Vereinbarung  nicht  eingehalten  hat,  ist  durch 
die  abschlägige  Antwort  bewiesen,  welche  der  Bankgou- 
verneur der  ungarischen  Regierung  hinsichtlich  der  Er- 
richtung von  Filialen  und  der  Erhöhung  der  Dotation 
derselben  gegeben  hat. 

Baron  Depretis  sagte  weiter :  » Die  seit  dem  Jahre 
1867  eingetretenen  Aenderungen  der  Statuten  der  Na- 
tionalbaid\;,  vermöge  deren  auch  die  Bankbelehnung  auf 
ungarische  Effekten  ausgedehnt  wurde,  sind  stets  mit 
Zustimmung  der  ungarischen  Regierung  erfolgt.  An 
dieser  auf  Dokumente  und  Thatsachen  begründeten 
Sachlage,  welche  die  vollständige  Intergrität  des  Ver- 
hältnisses der  Nationalbank  zur  Staatsgewalt  darlegt, 
kann  natürlich  der  Umstand  nichts  ändern,  dass  in 
einem  lediglich  zur  Konstatirung  der  für  das  Jahr  1868 
nothwendigen  Zinsen-Erfordernisse  der  Staatsschuld  auf- 
gestellten Verzeichnisse  auch  zufällig  (?)  der  unverzins- 
lichen Bankschuld  Erwähnung  geschieht,  welche  zu  die- 
sem Zinsen-Erfordernisse  in  gar  keiner  Beziehung  steht. 
»Demnach  hält  die  k.  k.  Regierung  an  der 
Ueberzeugung  unverbrüchlich  fest,  dass  die  80-Millio- 


wurde  ;  zum  Lombarclgescliäft  wurden  aber  erst  1868  300,000  fl.  bewilligt, 
welche  Dotation  aber  scLon  1869  auf  200,000  fi.,  1871  auf  100,000  fi.  reduzirt 
und  1873  wieder  auf  150,000  fl.  erhöht  wurde.  1854  wurde  die  Kroustädter 
Filiale  mit  einer  lialben  Million  Dotation  zum  Eskompte-  und  ebensoviel 
zum  Lombardgescbä't  bewilligt.  Die  Debrecziner  Filiale  wurde  1856  mit 
einer  Dotation  von  500,000  fl.  zum  Wechsel-Eskompte  erriclitet,  die  im  No- 
vember 1867  auf  600,000  fl.  erhöht  wurde;  das  Lomdardgeschäft  wurde  erst 
1868  mit  einer  Dotation  von  100,000  fl.  bewilligt,  die  1869  auf  150,000  fl., 
1872  auf  250,000  fl.  und  1873  auf  300,000  fl.  erhöht  wurde.  In  Hermaun- 
stadt  wurde  1868  eine  Bank-Filiale  mit  300,000  fl.  imd  1854  mit  500,000  fl. 
zum  Lombardgeschäft  errichtet.  In  Kasohau  wurde  1854  eine  Bank-Filiale 
errichtet,  zum  Wechsel-Eskompte  wurde  nichts  bewilligt,  zum  Lombardge- 
schäft aber  1854  100,000  fl.,  1856  200,000  fl.,  1868  400,000  fl.  und  1872 
700,000  fl.  CS.  Neuwirth  :  Bankakte  und  Baukstreit.)  . 


nen-Scliiild  an  die  Nationalbank,  wofür  die  dargeliehe- 
nen Noten  tbatsäclilicli  ebenso  in  Ungarn  wie  in  den 
übrigen  Tlieilen  des  österreicbiscli- ungarischen  Reiches 
zirknlircn,  auf  Grnnd  des  noch  liente  unverändert  zu 
Reclit  bestehenden  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1862 
lind  des  Uebereinkommens  mit  der  Nationalabank  vom 
6/10  Janner  1863  das  gesammte  Eeich  gleichraässig 
belastet,  und  von  dieser  Ueberzeugung  Avird  die  Eegie- 
rung  bei  den  Verhandlungen  geleitet  sein,  welche,  wenn 
nicht  füher,  spätestens  im  Jahre  1874  gepflogen  wer- 
den müssen,  um  das  Verhiiltniss  zur  Nationall)ank  zu 
regeln. « 

Der  österreichische  Finanzminister  schliesst  also 
seine  Rede  mit  der  nach  1867  für  einen  Minister  gewiss 
fehlerhaften  Auffassung,  mit  der  er  seine  Rede  begonnen 
hatte,  indem  er  mit  besonderem  Gewicht  hervorhebt, 
dass  das  am  27.  Dezember  1862  durch  den  Reichsrath 
gebrachte  Gesetz,  weil  dasselbe  als  für  das  ganze  Reich 
giltig  bezeichnet  war,  für  Ungarn  aucli  heute  in  Gel- 
tung sei. 

Während  des  weiteren  Verlaufs  der  Debatte  über 
diese  Frage  wurden  noch  drei  interessantere  Auesserun- 
gen gethan,  seitens  der  Herren  Abgeordneten  Dr.  Plener, 
Dr.  Brestl  und  Dumba,  deren  Erklärungen  ich  jedoch 
übergehe,  da  sie  nichts  Neues  enthalten. 

In  dem  Vorangeschickten  habe  ich  nachgewiesen, 
dass  nach  dem  Ergebnisse  der  kommissionellen  und 
legislativen  Berathungen,  welche  der  Schaffung  des 
Staatsschulden-Gesetzes  voranghigen  und  nach  den  offe- 
nen imd  klaren  Bestimmungen  der  im  gemeinsamem 
Theilnahme  geschaffenen  Staatsscliulden- Gesetze  die 
Partizipirung  Ungarns  an  der  Rückzahlung  der80-^ril- 
lionen  Bankschuld  nicht  verlangt  werden  kann.    Jetzt 
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erübrigt  mir  noch  zu  beweisen,  da.ss  für  diese  ungerechte 
Forderung  nicht  einmal  Gründe  der  Billigkeit  vorge- 
l^racht  werden  können. 

Zur  Erhärtung  dieser  Behauptung  führe  ich  fol- 
gende Thatsaclien  an :  Erstens :  Es  ist  anerkannt,  dass, 
wenn  im  allgemeinen  Verkehre  Ijefindliche  Papiere 
oder  Banknoten  gegen  andere  umgetauscht  werden,  eine 
bestimmte  Summe  nicht  eingelöst  zu  werden  pflegt,  und 
nach  Ablauf  der  für  solchen  Eintausch  festgestellten 
Frist  die  nicht  eingelösten  bedeutenden  Summen  Dem- 
jenigen zugute  zu  kommen  pflegen,  der  die  Operation 
durchgeführt.  Es  war  vorauszusehen,  dass  ein  ansehnli- 
cher Tlieil  der  unter  verschiedenen  Schuldtiteln  in  Um- 
lauf gesetzten  und  auf  den  verschiedenen  Geldmärkten 
Europas  untergebrachten  Werthpapiere,  der  sich  ver- 
irrte, vernichtet  wurde  oder  in  Verlust  gerathen  war, 
zur  Einlösung  nicht  p  r  a  s  e  n  t  i  r  t  w  e  r  d  e  n 
wird.  Zu  Ende  des  Jahres  1873,  als  die  Konversion  na- 
hezu  vollständig  beendigt  war,  machte  diese  Österreich 
zugute  kommende  Differenz  bei  der  in  Papiergeld  ver- 
zinsbaren Staatsschuld  7.136,295  fl.,  bei  den  in  Silber 
verzinslichen  Schulden  aber  2.003,413  fl.  50^2  Kr.,  zu- 
sammen 9.139,708  fl.  50  V^  Kr.  aus.  Nach  dem  Berichte 
der  österreichischen  Konnnission  zur  Kontrole  der 
Staatsschulden  vom  6.  Mai  1875  betrugen  zu  Ende  De- 
zeniber  1874  die  fälligen,  aber  zur  Auszahlung  nicht 
präsentirten  Zinsen,  Eenten  und  Zahlungen  in  Papier- 
geld 10.076,114  fl.  78  V^  Kr.,  in  Silberwährung  aber 
3.412,400  fl.  52'/,  kr.,  zusammen  13.488,515  fl52i/3kr. 

Zweitens :  Es  war  ein  grosser  Gewinn,  den  die  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  dadurch  erzielten,  dass 
sie  die  Modalitäten  der  Konversion  fest- 
stellten,   dass  sie    diese    M  a  s  s  r  e  g  e  1    durch- 
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f  ü  li  r  t  e  11,  indem  sie  die  Coiipoiisteuer,  dann  die  Gewinn- 
steuer nacli  der  Lotterie-Anleihe  erliöliten.  Obgleich  ich 
trockene  Zahlen  zitiren  muss,  so  halte  icli  es  doch  nielit 
für  luiinteressant,  das  Ergebniss  der  Konversion  darzu- 
stellen, wobei  selbstverständlicli  auch  der  Zinsengewinn 
von  den  erwähnten  verlorenen  Obligationen  in  Betracht 
kommt.  Untersuchen  wir  den  Zustand,  auf  Grund  des- 
sen im  Jahre  1867  zwischen  den  beiden  Ministerien  und 
später  zwischen  den  beiden  Deputaionen  die  Verhand- 
lungen bezüglich  der  Staatsschulden  vor  sich  gingen, 
und  vergleichen  wir  densel1)en  mit  den  Resultaten,  die 
sich  nach  der  Durchführuno-  der  Konversion  zeitirten. 
Zu  Ende  des  Jahres  1867  betrug  die  Staatsschuld,  von 
welcher  keine  Zinsen  gezahlt  wurden,  394,264,651  fl. ; 
darin  sind  enthalten  die  aus  Staatsnoten  bestehenden  312 
Millionen  und  die  von  der  Bank  dargeliehenen  80  Mil- 
poneii ;  die  Kapitalssumme,  von  welcher  Zinsen  oder  Ge- 
winnste  gezahlt  wurden, machte  2.630,243,211  fl,  die  obli- 
gatorische Zinsenzahlung  alier  127.718,147  Ü;  wenn  man 
von  diesem  Zinsenbetrag  die  Couponsteuer  abzieht,  die 
1867  schon  bestand,  so  machten  die  bar  zu  zahlenden  Zin- 
sen 121.200,650  fl.  Ausserdem  betrug  die  bei  der  Kontra- 
hirung  der  Anlehen  festgesetzte  Amortisatious-Quote  in 
diesem  Jahre  13.070,578  H.,  die  mit  der  Lotterie  verbunde- 
nen Gewilinste  aber  —  nach  Abzug  der  damals  bestehen- 
den Einkommensteuer  —  4.125,179  fl ;  zusammen  also 
betrug  die  Belastung  an  Zinsen,  Amortisation  und  Ge- 
winnsten  —  nach  Abzug  der  damals  bestehenden  Einkom- 
mensteuer—  138,396,413  fl.  Die  Art  wie  die  Konversion 
durchzuführen  sei,  bestimmt  das  Reichsratlis-Gesetz  vom 
20.  Juni  1868,  dessen  §.  2  die  Art  und  Weise  der  Um- 
wechslung  der  verschiedenen  Schuldtitel  in5perzentige 
Rente  nach    verschiedenen  Klassen    feststellt   und  zu- 
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gleich  verfügt,  in  welchem  Betrag  jeder  einzelne  Schuld- 
titel einzulösen  sei ;  §.  4  bestimmt  die  Erhölmng  der 
Coupon-Steuer  von  7  auf  16Perzent ;  §  6  stellt  fest,  dass 
die  Lotterie-Anleihen,  welche  Zinsen  gemessen,  von  den 
Zinsen  20  Perzent  Conponsteuer  zahlen,  ferner,  dass  von 
jedem  Gewiim  aus  der  Lotterie- Anleihe  20  Perzent  als 
Steuer  zu  entrichten  ist.Von  dieser  Steuer  werden  nur  zwei 
Anlehen  ausgenommen;  die  soganannte  Dominial- Anleihe 
und  die  Donauregulirungs-Anleihe  vom  Jahre  1869. 

Indem  ich  die  Einzelheiten  der  Durchführung  der 
Konversion  übergehe,  will  ich  nur  diejenigen  Zahlen 
anführen,  welche  die  Belastung  der  andern  Hälfte  der 
Monarchie  bezüglich  der  Staatsschulden  darstellen,  um 
dieselbe  mit  den  Zahlen  zu  vergleichen,  welche  im 
Jahre  1867  bestanden  und  zu  untersuchen,  wie  diesel- 
ben sich  darstellen  würden,  wenn  Ungarn  —  wie  dies 
in  der  ersten  ministeriellen  Vereinbarung  im  Jahre  1867 
geplant  war  —  an  allen  Vortheilen  der  Konversion 
partizipirt  hätte.  Zu  Ende  des  Jahres  1873  machte  die 
Rente  der  unifizirten  Staatsschulden  46.494  Millionen 
in  Papier,  41o74  Millionen  in  Silber,  zusammen  87.569 
Millionen.  Die  Zinsen  der  der  Konversion  nicht  unterzo- 
genen Staatsschulden  betrugen  1 6.009  Millionen  in  Papier, 
3.616  Millionen  in  Silber,  zusammen  19.625  Millionen,  Al- 
les zusammen  107. 195  Millionen,  hievon  die  ungarische 
Jahresquote  von  29.i8s  Millionen  in  Abzug  gebracht, 
machte  die  Zinsenbelastung  Österreichs  77  Millionen  aus. 

Wie  wäre  es  um  die  Zinsenbelastung  Ungarns  ge- 
standen, wenn  es  auf  die  in  Folge  der  Konversion  ein- 
getretene  Erleichterung  nicht  zu  Gunsten  Österreichs 
verzichtet  hätte  ?  Wie  wir  gesehen,  hat  nach  der  Kon- 
version die  ganze  Belastung  107. lus  Millionen  ausge- 
macht ;  hievon  in  Abzug  gebracht  das  in  der    Verein- 
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riing'  der  l)ei(leii  Ministerien  festgestellte  Priici[)ui im  Non 
25  Millionen,  wären  zur  quotenmässigen  Lastenverthei- 
lung  72.195  Millionen  geblieben;  die  jährliche  Belastung- 
Ungarns  hätte  also  21.^08  Millionen  ausgemacht,  liiezu 
nicht  mitgerechnet  die  zu  Ende  1873  nocli  verbliebenen 
Kapitalsrückzahlungen,  welche  im  Sinne  des  Gesetzes 
durch  die  Ausgabe  neuer  Rententitel  zu  decken  Avaren.  *) 
Es  steht  nicht  in  unserer  Macht  —  und  wir  haben 
auch  nicht  das  Recht  —  es  zu  fordern,  dass  auch  wir  an 
dem  Nutzen  der  Konversion,  welche  nach  dem  vom 
österreichischen  Reichsrathe  geschaffenen  Gesetze  dm'ch- 
geführt  wurde,  partizipiren  sollen.  Wir  haben  ja  selber 
darein  gewilligt,  dass  die  Staatsschulden-Angelegenheiten 
im  Wirkunkskreise  der  österreichischen  Gesetzo-ebuno- 
und  des  österreichischen  Ministeriums  verbleiben  sol- 
len. Aber  ebensowenig  haben  Gesetzgebung  und  Re- 
gierung der  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  das 
Recht  und  die  Macht,  uns  unter  irgend  einem  Titel  od  er 
Vorwande  neue  Lasten  aufzubürden.  Sollten  sie  solches 
verlangen,  dann  muss  man  ihnen  in  Erinnerung  brhi- 
gen,  dass  nach  der  Durchführung  der  Konversion  und 
der  Erhöhung  der  Couponsteuer  das  Präzipuum  von  25 
Millionen,  welches  Ungarn  der  Natur  der  Sache  nach 
zu  fordern  berechtigt  war,  keinen  Werth  mehr  hat. 
Aus  den  Protokollen  der  ungarischen  Deputation  geht 
herv(3r,  dass  die  ungarische  Regier  u  n  g  n  u  r  i  n 
dem  Falle  der  Erhöhungder  auf  gründli- 
chen Rechnungen  basirten  28p  e  r  zentigen 
Quote  auf  30  Perzent  zustimmte,  wenn  die 
im  Reichsrathe  vertretenen  L  Ji  nd  er  bei 
der  Theilung  der  St  a  ats  s  c  h  u  Ide  nlas  t  ein 
Präzipuum   von   25  Millionen  übernehmen. 

*)  S.  die  XVn.  Beilage. 
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Die  ungarische  Regierung  war  berechtigt,  gelegent- 
lich der  Verhandlungen  dieses  Präzipuum  zu  fordern, 
deini  in  den  langen  Beratlningen  der  beiden  Ministe- 
rien wurde  durch  zahlreiche  Daten  erwiesen,  dass  unter 
den  Titeln  der  Staatsschulden  ansehnliche  Summen 
enthalten  sind,  welche  im  Allgemeinen  oder  speziell  die 
übrigen  Länder  Sr.  Majestät  angehen,  dass  für  nützli- 
che Investitionen  verhaltnissmässig  grössere  Summen  aus 
den  öffentlichen  Einnahmen  zu  Gunsten  der  im  Reichs- 
ratlie  vertretenen  Länder  verwendet  worden  seien.  Damit 
Ungarn  dieselben  Investitionen  machen  könne,  war  und 
ist  es  gezwungen,  den  Kredit  in  höherem  Masse  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Unter  Anderem  war  das  Bahnnetz 
in  Oesterreich  viel  weiter  fortgeschritten  als  bei  uns, 
und  damit  wir  nur  dasjenige  Mass  erreichen,  das  in 
Österreich  schon  im  Jahre  1867  hinsichtlich  der  Ent- 
wicklung der  Eisenbahnen  und  Steinstrassen  bestand 
musste  Ungarn  grosse  Opfer  bringen,  welche  nicht  we- 
nig zur  Steigerung  der  Lasten  und  zur  Störung  des 
Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte  beitrugen. 

Das  Einkommen  von  den  Kapitalien,  die  soge- 
nannte »freie  Rente«  existirt  liierzulande  nur  in  sehr 
geringem  Masse,  während  es  in  den  übrigen  Ländern 
Sr.  Majestät  im  Jahre  1867  vielfach  grösser  war  und 
somit  ist  in  den  übrigen  Ländern  Sr.  Majestät  aucli  die 
Steuerfähigkeit  eine  bedeutend  grössere. 

Endlich,  was  bei  der  Feststellung  des  Staatsschul- 
denbeitrages als  hochwichtiges  Moment  in  Betracht 
kam,  —  sind  die  Länder  der  ungarischen  Krone  mit 
einer  verliältnissmiissig  ungleicli  grösseren  Grundentla- 
stungsschuld belastet. 

Drittens  muss  ich  bemerken,  dass  die  Argumenta- 
tion des  Finanzausschusses  des  Reichsrathes,  als  wäre 
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die  von  der  g-emlscliten  Koiuinission  aii<j,etertlg-te  Liste, 
iu  welcher  die  80-Millionen- Schuld  eiitlialtcn  war,  nur 
zur  Feststellung  der  Zinsenlast  vorgenonnnen  worden, 
damit  darnach  die  Last  der  beiden  Theile  berechnet 
werde  und  als  könne  man,  weil  darin  nach  der  80-Millio- 
nen-Schuld  keine  Zinsen  vorgeschrieben  waren,  reclit- 
lich  von  Ungarn  die  Theilnahme  an  der  Rückzahlung 
dieser  Schuld  verlangen  —  dass,  sage  icli,  diese  Ar- 
gumentation den  im  Reichsrathe  vertretenen  Ländern 
nur  zum  Nachtheile  gereichen  könnte.  Denn  lüilt  man 
sich  an  diese  Argumentation,  so  muss  man  logisch  fol- 
gern, dass,  wenn  bei  irgend  einem  Titel,  der  in  dieser 
Liste  enthalten  ist,  eine  Erleichterung,  respektive  eine 
Zahlungsverringerung  eintritt,  ein  verhältnissmässiger 
Theil  dieser  Differenz  Ungarn  zugute  gerechnet,  das 
ist,  der  Staatsschuldbeitrag  Ungarns  um  so  viel  ver- 
rino^ert  werden  müsse.  Was  würden  die  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Länder  dazu  sagen,  wenn  wir  be- 
haupten wollten,  dass,  nachdem  durch  die  Konversion 
der  Staatsschulden  die  Zinsenlast  bedeutend  geringer 
wurde,  als  sie  sich  in  den  Berechnungen  dieser  gemisch- 
ten Kommission  darstellt,  diese  Differenz  nach  dem 
Quotenverhältnisse  auch  Ungarn  zugute  kommen,  und 
der  Staatsschuldenbeitrag  demnach  verringert  werde? 
Einer  solchen  Forderung  gegenüber  Avürden  sie  gewiss 
sagen:  das  ist  nicht  möglich!  das  ist  unberechtigt,  denn 
es  widerspricht  dem  Gesetze,  denn  es  geht  aus  den 
Schriften  der  Kommission  hervor,  das  aller  aus  der 
Konversion  und  aus  der  Couponsteuer  resultirende 
Vortheil  die  im  Reichstrathe  vertretenen  Länder  angeht. 
Mit  eben  solchem  Rechte  und  eben  solclier  Entschie- 
denheit k()nnen  wir  behaupten,  dass  eben  aus  diesen 
Schriften  und  Gesetzen  klar  zu  Tage  tritt,  dass  die  an- 
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dere  Hälfte  der  Monarchie  dieses  Vortlieils  nur  unter 
der  Bedingung  theilliaftig  wurde,  wenn  sie  die  Kapitals- 
rückzalilungen  der  nicht  unifizirbaren  und  später  fälli- 
gen Staatsschulden  übernimmt,  welche  Rückzalilungen 
durch  Emission  einheitliclier  Staatsschulden-Obliga- 
tionen zu  bedecken  sind  ,  deren  Zinsen  die  andere 
Hälfte  der  Monarchie  belasten,  und  wozu  Ungarn  jährlich 
1.150,000  il.  beiträgt;  da  aber  die  Bankscliuld  eine 
Staatsschuld  und  später  rückzahlbar  ist,  so  hat  dasselbe 
Gesetz,  welches  Oesterreich  die  Vortheile  der  Konversion 
zusichert,  Ungarn  von  der  Verpflichtung  der  Tlieil- 
nahme  an  der  Rückzahlung  der  80-Millionenschuld 
befreit. 

Es  ist  daher  nicht  gerathen,  von  dem  erwähnten 
Argumente  Gebrauch  zu  machen,  weder  im  Allgemei- 
nen, noch  im  Besonderen.  Für  Letzteres  will  ich  einen 
besondern  Fall  vorbringen. 

Unter  den  von  der  gemischten  Kommission  aufge- 
nommenen Zinsentiteln  befindet  sich  eine  —  die  Sali- 
nenscheine — ,  welche  thatsächlich  bedeutend  we- 
lliger beträgt,  als  sie  in  der  Liste  ausmacht.  Ueber 
diesen  Titel  könnten  wir  um  so  eher  Beschwerde 
führen,  als  die  liiebei  durchgeführte  Ersparniss  aus 
einem  von  der  österreichischen  Regierung  angewand- 
ten Verfahren  resultirt,  das  der  zwischen  den  beiden 
Ministerien  im  Jahre  1867  getroffenen  Vereinbarung 
geradezu  widerspricht,  welche  dem  ungarischen  Reichs- 
tage vor  der  Schaffung  des  Staatsschulden-Gesetzes 
vorgelegt  worden  ist,  in  das  Protokoll  des  ungarischen 
Reichstage  aufgenommen  wurde  und  deren  Bestimmun- 
gen durch  den  G.-A.  XLVI:  1868  bekräftet  wurden. 
Das  Mittel  aber,  welches  zur  Durchführung  dieser  Er- 
leichterung    angewandt     wurde,    geht    uns    näher    an 
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da  zu  diesem  Ende   der  unter  iromeinsanie  (iarantlc  ixe- 
stellte  Staatsnoten-Undauf  vei-nieln-t  w  iii-dc. 

DieGasannntsunuiiedei-SaHneiisclic'ino  wurde  naeli 
G.-A.  XV:  1867  auf  100  Ällllionen  und  als  österreichi- 
sche Last  festgestellt,  die  Zinsen  aher  wurden  in  der 
von  der  gemischten  Kommission  angefertigten  und  von 
den  beiden  Ministerien  gntgeheissenen  Liste  der  »Staats- 
schulden auf  5  Millionen  normirt.  Punkt  c)  in  ij.  12  des 
G.-A.  XLVI:  1868  lautet  felgendermassen :  »Die  Auf- 
gabe der  Kontrols-Kommission  ist,  darüber  zu  wachen, 
dass  das  in  §.  5  des  G.-A.  XV:  1867  festgestellte  Ver- 
lüiltniss  zwischen  den  Salinenscheinen  und  Staatsnoten 
derart  aufrecditerluilten  werde,  dass  in  Folge  der  zeit- 
weil ioen  Verrin^eruno;  der  Salinenscheine  die  Vermeh- 
rungder  aus  Staatsnoten  und  Scheidemünze  bestehenden 
schwebenden  Schuld  keine  ständige  werde.«  Sonach  hat 
das  österreichische  Ministerium  eine  Verpflichtung  über- 
nommen, zufolge  welcher ,  wemi  mittlerweile  in  Folge 
grösseren  Zurückfliessens  der  Salinenscheine  die  Summe 
der  in  Umlauf  befindlichen  Staatsnoten  eine  beträcht- 
liche Steigerung  erfahren  würde,  diese  Steigerung  nur 
eine  provisorische  sein  darf.  Sie  ist  daher  verpflich- 
tet, neuerdings  Salinenscheiue  in  Umlauf  zu  bringen, 
das  ist,  solche  mit  einem  Zinsfusse  auszugeben,  wel- 
cher sie  wieder  gesucht  macht,  denn  das  Gesetz  ver- 
fügt ausdrücklich,  »dass  die  Zunahme  der  im  Ganzen 
312  Millionen  betragenden  schwebenden  Schuld  keine 
ständio-e  werden  darf«.  Das  österreichische  IMinisterimn 
hat  aber  dieser  Verordnung  des  Gesetzes  nicht  ent- 
sprochen, demi  es  hat  die  Zinsen  der  Salinensclieine  im 
Jahre  1868  herabgesetzt  und  dadurch  den  österreichi- 
schen Finanzen  in  zwei  Richtungen  Erleichterung  ver- 
schafft; erstens  hat. die  Zinsenbelastnng  eine  Verringerung 

C.  D.  27 
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erfoliren,  denn  seilest  Avenn  aucli  die  ganzen  100  Millio- 
nen in  Umlauf  geblieben  wären,  so  hätte  es  weniger  als 
die  in  die  Liste  der  Staatscliulden  aufgenommenen  5  Mil- 
lionen zalilen  müssen ;  es  gewann  aber  zweitens  auch  da- 
durch, dass  durch  die  herabgesetzten  Zinsen  der  Umlauf 
der  Salinenscheine  ein  geringerer  wurde  und  sonach  von 
einem  geringeren  Betrage  als  von  100  Millionen  die  Zinsen 
zu  zahlen  waren,  da  anstatt  dieser  Salinenscheine  Stäats- 
noten,  welche  unter  gemeinsame  Garantie  gestellt  sind  und 
nicht  verzinst  werden,  in  Umlauf  gesetzt  wurden  und  noch 
jetzt  in  Umlauf  erhalten  werden  *)  So  lange  ich  die  un- 
garischen Finanzen  leitete,  wurde  die  Vereinbarung 
auch  gehalten,  denn  ich  fasste  die  Bestimmung  des  Ge- 
setzes so  auf,  dass  im  Falle  als  in  einer  bestimmten  kür- 
zeren Frist  der  Umlauf  der  Salinenscheine  sich  beträcht- 
lich verringert,  der  österreichische  Finanzminister  die 
Zinsen  der  Salinenscheine  zu  erhöhen  habe,  damit  durch 
den  grösseren  Begehr  das  im  Gesetze  festgestellte  Ver- 
hältniss  wieder  hergestellt  werde.  Nachher  jedoch  wairde 

*)  Nach  den  Ausweisen  der  österrreichischen  Staatsscliuldeu-Kontrols- 
Kommission  M-ar  mit  Ende  Juni  1869  die  Summe  der  Salinen-Scheine 
99,992.182  fl.  50  kr.  Damals  Avurde  also  noch  das  vom  Gesetze  festgestellte 
Verhältniss  genau  eingehalten.  Mit  Ende  Dezember  1869  sank  jedoch  die 
Summe  schoi  auf  90.515,632  fl.  50  kr.  und  der  in  diesem  Jahre  gezahlte 
Zinsenbelrag  machte  nicht  5  Millionep,  sondern  4.035,396  fl.  90  kr.  ;  Ende 
Juni  1870  war  die  Summe  93.298,432  fl.  50  kr.,  sank  aber  mit  Ende  Dezem- 
ber auf  59,886.532  fl.  50  kr.  und  die  Jahreszinsen  betrugen  2,657.470  fl. ;  mit 
Ende  Juni  1871  betrug  dieselbe  52.463,732  fl.  50  kr.,  mit  Ende  Dezember 
aber  38.398.532  fl.  50  ki-.  und  die  einjährigen  Zinsen  machten  1,719.035  fl. 
75  kr.;  mit  Ende  Juni  1872  war  der  Betrag  35.138,532  fl.  50  kr.  und 
mit  Ende  Dezember  3.600,8082  fl.  50  kr.,  die  Jahreszinsen  aber  waren 
1.724,080  fl.  75  kr.  ;  mit  Ende  Jimi  1873  35.116,832  fl.  50  kr.,  mit  Ende  De- 
zember 67.966,432  fl.  50  kr,,  die  einjährigen  Zinsen  3.325,763  fl.  75  kr. ; 
mit  Ende  Juni  1874  9.269,635  fl.  50  kr.,  mit  Ende  Dezember  66,707.867  fl. 
60  kr.,  die  Jahreszinsen  2.600,112  fl.  Aus  diesen  Zifl'ern  ist  ersichtlich, 
welch  ein  namhaftes  Ersparniss  jenen  5  Millionen  gegenüber,  die  bei  Be- 
rechnung der  Ziusengebühr  nach  der  Staatsschuld  in  das  Verzeichniss  auf- 
genommen wurden,  im  Laufe  dieser  Jahre  erzielt  worden  ist. 
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die  Störung'  in  dem  Verlitiltnisse  zwlsclien  den  Salinen- 
sclieinen  und  Staatsnoten  eine  perniamente  und  das  mit 
der  zwischen  den  l)eiden  IMinisterien  getroffenen  Ver- 
einbarung kollidirende  Verfaln-en  bürgerte  sieh  ein. 
Wenn  nun  die  Argumentationen  des  Finanzausseluisses 
des  Reichsraths  gelten  sollen,  so  könnte  man  billig  ver- 
langen, dass  die  Differenz  aus  allen  jenen  Jahren,  wo 
weniger  als  5  Millionen  Zinsen  gezahlt  wurden,  quoteu- 
mässig  Ungarn  gutgeschrieben  werde.  Wenn  die  öster- 
reichische Regierung  diese  Differenz  von  Jahr  zu  Jalir 
mit  Zinseszinsen  aufgenommen  hatte,  so  würde  sich  bis 
zum  Ablauf  des  Bankprivilegiums  eine  ansehnliche 
Summe  ergeben  haben. 

Endlich  viertens  möchte  ich  noch  eine  Frasre  rieh- 
ten  an  Diejenigen,  welche  für  die  Partizipirung  Ungarns 
an  der  80-Millionen-Schuld  das  Argument  vorbringen, 
dass  die  österreichische  Nationalbank  ein  o-emelnsames 
Institut  sei.  Hat  man  dieses  Prinzip  auch  in  der  prak- 
tischen Anwendung  konsequent  durchgeführt  ?  Die  Ei-- 
fahrung  lehrt,  dass  man,  wenn  von  der  Rückzalilung 
der  80-Millionen-Schuld  die  Rede  ^A'ar,  oder  wenn  das 
im  Bankffesetz  festo-estellte  Einkommen  ein  o-erino-eres 
geAvesen  und  man  die  Verpflichtung  Ungarns  zurTlieil- 
nahme  demonstriren  wollte,  oder  wenn  von  Ungarn 
die  unverletzte  Aufrechterhaltung  des  Bank-Privile- 
giums  verlangt  wurde,  in  solchen  Fällen  innner  be- 
hauptete, die  Bank  sei  kein  österreichisclies,  sondern  ein 
gemeinsames ,  ein  österreichisch-ungarisches  Institut. 
Wenn  hino-eo-en  von  der  Modifiziruno;  des  Bankstatuts 
die  Rede  war,  so  reklamirte  dieösterreicliisclicLegislative 
solches  als  ein  ihr  allein  und  ausschliesslich  zustehen- 
des Recht  ;  wenn  von  der  Aufsicht  über  die  Bank, 
oder    von    der    Forderung    betreffs    Errichtung    neuer 
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Filialen,  oder  von  der  Eiuliussiialime  auf  die  Kreditbe- 
tlieiligung"  der  beiden  Hälften  der  Monarchie  die  Rede 
war,  so  sah  die  österreichische  Regierung  dies  stets 
als  ihr  ausschliessliches  Recht  an.  Allein  es  ist  ja 
handareiflich ,  dass  man  in  einer  und  derselben  An- 
o'eleo'enheit  nicht  zwei  einander  g-anz  ento^eo^ng^esetzte 
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Standpunkte  einnehmen  kann ;  die  Bank  kann  nicht  ein 
ausschhesslich  österreichisches  und  zugleich  ein  gemein- 
sames Institut  sein  ;  wenn  sie  ein  österreichisches  Institut 
ist,  dann  ist  der  Standpunkt  der  ungarischen  Regierung 
und  Legislative  vollkommen  gerechtfertigt.  Dafür  aber, 
dass  die  österreichische  Regierung  und  Legislative  bei 
jeder  einzelnen  Handlung  demonstrirt  hat,  dass  die  Bank 
ausschliesslich  ein  österreichisches  Institut  sei,  dafür 
finden  wir  den  prägnantesten  Ausdruck  darin,  dass  der 
österreichische  Staatsschatz  von  Jahr  zu  Jahr  von  dem 
reinen  Einkommen  der  Bank  die  bedeutende  Steuer  be- 
zog und  bezieht,  welche  die  Bank  im  Sinne  des  Gese- 
tzes zahlen  muss.  Niemandem  von  österreichischer  Seite 
kam  bisher  in  den  Sinn,  zu  beantragen,  dass  auch  Un- 
garn quotenmässig  an  diesem  Steuer-Erträgnisse  parti- 
zipiren  soll.  Hätte  die  österreichische  Regierung  die  Bank 
als  ein  gemeinsames  Institut  Avollen  gelten  lassen,  so 
wäre  es  ihre  Pflicht  gewesen,  bezüglich  der  Steuer  der 
Bank  sofort  zu  Beginn  ein  Verfahren  in  Vorschlag  zu 
bringen,  wie  es  bezüglich  der  Avirklich  gemeinsamen  In- 
stitute, wie  beispielweise  des  Oesterreichischen  Lloyd,  in 
Uebuno-  ist,  oder  wenn  die  österreichische  Reo-ieruno;  in 
Warheit  die  Frage  der  80-Millionen-Schuld  als  eine 
schwebende  betrachtet  hätte,  so  müsste  sie  zum  Beweise 
dessen,  dass  die  Frage  später  zu  entscheiden  sein  werde, 
ob  die  Bank  ein  gemeinsames  Institut  sei  oder  nicht,  die 
jährliche   Steuer  der   Bank  vom  Jahre  1867  an  bis  zur 
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Entsclieidiino;  dei-  Frasre  —  da  zwiselien  zwei  Staa- 
ten die  Deponininsi,-  Ijei  Genelitcu  iiiclit  anwendbar 
ist  —  als  ein  Deposit  verbnclien  nnd  mit  Zinseszinsen 
gesondert  verreclnien.  Aus  einer  solclien  Hiielning  der 
Banksteuer  würde  schon  lieute  eine  solch'  namliafte 
Sunnne  resultiren,  dass  nach  Ablauf  des  Bank})rivile- 
giinns  die  Rückzahlung  der  80-]\[illionen-Schuld  wesent- 
lich erleichtert  wäre. 

Ich  habe  mich  mit  der  Frage  der  80-^[illionen- 
Schuld  lange  beschäftigt,  denn  ich  wollte  den  Nachweis 
liefern,  dass  man  die  Theilnahme  Ungarns  an  der  Rück- 
zahlung der  80-Millioncn-Schuld  weder  auf  Grund  der 
Deputations-Berathungen  und  der  als  bilaterale  Ver- 
träge in  Erscheinung  tretenden  Gesetze,  noch  aus  Bil- 
ligkeits-Rücksichten verlangen  kann. 


Dreizehntes  Kapitel. 

Rückblick  auf  lueiue  aintliclie  Wirksamkeit  in 

der  Baiikfrage. 

[Was  ist  der  Zweck  dieses  Rückblickes  auf  die  Zeit  meiner . 
amtlichen  Thätigkeit  ?  —  Da  mir  1866  das  Feld  zur  radikalen 
Lösung  der  Bankfrage  entzogen  wurde,  bestrebte  ich  mich  die 
Interessen  des  Landes  zu  sichern.  —  Was  Avar  der  Grund,  dass 
ich  die  Errichtung  einer  selbstständigen  Bank  nicht  1869  mit 
Erfolg  in  Angriff  nehmen  konnte  ?  —  Die  damalige  Geldkrise.  — 
Damals  waren  zwei  Auswege  denkbar.  —  Die  Errichtung  einer 
mit  Mej:allgeld  fundirten  Bank.  —  Schwierigkeiten  bei  der  Her- 
stellung der  Valuta,  und  Unwahrscheinlichkeit  des  Gelingens 
einer  Vereinbarung  in  Betreff  der  Einziehung    der  Staatsnoten. 

—  Der  andere  Ausweg:  Errichtung  einer  Bank  mit  Zwangskurs. 

—  Schwierigkeiten  in  diesem  Falle.  —  Was  ich  von  den  aus 
dem  Auslande  gekommenen  Anerbietungen  hielt.  —  Zurückhal- 
tung meiner  Nachfolger  im  Finanzministerium  in  dieser  Frage. 
Mein  persönliches  Motiv.  —  Welche  Absicht  ich  in  der  Bank- 
frage als  Ministerpräsident  hegte.  —  Mein  Schreiben  an  Deäk 
1872.  —  Der  mir  ausführbar   scheinende  Plan.] 


Ich  habe  den  historischen  Tlieil  der  Bankfras^e  dar- 
gelegt,  und  glaube,  dass  ich  kein  bedeutenderes  Moment 
oder  interessanteres  Ereigniss  darin  unberührt  liess.  Bevor 
ich  zum  letzten  Theil  meines  Werkes  übergehe,  sei  es  mir 
gestattet  einen  kurzen  Rückblick  auf  die  Zeit  zu  werfen, 
wo  ich  als  ungarischer  Finanzminister  auf  die  Entwicke- 
lung  der  Bankfrage  direkten  Eiufluss  ausübte,  und  auch 
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der  Periode  zu  gedenken,  in  der  ieli  später  —  verlialt- 
nissmässig  kürzere  Zeit  —  das  sclnvierige  Amt  des  Mi- 
nisterprasidiums  führte.  In  dieser  letzteren  Periode  ging 
die  direkte  Verfügung  nicht  mich,  sondern  den  Kessort- 
minister an,  und  bot  sich  überhaupt  wenig  Gelegenlieit 
auf  die  weitere  Entwickelung  der  Bankfrage  zu  wirken; 
gleieliwohl  aber  war  es  mir  nicht  unmöglicli  auf  die 
Bankfrage  Einfluss  zu  üben.  Nicht  zu  meiner  Vertliei- 
digung  will  icli  diesen  Rückblick  tliun,  aucli  nicht  um 
auf  den  mir  mehr  als  einmal  und  von  verschiedenen 
Seiten  gemachten  Vorwurf  zu  antworten,  warum  icli  die 
Bankfrage  nicht  definitiv  löste,  als  ich  Mitglied  der  un- 
garischen Regierung  war;  sondern  nur  um  die  Umstände 
klar  zu  legen,  die  auf  meine  Handlungen  betreffs  der 
Bankfrage  von  Einfluss  waren. 

Mit  ruhigem  Gewissen  kann  ich  sagen,  dass  ich 
1867,  6S^  69  und  in  den  ersten  ^Monaten  des  Jahres 
1870,  als  ich  die  Verhandlungen  in  der  Bankfrage  di- 
rekt führte,  die  Rechte  des  Landes  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  treu  zu  wahren  und  die  Interessen  des- 
selben nach  Möglichkeit  zu  fördern  bestrebt  war. 

AVährend  dieser  ganzen  Zeit  hat  sich  nach  meiner 
Ueberzeugung  zur  gründlichen  Lösung  der  Bankfrage 
nur  einmal  eine  günstige  Gelegenheit  dargeboten :  in  der 
denkAvürdigen  Uebergangsperiode  des  Jahres  18G7.  — 
Ln  VIII.  Kapitel  habe  ich  dargelegt,  wie  man  meiner 
Ansicht  nach  im  Zusammenhange  mit  mehreren  ande- 
ren Avichtigen  Fragen  auch  die  Bankfragc  nu  Interesse 
beider  Theile  der  Monarchie  liätte  lösen  können.  Ich 
habe  auf  die  Hindernisse  hingewiesen,  welche  die  Aktion 
mnnöglich  machten.  Dann  blieb  mir  nichts  übrig,  als 
mit  Erwäo'unü'  der  o-eo-ebenen  Situation  einerseits  dahin 
ZU  wirken,  dass  das  Verfügungsrecht  dci-  Gesetzgebung 
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des  Landes  anerkannt  werde,  andererseits  darnach  zu 
streben,  dass  die  österreichische  Nationalbank  Avährend 
der  UebergangsiDcriode  im  Interesse  des  Privatkredits 
Ungarns  Alles  thue,  was  von  ihr  billig  verlangt  wer- 
den kann. 

Je    weiter  wir   den    grossen  Ereignissen  entrückt 
sind,  nnisoniehr  vergessen  selbst  wh,  die  wir  daran  An- 
theil  hatten  und  auf  sie  Einfluss  übten,  die  Schwierig- 
keiten, die  zu  überwinden,  die  Hindernisse,  die  zu  besei- 
tigen waren.  Um  wie  viel   weniger    erinnern  sich  Dieje- 
nigen  der  Situation  und  der  Schwierigkeiten  derselben, 
denen   einzelne  Details    gänzlich   unbekannt  geblieben 
sind.    Ich  linde  es   daher    natürlich,   dass  es  Viele  gibt, 
die  fragen,  warum  ich  im  September  1867  nicht   mehr 
gethan    habe,  —  ich,  der  ein  paar  Monate  vorher  ge- 
glaubt liatte,  die  Durchführung    radikaler   Massregeln 
von  so  grosser  Tragweite  in  Angriff  nehmen  zu  können. 
•  Hierauf  wird  es  mir,  glaube  ich,  unschwer  sein  zu  ant- 
worten.   Der  von  mir  gemachte  Vorschlag  war  nur  in 
seinem  ganzen  Umfange  ausführbar ;  so  wie  ein  Theil 
davon  unmöglich  gemacht  wurde,  musste   die  Ausfüh- 
rung des  Planes  sclieitern.    Nachdem  Männer  von  ent- 
scheidendem Einflüsse  ausgesprochen    hatten,  dass  die 
Initiative  bei  der    Feststellung  des  Modus    der  Staats- 
schulden-Reduzirung    nicht   Aufgabe    des    ungarischen 
Finanzministeriums  sei,   und  die  Pegnikolar-Deputation 
die  zwischen  den  zwei  Ministerien  zuerst  zu  Stande  ge- 
kommene Vereinbarung  verwarf,  in  der  ausgesprochen 
war,  dass  über  die  Konversion  der  Staatsschuld  den  bei- 
den Gesetzgebungen    ein  auf  gegenseitigem  Einverneh- 
men l)eruhender  Gesetzentwurf  vorzulegen  sein  werde, 
und  dass  die  Verfügung  über  die  Konversion  ausschliess- 
licli  dem  Ministerium  in  der  Gesetzgebung  der  im  Reichs- 
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ratli  vertretenen  Länder  zustehe:  so  fehlte  dem  ungari- 
schen Mmistcriuni  die  Basis,  der  Spieh'auni  zur  Initia- 
tive, und  konnte  man  die  Vahita-l\eii:ehino-  nicht  mehr 
mit  der  Reduktion  der  Staatsschuldhist  in  der  Weise  in 
Verbindung  bringen,  an  ie  ich  es  mit  dem  Zweck  der  Er- 
leichterung der  Staatsschuldenlast  projektirt  hatte; 
konnte  man  an  die  Liquidation  der  (■)sterreichisclien 
Nationalbank ,  und  daher  aucli  an  die  Bewcrkstelli- 
gung  eines  selbstständigen  und  gesunden  Banksystems 
für  Ungarn  nicht  mehr  denken.  In  Folge  der  so  geän- 
derten Verhältnisse  blieb  mir  keine  andere  Wahl  übrig, 
als  mit  der  Durchführung  des  Uebereinkonnnens  vom 
12.  September  darnach  zu  streben,  dass  für  die  Dauer 
der  Uebergangsperiode,  d.  i.  bis  zum  Ablauf  des  Bank- 
privilegiums,  dem  Lande  die  nützlichen  Dienste  der  be- 
stehenden Bankinstitution  sresichert  seien. 

Ich  hielt  dieses  Uebereinkommen  unter  den  dama- 
ligen Umständen  für  ein  namhaftes  Resultat,  denn  die 
Regierung  des  andern  Theiles  der  ^lonarchie  erkannte 
darin  ausdrücklich  das  Recht  Ungarns  an,  in  der  Zettel- 
bankfrage selbständig  vorzugehen,  sonst  hätte  sie  in 
dem  Uebereinkommen  der  ungarischen  Regierung  ge- 
genüber die  Verpflichtvmg  übernonmien ,  Massregeln 
durchzuführen,  denen  zufolge  die  österreichische  Natio- 
nalbank die  Interessen  des  uno;arischen  Kredits  hätte 
berücksichtigen  müssen. 

Uebrigens  hatte  auch  dieses  Uebereinkommen  ein 
Resultat  zur  Folge.  Bis  Ende  1869  war  kein  Grund  zur 
Klage  vorhanden,  denn  die  Direktion  der  Bank  ent- 
sprach allen  meinen  im  Interesse  des  ungarischen  Kre- 
dits gestellten  Anforderungen. 

Viele  haben  mir  auch  den  Vorwurf  gcmaclit,  Avarum 
icli,  wenn  es  schon   1867  niclit  möglich  wai-  mein-  zu 
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thiin,  nicht  später  die  Errichtung  einer  selbständigen 
National-Zettelbank  in  Angriff  genommen  und  durchge- 
führt habe,  besonders  damals,  als  die  Finanzlage  des 
ungarischen  Staates  geordnet  und  in  blühendem  Zustande 
war;  —  warum  ich  es  nicht  Ende  1869  gethan  habe, 
als  die  Staatskasse  voll  war,  der  Regierung  aus  den  öf- 
fentlichen Einkünften  viele  Millionen  zur  Verfügung 
standen ,  als  ich  Ende  1869  zur  Linderung  der  Krise 
im  Laufe  einer  Woche  im  Stande  war,  dem  Privatkre- 
dit des  Landes  16  Millionen  zur  Verfügung  zu  stellen 
als  zu  Ende  desselben  Jahres  laut  der  Schlussrechnung 
ein  Kassa-Ueberschuss  von  21  Millionen  sich  ergab, 
und  als  man  ausser  diesem  Betrag  zeitweilig  auch  noch 
über  viele  Millionen  verfügen  konnte,  die  aus  dem  Ei- 
senbahn-Anlehen  eingeflossen  waren  und  binnen  Kur- 
zem noch  einfliessen  konnten,  als  überdiess  auch  noch 
aus  dem  Lotterie-Anlehen  mehrere  Millionen  eingekom- 
men  waren ,  ohne  dass  man  sie  gleich  auszugeben 
brauchte;  —  warum  ich  es  nicht  damals  gethan  habe, 
als  der  Rechnungsrevisions-Ausschuss  des  Abgeordne- 
tenhauses bei  der  Prüfung  des  Kassavorraths  des  Fi- 
nanzministeriums sich  davon  Ueberzeugung  verschaffte, 
dass  zahlreiche  Millionen  zur  Disposition  standen,  und 
bezeugen  konnte,  dass  nach  den  ersten  drei  Jahren  der 
selbständigen  Leitung  der  ungarischen  Finanzen  un- 
ser Finanzwesen  nicht  allein  aktiv ,  sondern  auch  in 
blühendem  Zustande  war,  da  sich  damals  die  Folgen 
der  bis  dahin  und  später  fortwährend  begangenen  Feh- 
ler noch  niclit  zeigten.  Ich  gebe  zu,  dass  es  in  dieser 
Periode  mit  Hilfe  der  grossen  Summen,  über  die  wir 
verfügten,  nicht  schwer  gewesen  wäre,  den  durch  die 
Nationalbank  inLTngarn  kreditirten  ganzen  Betrag  ohne 
Inanspruchnahme  des  ausländischen  Kredits  sofort  aus- 
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zuzahlen:  es  war  also  möü'lich  die  Erriclituno;  einer 
selbständigen  ungarisclien  Zettelbank  zu  beschliessen, 
nm  so  mehr,  da  wie  ich  dargelegt,  gerade  in  dieser  Zeit 
die  Bedingungen  des  Vöslaner  Uebereinkouniuiis  dm-cli 
das  österreichische  Ministerium  und  die  Nationulbank 
nicht  eingehalten  wurden,  weshalb  das  ungarische  ]\ti- 
nisterium  freie  Hand  hatte. 

Als  Thatsachen  bewiesen,  dass  die  Bank  niclit 
mehr  geneigt  sei,  diese  Bedingungen  zu  erfüllen,  ja  als 
sie  die  in  Folge  dessen  von  der  ungarischen  Begie- 
rung  an  sie  gerichtete  ernste  Mahnung  unbeachtet  liess, 
und  die  Dotation  der  uns-arischen  Filialen  Ende  1869 
reduzirte :  verbrachte  ich  manche  schwere  Stunden  und 
Tage  mit  dem  Gedanken,  ob  niclit  die  Zeit  zum  Han- 
deln gekommen  sei.  Zu  diesem  Zw^eck  berechnete  ich 
im  Detail  die  Millionen,  über  welche  der  Staat  ohne 
Schaden  für  die  votirten  Zahlungen  zu  diesem  Zweck 
verfügen  könnte.  3 Fit  einer  Art  von  Beruhigung  sah  ich, 
dass  wir  unter  normalen  Verhältnissen  —  nicht  in  Zei- 
ten einer  Geldkrise  —  in  der  Lage  wären,  jeden  Gulden, 
den  die  Bank  damals  Ungarn  kreditirt  hatte,  auf  ein- 
mal auszuzahlen  und  so  lange  als  Vorschuss  zu  geben, 
bis  die  ungarische  Nationalbank  oder  Nati(jnalbanken 
ins  Leben  treten  und  ihre  Wirksandceit  beginnen  könn- 
ten. Nach  reiflicher  Ueberlegung  gelangte  icli  jedoch  zu 
der  Ueberzeuoviiio-  dass  es  zur  Erreichung  eines  wich- 
tigen  Zweckes  nicht  genug  ist,  die  dazu  erforderlichen 
materiellen  Mittel  zu  besitzen,  sondern  auch  dass  Der- 
jenige, der  es  auf  seine  eigene  Verantwortlichkeit  unter- 
nimmt eine  so  hochwlchtio-e  Ano-eleo-enheit  ausziifidu-en, 
vor  Beginn  der  Aktion  relflicli  erwägen  muss,  ob  mit  der 
Anwendung  der  vorhandenen  und  lilnreichend  scliel- 
nenden  jMittcl   der  Erfolg  als  gesichert  betrachtet  wer- 
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den  könnte.  Tcli  meine  hier  nicht  eine  absohite  sondern 
nur  eine  relative  Sicherheit.  Man  sagt  vom  grossen  Na- 
poleon, dass  man  ihn,  als  er  als  General  seine  Truppen 
von  Sieg  zu  Sieg  führte,  gefragt  habe,  welchem  Mittel 
er  diese  grossen  Erfolge  zu  verdanken  habe,  worauf  er 
antwortete:  »Die  erste  Aufgabe  eines  klugen  Feldherrn 
ist,  nur  dann  eine  Entscheidungs-Sclilacht  anzunehmen 
oder  anzufangen,  wenn  nach  allen  menschlichen  Berech- 
nungen von  drei  möglichen  Chancen  zwei  den  Sieg  ver- 
sprechen.« —  Sehen  wir,  ob  Ende  1869,  als  für  mich 
das  Feld  der  Aktion  zum  ersten  Mal  offen  stand,  die 
ganze  Zeit  hindurch,  in  der  ich  ungarischer  Finanzmi- 
nister  war,  die  Chancen  für  mich  in  einem  so  günstigen 
Verhältniss  standen. 

Welcher  Feldherr  wird  seine  Armee,  w^nn  er  dazu 
nicht  gezwungen  ist,  zu  einer  entscheidenden  Schlacht 
ins  Feld  führen,  wenn  die  Thatkraft  seiner  Truppen- 
macht durch  ansteckende  Krankheiten  geschwächt  ist  ? 
Wenn  auch  die  1869er  Geldkrise  nicht  so  gross  war, 
wie  mein  geehrter  Freund  Jokai,  als  er  die  Bankfrage  im 
Abgeordnetenhause  zur  Sprache  brachte,  behauptete, 
indem  er  den  erschütterten  Privatkredit,  und  die  Leiden 
der  in  der  Entwickelung  begriifenen  ungarischen  Indu- 
strie mit  leibhaften  Farben  schilderte,  —  so  Avar  doch 
das  Uebel  derart,  dass  es,  zu  welcher  Aktion  immer  wir 
uns  entschliessen  mochten,  gerathen  schien  die  Zeit 
abzuwarten,  wo  die  Ursachen  der  Krise  geschwunden, 
und  für  die  mit  Handel  und  Industrie  sich  Befassenden 
wieder  normale  Verliältnisse  eingetreten  sein  werden. 
Diess  konnte  ich  um  so  eher  hoffen,  da  ich  den  in  der 
Staatskasse  beiindliclicn  Ueberschuss  den  Avahrhaft 
Kreditwürdigen  in  grossem  Masse  zur  Verfügung  ge- 
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stellt  hatte,  imd  in  l'^ol^e  dessen  die  Krise  j^leieli  aii- 
fano'S  sich  zu  mildern  begann. 

Doch  auch  das  fortwilhrende  Schwauken  der  Va- 
luta machte  die  Situation  un<>iiustio;.  DasAü'io  stiege 
grade  mit  Ende   1869  in  grossem  Masse. 

Allein  vorausgesetzt,  dass  die  eben  eingetretenen 
ungünstigen  Umstände  nicht  eingetreten  waren,  welche 
Chancen    hatte    damals    die    Selbständi<>machun«>*     des 
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unoarischen  Kredits  für  sich?  Für  die  Errichtun«'  der 
selbständigen  ungarischen  Nationalbank  oder  Banken 
waren  zwei  Modalitäten  denkbar.  Der  natürlicliste  und 
sicherste  Weg  war,  und  ist  es  auch  heute  noch,  das 
s  e  b  s  t  ä  n  d  i  g  e  ungarische  B  a  n  k  s  y  s  t  e  m  a  u  f 
einen  Metallfond  zu  basiren.  Dies  entspricht 
den  richtigen  Principien  der  Theorie,  den  Erfahrungen 
der  Praxis,  bewahrt  vor  dem  Schwindel,  und  macht  die 
Direktion  der  Bank  oder  Banken  solid,  sicher  und  ge- 
sund. Diesen  Weg  einzuschlagen  wäre  eines  Staates  wür- 
dig gewesen,  der  bei  der  ersten  Einführung  eines  In- 
stituts das  denkbar  beste  und  sicherste  einbürgern  will. 
Damit  aber  der  Staat  diesen  Weg  befolgen  könne,  dazu 
war  die  Regelung  d  e  r  V  a  1  u  t  a  und  das  Auf- 
hören des  Agio  die  erste  und  unerlässlichste  Be- 
dinguno;. 

Die  Regelung  der  Valuta  ist  auch  unter  günstigen 
Umständen  und  bei  einem  geringen  Agio  eine  schwie- 
rige, und  grosse  Vorsicht  erheischende  Aufgabe.  Die 
Regelung  der  Valuta  hätte  1869,  selbst  wenn  sie  mög- 
lich gewesen  wäre,  bei  dem  hohen  Agio  und  dem  er- 
schütterten Privatkredit  dem  Lande  mid  den  Privaten 
so  grosse  Opfer  auferlegt,  dass  ich  mit  Recht  Anstand 
nahm,  die  Verantwortlichkeit  füi-  die  Folgen  auf  mich 
zu  laden.  Aber  vorausgesetzt,  das  Land  und  die  Priva- 
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teil  A^■äl•ell  fähig  und  geneigt  gewesen  für  die  Dnrcli- 
fülirung  eines  selbständigen  imgarisclien  Banksystems 
diese  grossen  Opfer  zu  bringen,  so  wäre  uns  bei  der 
Durchfüliruno;  doch  iiocli  ein  l^einahe  unüberwindliches, 
und  heute  noch  bestehendes  Hinderniss  im  Weofe  o-ele- 
gen ;  man  hätte  nämlich  zunäclist  die  Einziehung,  resp. 
Fundirung  der  unter  gemeinschaftliche  Garantie  gestell- 
ten Staatsnoten  durchführen  müssen,  was  im  Sinne  des 
XV.  G.-A.  1867  nur  mit  g-eo-enseitio-em  Einvernehmen 
der  beiden  Ministerien  und  Einwillig-uno;  der  beiden  Ge- 
setzgebungen  bewerkstelligt  werden  kann.  Ob  bei  den 
von  beiden  Theilen  zu  bringenden  Opfern  die  Einwilli- 
gung der  Regierung  und  Gesetzgebung  des  andern  Tliei- 
les  der  Monarchie  zur  Durchfülirung  einer  solchen  Mass- 
regel gehofft  werden  konnte,  war  schon  desshalb  nicht 
vorauszusetzen,  weil,  wenn  seitens  Urgarns  die  sofortige 
Herstellung  der  Valuta  verlangt  worden  wäre,  damit 
dann  sogleich  ein  selbständiges  ungarisches  Zettel- 
bankwesen begründet  werde,  schon  dieser  Umstand  al- 
lein das  Zustandekommen  einer  solchen  Uebereinkunft 
unmöglich  gemacht  hätte. 

Auf  diesem  Wege  konnte  ich  also  keinen  Erfolg 
hoffen  und  es  wäre  mir  der  andere  Ausweg  geblieben : 
Die  Errichtung  einer  selbständigen  u  n- 
g  a  r  i  s  c  h  e  n  N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  o  d  e  r  m  e  h  r  e  r  e  r 
solcher  Banken  ohne  Herstellung  der  Va- 
luta zu  b  esclili  ess  en,  für  deren  Noten  die  Ge- 
setzgebung der  Natur  der  Sache  gemäss  den  Z  w  a  n  g  s- 
k  u  r  s  hätte  d  e  k  r  e  t  i  r  e  n  müssen;  und  hierdurch 
wären  auch  diese  Noten  den  Schwankungen  des  Agio's 
ausgesetzt  gewesen.  Wir  hätten  also  in  unserer  Mon- 
archie dreierlei  Papiergeld  geliabt.  Wie  hoch  wäre  unter 
den  damaligen  Umständen  das  Agio  der  ungarischen 
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Banknoten  gewesen?  Wenn  die   un<>arlse]ie  l^ank   ein 
bedeutendes   Stanmikapital    und    einen  grossen  ]\Ictall- 
scliatz   gehaljt   liiitte   und  gut  geleitet  worden  A\iire,  so 
zweifle  ich  nicht,  dass  sie  sich  den  Kredit  endlich  errun- 
cren  hatte,  —  ich  sao:e   erruno;en,   denn  sie  wäre  von  al- 
len  Seiten  heftigen  Bekämpfungen  ausgesetzt  gewesen. 
In  erster  Eeihe  hätte   sie  den  Kampf  mit  der  in  lliren 
erworbenen  Rechten  sich  verletzt  fühlenden,  mächtigen 
österreichischen  Nationalbank   aufnehmen    müssen ;    in 
der    zweiten    Linie  hätte    die   Wiener    Finanzwelt    ge- 
standen,   indem    sie  das  Gewicht  der  Zentrale    schwä- 
cher werden    gesehen    hatte ,    und    üljerhaupt    A\-ürden 
alle    einflussreicheren    Faktoren    des    anderen  Theiles 
der  Monarchie  eine    feindseliofe  Stelluno-  eino-enommen 
haben.    Viel  Zeit  und  Opfer  iiätte  damals  das  gekostet, 
was  nach  Ablauf  des  Bankprivilegiiuns  auch  ohne  Her- 
stellung desAgio's,  auf  Grund  gegenseitigen  Einverneh- 
mens inid  mit  Berücksichtiguno-  der  l^eiderseitlgen  In- 
teressen  leichter  zu  bewerkstelligen  ist.  Hierüber  werde 
ich  im  letzten  Tlieil  meines  Werkes  eingehender  spre- 
chen; an  dieser  Stelle  erwähne  ich  nur,  dass  damit  die 
Noten  der  zwei  Banken  in  gleichem  AkzeptationsAverthe, 
oder  fortwährend  in  g-leichem  Verhaltniss  zum  Silber 
stehen,  ein  Uebereinkommen  beider  Banken  bezüglich 
des  gegenseitio-en  Austausches  ihrer  Noten  erforderlich 
ist.    Auch    in  Amerika    und  Italien  bestehen    meln-ere 
Banken   und    dennoch  liaben    deren  Noten  einen  glei- 
chen x\.kzei)tationswertli.  Icli  frage,  ist  es  denkbar,  dass 
die  österreicliische  Nationalbank,  welche  durch  die  Er- 
richtung der  ungarischen  Bank  ihre  18G3  erworbenen 
Rechte  verletzt  ,sieht,  und  der  hierdurch  eine  Konkurrenz 
entsteht,  sicli  im  Interesse  des  gemeinscliuftllchen  Ver- 
kehrs zur  Beo'i'i'niduno'  eines  freundschaftlichen  Verhalt- 
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nisses  mit  der  iiug-nrisclieu  l>;ink  lierbeigelasscii  liatte, 
wenn  clie.se  1869  errichtet  worden  wäre?  Wenn  also  ein 
oemeinscliaftliclies  Uebereinkommen,  und  die  weclisel- 
seitige  Annahme  der  Noten  der  verscliiedenen  Banken 
nicht  zu  hoffen  war,  so  hätte  der  gegenseitige  Kampf 
und  das  Disagio  der  Noten  der  beiden  Banken  gewiss 
eine  geraume  Zeit  gedauert.  Nebst  demdauernden  Agio- 
unterschied wäre  die  Schwierigkeit  aucli  durch  das  beste- 
hende Zoll-  und  Handelsbündniss  vermehrt  worden,  wel- 
chem zufolge  die  wichtigsten  Gattungen  der  indirekten 
Steuern  im  gemeinsamen  Zollgebiet  auf  gleiche  Weise  und 
nach  g-leichem  Mass  zu  behandeln  sind.  Ich  meinerseits 
glaube,  dass  das  gemeinsame  Zollgebiet  und  die  gleiche 
Bemessung  der  indirekten  Steuern  auch  dann  beibehal- 
ten werden  kann,  wenn  Papiergeld  von  verschiedenem 
Kurs  zirkulirt ;  allein  zur  Feststellung  dieses  Modus 
wäre  ein  Uebereinkommen  mit  der  anderen  Hälfte  der 
Monarchie  und  die  Genehmigung  der  beiden  Gesetzge- 
bungen nothwendig  gewesen.  War  aber  1869  eine  Ver- 
einbarung nach  beiden  Richtungen  zu  hoffen? 

Dass  die  damalige  Opposition,  welche  die  sofortige 
Dekretirung  einer  selbständigen  Bank  verlangte,  sich 
um  alle  diese  Rücksichten  nicht  kümmerte,  darüber  sol- 
len wir  uns  nicht  wundern.  Eine  Opposition,  die  damals 
ohne  alle  Hoffnung  auf  Erfolg  opponirte  —  da  sie  sich 
weigerte  den  staatsrechtlichen  Ausgleich  anzunehmen  — , 
konnte  Alles  fordern.  Alles  behaupten,  Alles  verspre- 
chen, ohne  ihre  Reputation  und  ihr  gegebenes  Wort  zu 
gefährden ;  denn  sie  konnte  nicht  in  die  Lage  kommen, 
zur  Majorität  und  ans  Ruder  gelangt,  das  verwirklichen 
zu  müssen,  was  sie  kurz  vorher  von  der  Majorität  und 
der  Regierung  gefordert  hat.  Sie  wusste  also,  dass  die 
Nation  sie   nicht  sobald  l)eim  Wort    nehmen,  und  von 
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ihr  die  Einlösung  des  gegebenen  Versprechens  verlan- 
gen werde.  Aber  ganz  anders  war  die  Situation  der  da- 
maligen Majorität  und  Regierung  und  so  auch  meine 
Lage  in  der  Bankfrage,  denn  für  das  was  ich  in  Xor- 
schlag  gebracht  hatte,  würde  die  Verantwortlichkeit  in 
erster  Reilie  mich  getroffen  haben,  und  so  liiitte  auch 
bei  der  Ausführuns:  die  Verantwortlichkeit  fiii-  die  Er- 
folglosigkeit  auf  mir  gelastet. 

Die  Opposition  fragte  damals  und  auch  später,  als 
sie  die  sofortio-e  Errichtuno-  der   uncrarischen  National- 
bank  verlangte:  Was  zaudert    die  lleo-ieruno; ?    warum 
betritt  sie  nicht  das  Feld  der    Aktion?  Fehlt    es    docli 
nicht  an  Anerbietungen  zu  einem  solchen  Unternehmen  ; 
das  ausländische  Kapital  zeigt    sich    ganz    bereitwillig 
die  ungarische  Nationabank  zu  errichten,  das  Aktien- 
kapital ist  beisammen,  man    stellt  Ungarn  Gold    und 
Silber  zur  Verfügung,  die  ausländischen    Geldmächte 
schätzen  sich  glücklich,  wenn  sie  uns  mit   ihren  über- 
flüssigen Millionen  beglücken  können.  —  Es   sind  mir 
auch  in  derThat  Anerbietungen  gemacht  worden ;  doch 
wenn  wir  sie  genauer  prüfen,   so  überzeugen    wir    ims, 
dass  die  Urheber    derselben  grosse  Privilegien    bean- 
spruchten, und  dass  die  Sicherstellung  des  Monopols  auf 
eine  lange  Reihe  von  Jahren  als    unerlässliche    Bedin- 
gung verlangt  wurde.  Mit  der  Annahme  solcher  Aner- 
bietungen hätten  wir  das  Verfügungsrecht  des  Landes 
im  Notenbankwesen  auf  lange  Zeit  verpfändet,  wir  hät- 
ten   die  Ijetreftenden  Kapitalisten,    die    Aktionäre    der 
neuen  Bank  zum  Nachtheil  und  auf  Kosten  der  gesun- 
den Entwickelung  des  Kredits  mit  einem  ausschliessli- 
chen Privileo'ium  versehen  müssen.  Es  schien  mir  eine 
zweckmässigere  Politik,  während  der  Dauer  des   Privi- 
legiums einen  Modus  vivendi  mit  der  österr.  National- 

C.  D.  28 
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baiik  zu  Stande  zu  bringen  und  die  Zwischenzeit  zu  den 
erforderliclien  Vorbereitungen  zu  benützen,  damit  Un- 
garn nach  Ablauf  des  Privilegiums  ein  seinen  Interes- 
sen und  den  ocesrebenen  Verhaltnissen  vollkommen  ent- 
sprechendes  Banksystem  erhalte. 

Diejenigen,  die  es  mir  und  vielleicht  auch  meinen 
Nachfolgern  im  Finanzministerium  als  Fehler  anrech- 
neten, d  a  s  s  \v  i  r  m  i  t  d  e  i-  Vergangenheit  nicht 
gebrochen  und  nicht  damals  ein  selbständiges 
Banksystem  ins  Leben  gerufen  haben,  als  dem  Staat 
zahlreiche  Millionen  zur  Verfügung  standen,  haben  auf 
mehrere  wesentliche  Umstände  nicht  geachtet.  Vor  Al- 
lem haben  sie  nicht  in  Rücksicht  gezogen,  dass  es  Ave- 
der  dem  Ministerium  noch  der  Regierung  gestattet  war, 
den  aus  den  Steuern  eingeflossenen  Geldvorrath  des 
Landes  auf  längere  Zeit  zur  Begleichung  der  durch  die 
österr.  Nationalbank  gegebenen  Kreditbeträge  zu  ver- 
wenden. Ein  solches  Vorgehen  wäre  sicherlich  mit 
grosser  Verantwortlichkeit  verbunden  gewesen,  denn 
die  damals  vorräthigen  zahlreichen  Millionen  waren 
das  Geld  der  Steuerträger,  das  zu  gewissen  im  Gesetz 
bestimmten  Zwecken  eingezahlt  war,  und  zu  einem  an- 
dern Zweck,  als  zu  welchem  es  v-on  den  Steuerträgern 
verlangt  worden  war,  nicht  verwendet  werden  durfte. 

Ausser  diesen  allgemeinen  Rücksichten  gab  es  für 
das  damalige  Ministerium  und  besonders  für  mich  \A'ich- 
tige  politische  und  moralisches  Gewicht  b  e- 
sitzende  Umstände,  die  ich  nicht  ausser  Acht 
lassen  durfte,  ich,  der  ein  aufrichtiger  und  eifriger  IMit- 
arbeiter  am  1867-iger  Ausgleichswerk  gewesen  war  und 
das  friedliche  Einvernehmen  der  beiden  Theile  der 
Monarchie  auf  Grund  des  Auspdeichso-esetzes  als  eine 
wesentliche  Bedingung  des  sichern  Bestandes  der  Mon- 
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arcliie  betmclitctc  inid  iiiicli  liciitc  1)otraclitc'.  Daliei* 
koniitü  ich  CS  im  dritten  Jalirc  der  koiistitutioucllcii 
Aera  und  im  zweiten  nach  dem  Gelino-en  des  Ausü leichs 
niclit  für  zweckmässig-  halten,  eine  lnstitntii)ii  ins  Leben 
zu  rufen,  welche  von  der  Opposition  verlangt  wurde,  und 
die  in  der  damaligen  Zeit  zwischen  beiden  Theilen  der 
Monarchie  nicht  allein  Entfremduno:,  sondern  \ielleicht 
auch  Erbitterung  erzeugt  hätte. 

.  Auserdem  aber  gab  es  auch  noch  ein  anderes, 
persönliches  Motiv,  das  ich  zu  ])erücksichtigen 
verpflichtet  Avar. 

Wie  ich  es  im  ersten  Tlieile meines  Werkes:  ^ll^er 
die  ötfentlichen  Angelegenheiten  s<  vom  Stande  der 
ungarischen  Finanzen  gesagt  habe,  mussle  ich  im 
August  1861)  die  Hoffnung  aufgeben,  dass  ich  die  von 
mir  für  richtig  gehaltene  Finanzpolitik  durchfiUu'en 
könne,  und  daher  wju*  ich  in  der  Zeit,  als  die  Geldkrise 
noch  nicht  ausgebrochen  war  und  die  Bank  die  den 
Interessen  des  ungarischen  Kredits  entgegengesetzte 
Stellung  noch  nicht  einnahm,  entschlossen  von  der 
Leituno-  des  uno-arischen  Finanzministeriums  zurückzu- 
treten.  Wäre  es  wohl  recht  gewesen,  diese  tief  ins  Le- 
ben eingreifende,  schwierige,  bei  einzelnen  Details  der 
Ausführung  grosse  Ueberlegung  erheischende  Verfü- 
gung damals  in  Angriff  zu  nehmen,  alsjch  voraussah, 
dass  ich  das  begonnene  AYerk  nicht  durchführen 
könne  ?  Ware  es  billig  gewesen,  meinem  Nachfolger 
mit  einer  so  wichtigen  Initiative  die  Hände  zu  binden 
und  ihm  die  zu  befolgende  Richtung  vorzuschreiben  ? 
In  dieser  letzteren  Periode  meiner  Ministerscliaft  ent- 
hielt ich  mich  auch  bei  minder  wichtigen  Aidässen, 
sobald  ich  sah,  dass  meine  MinisterkoUegeii  anderer 
xVnsicht  waren,  jeder  entscheidenden  Verffio-unp".  —  na- 
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türlich  unter  der  Betliuguug,  dass  die  venxiitwortlichkeit 
für  die  Folge  der  Unterlassung  nicht  mich  treffe.  *) 

Hiermit  habe  ich  die  Umstände  dargelegt,  die  in 
der  letzten  Zeit  meiner  Stellung  als  Finanzminister  für 
mich  massgebend  waren.  Damit  stimmte  es  überein, 
dass  ich,  als  die  Bankfrage  im  ungarischen  Abgeordne- 
tenhause zum  ersten  Mal  zur  Sprache  kam,  zur  allseiti- 
gen Beleuchtung  dieser  Frage  die  Entsendung  einer 
Lande  s-E  n  q  u  e  t  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  b  e  a  n  t  r  a  g  t  e.  Ich 
hätte  übrigens  die  Entsendung  einer  solchen  Kommission 
auch  in  dem  Falle  als  nöthig  erachtet,  wenn  zur  Be- 
werkstelligung eines  selbständigen  ungarischen  Bank- 
systems Alles  vorbereitet  gewesen  wäre. 

Als  die  von  mir  beantragte  Enquetekommission 
ihre  Wirksamkeit  begann,  ihr  Operat  beendete  und  dem 
Hause  vorleg-te,  war  ich  bereits  nicht  mehr  Mitglied 
der  ungarischen  Gesetzgebung  und  ungarischen  Re- 
gierung. 

Nichts  ist  ein  deutlicherer  Beweis  für  die  Schwierig- 
keiten  der  Lösung  der  Bankfrage,  als  der  Umstand,  dass 
auch  meine  Nachfolger  im  Finanzministerium  die  Ver- 
wickelungen fürchteten,  welche  der  Bruch  mit  der  österr. 
Nationalbank  verursacht  hätte ;  auch  sie  bedachten, 
was  für  eine  Krise  eintreten  würde,  wenn  man  ohne  die 
nöthigen  Vorkehrungen  mit  der  ()sterr.  Nationalbank 
brechen  und  diese  sich  berechtigt  fühlen  würde  auf  ein- 
mal die  zahlreichen  Fäden  des  Kredits  zu  zerreissen,  die 
von  der  Errichtung  der  Bank  an  bis  zu  jener  Zeit   sich 


*)  So  konnte  ich  unter  Anderem  den  auf  dem  ärarischen  Grunde  an 
der  oberen  Donauzeile  begonnenen  Bau  des  Zollamtes  nicht  fortsetzen,  und 
verschob  ich  den  Abschluss  des  Vertrags  in  Betreff  des  Vajdahunyader  Eisen- 
gewerkes und  des  Petrozsener  Kohlenlagers. 
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mit  unserem  Vaterlaiide  Miiii:esponnen  liatten.  Jaauchiii 
der  neuesten  Zeit  nacli  der  vollzog:enen  Fusion  und 
der  Bildung  des  neuen  Kabinets,  als  der  Führer  der  ge- 
wesenen Opposition  niclit  allein  ^[igUcd,  sondern  auch 
Leiter  der  neuen  Regierung  geworden  Avar,  —  urgirte 
dieser  wold  mehr  als  einmal  die  sofortige  Lösung  der 
Bankfrage,  deren  ]Mr)glichkeit  ei-  behauptete;  allein  ob- 
gleieli  er  zufolge  seiner  ansehnlichen  Stellung  und  des 
grossen  Gewichts,  das  ihm  die  grosse  parlamentari- 
sche Majorität  verleiht,  eine  ausnahmsweise  günstige 
und  sehr  einflussreiche  Position  einninnnt;  und  so  in  der 
Lage  wäre  seinen  Ansichten  Geltung  zu  vei'schaffen 
und  die  erforderlichen  Massregeln  durchzuführen:  so 
hat  er  sich  bisher  dennoch  enthalten  in  dieser  Angele- 
genheit einen  entscheidenden  Schritt  zu  tliun. 

Diese  Thatsachen  beweisen,  dass,  ^^ie  ich  in  mei- 
ner 1869  gehaltenen  Rele  über  die  Bankfrage  sagte, 
diese  zu  den  Fragen  gehört,  die  man  nicht  gleich  dem 
gordischen  Knote  entzwei  hauen  kann,  sondern  mit 
Bedacht  lösen  muss ;  und  wenn  diese  Ueberzeugung  auch 
später  die  nacheinander  folgenden  Regierungen  beein- 
flusste,  um  wie  viel  melil-  musste  sie  1867  für  die  unga- 
rische Regierung  massgebend  sein,  die  in  jener  Zeit  mit 
der,  mit  grosser  Verantwortlichkeit  verbundenen  Lösung 
des  staatsrechtlichen  Ausgleichs  auf  legislativem  AVege 
beschäftigt  war,  —  eine  Aufgabe,  deren  Gelingen  durch 
einen  unbedachten  Schritt  leicht  zweifelhaft  gemacht 
werden  konnte. 

Es  erüljrigt  mir  noch  von  dem  zu  sprechen,  was  ich 
in  meiner  Stellung  als  Ministerpräsident  zur  Lösung  der 
Bankfrage  zu  thun  beabsichtigte.  In  der  ersten  Zeit  die- 
ser meiner  Stelluuo-  waren  die  im    Parlament  bestehen- 
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den  Verhältnisse  nicht  geeignet,  dass  ich  nach  welcher 
Richtnng  immer  einen  erfolgreichen  Schritt  hätte  thun 
können.  Als  ich  das  Ministerpräsidium  übernahm,  war 
das  Mandat  der  Abgeordneten  dem  Ablauf  nahe,  und  in 
den  letzten  Monate  der  legislativen  Thätigkeit  brach 
bei  Gelegenheit  der  Wahlgesetzdebatte  eine  in  der  Ge- 
schichte unseres  Parlametarismus  sicherlich  ohneglei- 
chen darstehende  Krise  aus,  welche  die  parlamentari- 
sche Thätigkeit  selbst  unmöglich  machte.  Als  ich  nach 
den  Wahlen  die  grosse  Majorität  sah,  welche  die  Dedk- 
partei  erhalten  hatte,  und  hoffte,  dass  diese  zusammen- 
halten und  die  Regierung  unterstützen  werde,  hielt  ich  es 
vor  Allem  für  meine  Pflicht  alle  die  Fragen  zu  erwägen, 
deren  Lösung  ich  als  Aufgabe  des  zu  eröffnenden  Reichs- 
tags betrachtete.  Zu  diesen  Aufgaben  zähle  ich  auch  die 
Lösung  der  Bankfrage.  Auf  welche  Weise  und  mit  wel- 
chen Mitteln  diese  gelöst  werden  sollte,  dies  ausführlich 
auseinander  zu  setzen  wäre  überflüssig.  Zur  Charakteris- 
tik der  Absicht  hebe  icli  nur  folgende  Thatsachen 
hervor. 

Einige  Tage  vor  Eröfliiung  des  Reichstags  reiste 
icli  nach  Hause,  um  ungestört  die  nächsten  Agenden 
zu  erwägen,  und  da  ich  die  Einwilligung  des  Führers 
der  Majorität  für  die  erste  Bedingung  hielt,  damit  der 
Erfolg  gesichert  sei,  s,o  schilderte  ich  ihm  in  einem  län- 
geren Brief  dto.  Thuzser  17.  August  die  Situation  und 
die  Richtung  der  nächsten  Agenden.  In  diesem  Briefe 
äusserte  ich  mich  ausführlich  über  unsere  Finanzlage  und 
über  die  zur  Erzielung  des  Gleichgewichtes  nöthigen 
Verfügungen  ;  unter  Anderem  hob  ich  hervor:  »dass  es 
die  Aufgabe  des  künftigen  Reichstags  sei,  den  Staats- 
haushalt und  die  Staatssteuern  zweckmässig  zu  regeln«  ; 
ferner    »dass  wii-  bislier  —  Avenn  auch  sich  nicht  leug- 
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iien  lässt,  (lass  wii-  von  Jalir  zu  Jalir  zu  Inuner  grösse- 
ren Auslagen  genr>tliigt  waren  —  mein-  ausgegeben  lia- 
ben,  als  möglicli  war :  nicht  allein  die  einzelnen  ]\[inis- 
terien  yermeliren  jiilirlicli  ihre  Ausgal)en,  sondern  auch 
der  Eeiclistag  selbst  erhöht  bei  vielen  Gegenständen 
den  Voranschlag —  Wenn  wir  nicht  eine  strenge  Spar- 
samkeit einführen ,  so  müssen  ^\■Ir  schlechterdings  zu 
iuprodnktiven  Schnldenoder  zui- Erhöhung  der  Steuern 
nnsere  Znflucht  nehmen.-.«:  Dann  zur  Hanktra<i-e  übero-e- 
hend,  schrieb  ich  Folgendes  :  >  Bei  Erwähnung  der  Finan- 
zen kann  ich  anch  die  Bankfrao'e  nicdit  übero-chen  :  viele 
wichtige  Gründe  sprechen  dafür,  dass  in  beiden  Theilen 
der  Monarchie,  so  lange  die  Valuta  niclit  liergestellt  werden 
kann,  ein  gleiches  Geld  in  Umlauf  sein  nniss.;  Hierauf 
legte  ich  die  Schwierigkeiten  des  (Jebereiidvommens  mit 
dem  andern  Tlieile  der  Monarchie  dar,  und  fuhr  fort: 
»Ich  sehe  keinen  anderen  Lösunu'smodus  als  möjjrlichst 
bald  eine  Notenl^aid^:  zu  errichten  ;  ich  habe  im  Einver- 
nehmen mit  Kerkapoly  auch  bereits  die  hierauf  bezüg- 
lichen Vorkehrungen  getroffen,  damit  wir  jeder  Even- 
tualität ruhig  entgegen  sehen  können.  Für  das  Prakti- 
scheste halte  ich  in  dieser  Beziehung  die  Idee,  die  bei 
Gelegenheit  der  Besprechung  der  Bankfrage  in  einem 
vertraulichen  Abgeordnetenzirkel  von  Csengery  vorge- 
bracht wurde,  und  ich  glaube,  dass  sie  leicht  auszufüh- 
ren  sein  werde Es  wird  zwar  Hindernisse    geben, 

doch  wenn  wir  zusammenhalten  und  die  durch  die 
Partei  enero-isch  unterstützte  und  daher  einflussreiche 
Regierung  die  Sache  in  die  Hand  nimmt,  so  werden  wir 
glücklich  zum  Ziele  gelangen.« 

Die  hier  aus  dem  Ih-ief  an2'eführten  Zeilen,  den  ich 
vor  der  Err)ffnung  des  1872;o-er  Keichstags  an  das 
Ol>erhaupt  der  Partei  geschrieben  habe,  beweisen,  dass 
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ich,  wenn  die  dort  erwähnten  Bedingungen  in  ErfüUnng 
gegangen  wären,  entschlossen  war,  nicht  allein  die  Ord- 
nung der  Finanzen  des  ungarischen  Staates,  sondern 
auch  zugleich  die  Lösung  der  Bankfrage  in  Augriff  zu 
nehmen,  und  dass  ich,  wenn  ich  in  meiner  Stellung  ge- 
hlieben wäre,  es  nicht  versäumt  hätte,  die  erste  sich 
darbietende  günstige  Gelegenheit  zur  Lösung  der  Bank- 
frage zu  benutzen. 

Doch  worin  bestand  die  Idee,  die  mein  g.  Freund 
Anton  Csengery  bei  Gelegenheit  der  Besprechung  der 
Bankfrage  in  vertrauten  Abgeordnetenkreisen  vorge- 
gebracht  liat  ? 

Geraume  Zeit  vor  der  Eröffnung  des  Reichstags 
besprach  ich  diese  Angelegenheit  mit  Herrn  Anton 
Lukacs,  dem  finanziellen  Direktor  des  ungarischen  Bo- 
denkreditinstituts, den  ich  für  einen  in  der  Theorie  und 
Praxis  des  Bankwesens  vollkommen  versirten  Fach- 
mann halte  und  der  auf  seinen  in  der  Enquetekommis- 
sion vorgetragenen  Ansichten  beharrend  mit  mir  über 
die  Uebergangsmassregeln  konferirte.  Dann  hielt  ich  in 
dieser  Angelegenheit  in  Gegenwart  des  Herrn  Anton 
Lukacs  vertrauliche  Unterredungen  mit  dem  Herrn 
Finanzminister  Kerkapoly.  Das  Resultat  dieser  Bera- 
thungen  war,  dass  Herr  Lukacs  in  Folge  eines  hierzu 
erhaltenen  Auftrags  den  Gesetzentwurf  über  die  Errich- 
tung einer  migarischen  Nationalbank  konzipirte,  ja  so- 
gar auch  die  Details  der  Bankverwaltung  ausarbeitete. 
Ich  glaube,  dass  dieses  Elaborat  noch  unter  den  Akten 
des  Finanzministeriums  zu  finden  sein  werde. 

Aus  diesem  Entwurf,  den  ich  für  ausführbar,  ja 
unter  den  damals  bestandenen  Verhältnissen  für  den 
zweckmässigsten     hielt,    liebe    icli    Fogendes     hervor: 
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Diese  Nationalbank  wäre  nicht  eine   durrli  Aktionäre 
zu  erriclitende   l>aiik   «-ewcsen;    sie   hätte   zur  Aufoihe 
gehabt,   in  der  Ucl)crg'angsperio(k'   den  Anforderungen 
des  ungarisclien  Kredits   Genüge   zu  leisten,  und    alle 
Schwierigkeiten  hätten  verniiedeu  werden  können,  ohne 
dass  der  Legislative  hinsii-litlich  kiuü'tiger  Verfügungen 
im  Bankwesen  die  Hände  o-ehunden  o-ewescn  wiii-en.  so- 
bald  über  ein  nach   der  Valuta-Eeo;elunü'  zu  befoloen- 
des  Banksystem  ein  Uebereinkommen  zu  Stande  gebracht 
würde.    Nach  diesem    Plan    hätte    der    Staat  den    zur 
Begründung  der    Bank  erforderlichen  Metallfond    da- 
durch beschafft,  dass  das  ungarische  Bodenkreditinstitut 
5^0-ige  Pfaiulbriefe  in  Metall valuta  auf  die  ungarisclien 
Staatsgüter  als  Hypothek  emittirt  hätte.    Diese  Pfand- 
briefe wären  im  Ausland  verwerthet    A\orden,  und  das 
hierdurch  einfliessende  Metallgeld  hätte  den  Bankfond 
in  einem  Betrage  von  30 Millionen  Metallgeld  gebildet; 
dem  entsprechend  wären  Banknoten  im  Betrage  von  *.)0 
Millionen  emittirt  worden,  die  zum  Ersatz  für  den  durcli 
die   österreichische  Nationalbank   dargebotenen   Kredit 
und  zur  weiteren  Eutwickelung    des    Kredits    gedient 
hätten.    Die  Verwaltuno-  des   Bankireschäfts    wäre    der 
finanziellen  Direktion  des   unir.   Bodenkreditinstituts  in 
Kommission  übertrafen   worden,  die    natürlich   auf  die 
Dauer  des  Vertrags    auf  jedes    bankmässige  Geschäft 
für  eio-ene  Pechnuno-  verzichtet  hätte.   Mit  der  Uebe'r- 
Wkchung  der  Bankleitung  und  mit  der  Entscheidung 
in  den  wiclitiö'sten  Anjj-eleo-eidieiten  Aväre  ein  Banksenat 
betraut  worden,  dessen  Präsident   durch  den  Finanzmi- 
nister ernannt,  und  dessen  Mitglieder  durch  die  beiden 
Häuser    und    die    Handelskammern     gewählt     worden 
wären.  Vom    gesammten  Erti-ag  wären  vor  Allem  die 
Zinsen  und   Amortisationsquoten  der  zur  Anschathuig 
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des  ]\Ietalltbndes  emittirten  Pfandbriefe  gedeckt,  und  ein 
namhafter  Tlieil  des  weiteren  Reinerträgnisses  zur  Ver- 
grössernng  des  Reservefonds  der  Bank,  der  Rest  aber 
zur  Vermcliruno;  der  Einkünfte  des  Staatsiirars  verwen- 
det  worden. 

Dies  waren  die  Grundideen  des  Entwurfs.  Mit  der 
Ausführung  desselben  wären  folgende  Vortheile  verbun- 
den gewesen. 

Die  Beschaffung  des  Metallfondes  wäre  in  verhält- 
nissniässig  günstiger  Weise  geschehen,  da  damals  die 
ö'^o-iffe  Unterbrino'uno'  der  durch  das  uno;.  Bodenkre- 
ditinstitut  zu  emittirenden  und  hypothekarisch  sicher- 
gestellten Metallpfandbriefe  mit  85  zu  hoffen  war.  Es  be- 
weist diess  der  Umstand,  dass  das  ung.  Bodenkreditin- 
stitut später  unter  allgemein  ungünstigeren  Verhältnissen 
des  Geldmarktes  seine  in  Gold  verzinslislichen  Pfand- 
briefe so  unterzubringen  im  Stande  war,  dass  der  Kiu's 
der  5°/o-igen  Pfandbriefe  heute  mit  83  in  Gold,  mit  94 
in  ö.  W.  notirt  wird.  Gewiss  hätte  damals  die  Placirung 
eines  grösseren  Emisssionsbetrags  gelingen  können,  da 
die  Erfahrung  immer  gelehrt  hat,  dass  die  Unterbrin- 
gung grösserer  Beträge,  durch  welche  ein  grösserer 
Gewinn  erzielt  werden  kann,  immer  leichter  möglich  ist, 
als  die  der  geringeren  Beträge. 

Die  Ausführung  dieses  Planes  hätte  der  Zukunft 
nicht  präjudizirt,  da  der  Staat  das  Verhältniss  mit  dem 
Bodenkreditinstitut  Avann  immer  hätte  lösen  können, 
mn  nach  Regelung  der  Valuta  entweder  eine  auf  Aktien 
gegründete  selbständige  Zentralbank  zu  errichten  oder 
das  Vielbanken-System  anzunehmen ,  dieses  Institut 
entweder  aufzuheben  oder  es  in  eine  Zentralbank  um  zu- 
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gestalten,  in   welchem  Falle  die  Aktionäre  den  Meiall- 
fond  übernommen  liatten. 

Gegen  diesen  PLni  k;nin  iiuni  iilclit  den  Einwand 
erheben,  der  ge^yen  jede  Staatsbank  mit  Recht  vorge- 
bracht werden  kann,  dass  ncndicli  der  Staat  bei  einer 
solclien  Bank  die  Hanknotenpresse  frei  benutzen  kann, 
da  er  mit  einem  der  grössten  vaterliindischen  Institnte 
einen  Vertrag  gescldossen  hiitte,  das  statntengemäss 
sich  jeder  Speknlation  enthält,  nnd  ancii  in  diesem  Falle 
nicht  anf  Gewinn  speknlirte,  indem  es  nach  dem  l'^ntwurt" 
dem  Staate  diesen  wichtigen  Dienst  gegen  eine  so  ge- 
ringe Provision  geleistet  hätte,  die  eben  nnr  hingereicht 
haben  würde  die  Anslagen  zn  decken.  Dieses  Institnt 
hätte  sich  gewiss  streng  an  die  Statuten  gehalten,  und 
zwar  schon  aus  dem  Grunde,  weil  ein  etwaiges  xVbweichen 
davon  für  dasselbe  mit  keinem  materiellen  Nutzen  ver- 
bunden gewesen,  und  weil  die  Verwaltung  von  einem 
Banksenat  überwacht  worden  wäre,  der  aus  selbständi- 
gen Delegirten  der  Legislative  und  der  Handelskreise 
bestehend,  den  gesetzlich  festgesellten  Banknotenundauf 
aufrecht  o-ehalten  hätte. 

Dieser  Plan  hatte  auch  noch  den  Vortlieil,  dass  die 
Vorbereitungen  zur  Beschaffung  des  Metallfondes  und 
zur  Emission  der  Banknoten  ohne  alles  Aidsehen  hät- 
ten durchgeführt  werden  können.  Die  Begierung  hätte 
einfach  von  der  Gesetzgebung  die  Bewilligung  zu  erbit- 
ten gebraucht,  den  noch  nicht  belasteten  Theil  der 
Staatsgüter  mit  einem  Hypothekardarlehen  zu  belasten, 
uiul  wenn  der  ^fetallfond  gesannnelt  und  die  idniLicn 
Vorkehrungen  getroffen  gewesen  wären,  so  hätte  die  Pe- 
gierung  sich  an  die  Legislative  nur  um  die  Bewilligung 
der  Bank  zu  wenden  gebrauclit. 
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So  viel  möge  über  diesen  Plan    nnd  über  meine 
Absichten  in  der  Bankfrage  genügen.  Ich  bedauere,  dass 
ich  jenen  nebst  mehreren  anderen  Verfügungen  nicht 
durchführen  konnte,  und   noch   mehr  bedaure  ich,  dass 
als  ich  aus  der  Regierung  ausgetreten  war,  die  Ausfüh- 
rung dieses  Planes  nicht  mehr  in  den  Vordergrund  trat. 
Hiermit  habe  ich  den  zweiten  Theil  meines  Wer- 
kes beendet,  in  welchem  ich  die  Geschichte  der  Bank- 
frage bis  auf  die  neueste  Zeit  vorgetragen  habe ;    wer 
diesen  Theil   mit  Aufmerksamkeit  gelesen    hat,  konnte 
sich  die  Ueberzeugung  verschaffen,  dass  ich  in  meiner 
Stellung  als  Finanzminister  und  später  als  Ministerprä- 
sident alles  Mögliche  versucht  habe,  um  die  finanziel- 
len Interessen  unseres  Vaterlandes  zu  wahren,  und  alle 
Mittel  benützt  habe,  damit  dessen,  berechtigte  Kredit- 
anspriiche  befriedigt  werden.  Wenn  es  mir  trotz  meines 
besten  Willens  nicht   gelungen  ist,  die  Bankfrage  so  zu 
lösen,  wie  die  grosse  Majorität  des  Landes  es  verlangte 
und  ich  selbst   es  gewünscht    hätte,    so    ist  der  Grund 
hiervon  zmneist  in  den  Umständen  und  gegebenen  Ver- 
hältnissen zu  suchen.  Mögen  mich  Diejenigen  verurthei- 
len,  die    nicht    allein  von  sich  glauben,  dass  sie  einen 
besseren  Lösungsmodus  wussten,  sondern  die  auch  zu 
beweisen  im  Stande  sind,  dass  sie  ihren  Plan  unter  den 
damaligen  Umständen  mit  sicherem  Erfolg  hätten  durch- 
führen können.  Ich  blicke  auch  auf  dieses  Feld  meiner 
Wirksamkeit  mit  reinem  Bewusstsein  und  ruhigem  Ge- 
wissen zurück,  denn  ich  war  von  Anfang  an  mit  mir 
über  das  Ziel  im  Klaren,  das  bei  der  Bankfrage  im  wah- 
ren Interesse  des  Landes  vor  Augen  zu  behalten  ist,  und 
diesem  Ziele  habe  ich  mich,  so  oft  sich  die  Gelegenheit 
dazu  ergab,  nach  Möglichkeit  zu  nähern  bestrebt.  Jetzt, 
wo  ich  als  Privatmann  weder  ein  Mitglied  der  Regierung, 
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noclidesAboxMinliieteiiliauses  bin, stellt  inlr/iirFördcnino- 
dieser  Aviclitigen  Aiio-eleoenlicit,  zur  Errcielmiio-  des  durch 
mich  gewünschten  Zieles  als  einziger  Weg  (b'e  Verl)rei- 
tnng  von  Kenntnissen,  die  Beantragung  des  von  unV  als 
zweckmässig  erachteten  Modus  olien,  und  so  will  ich 
denn  der  in  Rede  stehenden  Angelegenheit  anf  diesem 
AVege  nach  Kräften  dienen. 
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Vierzehntes  Kapitel. 

Unsere  yolkswirtlischaftliche  Entwickeluiis;   in 
der  jüngsten  Vergangenheit  nnd  die  Bedingun- 
gen unseres  Fortsclirittes. 

[Welches  sind  die  wichtigsten  Aufgaben  in  der  nähsten  Zu- 
kunft.— Nothwendigkeit  dieselben  durch  Diskussion  vorzubereiten. 
—  Diese  in  Betreff  der  Bankfrage  zu  fördern  ist  Aufgabe  meines 
Werkes.  —  Im  letzten  Theile  spreche  ich  von  dem,  was  ich  für 
nothwendig  und  ausführbar  halte.  —  Bei  der  Einbürgerung  jeder 
neuen  Institution  ist  der  Charakter  der  Nation  massgebend.  — 
Eine  Kulturgeschichte  Ungarns,  die  beweisen  wüi'de,  dass  es  fähig 
war  den  Geist  der  Zeit  zu  erkennen  und  zu  befolgen,  ist  noch  nicht 
geschrieben.  —  Was  ist  die  Aufgabe  der  Regierung  und  der  Na- 
tion um  die  Krisen  zu  überwinden?  —  Die  Verwaltung  von 
Kreditinstitutionen  kann  nicht  Gregenstand  eines  Monopols  sein. — 
In  den  letzten  drei  Jahrrzehnten  hat  unser  Vaterland  hinsichtlich 
der  Kreditinstitutionen  grosse  Veränderungen  erfahren.  —  Ver- 
schiedene Perioden. — Was  ist  die  nächste  Aufgabe  der  Nation  zum 
Zweck  der  Hebung  ihrer  materiellen  Kraft.  —  Die  Steuerfähig- 
keit kann  auch  durch  solche  Massregelu  gehoben  werden,  die 
den  Staat  kein  Geld  kosten.  —  Welche  sind  diese  ?  —  Eine  der 
wichtigsten  darunter  ist  die  zweckmässige  Lösung  der  Bankfrage.] 


Einen  bedeutenden  Einflnss  wird  anf  die  Zukunft 
der  ungarischen  Nation  die  Epoche  bilden,  an  deren 
Schwelle  \Adr  jetzt  stellen.  Das  Jahr  1867  und  die  da- 
mals errung-enen  Resvdtate  l)ilden  eine  Epoche  in  der 
Geschichte  unseres  Vaterlandes,  denn  sie  liaben  eine 
neue,  sicherere  Basis  der  konstitutionellen  Existenz  gc- 
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scliaÖen,  als  früher  Ijestanden  hat.  Indess  g;lauhe  ich, 
dass  die  nächsten  Jaln-e  die  jetzt  erfolgen  werden,  nicht 
minder  wichtig  sind,  denn  sie  werden  durch  die  Art,  wie 
die  nothwendigen  grossen  und  bedeutenden  Verfügun- 
gen durchgeführt  werden,  für  eine  lange  Zeit  auf  die 
Zukunft  der  Nation  einen  entscheidenden  Einfluss  üben. 
Wenn  die  Entscheidung  verfelilt  und  unvollkommen 
sein  wird,  so  werden  die  schädlichen  Folgen  davon  unbe- 
rechenbar sein,  und  ganze  Generationen  werden  selbst 
mit  verdoppelter  Anstrengung  kaum  im  Stande  sein  sie 
wieder  gut  zu  machen. 

Die  Fragen,  welche  gelöst  werden  müssen,  sind 
folgende : 

a)  die  Regelung  des  Staatshaushalts 
und  sichere  Herstellung  des  Gleichgewich- 
tes, womit  die  r  a  d  i  k  a  1  e  U  m  g  e  s  t  a  1 1  u  n  g  u  n  s  e- 
r  e  s  g  e  s  a  Hl  m  t  e  n  inneren  Lebens  verbunden  sein 
muss,  da  es  ohne  diese  unmöglich  ist  die  Aufgabe  zu 
lösen  ; 

b)  die  Erneuerung  des  Zoll-  und  Ha  n- 
d  e  1  s  b  ü  n  d.  11  i  s  s  e  s,  resp.  die  Feststellung  der 
Zollpolitik,  welche  die  Nation  zu  befolgen  wünscht, 
und  von  welcher  die  Entwicklung  des  Handels  und  der 
Industrie  unseres  Vaterlandes  auf  eine  lange  Reihe  von 
Jahren  abhängt ; 

c)  die  Lösung  der  Bankfrage,  resp.  Re- 
gelung unserer  K  r  e  d  i t  i  n  s  t  i t  u t  i  o  n  e  n,  womit 
eine  der  Bedingungen  der  volkswirtschaftlichen  Ent Wi- 
ckelung unserer  Vaterlandes  bezeichnet  ist ;  und  schliess- 
lich die  Aufgabe  der  nächsten  Zukunft : 

d)  die  Erneuern  n  g  des  Uebereinkommens,  das 
mit  dem  anderen  Theile  der  Monarchie  h  i  n  s  i  c  h  1 1  i  c  h 
der  W  e  h  r  k  r  a  f  t  u  n  d  d  e  s  B  e  i  t  r  a  g  e  s    zu    den 
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o-  e  m  e  i  11  s  fi  in  e  ii    Auslage  n    auf   zeliu    J a hre  abge- 
schlossen worden  ist. 

Unser  parlementarisches    konstitutionelles    Leben 
ist  noeli  neu.  Es  sind  kaum  acht  Jahre,  dass  die  Erwähl- 
ten des  Volkes  und  die  aus  der  Majorität  derselben  her- 
vorgehende Regierung  in  den  wichtigsten,  auf  das  Le- 
ben und  die  Zukunft  der  Nation  den   grössten    Einfluss 
ausübenden  Fragen  entscheiden.  Unser  konstitutionel- 
les Leben  wird  erst  daim  gesund  sein,  die  zu  bringen- 
den Gesetze  werden  erst  dann  einen    wahrhaft  prakti- 
schen Werth  besitzen ,    wenn    einst  auch    in  unserem 
Vaterlande  die  Vorbedino^uno-  zur  Schaifuno- der  Gesetze 
auf  konstitutionellem  AVege  vorhanden  sein  wird,  dass 
nemlich  Alles,  was  Gesetz  werden  soll,  vorher  zum  Ge^ 
genstande    allgemeiner     Diskussion    gemac  1  it , 
nach  der  eingehenden  Kenntniss  der  darauf  bezüglichen 
Umstände  gestrebt,  in  Folge  der  vorläufigen  Verhand- 
lung durch  die  öffentliche  Meinung  allgemein  bekannt 
Avird,  und  dem  Volk  ins  Blut  übergeht.  Dass  in  England, 
dieser  Stammheimath  der  Verfassungsmässigkeit,die  Ach- 
tung vor  dem  Gesetze  so  gross,  ist  zumeist  dem  Umstand 
zuzuschreiben,  dass  dort  jede  wichtigere    Frage    durch 
allseitige  Diskussion  gehörig  vorbereitet  wird,  die  nicht 
innerhalb  der  Räume  des  Parlamentes,  sondern  in  allen 
Schichten  der  Nation  mit  dem  grössten  Interesse,  oft 
viele  Jahre  hindurch  geführt  wird.  Dort  beschäftigt  sich 
die  politische  Literatur  ernstlich  mit  jeder  \\'ichtigeren 
Frage,  und  nicht  selten  gehen  der  Schaffin  ig  der  Gesetze 
die  sorgfältigen  Arbeiten  der  parlamentarischen  Enque- 
tekommissionen voraus.  Dass  diess  Alles  bei  uns  während 
der  acht  Jahre  der  neueren   konstitutionellen  Aera  sich 
noch  nicht  hat  entwickeln  können,  dass  die  Gesetze  ott 
ohne  alle  Vorbereitung,  mit  Ueberstürzung  nach  einander 
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o'ebraclit  werden,  und  dass  die  Aclituiicr  vor  denselben 
nicht  in  dem  Masse  besteht,  \Yie  in  anderen  konstitutio- 
nellen Ländern,  dass  mehrere  wichtige  Gesetze  erst 
nach  der  Sanktion  bei  der  Vollstreckung  sich  als  fehler- 
haft erwiesen,  dass  sie  oft  wegen  ihrer  schädlichen 
Folgen  und  unpraktischen  Beschaffenheit,  kaum  ins 
Leben  getreten,  schon  die  Nothwendigkeit  neuerer  legis- 
lativen Verfügungen  nacli  sich  ziehen :  Alles  das  ist  dem 
zuzuschreiben,  dass  nachdem  das  konstitutionelle  Leben 
bei  uns  so  lange  gefeiert  liat,  das  brennende  Bedürfniss 
neuerer  legislativer  Verfügungen  in  allen  Richtungen 
auf  einmal  sich  zeigte. 

Damit  nicht  in  einer  so  wichtigen  Angelegenheit, 
wie  die  Bankfrage,  gleiche  Umstände  eintreten,  und  ehe 
die  Frage  der  Regelung  der  Kreditinstitutionen,  die  mit 
der  Lösug  der  Noteubankfrage  in  engem  Zusammen- 
hang steht,  vor  die  Gesetzgebung  zur  endgiltigen  Ent- 
scheidung gelangt.  Jedermann,  der  sich  über  diesen 
Gegenstand  eine  entschiedene  Meinung  zu  bilden 
wünscht,  das  hierzu  erforderliche  Materiale  besitze,  sich 
Orientiren  könne,  und  überhaupt,  damit  die  öffentliche 
Meinung  hinsichtlich  dieser  Frage  gehörig  vorbereitet 
sei:  zu  diesem  Zwecke  habe,  ich  gegenwärtiges  Werk 
geschrieben. 

Insofern  der  Rahmen  eines  in  so  kurzer  Zeit  gear- 
beiteten, und  mit  einer  speziellen  Frage  sich  befassen- 
des Werkes  es  gestattet,  habe  ich  mich  auch  bestrebt  den 
theoretischen  Theil  der  Bankfrage  in  einer  auch  dem 
Laien  verständlichen  Weise  vorzutragen.  Im  historischen 
Theile  bemühte  ich  mich  hervorzuheben,  was  das  prak- 
tische Leben  nach  den  Erfahrungen  anderer  vorge- 
schrittenen Völker  aufweist;  ich  warf  einen  kurzen 
Rückblick  auf  die  nähere  und  entferntere  Vero^ang-enheit 
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des  Bankwesens  unserer  Monareine,  und  lia])e  niieli,  wie 
ich  glaube,  genug  eingehend  mit  Allem  l)escliaftigt, 
was  in  Betreff  der  österreichischen  Nationalhank  und 
des  Bankwesens  überhaupt  vom  ersten  l^eginn  der  kon- 
stitutionellen Aera  an  in  Ungarn  geschehen  ist.  Dieje- 
nigen unter  meinen  geehrten  Lesern,  die  diesen  mit  dw 
Aufzählung  A'ini  Thatsachen  sich  befassenden,  also  tro- 
ckenen Tlieil  mit  Aufmerksamkeit  gelesen  haben,  kihnien 
über  das  gegenwärtige  Stadium  der  Bankfrage  geiKh-ig 
orientirt  sein.  Und  jetzt,  bevor  ich  an  den  letzten  und 
schwierigsten  Theil  meines  Werkes  gehe,  elie  icli  mei- 
ner Ueberzeugung  gemäss  sage,  Avas  ich  unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  unseres  Vaterlandes  in  der  Haids;- 
frage  für  zweckmässig,  nothwendig  und  ausführbar 
halte,  wünsche  ich  nocli  vorzubringen,  wie  ich  die 
jüngste  Vergangenheit  unserer  EntAvickelung  auffasse, 
und  welche  Ansicht  ich  von  der  P^ähigkeit  unserer  Na- 
tion hege  die  Kreditinstitutionen  bei  sich  einzul)ürgern. 
Die  Faktoren  desAufschwunges  der  Nation  sind  durcJi 
die  Wissenschaft  längst  ermittelt  worden.  Diese  hat  zur 
Unterstützung  und  Fortentwickelung  ihrer  theoretischen 
Arorumentation  aus  der  Geschichte  der  Völker  zahlrei- 
che  Thatsachen  und  deren  Folgen,  mit  einem  Worte,  die 
Erfahrungen  des  praktischen  Lebens,  dieselben  sorgfältig 
u4itersuchend,zusammengestellt.Aus diesen  Untersuchun- 
gen ist  die  Wahrheit  hervorgegangen,  dass  es  nicht  genug 
ist,  die  allgemeinen  Theorien  zu  kennen,  sondern  dass  der 
praktische  Staatsmann  sein  Augenmerk  vor  Allem  dar- 
auf wenden  muss,  av  a  s  f  ü  r  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  in  d  e  m 
betreffenden  Lande  bestehe  n,  w  i  e  der  C  li  a  r- 
akter  der  Nation  geartet  sei,  auf  welclier 
Stufe  der  Entwickelung  sie  stehe,  welche 
E  n  t  AV  i  c  k  e  1  u  n  g  s  f  ä  h  i  g  Ic  e  i  t   sie  1  >  e  s  i  t  z  e.  S<^  Avie 
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der  Landwirth  damit  nicht  ausreicht  zu  wissen,  ob  der 
Same,  den  er  zu  säen  beabsichtigt,  der  möglichst  beste 
sei,  sondern  auch  die  Beschaffenheit  des  Bodens  und  die 
klimatischen  Verhältnisse  kennen  ,  so  wie  er  wissen 
muss,  ob  das  Feld,  in  das  er  die  Saat  zu  legen  beabsichtigt, 
gehörig  vorbereitet  sei  und  alle  die  Erfordernisse  besitze, 
die  zur  Ernährung  des  zarten  Keimes  nötliig  sind :  so 
muss  auch  der  Volkswirth  und  praktische  Staatsmann, 
wenn  es  sich  um  die  Anwendung  einer  an  und  für  sich 
unzweifelhaft  richtigen  wissenschaftlichen  Wahrheit 
handelt,  den  Charakter,  die  Lebensfähigkeit  und  gege- 
benen Verhältnisse  der  betreffenden  Nation  kennen, 
denn  nur  dann  vermag  er  den  Erfolg  seines  Verfahrens 
als  gesichert  zu  betrachten. 

Was  haben  wir  in  dieser  Beziehung  von  unserer 
Nation  zu  halten?  Die  Kraft,  die  Lebensfähigkeit  der 
Nation,  deren  Empfänglichkeit  für  einen  oder  den  an- 
dern Zweig  der  Thätigkeit,  ihre  zur  Sicherung  des  Er- 
folges nöthige  Ausdauer  und  Besonnenheit  können  aus 
der  Geschichte  beurtheilt  werden.  Der  Charakter  und 
die  Fähigkeit  der  Menschen  sind  nicht  das  Ergebniss 
eines  Tages  oder  einer  kurzen  Periode,  und  so  wie  die 
Erziehung  des  Kindes  schon  in  der  Wiege  beginnt,  so 
entwickelt  sich  auch  der  Charakter  der  Völker  Jahr- 
hunderte hindurch. 

Unsere  vaterländische  Literatur  ist  im  Allgemei- 
nen arm;  doch  in  der  vaterländischen  Geschichtschrei- 
bung  hat  sie  grosse  und  bedeutende  Resultate  aufzuwei- 
sen. Diese  nimmt  in  unserer  Literatur  eine  ausgezeich- 
nete Stelle  und  den  breitesten  Raum  ein,  —  gleichwohl 
aber  haben  sich  unsere  Geschichtschreiber  bisher  nicht 
mit  der  gründlichen  und  sorgfältigen  Bearbeitung  einer 
Kulturgeschichte  Ungarns  abgegelien.  In  der 
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langen  Periode,  in  der  das  Verfassungsleben  feierte,  als 
unsere  Nation  im  Allgemeinen  wenig  Hoffnung  liatte 
ilire  Verfassung  wieder  zu  erlangen,  als  jedermann  ein 
zurückgezogen  stilles  Leben  führte,  und  selbst  die  bes- 
ten in  der  Sorge  imi  die  Zukunft  der  Nation  in  der 
Erinnerung  an  die  Vergangenheit  Trost  fanden:  waren 
auch  wir  in  einen  ruhigen  stillen  AVinkel  zurückgezo- 
gen luid  damals  theilten  wir  einander  unsere  Beküm- 
mernisse und  Hoffnungen  in  Betreff  des  Schicksals  des 
Vaterlandes  mit.  So  liatte  sich  in  den  50-er  Jahren  ein 
klehier  Kreis  um  Baron  Josef  Eötvös  gebildet.  Ge- 
wöhnlich kamen  einige  von  uns  Montags  nach  der  Aka- 
demie-Sitzung bei  ihm  zusammen,  wo  über  viele  schöne 
edle  Aufgaben  Ideen  ausgetauscht  wurden.  Bei  Gele- 
genheit einer  solchen  M<mtags-Zusammenkunft  bildete 
die  Bearbeitung  der  Kulturgeschichte  Ungarns  den  Ge- 
gestand unseres  Gespräches.  Baron  Josef  Eötvös,  der 
sich  für  alles  Edle  begeistern  konnte,  trug  seine  Ideen 
in  grossen  Zügen  vor,  die  namhaften  Momente  in  der 
Kulturgeschichte  unseres  Vaterlandes  hervorhebend, 
mit  welchen  er  die  Lebensfälligkeit  unserer  Nation  und 
deren  selbst  unter  den  uno-unstio'sten  Verhältnissen 
bewahrte  Empfänglichkeit  für  die  herschenden  Ideen  des 
Jahrliunderts  zu  beweisen  wünschte.  Er  sammelte  auch 
Daten  zu  einer  allgemeinen  Kulturgeschichte  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  unser  Vaterland.  Schade,  dass  er 
seine  Absicht  niclit  ausführen  konnte.  Das  inzwischen 
in  Fluss  gekommene  politische  Leben  und  sein  vor- 
zeitiger Tod  verhinderten  ihn  daran.  Der  ausgezeichneten 
Geschichtschreiber  unseres  Vaterlandes  harrt  noch  die 
Erfüllung  dieser  schönen  und  nütztliclieu  Aufgabe. 
Viele  Lehren  könnten  aus  einem  solchen  Werke  geschöpft 
werden,  das  auf  historische  Daten    gestürzt,  uns    den 
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Charakter  der  Nation  vor  Augen  stellen  würde,  nebst 
vielen  Schattenseiten  auch  dessen  Lichtseiten,  unter 
welchen  die  Fähigkeit  der  Nation  nicht  die  letzte  Stelle 
einnimmt,  vermöge  deren  sie  bei  ihren  entschiedenen  kon- 
servativen Neigungen  in  kritischen  Perioden  die  Anfor- 
derungen der  Zeit  und  die  Bedingungen  erkannte,  deren 
Erfüllung  zur  Erhaltung  ihres  Daseins  nötliig  ist,  kurz 
die  Fähigkeit  der  Nation,  ihre  Zeit  zu  verstehen,  ihre  Ver- 
hältnisse umzugestalten,  und  in  der  neuen  Richtung 
konsequent  fortzuschreiten. 

Die  Reform  anderer  Nationen  ist  im  Verlauf  lan- 
ger Jahrhunderte  vor  sich  gegangen.  Unsere  Nation  — 
dieser  letzte  Schwärm  der  Völkerwanderung  —  ver- 
tauschte am  Ende  der  Periode  der  Herzoge  die  durch 
lange  Feldzüge  stumpf  gewordene  Waffe  mit  dem  Pflug, 
und  das  Christenthum  annehmend,  sicherte  sie  sich  auf 
einmal  den  Bestand  unter  den  europäischen  Völkern  und 
entging  dem  Verderben,  dem  ihre  Ahnen,  die  Hunnen 
und  Avaren  nicht  auszuweichen  vermocht  hatten.  Denn 
diese  erfüllten  zwar  ihr  Jahrhundert  mit  Kriegsruhm  und 
Schrecken,  aber  weil  ihre  Kraft  einzig  und  allein  in 
der  Waffe  bestand,  verschwanden  sie,  besiegt,  für  immer 
vom  Schauplatz  der  Weltgeschichte,  wäln-end  unsere 
Ahnen,  die  Tendenz  des  Jahrhunderts  verstehend  und 
befolgend,  unserer  Nation  ein  tausendjähriges  Leben 
sicherten.  Es  ist  gewiss  niclit  unser  Fehler,  sondern  die 
verheerende  Wirkung  der  Türkenkämpfe  verursachten 
es,  dass  Ungarn,  welches  bis  zum  Ende  des  13. — 14. 
Jahrhunderts  mit  den  entwickeltsten  europäischen  Völ- 
kern auf  einer  gleichen  Stufe  der  Bildung  stand,  vom 
langen  Kampf  erschöpft,  selbst  noch  in  der  ersten  Hälfte 
des  gegenwärtigen  Jahrhundert  in  einem  so  geschwäch- 
ten  und  zurückgebliebenen  Zustande    war.    Aber    (Jen 
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Geist  der  Zeit  begreifend,  braditc  die  Nation  diircli  die 
1848 -er  Gesetze  in  ihrem  gesammten  Staats-  und  Pri- 
vatleben plötzlicli  eine  grosse  Reform  zur  Ausführung. 

Nach  den  aus  der  Vergangenheit  geschö})ften  Er- 
fahrungen dürfen  wir,  glaube  ich  sagen,  dass  unsere 
Nation  die  Fähigkeit  besitzt,  den  Geist  der  Zeit  zu  be- 
greifen luid  dessen  Anforderungen  zu  erfüllen,  dass  sie 
im  Stande  ist,  in  dieser  Beziehung  auch  eine  gewisse  Zä- 
higkeit an  den  Tag  zu  legen,  und  wenn  es  sein  muss, 
grosse  und  radikale  Umgestaltungen  durchzuführen.  Auf 
diese  Eigenschaft  unserer  Nation  gestützt,  spreche  ich 
es  aus,  dass  ich  in  die  Lebensfähigkeit  derselben  Ver- 
trauen setze,  und  sie  für  fähig  halte,  durch  allseitige 
Aneignung  der  Bildung,  im  Kampf  nach  materiellem 
Aufschwung,  mit  schwerer  und  konsequenter  Arbeit 
sich  die  Mittel  zu  verschaffen  und  zu  sichern,  welclie  die 
unentbehrlichen  Bedingungen  ihres  Gedeihens  sind ;  ich 
glaube,  dass  wenn  der  Gebrauch  dieser  Mittel  zweck- 
mässig geregelt  wird,  die  Nation  im  Stande  sein  werde, 
in  Zukunft  eine  erspriessliche  Thätigkeit  zu  ent- 
wickeln. 

Diese  Abweichiuig  möge  darin  ihre  Rechtfertigung 
finden,  dass  diejenigen  unter  unseren  nächsten  Nacli- 
l)arn,  welchen  die  Interessen  der  i)  s  t  c  r  r  e  i  c  h  i- 
s  c  h  en  N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n k  am  Herzen  liegen,  und  die- 
ser die  Herrschaft  in  Ungarn  auch  nach  Ablauf  des 
Privilegiums  zu  erhalten  wünschen,  mit  einem  ge- 
wissen Bedauern  vom  Charakter  unseres 
Volkes  sprechen,  behauptend.  Ungarn  sei  für 
eine  selbständige  Kreditinstitution  noch  nicht  reif, 
und  Aveil  ihnen  dessen  Interessen  am  Herzen  liegen,  s«^ 
müsse    Ungarn    auch    fernerliin    unter    der 
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Vormundschaft     einer    pri  vil  egirten    Zen- 
tralbank verbleiben. 

Solchen  Behauptungen  entgegen  sage  ich,  mich 
auf  die  Resultate  vergangener  Jahrzehnte  berufend,  dass 
es  in  Europa  keine  Nation  gibt,  die  in  relativ  so  kurzer 
Zeit  trotz  ungünstiger  Verhältnisse  und  schwerer  Schlage 
aus  eigener  Kraft  eine  so  grossartig  und  radikale  Reform 
durchgeführt  hätte,  wie  die  ungarische.  Auf  diese  Tliat- 
saclie  mich  berufend,  glaube  ich,  dass  die  ungarische 
Nation  im  Stande  sein  werde  durch  konsequente  Arbeit 
binnen  kurzer  Zeit  die  Bedingungen  der  materiellen  und 
geistigen  Entwickelung  zu  erlangen,  in  Folge  deren  sie 
den  ihr  gebührenden  Platz  unter  den  gebildeten  Staaten 
einnehmen  könne.  ^ 

Wundern  wir  uns  nicht  darüber,  weini  Viele  jenseits 
der  Leitha  glauben,  ja  in  der  letzteren  Zeit  auch  offen 
aussprechen,  dass  unsere  Nation,  wie  schöne  Eigenschaf- 
ten sie  auch  besitzen  möge,  auf  dem  materielle  n 
Felde  keine  R  e s u  1 1 a t e  zu  Stande  zu  1j r i n- 
g  en  fähig  sei.  Sie  behaupten,  wir  hätten  in  dieser 
Beziehung  keinen  Anspruch  auf  einen  selbständigen  AVir- 
kungskreis ;  und  da  die  Förderung  des  materiellen  Auf- 
schwunges Ungarns  auch  für  den  anderen  Theil  der 
Monarchie  von  Wichtigkeit,  das  Schicksal  beider  Tlieile 
mit  einander  verknüpft  ist,  da  sie  gemeinschaftliche 
I-iasten  haben,  die  sie  mit  einander  tragen  müssen,  und 
überhaupt  weil  in  Folge  der  pragmatischen  Sanktion  die 
Wehrpflicht  eine  gemeinsame  ist :  könne  das  Einmengen 
des  anderen  Theiles  der  Monarchie  in  unsere  Angele- 
genheiten berechtigt  sein,  ja  es  gehöre  nicht  zu 
den  Unmöglichkeiten,  dass  Ungarn  unter 
die  österreichische  Vormundschaft  gestellt 
w  i  r  d.  Zur  Auesserung  dieser  Ansicht  haben  die  Ereig- 
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nisse  der  jüngst  verflossenen  Jalire,  nnd  der  Verfall  des 
Kredits  Grnnd  und  Anlass  gegeben.  Es  ist  unleugbar, 
dass  wir  viele  verfehlte  Schritte  gctlian  haben,  und  in 
Folge  der  begangenen  Fehler  ein  Zustand  geschaflen 
wurde,  dessen  Beseitigung  schwer  sein  und  grosse  Opfer 
erheischen  Avird.  Doch  sehen  wir  die  jüngst  verflossenen 
Jahre  nicht  als  verloren  an,  wenn  was  in  diesen  Jahren 
geschehen  ist,  als  Lehre  für  die  Zukunft  dienen  Avird, 
und  wir  durch  unseren  eigenen  Schaden  gewitzigt,  den 
rechten  Weg  erkennen,  den  wir  einschlagen  müssen,  um 
eine  glückliche  Lösung  zu  bewerkstelligen. 

Meines  Erachtens  sind  die  Umstände  zur  Herbei- 
füln-ung  einer  besseren  Aera  günstig,  nicht  allein  weil 
unsere  parlamentarischen  Partei-  und  Regierungsver- 
hältnisse eine  bessere  Wendung  genommen  haben, 
sondern  auch  weil  wir  jetzt  mit  dem  Ablauf  der  Ver- 
tragsjahre in  der  Lage  sind,  d  u  r  c  li  eine  li  e  i  1  s  a  m  e 
Regelung  der  K  r  e  d  i  t  i  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n  e  n  u  n  d 
durch  L^mgestalt  ung  des  Zoll-  und  H  a  n- 
d  e  1  s  b  ü  n  d  n  i  s  s  e  s  die  F  ()  r  d  e  r  u  n  g  unsere  r  m  a- 
t  e  r  i  e  1 1  e  n  Interessen  u  n  d  b  e  s  o  n  d  e  r  s  die 
gesunde  E  n  t  av  i  c  k  e  1  u  n  g  des  Handels  und 
der  Industrie  zu  sicher n. 

Natürlich  ist  der  gegenwärtige  Stand  der  Staats- 
flnanzen  besorgnisserregend.  Die  Besorgnis»  darf  jedoch 
nicht  bis  zur  Entmuthigung  gehen.  Das  Bewusstsein, 
dass  denUebelständen  abgeholfen  werden  kann  und  muss, 
wenn  wir  auch  ferner  als  selbständige  Nation  bestehen 
wollen,  muss  uns  Kraft  geben,  die  zum  sicheren  Erfolg- 
führenden  energischen  Mittel  ungesäumt  und  konsequent 
anzuwenden. 

Zahlreich  sind  die  Massnahmen,  die  zur  Sic]ie;-ung 
dieses  Zweckes  ftihren.  aber  nur  dann.  >\  enn  die  i  ii  t  e  1- 


460 

1  i  g  e  n  t  e  r  e  11  der  Nation,  die  berufen  sind  der  natio- 
nalen Arbeitstliätigkeit  durch  ilir  Beispiel  eine  neue  Rich- 
tung zu  geben,  von  der  E  r  k  e  n  n  t  n  i  s  s  j  e  n  e  r  N  o  t  h- 
w  e  n  d  i  g  k  e  i  t  durchdrungen  sein  werde  n. 

Doch  worin  vor  Allem  soll  das  Beispiel  bestehen  ? 
Es  sei  mir  gestattet  in  dieser  Beziehung  einen  handgreif- 
lichen und  Jedermann  verständlichen  Fall  vorzubrin- 
gen. Ein  guter  Freund  von  mir  reiste  nach  Beendigung 
des  französich-preussischen  Krieges  —  aber    noch    in 
der  Zeit,  als  die  preussischen  Truppen  einen  grossen 
Tlieil  Frankreichs  besetzt  hielten    und    erst    die  Vor- 
verfügungen    zur    Zahlung    der    Kriegsentschädigung 
getroffen  waren,  —  in  Frankreich.    Zweck  seiner  Stu- 
dien war  zu  sehen,  wie  eine  grosse  Nation  die  Folgen 
der  für  sie  unerwartet  eingetretenen  grossen  Katastrophe 
erträgt.  Mein  P^reund  liatte  für  die  französische  Nation 
stets  grosse  Sympathie  und  Vorliebe;  bekümmert  sah 
er  die  durch  den  Krieg   geschlagenen  Wunden,  und  die 
Lasten  nach  unserem  gewohnten  Mass  beurtheilend,  war 
er  für  die  Zukunft  der  französischen  Nation  besorgt.  Als 
er  die  Grenzen  Frankreichs  überschritten  hatte,  gab  er, 
noch  bevor  er  mit  Männern  der  massgebenden  Kreise 
hatte  sprechen  können,  vor  dem  ersten  Franzosen,  dem  er 
begegnete,  seiner  Besorgniss  Ausdruck.  Dieser  Franzose 
war  kein  Gelehrter,  kein  Staatsman  oder  Nationalöko- 
nom, doch    einer   jener  arbeitsamen  und  intelligenten 
Familienväter,  deren  Frankreich  so  viele  zählt.  Als  mein 
Freund  mit  ihm  von  der  Grösse  der  erlittenen  Verluste 
sprach  und  von  der  grossen  Last,  die  der  Staat  in  Folge 
der  Kriegsentscliädigung  auch  in  Zukunft  werde  tragen 
müssen,  und  seine  Zweifel  darüber  äusserte,  ob  Frank- 
reich im  Stande    sein  werde  die  traurigen  Folgen  dieses 
Krieges  zu  ertragen  und  überhaupt  sich  auf  die  Dauer 
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geordnete  Staatsfinanzeii  zu  sichern,  und  ob  es  g-elingen 
werde  bei  dem  grossen  Papiergeldunilauf  die  Metallva- 
luta aufrechtzuerhalten,  —  anwortete  der  einfache  fran- 
zösische Bürger :   das  macht  uns  keine  Sorge,  denn  jeder 
Franzose  fühlt,  d  a  s  s  es  seine  erste  Pflicht  sei 
nicht     allein     im     Interesse     Frankreichs, 
sondern  auch   in   seinem   ciy:e  neu   Interesse 
ein  einfaches  Mittel    anzuwenden  und  die- 
ses   besteht     darin,    dass    wir    Alle    täjj-lich 
um  eine  Stunde  mehr    arbeiten,  als  l)isher, 
und    dass     jeder     Familienvater    trachten 
wird,  insoweit    seine  Umstände    es    gestat- 
ten,   täglich    wenigstens    um     einen  Franc 
mehr    zu    e r s p a r e n    als    b i s h e r.  —  So  bezeicl i- 
nete  er,  nicht  theoretisch,  sondern  praktisch  das  Mittel, 
durch  welches  es  der  französischen  Nation  möglich  wurde, 
die  riesigen  Lasten  zu  ertragen.  Dieser  Ausspruch  ist  in 
Erfüllung  gegangen ;  Frankreich  hat  die  schwere  Krisis 
überstanden    und    weil    die  gesammte  Nation  bestrebt 
war,  durch  verdoppelte  Thätigkeit  und  Sparsamkeit  ihre 
materielle  Kraft,  also  ihre  Steuerfälligkeit  zu  heben,  so 
besitzt  sie  heute  nicht  allein  geordnete  Finanzen,  sondern 
ist  auch  im  Stande  die  so  viele  Milliarden  betragenden 
neueren  Lasten  zu  ertragen. 

Dieselbe  Idee,  die  der  einfache  Bürger  derart  prak- 
tisch ausdrückte,  haben  die  Staatsmänner  und  Gelehrten 
dem  französischen  Volk  in  wissenschaftlicher  Form  in 
Erinnerung  gebracht.  Der  ausgezeichnete  französische 
Nationalökonom  Michel  Chevalier  sagt  unl  r 
Anderem:  »Die grossen  Krisen  sind  überall  überwunden 
worden,  wo  Volk  und  Eegierung  zur  Wiedergeburt  des 
Gemeinwohls  zusammengewirkt  haben.  Diese  glückliche 
Eio-enschaft  ist  überall  wahrzunehmen,  wo  die  Völker 
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\'0i)  der  Zivilisation  diirclidrungen  sind.  Besonders  aber 
ist  sie  entwickelt  nnd  mit  grösserer  Energie  zeigt  sie 
sich  bei  den  Volksstämmen,  welche  die  sogenannte  west- 
liche christliche  Zivilisation  geschaffen  haben,  bei  den 
Stämmen,  die  Europa  bevölkern,  nnd  von  welchen  diese 
Eiö-enschaft  sich  auch  über  Amerika  verbreitet  hat.« 

Wir  lieben  es,  uns  ein  Volk  des  Ostens  zu  nennen. 
Von  dort  stammen  M'ir,  wir  besitzen  viele  Eigenschaften 
der  orientalischen  Völker,  und  nehmen  unter  den  gebilde- 
ten Völkern  Europa's  die  östliche  Stelle  ein ;  aber  wenn 
wir  dessen  würdig  sein  wollen,  zu  den  zivilisirten  Völ- 
kern gezählt  zu  werden,  so  ist  es  an  der  Zeit,  dass  wir 
das  Beispiel  der  Völker  des  Occidents  be- 
folgen, und  dass  wir  aus  Pflicht  für  unser  Vaterland 
und  uns  Alles  das  thun,  was  die  Völker  des  Westens 
1)ei  grossen  Krisen  gerettet  hat.  Es  gibt  i n  E u r o p a 
kaum  eine  Nation,  die  nicht  g  r  o  s  s  e  K  r  i  s  e  n 
zu  überstehen  gehabt  hätte,  die  nicht  ge- 
nöthigt  gewesen  wäre,  ihre  Kräfte  dop- 
pelt anzustrengen.  Selbst  die  Situation  Englands 
während  der  Napoleonischen  Kriege  und  zu  Anfang  der 
40er  Jahre  war  in  finanzieller  Hinsicht  eine  kritische. 
Holland  nach  1830,  Frankreich  1815  und  später  1870, 
die  nordamerikanischen  Staaten  1865  befanden  sich 
nach  den  grossen  Katastrophen  in  schwierigeren  Ver- 
hältnissen als  die  unseren,  aber  durch  die  Thätigkeit  des 
o^esammten  Volkes  und  der  Reg-ieruno-  überwanden  sie 
die  Uebelstände  in  kurzer  Zeit. 

In  den  letzteren  Zeiten  ist  es  bei  uns  Gewohnheit 
gCAVorden,  dass  Jedermann  von  der  Gesetzgebung  und 
Eegierung  Alles  erwartet.  Gewiss  ist  die  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  und  Regierung  gross  und  deren  Macht 
ausp-edehnt ;  allein  diese  Faktoren  werden  ihre  Macht  nur 
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dann  in  heilsamer  Weise  ausüben,  wenn  sie  nicht  dar- 
nach streben,  Alles  in  die  Spliiire  ilirer  eigenen  Wirk- 
samkeit zu  ziehen,  sondern  die  Hindernisse 
der  freien  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  der  nationale  n 
Arbeitsthätigkeit  zu  beseitigen,  und  zur  recliten 
Zeit  zAveckmässig  und  korrekt  das  zu  bewerkstellio-en 
WOZU  die  Privatthätigkeit  zu  sclnvach  ist;  doch  einen 
grossen  Einfluss  vermögen  sie  auf  die  Nation  auch  da- 
durch auszuüben,  wenn  sie  d  u  r  c  h  verdoppelte 
Thätio^keit  und  D  ur  ch  f  ülir  uno-  strenger 
O  r  d  n  u  n  g  u  n  d  S  p  a  r  s  a  m  k  e  i  t  mit  gutem  Beispiel 
^'orangellen.  Vor  Allem  aber  ist  es  Aufgabe  des  Staa- 
tes, eben  um  die  heilsame  Thiitigkeit  und  gesunde  Ent- 
wickelung  zu  sichern,  den  öffentlichen  Kredit 
zu  befestigen  und  fortwiüirend  aufrecht  zu  er- 
halten, was  die  erste  Bedingung  der  Wohlfahrt  der 
zivilisirten  Völker  ist.  Jedoch  vollkonnnen  wird  der  Er- 
folg erst  dann  sein,  wenn  —  wie  M.  Chevalier  sagt  — 
sämmtliche  arbeitende  Mitglieder  der  Nation,  Acker- 
bauer, Industrielle,  Kaufleute,  Kapitalisten  oder  die  Ver- 
treter der  intelligenten  Arbeit,  fortwährend  von  der 
einen  Idee  durchdrungen  sind:  wie  sie  ihre  Wis- 
senschaft, ilire  Erfahrungen,  oder  ihr  Ka- 
pital durch  redliche  Arbeit  zur  Vermeh- 
rung ihres  Vermögens  verwenden  könne  n. 
Damit  die  Arbeitsthätigkeit  Aller  gesteigert  werde, 
und  sich  frei  und  in  gehörigem  Masse  entwickeln  könne : 
muss  für  die  nationale  Arbeitsthätigkeit 
der  berechtigte  Gebrauch  der  befruchten- 
den K 1-  a  f  t  der  K  r  e  d  i  t  i  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n  e  n  möglich 
g  e  m  a  c  h  t  w  e  r  d  e  n.  E  i  n  e  s  o  1  c  h  e  L  ö  s  u  n  g  i  s  t  e  s, 
die  ich  in  unsere m  V a  t e  r  1  a n d e  >\'  ü  n  s  c  li  e.  Wir 
insgesammt    müssen  vor  Allem  darnach    streiken,  dass 
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dem    g'egell^yä^tigeu    iiiiiiatürliclien  Zustand    ein  Ende 
g-emacht  werde.    Es  geht  nicht  an,  dass  die  Quelle  des 
Kredits  in  Zukunft  sich  ausserhalb  der  Grenzen  unseres 
Vaterlandes  befinde  und  nur  aus  Gnade,  nach  Lust  und 
Belieben,  gleichsam  als  Almosen  den    Kredit  ertheile, 
auf  den  die  gesteigerte  nationale  Arbeitsthätigkeit  be- 
rechtigten   Ansprucli    hat.     Die    Verwaltung    der 
K  r  e  d  i  t  i  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n  e  n    kann  nicht  das  ausschliess- 
liclie  Privilegium  einer  oder  zweier  Städte  sein ;  sie  ist 
ein  gemeinschaftliches  Eigenthum,    an  wel- 
chem zu  partizipiren   jede  Gegend  in  dem  Masse  ein 
Anrecht  hat,  in  welchem  die  Notenbank  die  Schuldne- 
rin einer  oder  der  anderen  Gegend  ist,  die  deren  Noten 
mit  Vertrauen  annimmt,  und  ihr  die  Ergebnisse  ihrer 
Arbeit  und  Sparsamkeit  ohne  Zinsen  darleiht.  Aus  Mil- 
liarden Thautropfen,  aus  der    fortwährenden  Ausdün- 
stung   der    mit   Pflanzen  wuchs  bedeckten    fruchtbaren 
Erde  und  aus  den  verdünstenden  Wässern  entstehen  die 
Wolken ;  eben  so  entwickelt    sich  aus  den  Ergebnissen 
der  Arbeit  des  nach  Millionen  zählenden  Volkes   und 
aus    dem  Umsätze  des  so  geschaffenen  Vermögens  der 
Kredit,  der  die  Basis  des  Bestandes  und  Verkehrs   der 
Notenbanken  l)ildet.    Aber  so  wie  es  die  Bestimmung 
der  Wolken  ist,  die  von  der  Oberfläche  der  Erde  empor- 
gestiegenen Dünste  der  Erde  als  befruchtenden  Regen 
wiederzugeben,  sie  hierdurch  zur  steten  Erneuerung  der 
Vegetation  fähig  zu  machen,  und  im  Kreislauf  wieder 
neue  Regen  spendende  Wolken  zu  bilden:  so  ist  es  der 
Beruf  der  Kreditinstitute  und  besonders  der  Notenban- 
ken, ein  Postulat  der  unparteiischen  Gerechtigkeit  und 
des  Gemeinwohls,  ja  das  wohlverstandene  Interesse  der 
Kreditinstitute    selbst,    in    dem  Verhältniss   und 
dort  den    unter    dem  Zusammenwirken  von 
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Millionen  52,6 sammelten  Kretlit  wiederzu- 
geben, von  wo  sie  diese  Macht  geschöpft 
haben.  Die  Provinz,  die  Stadt,  die  in  grösserem  Masse 
zur  Bildung  des  Kredits  der  Notenbank  beigetragen  hat, 
d.  h.,  wo  deren  Noten  in  grössserer  Menge  zirkuliren, 
hat  durch  die  Annahme  derselben,  d.  h.,  durch  das  der 
Bank  geschenkte  Vertrauen,  ein  Recht  auf  die  Benüt- 
zung des  Kredits  der  Bank  erworben ;  und  da  es  keinen 
so  entlegenen  Tlieil  des  Landes  gibt,  wo  nicht  Gläubi- 
ger der  Bank  existirten :  so  lialte  ich  dasjenige  Banksy- 
stem für  richtig  und  gerecht,  welches  die  befruch- 
tende Wirkung  des  Kredits  jeder  Gegend, 
die  dessen  würdig  ist,  zur  Verfügung 
stellt;  und  nur  dadurch  steigert  sicli  die  heilsame 
Wirkung,  ja  auch  die  Macht  der  Kreditinstitute,  wenn 
in  deren  Wirkungskreis  alle  Theile  des  Landes  einbe- 
zogen werden.  Ueberall,  wo  diess  nicht  geschieht,  ent- 
steht ein  Ausnahmszustand,  wie  er  um  das  von  mir  an- 
geführte Beispiel  weiter  zu  gebrauchen,  auch  in  der  Na- 
tur, wenn  gleich  selten,  vorkommt.  Wo  die  erwähnte 
Wechselwirkung  nicht  stattfindet,  dort  ensteht  eine 
AVüste,  hört  die  gesunde  Entwich elung  auf,  wie  in  Folge 
des  Regenmangels  in  der  Sahara,  oder  in  den  unfrucht- 
baren Theilen  Australiens. 

L^nserem  Vaterlande  bei  der  Lösung  der  Bankfrage 
und  bei  der  Regelung  des  Kreditwesens  die  gedeihlich- 
ste Wirkung  zu  sichern,  soll  unser  Zweck  sein,  und  wie 
ich  das  ausgeführt  zu  sehen  wünsche,  dies  auseinander- 
zusetzen, habe  ich  mir  zur  Aufgabe  gesteht. 
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Leicht  verzweifelt,   wer  bloss  den  iieiitio>eii  Tao-  in 
Betracht  zieht.  Wie  der  Reisende,  der  in  seinem  Fort- 
kommen nnerwartet  auf  grosse  Hindernisee  stösst,  die 
zu  überwinden  grosse  Anstrengung  kostet,  die  Entschlos- 
senheit dazu  aus  dem  Eewusstsein  schöpfen  muss,  dass 
er  auch  schon  bis  dahhi    viele  Hindernisse  glücklich, 
überwunden  hat:  so  müssen  auch  wir  das  Vertrauen, 
dass  wir  die  heute  bestehenden  Schwierigkeiten  bewäl- 
tigen werden,  aus  dem  Bewusstsein  schöpfen,  dass  die 
Nation  sich  schon  in  weit  drückenderen  Verhältnissen 
befunden  habe ;  trauen  wir  ihr  daher  die  Fähigkeit  zu,  eine 
neue  Aera  iln-er  Existenz  zu    schaffen,  und  wirken  wir 
Alle  zur  Durchführung  der  Eeform  mit,  die  eine  Bedin- 
gung der  Sicherheit  ihres  Bestandes  ist.  Ich  habe  schon 
früher  gesagt  und  wiederhole  es  auch  jetzt,  dass  obgleich 
die  Zeit  in  der  wir  leben,  bei  allen  Nationen  die  Epoche 
rascher  Fortschritte  und  Reformen  ist  und  Alle  die  vor 
vierzig  Jahre   lebten,  heute  nach  den  grossen  imgeahn- 
ten  Fortschritten  ihr  Vaterland  kaum  wieder  erkennen 
würden,  wenn  sie  wieder  unter  den  Lebenden  wandel- 
en :  unter  den  Staaten  Europa's  kein  Land  ist,    das 
eine  grössere,  radikalere  Umwandlung  er- 
fahren hätte,  'als  unser  Vaterland.  Ich,  der 
nicht  allein  diese  denkwürdige  Reformperiode  unseres 
Vaterlandes  seit  meiner  ersten    Kindheit    fortwährend 
mit  Aufmerksamkeit  begleitet,  sondern  auch,  je  nach- 
dem die  L^mstäude  es  gestatteten,  auf  die  Förderung  der 
Interessen    unseres  Vaterlandes  nach  Kräften  Einfluss 
geübt  habe:  fühle  mich  berechtigt  die  Ueberzeugung 
auszusprechen,  dass  unsere  Nation,  wenn  sie  gut  gelei- 
tet wird,  Kraft  genug  besitzt,  nicht  allein  die  Lasten 
der  jetzigen  drückenden  Verhältnisse  zu  ertragen,  son- 
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(lern  auch  den   GruiKl   zu   einer  besseren  Zukunft    zu 
legen. 

Es  ist  nicht  meine  Absicht  die  verscliiedenen  Plia- 
sen,  die  unser  Vaterland  in  so  kurzer  Zeit  durchgemacht 
hat,  zn  aualysiren,  ich  wünsche  nur  den  Zustand  unse- 
res Kreditwesens  während  der  jünjjst  verflossenen  Pe- 
riode von  kaum  dreissig  und  einigen  Jahren  darzulegen 
—  zum  l^eweise,  wie  rasch  sich  bei  uns  das  Bedürfniss 
der  Kreditinstitiitionen  entwickelte,  und  \\  ie  o-efäln-licli 
es  jetzt  wäre,  —  wo  die  Nationen  so  rascli  fortschreiten, 
wo  die  Zeit  der  o-esunden  aber  schnellen  Entwickelun«^*, 
ich  hoffe  es,  auch  für  unser  Vaterland  erfolgt  ist.  wo 
zum  Behuf  der  Lastentragung  der  materielle  Wohlstand 
und  somit  die  Steuerfähigkeit  der  Einzelnen  gehoben 
werden  muss,  -  Avas  immer  für  eine  Transaktion  einzu- 
gehen, die  uns  auf  ein  Jahrzehent,  vielleicht  auf  meh- 
rere die  Hände  binden  würde. 

Wozu  brauchten  wir  1830  oder  in  den  Jahren  vor- 
her Kreditinstitutionen  und  überhaupt  Kredit?  In  die- 
ser und  in  der  verausgegangenen  Periode  konzentrirte 
sich  das  ganze  Leben  der  Nation  in  der  privilegirten 
Klasse,  die  nach  avitischem  Usus  und  der  avitischen 
Verfassung  gemäss  in  den  autonomen  Komitaten  die 
urbarialpflichtige  Bevölkerung  leitete,  über  dieselbe  ver- 
fügte, und  in  der  Person  ihrer  Ablegaten  auf  den  sel- 
ten gehaltenen  Grravaminal-Landtagen  erschien.  Zwi- 
schen dem  mittleren  Adel  und  den  Magnaten  hatte  sich 
eine  schroffe  Scheidewand  gebildet ;  letztere,  die  Gross- 
grundbesitzer, nahmen  selten  Antheil  an  den  öffentli- 
chen Ano-eleoenheiten,  wohnten  zumeist  ausser  T^nndes, 
oder  o-laubten  dass  die  grossen  Staatsämter  ihren  F:i- 
milien  erbeigenthümlich  seien,  in  Folge  dessen  iiu-lit  al- 
lein sie,  sondern  auch   ihre  Verwandten  ihre  I  nabhän- 
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gigkeit  autgaben,  iiiid  die  Träger  historisciior  Namen  und 
Besitzer  eines  grossen  Vermögens  dem  edelsten  Vorrecht 
und  zugleich  der  moralischen  Pflicht  entsagten,  durch 
ein  Beispiel  die  Nation  den  Weg  des  edlen  Strebens 
z  a  fähren.  Diese,  denen  durch  Fideikomisse  nicht  allein 
ein  grosses  Einkommen,  sondern  auch  ihr  angestammter 
Besitz  vollkommen  gesichert  war,  hatten  persönlichen 
Kredit,  den  ihnen  ihre  grossen  Einlvünfte,  ihre  hohe 
Stellung  und  ihr  Ansehen  verlieh ;  und  wenn  schliess- 
lich der  Eine  oder  der  Andere,  wie  es  zuweilen  aus- 
nahmsweise geschah,  mehr  ausgab,  als  er  Einkommen 
hatte  und  in  Schulden  gerieth,  schützte  ihn  der  Schild 
der  Avitizität,  der  ihn  gegen  die  Angriffe  der  Gläubiger 
sicherte.  Ausserdem  bestand  die  Gepflogenheit,  dass  die 
ungarische  Hofkanzlei  auf  die  Bitte  der  Verwandten 
oder  Gläubiger  das  V  o  1  u  n  t  a  r  i  u  m  s  e  q  u  e  s  t  r  a  t  u  m 
anordnete. 

Die  mittlere  Grundbesitzerklasse,  der  damals  ein- 
zige thätige  Tlieil  unserer  Nation,  befasste  sich  nach  al- 
tem Usus  auf  ihrem  eigenen  Besitz  ex  nobili  officio 
mit  den  Komitatsangelegenheiten,  und  lebte  grössten- 
theils  unabhängig,  sorglos,  und  nahm  den  Kredit  niclit 
in  Ansprucli.  Steuern  lasteten  niclit  auf  ihren  Schul- 
tern, auf  ihren  Besitzungen  wuchs  ohne  alle  Investirung 
mehr  als  sie  benöthigte ;  wenn  auch  kein  Geld,  so  hatte 
sie  doch  Alles,  was  zu  einem  unabhängigen  sorglosen  Le- 
ben nöthig  ist ;  Luxus  kannte  sie  niclit,  nach  Komfort 
hatte  sie  kein  Verlangen,  und  sie  war  mit  dem  zufrie- 
den, womit  auch  Vater  und  Mutter  sich  begnügt  hatten. 
Wozu  aber  hätte  sie  auch  mehr  produziren  sollen  als  sie 
zu  konsumiren  im  Stande  war?  konnte  man  doch  im 
orössten Tlieil  des  Landes  die  Produkte  des  Ackerbaues 
nicht  transportiren  und  daher  auch  nicht  verkaufen.  Die 
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bebauten  Tbeile  des  Besitzes  bildeten  einen  verhaltniss- 
mässig  geringen  Tlieil  desselben,  und  den  Ertrag,  der 
in  barem  Geld  benr)t]ügt  wurde,  lieferte  gcwr)hnlicb  die 
Schaf-  und  Ivinderzuclit.  Der  Reichthnni  liinff  niclit  so 
sehr  von  der  Grösse  des  zum  Anbau  geeigneten  Gebie- 
tes, wie  von  der  Menge  der  Urbarial-Kräfte  ab ;  Hun- 
derte von  Urbarial-Kräften  Versalien  die  nachlässiire 
Kultur  eines  geringen  Gebietes,  und  oft  reichte  die 
Ernte  selbst  eines  guten  Jahres  nicht  liin  um  den  Be- 
darf eines  Jahres  zu  decken.  Es  bestand  die  Avitizitat, 
welche  das  Erbe  der  miinnlichen  Linie  sicherte,  und  so 
gab  es  Fälle,  dass  der  avitische  Besitz  acht  Jabrhun- 
derte  hindurch  bis  auf  die  neueste  Zeit  in  der  Hand  ei- 
ner und  derselben  Familie  verblieb.  Und  wenn  zu^^'ei- 
len  ausserordentliche  Fälle  die  Familie  nöthigten  grös- 
sere Summen  aufzunehmen,  so  war  auch  nocli  in  der 
ersten  Hälfte  dieses  Jalirhunderts  der  alte  Modus  in 
Gebrauch,  ein  avitisches  Gut,  anstatt  es  zu  verkaufen, 
zu  verpfänden,  und  so  den  Ertrag  desselben  auf  32  Jahre 
im  vorhinein  herauszunehmen:  Avenn  dann  die  leiclit- 
sinnigen  Nachkommen  seinerzeit  es  versäumten  das 
Gut  auszulösen,  so  traten  die  endlosen  Pfandlösungspro- 
zesse ein. 

In  der  Periode,  in  welche  meine  erste  Jugend  fiel, 
bestand  noch  im  grössten  Thelle  des  Landes  z Avischen 
den  zu  Hause  wohnenden  grösseren  Besitzern 
u  n  d  d  e  1*  e  n  U  n  t  e  r  t  h  a  n  e  n  das  Avarhaft  patriarcha- 
lisch zu  nennende  Verhältniss  mit  allen  seinen  Glanz- 
und  Schattenseiten.  Im  Interesse  des  Besitzers  lag  es  die 
L^rbarialkraft  in  gutem  Stande  zu  erlialten,  also  für  die 
Wohlfahrt  der  Unterthanen  zu  sorgen.  Wenn  ein  Noth- 
stand  eintrat,  so  a- ersah  der  Grundherr  seine  L^nterthancn 
mit  Getreide   aus  seinen  Vorrathsknmmern.   Wenn  dem 


Untertlian  ein  Stück  Zugvieli  gefallen  war,  so  wurde  der 
Ersatz  dafür  sogleich  aus  der  grossen,  nichts  kostenden 
Rinderheerde  beigestellt.  Wenn  hingegen  den  Grund- 
herrn ein  Unglück  betroffen  hatte,  wenn  ihm  z.  B.  ein 
Wirthscliaftsgebäude  abgebrannt  war,  so  beeilten  sich 
die  Unterthanen  es  ohne  alles  Entgelt  wieder  herzustel- 
len. Aus  meiner  eigenen  Erfahrung  weiss  ich  einen  Fall 
anzuführen ,  wo  die  sämmtlichen  Unterthanen  einer 
Grundherrschaft  ihre  Dienste  zum  Aufbau  eines  abge- 
brannten grossen  Viehstalles  freiwillig  anboten ;  und  als 
man  ihnen  nach  Beendigung  der  Arbeit  bei  der  üblichen 
Feier  Wein  anbot,  wollten  sie  nicht  einmal  diesen  an- 
nehmen, indem  sie  sagten :  »Herr,  das  »aldomas«  (Trunk) 
eines  Beschädigten  thut  nicht  wohl!« 

Dass  der  Grundbesitzer  unter  solchen  Verhältnis- 
sen keinen  Kredit  hatte,  ist  natürlich ;  er  brauchte  ihn 
auch  nicht.  Der  Zinsfuss  war  durch  das  Gesetz  festge- 
stellt, und  damit  das  urbarialpiliclitige  Volk  das  Darle- 
hen nicht  im  Wirthshause  missbrauchen  könne,  wurde 
auf  Beschluss  des  väterlich  fürsorgeuden  Komitates  — 
z.  B.  in  meinem  Komitat  —  ausgesprochen,  dass  dem 
Besitzer  einer  Session  in  einem  Jalire  nicht  mehr  Ge- 
tränk kreditirt  werden  dürfe,  als  um  3  fl.,  war  ihm  aber 
mehr  geborgt  worden,  so  verweigerte  die  Behörde  die  Ein- 
treibung der  Schuld,  ja  der  betreffende  Schenkwirth 
war  der  Gefahr  ausgesetzt,  alsWuclierer  bestraft  zu  wer- 
den. Wucher  gab  es  nicht,  —  die  ausserordentlichen 
Fälle  ausgenommen,  wo  ein  oder  der  andere  leichtsin- 
nige junge  Mann  sein  Vermögen  verschwendete ;  wurde 
aber  hiebei  Wucher  nachgewiesen,  so  wurde  das  Kapital 
des  Wucherers  konfiszirt.  Die  den  Unterthanen  aufer- 
legte Steuer  war  verhältnissmässig  nicht  drückend;  zur 
Deckung  der  gemeinsamen  Auslagen  wnrdasTiand  mittelst 
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der  Zölle  gering  l)esteuert;  ausserdem  waren  die  Staats- 
güter und  das  Salz  dieHauptciuellen  der  iirarisclien  Ein- 
künfte. Die  grösste  Steuer,  welche  das  Volk  zu  ti-agen 
hatte,  bestand  in  seiner  Arbeit,  mit  der  es  dem  Grund- 
herrn frohnpflichtigAvar,und  auch  die  üÜentlichen  Arbei- 
ten für  das  Komitat  leistete.  Es  hatte  Zeit  genug,  mehr  als 
zur  Bebauung  seiner  Felder  nötliig  war,  und  so  konnte 
es  diese  Arbeitssteuer  leicht  ertragen. 

Dass  in  dieser  Periode  Niemand  das  Bedürfniss  der 
Kreditinstitionen  fühlte,  war  eine  natürliche  Folge  der 
gegebenen  Verhältnisse.  Handel  gab  es  kaum. 
Selbst  der  Handel  der  Hauptstadt  lag  noch  in  der 
Wiege.  Wolle,  Tabak,  Wein,  und  die  Lebensmitelaus- 
fuhr  der  an  die  österreichischen  Erbländer  angrenzen- 
den Komitate  figurirten  in  der  Handelslnlanz  mit  einem 
verhältnissmässig  geringen  Betrage.  Auch  die  gei- 
stige Ent  Wickelung  der  Nation  stand  auf 
einer  sehr  niederen  St u f e.  Die  Zeitungslitera- 
tur war  durch  ein  einziges  Blatt  vertreten,  das  ein  paar- 
mal die  Woche  erschien ;  es  war  auch  nicht  nöthig  es 
öfter  zu  drucken,  da  die  Post  selbst  in  den  bedeutende- 
ren Handelsstädten  wöchentlich  mir  zweimal  ankam. 
Ausser  einigen  Produkten  der  zu  neuem  Leben  erwa- 
chenden ungarischen  Literatur  bestand  das  AVissen  der 
gebildeten  Klassen  aus  der  Kenntniss  der  lateinischen 
Sprache  und  Klassiker,  der  alten  Rechte  und  des  Cor- 
pus juris,  und  das  mächtigste  Mittel  der  Kulturverbrei- 
tung war  die  »Allgemeine  Zeitung s<  und  deren  ausge- 
zeichnet redigirte  Beilage.  Dies  Avar  die  erste  Periode,  de- 
ren ich  mich  aus  meiner  Kindheit  erinnere. 

Die  zweite  war  die  S  z  e  c  h  e  n  y  i  's  c  h  e  P  e  r  i  o  d  e, 
über  die  ich  nicht  ausführlicli  zu  sprechen  brauclie,  da 
die  gegenwärtige  Generation   lebhaft   in  Erimierung  be- 
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hielt,  was  Szeclienyi  Alles  begonnen  hat,  um,  wie  er 
sagt,  »den  Ungar  aus  dessen  Bärenhöhle  zu  locken.« 
Er  war  darüber  mit  sich  im  Eeinen ,  wo  er  das  Werk 
der  Wiedergeburt  beginnen  müsse,  als  er  sein  hochbe- 
deutsames epochales  Werk :  »Hitel«  (Kredit)  heraus- 
gab, durch  welches  der  Nation  ein  neuer  Gesichtskreis 
sich  erschloss.  Der  1832  6er  und  1839  40er  Landtag 
brachen  Bresche  in  die  ererbten  Gewohnheiten  und  In- 
stitutionen. Es  wurde  das  Urbarialgesetz  geschaf- 
fen, welches  die  Verhältnisse  zAvischen  den  Grundher- 
ren und  Unterthanen  regelte ;  zur  Förderung  des  Kre- 
dits wurde  das  Wechselgesetz  gebracht  und  die  Errich- 
tung von  Wechselgerichten  angeordnet;  auch  andere 
den  Handelsverkehr  regelnde  und  die  soziale  Thätigkeit 
erweckende  Gesetze  wurden  geschaffen.  Obgleich  die 
Urbarial-Kraft  noch  bestand,  so  fanden  sich  doch  in 
dieser  Periode  einige  treffliche  Landwirthe,  die  im  Be- 
triebe ihrer  Wirthschaft  grossen  Fleiss  entwickelten. 
Nicht  allein  die  Produktion,  sondern  auch  der  Handel 
begann  sich  allmälig  zu  heben.  Die  40er  Jahre  bis  1848 
kann  man  die  Periode  des  edlen  Strebens  nach  Refor- 
men nennen.  In  Folge  der  von  Wien  aus,  seitens  der 
Zentralregierung  getroffenen  hemmenden  Verfügungen 
entstand  die  heftige  Opposition,  die  ein  brausendes, 
selbstbewusstes  politisches  Leben  hervorrief  und  nach 
einer  selbstständigen  konstitutionellen  Regierung  strebte. 
Allein  diese  Bewegung  blieb  nur  auf  der  Oberfläche;  noch 
immer  bildeten  bloss  die  privilegirte  Klasse  und  ein  ge- 
wisser Theil  der  Bürgerschaft  der  grösseren  Städte  die 
Nation.  Auch  auf  dem  sozialen  Felde  war  ein  im 
Vergleich  zu  der  früheren  Periode  grosser  Fortschritt 
wahrzunemen.  In  diese  Zeit  fällt  die  Gründung  der 
ersten  K  r  e  d  i  t  i  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n  ,   der  durch  Andreas 
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F  il  y  ins  Leben  genifenen  Ersten  v  a  t  e  r  1  ä  n  d  i- 
sehen  Sparkasse.  Diejenigen,  welclie  die  Gescliicht  e 
des  ersten  Anfangs  dieser  Kreditinstitution  kennen, 
werden  sich  gewiss  noch  entsinnen,  Avas  für  Anstrengun- 
gen die  Beschaffung  des  geringen  Aktienkapitals  mit- 
telst Aktien  kostete.  Man  betrachtete  es  als  ein  wahres 
patriotisches  Opfer,  wenn  Jemand  den  geringen  Betrag 
von  40  fl.  zeichnete.  In  diese  Periode  fiillt  ancli  die 
E  r  ö  f  f n  u  n  g  d  e  r  D  a  m  p  f  s  c  h  i  f f  f  a  h  r  t.  Mit  Freude 
und  voll  schöner  Hoffninigen  sah  man  die  zwei  ersten 
Dampfschiffe,  die  auf  der  ungarisclien  Donau  erschie- 
nen, nnd  in  Pest  war  es  ein  wahres  Ereigniss,  als  der 
Dampfer  »Pannonia«  mit  einer  im  Verglei(di  zu  den  jet- 
zigen Dampfern  sehr  langsamen  Bewegung  einherfuhr, 
und  dessen  Ankunft  in  der  Stadt  mit  Kanonendonner 
verkündet  wurde.  In  dieser  Periode  wurde  das  zweite 
gut  geleitete  und  einen  grossen  Kredit  geniessende  Pe- 
ster Greldinstitut  eröffnet,  die  P  e  s  t  e  r  K  o  m  m  e  r  z  i  a  1- 
bank,  deren  Gründung  und  Bewilligung  ebenfalls 
grosse  Kämpfe  gekostet  hatte.  Eben  damals  wurde  mit 
Szechenyi's  Intervention  die  erste  Pester  Da  nip  f- 
mühle,  die  sogenannte  Walzmühle  gegründet, um 
derentwillen  Szechenyi  öfter  Diners  gab,  um  das  Walz- 
mühlmehl  bekannt  und  beliebt  zu  maclien,  um  zu  zei- 
gen, dass  man  auch  in  Pest  gutes  Mehl  faliriziren  kön- 
ne ,  und  so  Aktionäre  für  die  Mühle  zu  bekommen. 
Aber  in  Avelch  bescheidenen  Dimensionen  damals  selbst 
die  grösste  Unternehnmng  sich  bewegte,  zeigt  der  Um- 
stand, dass  als  Graf  Stefan  Szechenyi  an  die  Spitze  der 
Theissregul  irung  trat,  man  es  als  ein  ausseror- 
dentliches Opfer  und  als  eine  grosse  Begünstigung  dieses 
in  seiner  Art  unvergleichlichen  Werkes  ansah ,  dessen 
Zweckes  war  ein  200  D  M.  l)etragendes  Gebiet  Ungarns 
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für  die  Kultur  zu  retten,  —  als  die  Regierung  aus  dem 
erhöhten  Salzpreise  jährlich  100.000  Ü.  diesem  Zweck 
widmete,  und  es  Szechenyi  grosse  Mühe  kostete,  bis  er 
zum  Beginn  des  grossartigen  Werkes  von  Wiener  Ban- 
kiers einen  Kredit  von  400,000  fl.  erlangte.  Was  für  einen 
Masstab  damals  die  Führer  der  Nation  vor  Augen  hat- 
ten, als  sie  den  Wohlstand  der  Nation  zu  lieben  trach- 
teten, beweist  die  Thatsache,  dass  Szechenyi  1844  die 
Einführung  der  sogenannten  Zweigroschen-Steuer 
zur  Hebung  der  materiellen  Wohlfahrt  des  Landes  für 
genügend  hielt,  obgleich  dadurch  kaum  4 — 5  Millionen 
Gulden  eingeflossen  wären ;  ja  als  der  damals  sehr  be- 
rühmte Nationalökonom  Franz  List  zur  Zeit  des 
1844er  Landtags  in  Pressburg  erschien,  und  die  Idee 
des  Schutz-Zollsystems  verkündigte  und  der 
Plan  des  »Vedegylet«  (Schutzverein),  dessen  Kossuth 
sich  mit  agitatorischer  Gewalt  bemächtigt  hatte,  ver- 
breitet wurde,  hielt  man  3 — 400,000  fl.  für  hinreichend, 
um  damit  eine  Fabriks-Gründungsgesellschaft  zu 
gründen. 

Dann  folgte  die  dritte  Periode,  die  1 848-er 
ihren  Anfang  nahm  und  alle  bestehenden  avitischen 
Verhältnisse  radikal  umgestaltete.  Nach  dem  unglück- 
lich beendeten  Revolutionskrieg  feierte  das  poli- 
tische Leben  gänzlich.  Das  Grundablösungs- 
gesetz brachte  die  gesammte  Nationalproduktion  in 
ganz  andere  Verliältnisse.  Wenn  etwas,  so  beweisen  die 
Ereignisse  dieser  Periode,  die  ungefähr  bis  zum  Krim- 
kriege dauerte,  am  besten,  welche  Lebenskraft  unserer 
Nation  eigen  ist.  Der  1848 — 49er  Krieg,  welcher  der  Na- 
tion grosse  Opfer  an  Blut  und  Vermögen  gekostet  hatte, 
war  kaum  beendet,  als  über  60  Millionen  ungarische 
Banknote (1,   weil   sie  an  die  Revolution  erinnerten,   als 
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wertlilos  erklart  wurden,  niifl  somit  vom  Nationalver- 
mögen, eine  tnr  die  damaligen  Verhältnisse  so  grosse 
Summe  verloren  ging.  Anstatt  der  vorher  gering  be- 
messenen Staatssteuer  wurde  in  Ungarn  auf  einmal  das 
österreichische  Steuersystem  mit  den  direk- 
ten und  indirekten  Steuern  in  seinem  ganzen  Umfange 
für  Alle  ohne  Ausnahme  eingeführt.  Die  Last  solcher 
Verhältnisse  war  für  die  Gruudbesitzerklasse  am  schwer- 
sten zu  ertragen,  die  im  Sinne  des  1848er  Gesetzes  ihre 
ganze  zum  Betriebe  des  Ackerbaues  erforderliche  Ai- 
beitskraft  auf  einmal  verloren  hatte,  und  so  zu  jener 
Zeit,  wo  sie  die  durcli  Krieg  verursachten  A^erluste,  die 
schweren  Folgen  der  Vernichtung  der  ungarischen 
Banknoten  und  die  Lasten  der  ungewohnten  grossen 
Steuern  ertragen  musste,  um  der  Selbsterhaltung  willen 
gezwungen  war,  ihre  Wirthschaft  mit  gemietheteu  Ar- 
beitskräften und  den  damit  verbundenen  baulichen  In- 
vestitionen zu  versehen,  ohne  dass  sie  damals  auf  eine 
Entschädigung  fiir  den  LW)arialverlust  Aussicht  gehabt 
hätte. 

Die  ungarische  Landwirtschaft  ging  von  dem  her- 
gebrachten extensiven  Wirthschaftssystem  zu  der  in- 
tensiven W  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  über,  und  die  Naturalwirth- 
schaft  wurde  zur  Geldwirthschaft,  die  flüssiges  Kapital, 
(1.  i.  Kredit  in  Anspruch  nahm.  \Yenn  der  Grundbe- 
sitzer in  früheren  Zeiten  im  Stande  war,  ohne  grössere 
Baargeldsummen  nicht  allehi  sein  Haus  zu  erhalten, 
sondern  auch  seine  Wirthschaft  zu  betreiben,  so  musste 
er  von  1848  angefangen  im  AVege  des  Kredits  grosse 
Geldinvestitionen  machen,  um  flüssiges  Kapital  zum  Be- 
trieb seiner  Landwirthschaft  zu  beschaften.  Wahrlich, 
die  ungarisclie  Gruudbesitzerklasse  legte  .damals  eine 
ausserordentliche  Fälligkeit  ihre  Kräfte  anzustrengen  an 
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den  Tag.  Der  Uebergang  hatte  seine  Schwierigkeiten 
So  lange  es  noch  nicht  möglich  war  durch  Sparsamkeit, 
Arbeit  nnd  Kredit  die  nöthige  Arbeitskraft  zu  beschaf- 
fen, begaini  die  Theil-Wirthschaft  in  Gebrauch  zu  kom- 
men, wo  nämlich  der  gewesene  Grundherr  seinem  ehe- 
maligen Unterthan  den  Theil  seines  Besitzes,  den  er 
nicht  zu  bebauen  im  Stande  war,  gegen  den  halben  Ertrag 
übergab.  Durch  das  politische  Leben,  das  feierte, 
nicht  in  Anspruch  genommen,  war  die  Grundbesitzer- 
klasse gänzlich  mit  der  Besorgung  ihrer  Landwirthschaft 
beschäffigt.  Um  die  grossen  Steuern  ertragen,  und  den 
übernommenen  Verpflichtungen  nachkommen  zu  kön- 
nen, begann  sie  in  grossem  Masse  die  früher  als  Weide 
benutzen  Flächen  aufzubrechen,  und  zumeist  in  Folge 
des  Zwanges  der  Verhältnisse  entstand  die  gestei- 
gerte Produktion  welche  dem  ungarischen  Roh- 
produkten-Export  einen  grossen  Aufschwung  gab.  So 
zeigte  es  sich  auch  in  diesem  Falle,  wie  die  Erfahrung 
es  auch  bei  anderen  Nationen  gezeigt  hat,  dass  der 
Zwang  der  Noth  das  mächtigste  Mittel  ist  die  Arbeits- 
thätigkeit  zu  steigern.  Diess  sind  die  Erscheinungen,  die 
sich  bei  der  Grundbesitzerklasse  zeigten.  —  Aber  auch 
der  Vermögensstand  der  gewesenen  Grundholden  und 
überhaupt  des  ackerbautreibenden  Volkes  begann  sich 
in  dieser  Periode  bedeutend  zu  entwickeln.  Die  in  Un- 
garn lebenden  arbeitsamen  Volksstämme ,  wie  die  ma- 
gyarische und  deutsche,  ja  auch  die  slovakische  Be- 
völkerung verwendete  die  in  Folge  der  Aufhebung  des 
Frohndienstes  ihr  zur  Verfügung  gebliebene  Zeit  auf  die 
bessere  Bebauuug  ihrer  eigenen  Felder,  und  auf  die 
Besorgung  der  gegen  halben  Ertrag  oder  in  Pacht  ge- 
nommenen Felder.  Ueberall  zeigte  sich  die  Entwicke- 
lung  des  Unternehmungsgeistes,  und  überhaupt  in  Folge 


477 

der  venuelirten  iiützliclieu  Arbeit  die  Z  u  ii  :i  li  m  e  des 
Wohlstandes,  Diess  war  d  i  e  P  e  r  i  o  d  e  d  e  s  K  a  ni- 
pfes  um  die  Existenz  und  der  Kraftan- 
streng  u  n  g. 

Die  vierte  Periode  nalnn  zur  Zeit  des  Krini-Feld- 
zuges  ihren  Anfang  und  endete  mit  dem  lebhafteren  Er- 
wachen des  politischen  Lebens  im  Jahre  18G1.  In  die- 
ser Periode  war  der  Zustand  der  Grundbesitzerklasse 
schon  ein  besserer.  Durch  die  Flüssigmachung  der  so  lang 
ausgebliebenen  Urbarial-Entschädigung  kam  sie  allmä- 
lig  in  den  Besitz  eines  namhaften  Kapitals,  das  gröss- 
tentheils  auf  die  Rückzahlung  der  in  der  früheren  Pe- 
riode aufgencjmmenen  Anlehen  und  auf  neuere  Inve- 
stitionen verwendet  wurde.  Zur  Zeit  des  Krim-Feldzu- 
ges waren  die  Ernten  günstig,  und  die  Preise  im  Allge- 
meinen gestiegen.  Wer  diese  Periode  mit  Aufmerksam- 
keit begleitet  hat,  wird  es  bestätigen  können,  dass  im 
Grundbesitz  nie  so  viele  Investitionen  ge- 
macht wurden,  wie  damals.  Die  Produktion 
Ungarns  steigerte  sich  in  allen  Richtiuigen,  und  die  ra- 
tionelle Landwirthschaft  gewann  immer  mehr  an  Ver- 
breitung. Diess  alles  geschah  aber  ohne  Unterstützung 
der  Kreditinstitutionen  und  ohne  Fürsorge  der  Regierung. 
Hatte  doch,  wie  wir  aus  dem  historischen  Theil  dieses 
Werkes  ersehen,  die  österreichische  Nationalbank  ihre 
Filiale  in  Pest,  das  bereits  einen  Grosshandel  besass, 
mn-  mit  einer  Dotation  bis  zum  Belauf  von  zwei  Millio- 
nen Gulden  versehen.  Mit  dem  Fortsrhreiten  der  Regu- 
lirung  lifferte  auch  das  Theissthal  einen  bedeutenden 
Beitrag  zur  Steigerung  der  jährlichen  Produktion.  Mit 
dem  Ende  dieser  Periode  fällt  die  auf  dem  socialen  Ge- 
biet begonnene  lebhaftere  Entwickelung  zusammen.  Der 
ungarische     Agrikulturverein     entfaltete     in 
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(lieser  und  der  folgenden  Periode  im  volkswirthscliaft- 
liclien  Interesse  des  Landes  eine  bedeutende  Tliätig'keit 
und  tliat  Alles  was  er  konnte,  um  die  Interessen  des  Lan- 
des zu  schützen.  Die  Erste  unsrarisclie  alloe- 
ni  e  i  n  e  V  e  r  s  i  c  li  e  r  u  n  g  s  -  G  e  s  e  11  s  c  h  a  f  t  entstand 
zu  Ende  dieser  Periode. 

Die  fünfte  Periode  erstreckt  sich  von  1861 
— 1867.  Dieser  Zeitraum  kann  nicht  ein  glücklicher  ge- 
nannt werden.  Das  wieder  erwachte  politische  Leben 
entzog  Viele  der  bis  dahin  in  Euhe  betriebenen  Land- 
Avirthschaft.  Nach  der  Auflösung  des  Reichstags  wurde 
die  Eintreibung  der  Steuerrückstände  mit  grosser  Strenge 
fortgesezt.  In  diese  Periode  fällt  das  allgemeine 
Nothstandsj  ahr  und  der  grosse  Fro  st  scha- 
den ,  wodurch  das  materielle  Gedeihen  der  Ackerbau- 
klasse auf  mehrere  Jahre  zurückgeworfen  wurde ;  und 
in  eben  diesen  Zeitabschnitt  fällt  die  in  grossem 
Masse  durchgeführte  Einziehung  der  Ver- 
kehrszeichen, die  auch  den  ungarischen  Landwirth 
in  eine  drückende  Lage  brachte. 

Die  sechste  Periode,  die  des  Beginnes 
der  Verfassungsmässigkeit,  dauerte  von  1867 
— 1870.  Es  war  diess  eine  Periode  der  gesteigerten 
Prosperität.  Die  im  Anfang  vorgekommenen  reichen 
Ernten,  die  günstigen  Preise,  die  grosse 
Ausfuhr,  die  1868  hinsichtlich  der  Lebensmittel 
über  100  Millionen  betrug,  das  wirkliche  Glei  c  li- 
ge wicht  im  Staatshaushalt,  die  grossen 
E  i  s  e  n  b  a  h  n  - 1  n  V  e  s  t  i  t  i  o  n  e  n  ,  der  durch  die  öster- 
reichische Nationalbank  in  grösserem  Masse  dargebo- 
tene Kredit:  das  waren  lauter  mächtig-e  Faktoren  der 
Prosperität  in  dieser  Periode,  die  sich  zumeist  in  der  natnr- 
gemässen  Steigerung  der  Staatseinkünfte,  besonders  der 
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indirekten  Sfeueni  knndo-al).  Zu  Anfanü"  dieser  Periode 
war  die  Lage  der  auf  Kredit  angewiesenen  nngarisclien 
Grnndbesitzer  eine  traurige.  Die  Hypotliekar-Abtliei- 
Inng  der  österreichischen  Nationalbauk  stellte  in  Un- 
garn—  unter  Berufung  auf  die  unpünktliche  Zahlung 
der  jährlichen  Raten  —  die  Bewilligung  von  Hypothekar- 
Darlehen  ein.  Unter  solchen  Umständen  konstituirte 
sich  das  ungarische  Boden  kre  d  it  institu  t, 
das  seine  für  den  Bodenkredit  erspriessliche  Thätigkeit 
mit  Erfolg  aufnahm  und  sich  zu  ehier  ausgezeichneten 
Stellung  unter  den  Instituten  der  Monarchie  empoi-- 
schwang. 

Die  siebente  Periode,  in  der  wir  seit  1870 
leben,  kann  die  Periode  des  Rückfalls  genannt 
w  erde  n.  Von  dieser  Zeit  an  w  a  r  e  n  die  Ernte  n 
nicht  ergiebig,  nahm  die  Ausfuhr  ab, 
verloren  wir  die  ausländischen  Markt  e, 
schränkte  die  Bank  ihren  Kredit  ein,  und 
sank  das  Agio  immer  mehr,  und  demzufolge  trägt 
Jeder  bei  der  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  im  Ver- 
hältniss  zur  früheren  Zeit  orössere  Lasten,  was  sich  auch 
hinsichtlich  aller Steuergattungeri  so  verhält;  die  gros- 
sen E  i  s  e  n  b  a  h  n  - 1  n  V  e  s  t  i  t  i  o  11  c  n  h  ö  r  t  e  11  auf, 
und  der  Verfall  zeigte  sich  in  dem  inrnaer  schwereren 
Druck  der  Steuerlasten,  und  besonders  in  Folge  der 
A b n a h m e  der  Wo h l h a b e n h e i t  im  v e r m i n- 
d erteil  Ertrag  der  indirekten  Steuern.  Die 
vorher  übernommenen  Verpflichtungen  und  die  ver- 
fehlte Staats wirthschaft  hatten,  besonders  in  der  letzten 
Zeit,  inproduktive  Anlehen  und  die  grosse  Belastung  des 
Staates  zur  Folge,  ohne  dass  auch  die  Einkilnfte  in  entspre- 
chendem Masse  hätten  gesteigert  werden  kchinen.  Jetzt, 
glaube  ich,  wird  wohl  schon  Jedermann  einsehen,  dass 
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die  Zeit  gekommen  sei,  wodieStaatsfinauzendiircli  ener- 
gische Massnahme  geregelt,  und  zu  diesem  Zwecke  nicht 
allein  strenge  Sparsamkeit  eingeführt,  sondern  auch  die 
öffentlichen  Einkünfte  zweckmässig  gesteigert  werden 
müssen.  Vor  Allem  aber  ist  es  eine  wichtige  Aufgabe; 
für  die  Hebung  der  materiellen  Kraft  und 
somit  der  Steuerfähigkeit  der  Nation  zu 
sorgen. 

Es  kann  an  dieser  Stelle  nicht  meine  Aufgabe  sein 
von  dem  zu  sprechen,  was  hinsichtlich  der  Finanzen  zu 
thun  wäre.  Ich    habe    diess    im    ersten    Bande    meines 
Werkes  über  die    öffentlichen  Angelegenheiten  gethan. 
Hier  wiederhole  ich  nur,  was  ich  bereits  an  einer  frühe- 
ren Stelle  dieses  Kapitels  sagte,    als    ich   das  Beispiel 
Frankreichs  anführte.  W i r  m ü s s e n    mehr    arbei- 
ten und    zwar    mit  Verstand    und   Erfolg, 
und  mehr  als  bisher  sparen,  —  Alle,  der  Staat  und  die 
Einzelnen,  wenn  auch  die    Sparsamkeit    mit    gewissen 
Entbehrungen  verbunden    ist.  Gross  und  weit  ist  der 
Spielraum,  der  in  dieser  Hinsicht  uns  Allen,  Gesetzge- 
bung, Regierung  u.  Privaten,  —  zu  zweckmässiger,  selbst- 
bewusster,  solidarischer  Thätigkeit  offen  steht.  Ein  aus- 
gezeichneter Staatsmann  unseres  Vaterlandes,  der  zu- 
gleicli  eine  Autorität  im  Finanzwesen  ist,  hat  mehr  als 
einmal  gesagt,  dass  es  nicht  möglich  sei,  die    Steuerfä- 
higkeit ohne  neuere  Opfer  seitens  des  Staates  zu  heben, 
und  die  Forderung,   es  solle    die  Steuerfähigkeit    ohne 
Hebung  der  Staatseinahmen  und  der  Steuerlasten    ge- 
hoben werden,  sei  ein  wahrer   »Circulus  vitiosus«.    Die 
finanziellen  Erfahrungen  zeigen  jedoch  das  Gegentheil^ 
Wie  in  jedem  Staate,  so  gibt  es  auch  bei  uns  Ausgaben, 
die  als  Investitionen  die  Steuerfähio-keit  der  Bewohner 
des  Landes  bedeutend  zu  lieben  im  Stande  sind;  unter 
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luisereii  gegebeneu  Verhiiltnlsseu  jedoch  sind  solclie  Aus- 
gaben nicht  anders  zuzulassen,  als  ^venu  sie  wirklich 
produktiv  sind,  das  heisst,  zu  Zwecken  dienen,  welche  die 
produktive  Thätigkeit  fordern.  Unter  den  zur  He- 
bung der  S  teuer  fäll  igkeit  dienenden  Mit- 
teln gibt  es  so  Ic  he,  die  Geld  kosten,  es 
gibt  aber  hingegen  zahlreiche  andere 
Mass  n  a  h  ni  e  n ,  die  n  i  c  h  t  a  1 1  e  i  n  kein  Geld 
kosten,  sondern  a  u  c  h  die  Ausgaben  v  e  r- 
m  in  dem  und  ausserdem  die  Prosperität 
und  S  t  e  u  e  r  f  ii  1 1 1  g  k  e  i  t  t" «i  r  d  e  r  n. 

Unter  die.  wenn  auch  Geld  kostenden,  aber  slel- 
lachen  Nutzen  l)ringenden  Massnahmen  gehören  diejeni- 
gen, welche  die  Volkserziehung  und  überhaupt  die  Ver- 
breitung von  Kenntnissen  fördern.  Es  ist  gewiss  von 
grosser  Wirkung,  wenn  jedes  arbeitsfähige  Individuum 
taglich  eine  oder  zwei  Stunden  mehr  arbeitet,  oder  wenn 
die  übermässig  grosse  Zahl  der  Feiertage  vermindert, 
und  so  die  Zeit  der  nationalen  Arbeitsthätigkeit  vermehrt 
wird.  Doch  nicht  allein  die  materielle  Arbeit  erhob  die 
gebildeten  Nationen  auf  die  Stufe  der  Kraft  und  Macht,  zu 
der  sie  sich  emporgerungen  haben.  Die  E  n  t  w  i  c  k  e- 
lung  der  intellectuellen  Kraft  des  Menschen 
und  deren  Ergebnisse  bewirkten  es,  dass  er  die  Natur 
immer  mehr  zu  beherrschen  im  Stande  war.  Die. Fähig- 
keit und  Gewandtheit  der  Menschen  in  allen  Zweigen 
der  Produktion,  beim  Ackerbau  wie  bei  derFabriks-  und 
Handwerks- Industrie,  bei  den  Transportmitteln  und  — 
füo-en  wir  hinzu  —  bei  den  Kreditinstitutionen,  haben 
sich  in  der  gegenwärtigen  Zeit  zu  einer  so  hohen  Stute 
entwickelt,  der  Forschritt  der  Wissenschaft  und  die 
neuen  Erfindungen  haben  die  Arbeitskraft  in  einem  si)l- 
chen  Masse  vermehrt,  dass  unsere  Vorfahren   von  der 
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volkswirtliscliaftlichen  Entwickelung  der  C^efvenwart  ^ar 
keine  Vorstellung'  liaben  konnten.*)  Alle  Ausgaben  also, 
^yelclle  der  Staat  und  die  Korporationen  oder  Privaten 
zum  Zweck  der  Forderung  der  )iationalen  Prosperitat 
auf  die  allgemeine  Vc  breitung  von  Kenntnissen  und 
l)esonders  auf  die  Steigerung  der  Arbeitsfähigkeit  ver- 
\>enden,  geliören  zu  denjenigen  Ausgaben,  die,  wenn 
sie  auch  die  Staatsauslagen  vergrössern,  auf  die  Hebung 
der  materiellen  Kraft  und  so  der  Steuerfähigkeit  der  Na- 
tion stetig  \^irken  und  daher  nicht  eingeschränkt  er- 
den können. 

Zum  Ausbau  unseres  Eisenbahnnetzes 
haben  wir  einige  hundert  Millionen  ausgegeben.  Wer 
wird  bezweifeln,  dass  die  Verbindung  in  Sackgassen 
endender  Eisenliahnen  mit  dem  Weltverkehr  —  wenn 
sie  auch  neue  Kosten  verursacht  —  die  darauf  verwen- 
deten Summen  mehrfach  hereinbringen  wird,  und  dass 
es  um  so  notliwendiger,  diess  ehemöglichst  zu  bewerk- 
stelligen, da  es  an  der  Zeit  ist,  dass  die  günstige  geo- 
graphische L  a  g  e  ü  n  g  a  r  n  s,  besonders  hinsiclit- 
lich  der  W  e  1 1  v  e  r  k  e  li  r  s  1  i  n  i  e  n,  durch  die  V  e  r- 
V  o  1 1  s  t  ä  n  d  i  g  u  n  g  des  Eisenbahnnetzes  zur 
Geltung  g  e  b  r  a  c  h  t  w  erde. 

Alle  die  kommerzielle  Hebung  Buda- 
pests, unserer    Handelsmetropole   b  e  z  w  e  c- 


*>  In  der  alten  Zeit,  -wie  wir  bei  der  Belageriang  Troja's  im  Homer 
lesen,  voUfülirtfn  zur  Herstellung-  iles  Mehles  150  Menschen  die  Arbeit,  die 
heute  ein  einziger  verrichtet.  Vor  600  Jahren  benöthigte  man  bei  der  Eisen 
Produktion  30  Menschen  zu  derselben  Arbeit,  die  heute  ein  einziger  voll 
bringt.  Bei  der  Herstellung  der  Wollgewebe  genügt  heute  e  i  n  Mensch  zu 
der  Arbeit,  zu  der  man  vor  100  Jahren  3 — 400  Menschen  brauchte.  Bei  der 
1867-er  Weltaustelluug  in  Paris  war  eine  Maschine  zu  sehen,  mit  deren  Hilfe 
e  i  n  Menscb  so  viel  Strumpfstrickarbeit  verrichtet,  wie  l»ei  d^-m  gewöhn- 
lichen einfachen  Verfahren  6000  Menschen.  (Michel  Chevalier,  Journal  des 
Economistes,  Januarheft  1875.) 
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kenflen  Ve  rfü  o- u  n  oe  n.  die  d  e  u  W  ;i  a  re  ii  v  e  r- 
k  e  li  r  b  e  f  ö  r  d  e  r  n,  also  die  Herstellung  der  Docks  und 
und  jibnliclie  Massnahmen,  werden  gewiss  wieder  Geld 
kosten;  doch  es  wäre  sicherlicli  ein  grossei-  Fehler,  wenn 
wir  solche  Ausgaben  scheuen  würden,  d;i  wir  Ihidapest 
nur  so  alle  die  Vortheile  sichern  köiuien,  denen  zutbli^e 
es  mit  anderen  bedeutenden  Handelsplätzen  die  Kon- 
kurrenz bestehen  könnte.  Diese  Kosten  gehören  also  zu 
jenen  unverineidliclien  Auslagen,  die  den  Preis  der  ge- 
brachten Opfer  mehrfach  hereinbringen. 

Gross  ist  das  Feld  zur  Durcliführunt^  all  der 
Verfügungen,  die  nichts  kosten;  daher  die  Auslagendes 
Staates  nicht  vermehren,  ja  namhafte  Ersparungen  zui- 
P'olge  haben,  und  nebstbei  die  Steuerfähiglieit  zu  heben 
im  Stande  sind.  So  erzielen  alle  die  Verfügungen,  durch 
welche  wir  unsere  J  u  s  t  i  z  p  f  1  e  g  e  v  e  r  e  i  n  f  a  c  li  e  n, 
die  Zahl  der  Prozesse  vermindern  können,  nicht  allein 
direckt  Ersparungen  bei  den  Staatsaushigen,  sondern 
ersparen  auch  den  Privaten  viele  Millionen,  die  sie  we- 
gen der  verwickelten  langsamen  Justizpflege  auszugeben 
genöthigt  sind. 

Die  Erhaltung  und  Steigerung  der 
AVehrfä  higke  it  des  Staates  ist  ein  Haupt- 
e  r  f  o  r  d  e  r  n  i  s  s  f  ü  r  den  B  e  s  t  a  n  d  d  e  s  S  t  a  a  t  e  s  ; 
indess  kann  die  sparsame  Ehirichtung  des  Wehrsystems 
in  zwei  Richtungen  namhafte  Resultate  erzielen :  sie 
vermindert  nicht  allein  die  schwer  zu  ertragenden  gros- 
sen Ausgaben,  sondern  jede  arbeitsame  Mand,  die  bei 
der  Wehrkraft  im  aktiven  Dienst  weniger  in  Ansprucli 
o-enommen  wird,  vermehrt  die  Zahl  der  bei  der  Xatio- 
nalpi-oduktion  beschäftigten  Menschen. 

Wer  wird  in  Abrede  stellen,  dass  die  Zahl  jener 
legislativen  Verfügungen  gross  ist,  durch  deren   zweck- 
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massige  Durclifüliruiig-  die  Privat-  u.  dieNtitioualthätig- 
keit  olme  Staatsanslageii  bedeutend  gesteigert  werden 
kann.  So  würde  ein  zweckmässig  durcligeftilirtes  prak- 
tisches F  orstg'eset  z  zur  Bewahrung  und  Yerwer- 
thung  des  in  ausgedehnten  Waldungen  hegenden  Natio- 
nalvermögens dienen.  Die  Vereinfachung  und  Beschleu- 
nigung des  Segregations-  und  Kommassations  verfahren» 
hl  Siebenbürgen  würde  sicherlich  zur  Hebung  der  öifent- 
liclien  Prosperität  viel  beitragen. 

Doch  ich  will  die  Aufzählung  der  zahlreichen  le- 
gislativen Verfügungen  nicht  fortsetzen,  und  nur  noch 
zwei  Fragen  erwähnen,  deren  den  gegenwärtigen  Ver- 
hältnissen entsj)rechende,  zweckmässige  und  glückliche 
Lösung  ein  Hauptfaktor  zur  Hebiuig  der  materiellen 
Kraft  der  Nation  würde. 

Die  eine  ist  eine  selbstbewusste  Handelspoli- 
.tik,  deren  Spuren  wir  seit  der  Wiederherstellung  der 
Verfassung"  weder  in  den  Verfüginigen  der  Regierung, 
noch  der  Gesetzgebung  finden.  Es  ist  an  der  Zeit  auch 
hinsichtlich  dieser  Ang-eleoenheit  alle  Umstände  zu 
erwägen,  und  nach  der  Kündigung  des  Zoll-  und  Han- 
delsbündnisses alle  Verfügungen  zu  treffen,  die  eine 
zweckmässige  Handelspolitik  erheischt.  Einer  der  aus- 
gezeichnetsten -Nationalökonomen,  der  nicht  allein  in 
theoretischer,  sondern  auch  in  praktischer  Hinsicht^ 
zu  den  Autoritäten  ersten  Ranges  zählt,  der  unter  einem 
tliätigen,  vorwärts  strebenden  Volk  sein  ganzes  Leben 
hindurch  alle  die  Kräfte  beobachtete,  welche  die  Prospe- 
rität der  Nationen  fördern,  Carey,  sagt  in  seinem  Werke, 
dass  eine  Nation,  die  vorwieorend  sich  mit  Ackerbau  und 
Roh})roduktion  beschäftigt,  stets  arm  bleiben  Avird.  Wir, 
die  wir  in  die  Reihe  der  Kulturvölker  eingetreten  sinp 
und     seit    Herstellung     der    Verfassungsmässigkeit    oft 
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einseitig,  aber  immcrliiii  alle  mögliehen  Opfer  gehraelit 
haben,  nni  niiter  ihnen  bestehen  zu  können,  und  schon 
eine  hervorragende  Eigenschaft  der  Kultnrnationen, 
einen  sehr  belasteten  Staatshauslnilt,  besitzen  ;  niüssen 
ungesäumt  und  mit  allen  möglichen  ^Mitteln  nlle  Ver- 
fügungen treffen,  dui'ch  ^^el(•l)e(Ulsl)l()ss  mit  lvoh])roduk- 
tion  und  Ackerbau  sich  l)esclüiftigende  Ungarn  zugleich 
anch  ein  Industrieland  werden  könne.  Hierzu  den 
Grund  zu  legen,  haben  wir  jetzt  die  günstigste  Gelegen- 
heit, indem  wir  das  bestehende  Zoll-  uu<l 
H  a  n  d  e  1  s  b  ü  n  d  n  i  s  s  du  r  c  h  ein  z  w  e  c  k  m  ä  s  s  i- 
g  e  r  e  s  n  e  u  e  s  ersetzen. 

Aber  wenn  wir  nns  nach  Industrie  sehnen,  und 
zugleich  die  Interessen  des  Ackerbaues  befu-dern  wol- 
len ,  so  ist  die  in  Betreff  dieses  Zweckes  wichtigste, 
ins  Leben  am  tiefsten  eingreifende  Frage,  die,  mit  wel- 
cher ich  mich  in  diesem  Werke  befasse,  nändich  die 
Bank  frage. 

Welches  gegenwärtig  die  SchAvIerIgkelten  bei  der 
Lösung  der  Bankfrage  seien,  Avelche  Lösungsmodalitä- 
ten vorliegen,  und  welche  darunter  ich  für  die  zweck- 
mässigste  halte,  das  setze  ich  in  den  weiteren  Kapiteln 
auseinander. 


Fünfzehntes  Kapitel. 

Die  ersten  zwei  in  Vorschlag  gebrachten  Lö- 
sungsmodalitäten. 

« 

[Was  für  Modalitäten  werden  zur  Lösung  der  Banktrage 
in  Vorschlag  gebracht?  —  1.  Ausgleich  mit  der  österreichischen 
Jsationalbank,  also  eine  Zentralbank  iu  der  Monarchie  unter  Si- 
cherung der  ungarischen  Kreditiuteressen.  —  Für  diese  Idee  ha- 
ben sich  die  kaufmännischen  Kreise  ausgesprochen.  — Ist  die  Be- 
sorgniss  gegründet,  die  sie  hierzu  veranlasste  ?  —  Die  veränderte 
Situation.  —  Bedingungen  dieser  Lösungsart.  —  Feststellung 
des  Kreditverhältnisses  nach  der  Quote.  —  Praktischer  Einwand 
der  Bank  vom  geschäftlichen  Gesichtspunkt.  —  Argumente  ge- 
gen die  Feststellung  einer  solchen  Proportion.  —  Eine  selbst- 
ständige Bankdirektion  in  Budapest.  —  Lucam's  Bemerkungen. 

—  Eine  solche  Direktion  kann  ihre  Unabhängigkeit  nicht  bewah- 
ren. —  Die  Budapester  Direktion  soll  unter  Aufsiclit  des  unga- 
rischen Ministeriums  gestellt  werden.  —  Lucams  Ansicht  hierü- 
ber. —  Wie  weit  kann  sich  der  Eintiuss  der  Regierung  erstrecken  ? 

—  Verptlichtung  Bankfilialen  zu  errichten.  —  Nachtheile  dieses 
Lösungsmodus.  —  II.  Die  in  AVien  und  in  Budapest  zu  errich- 
tenden zwei  Banken  sollen  dieselben  Aktionäre  haben.  —  Dieser 
Modus  gleicht  in  den  Endergebnissen  dem  anderen  in  grossem 
Masse.  —  Das  Verlangen  hinsichtlich  der  Anerkennung  der  80 
Millionen-Bankschuld  seitens  Ungarns  und  Theilung  derselben 
zwischen  den  zwei  Banken  tritt  in  den  Vordergrund.  —  Vor- 
theile  dieses  Modus.  —  Könnte  man  diese  nicht  auch  anders  si- 
chern ?  —  Bedingungen  der  Anwendung  dieses  Modus.  —  Ge- 
trennter Metallfond.  —  Selbstständige  Direktion  in  Budapest.  — 


487 


Dritteldeckuiig.  —  Yerpfliclituiig  liitnkfilialon  zu  ei-ricliton.  — 
Gegensatz  fies  gegenwärtigen  Systems,  nticli  welchem  die  Bank 
dem  Staat  ein  unverzinsliches  Darlehen  gegeben  hat.| 


AVer  den  theoretischen  Tlieil  meines  Werkes  mit 
Aufmerksamkeit  gelesen  hat,  konnte,  glaube  ich.  im 
Vorhinein  die  Richtung  erkennen,  die  ich  bei  der  \jö- 
sung  der  Bankt'rage  für  z^^■eckmassig  halte.  Da  es  sicii 
jedoch  nicht  bloss  darum  handelt,  was  theoretisch  das 
beste  ist,  und  was  hi  unserem  Interesse  zumeist  wini- 
schenswerth  Avare.  sondern  es  bei  der  Entwerfung  und 
Ausführung  jeder  solcher  Verfügung  nöthig  ist  die  be- 
stehenden Verhältnisse  inid  die  gegebenen  Umstände 
zu  erwäaen :  so  will  ich.  ehe  ich  von  meinem  Vorschlag- 
zur  Lösung  der  Bankfrage  spreche,  der  Verhältnisse  und 
besonders  der  Lösungsmodalitäten  gedenken,  die  bisher 
nach  den  Kundgebungen  Einzelner  und  der  öttcntlichen 
Meinung  für  zweckdienlich  ausgegeben  wurden. 

Sehen  wir.  von  Avie  viel  Lösungsmodalitäten  bis- 
her die  Rede  war. 

Der  schein! )ar  am  leichtesten  und  glattesten  durch- 
führljare  Modus  der  Lösung  ist  der  Ausgleich 
mit  der  österreichischen  N  a  t  i  o  n  al  b  a  n  k  . 
der  vor  Ablauf  des  Privilegiums  eine  Vereinbarung  zw  i- 
sclien  dem  ungarischen  und  österreichischen  Ministerium 
und  der  österreichischen  Nationalbank  bezilo-lich  der 
Verlängerung  des  Privilegiums  bedingt.  Die  Durchfith- 
rung  dieses  Modus  erfordert  ferner,  dass  diese  A'ei-eiu- 
barung  von  den  Gesetzgebungen  beider  Reicdishälften 
ins  Gesetz  inartikulirt  werden. 

Nach  diesem  ^Modus  würde  in  der  Mouareliie  das 
Zentralbanksvstem  bestehen.  Doch  versteht  diesen  M«»dus 
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Jedermann  in  imserem  Vaterlande  so,  dass  wenn  das 
Privilegium  der  gegenwärtig  bestehenden  Zentralbank 
verlängert  wird,  zugleich  auch  Fürsorge  für  die  Sicher- 
stellung der  Kreditinteressen  Ungarns  getroffen  werden 
muss. 

Der  zweite,  dem  früheren  sich  am  meisten 
nähernde  Modus  ist  der,  nach  welchem  die  Aktio- 
näre der  gegenwärtig  bestehenden  öster- 
reichischen N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  zwei  verschie- 
dene, jedoch  in  engem  Verbände  mit  ein- 
ander befindliche  Zentralbanken  errich- 
ten würde  n.  Ich  werde  die  Vor-  und  Nachtheile  die- 
ses Modus  auseinandersetzen  und  besonders  von  dem 
Uebereinkommen  sprechen,  welches  wegen  der  harmoni- 
renden  Wirksamkeit  der  zwei  besondern,  jedoch  im 
Besitz  eines  Körpers,  einer  Gesellschaft  belindlichen 
Banken  bei  der  Konzessionirung  und  bei  der  Feststel- 
lung der  Statuten  getroffen  werden  müsste. 

Der  dritte,  radikale  Modus  ist  die  E r- 
r  i  c  h  t  u  u  g  zwei  verschiedener,  von  einander 
vollkommen  unabhängiger  Zentralbanken 
mit  der  Regelung  der  Valuta. 

Der  vierte  Modus  ist  —  insofern  die  Regelung 
der  Valuta  jetzt  nicht  bewerkstelligt  werden  könnte  — 
die  Errichtung  zwei  verschiedener  Zentral- 
banken, derart,  dass  die  gleiche  Valuta 
und  die  allgemeine  Zirkulation  i  h  i*  e  r  mit 
Z  w  a  n  g  s  k  u  r  s  ausgestatteten  N  (^  t  e  n  auch 
ohne  Herstellung  der  Valuta  gesichert  und  die 
übereinstimmende  Wirksamkeit  beider  Banken  geregelt 
würde. 

Wenn  ich  über  die  vier  Modalitaten,  deren   jede 
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auf  dem  RegnfF  des  zentralisirten  Banksystems  beruht, 
meine  Ansiclitcn  ausgesprochen  liaben  Averde,  so  werde 
ich,  wie  icli  glaube,  alle  Plane  erschöpft  haben,  die  bis- 
her von  der  Regierung,  der  Legislative,  und  der  r)ffent- 
lichen  Meinung  diskutirt  Avorden  sind.  Erst  dann  werde 
ich  meine  eigenen  Ansichten  über  die  Einfüln-nng  des 
Systems  und  der  A^erfügungen  auseinandersetzen,  die 
ich  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  unseres  Vater- 
landes nicht  allein  für  zweckmässig  und  heilsani,  son- 
dern auch  für  notlnvendio-  nnd  ausführbar  halte. 

Ehe  ich  vom  ersten  Lösungsmodus  spreche,    be- 
merke    ich    vor  Allem ,     dass     die    Veidängerung    des 
Privilegiums    der     österreichischen    Nationalbank    und 
die   Idee  eines  Ausgleichs  mit  derselben  beim  grossen 
Publikum    unseres   Vaterlandes    nicht  populäi-  ist ,    je- 
doch    in     den    Kreisen     des     Handelsstandes     zalilrei- 
clie  Anhänger  hat.    Die  Mehrheit  der   von  der  Bank- 
Enquetekommission  abgegebenen  Erklärungen  war  für 
diese  Idee,  Auch  die  PTandelskammern  gaben  ihre  Wün- 
sche in  dieser  Eichtung  zu  erkeinien.  Darüber  wundere 
ich   mich  nicht.   Die   österreichische  Nationalbank    hat 
dem  ungarischen  Handel  durch  ihre  Filialen  Jahrzehnte 
hiedurch   eine  wenn   auch  beschränkte,  doch  immerhin 
ansehnliche  Geldquelle  erciffnet;  unsere  Kaufleute  sind 
an  die  Benützung  derselben  gewöhnt   nnd  fürchten  die 
Schwierigkeiten    des    Uebergangs.    Sie    scheuen   jeden 
Bruch,  der  zAvischen  der  Bank   und  Ungarn  plötzlich 
eintreten  könnte.  Trotzdem   haben  auch    diese    Kreise 
entschieden     Wünsche     ausgesprochen ,     deren    Erfül- 
lung sie  gesichert  sehen  möchten,  wenn  der  Ausgleich 
abgeschlossen  wird.    Ich  zweifle  nicht,  dass  die  in  Rede 
stehenden  Kreise   auch  in  Zukunft  für  diesen  [Äisungs- 
modus  sein  werden,  —  jedoch  nur  so  lange,  l)is  sie  sich 
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überzeiig-t  liahen,  dass  es  einen  bessern  nnd  günstigeren 
Lösgnnsniodns  gibt,  im  1  dass  für  die  Beseitigung  der 
Uebergangsscli Gierigkeiten  vorgesorgt  werden  kann. — 
Das  Verhalten  der  Handelskammern  und  der  in  diesen 
vertretenen  Kreise  kommt  mir  vor,  wie  das  eines  an 
lange  Bevormundung  gewöhnten  jungen  Mannes,  —  der 
wenn  er  auch  schon  das  gesetzliclie  Alter  erreicht  hat, 
nicht  den  Mutli  zu  selbständigem  Handeln  fühlt,  und 
wenn  er  die  Zeit  bereits  herannahen  sieht,  wo  er  die 
Verwa  ung  seines  Vermögens  selbst  in  die  Hand  nehmen 
darf,  es  nicht  wagt  nach  dem  zu  greifen,  wozti  ihm  dass 
Gesetz  ein  Recht  gibt,  und  nur  traclitet,  sich  aus  dem 
durch  den  Vormund  verwalteten  Vermögen  das  grösste 
Einkommen  zu  sichern,  ohne  die  mit  der  Selbststän- 
digkeit verbundene  Verantwortlichkeit  und  Sorge  auf 
sich  nehmen  zu  müssen. 

Was  das  Bedenken  dieser  Kreise  steigert  und  sie 
daher  vor  Allem  zu  dem  Ausgleich  mit  der  österreichi- 
schen Nationalbank  geneigt  macht,  ist  die  Furcht  — 
welche  bei  denen,  die  den  Bankkredit  gegenwärtig  be- 
nutzen, natürlicli  ist  — ,  dass  in  den  Kreisen  der  unga- 
rischen Kaufleute  grosse  Verlegenlieit  und  Gefahr  ent- 
stünde, wenn  die  österreichische  Nationalbank  in  ihrer 
Ueberzeugung  von  der  Erfolglosigkeit  des  Ausgleichs, 
bevor  der  Staat  wegen  eines  Ersatzes  für  den  durch  die 
Bank  gewährten  Kredit  vorgesorgt  hätte,  nicht  allein 
ihren  Kredit  einschränken,  sondern  auch  die  Wirksam- 
keit ihrer  Filialen  einstellen  würde. 

Nach  dem,  was  in  den  von  mir  zitirten  Noten  der 
Bank  an  den  ungarischen  Finanzminister  zAvi sehen  den 
Zeilen  zu  lesen  ist,  aber  auch  nach  dem,  was  der  ein- 
flussreiche Generalsekretär  der  Bank  vor  der  Bank-En- 
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qiiotekomniissidii  gcsa.at  hat,*)  ist  diese  Besorg] liss  be- 
gründet;  denn  wenn  diese  Drohung  plötzlidi  und  in 
ihrem  ganzen  Umfange  ausgeführt  wird,  so  ist  es  un- 
leugbar, dass  die  den  Bankkredit  geniessenden  Kreise,  — 
besonders  wenn  sie  für  diesen  Fall  nielit  gehörig  vorbe- 
reitet sind  —  grossen  Krisen  von  bedauerlichen  Folgen 
ausgesetzt  wären,  die  auf  den  ganzen  Handelsverkehr 
zurückwirken  an  ürden. 

Doch  untersuchen  wir,  ob  die  Bank  es  füi-  in  ihrem 
Interesse  gelegen  halten  ANerde,  diese  Drohung  auszu- 
führen. Ich  glaube,  nein ;  denn  ihr  eigenes  wohlver- 
standenes Interesse  fordert  es,  dass  sie  dieDrolumg  nicht 
ausführe.  Untersuchen  wir  ferner,  ob,  wenn  die  Bank 
sich  dennoch  zu  einem  solchen  Verfahren  entschlies^en 
würde,  Mittel  vorhanden  seien,  die  Wirkung  desselben 
zu  paralysiren.  Ich  glaube,  ja.  Wenn  ich  dass  beweise, 
so  glaube  ich,  wird  die  Zahl  Derjenigen  innner  mehr 
abnehmen,  die  sich  für  den  ersten  Lösungsmodus  er- 
eifern. 

Die  österreichische  Nationall)ank  Avar  1869  und 
1870  in  einer  ganz  anderji  Lage  als  heute,  wo  ihr 
Privilegium  für  uns  nur  mehr  ein  Jahr  lang  währt. 
1869  und  1870  war  es  in  iln-em  Interesse,  auf  uns  eine 
Pression  auszuüben,  denn  sie  hoffte  dadurch  sicli  sclion 
damals  die  weitere  Verlängerung  iln-es  Privilegiums  mit 
der  Zustimmung  der  beiden  Ministerien  und  Gesetzge- 
bungen zu   sichern.   Heute  jedoch,   wo   ihr  Privilegium 


*)  »Wenn  die  österreichische  Nationalbank  ihre  ungarischen  Filialen 
auflöst,  so  würde  diess  der  ungarischen  Bank  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben 
erschweren:  unter  solchen  Verhältnissen  würde  diess  —  nämlich  die  Auflö- 
sung der  Filialen,  oder  wenigstens  die  Einschränkung  der  Dotation  derselben 
—  für  die  Bank  in  deren  eigenem  wohlverstandenen  Interesse  zur  l'flicht 
werden.« 
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für  uns  nicht  länger  als  ein  Jahr  dauert,  ist  es  nicht 
in  ihrem  Interesse  ihre  Filialen  plötzlich  aufzulösen ; 
denn  in  diesem  Jahre  wird  das  Uebereinkommen  wegen 
der  ^^•eiteren  Verlängerung  des  Privilegiums  der  öster- 
reichischen Nationalbank  entweder  abgeschlossen,  und 
in  diesem  Falle  kann  es  nicht  in  ihrem  Interesse  sein 
ilire  gegenwärtig  bestehenden  Filialen  aufzulösen,  de- 
ren sie  sich  nach  dem  neueren  Inslebentreten  ihres 
Privilegiums  bedienen  wird ;  oder  die  Bankfrao-e  wird 
derart  gelöst,  dass  der  Wirksamkeit  der  österreichischen 
Nationalbank  an  der  Seite  der  zu  errichtenden  unga- 
rischen Bank  oder  Banken  Raum  gelassen  wird.  In 
diesem  Falle  würde  sie  mit  der  Auflösung  ihrer  un- 
garischen Filialen  gegen  ihr  eigenes  Interesse  han- 
deln. 

Die  dritte  Eventualität  ist,  wenn  Ungarn  eine  be- 
sondere Zettelbank  errichtet,  der  es  in  seinem  Gebiet  ein 
ausschliessliches  Privilegium  verleiht,  in  Folge  dessen  die 
Wirksamkeit  der  österr.  Nationalbank  in  Ungarn  nach 
dem  Ablauf  ihres  Privilegiums  aufhören  würde.  In  diesem 
Falle  erheischt  es  das  eigene  Interesse  der  Bank,  dass  sie 
den  Nutzen,  den  ihi-  die  Filialen  bieten,  bis  zum  letz- 
ten Augenblick  des  Privilegiums  fortwährend  beziehe. 
Es  ist  daher  nicht  in  ihrem  Interesse  die  Filialen 
sofort  einzustellen ,  sondern  die  Geschäfte  dersel- 
ben bis  zum  Ablauf  des  Privilegiums  allmälig  abzu- 
A^'ickeln. 

Doch  nehmen  wir  den  schlimmsten  Fall  an,  dass 
nemlich  die  österr.  Nationalbank,  noch  vor  Ablauf  des 
Privilegiums,  d.  h.  ehe  der  ungarische  Staat  für  lie  Be- 
werkstelligung eines  selbständigen  ungarischen  Bank- 
systems sorgen  könnte,  den  dem  Handel  Ungarns  durch 
die  ungarischen  Filialen  dargebotenen  Kredit  verwei- 
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gern  wollte:  so  tritt  für  den  uiigarisclieii  Staat  nicht 
allein  die  Berechtigung  sondern  auch  die  Nothwendig- 
keit  ein,  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
dafür  zu  sorgen,  dass  der  Kredit  den  die  Filialen  dar- 
bieten, in  dem  Augenblick,  wo  er  eingezogen  oder  ein- 
geschränkt wird,  sofort  durch  andere  Mittel  ersetzt 
werde.  Das  wäre.  Avie  ich  <>-laube.  mit  keinen  o-rossen 
Schwierigkeiten  verbunden,  deini  wenn  je  solche  Re- 
pressalien vorkämen,  wäre  die  Regierung  und  Gesetzge- 
bung vollkonnnen  berechtigt, diesen  Kredit  mit  Verkehrs- 
zeichen zu  ersetzen,  die  mit  Zwangskurs  ausgestattet 
wären.  Wahrscheinlich  würden  die  in  einem  solchen 
Falle  mit  Zwangskurs  ausgestatteten,  in  grösserer  Menge 
zu  emittirenden  ungarischen  Schatzbons  gegen  die  Oster- 
reichischen Banknoten,  die  gleichfalls  Zwangkurs  ha- 
ben, einigermassen  im  Disagio  stehen.  Aber  wenn  dieser 
Fall  eintreten  würde,  so  hatte  dieses  Disagio  dieselbe 
Wirkung,  wie  sie  sich  bei  Gelegenheit  einer  grösseren 
Papiergeldemission  im  Metallgeldvorrath  zeigt,  d.  h.. 
die  höher  im  Kurs  stehenden  österreichischen  Bankno- 
ten  würden  kurze  Zeit  hindurch  ans  Ungarn  nach  Öster- 
reich auswandern,  und  deren  Stelle  im  innern  Verkehr 
würden  die  ungarischen  Schatzbons  einnehmen,  die 
österreichischen  Bank-  und  Staatsnoten  aber  würden  nur 
zur  Vermitteluns:  der  Zahlungen  gesucht  werden,  die 
in  den  Verkehrsbeziehungen  zwischen  Unoarn  und 
Osterreich  bar  zu  begleichen  sind. 

Es  gibt  (refahren,  die,  so  lange  sie  ferne  stehen, 
viel  grösser  und  furchtbarer  scheinen,  als  sie  in  Wirk- 
licldveit  sind.  Auch  die  erwähnte  Drohung  der  (isterrei- 
hischen  Nationalbank  gehört  zu  diesen.  Das  sicherste  Ge- 
genmittel gegen  eine  solche  Gefahi'  ist:  sich  ihr  iiiurhig 
entgegen  zu  stellen  und    die  zu   dei-en    Beseitigung   die- 
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neiideii  Mittel  aiiziiwenden ;  und  da  es  In  unserer  Macht 
stellt,  für  die  Beschaffung  dieser  Mittel  rechtzeitig  vor- 
zusorgen,  so  gibt  es  kein  Bedenken,  das  uns  veranlassen 
könnte,  desshalb,  weil  ims  die  österr.  Nationalbank  mit 
Krediteinschränkung  und  einer  Krise  droht,  falls  ihr  Pri- 
vilegium nicht  erneuert  wird,  —  mit  fatalistischer  Erge- 
])ung,  luiserer  eigenen  Interessen  uneingedenk,  unser 
freies  Verfügungsrecht  in  Betreff  der  Kreditinstitutionen 
neuerdings  auf  längere  Zeit  zu  verpfänden. 

Die  österr.  Nationalbank,  die  sich  gegenwärtig  auf 
ihre  durch  dass  Privilegium   erworbenen  Rechte  stützt, 
wird  uns  gegenüber  nach  Ablauf  des  Privilegiums  eine 
ganz  andere  Stellung  einnehmen.   Sie    wird  und    muss 
sich  mit  der  Idee  befreunden,  dass  sie  in  Folge  der  viel- 
fältigen wechselseitigen  Interessen,  die    sich    zwischen 
beiden  Theilen  der    Monarchie    in    kommerzieller  und 
,  volkswirthschaftlicher  Beziehung  eine  lange  Reihe   ^on 
Jahren  hindurch  entwickelt  haben,  —  wie  immer  die 
Bankfrage  in  Ungarn  gelöst  werden  möge  —  in  Rück- 
sicht auf  diese  wechselseitigen  Interessen,  aber  auch  in 
ihrem  eigenen  wohlverstandenen  Interesse  keine  feind- 
selige, sondern  nur    eine  der    Interessengemeinsamkeit 
entsprechende  Stellung  einehmen  darf.  Die  österreichi- 
sche Nationalbank  muss  einsehen,  dass  so  wie  1867  in 
Angelegenheiten  von  weit  grösserer    Wichtigkeit    und 
Tragweite  auf  dem  Felde  der  Politik  und  öffentlichen 
Verwaltung  der  Dualismus  als  Grundprinzip  der  Orga- 
nisation der  Monarchie  festgestellt  wurde,   nach  Ablauf 
von  zehn  Jahren  das  Monopol  der  Kreditinstitution  nicht 
ferner    mit  imbeschränktem   Wirkunoski*eise    liestehen 
darf  Und  wenn,  wie  im  politischen  Leben,  so  auch  im 
Kreise  des  Geldumlaufs  der  Dualismus  zur  Geltung  ge- 
langt, so  ist  es  ihre  Aufgabe,  die  selbständige  jedoch  mit 
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der  ilirioeii  übereinstimmende  AYirksandceit  des  niiüari- 
sollen  Geldverkehrssvstems  zu  fördern,  mit  <lemsel- 
ben  in  Frieden  zu  leben,  und  «u  das  (iemeinu olil  dav 
Monarchie  zu  befördern. 

Unter  allen  Lösungsmodalitäten  erachte  ich  die 
derartige  Aufrechterhaltung-  des  Einbanksystems,  oder 
des  in  Wien  zentralisirten  Banknionopols,  dass  es  den 
berechtigten  Kreditanforderungen  Ungarns  zn  entspre- 
chen fähig  sei,  als  das  schwierigste;  dies  stellt  sich  am 
klarsten  lieraus,  wenn  wir  die  Details  dieses  Modus 
prüfen. 

Auch  die,  welche  den  Ausgleich  mit  der  österrei- 
chischen Nationalbank  wünschen,  knüpfen  daran  die 
unerlässliche  Bedingung:  dass  in  gegenseitigem 
Ei n  V e  r  n e  h m e n  das  V e r  h ä  1 1  n i s s  festgestellt 
werden  solle,  nach  welchem  die  Zentral- 
bank die  ungarischen  Filialen  im  Ver- 
gleich mit  den  gesammten  Greld Umlauf  au 
ihren  Kreditgewährungen  zu  betheiligen 
hat.  Herr  Kerkapoly  verlangte,  als  er  Finanzministei- 
war,  dass  die  Bank  verpflichtet  werde,  zwischen  beiden 
Theilen  der  Monarchie  die  Proportion  einzuhalten,  die 
für  die  gemeinsamen  Auslagen  festgestellt  worden  ist. 
Demgemäss  hätte  Ungarn  an  dem  gesammten  Kredit- 
verkehr mit  32  Vo  partizipiren  sollen.  Wie  die  österr.  Xa- 
tionalbank  sich  äusserte,  als  sie  diese  Forderung  ver- 
wcio-erte.  das  habe  i(di  bereits  früher  mituetheilt. 

Es  lässt  si(di  nicht  bestreiten,  dass  die  dort  ange- 
führte Argumentation  der  Bankdirektion  begründet  ist. 
Die  Direktion  jeder  Privatbank  hat  die  Pflicht  vor  Allcui 
die  Interessen  ihrer  Aktionäre  wahrzunehmen,  also  un- 
beschadet der  Solidität  des  Geschäftsbetriebes  ihren  Ak- 
tionären eine  möglichst  grosse  Dividende  zusichern;  sie 
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kann  sicli  daher  iiiclit  dazu  verpfiicliteii,  zwisclieii  zwei 
Theilen  ihres  Wirkungskreises  bei  den  Kreditgewähr- 
rungen  eine  gewisse  unabäuderhche  Proportion  einzuhal- 
ten ;  denn  bei  den  verschiedenen  und  Avechsehiden  Strö- 
muno-en  des  Handels  und  des  Geldo-eschäftes  kann  es 
sich  leicht  treffen,  dass  ein  Theil  der  für  Ungarn  vor- 
behaltenen 32''/o  unbenutzt  liegen  bliebe,  Avahrend  dieser 
Ueberschuss  im  andern  Theil  der  Monarchie  gut  und  mit 
Nutzen  verwendet  werden  könnte.  Aber  auch  umgekehrt 
kann  es  sich  ereignen,  dass  während  in  Osterreich  Han- 
del und  Verkehr  stocken,  und  daher  die  68  "/o  Bankno- 
ten dort  faktisch  nicht  in  Anspruch  genommen  würden, 
in  Ungarn  in  Folge  einer  guten  Ernte  ein  lebhafter 
Handel  sicli  entwickelt,  welchem  dieser  Ueberschuss 
gute  Dienste  leisten  könnte. 

So  viel  über  die  Argumentation  der  Bank,  Ich 
könnte  die  Anwendung  des  Quoten  Verhältnisses  auf  den 
Kredit  der  beiden  Reichshälften  auch  noch  aus  einem 
anderen  Grunde  nicht  billigen,  selbst  dann  nicht,  wenn 
dadurch  der  Vermögensstand  beider  Tlieile  richtig  aus- 
gedrückt wäre.  Denn  wie  wir  gesellen  haben,  beweisen 
Thatsachen,  dass  je  weniger  bei  einer  Nation  das  Kre- 
ditwesen sich  entwickelt  hat,  je  weniger  lebhaft  der 
Handels- Verkehr,  und  je  langsamer  in  Folge  dessen  der 
Umsatz  der  Kapitalien  ist,  desto  mehr  Bargeld,  d.  i. 
Verkehrszeiclien  beuöthigt  werden.  Daraus  folgt,  dass 
selbst  wenn  das  Verhältniss  des  Banknotenumlaufs  zu 
dem  der  gesammten  Monarchie  auf  3  2  "/o  festgestellt 
wird,  dies  den  wirklichen  Kreditbedürfnissen  der  zur 
ungarischen  Krone  gehörenden  Länder  nicht  entspre- 
würde.  Demzufolge  würde  —  wenn  auch  nicht  in  dem 
Masse  Avie  jetzt  —  der  naturwidrige  Zustand  fortbestehen, 
welchem  gemäss  die  Zentralbank  den  Bewohnern  des 
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Landes  den  Kredit  in  einem  o-oringeren  Masse  darl)ietet, 
als  in  welcliem  dieselben  dui-cli  die  Amialnne  der  liank- 
nuten  Gläubiger  der  Baidv  geworden  sind. 

I)oeli  die  Feststellung-  des  Selilüssels  naeli  dem 
Quotenverhiiltniss  auf  längere  Zeit,  z.  B.  auf"  zehn  Jahre, 
hätte  noch  einen  andern  Nachtheil.  AVir  leben  im  Zeh 
alter  der  raselien  Fortsehritte  ;  wir  müssen  wiiuschen, 
es  ist  aber  auch  notlnvendi<>\  dass  die  nächsten  zehn 
Jahre  in  unserem  Vaterlande  eine  Periode  des  Fort- 
schritts 1111(1  der  Entwickelung  seien.  Ist  nun  nach  den 
Erfahruno-en.  die  wir  in  den  iüno'st verflossenen  Jahr- 
zehnten  gemacht  haben,  vorauszusetzen,  dass,  was  \-iel- 
leicht  1 — 2  Jahre  lang  hinsichtlich  des  Kredits  sich 
als  genügend  erwiesen  hat.  auch  noch  im  S.  9.  oder  10. 
Jahre  den  Kreditbedürfnissen  ents])rechen  werde  ?  In 
Ungarn  lebt  eine  iiuio-e  Nation,  und  wir  hoffen  dass  sie 
mit  iugendlicher  Kraft  auf  dem  Weg  der  Entwicke- 
lung  fortschreiten  werde,  l^ngam  besitzt  die  natürli- 
chen  Faktoren  des  raschen  Fortschritts,  wie  ich  glaube, 
in  grösserem  Masse,  als  der  andere  Theil  der  Monar- 
chie ;  unser  Boden  ist  frucditbar  und  dem  der  andern 
Reichshälfte  gleich  an  Grösse;  unsere Bevölkerungszalil 
ist  grösser  als  nach  dem  Quotenverhiiltniss  anzunehmen 
wäre,  denn  sie  verhält  sich  wie  16  zu  20.  Die  Erfahrung 
hat  überall  erwiesen,  dass  dort,  wo  die  Bevölkerung  im 
Verhältniss  zur  Grösse  ihres  Gebietes,  besonders  eines 
fruchtbaren  Gebietes,  gering  ist,  die  Ik^dingnngen  des 
Aufschwuno-s  o'coeben  und  Hindernisse  niclit  vorhan- 
den  sind ;  denn  die  Bevrdkerung  wächst  in  viel  grös- 
serem Masse,  tlieils  durch  die  natürliche  Zunahme,  theils 
durch  Einwanderung,  als  wo  der  zur  Kultur  geeig^iete 
Boden  bereits  dichtbevölkert  ist.  Wenn  in  unserem  Lande 
die  Verhältnisse  in  jeder  Iviclitiing geordnet  sein  \\ei-den, 
C.  D.  32 


so  wird  die  Ik-völkeriiiig  i-ascli  aiiwnciisen.  Ich  glaube, 
dass  L  ngarii  jetzt  an  eine  Grenze  der  Entwickelung 
gelangt  sei,  ^AT)  es  nicht  mehr  bloss  beim  Ackerbau  und 
der  Rohproduktion  bleiben  kann.  Wir  müssen  daher 
trachten,  dass  bei  uns  auch  die  Industrie  aufblühe,  A^-as 
bei  einer  richtigen  Zollpolitik  und  anderen  Bedingun- 
gen der  Industrieentwickelung  zu  hoffen  ist;  in  diesem 
Falle  wird  das  KreditlDcdürfniss  sich  steigern,  und 
zwar  in  grösserem  Masse,  als  im  anderen  Theile  der  Mon- 
archie, wo  bereits  seit  Jahrzehnten  neben  dem  Acker- 
bau eine  entAA'ickelte  Industrie  besteht.  Demzufolge  be- 
haupte ich,  dass  wenn  bei  dem  mit  der  Bank  auf  zehn 
Jabre  abzuscldiessenden  Uebereinkommen  das  Kredit- 
mass  nach  dem  Quotenverhältniss  festgestellt  würde,  diess 
für  dass  Land  grade  nicht  günstig  Aväre.  Es  wäre  diess 
ein  eben  so  naturwidriger  Zustand,  wie  wenn  ein  Gärt- 
ner den  Wachsthum  eines  in  einem  jungen,  lebenskräf- 
tio;en.  günstio-en  Boden  wurzelnden  Baumes  auf  zehn 
Jahre  voraus  bemessen  wollte,  —  und  zwar  nach  dem 
Verhältniss,  in  Avelchem  ein  daneben  befindlicher  viel 
älterer  Baum  zu  wachsen  fähig  ist.  Oder  es  würde  dem 
Verfahren  von  Eltern  gleichen,  die  für  iln-en  in  schnel- 
lem Wachsen  Ijcgriffenen  Knaben  die  Kleider  auf  zehn 
Jahre  — •  nach  dem  ersten  Jugendmass  —  anschaffen 
würden.  Dieses  ist  ein  Gegensatz  des  Gleichnisses,  des- 
sen icli  midi  einmal  bediente,  als  von  der  Anordnung  die 
Rede  war,  dass  tin  grosser  Theil  des  Lotterie-Anlehens 
von  25  Millionen  auf  die  Verschönerung  der  Hauptstadt 
verwendet  werde.  Ich  war  von  Anfang  an  der  Ansicht, 
dass  diese  25  Millionen,  —  wenn  sie  auf  die  Anschaffung 
aller  der  Mittel  verwendet  werden,  welche  die  Handels- 
interessen der  Hauptstadt  fordern,  damit  sie  ehemöglichst 
eine    mäclitige    Handelsmetropole,  ein  Haupstapelplatz 


49lJ 

des  liiteriiatiojialeii  riaiidels  zwisclit-ii  dem  Orient  und 
dem  Westen  werde  und  hlerdureli  im  Welthandel  den 
Rang  einnehme,  dessen  I^)iidM|)('st  hei  seiner  olüeklifhen 
Lage  fähig  ist:  —  gut  und  mit  a  ieltaeliem  Nutzen  in- 
vestlrt  wäre,  dass  aher  die  an  Wohlstand  und  l)e- 
völkerung  zunelimende  Stadt  mit  <ler  Zeit  aus  eio-ener 
Kraft  im  Stande  sein  \verde,  den  Verscliönerungszwecken 
öTOSse  Summen  zu  widmen.  Der  Tlieil  einer  «"rossen 
Handelsstadt,  wo  das  brausende  liehen  des  Verkehrs 
sein  Lager  aufseldiigt.  kann  hinsichtlich  der  Schönheit 
nicht  von  Belang  sein.  DieCity  in  London,  der  Theildes 
Themsenfers,  wo  die  Docks  beginnen,  und  jenseits  der 
Londonbridge  die  IMasten  einen  ganzen  Wald  bilden. — 
ist  hinsichtlich  der  Verschönerung'  sein-  zui'ückoeblie- 
ben ;  dafür  aber  sind  die  mit  der  Kraft  der  gresammelten 
Kapitalien  gebauten  Paläste  des  Westends  da.  Hinsicht- 
lich der  Boulevards,  der  Kadialstrasse  und  ähidicher 
Verschönerungmassnahmen  habe  ich  mich  des  Glei(di- 
nisses  bedient,  dass  mir  die  KeS'ierunii'  mit  ihren  betref- 
fenden  Verfügungen  ^vie  ein  Vater  vorkommt,  der  für 
seinen  kleinen  Sohn  Kleider  anfertigen  lässt,  die  dieser 
erst,  wenn  er  vollständig'  auso-ewaschen  ist.  mit  Nutzen 
tragen  kann.  Gegen  diese  Bemerkung  wurde  die  prak- 
tisch scheinende  Einwendung  gemacht,  dass  man  diese 
Gründe  jetzt  erwerben  müsse,  weil  sie  hente  noch 
wohlfeiler  sind  :  wenn  Pest  einmal  gross  ist,  so  könnte 
es  diese  weit  ansgreifenden  Verschönerungsplane  nur 
mit  grossen  Opfern  ausführen  :  worauf  i<-li  die  unmassge- 
bliche Bemerkung  machte:  wenn  l^est  einmal  gross  und 
reich  ist,  —  was  es  nur  durch  die  Lntwickclung  seines 
Handels  zn  werden  vermag  — und  auf  VersclK'uierungs- 
zwecke  Millionen  ausgeben  kann,  so  wird  es  aucli  diese 
oTösseren  Ausoaben  viel  leichter  trafen  können. 

32* 


_500__ 

h)  (i  a  s  z ^veite,  b  e  r  e  c  li  t  i  g'  t  e  und  n  n  e  n  t b e  h  r- 
1 1  (•  1 1  e  Erfordernis  s,  das  schon  bei  (i elegenlieit 
der  Bank-Knquctekonnaissionsberathungen  entschiede- 
nen Ausdruck  getiindeu  hat,  und  auch  in  dem  im  IX. 
Kapitel  erwähnten  Notenwechsel  zwischen  dem  Ministe- 
rium Tuid  der  Bank  vorgekonmien,  ist:  dass  die  Ver- 
AA'  a  1 1  u  u  o-  d  er  o-  e  s  a  m  m  t  e  n  u  n  s"  a  r  i  s  c  h  e  n  D  o- 
t  a  t  i  o  n  e  n  einer  s  e  1  b  s  t  ä  d  d  i  g  e  n  u  n  d  u  n  a  b- 
hängigeu  i  ui  Z  e  nt  ra  Ip  unk  t  U  ngar  n  s  ihren 
Sitz  habenden  B  a  nk  d  ir  ekt  i  o  n  übergeben 
werde.  Welclier  Ansicht  hierüber  der  Generalsekretär 
der  Bank  war,  gelit  aus  folgender  Aeusserung  von  ihm 
hervor. 

»Es  ist  vielleicht  mr)glich,  einer  Direktion  in  Pest 
in  Betreff  gewisser  Verhältnisse  einen  weiteren  Wir- 
kungskreis zu  gestatten :  allein  die  Bankdirektion  in 
Wien  kann  im  Interesse  der  Sicherheit  aufdennöthigen 
Einfluss  nicht  verzichten.  Das  Gleiche  steht  in  Betreff 
der  Fesstelliuig  des  Zinsfusses.  der  Bestimmung  der  im 
Lombardgeschaft  anzunelnnenden  Effekten,  des  Aus- 
masses  der  darauf  zu  gebenden  Darlehen,  und  schliess- 
lich in  Betreff  des  YerliJiltnisses,  in  welchem  Eskompte 
und  B)ankgeschäft  zu  einander  stehen  sollen.« 

Nun  frage  ich,  ob  eine  in  Pest  zu  errichtende  Bank- 
direktion mit  einem  so  beschränkten  Wirkungskreise 
auch  nur  im  Entferntesten  fähig  wäre,  den  Erwartungen 
zu  entsprechen,  die  wir  in  Betreff  der  Errichtung  einer 
solchen  Direktion  hegen.  Ich  halte  die  Bemerkungen 
des  Herrn  v.  Lucam  für  berechtigt,  denn  wenn  eine  und 
dieselbe  Aktiengesellschaft  zwei  Direktionen  aufstellt, 
so  muss  der  Wirkungskreis  derselben  ein  gleichmässiger 
sein,  wesshalb  denn  auch  die  Budapester  Direktion  un- 
ter dem  Einfluss  der  Zentral-  d.  i   der  Wiener  Direktion 
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stehen  ninss.  N'acli  den  ({esetzen  'lerXatni-  wii'd  cinKöi'pci- 
von  grösserer  ]\Tasse  auf  einen  kleineren  stets  von  l^^InHuss 
sein,  und  so  ist  vorauszusehen,' dass  die  Bn(hi])ester  Direk- 
tion, die  wenn  sie  aueli  separat  besteht,  doeli  von  gerin- 
gerem Gewiclit  ist,  nur  ehivSatellit  der  AVienerl Direktion 
sein  könnte.  Diess  kann  dureli  Avas  innner  für  eine  Ver- 
reinbarung"  oder  g-esetzliclie  Verfügung  nirln  \i-i-)nieden 
werden.  Die  Anwendung  eines  sehi-  einfachen  und  in 
der  Natur  der  Sache  liegenden  Mo(his  reiclit  Aollkom- 
men  liin  um  der  Wiener  Direktion  das  üebergow  icht  zu 
sichern.  Die  der  Natui-  dei-  Sache  gemiiss  dominirende 
Direktion  wird  dort  sein,  wo  der  grösste  'J^'lieil  der  Aktio- 
näre wohnt.  Der  ^Majorität  der  Aktionäre  kann  man 
nicht  dass  Recht  veweigern,  die  Buda})ester  Direktion 
zu  wählen:  daher  Averden  sie  auf  die  nacli  Pest  zu  sen- 
denden oder  unter  den  dort  Ansässigen  zu  wiildendcn 
Mitglieder  in  Folge  der  Wahl  stets  einen  ül)erwiegenden 
Einfluss  üben,  seilest  in  dem  Fall,  wenn  diese  aus  der 
Eeihe  der  unabhängigsten  Pester  Kauileute  gewählt 
würden.  Eine  solche  Wahl  ist  nicht  bloss  eine  Ehrenbe- 
zeugung, sondern  sie  macht  den  Gewählten  auch  zum 
Theilhaber  an  der  Ausübung  der  grossen  Macht,  mit 
der  die  Monopolbank  ausgestattet  ist.  Jedermann  wird 
streben,  diese  Macht  zu  behalten,  und  so  würde  aucli 
hier  das  eintreten ,  was  Avir  im  öffentlichen  Leben 
stets  Nvahrnehmen.  dass  nemlich  der  GeAvählte  nach 
der  Gunst  der  o-rossen  Mehrheit  der  Wähler  liaschcn 
Avird,  und  so  selbst  das  unabhängigste  Mitglied  der 
Direktion  den  Fesseln  der  Abhängigkeit  aou  der 
Majorität  nicht  entgehen  wird.  Darum  bin  ich  der  Mei- 
nung, dass  man  Avohl  nominell  eine  separate  Direktion 
aufstellen  kann,  aber  die  massgebende  Leitung  kann  bei 
einer  ijrossen  zcntralisirten  Bank  nur  \(>n    ei  nein   Ort 
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ausgelien,  iinrl  nur  durch  eine  Reliörde  vernnnftgemäss 
geübt  werden;  dass  bei  einem  solclien  Lösungsmodus 
die  Macht  nicht  in  Budapest  sein,  und  dass  bei  einer 
solchen  Bank  nicht  Ungarn,  niclit  der  ungarische  Kredit 
massürebend  sein  ^^'ird,  das  steht  für  mich  ausser  ZweifeL 

Der  dritte  Wunsch  war,  dass  die  Budapest  er 
D  i  1'  e  k  t  i  o  11  u  n  t  e  r  die  Aufsicht  der  u  n  g  a  r  i- 
schen  Regierung  gestellt  werde.  Von  der 
Regierungsaufsicht  kann  man  im  Allgemeinen  nicht 
viel  erwarten,  denn  die  Natur  des  Bankbetriebes  lässt 
eine  direkte  Einmengung  nicht  zu,  und  die  Aufsicht  des 
ungarischen  Ministeriums  kann  sich  —  insofern  der 
Wirkungskreis  der  Budapester  Direktion  in  den  festzu- 
stellenden Statuten  umschrieben  sein  wird  —  nur  auf 
die  pünktliche  Befolgung  dieser  Statuten  erstrecken.  Da 
man  jedoch  in  denselben  das  Verfahren  nicht  für  alle 
einzelnen  Geschäftsangelegenheiten  normiren,  und  die 
Aktiengesellscaft,  wenn  solches  dennoch  beabsichtigt 
würde,  es  nicht  annehmen  kann :  so  ist  vom  Auf- 
siclitsrecht  der  Regierung  eine  Garantie  der  Landesin- 
teressen  niclit  zu  erwarten. 

Herr  v.  Lucam  äusserte  sich  in  dieser  Beziehung 
entschieden,  indem  er  sagte:  »AVas  schliesslich  den  Ein- 
fluss  betrifft,  den  die  ungarische  Regierung  nach  der 
Absicht'  einiger  Fachmanner  auf  die  österr.  National- 
bank besitzen  soll,  so  kann  dieser  nur  in  der  Ausübung 
des  Aufsichtsrechtes  bestehen.  Die  öster.  Nationalbank 
die  sich  vom  Einfluss  der  Regierung  um  den  Preis 
schwerer  Kämpfe  und  grosser  Opfer  befreit  hat,  könnte  — 
ich  kann  diess  entschieden  behaupten  —  unter  kei- 
nerlei Umständen  zugeben,  dass  Ungarn  die  Bank  in 
neue  Fesseln  schlage.« 

Es  könnte  ferner  als  ein  Modus  der  Ausübung  des 
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Einflusses  ersclieiuen,  was  Herr  Ediuinl  Zscfh'nN  i  Ineiiier 
Sitzung-  der  Bank-Enquetekonimission  als  t'rage  vor- 
brachte, dass  nenilicli  die  1\  e  g  i  e  r  u  n  g  den  H  a  n  k- 
g  o  n  V  e  r  n  e  u  r  e  r  n  e  n  n  e  n  w  ti  r  d  c.  Zsedenvi  fraa'te, 
ob  der  gegenwartige  Bankgouverneur  nicht  diircli  die 
Kegierung  ernannt  AA-ird,  —  worauf  IIerr\-.  Lucani  die 
Stellung  desselben  beleuchtend  folgende  cliarakteristi- 
sclie  AntAvort  gab :  »Ja;  allein  der  iundcgouverneur  ist 
einfach  nur  ein  INFitglied  und  der  Vorsitzende  der  Bank- 
direktion :  er  besitzt  zwar  alle  Hechte  eines  Präsiden- 
denten,  er  ist  das  oberste  Organ  bei  der  Vollstreckung 
eines  VerAvaltunü'sraths-Beschlusses;  doch  auch  er  liat, 
soAAaedie  andern  Direktionsniitglieder  nur  eine  Stimme, 
und  nur  im  Falle  der  Gleichheit  der  Stimmen  gibt  er 
durch  sein  Votum  den  Ausschlag.« 

Schliesslicli  ist  der  letzte  Wunsch,  —  der  in  An- 
betracht der  VerJiältnisse  des  Landes  einer  der  wichtigs- 
ten ist,  und  eine  Bedingung  des  Vöslauer  Uebereinkom- 
mens  AAar, —  dass  die  B  a  n k  d  i  r  e  k t  i  o n  v e p fl  i  c ht  e  t 
sei,  ü b e  r  a  1 1  w o  d  i  e  ungarische  11  e g i e r  u  n g 
e  s  Av  ü n s  oll e  n  \\-  i  r  d,  F  i  1  i  a  1  e n  z  u  e  r  r i  c h  t  e  n 
und  dieselben  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs gemäss  zu  d o  t  i r  e  n.  Ich  sage  desshalb,  dass 
diess  in  Betracht  der  Verhältnisse  unseres  Landes  eine 
Avesentliche  Bedingung  der  Entwickelung  eines  gesun- 
den Kreditsystems  sei,  AA^eil  Budapest  avoIiI  der  Zentral- 
punkt des  ungarischen  Handels  ist,  aber  beinahe  jede 
Gegend  des  Landes  einen  lebhaften  TTandelsjdatz  be- 
sitzt, AA'o  der  Verkehr  der  Gegend  si(di  konzentrirt.  Das 
Land  liat  viele  Städte,  die  schon  einen  bedeutenden 
Verkehr  besitzen,  zu  dessen  Steigerung  eine  Bankfiliale 
grosse  Dienste  leisten  könnte.  Das  ungarische  IMiniste- 
riuui  liat  1870  Vdoss  fiir  Arad  tine  Filiale  verlangt,  die 


504  , 

jedoch  von  der  österr.  Nationalbank    entschieden    ver- 
weigert wurde,  obgleicli  das  Land  noch  viele    andere 
Städte  hat,  welche   die  Errichtung  einer  Filiale    wün- 
schen können,  wde  Szegedin,  Pressburg,  Kaab,  Klausen- 
burg n.  a.  Doch  es  gibt  auch  Städte  dritten  Ranges,  die 
einen    namhaften  Handelsverkehr  besitzen,  wie    z.    B. 
Gross-Kanizsa,  Odenburg,  Becse   u.   s.  w. ;   —  ja   auch 
kleinere  Städte,  wie  z.  B.  Nyiregyhaza  mit  seinem  leb- 
haften Getreidehandel,  oder  Ungvar,  dessen  Umgebung 
mit  Hilfe  des  Kredits  eine  Indnstriegegend  zu  werden  be- 
rufen ist,  würden  von  Bankfilialen  grossen  Nutzen  haben. 
Ich  weiss  noch  viele  andere  Städte  die  in  gleicher  Lage 
sind ;  die  obigen  habe  ich  nur    zum    Beispiel    erw^ähnt. 
Demzufolge  ist  es  nothwendig,  dass  wenn  die  Gesetzge- 
bung sich  für  das  Bankmonopol  ausspricht,  die  zu  kon- 
zessionirende  Bank  durch  das  Gesetz  verpflichtet  werde, 
eine  grössere  Anzahl  von  Filialen  zu  errichten.  Es  ist 
nicht  nothwendig,  dass  ich  mich  in  dieser  Bezieliung  in 
weitere  Auseinandersetzungen  einlasse  ;  ich  habe   schon 
im  theoretischen  Theile  dieses  Werkes  nachgewiesen,  in 
wie  grossem  Masse  es  auf  die  Entwickelung  der  volks- 
wärthscliaftlichen  Kräfte,  auf  die  Hebung  der  nationa- 
len Arbeitsthätigkeit  und  die  Förderung    des    Handels 
wdrkt,  wenn  das  Netz  der  Kreditinstitutionen  über  alle 
bedeutenderen  Gegenden  des  Landes  gespannt  ist.  Die 
Gesetzgebung  des  deutschen  Reiches  hat  bei  Schaffung 
des  neuen  Bankgesetzes  auf  die  Errichtung  von  Filialen 
grosses  Gewicht  gelegt.  .Frankreich,  das  Vaterland   der 
Zentralisation  — ,  das  nur  Eine  zentralisirte    mächtige 
Bank  besitzt,  hat  von  derselben  verlangt,   dass    sie    am 
Sitz  eines  jeden  Departements  eine  Filiale  errichte.  Wie 
abgeneigt  hingegen  die  jetzige  Leitung  der  österr.  Na- 
tionalbank dieses  Verlangen  zu  befriedigen  ist,  bew^eist 
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vor  Allem  flerUiiistaiKl.  «lass  es  seitßt'glim  der  Vcrfas- 
ming'smässig'keit  der  Ke<iieniiig  mit  allem  Urüireii  iiiclit 
gelungen  ist,  die  Errielitnng  aucli  iiiu-  einer  einzigen 
Filiale  durchzusetzen.  Herr  v.  Lucam  gab  dieser  Abge- 
neigtlieit  entschieden  Ausdruck,  als  er  aul'  die  Fra"e 
des  Herrn  Wahrmann,  ol)  er  es  niclit  im  Interesse  der 
volkswirthschaftlichen  Entwickelung  des  Landes  für 
wichtig  halte,  dass  die  Filialen  vermelu-t  werden,  antw(u-- 
tete:  »Die  Frage  der  Errichtung  von "  Filialen  wii-d  b(>i 
jeder  Gelegenheit  vorgebracht;  meines  Erachtens  kann 
die  Frage  noch  nicht  als  entschieden  betrachtet  werden, 
ob  die  volkswirthschaftlichen  Interessen  und  die  Inter- 
essen der  Xationalbank  es  erheischen,  dass  diese  an 
vielen  Orten  Filialen  besitze.« 

Ich  glaube,  dass  es  nachdem  Allen  leicht  sein  wird, 
über  diesen  Lösungsmodus  der  Bankfrage  ein  L^rtheil 
abzugeben.  Er  hat  nur  einen  Vortheil,  jedoch  sehr  viele 
Nachtheile.  Die  Bankfrage  kann  nach  diesem  Modus 
leicht  und  glatt  gelöst  werden  ;  allein  es  wäre  diess  nichts 
Anderes,  als  eine  zweite  —  und  ich  gebe  es  zu,  verbes- 
serte Auflage  des  jetzigen  Privilegiums.  Es  würden  da- 
durch im  praktischen  Leben  die  Gegensätze  und  Kon- 
flikte ausgeglichen  ^verden,  welche  zwischen  der  österr. 
Nationalbank  in  Ungarn  in  den  vergangenen  Jahren  so 
häufig  vorgekommen  sind;  aber  ich  kann  mir  nicht 
denken,  dass  dieser  Lösungsmodus  den  Kreditbedür- 
nissen  Ungarns,  und  der  volkswirthschaftlichen  freien 
Entwickelung  des  Landes  entspreche,  und  dass  dadurch 
die  Interessen  Ungarns,  wo  sie  mit  denen  der  anderen 
Reichshälfte  in  Konflikt  kommen,  vidlständig  oesichert 
seien.  Wenn  das  durch  den  Dichter  ausgedrückte  Ver- 
hältniss  eines  Liebespaares:  ^Zwei  Seelen  und  ein  Ge- 
danke, zNA'ei  Herzen   und    ein  Schlage   im  Leben  so  sei- 
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teil  zu  fiiKlen  ist,  und  weuu  es  aucli  eine  Zeit  laug  bestellt, 
selten  von  Dauer  zu  sein  pflegt :  um  wie  viel  weniger  ist 
es  denkbar,  dass  ein  solches  Verliältniss  zwischen  zwei 
Bankdirektionen  zu  vStande  kommen,  und  dauernd  auf- 
recht erhalten  werden  könne. 

Gehen  wir  nun  zum  zweiten  Modus  über,  nach  wel- 
chem in  Wien  und  in  Budapest  zwei  verschie- 
dene Notenbanken  durch  eine  und  die- 
selbe Aktiengesellschaft  errichtet  werden, 
d.  h.  nach  Ablauf  des  Privilegiums  mit  Beibehaltung  des 
gegenwärtig  bestehenden  Aktienkapitals  der  Silberschatz 
nach  einem  zu  bestimmenden  Verliältniss  getheilt  und 
zwei  verschiedene  Banken  mit  zwei  besonderen  Direk- 
tionen, die  eine  in  Wien,  die  andere  in  Budapest  errich- 
tet werden,  und  die  Besitzer  der  gemeinsamen  Aktien 
am  Gewinn  beider  Banken  gleichmässig  partizipiren 
sollen. 

Dieses  System  —  wenn  es  ein  System  genannt 
werden  kann  —  ist  einzig  in  seiner  Art.  Den  Zweck, 
den  die  Urheber  dieses  Planes  vor  Augen  haben,  könn- 
ten wir  nur  dann  beurtheilen,  ^^  enn  wir  die  Privilegiums- 
urkunde  und  die  neuen  Statuten  vor  uns  hätten.  Wenn 
die  beiden  durch  eine  Gesellschaft  zu  gründenden  Ban- 
ken so  zu  verstehen  sind,  dass  nicht  zweierlei,  sondern 
nur  einerlei  Aktien  emittirt  werden,  und  jeder  Aktionär 
eben  so  sehr  an  der  Budapester,  wie  an  der  AViener 
Baiilc  theilhaben  soll :  dann,  ich  gestehe  es,  sehe  i  c  h 
zwischen  de iii  fr ü h e r  a n g e d e u t e t e n  und  die- 
sem System  keinen  grossen  Unterschied. 
Wenn  die  zwei  Banken  demgemäss  das  gemeintschaft- 
liche  Eigenthum  der  Bankaktionäre  sind,  so  werden  — 
da  man  den  Aktionären  das  Eeclit  nicht  verAveigern 
kann,  alle  auf  die   Angelegenheiten  der   Bank  bezügli- 
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clieii  Fragciniilt  Stiiiinu'iujiolirlicit  zu  cutsclifldcii  mid  in 
Budapest,  so  wie  in  Wien,  den  Ixinkdirektor  und  Aus- 
scliuss  zu  wählen  —  liier  Avie  dort  eljen  dieselben  bei 
der  Wahl  entscheiden,  und  würde  der  Eintluss,  der  bis- 
her massgebend  war,  auch  fernerhin  fortbestellen.  Und 
weil,  wie  ich  bereits  erwiihnt  habe,  das  Einniischuno-s- 
recht  der  Regierung  innerhalb  der  Schranken  der  Auf- 
sicht bliebe,  wie  es  auch  kaum  anders  denkbar  ist,  s<> 
würde  bei  beiden  Banken  ein  und  derselbe  Einiluss  die 
massgebenden  Prinzipien  feststellen.  Ich  nniss  gestehen, 
dass  ich  von  einei-  solchen  Lösung  für  die  ungarisclien 
Geldverkehrs-  und  Kreditverhaltnisse  keine  günstige 
Wendung  er\Aarte. 

Wenn  jedoch  die  dui'ch  dieselben  Aktionäre  zu 
errichtenden  zwei  Banken  nicht  in  dieser  Weise  verstan- 
den werden,  sondern  so,  dass  zum  Zweck  der  ungarischen 
Bank  besondere  Aktien  emittirt  würden:  so  begreifeich 
nicht,  wozu  es  nötliig  ist,  dass  diese  Aktien  den  jetzigen 
Bankaktionären  vorbebalten  werden.  Das  hiesse  so  viel, 
als  den  Gewinn,  den  die  Emission  der  Aktien  einer  aus- 
schliesslich privilegirten  ungarischen  Bank  abwirft,  den 
Aktionären  der  gegenwärtig  bestehenden  Bank  im  vor- 
hinein zu  sichern,  für  sie  aber  auch  bei  der  ungarisclien 
Bank  die  Majorität  und  dieMacht  vorzubehalten,  welche 
eine  von  iln-en  eigenen  Interessen  geleitete  und  wohl 
organisirte  Majorität  eventuell  in  der  wichtigsten  Ange- 
legenheit auszuüben  vermag. 

Ich  gestehe,  ich  kann  den  Grund  der  besondern 
Protektion  nicht  finden,  die  man  den  Aktionären  der 
jetzt  bestehenden  Bank  auf  diese  Art  zu  Thcil  Averden 
lässt,  ich  sehe  nicht  die  hervorragenden  Verdienste, 
welche  die  Aktionäre  der  gegenwärtigen  F)ank  sich  um 
Ungarn  erw<-i-bcn   haben,   dass   ihnen  l)ei  der  Emission 
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der  Aktien  der  nngarisclien  Bank,  hei  dem  aus  dem 
Betrieb  der  künftigen  Bank  tliessenden  Nutzen,  und  bei 
der  xVusübung  des  Einflusses  ein  ausscliliessliclier  Vor- 
tlieil  zuzugestelien  wäre.  Diese  Idee  Avird  vielleicht  für 
richtig  gehalten,  weil  Diejenigen,  die  diesen  Plan  billi- 
gen und  auszuführen  wünsclien,  hoft'en,  dass  wenn  die 
beiden  Banken  die  gleiclien  Aktionäre  haben,  —  die 
Schwierigkeit  des  Ueberganges  erspart  werde,  der  Mo- 
dus vivendi  zwischen  beiden  Banken  für  die  Zukunft 
am  leichtesten  wird  festgestellt  werden  können,  und 
zwischen  beiden  Banken  gleich  von  Anfang  an  die  Ab- 
schliessung  eines  Kartells  möglich  wird,  in  Folge  dessen 
zwischen  den  Noten  der  beiden  Banken  unter  keinerlei 
Umständen  eine  Werthverschiedenheit  entstehen  kann. 
Das  wären  sicherlich  Vortheile  ;  aber  würden  wir  die- 
selben nicht  zu  theuer  bezahlen  ?  Würde  nicht  die  je- 
denfalls hervortretende  Forderung,  dass  die  innere 
Ora-anisation  und  der  Wirkuno-skreis  beider  Banken 
im  vorhinein  gleiclnnässig  festgestellt  werden,  und  dass 
die  beim  Betrieb  massgebenden  Prinzipien  vollkommen 
gleich  sein  sollen,  auf  grosse  Schwierigkeiten  stossen? 
Ist  namentlich  nicht  schon  in  letzterem  Punkt  die  Be- 
dingung enthalten,  dass  wir  als  ein  hinsichtlich  der 
Kreditinstitutionen  anfangender  Staat  gleich  bei  der  Kon- 
zessionirung  und  bei  der  Feststellung  der  Statuten  ver- 
pflichtet seien,  die  Prinzipien  zu  befolgen,  die  man  im 
österreichischen  Interesse  verlangen  wird  ?  Aber  ein  so 
enges  Verhältniss  zwischen  zwei,  dasEigenthum  dersel- 
ben Aktionäre  bildenden  Banken  könnte  kaum  anders 
gedacht  werden,  als  so,  dass  die  Proportion  der  Noten- 
Emittirung  zwischen  den  zwei  Banken  auf  lange  Zeit, 
z.  B.  auf  zehn  Jahre  im  vorhinein  festgestellt  werde. 
Die  Gründe  wegen   deren  ich  es  nicht  für  zweckmässig 
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lialteu  würde  die  Kiid)iirgx'nni<»-  dci-  Ivrcditliisritutioii 
ii)it  so  gel)iindeiieH  I landen  zn  lu'ginueii,  Iwiltc  ich  ))e- 
reits  ol)eii  daro-eleot. 

Seldie.sslicli  sehe  ich  bei  einer  Lr)snna  \<'ii  solclier 
Art  noch  eine  Schwierigkeit.  Es  ist  walirseheiiiUeli, 
dass  liierbei  die  Bedingung'  stipnhrt  wiirde,  (hiss  die  80 
]\rillioiieii-BankschuhI  der  im  Iveiclisratli  vertretenen 
Länder  für  eine  genieinscliaftliclie  Last  erklärt  und  l)ei 
Gelegenheit  der  Konzessioniriing  der  Ijeiden  Banken 
nach  dem  in  Kede  stehenden  l\Iodus  unter  (He  zwei 
Banken  als  unverzinsliclies  Anlehen  derart  vertheilt 
Averde.  dass  l)eide  Keichshälften  sie  nach  Ahlaut"  des 
Privilegiums  zurückzuzahlen  hätten. 

Wenn  Diejenigen,  die  von  Seiten  Ungarns  beim 
L"e1)ereinkommen  in  der  Baukano-eleo-enheit  mitwir- 
ken  werden,  von  der  Einfidirung  eines  selbständigen 
ungarischen  Banksystems  abstehen  und  fordern  Aver- 
den.  dass  durch  eine  und  dieselbe  Aktiengesellschaft 
zwei  scheinbar  verschiedene  Baid^en  errichtet  werden: 
so  wird  die  andere  Partei  voraussichtlich  fordern,  dass 
Ungarn  die  Gemeinsamkeit  der  SOMillionen- Bankschuld 
anerkenne,  und  dabei  als  Hauptargument  vorbringen, 
dass  ein  solches  unverzinsliches  Anlehen  keine  Last  sei, 
und  dass  deren  Bezahlung'  vermieden  werden  kinme. 
da  die  Bank  nach  Ablauf  des  neueren  Privilegiums  das 
unverzinsliche  Darlehen  für  die  weitere  Erneuerung 
des  Privileo'iums  verlänji'ern   wird,    l  iwarn  hat  in  der 
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letzteren  Zeit  tlieure  Anlehen  kontrahirt.  al)er  dieses 
unverzinsliche  Anlehen  wäre  angesichts  der  volkswirth- 
schaftlichen  und  konnnerziellen  Verhältnisse  unseres 
Vaterlandes  noch  vielthenrer.  Dies  erinnert  mich  an  die 
nicht  selten  vorkommende  Erscheinuno-,  dass  der  Päch- 
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scliwenderlsclien  jiuig-eii  Mannes  diesem  den  x\ntrag 
macht,  er  möge  ilnii  den  wohlfeilen  Pacht  auf  eine  lange 
Reihe  von  Jahren  erneuern,  dafür  werde  er  ihm  eine  nam- 
hafte Summe  unverzinslich  darleihen,  die  jener  erst  nach 
Ablauf  des  verlängerten  Pachtvertrags  zurückzuzahlen 
braucht.  Wenn  der  Besitzer  diese  Bedingung  annimmt, 
so  hat  er  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  auf  den  nam- 
haften Nutzen  verzichtet,  den  er  durch  seinen  eigenen 
Wirthschaftsbetrieb  oder  durch  einen  mit  einem  andern 
Pächter  abgeschlossenen  '.Vertrag  hätte  erzielen  kön- 
nen. Solche  unverzinsliche  Anlehen  gehören  sicherlich 
zu  den  allerdrückendsten. 

Das  gewichtigste  Argument  für  die  Bewerkstelli- 
ouno'  zweier  durch  dieselben  Aktionäre  zu  errichtenden 
Banken  ist,  dass  hierdurch  den  ungarischen  Banknoten 
schon  vor  Herstellung  der  Valuta  die  Werthgleichheit 
mit  den  österreichischen  Banknoten  garantirt,  und  ein 
friedliches  Auskommen,  so  wie  der  gegenseitige  Austausch 
der  Noten,  und  die  Annahme  derselben  in  dem  relati- 
ven vollen  Nennwerth  gesichert  wäre.  Diese  wichtigen 
Rücksichten  können  jedoch  nur  in  dem  Falle  massge- 
bend sein,  wenn  wir  denselben  Zweck  nicht  auch  auf 
eine  andere  Art  zu  sichern  vermöcliten.  Wenn  ich  von 
der  vierten  unter  den  oben  erwähnten  Lösungsmodalitä- 
ten sprechen  werde,  so  beabsichtige  ich  meine  Ansich- 
ten darüber  darzulegen,  aufweiche  Art  dieses  wünschens- 
wertlie,  ja  im  gemeinschaftlichen  Interesse  der  beiden 
Reichshälften  nothwendige  friedliche  Auskommen  zwi- 
schen den  zwei  Banken,  den  Interessen  des  Geldverkehrs 
der  beiden  Gebiete  entsprechend,  ohne  ein  solches  Opfer 
auch  zwischen  zwei  durch  verschiedene  Gesellschaften 
errichteten  Banken  bewerkstelliot  Averden  könnte. 

Im  Kreditinteresse  unseres  Vaterlandes  halte  ich 
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weder  den  ersten  noch  den  zweiten  M(»dn>  für  /^^•eok- 
dienlicli,  und  Ich  könnte  beide  selbst  indem  Falle  nicht 
billigen,  Avenn  ich  die  Pj-richtnno-  einer  prlvllegir- 
ten  Zentralbank  mit  dem  Interesse  L  uü'arns  Fi\r  \eri'In- 
bar  hielte;  denn  Ich  bin  überzeugt,  dass  welche  detallllrten 
Verfügungen  hnmer  zur  Waluning  der  ungarischen 
Kreditinteressen  in  den  Statuten  enthalten  waren,  diese 
Interessen  doch  niclit  gegen  den  grösseren  Einfluss  ge- 
schützt werden  könnten,  den  das  Uebergewicht  der 
Mächtigen  ausübt.  Da  es  aber  sein  kann,  dass  das  Anden- 
ken der  Vergangenheit  und  die  (Tcwohnheit  oder  der 
Mangel  an  Mntli  zu  energischem  Vorgehen  die  Regie- 
rung, deren  Autgabe  es  ist  die  Lösung  zu  entwerten, 
veranlasst,  in  die  Anwendung  des  ersten  oder  zweiten 
Modus  einzuwilligen  :  und  da  ich  in  diesem  Falle  nicht 
zwelHe.  dass  der  betreifende  Vorschlag  der  Regierung 
Dank  der  grossen  Majoritiit,  tlber  die  sie  im  gegenwär- 
tigen Reichstag  verfügt,  auch  angenommen  werden 
wird:  so  halte  icli  es  angesichts  dieser  Möglichkeit  nicht 
für  überflüssig  die  Bedingungen  darzulegen,  die  in  die- 
sem Falle  sorgfältig  in  Acht  zu  nehmen  wären,  damit 
die  Kreditansprüche  Ungarns  möglichst  gewahrt  seien. 
Ich  begreife  zwar  nicht,  was  die  Regierung  und  die 
Gesetzgebung  bewegen  könnte,  diese  oder  ähnliche  Mo- 
dalitäten anzuwenden:  denn  die  Zeit  ist  uünstlg  zu 
sell)ständigem  Handeln,  da  mit  Ablauf  des  Bankprlvile- 
o'iums  die  Zwanofslao-e  aufhört,  das  Feld  der  freien 
Aktion  offen  ist,  und  für  Ungarn  die  IMögllchkelt.  Ijei 
der  Regelung  der  Kreditiustitutionen  selbständig  vor- 
zugehen, eintritt.  Es  .gibt  Dinge,  bei  deren  Durchführung 
unverzüodiches  energisches  Handeln  zum  Ziele  ffihrt. 
Zu  diesen  Dingen  gelKh-t  die  Bankfrage  In  ihrem  ge- 
o'enwärtiiren  Stadium  nicht.  Dieeintachste.  die  geringste 
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Mülie  heanspriiclieiide  Politik  ist,  das  L  eberciiikomnien, 
das  von  der  andern  Partei  nrgirt  wird,  nicht  abzuschlies- 
sen,  sondern  den  Ablauf  des  Bankprivilegiums  rnhig  ab- 
zuwarten :  docb  ist  es  unterdessen  eine  unal) weisliche 
Pflicht  der  Kegierung  und  Gesetzgebung,  Vorkehrungen 
zu  treffen,  damit  Ungarn  mit  Ablauf  des  Privilegiums 
nicht  allein  die  disponibel  gcAvordene  Erlischaft  antrete, 
sondern  seinerzeit  auch  gehörig  gerüstet  sei  gegen  die 
Pression  oder  gar  Kepressalien,  welche  seitens  der 
österr.  Nationalbank  gegen  den  ungarischen  Kreditver- 
kehr etwa  ansgeül)t  werden  könnten.  Was  für  Vorkeh- 
runp^en  zu  diesem  Zweck  nöthig,  welche  Verfügungen 
den  Anforderungen  der  Vorsicht  gemäss  zu  treften  seien, 
davon  werde  ich  im  weiteren  Verlauf  dieses  Werkes 
sprechen. 

Doch  wenn  das  Land  genöthigt  sein  sollte,  was 
immer  für  eine  diesen  Lösungsmodalitiiten  ähnliche  Ver- 
fügmig  zu  akzeptiren,  wenn  also  der  Kredit  Ungarns 
mit  der  Wiener  Bank  in  engerer  Verbindung  bliebe, 
dann  wünschte  ich.  dass  im  Interesse  Ungarns  fol- 
gende Bedingungen  geltend  gemacht  werden : 

a)  Vor  Allem  ist  es  nöthig,  dass  die  in  Ungarn 
fungirende  Bank  oder  Bank- Abtheilung  einen  voll- 
ständig getrennten  Metallfond  besitze. 
Es  mögen  wohl  Manche  glauben,  dass  es  vollständig 
genüge,  dass  die  Metallbedeckung  der  durch  zwei  ver- 
schiedene, eine  und  dieselbe  Gesellschaft  repräsentirende 
Direktionen  emittirten  Banknoten  so  lange,  als  die 
Valuta  nicht  hergestellt  ist,  an  eine  m  Orte,  also  in 
Wien  untergebracht  sei.  Ich  theile  diese  Ansicht  nicht. 
Die  Basis  des  Kredits  der  Banknoten  bildet  das  Ver- 
trauen ;  daraus  folgt,  dass  der  als  Garantie  der  in  Ungarn 
in  Umlauf  gebrachten  Banknoten  dienende  Metallfond 
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im  Zentralpiinkt  des  Landes  untergebmclit  sein  miiss; 
das  miiss  man  «deich  anfano-s  und  auch  ffir  die  o-anze 
Zeit  wünschen,  wodieValnta  noch  nicht  herg-estellt  sein 
wird.  Da  iedoch  die  Bank  schon  ziifido-e  der  Heo-ehni«- 
der  Valuta  ihre  Noten  dem  Vorzeiger  jederzeit  einzulö- 
sen verpfliclitet  ist,  so  ist  es  enie  unerliissliclr.'  Bedin- 
gung, dass  das  zur  Einlösung  der  in  l'ngarn  inlhnlauf 
gebrachten  13anknoten  erforderliclie  ^Metalk-eld  in  der 
Bank,  und  sogar  auch  je  nach  den  Verkehrsbedürfnis- 
sen bei  den  Filialen  vorriithig  gehalten  werde.  Meines 
Erachtens  ist  die  Argumentation  uiclit  stichliälti<>',  dass 
es,  so  lange  die  Bank  ihre  Noten  niclit  bar  einlöst,vollkom- 
men  gleicligdtig  sei,  wo  die  metallische  Bedeckung  aufl)e- 
walirt  ist.  Was  würden  die  Wiener  Kreise  dazu  sagen, 
wenn  die  Bank  ihren  Metallscliatz  an  irgend  einem  ganz 
sichern  Ort.  z.  B.  bei  der  Bank  von  England  vorrätliig 
halten  wollte?  Gewiss  würden  sie  sich  mit  einer  solchen 
Verfügung  nicht  befreunden, wenn  aucli  Jedermann  weiss, 
dass  die  Bank  von  England  das  vertrauenswertheste  und 
grr)sste  Kreditinstitut  ist. 

h)  Die  zweite  Bedingung,  die  eingehender  zu  moti- 
viren  überflüssig  wäre,  ist,  dass  zur  Leitung  des  ungari- 
schen Betriebes  eine  besondere,  m  i  t  einem  v  o  1 1  k  o  m- 
men  unabhängigen  Wir  kun  g  skr  e  ise  bekle  i- 
dete  Direktion  e  i  n  g  e  s  e  t  z  t,  dieser  Wirkungskreis 
ihr  durch  die  Statuten  gehörig  gesichert,  und  das  Auf- 
sichtsreclit  der  Reo-ieruno-  derart  festgestellt  werde,  dass 
die  ungarische  Bankabtlieihmg,  ohne  dass  der  Betrieb 
gestört  würde,  dem  ungarischen  Kredit  ihrem  Beruf 
entsprechend  dienen  kömie. 

(■)  das  ^Maximum  der  durch  die  ungarische  Bank 
oder  durcli  die  zwei  selbstsändigen  Direktionen  einer  und 
derselben    Bank    i  n     V  m  1  a  u  f  z  ii    bringenden 
c.  n.  33 
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Banknoten  soll   von  der    metallischen    Be- 
deckung abhängen,     in    dieser     Hinsicht  m iisste 
meines    Erachtens  die  Dritteldeckung  festgestellt  wer- 
den. Ich  habe  bereits  oben  meine  Ansichten   darüber 
vorgetragen,  wie  nachtheilig  es  für  Ungarn  wäre,  wenn 
das  Verhältniss,  der  Notenemission  zweier  verschiedenen, 
durch  eine  und  dieselbe  Gesellschaft  errichteten  Banken 
auf  einen  langen  Zeitraum,  z.B.  auf  zehn  Jahre  flxirt  wür- 
de ;  ferner  habe  icli  hervorgehoben,  dass  es  für  den  ungari- 
schen Verkehr  noch  nachtheiliger  wäre,  wenn  das  Quan- 
tum der  Notenemission  der  zwei  Banken  von  der  Willküln- 
einer  Zentraldirektion  oder  voudemUebereinkommen  der 
zwei  Direktionen  abhängen  würde;  denn  wenn  die  Mög- 
lichkeit zugelassen  würden,  dass  unter  dem  Vorwande,  die 
Kreditbedürfnisse  im  andern  Theile  der  Monarchie  seien 
grösser  als  in  Ungarn, Verfügungen  getroffen  würden,  wel- 
che die  Befriedigung  der  Kreditansprüclie  einschränken 
und  scliAver  zugänglich  machen  würden,  wie  es  auch  ge- 
genwärtig unter   dem  Vorwand  der  Spezial-Kredite  ge- 
schieht, —  und  Avenn  man  daraus  die  Schlussfolgerung 
ziehen  würde,  dass  der  Ueberschuss  des  für  Ungarn  in 
welchem  Verhältniss  immer  bemessenen  Kredits  in  der 
andern  Reichshälfte  benützt  werden  könne :  so    würde 
hierdurch  der  Schmälerung  der  Kreditansprüche  Un- 
garns Thür  und  Thor  geöffnet  werden. 

Ich  habe  oben  meine  Ansichten  darüber  auseinan- 
dergesetzt, dass  wenn  die  materielle  Entwickelung  Un- 
garns einen  raschen  Aufschwung  nimmt,  was  immer  für 
eine  jetzt  festgestellte  Proportion  binnen  Kurzem  sich  als 
zu  gering  erweisen  würde.  Darum  glaube  ich,  dass  eine 
solche  Regelung  gar  nicht  vonnöthen  ist.  Damit  aber 
die  zu  gründende  besondere  Bank,  oder  die  einzuset- 
zende besondere  Direktion  den  berechtigten  Kreditan- 
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spriiclicii  auf  lungere  Zeit  tieiii  Grade  der  Eutwiekeluiig 
genüiss  eutspreclieu  könne,  ^^'ürde  idi  e«  meinerseits 
niclit  als  zweekniässig  erachten,  dass  die  in  der  jetzt 
bestellenden  Bankakte  festgestellten  und  die  Peel-Akte 
genau  nacliahmeuden  Bestimmungen  beibehalten  werden, 
sondern  ich  wünschte,  dass  dem  auf  dem  Kontinent  als 
richtig  befundenen  System  gemäss  die  Dritteldeckung 
festgestellt  werde.  Dieses  System  hat  auch  die  neueste 
Verfügung  der  deutschen  Keichsgesetzgebung  im  Bank- 
wesen als  Ideibende  Basis  angenommen.  Doch  in  der 
Uebergangs])eriode  würde  ich  es  in  den  Statuten  als  zu- 
lässig, ja  bei  der  AusfiUu'ung  als  rathsain  erachten,  dass 
die  Budapester  Bank  oder  besondere  Direktion  einen 
»•rösseren  oder  g-erino-eren  Theil  ihrer  metallischen  Be- 
deekuno-  in  Devisen  halten  dürfe.  Den  Anforderuns'en 
der  Sicherheit  ist  durch  Devisen  eben  so  entsprochen, 
wie  wenn  anstatt  derselben  wirkliches  Metallo'eld  sich 
unter  den  Aktiven  der  Bank  Ijefindet.  L)ieser  Modus 
Avürde  der  Bank  gestatten,  einen  o-ewissen  Theil  des 
Metallgeldvorraths  zu  benützen,  somit  ihr  Ertragniss  zu 
steigern;  aucli  wäre  es  eine  Folge  davon,  dass  sie  im 
Falle  gesteigerter  Kreditansprüche  denselben,  ihre  me- 
tallische Bedeckung  vergrössernd,  gehörig  entsprechen 
könnte.  Schliesslich  bemerke  ich  niu-  noch,  dass  in  den 
Statuten  dafür  vorgesorgt  werden  müsste,  unter  \\el- 
chen  Umstünden  die  Bank  diesen  Vorthcil  in  Anspruch 
nehmen  dürfe,  wobei  massgebend  zu  sein  hätte,  dass  die 
Vermehruno-  des  Umlaufs  nicht  vom  Belieben  der  Bank, 
sondern  von  dem  grösseren  Mass  der  berechtigten  Kre- 
ditansprüche abhänge. 

(/)  Da  die  Wirksamkeit  der  Bank  nur  dann  eine 
gesunde  und  erspriessliclie  sein  wird,  wenn  sie  auch  den 
Kredirbedürfnissen  der  Pr<>\iiiz  nach  ( iebidn- entspricht. 
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so  soll  in  den  Statnten  die  Verpfl  icii  t  n  ng-  Filia- 
len zu  errichten  so  umschrieben  sein,  dass  die 
Bank  ül^erall,  wo  die  Regierung*  es  wün- 
sche n  w  i  r  d,  Filialen  errichte  und  diese 
d  e  n  V  e  r  k  e  h  r  s  b  e  d  ü  r  f  n  i  s  s  e  n  a  n  g  e  m  e  s  s  e  n  d  o- 
tire.  Die  Unerlässlicldveit  dieser  Bedino^uno-  eino'ehen- 
der  zu  motiviren,  ist  nicht  iiöthig.  Ich  em})fehle  diese 
Bedino'uno;  der  besondern  Beachtuno-  unserer  massge- 
benden  Staatsmänner,  die  berufen  sein  werden  die 
Statuten  der  ungarischen  Bank  festzustellen.  Ich 
halte  die  Erfüllung-  dieser  Bedingnug-  unter  den  geg'e- 
benen  Verliiiltnissen  unseres  Vaterlandes  für  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben,  denn  nicht  allein  die  österr.  Na- 
tionalbank,  sondern  die  ausschliesslich  privilegirten 
Banken  überhaupt  errichten  uiclit  gern  zahlreiche  Filia- 
len, weil  dadurch  ihre  Arbeit  vermehrt  wird. 

e)  Die  zu  konzessionirende  ungarische  Bank 
soll  daftlr.  dass  sie  ein  ausschliessliches 
P  r  iv  i  1  e  g  i  u  m  erhält,  einen  bestimmten  T  h  e  i  1 
ihres  R  e  i  n  e  r  t  r  ä  g  n  i  s  s  e s  in  den  Staats- 
schatz einzahle  n.  d  o  c  h  j  e  d  e  s  a  u  f  d  i  e  Dauer 
des  P  r  i  ^  i  1  e  g  i  u  m  s  z  u  g  e  b  e  n  d  e  u  n  \'  e  r  z  i  n- 
liehe  S  t  a  a  t  s  a  n  1  e  h  e  n  soll  ausgeschlossen 
w  erden. 

Ich  halte  eine  Verfügung  für  entschieden  verfehlt, 
der  zufolge  die  Bank  dem  Staat  für  ihr  ausschliessliches 
Privilegium  auf  die  Dauer  desselben  ein  'unverzinsliches 
oder  verzinsliches  Darlehen  geben  würde.  Die  Erfahrung 
hat  überall  und  so  auch  in  unserer  Monarchie  gelehrt, 
dass  wo  eine  grosse  Monopolbank  besteht,  die  dem  Staat 
derart  gegebenen  Darlehen  früher  oder  später  die  Zah- 
lungsunfähigkeit der  Banken  zu  Folge  hal)en.  Es  kann 
zwischen  dem  Staat   und   der    Ijank   mit  beiderseitigem 
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Nutzen  eil!  GcseliUftsverliiilruiss  hesiclicii  :  tlaiiiif  aber 
dieses  ein  gesundes  bleibe,  iniiss  es  nacb  den  Prinzipien 
der  Kreditgewährung  und  den  jeweiligen  Vei-liältnissen 
des  Verkehrs  geregelt  werden.  Es  ist  dalier  natürlieli, 
dass  es  im  Interesse  beider  steht,  miteinander  in  geschäf- 
li(d)e  Berührungen  zu  konmien ;  sobald  aber  bei  der 
Beschliessung  des  Gescliafts  andere  Prinzipien  massge- 
bend sind,  als  zwisehen  was  immer  für  einem  andern 
Bankhaus  ersten  Ranges  und  einem  Industriellen  oder 
einer  sonstigen  Firma,  ist  der  Keivji  einer  Ki-ankheit 
gelegt,  die  unter  ausserordentlichen  Umständen  gewiss 
ausbricht,  und  die  Kosten  liat  daini  immer  das  grosse 
Publikmn  zu  traü'en. 

Dem2;emäss  ist  es  meine  Ueberzeuo-unii:,  dass  der 
in  Rede  stehende  Preis  des  ausschliesslichen  Privileu'i- 
ums  der  gefahrlichste  und  für  das  den  Kredit  in  An- 
spruch nehmende  Publikum  nachtheiligste  ist.  In 
dieser  Beziehung  ändert  es  nichts  an  der  Sache,  ob  die 
Bank  zahlungsfähig  ist,  d.  Ii.  ihre  Noten  bar  einlöst,  oder 
ob  sie  von  der  Barehilösungspflicht  enthoben  wird  ;  denn 
ein  solches  Staatsanlehen,  das  aus  einem  gewissen  Tlieil 
der  zirkulirenden  Noten  besteht,  wii-d  denen  entzogen, 
die  Kredit  l)eanspruchen.  Der  Staat  verwendet  ein  sol- 
ches Anlehenauf  die  Deckung  seiner  Bedürfnisse,  er  gibt 
es  also  aus,  und  vernnndert  dadurch  das  Mass  des  Kre- 
dits, welchen  die  Bank  zur  Befriedigung  der  Kreditbe- 
dürfnisse des  Landes  darbieten  Icann.  Wie  drückend 
auch  die  Uebelstände  unserer  Finanzen  sein  mögen,  und 
wie  o-ross  die  momentane  Erleichternno-,  die  ein  solches 
Darlehen  dem  Aerar  verschaffen  würde,  so  ^^•äre  diese 
Erleichterung  doch  vielfacli  diii-di  den  Nutzen  aufge- 
woo^en,  dei-  füi-  den  Staat  mittelbar  dadui\'li  erwachsen 
würde,  wemi   in    Folge  des  grösseren   Kredits,  y\v\\    dit- 
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Bank  im  aiuleni  Falle  gewähren  könnte,  der  Handel 
sich  belebte,  die  Indnstrie  sich  entwickelte,  und  dadurch 
die  Prosperität  des  Landes  und  die  Steuerfälligkeit  ge- 
hoben Avürde.  Die  ungarische  Gesetzgebung  und  Eegie- 
rung  schicken  sich  jetzt  an  den  ersten  Sclu-itt  zur  Be- 
werkstelligung eines  selbständigen  ungarischen  Bank- 
systems zu  thun,  und  müssen  sich  hierbei  sehr  vor  dem 
Fehler  in  Acht  nehmen  der  nach  der  Erfahrung  anderer 
Nationen  sich  als  so  nachtheilig  erwiesen  hat. 

Es  scheint,  dass  im  Programm  der  gegenwärtigen 
Regierung  die  möglichst  baldige  Herstellung  der  Valuta 
enthalten  ist.  Damit  sie  diese  Absicht  ausführen  könne, 
darf  sie  die  Eeihe  ihrer  Verfügungen  nicht  damit  begin- 
nen, dass  die  zu  errichtende  Bank  einen  gewissen  Theil 
ihrer  Noten  dem  Staat  unverzinslich  darleihe.  Es  wird 
der  Regierung  ohnehin  genug  Sorgen,  und  dem  Lande 
genug  Opfer  verursachen,  den  grösseren  Theil  der  aus 
Staatsnoten  bestellenden  Schuld  durch  die  Kontrahiruug 
neuerer  Anlehen  zurückzuzahlen ;  es  wird  also  die  ge- 
steigerte Opferwilligkeit  der  Stenertriiger  vonnöthen 
sein,  sie  würden  jedoch  dieser  Anforderung  gewiss  sclnve- 
rer  entsprechen  können,  wenn  in  dem  Masse,  in  welchem 
der  Staat  bei  der  Bank  ein  Anlehen  aufnimmt,  der  Pri- 
vatkredit, den  die  Bank  bieten  soll,  abnehmen  würde. 

Die  Regierung  würde  eine  grosse  Verantwortlich- 
keit auf  sich  laden,  wenn  sie  darein  willigte,  dass  bei 
Gelegenheit  der  Erneuerung  des  Bankprivilegiums  ein 
gewisser  Theil  der  80  Millionen-Schuld  von  der  unga- 
rischen Bank  als  ein  dem  Staat  oeo-ebenes  unverzinsli- 
dies  Darlelien  übernommen  werde.  Wenn  wir  32°/" 
der  80  Millionen-Bankschuld  übernehmen  müssen,  so 
würde  diess  25.600,000  fl.  ausmachen;  die  ungarische 
Zettelbank  könnte  also  dem  Verkehr  um  über  25  Mil- 
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lioiieii  Aveui«;xi-  ki-editireu,  als  das  riil)liknni  diircli  die 
AiinaliiiK'  der  l'auknoteii  dei-  zu  erricliteiideii  IJaiik  kre- 
ditirt. 

Der  Staat  ist  berechtigt  von  einer  mit  ^Toiiopol  be- 
willigten l^ank  für  diese  Konzession  einen  geAA'issen 
Nntzen  zn  fordern ;  aber  der  Natnr  der  Sache  gemäss 
würde  er  am  zwcckmUssio-steii  voro'elicn,  wenn  er,  wie 
gesagt,  die  Konzession  an  die  Hedingnng  knü})fte,  dass 
die  Bank  einen  gewissen  Tlieil  ihres  jabrliclien  Keiner- 
träo^nisses  in  dasStaatsJirar  einzahle,  üas  Verlano;en  der 
Bankaktionäiv,  eine  grössere  Verzinsnng  zu  geniessen, 
ist  zwar  ein  berechtigtes,  allein  andererseits  ist  auch  der 
Staat  berechtigt,  an  dem  grösseren  Erträgniss  zu  parti- 
zipiren,  welches  die  Bank  in  Folge  des  ausschliesslichen 
Privilegiums  und  unter  dem  Schutz  des  Staates  erzielt. 
Diess  ist  auch  im  deutschen  Reichs-Bankgesetz  so  ange- 
nommen. 

Das  sind  die  Bedingungen,  die  erfüllt  werden  müs- 
sen, damit  die  B)ankinstitution  nach  dem  ersten  oder  dem 
zweiten  Modus,  überhaupt  ua(di  dem  ^Monopfdbanksys- 
tem  bewerkstelligt  werden  könne. 


S  e  c  li  z  e  li  n  t  e  s  Kapitel. 

Erriclitüiig  einer  iiiigarischeu  Bank  im  Znsani- 
menlianii,  mit  der  lierstellnng;  der  Valuta. 

[Die  anderen  zwei  Lösungsmoclalitäten.  —  Errichtung  der 
iingari sehen  Bank  im  Zusammenhang  mit  der  Herstellung  der 
Valuta  oder  ohne  diese.  —  Schwierigkeiten  der  Valuta-Herstel- 
lung. —  Sie  wird  1870  in  der  Bankenquetekommission  urgirt. — 
Die  Aufgabe  ist  schwieriger  als  sie  scheint.  —  Erfolglosigkeit 
der  bisher  in  Osterreich  gemachten  Versuche  zur  Herstellung 
der  Valuta.  —  Die  gegenwärtige  Zeit  scheint  wegen  des  niedri- 
gen Standes  des  Agio's  günstiger.  —  Bedingungen  des  sicheren 
ßesultats.  —  Grösse  der  Opfer,  die  gebracht  werden  müssen.  — 
llückzahlung  der  80  Millionen-Bankschuld  in  Folge  der  Einlö- 
sung der  Staatsnoten  und  der  Salinenscheine.  —  AVelche  Behis- 
tung  erwächst  für  Osterreich  und  Ungarn  ?  —  Aeusserungen  von 
Fachmännern  hierüber.  —  Vorbedingungen  der  sicheren  Aus- 
führung. —  Diese  Ansichten  stehen  mit  meinem  1867er  Vorha- 
ben nicht  in  Widerspruch.  —  Situation  anderer  Staaten,  die 
Papiergeldzirkulation  besitzen.  —  Es  ist  zu  erwägen,  ob  der 
Gold-  oder  der  Silberfuss  eingeführt  werden  solle.  —  Situation 
unserer  Monarchie  in  dieser  Beziehung.  —  Es  wäre  nachtheilig, 
die  Errichtung  der  ungarischen  Bank  an  die  Herstellung  der 
Valuta  zu  binden.] 


Im  vorigen  Kapitel  liabe  ich  von  den  zwei  Lösungs- 
modalitäten gesprochen,  die  bisher  am  allermeisten  znr 
Sprache  gebracht  Avordensind.  Das  Resultat  meiner  An- 
sichten ist,  dass  wenn  welche  dieser  zwei  Modalitäten  im- 
mer ausgeführt   würde,   die  Situation  des   l^andes    zwar 
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eiiiio'ermassüii  besser  wäre,  dnss  icli  alter  weder  den 
einen  noeli  den  andern  Modus  mit  den  Interessen  unse- 
res Vaterlandes  für  vereinbar  halte. 

Ich  gehe  nun  an  die  DarlegMing  meiner  Ansichten 
über  den  ^fodus,  den  die  ehemalige  Opposition  vom 
Beginn  der  neuesten  verfassungsmässigen  Periode  an  ver- 
langte und  der  einen  hervorragenden  Punkt  ihres  Pro 
gramms  bildete,  —  dass  nemlich  In  der  Haupt- 
stadt des  Landes  eine  selbständige  und 
vollkommen  u  ii  a  1)  li  j;  n  o-  1  o-  e  Z  e  n  t  j-  a  1 1)  a  n  k 
e  r  r  i  c  h  t  e  t  w  e  r  d  e.  Die  Errichtuno^  einer  selbstiindi<j:en 
ungarischen  Zettelbank  ist  auf  zwei  Arten  denk- 
bar: die  eine,  wenn  «'  1  e  i  c  h  z  e  i  1 1  <>•  die  V  a  1  u  t  a. 
li  er  gestellt  wird.  d.  li.  wenn  die  Bank  mit  Metall- 
valuta einlösbare  Noten  emittirt ;  die  andere,  wenn  die 
ungarische  selbständige  Zettelbank  unter  den  gegenwär- 
tigen Geldumlaufsverliältnissen,  nemlich  bei  Papier- 
gel d  z  i  r  k  u  1  a  t  i  o  n   ins  Leben  gerufen  wird. 

Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  die  Errichtung  einer 
selbständio-en  uno-arischen  Zettelbank  nach  ersterem 
Modus  auf  keine  besonderen  Hindernisse  stossen  würde; 
denn  wenn  in  der  Monarchie  Metallgeld  zirkuUrt,  so 
erfordert  die  Errichtunu"  der  uno-arischen  Bank  notli- 
wendio-  vorläufig-e  Verhandlungen  inid  Vereinbaruno-en 
mit  den  Im  Eeichsrath  vertretenen  Ländern. 

Untersuchen  wir  jedoch,  ob  die  Herstellunc:  der 
Valuta  nicht  und  binnen  kurzer  Zeit  durchgeführt  wer- 
den könne. 

Das  Verlangen  nach  Herstellung  der  Valuta  kam 
1870  bei  Gelegenheit  der  Sitzungen  der  Bank-Enquete- 
kommission zum  ersten  Mal  zum  Ausdruck  Die  ()j)])()- 
sitionsmitglieder,  die  dort  ihre  Aeusserungen  abgaben, 
behaupteten,  dass  die  Herstellung  der Vahita  eine  Itidif 
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(lurclifülirbare  Massregel  sei,  denn  sie  fühlten,  dass  nur 
dadiircli  die  Schwierigkeiten  beseitigt  werden  können, 
die  während  der  Daner  des  Bankprivilegiums  die  Er- 
richtnno- der  luio-arischen  Bank  verliindern. 

Die  Sache  stellt  ancli  hente  nicht  anders,  denn  weini 
es  bis  zum  Ablauf  des  Bankprivilegiums  gelänge,  nicht 
allein  die  Valuta  herzustellen,  sondern  auch  denMetall- 
geldmnlauf  It leibend  zu  sichern,  so  würden  alle 
die  Argumentationen  ihren  Werth  verlieren,  die  von  Sei- 
ten dei*  andern  Reichshälfte  gegen  die  Bewerkstelligiuig 
eines  selbstständigen  ungarischen  Banksystems  bisher 
vorgebracht  worden  sind. 

Wenn  die  Bankfrage  nächstens  wieder  in  den  Vor- 
dergrund treten,  und  den  Gegenstand  der  Diskussion 
der  öffentlichen  Meinung  und  der  Tagespresse,  der  Ee- 
gierungsvorlage  und  der  Berathungen  der  Legislative 
bilden  wird:  so  wird  die  wichtigste  Frage  hierbei  die 
sein,  auf  welche  Weise  und  bis  zu  welcher  Zeit  die  Va- 
luta hergestellt  werden  solle,  —  umsomehr,  da  die  Ver- 
hältnisse heute  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  viel 
günstiger  scheinen,  als  1870.  Damals  war  das 
Agio  hoch,  jetzt  hingegen  macht  es  nur  ein,  zwei  Per- 
zent  ans.  Es  wird  daher  Viele  geben,  die  was  sie  schon 
1870  verlangt  haben,  jetzt  als  ausführbar  behaupten 
werden. 

Ich  bin  jedoch  der  Ansicht,  dass  die  Regelung  der 
Valuta  keine  so  leichte  Aufgabe  ist,  wie  sie  scheint. 

In  Oesterreich  sind  zu  diesem  Zweck  bereits  wie- 
der! lolt  Versuclie  gemacht  worden.  Der  erste,  als  1851 
der  damalige  Finanzminister,  Baron  Kranss,  ein  Silber- 
anlehen zu  diesem  Zweck  aufnahm  und  überzeugt  war, 
dass  es  iinn  im   Verordnungswege  gelingen  werde,  das 
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Agio,  das  (laiiials  ziciulicli  lioc-h  .slaiul,  allniiilio'  —  ini'l 
Zwar  blimen  kurzer  Zeit  —  fallen  und  endlich  autli(«- 
ren  zu  machen.  Es  wurde  damals  ancli  eine  Yci-ordnnnj:^ 
erlassen,  in  welcher  vorgeschrieben  war,  wie  das  Ag-io 
von  IMonat  zu  Monat  lallen  Tmd  schliesslich  o'anz  aiii- 
hören  solle.  Indess  selbst  in  jener  Zeit,  in  der  die  l\e- 
gierungsverordnung-en  mit  der  denkbarsten  Strenge 
durchgeführt  wurden  und  man  denselben  blind  gelior- 
chen  musste,  zeigte  es  sich,  dass  in  Kredit-  und  Geld- 
sachen selbst  der  Bet'elil  der  Miiclitio'sten  kein  Gewicht 
hat,  dass  es  gewisse  nicht  geschriebene,  jedoch  in  der  Na- 
tur der  Sache  liegende  Gesetze  gibt,  über  welchen  selbst 
die  absolute  Gewalt  nicht  steht.  Obo-leich  das  aufoe- 
nonnnene  Anlehen  zur  Eückzahlung  der  durch,  den 
Staat  von  der  Rank  angenommenen  Anteilen  bestimmt 
war,  so  gestatteten  die  Macht  der  politischen  Situation, 
der  ungfinstige  materielle  Zustand,  und  die  Ungewiss- 
heit  der  inneren  Verhältnisse  doch  nicht,  dass  die  Ver- 
ordnung des  Finanzministers  zur  Geltung  gelange. 

Bald  darauf  o-ab  sich  die  Absicht  die  Valuta  lier- 
zustellen  abermals  kund,  als  nämlich  dui'ch  ein  ;i.  1i- 
Patent  das  sTosse,  soi>'enannte  National-Silberanlehen 
ausgeschrieben  wurde,  bei  dessen  Auflegmig  man  sich 
in  warmen  Worten  auf  die  Opfcr\\'illigkeit  der  Vcdker 
der  ]\lonarchie  berief  und  als  Motiv  unter  Anderem  die 
Herstelbnig  der  Valuta  erwähnt  und  \ersprochen  wurde. 
Doch  diese  Hofühung  der  V(>lker  \y;\v  von  sehr  kurzer 
Dauer ;  die  bei  Gelegeniieit  des  Krim-Feldzuges  ge- 
machten Kriegsrüstungen,  die  Tru})penaufstellung  in 
den  Donaufürstentlifimern,  das  clironischc  Defizit  im 
Staatshauslialt  zeln-ten  die  zum  Zweck  der  Vabitalier- 
stellung  bei  den  Völkern  der  IMonarcliie  anfgenonmu- 
nen  hundert  ^Fillionen  in  kurzei-  Zeit  auf 
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Dann  wurden  noch  zweimal  solclie  Versuche  ge- 
macht, —  von  denen  ich  übrigens  in  diesem  AVerke  be- 
reits gesprochen  habe,  —  indem  die  österreichischen 
Staatsmänner,  ja  auch  die  österreichische  Nationalbank 
des  Glaubens  Avaren,  dass  die  Verminderung  des  Pa- 
piergeldumlaufs nothwendiger  Weise  das  vollständige 
Aufhören  des  Agio's  und  die  sichere.  Herstellung  der 
Valuta  zur  Folge  lial)en  werde. 

Ende  1858  war  der  damalige  Finanzminister  Ba- 
ron Brück  der  Meinung,  dass  seine  Massnahmen  sicher 
zum  Ziele  fiUn-en,  ja  in  den  ersten  Tagen  des  Jahres 
1859  begann  auch  die  Bank  bereits  ihre  Noten  mit  Me- 
tallo^ld  einzulösen. 

1865  war  die  Herstelluno-  der  Valuta  schon  vor- 
bereitet,  und  hn  anderen  Theile  der  Monarchie  zwei- 
felte damals  Niemand,  weder  die  Regierung,  noch  die 
Gesetzgebung,  welche  die  Bankakte  festgestellt  hatte, 
dass  die  Herstellung  der  Valuta  1866  gelingen  werde. 
Freilich  waren  beide  Male  die  rasch  aufgetauchten  krie- 
gerischen Verhältnisse  von  grossem  Einflnss  darauf, 
dass  alle  diese  Verfügungen  scheiterten. 

Heute,  wo  das  Agio  gering  und  dieser  geringe 
Stand  nicht  künstlich  herbeigeführt  worden  ist,  beginnt 
die  Ueberzeugung  sich  allgemein  zu  verbreiten,  dass 
endlich  die  g-ünstio-e  Geleg-enheit  zur  Herstellung  der 
Valuta  gekommen  sei.  Ich  halte  diese  jedoch  selbst  un- 
ter den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nicht  für  leicht  und 
sicher  durchführbar.  Das  Agio  kann  bis  unter  1  ",0  sin- 
ken, es  kann  die  Zeit  kommen,  wo  es  eine  längere 
AVeile  hindurch  auf  der  Börse  mit  einer  geringen  Bruch- 
zahl votirt  werden  wird,  —  aber  die  auf  die  Herstel- 
lung der  Valuta  abzielenden  Verfügungen  ^verden  mei 
nesErachtens  nur  dann  von  sicherem  Erfolg  sehi,  wenn 
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bei  eiiieiH  iiatnrgemJisseiiProsperircn  der  österrelehisch- 
uiig-arisclien  Moiiarcliie  die  i'^inaiizeu  beider  Keiclis- 
tlieile  auf  sicliereu  Griindlao-eu  g-eordiiet  sein  werden, 
und  wenn  die  ^Maclit  der  durcli  die  ausdauernde  Ar- 
beitstliiitigkeit  ihrer  Vrdker  ersparten  und  stetig  an- 
waelisenden  Kapitalien  iiiren  massgebenden  l'jufluss 
ausüben  und  die  Völker  der  Monareliie  fällig  niaehen 
wird,  alle  die  Lasten  lelelit  zu  tragen,  die  sie  wegen 
Herstellung-  der  Valuta  inivernieidlicli  auf  sieli  nehmen 
müssen. 

Sehen  wir  nun.  wie  hocli  diese  unvermeidlieli 
zu  tragenden  neueren  Lasten  veranschlagt  ^verden 
können. 

Die  erste  unerlässliche  Bedini>'ung-  der  Herstelbniü- 
der  Valuta  ist  die  E  i  n  z  i  e  h  u  n  g- ,  res  p.  V  u  n  d  i- 
rung-  der  aus  Staatsuoten  bestehenden 
gemeinsamen  S  t  a  t  s  s  c  h  u  1  d  :  der  Staat  muss 
also  seine  aus  unverzinslichem  Papier  bestehende 
Schuld  vorher  in  eine  verzinsliclie  Staatsschuld  um- 
wandelu. 

Die  aus  Staatspapier  bestehende  gemeinsame  Staats- 
schuld ist  im  Gesetz  auf  31  *J  Älillionen  Gulden  festge- 
stellt. Wenn  diese  Staatsnoten  einbezogen  werden,  dann 
wird  sich  herausstellen,  der  wie  vielte  Theil  derselben 
w  hrend  ihres  Umlaufes  vernichtet  'wurde,  das  heisst 
wie  oToss  der  Betraff  sei,  der  bei  Geleiieidieit  der  Einlö- 
sung.  resp.  des  Umtausches  der  Staatsnoten  nicht  prii- 
sentirt  Averden  wird.  Wenn  wir  die  Erfahrungen  in 
Rechnung- ziehen,  die  bei  Gelegenheit  solcher  Einziehun- 
gen nicht  allein  bei  uns,  sondern  auch  anderwärts  ge- 
macht wurden,  so  sind  nach  dem  nahezu  zehnjähri- 
gen Umlauf  mindestens  2";o  sännntliclier  Staatsnoten 
verniclitet  worden,   und   kommen    nicht  zur   Ein- 
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1()S  11112'.  Diese  zwei  Perzent  iiiaclieii  iu  runder  Siiiiinie 
G  Millionen  aus,  es  wären  daher  306  Millionen  einzu- 
lösen. 

Ich  gehe  zu,  dass  man  auch  die  o06  Millionen 
nicht  gänzlich  einziehen  müsse ;  die  Erfahrung  hat  über- 
all bestätigt,  dass  der  Verkehr  eine  gewisse  Menge  Pa- 
piergeld verträgt,  besonders  Avenn  dieses  auf  kleinere 
Appoiiits  lautet.  So  beläuft  sich  im  deutschen  ReicJi  die 
Summe  des  in  Kassa-Anweisungen  bestehenden,  auf  klei- 
nere Beträge  lautenden  Papiergeldes  auf  60  Mil.  Thaler, 
die  sich  auf  die  verschiedenen  Staaten  des  deutschen  Rei- 
ches vertheileii  und  deren  weiteren  Fortbestand  auch  das 
neuere  Bankgesetz  gestattete.  Solche  unverzinsliche 
Kassascheine  haben  jedoch  nicht  bei  allen  Zahlungen 
Zwangskurs ;  es  ist  weiter  nichts  garantirt,  als  dass  die 
Staatskasse  sie  überall,  bei  jeder  Zahlung  als  Baargeld 
annimmt.  Welche  Summe  könnte  man  unter  den  gege- 
benen Verhältnissen  bei  uns  in  solchem  auf  kleinere 
Appoiiits  lautenden  Papiergeld,  resp.  in  unverzinslichen 
Kassa-Anweisungen  in  Umlauf  erhalten  ?  Es  hat  sich 
bei  der  Herstellung  der  Valuta  überall  erwiesen,  dass 
eine  gewisse  Zeit  dazu  gehört,  bis  das  Vertrauen  zu  was 
immer  für  einem  Papiergeld  Wurzel  fasst,  das  lieisst, 
bis  sich  die  freiwillige  Annahme  desselben  im  vollen 
Nennwerth  einbürgert.  Doch  in  Betracht  des  derzeiti- 
gen Verkehrs  der  Staatskassen  glaube  ich,  dass  diese 
Summe  für  die  gauze  Monarchie  kaum  auf  mehr  als 
80 — 86  Millionen  veranschlagt  werden  könne.  Es  blei- 
ben daher  noch  über  220  Millionen  Gulden  Staatsnoten, 
die  mit    klingender  Münze    einzulösen  sind.  *)    Sonach 


*)  Es  können  wohl  Manche  der  Meinimg  sein,  dass  die  in  beiden  Thei- 
len  der  Monarchie  zu  konzessionirende  Monopolbank  anf  die  Paner  des  Pri- 
vilegiums wieder  ein   unverzinsliches  Darlehen   von  80  Millionen   hergeben 
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würde  zur  Fiuullrung  der  Staatsiiotcii  ein  ►StaMtsanlelR'ii 
in  220  Millionen  Gulden  l>aar  erforderlicli  sein,  noii  wel- 
chem, wenn  es  nach  dem  Quoten  verliltniss  —  o2  :  G8 
—  vertlieilt  würde,  auf  die  andere  lieiclisliiiltte  in  run- 
der 8nmme  150,  und  auf  Ungarn  70  Millionen  Gnlden 
baar  entfielen.  Ich  glaube  kanm,  dass  ein  solches  grös- 
seres Metallanlehen  mit  geringeren  Zinsen,  als  T"/-),  zu 
bekommen  wäre.  In  dem  Falle,  wenn  gemäss  dem  XV. 
G.-A. :  1867,  in  welchem  mit  Genehmigung  der  beiden 
Gesetzgebungen  die  xVbscliliessung  eines  gemeinsamen 
Anlehens  gestattet  ist,  eine  die  ganze  Monarchie  bela- 
stende Staatsschuld  aufgenommen  würde,  könnte  dieser 
Kurs  erreicht  werden.  Demzufolge  würden  sich  die  jähr- 
lichen Zinsen  der  220  Millionen  auf  15,400.000  fl.  bi- 
laufen  ;  Avenn  jedoch  die  beiden  Theile  der  Monarchie, 
jeder  für  sich  auf  seinen  eigenen  Kredit  ein  Anlehen 
aufnehmen  müsste,  so  würde  es  wahrscheinlich  der  an- 
deren Reichshälfte  liilliger  zu  stehen  kommen,  während 
Uno-arn  seinen  13etrao']o^eo:entheuerere  Zinsen  rasch  be- 
schaffen  müsste. 

Allein  hiermit  sind  die  Opfer,  die  gebracht  werden 
müssen,  noch  nicht  zu  Ende.  Oesterreich  schuldet  der 
Bank  das  unverzinsliche  Darlehen  von  80  IMillionen. 
Eni  gesunder  Geldumlauf  und  die  sichere  Herstelluno- 
der  Valuta  würden  die  Rückzahlung  dieser  Schuld  er- 
heischen, und  diese  wäre  meines  Erachtens  mn  so  noth- 
wendiger,  weil  man  bei  einer  so A\eittragenden Umwand- 
lung der  Umlaufsvaluta  xVlles  vermeiden  muss.  was  — 
wenn  auch  nur  momentan  —  die  Durchführunü"  der 
Massreo-el    o-efährdcn  oder    Avenn    auch  nui-  auf   kurze 
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solle,  wodnrcli  die  Summe  dei*  mit  Metallgeld  einzulösenden  Staatsnoten 
noch  melii"  vevriuiiert  ^vln■de.  D.iss  aher  eine  solche  Massnahme  nicht  zweck- 
mässig wäre,  habe  ich  im  vorigen  Kapitel  genügend  motivirt. 
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Zeit  Zweifel  lieraufbescliwüreii  und  liierdurcli  eine  grosse 
Störung  ^-erursaclien  könnte.  Demzufolge  begnügen  Avir 
uns  damit,  dass  im  Innern  Verkehr  86  Millionen  Papier- 
geld in  Scliatzanweisungen  in  Umlauf  bleiben  würden, 
und  erschweren  wir  die  ohnehin  schwierige  Uebergangs- 
periode  nicht  dadurch,  dass  80  Millionen  Banknoten 
in  Umlauf  kommen,  die  dem  Privatkredit  entzogen  wor- 
den sind.  Und  vergessen  wir  nicht,  dass  Schuldobliga- 
tionen der  Monarchie  in  grossem  Betrage  im  Ausland 
plucirt  sind  und  somit  leicht  Umstände  auftauchen 
könnten,  avo  der  Metallvorrath  der  mit  Metall  fundirten 
Bank  zu  im  Ausland  zu  leistenden  Zahlungen  in  An- 
spruch genommen  würde,  was  eine  Erhöhung  des  Zins- 
fusses  und  die  Einschränkung  des  Bankkredits  zur  Folge 
hätte. 

Das  wegen  Rückzahlung  der  80-Millionen-Bank- 
schuld  aufzunehmende  Anlehen  Avürde  nach  dem  oben 
erwähnten  Zinsfuss  den  österreichischen  Theil  der  jähr- 
lichen Zinsenbelastung  mit  5,600,000  fl.  vermehren. 

Doch  ausserdem  gibt  es  noch  einen  Posten,  der 
zwar  nicht  ims  belastet,  aber  dessen  Fundirung  unum- 
o'äno'lich  nothwendio;  ist :  die  aus  Salinen»  c  h  e  i- 
n  e  n  bestehende  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  e  Staats- 
schuld von  hundert  Millionen.  Diese  wäre 
gleichfalls  einzulösen,  resp.  durch  ein  neues  Anlehen  zu 
fundiren,  da  das  i>'e2:enwärtio;  bestehende  Verhältniss 
zwischen  den  Salinenscheinen  und  Staatsnoten  in  Folge 
der  Einlösung  der  letzteren  aufhören  würde.  GegenAvär- 
tig  wechselt  von  Zeit  zu  Zeit  die  Menge  der  in  Umlauf 
befindlichen  Salinenscheine  und  im  Durchschnitt  be- 
zahlt Oesterreich  die  Zinsen  derselben  mit  o  Millionen 
Gulden ;  wenn  Osterreich  nach  Einlösung  der  Staats- 
noten die  Salinenscheine  einlöst,  so  braucht  es   zu  die- 
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sem  Zwecke  100  Millionen;  die  7"o-igen  Zinsen  dieser 
Summe  betragen  7  Millionen;  sonach  würde  die  Zin- 
senlast Oesterreichs  wieder  um  \ier  Millionen  an- 
wachsen. 

Sehen  wir  nun,  welche  Lasten  in  Folge  der  Her- 
stellung der  Valuta  auf  beide  Theile  der  Monarchie  ent- 
fallen, vorausgesetzt,  dass  86  ^Vlillionen  unverzinsliche 
Kassa-Anweisungen  emittirt  würden  und  in  landauf  er- 
halten werden  könnten. 

Wenn  Avir  von  den  312  Millionen  Staatsnoten  die 
86  Millionen  unverzinsliche  Kassaanweisungen  als  nicht 
zur  Eiid()sung    kommenden  Betrag  abziehen,  so  muss 
Ungarn   70  Millionen  in  Metall valuta   beschaffen;  wo- 
durch nach  dem  8^/o-igen  Zinsfuss  die  Staatsschuld  Un- 
garns nominell  um  112  Millionen,  die  Zinsenlast  aber, 
die  durch  Steuererhöhung  gedeckt  Averden   müsste,  um 
5.6  Millionen  anwachsen  würde.    Wenn  wir  für  Oester- 
reich  einen  7  V« -igen  Zinsfuss  annehmen,  der  bei  einer 
so  grossen  Finanzoperation    unter    den    gegenwärtigen 
Verhältnissen    nicht  uno-ünstio-  o-enannt  werden    kann, 
so  müsste  es  in  Metallgeld    beschaffen :    150  Millionen 
zur  Fundirung  der  Staatsnoten,  80  Millionen  zur  Rück- 
zahlung der  Bankschuld,   100  Millionen  zur  Fundirung 
der  Salinenscheine,  also    insgesammt    330  Millionen  in 
Metall  Valuta,  oder  es  wäre  genöthigt  5"/" -ige  Staatsobli- 
gationen im  Nominalbetrage  von  440  Millionen  zu  emit- 
tiren;  und  so  würden  die  beiden  Reichstheile  zum  Zweck 
der  Valutaherstellung    zusammen    mit    neuen  Anlehen 
im  Belaufe    von  550  Millionen    belastet    Averden.    Die 
neuere  Belastung  Oesterreichs  würde  an  Zinsen  22  Mil- 
lionen ausmachen,  doch  davon  die  gegenwärtig  an  Ver- 
zinsung   der  Salinenscheine    im  Durchschnitt   jährlich 
auso'eo-ebenen  3  Millionen  aboerechnet.   würde  die  Zin- 
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senlast  Oesterreichs  um  19  Millionen  vo/nielirt  werden; 
hierzu  die  neuere  Zinsenbelastuiig  Ungarns  ']i;erechnet, 
niüssten  die  Völker  der  Monarcliie  zusammen  jährlich 
eine  Mehrbelastung'  von  24V^  Millionen  tragen.  Ich 
gebe  zu,  dass  diese  Operation,  wenn  die  Massregel  in 
einer  Zeit  durchgeführt  wird,  wo  das  Geld  im  Allgemei- 
nen billiger  sein  wird,  mit  6"/o  oder  vielleicht  noch  gün- 
sti2:er  durcho'eführt  werden  kann :  doch  auch  in  diesem 
Falle  wird  die  neuere  Belastung  der  Völker  der  Monar- 
chie gross  sein,  was  um  so  bedenklicher  ist,  weil  ein 
Anlehen  von  so  s-rossem  Betrao-e  nur  im  Auslände  zu 
bekommen  ist ;  diese  Operation  würde  daher  den  Betrag 
namhaft  steigern,  den  wir  in  Erfüllung  unserer  Zah- 
lungspflicht nach  dem  Auslande  senden  müssen.  Ich 
frage  nun,  wer  hält  noch  die  Herstellung  der  Valuta  für 
leicht  und  sicher  ausführbar? 

Ich  stehe  mit  dieser  Ansicht  nicht  allein.  Viel  Lehr- 
reiches enthielten  in  dieser  Beziehuno-  zwei  vor  der  Bank- 
Enquetekommission  gegebene  Erklärungen,  die  eine 
von  Lucam,  die  andere  von  Rudolf  Fuchs.  Herr  v. 
Lucam  setzte  die  Umstände  ganz  richtig  auseinander, 
die  bei  der  Herstellung  der  Valuta  nicht  allein  auf  den 
Staat,  sondern  auch  auf  alle  Klassen  der  Staatsbürger 
von  Einfluss  sein  können,  indem  er  die  von  einem  oppo- 
sitionellen Fachmann  in  der  Bank-Enquetekommission 
aufgestellte  Behauptung  widerlegte,  dass  die  Valuta 
leicht  und  schnell  hergestellt  werden  könne.  Herr  Ru- 
dolf Fuchs  sprach  nicht  allein  seine  eigene  Meinung 
aus,  sondern  berief  sich  auf  die  Aeusserung  ausgezeich- 
neter Fachmänner  und  literarischer  Autoritäten.  Er  trug 
die  Ansicht  Adolf  Wagners  vor,  der  sich  über  die  in 
unserer  Monarchie  1858  und  1865  versuchte  Herstel- 
lung der  Valuta  in  folgender  charakteristischen  Weise 
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ausgesproclien  liat :  »Bei  der  Lösung-  der  Valuta- Frage 
darf  man  niclit  absolutistisch  vorgehen,  selbst  dann 
nicht,  wenn  der  Staat  sich  zu  den  gössten  Opfern  ent- 
schlossen hat,  die  natürlich  auf  das  Volk  zurückfallen. 
Die  Herstellung  der  Valuta  ist  durch  einfaches  Schul- 
denmachen, wie  sie  in  Oesterreich  zweimal  in  grossem 
Masse  vergeblich  versucht  Avorden  ist,  durcli  die  Um- 
wandlung der  Schuld,  die  aus  in  Umlauf  befindlichen 
Staatenoteu  l)esteht,  in  eine  vezlnsliche  Staatsschuld, 
resp.  durch  deren  Fundirung.  und  durch  phitzliche 
Einziehung  der  Banknoten  oder  Staatsnoten  nicht 
durchführbar.« 

Ein  anderer  Fachmann,  dessen  Urtheil  Herr  Fuchs 
anfülu'te,  ist  Pliilipp  Greyer*),  der  sich  folgendermas- 
sen  äussert :  »Es  war  sicherlich  eine  langwierio-e,  aber 
auch  ebenso  barbarische  Art,  die  in  Oesterreich  ang-e- 
wendet  wurde,  wo  man  die  Herstellung  der  Valuta  und 
die  Verminderung  des  Papiergeldes  durch  Zurückhal- 
ten von  Kapitalien  und  durch  Einschränkung  des 
Kredits  der  österreichischen  Nationalbank  zu  erreichen 
trachtete ;  was  nichts  Anderes  bedeutet,  als  die  Produk- 
tion nicht  allein  herabmindern,  sondern  zu  Grunde  rich- 
ten.« Im  AYeiteren  sagt  dieser  treffliche  Fachmann: 
»Die  sichere  Herstellung  der  Valuta  kann  nicht  durch 
einfache  Einziehung  oder  Verminderung  der  Staatsno- 
ten erfolgen,  sondern  nur  durch  allgemeine  Hebung  der 
Volkswohlfahrt,  was  die  Hebung  und  den  Aufschwung 
der  Staatsfinanzen  bedingt.  Dann  wird  das  Agio  von 
selbst  immer  mehr  fallen,  Avie  wir  es  im  zweiten  Jahr- 
zehent  dieses  Jahrhunderts  in  England  gesehen  haben.« 
Er  schliesst  damit,  »dass  es  nur  ein  vernünftiges  Mittel 
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zur  Herstellung'  der  Valuta  gibt,  uud  diess  bestehe 
darin,  dass  erstens  die  Staatseinnahmen  die  Ansgaben 
übersteigen,  ferner  dass  die  so  jährlich  ersparte  Summe 
zur  Einziehung  des  Papiergeldes,  resp.  zur  Fundirung 
ilirer  Metallbedeekung  verwendet  werde.« 

Ich  theile  diese  Aeusserungen  nur  aus  dem  Grunde 
mit,  weil  ich  ebenfalls  der  Ansicht  bin,  dass  es  so  lange  nicht 
rathsam  wäre,  zur  Herstellung  der  Valuta  Opfer  zu  brin- 
gen und  diese  Massregel  auszuführen,  als  nicht  in  bei- 
den Gebieten  der  Monarcliie  das  Gleichge- 
wicht der  S  t  a  a  t  s  f  i  n  a  n  z  e  n  vollkommen  her- 
gestellt und  gesichert  ist,  was  nur  dann  als  auf 
die  Dauer  erfolgt  angesehen  werden  kann,  wen  n  in  Folge 
der  Zunahme  der  Prosperität  und  der  Hebung  der  Steuer- 
fäliigkeit  das  Volk  die  öffentliclien  Lasten  leicht  trägt, 
durch  dessen  gesteigerte  Arbeitsthätigkeit  die  Kapitalien 
sich  vermehren,  der  Natioiialreichthum  zunimmt,  und 
wenn  man  die  zur  Herstellung  der  Valuta  erforderli- 
chen grossen  Summen  mit  Hilfe  der  in  der  Monarchie 
geschaffenen  neuen  Kapitalien  und  ohne  schwere  Bela- 
stung der  Staatsbürger  flüssig  machen  kann.  Vergessen 
wir  nicht,  dass  das  Schuldenmachen  in  einem  Staat,  des- 
sen Bürger  dem  Staatskredit  die  ersparten  Kapitalien 
mit  Vertrauen  zur  Verfügung  stellen,  in  ganz  anderen 
Betracht  kommt,  von  anderer  Wirkung  und  mit  weni- 
ger Gefahr  verbunden  ist,  als  bei  ims,  wo  grössere  Sum- 
men nur  Yorn  Ausland  zu  bekommen  sind,  und  so  die 
Last  vermehren,  die  das  Volk  tragen  muss.  Vergessen 
wir  nicht,  dass  diese  Finanzoperation,  die  zwar  schein- 
bar ein  Resultat  von  grossem  moralischen  Gewicht  be- 
zweckt, das  nui'  schneller  herbeiführt,  was,  wenn  das 
Glück  uns  günstig  ist,  durch  die  Prosperität  des  Volkes 
naturgemäss  erfolgen  wird.    Diese  Operation  kann  nur 


533 

dann  von  gesunder  Grundlage  sein,  wenn  die8taafsl)ür- 
ger  selbst  das  dazu  n()tliige  Darlehen  hergeben, —  wiili- 
rend  wenn  sie  jetzt  plötzlich  durchgeführt  und  die  ganze 
Last  davon  den  Steuerträgern  auferlegt  wird,  grade 
das  Eintreten  der  Epoche  hintungehalten  wird,  in  wel- 
cher nicht  allein  die  Bedingungen  der  Flerstellung  der 
Valuta,  sondern  auch  des  dauernden  Bestandes  dersel- 
ben sich  naturoeniäss  entwickeln. 

Ich  staune  über  die  Kühnheit  Derjenigen,  die  glau- 
ben, dass  die  Valuta  vor  Ablauf  des  Privilegiums  der 
österreichischen  Nationalbank  hergestellt  und  dauernd 
gesichert  werden  könne ;  ich  kann  diesen  Glauben  nicht 
theilen. 

Im  IX.  Kapitel  habe  ich  in  den  Hauptzügen  (hii-- 
gelegt,  wie  ich  1869  durch  die  rasche  Durchführung 
energischer  Massregeln  die  Valuta  herstellen  zu  können 
glaubte.  Man  kann  daher  mit  Kecht  die  Frage  an  mich 
richten,  wie  es  kommt,  dass  ich,  der  1867  die  Herstel- 
lung der  Valuta  für  ausfühi-bar  hielt,  diese  unter  den 
jetzt  gegebenen  Umständen  nicht  anrathen  kann,  —  und 
ob  nicht  zwischen  diesen  meinen  beiden  Ansichten  ein 
Widerspruch  bestehe.  Ich  glaube,  nein. 

Es  gibt  im  Leben  der  Nationen  bedeutende  Mo- 
mente, wo  man  die  Durchführung  radikaler  Massregeln 
wagen  darf;  aber  weini  der  Druck  dieser  ausserordent- 
lichen Umstände  aufgehört  hat,  so  kann  man  eben  das- 
selbe beim  regelmässigen  Gang  der  Dinge  nicht  mehr 
durchführen,  weil  es  nicht  möglich  ist,  die  Mittel  anzu- 
wenden, die  früher  rathsam  gewesen  shid.  Die  von  mir 
zu  jener  Zeit  gewünschte  Massregel  hätte  in  den  Finanz- 
angelegenheiten beider  Tlieile  der  Monarchie  eine  so 
radikale  Umgestaltung  zuwege  gebracht,  dass  die  nach- 
theiligen Folgen,  die  mit  derEegelung  der  Valuta  heute, 


534 

verbunden  wären,  damals  hätten  vermindert  werden 
können.  In  meinem  Vorschlag  war  nicht  von  der  Her- 
stellung, sondern  von  der  Regelung  der  Valuta  die  Rede, 
das  heisst,  von  der  Umwandlung  der^aus  Papiergeld  be- 
stehenden Umlaufszeichen  in  Metallgeld  nach  dem 
Durchschnitt  des  Agio's  während  der  vorhergegangenen 
Periode  von  18  Jahren,  verbunden  mit  der  Herabmin- 
derung der  Staatsschuldenlast  bis  zu  dem  Masse,  wel- 
ches der  damaligen  Steuerfähigkeit  entsprach.  Wenn  also 
jetzt  die  Valuta  nicht  ohne  die  Kontrahirung  einer  neuen 
Schuld  von  einer  halben  Million  hergestellt  werden 
kann,  so  wäre  in  Folge  der  damals  durch  mich  projek- 
tirten  —  ich  gebe  es  zu  —  radikalen  Massregel  das 
Mass  der  gesammten  Staatslasten  nicht  beträchtlich  grös- 
ser geworden,  als  der  Betrag,  den  die  damaligen  Staats- 
einkünfte ausmachten ;  und  so  schien  mir  die  zum  Er- 
folg einer  jeden  solchen  Massregel  unerlässliche  Bedin- 
gung, dass  nach  der  Durchführuiig  dieser  Massregel  das 
Gleichgewicht  in  den  Staatsfinanzen  bleibend  hergestellt 
werden  könne,  bei  einer  konsequenten  Ausführung  der 
Massregel  möglich. 

Eine  wie  ^grosse  Aufgabe  selbst  in  Staaten,  die  in 
materieller  Hinsicht  in  einem  viel  blühenderen  Zustand 
sind,  als  unsere  Monarchie,  die  definitive  Abstellung  des 
Agio's  und  die  Einlösung  des  emittirten  Papiergeldes  ist, 
das  ist  durch  Thatsachen  bewiesen ;  und  obgleich  in  al- 
len diesen  Staaten  zwischen  dem  Zirkulationswerth  des 
Papiergeldes  und  der  Metall valuta  kein  grosser  Unter- 
schied sich  zeigt,  so  haben  sie  bisher  doch  immer  gezö- 
gert einen  entschiedenen  Schritt  zur  definitiven  Beseiti- 
gung des  Agio's  zu  thun.  So  hält  Frankreich  trotz 
seinem  blühenden  materiellen  Zustand  und  seinem  gross- 
sen  Reichthum  an  Kapitalien  den  Umlauf  seiner  mit 


Zwangskurs  ausgestatteten  Banknoten,  die  mit  dem  Gold 
beinahe  in  gleichem  Kurse  stehen,  auch  heute  noch  auf- 
recht, weil  es  denselben  nur  dann  plötzlich  und  mit  völ- 
liger Sicherlicit  einstellen  könnte,  wenn  es  die  wiilu-end 
des  Krieges  und  nach  demselben  von  der  Bank  aufge- 
nommenen Anleheu  grösstentlieils  zurückzahlte,  was  nur 
mit  einer  neueren  Belastung  des  Staates  möglich  wäre. 
Aehnlich  verhält  es  sich  aucli  in  Italien  und  Ame- 
rika, obgleich  die  Staatseinkünfte  des  letzteren  fort- 
während in  grossem  Masse  zunehmen,  ja  die  Staatsschuld- 
lasten in  fortwährender  Abnahme  begriffen  sind,  und 
der  materielle  Wohlstand  in  einemfort  sich  hebt,  so  dass 
Amerika  in  der  Lage  war,  die  nach  dem  Bürgerkrieg 
eingeführten  Steuern  bedeutend  zu  ermässigen.  Das 
grosse  russische  Reich,  dieser  riesige  Staat,  der 
in  den  letzteren  Zeiten  auf  materiellem  Felde  so  bedeu- 
tende Fortschritte  gemacht  hat,  hält  die  Zeit  noch  nicht 
für  gekommen,  die  Valuta  herzustellen. 

Doch  es  gibt  noch  einen  Umstand,  der  beachtet 
werden  muss,  ehe  die  Regierimg  daran  geht,  die  Valuta 
zu  regeln.  Diess  ist  die  den  gegebenen  Verhältnissen 
und  unseren  Interessen  angemessene  Entsclieidung  der 
wichtigen  Frage,  ob,  wenn  einmal  der  Metallgeldinnlauf 
in  der  Monarchie  hergestellt  werden  kann,  die  bisherige 
Silber-  oder  die  G  o  1  d  -  W  ä  h  r  u  n  g  oder  d  i  e  z  u- 
s a m m e n g e s e t  z t e  W ä h r u n g  eingeführt  wer- 
den solle.  England  und  heute  auch  schon  das  grosse 
deutsche  Reich  haben  nichf  die  Silber-  sondern  die 
Goldwähruno" ;  in  Frankreich  und  in  allen  den  Staaten, 
welche  mit  demselben  den  Münz- Vertrag  abgeschlos- 
sen haben,  ist  die  zusammengesetzte,  die  Gold-  und  Sil- 
berwähruno-,  o-esetzhch  festp;e stellt.  Heute  ist  auch  schon 
in  den  Staaten,  welclie  nicht  die  ausschliessliche  Gold- 


Avährung  angeiiomeii  haben,  rlie  Frage  in  den  Vorder- 
grund getreten,  ob  nicht  die  Zeit  gekommen  sei,  die 
ans  Verkehrsrticksichten  grosse  Vortheile  darbietende 
Goldwährung  als  Zirkulationsvaluta  anzunehmen.  Da 
unser  nächster  Naclibar,  mit  dem  wir  die  lebhaftesten 
Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  unterhalten,  das 
grosse  deutsche  Eeich,  die  Goldwährung  faktisch  ein- 
geführt hat,  so  ist  es  für  uns  unvermeidlich  geworden, 
ehe  wir  mit  grossen  Opfern  die  Valuta  herstellen,  ttber 
den  hiernach  einzuführenden  Münzfuss  ins  Reine  zu 
kommen.  Die  Frage  im  Allgemeinen  betrachtet,  wäre 
es  mit  gi'ossen  Vortheilen  verbunden,  wenn  bei  Gele- 
genheit der  Regelung  der  Valuta  das  Gold  als  Werth- 
messer  angenommen  würde ;  andererseits  ist  in  Folge 
dessen,  dass  in  den  letztem  Jahren  verhältnissmässig 
mehr  Silber  produzirt  wird  als  Gold,  so  wie  in  Folge 
des  Umstandes,  dass  der  Gebrauch  des  Silbers  als  Geld 
in  grossen  Staaten —  neuestens  in  Deutschland  —  auf- 
gehört hat,  der  relative  Werth  des  Silbers,  der  bisher 
im  Vergleiche  zu  Gold,  wie  1  zu  15  war,  in  fortwähren- 
der Abnahme  begriffen,  so  dass  die  Differenz  des  zwi- 
schen Gold  und  Silber  angenommenen  Geldwerthes 
jetzt  zum  Nachtheile  des  Silbers  sich  um  8 — 10  "/o  ver- 
grössert  hat.  Für  einen  Staat ,  wie  unsere  Monarchie, 
ist  die  Annahme  der  Goldwährung,  obgleich  diese  vom 
Gesichtspunkte  des  Welthandelsverkelirs  mit  grossen 
Vortheilen  verbunden  wäre,  dennoch  nicht  anzunehmen, 
so  lange  der  materielle  Wohlstand  der  Monarchie  sich 
nicht  hebt ;  denn  deren  Lasten  sind  zu  gross,  sie  schul- 
det dem  Auslande  zu  viel,  und  so  würde  sie  durch  die 
Annahme  der  Goldwährung  ihre  Zahlungsverpflichtun- 
gen in  dem  Masse  steigern,  in  welchem  in  letzterer  Zeit 
der  Werth  des  Goldes  im  Vergleich  zu  dem  des  Silbers 
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g;rÖsser  geworden  ist.  Dalier  liegt  es  im  Interesse  unse- 
rer Finanzen,  dass  wir  die  ausschliessliche  Silberwäh- 
rung weiter  behalten;  doch  würde  es  unserer  Monarchie 
zu  grossem  Nachtheil  gereichen,  wemi  sie,  obgleich  sie 
die  SilberwJihrung  mit  grossen  Opfern  herstellt,  im  aus- 
wärtigen Verkehre  mit  denjenigen  Staaten,  welche  die 
Goldwährung  besitzen,  bei  den  wechselseitigen  Zahlun- 
gen auch  in  Zukunft  fortwährend  den  Schwankungen 
zwischen  dem  Gold  und  Silber  ausgesetzt  wäre,  l^ei  die- 
sem Stande  der  Dinge  würde  die  Herstellung  der 
Valuta  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  den  davon 
erwarteten  Nutzen  nicht  bringen.  Es  darf  daher  die 
Herstellung  der  Valuta  auch  aus  diesem  Grunde  nicht 
überstürzt  werden,  denn  vorher  muss  man  reiflich  er- 
wägen, ob  die  zusammengesetzte  (Gold-  und  Silber-) 
Währung  in  Zukunft  die  Basis  des  Münzfusses  der  Mon- 
archie bilden  soll.  Die  im  deutschen  Reiche  gemach- 
ten Erfahrungen  rechtfertigen  die  Ansicht,  dass  der 
Uebergang  zur  ausschliesslichen  Goldwährung  mit 
grossen  Schwierigkeiten  verbunden  ist;  es  kann  da- 
her die  Frage  keineswegs  noch  als  entschieden  an- 
gesehen werden,  ob  es  nicht  zweckmässiger  wiire,  das 
französische  System,  die  zusammengesetzte  Währung, 
einzuführen. 

Wie  verwickelt  diese  Frage  ist,  geht  aus  der  kur- 
zen Berührung  folgender  Fragen  hervor.  Wenn  die  Sil- 
berwährung hergestellt  ward,  so  erreichen  wir  damit  zwar 
die  Stabilität  der  Umlaufsvaluta  im  inneren  Verkehr,  al- 
lein eben  dasselbe  erreichen  wir  auch  in  dem  Falle, 
wenn  beim  Fortbestande  der  Papiergeldzirkulation  das 
Agio  dauernd  fast  auf  pari  ist,  wie  jetzt,  und  das  können 
wir  hoffen,  wenn  nicht  in  Folge  ausserordentlicher  po- 
litischer Krisen  die  Furcht  vor  einer  Str>rinig  des  Fric- 
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dens  in  den  Vordergrund  tritt.  Kann  aber  in  diesem 
Falle,  wenn  wir  die  Verliältnisse  unserer  Monarchie  in 
Betracht  ziehen,  die  mit  grossen  Opfern  hergestellte  Va- 
luta als  gesichert  angesehen  werden  ?  Ich  glaube  es 
kaum,  denn  bis  nicht  der  Gebrauch  der  Metallvaluta 
eine  lange  Reihe  von  Jahren  hindurch  Wurzel  geschla- 
gen hat  und  das  Vertrauen  zu  den  die  Noten  emittirenden 
Banken  nicht  vollkonnnen  befestigt  ist,  wird  man  beim 
Auftauchen  solcher  ausserordentlichen  Verhältnisse  dif> 
privilegirten  zwei  Banken  bestürmen ;  und  wenn  die- 
selben ihre  Noten  dem  Staate  auf  die  Dauer  des  Privile- 
giums in  grösseren  Beträgen  dargeliehen  haben,  —  was 
trotz  Allem,  was  in  diesem  Werk  dagegen  vorgebracht 
ist,  voraussichtlich  geschehen  wird  — ,  so  wird  die  Zah- 
lungsunfähigkeit, d.  i.  der  Papiergeldumlauf,  sofort  ein- 
treten. In  diesem  Falle  werden  die  zur  Herstellung  der 
Valuta  gebrachten  Opfer  vergebens  sein,  und  wir  wer- 
den damit  nicht  einmal  das  erreicht  haben,  dass  wir  im 
internationalen  Verkehr  eine ,  keinen  Schwankungen 
auso;esetzte  Valuta  besitzen. 

Wenn  wir  bei  Gelegenheit  der  Herstellung  der  Va- 
luta die  Goldwährung  annehmen,  w^ofür  mehrere  gewich- 
tige Gründe  sprechen,  können  wir  dieses  al  pari  thun? 
—  d.  h.  mit  der  Erklärung,  dass  jede  in  laufender  Wäh- 
rung stipulirte  Zahlung  auf  einmal  in  Gold  zu  leisten 
sei,  wie  es  im  deutschen  Reich  geschehen  ist?  Gewiss 
nicht,  wir  disponiren  nicht  über  so  viele  Milliarden 
Goldmünze,  wie  sie  das  deutsche  Reich  zur  Verfügung 
hatte.  Was  würde  das  bedeuten?  So  viel,  dass  der 
Staat  alle  Zahlungen,  die  er  bisher  in  Silber  oder  Pa- 
piergeld geleistet  hat,  in  Gold  zu  leisten  verpflichtet 
wäre,  und  damit  er  diess  thun  könne,  sammtliche  Staats- 
steuern,  die  jetzt  in  laufender  Währung  zu  entrichten 
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sind,  auf  die  Goldwäliriiiig  erliölieu  müsste.  Es  vviirden 
daher  die  Lasten  des  Staates  und  der  Steucrtraoer 
vermehrt,  die  daran  um  so  schAverer  zu  tragen  hät- 
ten, da  der  Preis  der  Produkte  und  der  anderen 
Waaren  im  Verhältniss  der  laufenden  Wälirunü:  fallen 
würde. 

Wie  könnte  man  also  ohne  grössere  Belastung  zur 
Goldwährung  übergehen  ?  So,  wenn  beim  Uebergang  die 
Differenz  zwischen  dem  Golde  und  Silber  in  Rechniuio- 
gezogen  würde.  Wenn  z.  B.  zur  Zeit  des  Ueberganges 
zwischen  dem  Gold  und  Silber  eine  8 "/"-ige  Differenz  be- 
stellt, so  müsste  vorher  jede  in  laufender  AVährung  oder 
in  damit  ausgeglichener  Silbervaluta  stipulirte  Zahlung 
um  so  viel  herabgemindert  werden.  Dieses  Verfahren 
entbehrt  nicht  der  Basis  der  Berechtigung,  demi  Jeder- 
mann erhält  den  inneren  Werth,  den  seine  Waare  oder 
seine  Forderung  thatsächlich  reprüsentirt ;  eben  diese 
Idee  leitete  mich,  als  ich  1867  den  18jährigen  Durch- 
schnitt des  Agio's  als  Basis  nehmend,  die  Valuta  regeln 
wollte. 

Alles  diess  erwähne  ich  nicht  desshalb,  als  ob  ich 
etwa  die  Herstellung  der  Valuta  nicht  wünschte,  und 
deren  Tragweite  nicht  einsähe,  —  wollte  ich  sie  doch 
vor  neun  Jahren  eben  aus  diesem  Grunde  versuchen ; 
aber  ich  habe  es  für  meine  Pflicht  gehalten,  die  Schwie- 
rigkeiten derselben  und  die  grossen  Opfer  hervorzuhe- 
ben, die  zur  erspriesslichen  Durchführung  der  Valuta- 
herstellung erforderlich  sind.  Niemand  wünscht  sehnli- 
cher, alß  ich,  eine  solche  Hebung  der  materiellen  Kraft 
der  Völker  unserer  Monarchie,  dass  sie  diese  Opfer 
leicht  ertraoen  können.  Aber  ich  kaiui  meine  Bedeuken 
nmsoweniger  verschweigen,  weil  es  der  Unabhäugig- 
machung  des  ungarischen  Kredits  zum  grössteu  Hinder- 
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niss  gereichen  würde,  wenn  die  massgebenden  ungari- 
schen Staatsmänner  das  Prinzip  annehmen  würden,  dass 
die  Errichtung  der  ungarischen  selbständigen  Bank  mit 
der  HersteUung  der  Valuta  in  engen  Zusammenhang 
zu  bringen  sei.  Diess  hiesse  so  viel,  wie  die  Unabhän- 
gigmachung  des  ungarischen  Kredits  ad  calendas  grae- 
cas  verschieben. 


S  i  e  b  z  e  li  n  t  e  s    Kapitel. 

DieErriclitiiiiii,  der  uiii*  arischen  li.aiik  ohne  Her- 
stellung der  Valutii. 

[Es  wird  behauptet  .  die  Errichtung  der  ungarischen 
Zettelbank  sei  vor  der  Regelung  der  Valuta  unmöglich,  weil 
ihi'e  Noten  im  Disagio  wären.  —  Diese  Behauptung  bewährt 
sich  nicht,  Avenn  die  ungarische  Bank  das  erforderliche  Stamm- 
kapital hat,  wenn  ihr  Betrieb  bankmässig.  ihre  metallische  Be- 
deckung ihrem  Umlaufe  entsprechend,  und  ihre  Verwaltung  sy- 
stematisch ist.  —  Erfahrungen  bei  anderen  Nationen  in  Betreft' 
der  Regelung  der  wechselseitigen  Annahme  der  Noten  von  ver- 
schiedenen Banken.  —  Diessfällige  Aufgabe  der  beiden  Ministe- 
rien. —  Ist  es  der  österreichischen  Nationalbank  möglich,  das 
Disagio  der  ungarischen  Banknoten  herbeizuführen  und  aufrecht 
zu  erhalten  ?  —  Die  Mittel,  durch  welche  diess  vermieden  wer- 
den kann.  —  Auch  die  Besorgniss  ist  nicht  begründet,  dass  in 
Folge  der  Deckung  der  gemeinsamen  Auslagen  und  der  Staats- 
schuld-Rückzahlungen in  Ungarn  eni  Disagio  herbeigeführt 
werden  wird.  —  Grundlosigkeit  des  Bedenkens,  dass  die  Errich- 
tung der  ungarischen  Bank  Seitens  Oesterreichs  die  Kündigung 
des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  zur  Folge  haben  werde.  — 
Vortheile  der  Errichtung  Itesonderer  Zollschranken  für  Ungarn. 
Nachtheile  derselben  für  Ungarn.  —  Der  Abschluss  eines  neuen 
Zollbündnisses  ist  wünschenswerth,  ja  nothwendig ;  Vorbedingun- 
gen derselben. 
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Da  ich  der  Ansicht  bin,  dass  es  jetzt  nicht  gehn- 
2'en  werde,  die  Vahita  sofort  herzustellen,  anderer- 
seits  aber  die  Bankfrage  bis  zum  Ablauf  des  Privilegi- 
ums gelöst  werden  muss,  so  übergehe  ich  zur  Erörte- 
rung der  Frage,  ob  es  bei  dem  gegenwärtigen  Geldam- 
lauf möglich  sei,  in  Ungarn  eine  mit  dem  ausschliessli- 
chen Privilegium  der  Notenemission  bekleidete  Zentral- 
bank zu  errichten,  die  nebst  dem,  dass  sie  den  Kreditbe- 
dürfnissen Ungarns  Grenüge  leiste,  zugleich  derart  ge- 
regelt sein  soll,  dass  zwischen  den  Noten  der  ungari- 
schen und  der  österreichischen  Bank  kein  Disagio  ent- 
stehe. 

Die,  Avelche  die  Interessen  der  Wiener  Bank  in 
Schutz  nehmen,  und  für  dieses  im  Interesse  der  Bank 
jedenfalls  gut  geleitete  Institut  eine  grosse  Vorliebe  he- 
gen, behaupten,  es  sei  unmöglich,  dass  die  Noten  einer 
in  Ungarn  zu  errichtenden  selbstständigen,  also  von  der 
Wiener  unabhängigen  Bank,  die  im  Gebiet  Ungarns  mit 
Zwangskurs  zirkuliren  würden,  vor  der  Herstellung  der 
Valuta  den  gleichen  Kredit  verdienen,  wie  die  von  der 
österreichischen  Nationalbank  emittirten  Noten.  Diess 
halten  sie  für  eine  so  apodiktische  Wahrheit,  dass 
vor  der  Macht  derselben,  wie  sie  glauben,  jeder  Wunsch 
betreffs  Errichtung  einer  ungarischen  Bank  verstummen 
muss.  Ja  sie  gehen  noch  weiter  und  behaupten,  dass  man 
die  Errichtung  einer  solchen  Bank  grade  im  Interesse 
Ungarns  verhindern  und  dieses  vor  den  Gefahren  Schüt- 
zer müsse,  in  die  es  durch  ein  solches  Experiment  un- 
ausbleiblich gestürzt  würde. 

Diese  Lehre  ist  nicht  neu;  sie  ist  schon  1870  auf- 
gestellt worden,  uud  zwar  durch  den  Generalsekretär 
der  österreichischen  Nationalbank,  der  sich  diessbezüg- 
licli  äusserte:   »Wenn  uneinlösbare  ung-arische  Bankno- 
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Werth  betitzen  als  die  Staatsnoten  und  die  Noten  der 
österreichischen  Nationall^ank,  weil  diese  hesser  fundirt 
sind:«  ferner:  >Für  die  österreichische  Nationalbank 
ist  es  gdeichgiltig,  ob  der  Zwaugskurs  ihrer  Noten  in 
Ungarn  aufrecht  erhalten  wird  oder  nicht,  da  Niemand 
den  Noten  der  österreichischen  Nationalbank  den  AVerth 
nehmen  kann,  den  sie  im  Verkehr  besitzen.«  Letztere 
Behauptung  ist  vollkommen  motivirt.  Man  kann  den 
Ländern  der  andern  Reichshälfte  den  Kredit  nicht 
zwangsweise  diktiren ;  aber  so  kann  man  auch  dem  un- 
o'arischen  Verkehr  den  Kredit  für  die  Noten  der  öster- 
reichischen  Nationalbank  nicht  aufzwingen,  denn  der 
Kredit  muss  erworben  werden,  und  eine  Bank  erwirbt 
ihn  durch  die  Sicherheit,  welche  sie  durch  ihr  Stamm- 
kapital und  durch  ihre  wohlgeordnete  solide  Verw^al- 
tung  bietet.  Die  österreichische  Nationalbank  hat  sich 
diesen  Kredit  erworben,  denn  ihre  Verwaltung  ist  in  je- 
der Beziehung  gut  geregelt.  Die  80  Millionen  ausgenom- 
men, hat  der  Staat  die  bei  der  Bank  aufgenommenen 
Anlehen  pünktlich  zurückgezahlt,  und  so  den  Kredit 
der  Bank  bedeutend  gehoben.  Daher  ist  sie  heute  eines 
weit  grösseren  Kredits  würdig,  als  vor  der  Einführung 
der  Bankakte.  Ihr  Metallfond  bietet  eine  volle  Garantie 
dafür,  dass  sie  nach  Aufhören  des  Zwangskurses  ihre 
Noten  dem  Vorzeiger  ungehindert  in  Silber  wird  aus- 
zahlen können.  Ihre  Betriebsverwaltung  entspricht  den 
bei  Zettelbanken  massgebenden  Prinzipien  ;  ihr  Aktien- 
kapital ist  im  Verhältniss  zu  ihrem  österreichi- 
schen Geschäftsbetrieb  vollkommen  ausrei- 
chend ;  sie  ist  ein  altes  Institut,  besitzt  daher  eine  lange 
Vergangenheit,  in  der  es  zw^ar  nicht  an  dunkeln  Perio- 
den fehlt,  indem  sie  Jahrzehnte  hindurch  sich  den  An- 
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Ibrderimgeu  clerEegierung  gegenüber  zu  nacligiebig  er- 
wies, ihr  treu  diente,  und  sich  dem  Machtgebot:  »salus 
reipublicae  suprema  lex  esto«  fügte,  doch  haben  ihre 
Aktionäre  durch  diese  Dienste  nicht  gelitten;  sie  hat 
ihnen  schöne  Dividenden  und  die  Intakterhaltuno-  des 
Stammkapitals  zu  einer  Zeit  gesichert,  wo  das  die  Bank- 
noten annehmende  Pul)likum  durch  das  Sinken  der  Va- 
luta zu  Schaden  kam.  Wir  geben  daher  vollkommen  zu, 
dass  die  österreichische  Nationalbank  jetzt  alle  Eigen- 
schaften besitzt,  die  sie  würdig  machen,  dass  ihre  Noten 
sich  eines  wohl  begründeten  Kredits  erfreuen. 

Daraus  darf  man  jedoch  nicht  den  Schluss  ziehen, 
dass  sie  durch  i]n-e  den  Kredit  garantirenden  Eigen- 
schaften sich  ein  ausschliessliches  Recht  auf  den  Kredit 
erworben  habe.  Denn  auch  eine  andere  Bank  kann, 
wenn  sie  die  gleichen  Garantien  zu  bieten  vermag,  auf 
einen  eben  so  begründeten  Kredit  Anspruch  machen. 
Die  oben  erwähnte  Argumentation,  dass  die  ungarischen 
Banknoten  einen  geringeren  Werth  haben  werden,  als  die 
Noten  der  österreichischen  Nationalbank,  hört  daher  auf 
stichhiiltig  zu  sein,  sobald  wir  beweisen,  dass  es  möglicli 
ist  eine  ungarische  Bank  zu  errichten,  die  alle  den  Kre- 
dit sicliernden  Erfordernisse  besitzen  wird,  welche  der 
österreichischen  Nationalbank  eigen  sind. 

Sehen  wir  nun,  auf  welche  Weise  die  zu  errich- 
tende ungarische  Bank  gleich  bei  ihrer  Gründung  die 
den  Kredit  sichernden  Eigenschaften  erwerben  kann, 
welche  die  österreichische  Nationalbank  besitzt. 

Die  erste  Bedingung  ist,  dass  sie  ein  ihrer  Noten- 
emission entsprechendes  Stammkapital  besitze.  Das  ist, 
glaube  ich,  nicht  die  allerschwerste  Aufgabe.  Wenn  der 
österreichischen  Nationalbank  bei  ihrem  durchschnitt- 
lich 300  Millionen  betragenden  Umlauf  ein  Stammka- 
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pital  von  90  Millionen  genügt,  so  wird  die  ungarisolie 
Bank,  wenn  wir  als  deren  Umlaiifsbctrag  100  ^lilliuncn 
annehmen,  um  eine  gleiche  SieJicrheit  zu  bieten,  wie 
die  österreichische  Nationalbank,  mit  einem  Fond  \'on 
30  Millionen  ausrei(dien.  Erheben  wir  aber  diesen  Fond 
auf  40  Millionen,  so  N\ird  die  durch  die  uno-arisclie 
Bank  in  dieser  Beziehung  gebotene  Sicherlieit  nocli 
grösser  sein,  als  die  der  österreichisclien  Nationalbank. 
Die  zweite  Bedingung  der  Sicherheit,  somit  der 
Begründug  des  Kredits  ist  bei  jeder  Bank,  dass  der  Be- 
trieb ein  baukmässiger  sei,  das  lieisst,  dass  sie  sich  mit 
keinem  Geschäft  abgebe,  das  mit  der  Natur  einer  Zet- 
telbank sich  Jiiclit  verträgt.  Ihre  Aktiven  sollen  also 
stets  solche  sein,  die  der  Nat'ar  des  Bankgeschäftes  ent  - 
sprechen,  nicht  allein  hinsichtlich  der  Sicherheit,  son- 
dern auch  hinsichtlicli  dessen,  dass  sie  binnen  kurzer 
Zeit  leicht  flüssig  gemacht  AAcrden  können.  Ich  glaube, 
wenn  in  dieser  Bezieliuno-  das  entschieden  festzuhaltende 
Prinzip  ausgesprochen  wird,  dass  die  zu  errichtende  un- 
garische Bank  unter  keinerlei  Umständen  mit  dem  un- 
garischen oder  mit  einem  anderen  Staat  in  ein  Kredit- 
verhältniss  treten  dürfe,  und  in  ihren  Kreditoperationen 
sich  nur  auf  den  Eskompte  guter  Wechsel  und  auf  die 
nach  kurzen  Terminen  fällige  Beleihuno-  voUkonnnen 
sicherer,  guter  Effekten  zu  beschränken,  alle  anderen 
Arten  der  Kreditirung  aber  von  ihrem  Geschäftskreise 
vollständio-  auszuscliliesscn  habe:  so  würde  sie  hiedurcli 
so  viel  Sicherheit  bieten  und  sich  eines  solchen  Kredits 
würdio' machen,  wie  ilni  die  österreichisclie  Nationalbank 
geniesst;  ja  sie  wird  noch  einen  Vorthcil  vor  dieser  vor- 
aus haben,  die  der  anderen  Reichshiilfte  80  Millionen 
dargeliehen  hat,  noch  dazu  ohne  Zinsen,  und  bei  der 
Erneueruno-  des  Privileo'iums  gewiss  wieder   l)ereir   sein 
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AA'ird,  Oesterreicli  einen  grösseren  Betrag'  zn  kreditiren. 
Doch  die  österreichisclie  Nationalbank  hat  noch  ein  Gre- 
schäft,  das  sicli  mit  der  Natur  der  Zettelbanken  nicht 
verträgt,  indem  sie  sicli  aiicli  mit  dem  Hypotliekarkre- 
dit  befasst,  und  obgleicli  dieser  Zweig  ihres  Geschäfts- 
betriebes selten  Verlust  iDringt  und  die  österreichische 
Nationalbank  dabei  mit  Vorsicht  operirt,  —  so  haftet 
sie  doch  mit  einem  gewissen  Theil  ihres  Aktienkapitals 
für  den  vollen  Werth  der  in  Umlauf  gebrachten  Pfand- 
briefe, —  sie  haftet  also  den  Besitzern  ihrer  Noten  nicht 
ausschliesslich  mit  ihrem  ganzen  Stammkapital.  Es  ist  niclit 
wahrsciieinlich,  aber  doch  nicht  unmöglich,  dass  ausser- 
ordentliche Umstände,  langwierige,  verheerende  Kriege, 
Landeskalamitäten  die  Grundbesitzer  —  wenn  auch 
nur  zeitweilig  —  ausser  Stand  setzen,  ihren  hypothekari- 
schen Zahlungsverpflichtungen  nachzukommen ;  in  die- 
sem Falle  würde  das  in  erster  Reihe  zur  Garantirung 
der  Banknoten  dienende  Stammkapital  in  Anspruch  ge- 
nommen werden ;  oder  umgekelirt,  wenn  das  bankmäs- 
sige  Geschäft  von  ausserordentlichen  Verlusten  betroffen 
Avird,  welche  die  Bank  zu  liquidii-en  nöthigen  würden, 
wo  wäre  dann  die  Sicherlieit  der  Pfandbriefe  zu  suchen? 
Ueberhaupt  halte  ich  es  für  einen  Fehler,  wenn  eine 
Zettelbank  sich  mit  Hypothekargeschäften  befasst ;  das 
thun  nur  die  österreichische  und  baierische  Notenbank. 
Institute  solcher  Art,  wie  das  ungarische  Bodenkredit- 
Institut,  oder  die  früheren  preussischen  Hypothekarban- 
ken, sind  unter  allen  Umständen  fähig  den  AVerth  ihrer 
Pfandbriefe  zu  sicliern,  denn  sie  häufen  alle  entbehrli- 
chen Garantien  zusammen,  ausser  der  verpfändeten  Ily- 
pothek  die  solidarische  Bürgschaft  sämmtlicher  Schuld- 
ner und  die  Vererrösseruiio-  des  Reservefondes  mit  ihren 
sämmtlichen  Gewninen.    Die  zu  konzessionirende  unga- 
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risclie  Notenbank  wird  gewiss  niclit  iiiil  dem  Naclitlieil 
verbunden  sein,  den  das  Hy})()tliekargescliäft  verursacht. 

Drittens  ist  es  notliwendig,  dass  in  den  Statu- 
ten der  ungarisclien  Bank  die  im  Yerliiiltiiiss  zui-  Noten- 
emission stellende  metallische  Ikdeckung  streng  stipu- 
lirt  werde,  und  wenn  in  dieser  Beziehun«'-  hei  der  un"'a- 
rischen  l^ank  ein  oküches  oder  vielleicht  o-ar  uünstio-e- 
res  Verhältniss  bestehen  ^vird,  wie  bei  der  (iterreichi- 
sclien  Nationalbank,  so  wird  eine  der  zin-  Sicheruno:  des 
Kredits  der  Banknoten  erforderlichen  Bedin"uno;en  o;e- 
geben  sein. 

Viertens  wird  der  Kredit  der  l^)ank  gehoben, 
wenn     die    Leituno-     derselben     A'ollkommen    verlässll- 
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chen  Händen  anvertraut,  wenn  die  (U-dentliche  Verwal- 
tung in  den  Statuten  präzisirt,  und  die  Aufsicht  über 
die  genaue  Befolo'uno^  derselben  festo-estellt  ist.  Icli 
o'laube,  verlässliche  Individuen  kann  man  in  Uno-arn 
eben  so  finden,  Avie  in  der  anderen  Reichshälfte ;  die 
Aufsicht  tiber  die  pünktliche  Beobachtung  der  Statuten 
aber  kaini  man  durch  ein  Gesetz  sichern  und  genau 
ausüben.  Aber  man  muss  jene  Art  der  Kontrole  anwen- 
den, die  von  o-rösserer  Wirkunö*  ist,  als  was  innncr  i\\x 
eine  durch  die  Regierung  ausgeübte  Kontrole,  luid  die 
zweckmässigste  Art,  das  Vertrauen,  daher  den  Kredit 
zu  sichern,  ist  die  Publizität,  oder  die  regelmässige  Ver- 
(ifiPentlichuno;  der  Betriebs-Ero-ebnisse ,  wodurch  das 
grosse  Publikum  Einsicht  in  den  Betrieb  der  J^ank  ge- 
AA'innen  und  die  Solidität  des  Verfahrens  derselben  be- 
urtheilen  kann. 

Wenn  alle  diese  Bedingungen  bei  der  Gründung 
der  Bank  und  der  Feststellung  des  Wirkungskreises  der- 
selben erfüllt  werden,  so  leidet  es  keinen  Zweifel,  dass  die 
durch  eine  solche  Bank   emittirten  Noten  eben  so  gut, 

35* 
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wenn  nicht  besser,  fundirt  sein  werden,  wie  die  der  öster- 
reichischen Nationalbank,  nnd  das  Institut  binnen  Kur- 
zem ein  eben  solches  Vertrauen  erringen  wird,  wie  es  die 
österreichische  Nationalbank  geniesst. 

Wenn  einmal  die  ungarische  Bank  auf  Grund  ihres 
so  erworbenen  Kredits  eine  mit  der  österreichischen  Na- 
tionalbank gleichberechtigte  Stellung  einnimmt,  und  die 
eine  wie  die  andere  ihre  Kreditfunktionen  ausübt :  so 
Avird  die  in  den  Wiener  Kreisen  herrschende  Antipathie 
o-esren  die  Idee  einer  uno-arischen  Bank  schwinden ; 
und  da  zwischen  Ungarn  und  Oesterreich  vielfache  Han- 
dels- und  Verkehrsbeziehungen  bestehen,  so  wird  nach 
den  Noten  der  ungarischen  Bank  auch  in  Wien  ein  Be- 
gehr sein,  wenn  ein  im  anderen  Theile  der  Monarchie 
ansässiger  Kaufmann  oder  Fabrikant  gewisse  Zahlun- 
gen in  Ungarn  baar  leisten  will ;  und  umgekehrt  wer- 
den in  gleichem  Falle  die  österreichischen  Banknoten 
in  Ungarn  gesucht  sein.  Ich  gehe  weiter  und  behaupte, 
dass  —  wenn  auch  nicht  im  ersten  Anfan«-  —  doch  so- 
bald  die  Noten  der  ungarischen  Bank  in  Folge  der  Er- 
füllung der  oben  aufgezählten  Bedingungen  eines  festen 
Kredits  gemessen,  die  Zeit  eintreten  wird,  wo  die  zwei 
Banken  im  allgemeinen  Interesse  mit  einander  freiwil- 
lig ein  ziu-  Erleichterung  des  Verkehrs  dienendes  Ue- 
bereinkommen  abschliessen  werden,  wie  es  in  allen 
Staaten,  wo  verschiedene  Banken  existiren,  im  Allge- 
meinen, aber  auch  im  Interesse  der  Banken  selbst  be- 
werkstelligt worden  ist,  —  In  Deutschland  bestehen 
nach  dem  neuen  Bankgesetz  ausser  der  Berliner  Zentral- 
bank noch  33  Banken ;  und  obgleich  diese  in  vielen 
Fällen  einander  Konkurrenz  machen,  so  kommen  sie 
doch  mit  einander  aus,  ja  das  neue  deutsche  Eeichs- 
Bankgesetz  sorgte  für  die  erleichterte  Zirkulation   der 
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Noten  der  verschiedenen  l^anken,  indem  es  verordnete, 
dass  die  diircli  die  verschiedenen  Institute  emittirten 
Banknoten  von  verscliiedeneni  Scliema  nur  dann  im 
ganzen  Reicli  zirkulircn  dürfen,  wenn  jede  Bank  dafür 
sorgt,  dass  ilire  Noten  an  den  Hauptplätzen  desReiclies 
eingelöst  werden.  —  In  Amerika  bestehen  1600  Na- 
tionalbanken, und  in  Betreff  dieser  ist  neuestens  gesetz- 
lich verfügt  worden,  dass  die  Banken  ihre  Noten  wech- 
selseitig anzunehmen  und  wöchentlich  wenigstens  ein- 
mal untereinander  auszutauschen  verpflichtet  sind. 

Wenn  die  Bankfrage  so  gelöst  wird,  dass  jede  der 
beiden  Hauptstädte  eine  besondere  Zentralbank  ]ial)en 
wird,  wenn,  woran  ich  nicht  zweifle,  beide  Banken  si- 
cher fundirt  und  gut  geleitet  sind:  so  wird  das  gemein- 
schaftliche Yerkeln-sinteresse  binnen  kurzem  crebiete- 
risch  erheischen,  dass  die  l^eiden  Bauken  mit  einander 
in  ein  wechselseitiges  Verrechnungs-  und  Giroverhält- 
niss  treten.  IMan  kanu'  gewisse  Dinj^-e  in  Folo-e  kontra- 
stirender  Tendenzen  eine  Zeitlang  aufrecht  erhalten ;  aber 
wo  ein  wichtiges,  ins  Leben  eingreifendes  Interesse  auf- 
richtiges Zusammenwirken  gebietet,  da  können  die  ge- 
oensätzliclien  Tendenzen  nicht  hino-e  bestehen.  —  In 
Italien  werden  die  Noten  der  dort  existirenden  ver- 
schiedenen Banken  von  diesen  wechselseitig  als  Zahlung 
angenommen,  und  der  Verkeln-  leidet  keineswegs  da- 
durch, dass  trotz  dem  Vorhandensein  des  Agio's  in  den 
liervorragenderen  Städten  Italiens  verschiedene,  mir 
dem  Notenemissionsrecht  bekleidete  Banken  bestellen. 
Ja  die  Erfahrimg  hat  sowohl  in  Amerika,  als  auch  in 
Italien  gelehrt,  und  ich  glaube,  siiC  wird  es  auch  in 
Deutschland  bestätigen,  dass  durch  die  gegenseitige  \cv- 
rechnnngsver})fliclitung  der  verschiedenen  Notenbanken 
nicht  allein   der  öflcntliche  Kredit  und  der  Geldumlauf. 
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sondern  auch  die  Banken  gewinnen.  Namentlicli  ge- 
winnen sie  durch  dieses  Verhältniss,  dass  sie  in  Folge 
dessen  gegenseitig  ihre  Geschäftsoperationen  stets  mit 
wachsamem  Auge  begleiten,  und  dort,  wo  das  Vielban- 
kensystem  besteht,  einander  in  erspriesslicher  Weise 
kontroliren.  Wenn  z.  B.  eine  Bank  in  Amerika  beim  ge- 
e^enwärtioen  Banksystem  von  ihren  Statuten,  von  der 
Erfüllung  der  gesetzlich  stipulirten  Bedingungen  ab- 
weichen würde,  und  sich  in  unsolide  Geschäfte  einliesse, 
so  würden  vor  Allem  die  übrigen  Banken  ihr  den  Kre- 
dit versagen;  es  wird  sich  daher  jede  Bank  vor  einem 
Schritt  hüten,  in  Folge  dessen  ihr  der  Kredit  gekün- 
digt und  sie  zu  liquidiren  gezwungen  würde. 

Die  Gesetzgebung  muss  ihre  Verfügung  in  der 
Bankfrage  vor  Ablauf  des  Bankprivilegiums  treffen. 
Den  betreifenden  Vorschlag  müssen  die  beiden  Ministe- 
rien vorbereiten.  So  lange  man  jenseits  der  Leitha  an 
dem  Gedanken  festhält,  dass  in  der  Monarchie  nur  Eine 
Zentralbank  bestehen  solle,  so  lano;e  beo-reife  ich  den 
konträren  Standpunkt ;  wenn  aber  auf  beiden  Sei- 
ten die  Ueberzeugung  Platz  griffe,  dass  der  weitere  Fort- 
bestand dieses  Systems  nicht  allein  nicht  im  Interesse 
Ungarns,  sondern  auch  nicht  in  dem  der  Völker  Oester- 
reichs  sei,  — ^  so  würde  den  beiden  Ministerien  die  wich- 
tige schöne  Aufgabe  zufallen  —  gleichviel  ob  die  Er- 
richtung zweier  Zentralbanken  oder  das  Vielbanken- 
system  angenommen  wird  —  mit  gemeinschaftlichem 
Einvernehmen  die  Prinzipien  festzustellen,  nach  wel- 
chen die  Konzession  zu  ertheilen  und  überhaupt,  was 
für  legislative  Verfügungen  zu  treffen  seien,  damit  der 
Notenumlauf  derart  gesichert  und  geregelt  werde,  wie 
die  Interessen  des  Handels  und  Geld  Verkehrs  es  erhei- 
schen. 
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Doch  liier  iniiss  ich  eine  Frao-c  erwühiien.  AV  i  1  1 
die  österreichische  Na  t  i  o  na  1  b  a  n  k  uacJi 
Ablauf  ihres  Privileg- in  ms  ihren  Betrieb 
a  u  f  U  n  g-  am  a  u  s  d  e  h  n  e  u  o  d  e  r  nicht  ?  Wenn  ja, 
so  wird  sie  darinn  im  Sinne  des  20.  §.  des  Zoll-  und 
Handelsbilndnisses  beim  nnoarischen  l\linisteriuni  nach- 
suchen,  das  die  Bewilligung  dazn  nach  genommenem 
Einblick  in  die  Statnten  geben  kaini  oder  nicht.  Ich 
sehe  keinen  Grund,  wesshalbdieBewillio'unp;  verweio-ert 
werden  sollte,  nnd  in  diesem  Falle,  glaube  ich,  kann 
man  de-r  nno-arischen  Bardv  dasselbe  in  der  andern 
Hälfte  der  Monarchie  nicht  abschlagen.  Tritt  dieser  Fall 
ein,  so  wird  der  gegenseitige  Anstausch  der  Banknoten 
erfolgen;  denn  wahrscheinlich  mrd  die  Regierung  die 
Konzession  an  diese  Bedingung  knüpfen.  Und  das  ist 
leicht  zu  bewerkstelligen,  denn  wenn  die  österr.  Natio- 
nalbank uno-arische  Banknoten  an  Zahluno-sstatt  erhält, 
SO  schickt  sie  dieselben  zum  Untausch  gegen  österreichi- 
sclie  Banknoten  zn  der  in  Wien  l)efindlichen  Filiale  der 
ungarischen  Bank,  nnd  eben  dasselbe  kann  letztere  bei 
der  in  Pest  befindlichen  Filiale  der  österr.  Bank  thun. 
Wenn  aber  die  österreichische  Bank  abgeneigt  wäre,  mit 
der  ungarischen  in  ein  wechselseitiges  Verrechnnngs- 
verhältniss  zu  treten,  so  werden  an  den  Hauptzahl- 
plätzen,  wo  die  beiden  Banken  Filialen  haben,  die  Par- 
teien selbst  bei  ihren  wechselseitigen  Zahlungen  ihre 
Noten  austauschen.  Uebrigens  w^ürde  es  im  ersten  An- 
fang —  so  lange  die  österr.  Bank  oder  das  Publikum 
sich  o^eo-en  die  uno- arischen  Banknoten  ablehnend  ver- 
hält  —  nicht  schwer  sein  die  Verfügung  zu  treffen,  dass 
die  uno-arische  Bank  in  Wien  oder  an  einem  andern 
österreichischen  Zahlplatz  ein  l)es(^nderes  Amt  er- 
richte, oder  damit  ein  Bankhaus  betraue,  avo  die  präsen- 
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tirtcii  imgarisclien  Banknoten  gegen  Staatsnoten  umge- 
tauscht werden,  die  in  Leiden  Reiclishälftengesetzliclies 
Zahlungsmittel  sind.  Daher  glaube  ich,  dass  wenn  die 
ösierr.  Nationalbank  oder  der  Wiener  Platz  gegen  die 
ungarische  Bank  eine  feindselige  Stellung  einnimmt,  es 
der  ungarischen  Bank  möglich  sein  werde,  eine  Ver- 
fügung zu  treffen,  in  Folge  deren  ihre  Noten  mit  den 
Staatsnoten  einen  gleichen  Akzeptationswerth  hätten. 
Dazu  ist  nichts  weiter  nöthig,  als  dass  sie  in  Wien  und 
an  andern  österreichischen  Hauptzahlplätzen  einen 
gewissen  Vorrath  an  Staatsnoten  bereit  halte,  damit  die 
Noten  der  ungarischen  Bank  dem  Vorzeiger  wann  im- 
mer gegen  Staatsnoten  umgetauscht  werden  können.  Da 
zwischen  den  österreichischen  Banknoten  und  den 
Staatsnoten  keine  Aoiodifferenz  besteht,  und  auch  im 
ungarischen  Verkehr  zwischen  den  Staats-  und  ungari- 
schen Banknoten  eine  solche  Differenz  nicht  bestehen 
wird,  und  die  ausserhalb  des  Landes  etwa  in  Umlauf 
gekommenen  ungarischen  Banknoten  an  gewissen  Haupt- 
zahlplätzen gegen  Staatsnoten  umgetauscht  werden: 
so  ist  es  unmöglich,  dass  zwischen  den  öterreiclii- 
schen  und  ungarischen  Banknoten  eine  Werthverschie- 
denheit  entstehe.  In  diesen  Falle  werden  die  Staatsnoten 
die  Funktion  haben,  die  sonst  das  Metallgeld  gehabt 
hätte.  Wenn  die  ungarische  Bank  dafür  sorgt,  dass  ihre 
Noten  in  der  andern  Reichshälfte  gegen  Staatsnoten 
umgetauscht  werden,  so  wird  es  gewiss  auch  Pflicht  der 
ungarischen  Regierung  sein,  den  Umlauf  der  Noten  der 
österreichischen  Nationalbank  in  Ungarn  unter  der  Be- 
dingung zuzulassen,  dass  letztere  die  gleiclie  Verpflich- 
tung in  Ungarn  übernehme,  nemlich  ihre  Noten  dem 
Vorweiser  wann  inmier  gegen  Staatsnoten  umzutauschen. 
Aber  aller  dieser  Verpflichtungen  bedarf  es  nur  in  dem 
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Falle,  wenn  die  österr.  Natlonalljank,  trotzdem  der  Kre- 
dit der  inigariselien  Bank  eben  so  siclier  1)eo"rüiidet  sein 
kann,  Avie  der  ihrige,  gegen  die  ungarische  ]]ank  dennoch 
eine  ablehnende  Stellung  einnehmen  wollte. 

AVahrsclieinlich  wird  anfangs  in  den  Wiener  Bank- 
kreisen das  Bestreben  sich  geltend  machen  eine  Wertli- 
verschiedenheit  zwischen  den  nno-arisclien  und  (■)ster- 
reichischen  Banknoten  herbeizuführen,  aber  diese  stetige 
aufrechtzuerhalten  wird  selbst  eine  so  mächtige  Bank, 
wie  die  österreichisclie,  nicht  vermögen.  Sprechen  wir 
von  dieser  Eventualität  und  erwägen  v^lv,  was  für  Mittel 
den  Wiener  Bankkreisen  zu  diesem  Zwecke  zu  Gebote 
stehen  können.  Die  Wiener  Bank  und  die  österreichi- 
sche Regierung  werden  aussprechen,  dass  l)ei  allen  von 
ungarischer  Seite  zu  leistenden  Zahlungen  nur  Staats- 
oder österreichische  Banknoten  angenommen  werden ; 
daher  wird  jede  österr.  Staatskasse  und  die  österr.  Na- 
tionalbank oder  Bankfiliale,  wenn  Jemand  eineZahlung  in 
ungarischen  Banknoten  leisten  will,  diese  zurückweisen. 
Welches  Resultat  erwartet  man  dort  von  dieser  31ass- 
regely  Dass  der  Zahlungspflichtige  genöthigt  sein  wird^ 
die  ungarischen  gegen  die  österreichisclie  Banknoten 
oder  gegen  Staatsnoten  umzutauschen;  man  wird  daher 
diese  Noten  suchen  und  sich  von  den  ungarischen 
Banknoten  zu  befreien  trachten.  Das  also  würde  meines 
Erachtens  die  Werthverschiedeidieit  hervorrufen  luid 
das  Disagio  der  ungarischen  Banknoten  gegen  die  öster- 
reichischen verursachen.  AYas  wird  jedoch  die  ungari- 
sche Regierung  und  die  ungarische  Bank  einem  solchen 
iVerfahren  o^esenüber  thun?  Es  wird  ilire  Pflicht  sein 
genau  so  gegen  die  österreichischen  Banknoten  vorzu- 
gehen. Und  was  wird  hiervon  das  Resultat  sehi?  Die  ös- 
i't  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  e  n  B  a  n  k  n  o  t  e  n  w  erden  m  a  s  s  e  n- 
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li  a  ft  aus  U  n  g  a  r  ii  a  ii  s  w  a  n  d  e  r  n.  Und  was  wird  an 
deren  Stelle  treten?  Die  ungarischen  Banknoten,  wenn 
die   ungarische  Bank  deren  so  viel  emittirt,  als  zur  Zeit 
in  Uno'arn  österreichische  Banknoten  in  Uralauf  sein 
werden ;  und  da  der  Verkehr  einer  gewissen  Quantitiit 
Noten  bedarf,  so  wird,  wenn  die  ungarische  Bank  nicht 
mehr  Noten  emittirt,  als  österreichische  Banknoten  aus- 
gewandert sind,  kein  Ueberschuss  vorhanden  sein,  der 
dem  Druck    der    Repressalien  unterliegen  und  so   das 
Disagio  herbeiführen  könnte.  —  Al^er  wenn  die  Kriegs- 
erklärung gegen  die  ungarischen  Banknoten   erfolgen 
sollte,  so  würde  ich  rathen,  dass  —  besonders  anfangs 
—  die  ungarische  Bank  nicht  so  viel  Noten  emittire,  als 
österreichische  Banknoten  aus  dem  Verkehr  2'edräno:t 
würden ;  und  das  kann  sie  leicht  thun,  ja  sie  kann  an- 
fangs gar  nicht  anders  handeln,  denn  sie  hat  beim  Be- 
ginn   ihrer  Wirksamkeit    die  Aufgabe    den  Kredit   zu 
ersetzen,  den  die  österr.  Nationalbank  dem  ungarischen 
Publikum  dargeboten  hat.  Das  Maximum  dieses  Kredits 
beläuft  sich  ungefjihr  auf  35  Millionen.  Wenn  die  ung. 
Bank  anfangs  z.  B.  nur  40  Millionen  Banknoten  in  Um- 
lauf  bringt  —  was  für    den  ungarischen    Kredit    ein 
bedeutender  Vorthcil  wäre,  indem  auch  schon  das  Plus 
von  5   Millionen  einen  wohlthätio^en  Einfluss   ausüben 
würde,  —  so  wird  nicht   eine  einzige  ungarische  Bank- 
note überflüssig  werden.  Denn  man  kann  sicher  anneh- 
men, dass,  nur  nach  dem  Quotenverhältniss  berechnet, 
nahezu    100    Millionen    österreichische    Banknoten    in 
Ungarn  zirkuliren.   Vergessen  wir  nicht,  dass  das  Kre- 
ditwesen in  Ungarn  noch  nicht   so  entwickelt  ist,  wie 
in  Osterreich ;    das   Geld  zirkulirt  langsamer,    Ungarn 
braucht  im  Verhältniss  seines  Vermögenstandes  mehr 
numeräres  Geld  als  Osterreich ;  es   werden  sonach  60 
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Millioueu  ()sterreiclnsclie  l^auknoten  uacli  (Österreich 
zurückfllesseii,  und  da  man  im  Verkehr  die  durch  Jeder- 
mann angenommenen  Banknoten  niclit  entbehren  kann, 
so  werden  die  Staatsnoten  an  die  Stelh'  der  österreichi- 
sclien  Banknoten  treten.  Das  Land  wird  daher  in  diesem 
Falle  einen  bedeutenden  Vorrath  an  solchen  Noten  haben, 
die  in  l)eiden  Reichshälften  als  bares  Geld  angenommen 
werden;  desslialb  wird  es  nicht  sobald  möglich  sehi  die 
oben  erwähnten  Manöver  zum  Zweck  des  Disao-io's 
durchzuführen.  Daraus  folgt,  dass  die  Furcht  vor  dem 
Disagio  ]iiciit  Ijegründet  ist,  und  dass  es  vom  Verfahren 
der  nngarischen  Bank  abhängen  wird,  dass  nicht  der 
geringste  Anlass  zur  Anwendung  von  Repressalien 
gegeben  werde.  Wenn  einmal  die  ungarische  Bank  sieh 
Kredit  erworben  nnd  durch  die  Bei»:ründuno;  ihres  soli- 
den  Betriebs  Ijewiescn  hat,  dass  ihr  die  gleiche  Berech- 
tigung zukommt,  wie  der  österr.  Nationalbank,  so  kann 
sie  dass  Mass  ihrer  Kreditgewährungen  alhnälig  heben, 
und  ohne  Gefahr  so  viel  Noten  in  Umlauf  bringen,  als 
o-eo'enwärtio-  durcli  die  österreichische  Nationall)ank  in 
Ungarn  in  Zirkulation  erhalten  werden;  und  selbst 
in  diesem  Falle  kann  die  Sunnne  nicht  gross  sein, 
die  von  uno-arischen  Banknoten  nach  Osterreich  käme 
und  daher  zum  Disagio  Anlass  geben  könnte. 

Aber  wenn  es  den  feindlichen  Manövern  der  österr. 
Nationalbank  im  Anfang  gelingen  sollte  dem  Kredit  der 
ungarischen  Banknoten  zu  schaden,  so  dass  diese  gegen 
die  Noten  der  österr.  Bank  eini^-ermassen  im  Disagio 
Avären,  so  würde  sie  sicli  selbst  damit  am  meisten  sclia- 
den  ;  denn  es  \\'ürde  geschehen,  was  immer  vorkommt, 
so  oft  zwischen  zwei  Geldsorten  ein  Auio  entstellt,  dass 
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nemlich  diu-cii  das  an  Wiirth  o-erino-ere  Geld  das  wertli 
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vollere    sofort   aus  dem   Verkehr  gedrängt   ^^  ürck-,  und 
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iiirlit  iimgekelirt.  Die  österr.  Nationalbank  würde  also 
grade  durch  ihre  Repressahen  gar  bald  den  ganzen  nn- 
garischen  Markt  verlieren. 

Jetzt  mnss  ich  noch  ein  Argument  berühren,  das  Die- 
jenigen, welche  die  Errichtung  einer  ungarischen  Bank 
um  jeden  Preis  verhindern  möchten,  für  das  allerwich- 
tigste  halten.  Es  ist  auch  schon  damit  gelungen,  in 
mehr  als  einem  Patrioten  Bedenken  rege  zu  machen. 
Sie  sagen  nemlich :  » Ilu'  Ungarn ,  die  Ihr  Euch 
nacli  einer  im  abhängigen  ungarischen  Bank  sehnt, 
dürft  nicht  vergessen,  dass  der  ungarische  Finanzminis- 
ter dem  österreichischen  im  Wege  des  gemeinsamen 
Finanzministeriums  jährlich  viele  Millionen  als  Staats- 
schuldbeitrag und  für  die  gemeinsamen  Auslagen  ab- 
liefern muss  ;  der  ungarische  Finanzminister  wird  in 
eine  schwierige  Lage  kommen,  wenn  die  Steuer  in  un- 
garischen Banknoten  gezahlt  würde,  die  schlechter  in 
Kurs  stünden,  als  die  österreichischen  Banknoten.  Euer 
Finanzminister  wird  daher  bei  der  Deckung  des  Staats- 
schuldbeitrags  und  der  gemeinsamen  Auslagen  gehindert 
sein. «  —  Dieses  Argument  s  c  h  eint  n  u  r  wichtig, 
hat  aber,  wenn  man  die  Sache  praktisch  ansieht,  für  den, 
der  den  internationalen  Verkehr  zwischen  Land  und 
Land,  zwisclien  Nation  und  Nation  kennt,  kein  Ge- 
Avicht.  Wie  zahlt  Osterreich  den  bedeutenden,  auf  viele 
Millionen  sich  belaufenden  Betrao-  den  es  den  ausländi- 
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sehen  Beüitzern  der  Staatsschuldobliuiationen  an  Zinsen 
schuldet  ?  Oder  wie  zahlt  Uno-arn  und  die  andere  Reichs- 
hülfte  die  Zinsen  der  zahlreichen  Eisenbahnobligatio- 
nen,  Prioritätsobligationen  und  sonstigen  Effekten,  die 
bis  zum  Belauf  von  vielen  hundert  Millionen  im  Aus- 
land untergebracht  sind?  Zu  diesen  Zahlungen  können 
doch  weder  die  Noten  der  österr.   Nationalbank,    noch 
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die  Staatsnoteu  benützt  werden.  Bei  Gelegenlieit  der 
Staatsscluildkonversion  sind  im  Ausland  Oldigationen 
im  Betrag-  von  tausend  Millionen  umgetausclit  worden, 
jene  im  Besitz  a'ou  Ausliindern  belindllclien  (isterr. 
Staatsobligationen  nlelit  gerechnet,  die  direkt  in  Wien 
konvertirt  worden  sind.  Es  sind  In  Holl.niid  4*2G, 
in  Belgien  155,  in  Frankrelcli  109,  inDeutsc]dand292, 
in  England  17  Millionen  umgetauscht  worden;  also 
schon  die  unter  diesem  Titel  allein  im  Ausland  zu  leisten- 
den Zahlungen  übersteigen  weit  den  Betrag,  den  Un- 
garn als  Staatsschuld-Beitrag  nach  Wien  zu  liefern  ^-er- 
pflichtet  ist.  Die  Zahlungen  zwischen  Land  und  Land 
werden  gewöhnlich  nicht  in  Geld,  sondern  in  Waaren 
geleistet;  ein  Land,  das  dem  andern  schuldig  ist,  zahlt 
die  Zinsen  oder  die  Amortisationsquote  der  Schuld  ge- 
wöhnlich durch  die  Waaren  und  Produkte,  die  es  ex- 
portirt;  und  insofern  es  so  seine  Schuld  nicht  abzutragen 
vermao-,  creschieht  die  Beo;leichinig  entweder  durch 
Anlehen,  oder  dadurch,  dass  jenes  Land,  welches  gegen 
das  andere  aktiv  steht,  die  Differenz  durch  den  Aidiauf 
neuerer  Obllo-atlonen  deckt.  Wenn  die  Finanzen  Uno-arns 
geordnet  sein  werden,  d.  li.  wenn  das  Land  Im  Stande 
sein  wird,  so  viel  an  Steuern  zu  entrichten,  als  der  Staat  — 
den  Staatschuldbeitrag  mitgerechnet  ] —  jährlich  Aus- 
lassen   hat  :    so  hat   der    Finanzrainister  keinen   Grund 
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darüber  besorgt  zu  sein,  Avie  er  den  Betrag  von  ungelaln* 
30  Millionen  zahle,  den  das  Land  an  Österreich  als 
Staatsschuldbeitrag  zu  zahlen  hat.  Es  -wird  diese  Zali- 
lung  eben  so  leisten,  wie  die  Zinsen  der  garantirten 
Bahnen  oder  der  mehr  als  300  J\rilH()ncn  l)etragen(len 
Grundentlastungsentschiidigung,  die  grösstenthells  aus- 
serhalb des  Landes,  In  der  andern  Hälfte  der  IMouar- 
chie   Abnehmer  gefunden    haben.   Weini    L^ngaru    eine 
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ergieljige  Ernte  und  einen  grossen  Export  ]iat,  wenn 
seine  Handelsbilanz  günstig  steht,  so  werden  die  im 
Ausland  zu  leistenden  Zahlungen  ohne  alle  Schwierig- 
keiten, ohne  Kontrahirung  neuer  Anlehen  bewerkstelligt 
Av erden  können ;  und  wenn  sein  Stand  beim  Export 
nach  Oesterreich  aktiv  ist,  so  wird  es  keine  Schwierig- 
keit verursachen,  diese  Zalilungen  in  Wien  zu  leisten. 
Doch  so  lange  das  Agio  besteht  und  die  Staatsnoten  in 
ihrer  o^eo-enwärtio^en  Meng-e  in  Umlauf  bleiben,  und  so 
lano-e  der  Umlauf  der  Staatsnoten  zu  dem  der  Banknoten 
sich  ungefähr  wie  1 : 1  verhält  :  werden  die  Zahlungen 
an  den  Staats-Kassen  mit  beiden  Zahlungsmitteln  ent- 
richtet werden ;  und  es  ist  gar  nicht  vorauszusetzen, 
dass  bei  einer  so  grossen  Steuermenge,  wie  das  Land  sie 
jetzt  trägt,  in  den  Staatskassen  bei  einem  Umlauf  von 
über  hundert  Millionen  nicht  so  viel  Staatsnoten  ein- 
kommen,  als  zur  Entrichtung  der  Beiträge  zu  den  ge- 
meinsamen Auslagen  und  zur  Staatsschuld  erforderlich 
ist.  Ein  beträchtlicher  Theilder  gemeinsamen  Auslagen 
für  Zahlungen  des  Militärärars  und  andere  durch  das 
gemeinsame  Ministerium  zu  leistende  Zahlungen  wird 
wieder  im  Lande  auso-eo-eben,  und  wenn  der  uno:arische 
Finanzminister  den  für  das  Militär  entfallenden  Betrag 
auch  in  Staatsnoten  auszahlte,  so  würde  der  gemeinsame 
Kriegsminister,  wenn  er  nicht  in  genügender  Menge 
Staatsnoten  hätte,  nicht  österreichische,  sondern  ungari- 
sche Banknoten  suchen,  um  damit  die  Militärkassen  in 
Ungarn  zu  dotiren.  —  Das  Gesagte  wird  genügen,  um 
darzuthun,  dass  dieses  scheinbar  viel  beweisende  Argu- 
ment in  der  Praxis  keine  Bedeutung  hat. 

Doch  sprechen  wir  noch  von  einem  Einwand,  den 
ich  einst,  als  ich  noch  in  amtlicher  Stellung  Avar,  von 
einem  sehr  einflussreichen  Manne  gehört  habe.    Dieser 
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behauptete  nemllcli:  »Wenn  Ungarn  einen  eigenen  Bank- 
notenumlaiif  haben  wird,  so  wird  (his  geu'is.s  eintretende 
Disagio  der  ungaris(dien  Banknoten  nnanshleiljlich  eine 
verschiedene  Bemessung  der  indirekten  Steuern  naeh 
sich  zielien,  besonders  bei  den  ein  Monopol  bildendi-n 
Besteuerungsartikebi,  Avie  Tabalc  und  Salz.  Daher  >\  ird 
in  dem  Augenblick,  wo  die  ungarischen  Banknoten  in 
Umlauf  gebracht  werden,  für  die  andere  Reiclislüüfte 
die  zwingende  Nothwendigkeit  eintreten,  das  zoll-  u. 
Handelsbündniss  zu  kündigen  und  Zwischenz(dlsc]n-an- 
ken  zu  errichten,  denn  nur  dadurch  allein  würde  es 
möglich  werden,  die  im  volkswirthschaftlichen  Leben 
bestellende  Differenz  auszugleichen.« 

Es  passt  nicht  in  den  Kahmen  dieses  Werkes,  über 
eine  so  wichtige  Frage,  wie  die  Erneuerung  des  Zoll- 
und  Handelsbündnisses,  so  eingehend  zu  sprechen,  \\w 
die  Sache  es  an  und  für  sich  erfordert.  Diess  ist  eine 
so  interessante,  wichtige,  und  für  Ungarn  ins  Leben 
eingreifende  Angelegenheit,  dass  man  darüber  ein  l)e- 
sonderes,  grosses  Werk  schreiben  könnte,  wie  diese 
Frage  gelöst  werden  solle,  da  sie  die  Interessen  Ungarns 
und  Österreichs  in  deren  ganzem  Umfang  berührt,  und 
für  dieselben  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  entschei- 
dend sein  wird.  —  Indess  kann  ich  diese  Angelegenheit 
doch  nicht  völlig  unberührt  lassen,  da  sie  mit  der  Bank- 
frage in  einem  gewissen  Zusammenhang  steht,  —  nielit 
allein,  weil  einer  der  gegenwärtig  einflussreichsten  ^Miin- 
ner  Österreichs  sich  so  geäussert  hat,  wie  icli  es  eben 
angeführt  habe,  sondern  besonders  darum,  weil  meines 
Erachtens  die  Erneuerung  des  Zoll-  und  Handelsbünd- 
nisses  mit  der  Unabhüngigmachung  des  ungarisclien 
Kredits   in   Znsaunnenliang  gebracht   werden  s(dl.    Das 


560 

ist  niehier  Ansicht  nach  eine  der  unerlässhclisten  Be- 
dingungen der  Erneuerung  des  Zollbündnisses. 

Ich  meinestheils  fürchte  nicht,  dass  die  Regierung 
der  andern  Reichshälfte  sich  so  leicht  dazu  entschlies- 
sen  könnte,  dass  Zoll-  und  Handelsbündniss  in  Folge 
der  Errichtung  einer  eigenen  ungarischen  Notenbank 
zu  kündigen,  und  so  die  Aufstellung  von  Zwischenzoll- 
schranken zwischen  beiden  Theilen  der  Monarchie  zu 
veranlassen.  Die  österreichische  Reo:ieruno-  wird  es  sich 
zweimal  überlegen,  ehe  sie  diese  Kündigung  initiirt.Indess 
vorausgesetzt,  dass  die  angeführte  Aeusserung  sich  be- 
wahrheitet, so  glaube  ich,  dass  es  grade  nicht  im  finan- 
ziellen und  volkswirthschaftlichen  Interesse  Ungarns  läge, 
ein  solches  von  der  andern  Seite  ausgehendes  Anerbie- 
ten zurüchzuweisen. 

Die  Aufstellung  einer  Z  wi  sehen  z  o  11- 
1  i  n  i  e  w  ü  r  d  e  U  n  g  a  r  n  mehrerlei  V  o  r  t  h  e  i  1  e 
bieten.  Ich  erwähne  nur  die  hauptsächlichsten  in 
Kürze. 

a)  Es  würde  bei  unseren  indirekten  Steuern  der 
mit  der  Billigkeit  nicht  vereinbare  Zustand  aufhören, 
bei  dem  unser  Aerar  einen  Schaden  von  mehreren  Mil- 
lionen erleidet,  indem  die  Bier-  Zucker-  und  zum  Theil 
die  Tabakfabrikate  aus  Osterreich  nach  Ungarn  frei 
eingeführt  werden,  und  daher  die  durch  ungarische 
Konsumenten  bezahlte  Steuer  nicht  den  ungarischen, 
sondern  den  österreichischen  Staatseinkünften  zu  Gute 
kommt. Ich  will  über  diesen  Gegenstand  nicht  mehr  sagen, 
er  ist  in  der  Tagespresse  zur  Genüge  diskutirt  worden. 
Darüber  kann  sich  streiten  lassen,  wie  viel  Millio- 
nen diese  für  das  ungarische  Aerar  verloren  gehende 
Summe  beträgt ;  aber  dass  dieser  Zustand  nicht  weiter 
o'cdnldct  werden  kann,  dass  das  Land  diese  dem  uno^ari- 
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seilen  Aerar  zukommende  Snnnne  niclit  entbehren  kann, 
und  dass  sie  die  Kosten  der  vielleicht  zu  errichtenden 
Zwischenzolllinie  vielfach  übersteigt,  das  ist  nnzvveifel- 
haft.  Ich  gebe  zu,  dass  als  1867  das  Zoll-  und  Handels- 
bündniss  geschlossen  wurde,  wir,  die  Mitglieder  des  da- 
maligen Ministerinms,  darin  gefehlt  haben,  dass  wir  nnf 
diesen  möglichen  nachtheiligen  Ausfall  nicht  rechneten  ; 
und  besonders  ich,  der  auf  den  Abschluss  des  Zollbünd- 
nisses in  finanzieller  BeziehnngEinfluss  hatte,  vertraute 
darauf,  dass  es  gelingen    werde ,  —  wie    es    zwischen 
mir    und     dem    damaligen    österreichischen  Fhianzmi- 
nister    besprochen    und    durch     ihn    auch    im  Prinzip 
angenommen  wurde  —  die  Basis  der  Zuckersteuer  zu 
ändern    und  die   Steuer    nicht  auf  die  Etibe,  sondern 
auf    das     fertige     Fabrikat     auszuwerfen.      In    diesem 
Falle  war  ein  derartiger  Aufschwung  der  ungarischen 
Zuckerfabrikation  zu  hoffen,  dass  sie  nicht  allein  zur 
Deckung  des  inländischen  Bedarfs,  sondern  auch    fin- 
den Export  zu  produziren  im  Stande  gewesen  wäre.  Es 
sind  in  dieser  Beziehung  auch  Verhandlungen  gepflogen 
worden,    doch  als  Anfangs   1868    im    österreichischen 
Ministerium  ein  Wechsel  stattfand,  geriethen  die  Unter- 
handlungen ins  Stocken.  Was  die  Biereinfuhr  betrifft, 
so  war    ich  der  Ansicht,  dass  der  Werth  des  betreffen- 
den Imports  durch  die  Differenz  reichlich  aufgewogen 
werde,  um  Avelclie  damals  die   Spiritusfabrikation  Un- 
garns grösser  war,  als  die  Österreichs.  Die  Tabakffibri- 
kate    anbelangend ,    waren    wir    bei    Gelegenheit     der 
Unterhandlungen  der  Ansicht,  dass  der  Transport  der- 
selben, ebenso  wie  der  des   Salzes,  von  einem   Gebiet 
nach  dem  andern  nicht  zuzulassen  wäre. 

b)  Die  Errichtung  der  Zwischenzolllinie  luitte  für 
die  Regelung  unserer  Finanzen  die  wichtige  Folge,  dass 
C.  D,  3Q 
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wir  über  die  indirekten  Stenern  frei  ver- 
fügen könnten.  Die  Erfahrung  hat  bewiesen,  dass 
jeder  Staat,  der  in  drückende  Finanzverhähnissse  ge- 
ratheu ist  und  zur  Herstelhmg  des  Grleichgewichts  im 
Staatshaushalt  die  Staatseinkünfte  heben  muss,  diess 
zumeist  durch  die  Erhöhung  der  indirekten  und  beson- 
ders der  Verzehrungssteuern  erreichen  kann.  In  Ungarn 
sind  die  direkten  Steuern  drückender,  als  wo  immer, 
und  denoch  erhöhen  wir  sie  fortwährend,  und  zwar  mit 
einem  im  Endresultat  nicht  vollständigen  Erfolg.  ]\Ian 
kann  sich  denken,  welch  grosser  Vortheil  es  für  uns 
wäre,  wenn  wir  in  Betreff  der  indirekten  Steuern  frei 
verfügen  könnten. 

c)  Der  bodeutendste  Vortheil  des  besondern  Zoll- 
gebietes wäre  es,  d  a  s  s  das  Land  bloss  seine 
eigenen  Interessen  zur  Richtschnur  neh- 
mend, eine  selbst  ständige  Handelspolitik 
durchführen  könnte,  durch  welche  der  Grund 
zur  vaterländischen  Industrie  gelegt ,  und  was  der 
Entwickelung  fähig  ist,  geschützt  würde.  Ungarn  könnte 
zum  Zweck  der  Regelung  seiner  Finanzen  auf  Artikel, 
die  es  selbst  nicht  produziren  kann  oder  deren  Produk- 
tion noch  lange  Zeit  nicht  zu  erwarten  ist,  solche  Zölle 
setzen,  die  man  fiskalische  Zölle  zu  nennen  pflegt,  und 
wäre  so  im  Stande  ohne  Erhöhung  der  direkten  Steuern 
seine  Einkünfte  dermassen  zu  steio^ern,  dass  sie  zur  Re- 
gelung  des  Staatshaushaltes  hinreichen  würden;  und 
endlich  wäre  es  in  der  Lage  bei  der  Abschliessung  von 
Handelsbündnissen  mit  anderen  Staaten  bloss  seine  ei- 
genen Interessen  in  Betracht  zu  ziehen.  Welch  ein 
grosser  Vortheil  wäre  es  für  die  Finanzen 
des  Landes,  wenn  es  in  Folge  der  Selbst- 
ständigkeit seines  Zollgebietes  zum  Zweck 
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der  Steigerung  seiner  Einkünfte.  —  abgese- 
hen davon,  dass  in  diesem  fast  ansscliliesslieli  mit  Koli- 
prodnktion  sieli  beseliiiftigenden  Lande  aneli  die  Fa- 
brikindustrie sich  entwickehi  könnte  —  auf  alle  Arti- 
kel, die  für  Ungarn  unumgänglich  nOtliig  sind,  die  je- 
doch die  österreichische  oder  ausländische  Industrie 
herstellt,  nur  einen  gemässigten,  höchstens  '  i .  des  Wer- 
thes  betragenden  Einfuhrzoll  setzen  würde:  —  das  geht 
klar  aus  den  Daten  hervor,  Avelche  die  statistische  Sek- 
tion des  Handelsministeriums  über  fünf  Jahre  —  von 
1868  bis  1872  inclusive  —  zusammengestellt  hat,  und 
denen  gemäss,  nur  einige  Hauptartikel  in  Betracht  ge- 
nommen, folgende  grosse  Einfuhrbeträge  sich  zeigen:  Von 
1868 — 1872  sind  im  Durchschnitt  jährlich  gewebte  und 
gestrickte  Waaren,  Leinwand  und  Flachswaaren,  Baum- 
woll-,  Wollen-,  Seiden-,  Mode-  und  Putzwaaren  uml 
Kleidiuigsartikel  um  105  Millionen  fl.,  Leder  und  Leder- 
artikel um  21^/2  Millionen  fl.,  Metallwaaren,  Eisenbahn- 
montirunsgegenstände.  Eisen-  und  Stahlwaaren  und  an- 
dere Metallartikel  im  Betrage  von  47  Mill.  C4ulden,  Kunst- 
gegenstände, Maschinen,  Maschinenartikel,  Maschinen- 
Bestandtheile ,  Nürnberger  Waaren  im  Wertli  Aon  57 
Millionen  eingeführt  worden.  Diese  Daten  sind  z\var  mit 
grossem  Fleiss  zusammengestellt  worden,  da  jedoch  keine 
Zwischenzolllinie  besteht,  so  wurden  sie  nur  auf  Grund 
der  Verkehrsausweise  der  grossen  Waarentransport-L'u- 
ternehmungen  ermittelt;  und  wenn  wir  den  ungarischen 
Konsum  genau  berechnen  wollten,  so  müssten  a\  ir  von 
diesen  Posten  die  Werthe  abrechnen,  die  aus  Ungarn 
wieder  weiter  ausgeführt  wurden.  Trotzdem  bieten  diese 
Daten  eine  genügende  Grundlage  dar,  inn  den  Schhiss 
zu  gestatten,  dass  wenn  nach  dem  AVerth  dieser  Import- 
artikel   nur     ein     gemässigter    Einfuhrzoll    eingehoben 
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würde,  die  Staatseinkünfte  sofort  ohne  grössere  Scliwie- 
riffkeit  um  viele  Millionen  vermehrt  würden.  Die  Zölle 
bilden  überall  eine  grosse  Einkommensquelle,  und  die 
Verhältnisse  unseres  Vaterlandes  in  Betracht  gezogen, 
ist  kaum  ein  Besteuerungsmodus  denkbar,  der  dem 
Aerar  sofort  ein  grösseres  Einkommen  bringen  könnte? 
als  wenn  wir  über  die  Zölle  frei  verfügend,  bei  der 
Feststellung  des  Zolltariffes  auch  auf  die  Vermehrung 
der  Staatseinkünfte  Rücksicht  nehmen  würden.  Aber 
wenn  ich  noch  die  Kolonialwaaren  und  alle  die  Artikel 
hinzurechne,  die  in  Ungarn  nicht  produzirt  werden  kön- 
nen, jedoch  konsumirt  werden,  und  auf  alle  diese  gleich- 
falls ein  10^/oiger  Zoll  gesetzt  würde,  so  würde  hier- 
durch wahrscheinlich  ohne  beträchtliche  Schmälerung 
des  Konsums  das  Steuer-Einkommen  gelioben  werden. 
Denn  wer  z.  B.  heute  für  eine  Elle  Baumwollenzeug 
50  kr.  zahlt,  würde  dadurch  vom  Einkaufe  nicht  zu- 
rückgehalten werden,  wenn  der  Preis  der  Waare  durch 
den  Zoll  auf  55  kr.  pr.  Elle  gesteigert  würde.  Ein 
lO^/oiger  Zollsatz  würde  aber  in  der  Konkurrenz  mit 
der  österreichischen  Industrie  hinreichen,  damit  der  gün- 
stigere Unterschied,  der  in  Oestereich  bei  der  Industrie- 
produktion besteht,  ausgeglichen  und  der  Grund  zur 
Entwickeliing  der  Fabriksindustrie  in  Uno^arn  jj;eleo't 
werde.  Heute  ist  Ungarn  bei  den  meisten  Industrie- 
artikeln der  österreichischen  Industrie  tributär,  denn 
diese  ist  gegen  die  Konkurrenz  des  Auslandes  durch 
Einfuhrzölle,  wenn  auch  durch  massige,  geschützt ;  Un- 
garn bezahlt  also  die  der  öserreichischen  Industrie  ab- 
gekauften Artikel  um  so  viel  theuerer,  als  der  Schutz- 
zoll beträgt,  und  dieses  Plus  kommt  der  anderen  Reichs- 
hälfte zugute;  wäln-end  der  in  Folge  der  Errichtung 
eines  selbständigen  ungarischen  Zollgebietes  auf  Indu- 
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strieartikel  gelegte  Zoll  anfangs  vollständig  dem  unga- 
rischen Aerar  zu  Gute  käme.  Und  wenn  unter  dein 
Schutz  dieses  Zollsatzes  in  Ungarn  die  Industrie  sicli 
entwickelt,  so  werden  neue  Werthe  i)roduzirt,  welelie 
das  Steuereinkommen  vermehren,  und  entsteht  eine  mit 
Industrie  sich  befassende,  daher  die  Rohprodukte  kon- 
sumh-ende  Bevölkerungs-Klasse,  welche  die  Roherzeug- 
nisse  der  ungarischen  Produzenten  aus  der  Nähe  be- 
zieht, sie  also  besser  bezahlen  kann.  So  würde  über- 
hatipt  allmälig  der  abnorme  Zustand  schwinden,  in 
Folge  dessen  der  grössere  Theil  der  Landeseinkünfte 
aus  Ackerbauprodukten  erwächst,  und  daher  in  s(dilech- 
ten  Erntejahren  nicht  allein  das  Einkommen  der  miga- 
rischen  Bevölkerung  veriingert  wird,  sondern  dieser  Um- 
stand auch  auf  die  Steuererträgnisse  und  so  auf  den  Staats- 
haushalt zurückwirkt.  Wenn  sich  eine  industrielle  Klasse 
entwickelt,  wenn  die  Hauptartikel,  deren  es  bedarf,  Un- 
ga  rn  selbst  herzustellen  vermag ;  so  wird  der  unnatür- 
liche Zustand  allmälig  schwinden,  dass  wir  in  unserem 
mit  Rohproduktion  sicli  befassenden  armen  Lande  die 
gesteigerten  Bedürfnisse  der  reichen  Kulturstaaten  mit 
unseren  Einkünften  zu  bestreiten  uns  abmühen. 

Ungarn  hat  sich  also  davor  nichts  zu  fürchten, 
dass  die  österreichische  Regierung,  weil  wir  eine  selb- 
ständige Bank  zu  errichten  beabsichtigen,  vielleicht  das 
Zoll-  und  Handelsbündniss  kündigt.  Der  Oesterreicher, 
der^diess  tliäte,  würde  die  Interessen  seines  Vaterlandes 
scliädiocen,  da  ein  beträchtlicher  Tlieil  Oesterreichs  die 
(isterreichischen  Herzogthümer,  Mähren  und  B<)lnnen 
eine  entwickelte  Industrie  besitzen,  die  nacli  Errichtung 
der  Zolllinie  den  sichersten  xlbnehmer  ilirer  Faln-ikate 
verlieren  würde.  Man  pflegt  gegen  die  Errichtung  einer 
besonderen  Zolllinie  vor/Aibringen,  dass  dies  ein  getniir- 


566 

liches  Experiment  wiire :  wenn  wir  die  österreichisclien 
Fabrikate  mit  einem  Zoll  belegen,  so  wird  Oest  erreich 
Repressalien  ergreifend  unsere  Rohprodukte  mit  einem 
schweren  Zoll  belasten.  Hierauf  bemerke  ich,  dass  es 
der  österreicliischen  Industrie  zum  Schaden  gereicht, 
wenn  die  ungarischen  Rohprodukte  aus  0 esterreich  aus- 
geschlossen werden;  denn  in  diesem  Falle  wäre  man 
dort  genöthigt ,  dieselben  Rohprodukte  aus  weiterer 
Ferne  und  wahrscheinlich  theuerer  herbeizuschaffen. 
Die  gegenwärtigen  Ausfulu^artikel  Ungarns,  wie  Reps, 
Weizen  und  andere  Getreidegattungen,  Wolle,  Wein 
und  sonstige  Rohprodukte  sind  alle  Gegenstand  des 
europäischen  Handels ;  und  im  Falle  einer  ergiebigen 
Ernte  und  grösserer  Ausfuhr  wird  der  grössere  Theil 
derselben  ohnehin  in  Oesterreich  nicht  konsumirt.  Wenn 
diese  Artikel  von  dort  ausgeschlossen  werden,  so  steht 
uns,  noch  dazu  olme  beträchtliche  Zollbelastung,  der 
deutsche,  englische,  französische,  italienische,  schweize- 
rische, holländische  und  belgische  Markt  offen.  Wenn 
aber  beim  Transito  über  Oesterreich  in  welcher  Bezie- 
hung immer  Schwierigkeiten  gemacht  würden,  so  be- 
sitzt das  Land  auch  eine  eigene  Eisenbahnverbindung 
mit  der  ungarischen  Meeresküste,  von  wo  seine  Waaren 
auf  den  Weltmarkt  gelangen  könnten.  Uebrigens  wird 
der  Transport  der  Rohprodukte  über  Oesterreich  ohne- 
hin nicht  mit  einem  Zoll  belastet,  da  überhaupt  im  eu- 
ropäischen Verkehr  die  Transportartikel,  und  so  auch 
die  über  Ungarn  nach  dem  Orient  transportirten  Waa- 
ren zollfrei  sind. 

Wenn  ich  aus  dem  Allen  den  Schluss  ziehe,  dass 
Ungarn  keinen  Grund  habe,  wegen  einer  Kündigung  des 
Zoll-  und  Handelsbündnisses  Seitens  Oesterreichs  be- 
sorgt zu    sein,  und    dass  es  durch  die  Errichtung  der 
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Zwischenzollliiiie  materiell  mir  gewinnen  könne:  so 
würde  andererseits  die  österreichische  Reo-iernno-  und 
Gesetzgebung^  die  das  Zoll-  und  Handelsbiindniss  aus 
dem  Grunde  kündigen  würde,  weil  Ungarn  an  seinem 
Rechte  festhält,  um  einen  gesunden,  den  Kreditbedürf- 
nissen  entsprechenden  Geldverkehr  zu  schaflxän,  ge- 
wiss die  Interessen  der  österreichischen  Fabriksindustrie 
schwer  schädigen. 

Ich  sage  das  Alles  nicht,  als  ob  ich  der  Ansicht 
wäre,  dass  wir  um  jeden  Preis  nach  einem  unabhän- 
gigen Zollgebiet  streben  sollen  :  v  i  e  1  m  e  h  r  w  ü  n  s  c  h  e 
ich  aufrichtig  eine  neuere  zweckmässige, 
gegen  unsere  Interessen  billige  Erneue- 
runsf  des  Zollb  ündnisses  mit  0 esterreich. 
Das  Zollbündniss  ist  aus  politischen  Rücksichten  notli- 
wendig,  nützlich  und  von  grosser  Tragweite,  und  ich 
zweifle  auch  nicht,  dass  es  gelingen  werde,  wenn  die 
Verhandluniien  von  beiden  Seiten  mit  o;ründlicher  Fach- 
kenntniss,  aufrichtigem  guten  Willen  und  der  gebühren- 
der AVürdigung  der  wechselseitigen  Interessen  geführt 
werden. 

Wenn  unter  verschiedenen  Herrschern  stehende 
Staaten,  die  sich  auf  verschiedenen  Stufen  der  Prospe- 
rität und  des  Fortschrittes  befinden,  Mittel  und  Wege 
zu  finden  wussten,  um  in  Rücksicht  auf  höhere  Interes- 
sen die  Zwischenzolllinie  aufzuheben  und  ein  Zollbünd- 
niss zu  schliessen :  so  glaube  ich,  dass  die  Lösung  die- 
ser wichtigen  Frage  auch  bei  uns  nicht  zu  den  Unmög- 
lichkeiten gehört.  Es  ist  im  Interesse  Ungarns,  dass 
auch  die  andere  Reichshälfte  materiell  erblühe,  denn 
wenn  das  Nachbarland  reich  ist,  mit  dem  wir  seit  Jahr- 
hunderten in  vielfachen  Plandels-  und  Verkehrsbezie- 
hungen stehen,  so  hebt  sich  dadurcli   vcrhältnissmässig 
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auch  die  Kraft  des  ärmeren  Naclibars ;  allein  ein  solches 
Verliältniss  wird  nur  dann  erträglich,  Avenn  der  Nach- 
bar, die  grossen  Vortheile  einsehend,  die  aus  diesem 
Zollbündniss  für  seine  Industrie  erwachsen,  zugleich 
auch  gegen  die  Interessen  des  ärmeren,  in  industrieller 
Beziehung  weniger  entwickelten  Landes  billig  zu  sein 
versteht.  Denn  es  muss  eben  so  sehr  im  Interesse  der 
Oesterreicher  liegen,  dass  Ungarn  materiell  aufblühe; 
denn  je  reicher  Ungarn  ist,  je  melir  es  seine  Produktion 
zu  steigern  vermag,  ein  desto  sicherer  Abnehmer  wird 
es  für  die  Artikel  sein,  die  es  selbst  nicht  herzustellen 
fähig  ist.  Ich  wage  es  zu  behaupten,  dass  obgleich  Oe- 
sterreich  auf  dem  ungarischen  Markt  ein  ausschliessli- 
ches Privilegium  für  seine  Industrie-Erzeugnisse  hat,  es 
dennoch  auch  im  Interesse  Oesterreichs  gewünscht  wer- 
den muss,  dass  was  jetzt  sein  Vorrecht  ist,  sich  allmä- 
lig  jetzt  auch  in  Ungarn  entwickle ;  denn  nur  in  diesem 
Falle  kann  sich  die  Monarchie  auf  die  Stufe  des  mate- 
riellen Wohlstandes  erheben,  auf  welcher  auch  ihr  Ex- 
porthandel fortwäln-end  stärker  werden,  und  so  ihre 
materielle  wie  ihre  moralische  Kraft,  ihr  Ansehen  und 
daher  ihre  Sicherheit  zunehmen  kann. 

Der  XII.  a.-A. :  1867  zählte  die  Zoll-  und  Han- 
delsangelegenheiten nicht  zu  den  in  Folge  der  pragmati- 
schen Sanktion  gleichmässig  zu  behandelnden  Angele- 
genheiten. Und  mit  Recht ;  hat  doch  die  Erfahrung  be- 
wiesen, dass  in  der  Periode,  wo  Niemand  daran  zAveifelte, 
dass  die  Postulate  der  pragmatischen  Sanktion  intakt 
bestehen  —  ich  meine  die  Zeit  vor  1848  —  zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn  eine  Zolllinie  existirte.  Wenn 
daher  die  zwingende  Nothwendigkeit  dahin  führen  sollte, 
dass  das  Zollbündniss  gekündigt  und  zwischen  den  bei- 
den   Reichshälften    eine  Zolllinie    errichtetet    wird,    so 
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würde  liierdurcli  weder  das  1867er  Auso'lciclisü'esetz, 
nocli  die  pragmatische  Sanktion  aucli  nur  die  g-erintrste 
Schädigung  erleiden. 

"Wenn  gewiclitige  Gründe  dafür  spreclien,  dass 
zwischen  Ungarn  und  Osterreicli  keine  Zollsclu-anken 
bestellen,  und  daher  verlangt  wird,  dass  Ungarn  anf 
alle  die  Vortheile  verzichte,  die  ihm  dui-ch  eine  solche 
Zolllinie  hinsichtlich  der  Regelung  seiner  Finanzen  und 
der  Bewerkstelligung  einer  zweckmässigen  Handelspolitik 
erwachsen  würden  :  so  kann  hilliger  Weise  von  der  ande- 
ren Reichshälfte  erwartet  werden,  dass  sie  es  Ungarn  nicht 
unmöglich  mache,  sich  alle  die  Vortheile  zu  verschaffen, 
die  Osterreich  zu  einer  höheren  Entwickeluno;  der  In- 
dustrie  befähigten.  Einer  der  bedeutendsten  Vortheile  ist 
in  dieser  Hinsicht  das  einen  grossen  Einfluss  besitzende 
billige  Geld.  Die  Förderung  unserer  Industrie  ist  ohne 
zweckmässige  Entwickelung  unserer  Kreditinstitutionen 
und  besonders  des  Bankwesens  nicht  denkbar;  wenn 
daher  von  der  Erneuerung  des  Zollbündnisses  die  Rede 
sein  wird,  so  betrachte  ich  es  als  eine  der  wichtigsten 
Bedingungen,  die  dann  stipulirt  werden  müssen,  dass 
der  Entwickelung  der  ungarischen  Kreditinstitutionen 
seitens  Ostereichs  kein  Hinderniss  entgegengestellt  werde. 
Wenn  also  Ungarn  nach  Ablauf  des  Privilegiums  eine 
Zettelbank  errichtet,  so  kann  es  nicht  die  Aufo-abe  der 
österreichischen  Regierung  sein,  dahin  zu  Avirken,  dass 
die  Haltuno-  welche  die  österreichische  Bank  o-eo-en  die 
ungarische  vielleicht  einnehmen  würde,  schroffer  werde, 
sondern  alle  Verfim'uno'en  zu  treffen,  damit,  solanu'cdie 
Valuta  nicht  hergestellt  ist,  zwischen  den  Banknoten, 
denen  auf  der  einen  wie  auf  der  andern  Seite  die  gesetz- 
liche Annahme  garantirt  ist,  kein  Disagio  entstehe.  Es 
Avird  und  kann  aber  nicht  entstehen,  wquu  die  Verwal- 
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tniig  beider  kSoücI  basirten  Banken  in  jeder  Richtung- 
systematisch  sein,  und  der  Zwangskurs  der  Banknoten 
an  die  Bedingung  geknüpft  sein  wird,  die  sich  auch  in  an- 
deren Ländern  nicht  allein  als  ausführbar,  sondern  auch 
als  zweckmässig  erwiesen  hat,  dass  nemlich  die  verschie- 
denen, jedoch  gleichmässig  auf  solider  Grundlage  basir- 
ten Banken,  wechselseitig  ihre  Noten  an  Zahlungsstatt 
annehmen,  und  wöchentlich  mit  einander  abrechnen. 
Diess  ist  kein  zweifelhaftes  Arkanum  zur  Aufrechterhal- 
tung  des  gleichen  Werthes,  sondern  es  kann  wie  das  Bei- 
spiel anderer  fortgeschrittenen  Staaten  beweist,  Jahre 
hindurch  im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  ohne 
Hinderniss  mit  Erfolg  angewendet  werden. 

Ich  glaube  daher,  dass  auch  vor  Herstellung  der 
Valuta  der  einen  gleichen  innern  Werth  besitzende  No- 
tenumlauf ohne  Störung  für  den  allgemeinen  Verkehr 
selbst  in  dem  Falle  aufrecht  erhalten  werden  kann, 
Avenn  Ungarn  von  seinem  gesetzlichen  Rechte  Gebrauch 
machend,  eine  selbständige  ungarische  Bank  errichtet- 


Achtzehntes  Kapitel. 

Einführung-  des  Vielbanken-Systenis  in  unserer 

Monarchie. 

[Bei  der  Lösung  der  ßankfrage  steht  das  Interesse  Öster- 
reichs unseren  Interessen  gegenüber.  —  Unsere  Kreditinteressen 
sind  gemeinschaftliche.  —  Vortheile  des  Violbankensystems.  — 
Grund  wegen  dessen  in  Osterreich  das  Einbanksystem  zur  Gel- 
tung gelangte.  —  Bemerkungen  gegen  das  Vielbankensystem.  — 
Kritik  derselben. —  Der  Übergang  zum  Yiell)ankensystem  ist  aus 
politischen  Gründen  wichtig.  —  Umstände,  die  l)ci  der  Lösung 
der  Bankfrage  vor  Augen  zu  halten  sind.  —  Einheit  der  Bank- 
noten. —  Auch  die  Provinz  soll  am  Vortheil  der  Ba  nknoten- 
emission  betheiligt  werden.  —  Die  Wirksamkeit  derselben  soll 
sicher  sein.  —  Sie  soll  auch  vor  Herstellung  der  Valuta  ])ewerk- 
stelligt  werden  können,  —  Strenge  Koutrole.  —  Einkommen  für 
den  Staat.  —  Zur  Zeit  der  Krisen  soll  der  Kredit  unterstützt 
werden. —  Durchführung  des  Systems, wie  immer  die  Yerhcä  Itnisse 
in  Österreich  sich  gestalten.  —  Es  ist  ein  System  anzuwenden, 
für  welches  die  Erfahrung  spricht.  —  Umstände  des  Ursprungs 
des  amerikanischen  Nationalbanken-Systems.  —  Hauptinhalt 
des  betreffenden  Gesetzes.  —  Vor-  u.  Nachtheile  dieses  Systems.] 


Wenn  ich  bloss  im  Kreise  jener  l^ösungarten  ver- 
weilen Avollte,  die  durch  die  massgebenden  Staatsmiiu- 
ner  unseres  Vaterlandes  bisher  für  ausführbar  gehalten 
wurden,  so  könnte  icli  mein  Werk  als  beendet  betrachten, 
in  welchem  ich  bisher  bemüht  war  den  heutigen  Stand 
der  Frage  so  viel  als  möglich  zn  l)eleuchten.  Aber    soll 
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Ich  mich  damit  hegnügen  ?  Soll  ich  die  Ueberzeuguiig 
verschweigen,  die  ich  mir  in  Betreff  der  Bankfrage  nach 
reiflicher  Erwägung  gebildet,  und  die  ich  im  histori- 
schen Tlieil  dieses  Werkes  wiederholt  angedeutet  habe  ? 
Soll  ich  mich  vor  der  Ansicht  Derjenigen  beugen,  die 
auch  in  unserem  Vaterlande  das  Banknotenemissions- 
Monopol  und  das  Einbanksystem  angewendet  sehen 
wollen?  Halte  ich  doch  das  Vielbankensystem  nicht 
allein  für  das  theoretisch  richtigste,  sondern  auch  für 
das  den  Interessen  unserer  Monarchie  und  unseres  Va- 
terlandes entsprechendste.  Ich  will  nun  meine  Ansich- 
ten hierüber  in  möglichster  Kürze  vortragen. 

Ich  habe  im  dritten  Theile  meines  Werkes  die  bis- 
her in  Vorschlag  gebrachten  Lösungs-Modalitäten  be- 
urtheilt,  die  alle  dahin  streben,  den  Kredit  Ungarns 
in  mehr  oder  minder  grossem  Masse  von  der  Österrei- 
chischen Nationalbank  unabhängig  zu  machen.  Diese 
Vorschläge  sowie  meine  Analyse  derselben  haben 
den  Anschein,  als  ob  sie  mit  den  österrei- 
chischen Interessen  in  W  i  d e r  s  p  r  u  c h  s  t  ü  n- 
d  e  n ;  dies  kommt  daher,  dass  es  Gewohnheit  geworden, 
die  Interessen  der  Osterreichischen  Nationalbank  und 
der  durch  dieselbe  beschützten  und  unterstützten  Wiener 
Finanzkreise  mit  den  Interessen  des  österreichischen 
Staates  und  der  österreichischen  Völker  zu  indentiiiziren. 
Ich  halte  diese  Auffassung  für  ganz  u  n- 
richtig,  denn  die  Einführung  eines  wahrhaft  zweck- 
mässigen Bank-Systems  ist  ebenso  im  Interesse  der 
österreichischen  Bevölkerung,  wie  der  Bewohner  Un- 
garn gelegen ;  ja  die  Einführung  eines  solchen  Systems 
ist  noch  mehr  im  Interesse  der  im  Reichsrath  vertrete- 
nen Länder,  da  sie  einen  entwickelteren  Handel  und 
besonders  eine  fortgeschrittenere  Industrie  besitzen  als 
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Avir,  inid  daher  das  Bedürfriiss  einer  oTiiudllclieii  Aen- 
derung  des  bisherigen  Systems  stärker  empfinden,  nnd 
die  Anwendung  eines  zweckmässigen,  die  Avirtliscliaft- 
hclien  Interessen  der  Bevölkerung  fördernden  Ivredit- 
Systems  bei  ihnen  ilire  wohlthätio-e  Wirkun"-  in  a'rös- 
serem  Masse  erzielen  würde  als  in  Uno-arn,  wo  noch 
viele  Jahre  vergehen  werden,  l)is  Avii-die  Stufe  der  ma- 
teriellen Entwickelung  erreichen,  auf  der  sie  schon  jetzt 
stehen. 

Ich  habe  dies  hervorzuheben  für  nötliio-  oefunden, 
weil  ich  das  System,  das  ich  in  Vorsclilag  bringe,  nicht 
allein  auf  die  L  ä,  n  d  e  r  der  uu"; arischen 
Krone  angewendet  zu  sehen  wünschte;  i(di 
wünschte  vielmehr  im  Interesse  der  Monarchie,  dass  es 
in  beiden  Reichshälften  zuo-leich  ins  Leben  \vQ\.i.\  — 
und  zwar  mit  gemeinschaftlichem  Einverständniss,  auf 
Grund  durch  beide  Gesetzg-ebuno-en  nach  f^leichen  Prin- 
zipien  zu  treffeuderVerfüguugen,  die  zwar  in  einzelnen  De- 
tails je  nach  den  gegebenen  Verliältnissen  von  einander 
abweiclien  könnten,  aber  in  den  Haupmomenten  überein- 
stimmen würden.  Ich  stelle  die  Gemeinsandvcit  derKre- 
ditinteresssen  nicht  in  x4.brede ;  diese  Gemeinsamkeit 
fliesst  zwar  nicht  aus  der  pragmatischen  Sanktion,  oder 
aus  den  1867-er  staatsrechtlichen  Gesetzen;  aber  sie 
macht  als  natürliches  Postulat  der  nachbarlichen  Exis- 
tenz ein  gleichartiges  Vorgehen  empfelehnswerth,  V(^n 
dessen  moralischer  Verpflichtung  der  eine  Tlicil  sich 
nur  dann  enthoben  fühlen  könnte,  wenn  der  andere  Theil 
auf  die  fernere  Aufrechthaltuno;  eines  Systems  bestehen 
würde,  mit  Avelchem  er  die  Interessen  des  Nacldiars 
auch  ferner  seinem  eigenen  Vortheil  aufopfern  iiKuhte; 
oder  wenn  der  eine  Staat  den  andern  verhindern  wolUe, 
sein  natürliches  Eecht  und  die   outsprcclicndc    PHiclit 
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auszuüben  und  zur  Förderung  seines  eigenen  Wohls  und 
seiner  eigenen  Interessen  das  zu  tliun,  was  er  ohne  Ver- 
letzung der  Billigkeit  mit  Recht  beanspruchen  darf. 
Daher  würde  ich  nichts  sehnlicher  wünschen,  als  dass 
der  Vorschlag,  den  ich  in  der  Bankfrage  machen  werde, 
in  Österreich  und  in  Ungarn  zugleich  ausgeführt  wer- 
den könnte. 

Ich  finde  es  natürlich,  dass  die  Wiener  Kreise,  die 
seit  langer  Zeit  gewohnt  sind,  den  von  der  Bank  darge- 
botenen Kredit  als  ihr  ausschliessliches  Recht  anzuse- 
hen und  denselben  nicht  allein  in  Ungarn,  sondern  auch 
in  den  übrigen  Theilen  der  Monarchie  nach  ihrer  Ein- 
sicht und  ihrem  Interesse  gemäss  anzuwenden,  jedem 
Versuch  abgeneigt  sind,  der  eine  radikale  Aenderung 
dieses  Zustandes  bezweckt.  Wenn  ich  jedoch  das  wohl- 
verstandene Interesse  nicht  allein  Wiens  und  der  Bank- 
kreise, sondern  auch  des  grösseren  Theiles  der  anderen 
Reichshälfte  erwäge,  so  glaube  ich,  dass  die  Interessen 
der  im  Reichsrath  vertretenen  Länder  mit  denen  Un- 
garns nicht  allein  nicht  im  Widerspruch,  sondern  mit 
ihnen  identisch  sind ;  die  Bestrebungen  Ungarns  den 
Kredit  von  der  Wiener  Monopolbank  unabhängig 
zu  machen,  liegen  auch  im  Interesse  jener  volkswirth- 
schaftlichen,  industriellen  und  Handel  s-Zentr alpunkte 
Österreichs,  die  wenn  auch  nicht  in  so  grossem  Masse 
wie  wir,  aber  doch  oft  die  lähmende  Wirkung  der  Schran- 
ken gefühlt  haben,  die  von  der  ausschliesslich  privile- 
girten  Zentralbank  dem  Kredit  gesetzt  wurden.  Der 
Unterschied  zwischen  ihnen  und  uns  besteht  nur  darin, 
dass  die  österreichisch  en  Städte  bei  der  Kreditgewährung 
doch  mehr  begünstigt  wurden. 

Worin  beste  ht  nun   die  neue  Richtung,  die  ich  bei 
der  Lösung  der  Bankfrage  vor  Allem  befolgt  wünschte, 
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und  von  der  leli  Lelianpte,  dass  deren  Durclifül innig* 
eben  so  sehr  im  Interesse  der  im  Reiclisratli  \('rtr(tenen 
Länder,  wie  Ungarns  ist?  Ich  habe  daran!' herelts  im 
theoretisclien  Tlieile  meines  Werks  hino-edoiifet.  Icli 
w  ü  n  s  0  li  e  1j  e  i  m  ß  ;i  u  k  w  e  s  e  n  e  n  t  s  e  li  i  e  d  e  1 1  d  i  c 
Dezentralisation,  die  unseren  Verhältnis- 
sen angemessenste,  sicherste  und  zweck- 
mässig s  t  e  A  n  Av  e  n  d  u  n  g  des  B  a  n  k  f  r  e  i  h  e  i  t  s- 
Systems. 

Dass  im  Bankwesen  die  ento-eo-eno-esetzle  Tendenz, 
die  Zentralisation  herrscht,  und  auch  jetzt  noch  nielir  An- 
hänger findet,  darüber  Avundere  ich  mich  nicht  im 
Geringsten.  Die  zentralisirende  Tendenz,  welche  die  auf 
Fundamentalgesetzen  beruhende  avitische  Selbsständig- 
keit  Ungarns  beinahe  auf  zwanzig  Jahre  konfiszirt 
hatte ,  war  nicht  allein  im  Bankwesen ,  sondern,  vor 
neun  Jahren  auch  auf  dem  politischen  Felde  die  herr- 
schende. 

Dass  die  Regierung,  die  am  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts die  österr.  Nationalbank  gründete,  dabei  dem 
Prinzip  der  Zentralisation  folgte,  ist  natürlich.  Als  sie 
es  tliat,  setzte  sie  nur  die  traditionelle  österreichische  Po- 
litik fort,  die  so  alt  ist,  wie  unsere  Monarchie.  Die  (öster- 
reichischen Erbländer  hatten  von  jeher  eine  gewisse 
provinzielle  Selbständigkeit  besessen,  jede  gravitirte 
nach  ihrem  eigenen  Zentralpunkt.  Damit  al)er  die  Mon- 
archie ihre  Kraft  entfalten  könne,  entwickelte  sich 
naturgemäss  das  System  der  Zentralisation,  das  sicli  in 
jeder  Richtung  Geltung  zu  verschaffen suclitc.  Auililai 
der  Errichtung  der  Wiener  Bank  folgte  die  dannilige 
Reo^ieruns:  der  allo-emeinen  Tendenz,  für  die  nucli  das 
Motiv  der  Zweckmässigkeit  sprach.  Einer  Zenrralregic- 
runo-  ist  es  immer  anofenehm.  wenn  au  iln*er  Seite,  initer 
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ilirer  Aufsicht,  ja  zu  ihrer  Disposition  die  grösste  Geld- 
quelle der  Monarchie  sich  befindet. 

In  den  letzteren  Jahren  veränderte  sich  jedoch  die 
Situation.  Die  Regierung  der  Monarchie  muss  wünschen, 
dass  deren  Völker  materiell  erstarken,  dass  die  volks- 
wirthschaftlichen  Kräfte  gehoben  werden ;  und  da  dieses 
Ziel  durch  ein  zweckmässig  geregeltes  Vielbankensystem 
am  ehesten  erreicht  werden  kann,  so  frage  ich,  warum 
es  ein  Unrecht  wäre,  für  Handels-Zentralpunkte,  wie 
Prag,  Brünu,  Triest,  Graz,  Lemberg  u.  s.  w.  nach  Ab- 
lauf der  Bankakte  eine  Systemsänderung  zu  wünschen, 
die  ihnen  die  Kreditquellen  zur  Verfügung  stellt,  welche 
bei  anderen  Völkern  unleugbar  eine  heilsame,  die  Ar- 
beitsthätigkeit  steigernde  Wirkung  bekundet  hat.  Sie 
können  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen,  dass  zur 
Erreichung  dieses  Zweckes  jetzt  sich  die  günstigste  Gele- 
genheit darbietet ,  wo  Ungarn  von  seinem  gesetzlich 
begründeten  Recht  sicherlich  Gebrauch  machen  wird, 
und  der  Zustand  nicht  länger  geduldet  werden  kann,  dem 
zufolge  wir  die  Stiefkinder  der  österr.  Nationalbank 
waren,  und  sie  in  günstigerer  Weise  an  Kredit  betheiligt 
wurden.  Auch  sie  sollten  es  fühlen,  welch  ein  Vortheil 
es  für  sie,  und  den  von  ihnen  geschaffenen  Industrie- 
und  Handelsverkehr  wäre,  wenn  es  gelingen  würde,  die 
Bankfrage  in  beiden  Th eilen  der  Monarchie  nach  den 
Prinzipien  des  Vielbankensystems  zu  lösen,  und  hier- 
durch die  zur  Entwickelung  der  Volkswirthschaft  die- 
nende Arbeitsthätigkeit  gesteigert  würde.  Daher  sollten 
sie  das  Streben  Ungarns  nach  einem  selbständigen 
Banksystem  nicht  tadeln,  sondern  es  in  ihrem  eigenen 
wohlverstandenen  Interesse  mit  aller  Kraft  so  unter- 
stützen, dass  sie,  was  Ungarn  zu  erreichen  wünscht, 
tiucli  für  sich  selbst  sichern. 


Ich  weiss  im  Vorhinein,  dass  mein  Streben  nach 
Dezentrahsation  des  Banksystems  einer  scharfen  Kritik 
und  zahh-eichen  Einwcndnnjj'en   anso-csetzt  sein    wink 
?i'^an  wird  sagen,  dass,  was  ich  vorschkage,  schr»ii  in  (k'r 
Theorie,  aber  unausführbar   in  der   Praxis  sein   werde. 
Unmündigen  Völkern,    wie  die  der  Monarchie,    dürfe 
man  im  Bankwesen  nicht  den  Vortlieil  der  freien   Ent- 
wickehmo'     nnd     der     selbst  indio-en    Verwaltnno-    bie- 
ten,  weil  sie  ihn  missbrauchen  würden,  und  die  Mon- 
arcliie    in   Gefahr   stürzen  könnten ;    man  wird  saa'en, 
die  Völker  müssten  erst   zur  Freilieit  erzoo-en    werden, 
und  was  in  Scliottland,  in  der  Schweiz  oder  in  Amerika 
sich  heilsam    erwiesen   liat,   wo   die  Völker  schon    an 
Selbstthiitio-keit   i?'ewohnt  sind,  das  k()nne'  für  unser  zu- 
rückgebliebenes    Volk  nur  schädlich   sein;   man   A\ird, 
behaupten,  dass  wenn  die  Zentralisation  des    Banksys- 
tems aufhörte,    alle   die  schädlichen  Fols^en    eintreten 
würden, "die  in  Folge  des  Missbrauchs  der  Bankfreiheit 
in  Amerika  mehr  als  einmal  vorgekommen  sind;  u.  s.  w. 
Vero-ebens  ^^'ürde  ich  mich  auf  das  in  Amerika  o-eo-enwärtio- 
bestehende  heilsame  Banksvsten  berufen,  denn  selbst  bei 
solchen  Massregeln  wird  man  die  Völker  der  Monai-chie 
für  dieses  System  noch  für  unreif  halten.  Dass  man  an  die 
Berechtigung     dieser     Einwendungen  glaubt,    darüber 
wundere  ich  mich   nicht;   sind  doch  erst  kaum    einige 
Jahre  verflossen,  seit  die  Völker  von  der  Vornnmdsclinft 
befreit  sind,  unter  der  ihnen    Jahrhunderte    liindurcli 
jede  selbständige  Thätigkeit  verwehrt  war. 

Ich  kann  jedoch  diese  Einwendungen  nicht  als 
stichhältig  anerkennen,  denn  ich  halte  die  V<)lker  Oester- 
reichs,  ja  auch  die  Ungarns  nicht  für  unmündig.  1  hr 
Industrie-  und  Handelszentren  der  Monarchie  stehen 
hinter  denen   Deutschlands  nicht   sein-   zurück,   wo  das 
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Vielbaukensystem  bereits  seit  Jalirzelmten  besteht,  oder 
hinter  der  Schweiz  und  hinter  Schottland,  wo  die  Bank- 
freiheit schon  längst  herrscht.  Allein  selbst  wenn  die  her- 
vorragrenderen  Provinzstädte  der  Monarchie  nicht  auf 
der  Stufe  der  Entwickelung  stünden,  auf  der  die  Städte 
Schottlands  standen,  als  dort  das  Bankfreiheitssystem 
eingeführt  wurde ;  wenn  sie  auch  nicht  die  Sachkennt- 
niss  und  Solidität  besässen,  die  eine  Bedingung  der 
Einführung  dieses  Systems  ist :  so  kann  doch  nach  den 
gemachten  Erfahrungen  ein  Verfahren  festgestellt  wer- 
den, durch  das  jedem  Missbrauch  vorgebeugt  würde. 
Auch  das  Kind  fällt,  wenn  es  gehen  lernt,  aber  lassen 
die  Eltern  aus  Furcht  vor  dem  Fallen  das  Kind  nicht 
gehen  lernen  ?  So  wie  es  Aufgabe  der  Eltern  ist  ihr  Kind 
an  selbststündige  Bewegungen  zu  gewöhnen,  so  ist  es 
auch  Aufgabe  der  Regierung  und  Gesetzgebung,  in  den 
Völkern  eine  heilsame  Thätigkeit  zu  erwecken,  und 
nicht  sie  durch  übertriebene  Bevormundung  lebensunfä- 
hig zu  machen. 

Man  wird  ferner  den  scheinbar  begründeten  Ein- 
wand erheben,  dass  die  Bank-Dezentralisatio]i  ver- 
früht und  so  lange  unmöglich  sei,  bis 
nicht  der  M  e  t  a  1 1  g  e  1  d  -  U  m  1  a  u  f  hergestellt 
i  s  t.  Das  Bankfreiheit-System  kann  auch  l^eim  Agio  be- 
stehen und  mit  Erfolg  wirken,  wie  wir  es  in  Amerika 
und  Italien  sehen.  Die  Aufgabe,  nach  deren  Lösung  wir 
streben  müssen,  ist  meines  Erachtens  die :  wie  die  De- 
zentralisation des  Banksvstems  auch  vor  Herstellung; 
der  Valuta  derart  durchgeführt  und  dessen  systemasti- 
sche  Funktion  so  gesichert  werden  könnte ,  dass  bei 
dieser  Gelegenheit  die  Vorbedingungen  der  Herstel- 
lung der  Metall  -  Valuta  begründet  und  gesichert 
würden. 
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Der  Uchcrg-anf;'  vom  Monopol-Sv stein  zur  l^aiik- 
freiheit  darf  kein  überstürzter  sein.  AVie  ii-li  dies  iiir 
durchführbar  halte,  dies  darzulegen  ist  Aufgabe  das 
Aveitern  Verlaufs  dieses  Kapitels. 

Vorlier  will  ich  aber  noch  einen  Umstand  hervor- 
lieben, der  den  Uebergang  vom  Monopolsysteni  zum 
Vielbankensvstem  nicht  allein  vom  volkswirtliscliaftli- 
clien  Gesichtspunkt ,  sondern  auch  aus  einem  Avicliti- 
gen  politischen  Grunde  empfehlenswert! i  macht. 

Im  zweiten  Tlieile  meines  Werkes  habe  ich  bei  der 
Geschichte  der  Entwickelung  des  Bankwesens  in  unse- 
rer Monarchie  nachgcAviesen,  dass  weil  in  derselben  das 
Zentralbanksystem  bestand,  diess  in  Wien  Gelegenheit 
gab,  dass  die  Zentralregierung  die  von  ihr  geschaffene 
und  protegirte,   unter  ihrer  Aufsicht  und  zu  ilirer  Dis- 
position stellende  Geldmacht  missbrauchte.  Es  ist  unbe- 
streitbar, dass  eine  ausschliessliclie  privilegirte  Zeutral- 
Notenbank   einer  absolutistischen  Regierung,   die  über 
sie  frei  verfüoft,   eine   o-rosse  diskretioniire   Gewalt  ver- 
leiht,  —  die  Macht  ohne  Schwierigkeit  und  Sorge,  so- 
bald sie  es  will,  auf  ihre  siimmtliclien  Völker  ein  unver- 
zinsliches Anlehen  auszuwerfen,    daher  das  Vermögen 
der  Nation,  dessen  diese  zur  Vermittelung  des  Verkelirs 
bedarf,  zu  ihren  eigenen  Zwecken  zu  verwenden.  Dieje- 
nio;en,  welche  die  Monarcliie  reo-ierten,  liaben  diesen  Voi-- 
theil  srenuf»'  oft  missbrauclit;  Icli  Aviirde  es  daher  aiicli 
aus  politischer  Rücksiclit  motivirt  finden,  dass  mit  Ab- 
lauf  des    Rankprivilegiums  beide   Gesetzgebungen    das 
Einbanksvstem    vei-werfeii     und    das    Banksystem    der 
Monarchie  derart  umgestalten,  dass  in  Folge  der  Dezen- 
tralisation  desselben  Missbriiuchc.  wie    die    erwäliuten, 
fernerliiii   unmöglicli  seien.  Wenn  nacli  Beendigung  der 
Kriege  mit  Napoleon    [.,  als  die  Vcdker  der  IMonarcliie 
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in  Folge  der  zweimaligen  Devalvation  und  der  Papier- 
geldwlrtlischaft  materiell  sehr  herabgekommen  waren, 
nicht  ein  zentralisirtes  Banksystem  eingeführt  worden 
und  in  der  Monarchie  während  der  langen  Friedenspe- 
riode eine  gesunde  Entwickelung  der  Kreditinstitutio- 
nen erfolgt  wäre,  und  die  volkswirthschaftlichen  Kräfte 
sich  mächtig  entfaltet  hätten :  so  ist  es  wahrscheinlich, 
dass  1848  die  Metallvaluta  nicht  auf  die  Dauer  aus  dem 
Verkehr  verschwunden  wäre.  Es  ist  allerdings  möglich, 
dass  beim  Vielbankensystem  die  Bareinlösungspflicht 
der  verschiedenen  Provinzbanken  im  Jahre  1848  sus- 
pendirt  worden  wäre,  doch  mit  der  Rückkehr  der  ridii- 
geren  Zeiten  hätte  jede  Bank  die  Einlösung  ihrer  Noten 
mit  Metallgeld  wieder  aufgenommen ;  denn  sie  hätten  es 
vermocht,  da  ihr  Vermögen  nicht,  wie  es  mit  der  öster- 
reichischen Nationalbank  geschah,  durch  die  Regierung 
in  Anspruch  genommen  worden  wäre.  Ja  es  ist  auch 
möglich  und  wahrscheinlich,  dass  wenn  der  Kredit  der 
österreichischen  Nationalbank  nicht  jederzeit  der  Zent- 
tralregierung  zu  Gebote  gestanden,  wenn  beim  Bestände 
des  Vielbankensystems  die  Möglichkeit  geringer  gewesen 
wäre,  die  Staatsnoten,  so  oft  die  Nothwendigkeit  es  er- 
heischte, immer  wieder  in  Umlauf  zu  brino-en:  die  aus- 
wärtio;e  Politik  der  ]\Ionarchie  vorsichtig-er,  und  so  die 
zwei  grossen  Kriege  zu  vermeiden  gewesen  wären,  wel- 
che die  Monarchie  führen  musste. 

Auf  diese  Bemerkung  k  önnte  man  antworten,  was 
in  der  Vergangenheit  möglich  war,  das  brauche  man  in 
der  Zukunft  nicht  zu  fürchten,  denn  jetzt  sei  in  Folge 
der  geänderten  politischen  Situation  zur  Durchführung 
jeder  Massregel  die  Genehmigung  der  Gesetzgebun- 
gen unvermeidlich  nothwendig.  Wenn  daher  die  Mon- 
archie jetzt  auch  eine    zentralisirte  Baidv  mit  dem  Sitz 
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in  Wien  haben  wird,  so  könne  docli  Averlei-  die  Kegiernnfi: 
noch  die  Bank  einen  Sehritt  tlmii,  den  die  Leiden  Ge- 
setzgebnngen  niclit  vorher  genehmigt  luil)en.  Ich  gelje 
zn,  dass  diese  Argumentation  bei  regelmässigen  Verliiilt- 
nissen  richtig  ist;  aber  wenn  einmnl  ansserordentliehe 
Verhältnisse  eintreten,  wenn  es  sich  um  Sein  oder  Nicli- 
sein  handelt,  wenn  das:  »salns  reipnidicae  snprema 
lex«  zur  Geltung  gelangt:  so  wird,  wenn  ein  zentrali- 
stisches  Banksystem  besteht,  trotz  allen  traurio-en  Er- 
fahrungen,  die  wir  in  der  letzteren  Zeit  mit  dem  Sei i wan- 
ken der  Valuta  gemacht  haben,  derGebraucli  der]*>ank- 
noten-Pressen  sicherlieli  in  Anspruch  genommen  wer- 
den, und  alle  die  Opfer  werden  vergeblich  sein,  die  zum 
Behuf  der  Herstellung  der  Valuta  werden  in  Anspruch 
genommen  werden.  Es  ist  allerdings  wahr,  Noth  bricht 
Eisen,  daher  ist  es  auch  beim  Vielbankensystem  denk- 
bar, dass  die  Regierung,  um  die  Monarchie  oder  sich 
selbst  zu  retten,  trotz  alledem  zu  dem  Mittel  der  Papier- 
iicldfabrikation  ihre  Zuflucht  nehmen  Avird :  doch  dieser 
Ausweg  wird  jedenfalls  schwieriger  sein,  Avenn  der  Geld- 
zeichen-Umlauf niclit  bloss  eine  einzige  Quelle  haben 
wird.  Und  auch  dann  ist  es  noch  die  Frage,  ob  eine 
solche  Massnahme  den  gehörigen  Erfolg  haben  werde: 
da  beim  Vielbankensystem  jede  Provinzbank  ein  dem 
Bedürfniss  entsj)recliendes  Quantum  von  Umlaulszci- 
chen  hat,  und  schliesslich  das  ]\Iac]itgebot  der  Gewalt 
nur  dann  Avird  zur  Geltung  gebracht  Averden  können, 
Avenn  das  Volk  geneigt  sein  Avird,  das  auf  Befehl  in  Um- 
lauf o-ebrachte  Geld  im  vollen  NcnuAverthe  anzunehmen. 
Dass  diese  Bereitwilligkeit  hierzu  uothwendig  ist,  1)e- 
AA'Cist  das  Verhalten  der  BeAvohner  des  lombardisch- 
A^enetianischen  Königreiches,  die,  als  dieses  Land  noch 
zur  Monarchie  gehörte,  die  mit  ^letallgeld  einlr)sh;iren 
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Noten  der  österreicliisclien  Nationalbank  nicht  annah- 
men, sondern  die  Gold-  nnd  Silber-Umlaufsvalnta  auf- 
recht erhielten.  Nnn  will  ich  noch  sagen,  welche  Zwecke 
bei  der  Reform  des  Banksystems  vor  An  gen  gehalten 
werden  müssen,  nnd  welche  die  Bedingungen  seien,  denen 
entsprochen  werden  muss,  damit  die  neue  Institution 
nicht  allein  den  gemeinsamen  Interessen  der  Monarchie, 
sondern  auch  den  allgemeinen  volkswirthschaftlichen 
Interessen  ihrer  Völker  entspreche  und  ihre  systemati- 
sche Wirksamkeit  gesichert  werde. 

a)  Die  erste  und  wesentlichste  Bedingung  ist,  dass  die 
Einheit  der  Banknote  gewahrt  werde,  d.  h. 
dass  die  in  Uno'arn  zu  emittirenden  Banknoten  einen 
gleichen  Werth  haben,  dass  alle  in  Ungarn  in  Umlauf 
gebrachten  Banknoten  eine  gleiche  Fundirung  und  ein 
gleiches  Mass  der  Sicherheit  besitzen  und  dass  insoweit 
es  möglich  ist,  auch  in  Oesterreich  eine  gleiche  Methode 
anzuwenden  sei,  mit  der  anderen  Eeichshälfte  solche  ge- 
meinschaftliche Feststellungen  zu  Stande  kommen,  in 
Folge  deren  zwischen  den  ungarischen  und  öster- 
reichischen Banknoten  keine  Kursdifferenz  entstehen 
könnte,  —  indem  nämlich  die  Verfügungen  getroffen 
würden,  welche  nothwendig  sind,  damit  die  in  den  beiden 
Staatsgebieten  zirkulirenden  Noten  gegen  einander  um- 
getauscht und  zwischen  den  verschiedenen  Banken  von 
Zeit  zu  Zeit  Verrechnungen  bewerkstelligt  werden.  Die 
Erfahrung  hat  zwar  auch  dort,  wo  das  Viclbankensy- 
stem  eingeführt  ist,  bewiesen,  dass  die  verschiedene  äus- 
sere Form  der  Noten  den  Umlauf  nicht  hindert ;  so  emit- 
tiren  im  deutschen  Reich  33  Banken  Noten  von  ver- 
schiedener Form,  und  sie  werden  es  auch  fernerhin  tliun, 
wenn  sie  die  gesetzlich  stipulirten  Bedingungen  erfüllen; 
da   jedoch  nach    dem  neuen  Gesetz  die  Bank,  die  ihre 
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Noten  iiiclit  allein  in  ihrem  eigenen  Gebiet,  sondern  im 
ganzen  Eeicli  in  Zirkulation  erlialten  will,  im  Sinne  des 
§.  5.  des  Banknotengesetzes  ver})iliclitet  ist  zur  Minlö- 
sung ihrer  Noten  in  jeder  grösseren  Stadt  eine  oÜeue 
Kasse  zu  halten :  so  wird  liierdureli  zum  gegenseitigen 
Austausch  der  verschiedenen  Banknoten  Gelegenheit 
gegeben.  In  Folge  dieser  einfachen  Massregel  werden  die 
in  der  Form  von  einander  abweichenden  Noten  der  ver- 
schiedenen deutschen  Banken  unbehindert  im  oanzen 
Reich  zirkuliren.  Demzufolo-e  ist  es  auch  beim  Vielban- 
kensystem  und  bei  der  Existenz  in  ihrer  Form  verschie- 
dener Noten  möglich,  diesen  den  vollen  AVertli  luid  un- 
gehinderte Zirkulation  zu  sichern.  Dasselbe  können  wii- 
auch  bei  den  schottischen  Banken  wahrnehmen,  deren 
jede  Noten  von  anderer  Form  emittirt ;  da  sie  jedoch 
ihre  Noten  wechselseitig  an  Zahlungsstatt  ainiehmen,  so 
gereicht  die  Verschiedenheit  der  Form  beim  Umlauf 
nicht  als  Hinderniss.  Trotzdem  bhi  ich  der  Ansicht,  dass 
es  für  Ungarn  nothwendig  sei,  das  Bankwesen  derart  zu 
regeln,  dass  wenn  auch  die  Banknoten  an  verschiedenen 
Orten  durch  verchiedene  Banken  emittirt  werden,  deren 
Fundirung  nnd  äussere  Form  eine  gleiche  sei. 

h)  Als  eine  für  die  Kreditverhältnisse  und  die  volks- 
wirthschaftliche  Entwickelung  Ungarns  unentbehrliche 
Bedingung  betrachte  ich  es,  dass  nicht  allein  das  Zen- 
tral-Institut  in  Budapest  den  Vortheil  der  Banknoten- 
Emission  geniesse,  sondern  ein  Modus  festgestellt  Averde, 
welchem  gemäss  jeder  ansehnlichere  P  r  o  \'  i  n  z- 
Zentralpunkt  an  diesem  Vortheil  betheiligt  würde. 
Wenn  es  einen  Staat  gibt  wo  eine  solche  Massnahme 
von  heilsamer  AVirkung  wäre,  so  ist  es  gewiss  Ungarn. 
Die  Erfahrung  hat  es  in  Amerika,  Schottland  und  in  der 
Schweiz  glänzend  bestätigt,  dass  in  Folge  der  Dezeiitra- 
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lisatiun  des  Banksystems  und  der  wecliselseitigen  Kon- 
kurrenz der  Banken  die  wohltliätige  Wirkung  der  Ban- 
ken nicht  allein  der  mit  Handel  und  Fabriksindustrie 
sich  befassenden  Klasse  die  Vortheile  des  persönlichen 
Kredits  bietet,  sondern  eben  diesen  Kredit  auch  für  die 
mit  Handwerk  und  Landbau  sich  Befassenden  begrün- 
det, und  so  die  Produktion  derart  steigert,  dass  das  frü- 
her arme  Schottland  seinen  grossen  materiellen  Auf- 
schwung nach  dem  einstimmigen  Ausspruch  der  natio- 
nalökonomischen Schriftsteller  der  Dezentralisation  des 
Banksystems  verdankt.  Meines  Erachtens  ist  die  Erfül- 
lung dessen,  was  in  diesem  Punkt  enthalten  ist,  eine  un- 
erlässliche  Bedingung. 

c)  Die  Dezentralisation  des  Banksystems  muss  der- 
art festgestellt  und  die  Kontrole  solchermassen  geübt 
werden,  dass  die  schädliche  Wirkung  der  unbeschränk- 
ten Bankfreiheit,  die  sich  in  Amerika  und  zu  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  in  England  gezeigt  hat,  vermieden 
werde.  Die  Erfahrung-en  anderer  Staaten  bcAveisen,  dass 
dies  möglich  ist.  Diese  müssen  uns  zur  Lehre  dienen  und 
nach  dieser  sollen  wir  unser  Banksystem  einrichten. 

d)  Die  Verfügungen  sollen  derart  geschehen,  dass 
auch  so  lange  die  Valuta  nicht  hergestellt  wird,  die 
Banknoten  hinsichtlich  ihres  Innern  Werthes  ein  solches 
Mass  der  Sicherheit  bieten,  dass  jedes  Bedenken  ausge- 
schlossen sei :  und  dabei  sollen  schon  vorlier  solche  Ver- 
fügungen getroffen  werden,  in  Folge  deren,  wenn  die 
Valuta  hergestellt  ist,  die  Einlösung  der  in  Umlauf  be- 
findlichen Banknoten  mit  Metallgeld  ohne  Hinderniss 
bewerkstelligt  werden  könnte. 

c)  Damit  dieses  System  lebensfähig  sei,  müssen  im 
Gesetz  alle  die  Bedingungen  festgestellt  werden,  deren 
Erfüllung    seitens    Derjenigen    nothwendig  ist,  die  das 
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Reclit  der  Noteii-Emissioii  aus/uilljcu  wühscIr-h.  Lud 
damit  diese  JkHliiiguiioen  genau  eingehalten  werden,  ist 
es  notliwendig  eine  strenge  Kontrolc ,  und  gegen  die 
Zuwiderhandelnden  strenge  Massregeln  festzustellen 
und  hiemit  im  Zusammenhange  das  liecht  der  Staats- 
aufsicht derart  zu  regeln,  dass  sie  el-folgrcich  sei,  ohne 
auf  die  zweck- und  regelmassige  Funktion  derlJank  liiii- 
dernd  zu  wirken. 

f)  Das  ehizufilhrende  System  soll  derart  bescliafleu 
sein,  dass  es  den  l^anken  den  ihnen  zukommendeu  Nut- 
zen gewähre,  aber  auch  dem  Staat  ein  mög- 
lichst grosses  E  r  t  r  ä  g  n  i  s  s  bringe,  damit  dui-ch 
Benützung  dieses  Einkommens  ein  Kapital  zur  Herstel- 
lung der  Valuta  gesammelt  werde,  oder  damit  die  bei 
Gelegenheit  dieser  Herstellung  diu'cli  den  Staat  zu  1)i-iii- 
genden  Opfer  aus  diesem  Einkonnnen,  Avenn  auch  nicht 
ganz,  so  doch  zu  einem  namhaften  Theile  gedeckt  ^^•cr- 
deu  können. 

g)  In  der  neuen  Organisation  soll  dafür  vorgesorgt 
sein,  dass  im  Fall  ausserordentlicher  Kri- 
sen dem  Kredit  die  Unterstützung  gewidirt  werde,  Avel- 
che  der  Erfahruni»'  gemäss  durch  zentralisirte  jj-rosse 
Banken  mit  bedeutendem  Erfolg  geleistet  zu  werden 
pflegen,  ein  Dienst,  der  den  hauptsächlichsten  Vortheil 
des  zentralisirten  Banksystems  bildet.    Schliesslich 

h)  soll  bei  der  einzuführenden  IModalitiit  hauptsäch- 
lich darauf  llücksicht  o-enonnnen  werden,  dass  sie  unseren 
gegebenen  Verhältnissen  gemäss  unter  was  inuner  lür 
Eventualitäten  bewerkstelligt  werden  könne.  Diese 
schwierio-e  Bedinü'unu'  ist  folo-endermasseu  zu  ver- 
stehen. 

Ich  w^ünschte  eine  solche  Organisation  eingefülirt, 
die  unter  allen  Eventualitäten  crspriesslich  und   im  In- 
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teresse  des  Landes  fiuiglren  könne.  Es  soll  dieses  Sy- 
stem bewerkstelligt  werden  können,  wenn  die  Gesetzge- 
bnng  der  anderen  Reiclishälfte  das  Kreditwesen  vor 
Herstellnng  der  Valnta  auf  gleicher  Grundlage  regeln 
will ;  dalier  müsste  sie  eine  genügende  Garantie  bieten, 
dass  die  Anwendung  dieses  Systems  in  der  anderen 
Reiclishälfte  dort  wünschenswertli  erscheint,  und  in 
gemeischaftlichem  Einvernehmen  die  Verfügungen  ge- 
troffen werden  können,  in  Folge  deren  die  in  beiden 
Reichshälften  emittirtcn  Noten  in  gleichem  Werth  er- 
halten würden. 

I'erner  soll  dieses  System  auch  in  dem  Falle  aus- 
geführt werden  können,  wenn  die  andere  Reiclishälfte 
beim  Zentralbanksystem  verbleibt. 

Es  soll  ferner  ins  Leben  treten  können,  wenn  beide 
Reichshälften  die  Herstellung  der  Valuta  beschliessen, 
oder  wenn  diese  auf  spätere  Zeiten  verschoben  wird,  — 
aber  auch,  wenn  die  Herstellung  der  Valuta  nicht  ge- 
meinschaftlich bewerkstelligt  wird,  und  daher  beide  Ge- 
setzgebungen mit  einander  übereinkämen,  dass  die  aus 
Staatsnoten  bestehende  o-emeinsame  Schuld  auf  beide 
Reichshälften  zu  vertheilen  sei. 

Schliesslich  soll  das  einzuführende  neue  System 
auch  in  dem  Falle  von  sicherem  Erfolge  sein,  wenn  es 
nicht  möglich  Aväre,  mit  der  Gesetzgebung  und  Regie- 
rung der  andern  Reichshälfte  gleichmassige  Vereinba- 
rungen zu  treffen,  —  weder  hinsichtlich  des  Banksys- 
tems, noch  in  Betreff  der  Verfügungen,  durch  welche 
für  die  Noten  beider  Gebiete  ein  gleiches  Mass  festge- 
stellt würde.  Der  Notenumlauf  nach  diesem  System  soll 
also  unter  allen  Umständen  den  Bedingungen  entspre- 
chen, die  zur  Begründung  eines  soliden  Kredits  notli- 
weiidig  sind. 
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Icli  fülile,  dass  icli  mir  eine  otossc  Aiifuaheircstcnt 
habe,  iudciu  ich  ehi  System  iu  Vorschlag-  zu  1  »rinnen 
suche,  das  diesen  wesentlichen  Bedingungen  eutsprecheu 
soll,  —  besonders  imHhiblick  auf  den,  den  Übero-ano-  er- 
schwerenden  Umstiiiid,  dass  die  Valuta  nicdit  o-creo-eU  ist, 
und  dass  wir  dennoch  nicht  selbständig  vorgehen  können, 
da  wir  auf  die  Verhältnisse  des  anderen  Theilcs  der  ^loi  mi-- 
chie Rücksicht  nehmen  müssen.  xVl)ei'  auch  sonst  haben 
wir  keine  Tabula  rasa  vor  uns,  denn  wir  müssen  bei  der 
Ausführung  des  neuen  Systems  den  Ubero-ani»'  xon  dem 
gegenwartig  bestehenden  BankuKuiopol  in  Rücksicht 
nelmien,  der  sicher  und  in  zweckmässiger  Weise  zu  l)e- 
werkstelligen  ist.  Dabei  müssen  wir  auch  darauf  achten, 
dass  die  Wirksamkeit  des  neueren  Systems  regelmässig, 
systematisch  und  den  Kredit bedürfnissen  entsprechend 
sei,  ohne  dass  den  künftigen,  nach  Herstellung  der  Va- 
luta unvermeidlich  nothwendii''en  Massnahmen  voro-e- 
griffen  würde ;  ja  es  ist  notliwendig,  dass  diese  vorbe- 
reitet werden,  und  der  Gesetzgebung  nicht  auf  lange 
Zeit  die  Hände  gebunden  seien. 

Obgleich  der  Vorschlag,  den  ich  macheu  an  ill,  sich 
den  obigen  Anforderungen  möglichst  annähert,  so  be- 
merke ich  doch  im  voraus,  dass  ich  mich  bei  der  Pro- 
jektirung  desselben  von  einer  idealen  Konzeption  oder 
von  zweifelhaftem  Experimentiren  fern  halte.  Es  wäre 
nicht  zweckmässig,  im  Bankwesen  etwas  ganz  Neues  zu 
ersinnen  oder  etwas  vorzuschlagen,  was  bisher  nicht 
existirt  hat;  denn  beim  Vorschlag  einer  jeden  solchen 
Massreoel  muss  man  sich  auf  Ivcsultatc  der  Praxis  bcru- 
fen  können.  Andererseits  aber  wäre  es  ein  Fclikr.  die  an- 
derwärts bestellenden  Institutionen  einfach  zn  kopireii. 
Die  Aufgabe  ist  die:  was  sich  anderwärts  nls  zweckmiis- 
siü'  und  von  heilsamer  Wirkun«»-  erwiesen   hat,  unseren 
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gegebenen  Verlialtnissen  und  dem  Charakter  des  Vol- 
kes angemessen  zur  AnAvendung  zu  bringen. 

Alles  diess  in  Betracht  genommen,  würde  ich  es 
für  zweckmassig  lialten,  wenn  die  Prinzipien, 
die  neuestens  bei  der  Errichtung  der  Na- 
tion a  1  b  a  n  k  e  n  in  Amerika  massgebend  w a- 
r  e  n ,  a  u  c  li  bei  uns,  d  e  n  g  e  g  e  b  e  n  e  n  V  e  r  h  ä  1 1- 
nissen  unseres  Vaterlandes  angemessen 
z  u  r  A  u  w  e  n  d  u  n  o-  käme  n. 

Es  spricht  für  die  Anwendung  dieses  Systems,  dass 
unsere  Verhältnisse  in  Vielem  denen  gleichen,  unter  wel- 
chen diese  Banken  zu  Stande  gekommen  sind  und 
wirken. 

Als  dieses  System  in  Amerika  eingeführt  wurde, 
liatte  in  Folge  des  langwierigen  Bürgerkrieges  die  Me- 
tallgeldzirkulation  aufgehört,  und  den  Verkehr  vermit- 
telten das  durch  den  Staat  emittirte  Papiergeld  und  die 
Noten  der  Banken,  die  zum  Theil  nicht  im  Stande  wa- 
ren dieselben  einzulösen. 

Bei  der  Durchführuno^  dieser  Massresrel  nahm  man 
das  zur  Richtschnur,  was  auch  bei  unseren  Verfügun- 
gen vor  Allem  wünschenswerth,  ja  nothwendig  ist,  dass 
nämlich  die  Sicherheit  der  nacli  diesem  System  zu  emit- 
tirenden  Noten  über  jeden  Zweifel  erhaben  sei.  Ferner 
war  auch  dort  die  Aufgabe,  was  ich  nicht  minder  inBe- 
treffUngarns  für  sehr  wünschenswerth  halte,  dass  näm- 
lich dieses  System  nicht  auf  der  Zentralisation,  auf  dem 
Monopol,  sondern  auf  der  Bankfreiheit  beruhe ;  es  sol- 
len daher  die  Noten  nicht  von  einer  Zentralbank  emit- 
tirt  werden,  sondern  es  soll  jede  Provinz  die  Wohlthat 
das  durch  die  Zettelbanken  vermittelten  Kredits  ge- 
messen. 
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Die  amerlkanisclien  Verliiiltiiisse  crtorderten,  dass 
das  lianksystein  den  Sclnviiidcd  bescliriiid^e  und  die 
Möglichkeit  der  ZahlungsuiilUliigkeit  der  IJankeii  aiil" 
das  geringste  Mass  rediizire,  und  darnaeli  iiifisscii  aucli 
wir  streben. 

Das  amerikanische  Nationalbankensysteni  bestellt 
bereits  über  12  Jaln-e  nnd  hat  seine  Lebensfühiokeit 
nnd  Zneckmässigkeit  nach  jeder  liichtnng  hin  l)etliä- 
tigt.  In  dem  Staat,  in  Avelchem  Schwindel  nnd  verwe- 
gene Spekulation  so  zu  sagen  im  Volkscharakter  liegen, 
aber  auch  durch  die  Verhältnisse  fortwährend  Nahrunu- 
erhalten,  —  hat  die  neue  Institution  während  dieses  gan- 
zen Zeitraumes  stets  regelmässig  fungirt,  war  der  Kre- 
dit der  nach  diesem  System  emittirten  Noten  keinen 
Tag  erschüttert,  und  hat  Niemand,  durch  dessen  Hände 
sie  liefen,  einen  Verlust  erlitten. 

Doch  bevor  ich  sage,  wie  dieses  System  in  unserem 
Lande  am  zweckmässigsten  angewendet  werden  k()nnte, 
will  ich  das  Gesetz  in  Betreff  der  amerikanischen  Na- 
tionalbanken und  die  dadurch  erzielten  Resultate  dar- 
legen. 

Als  der  Bürgerkrieg  in  Amerika  18G'2  innner  griis- 
sere  Dimensionen  annahm,  brachten  die  n()rdliclien 
Staaten  zur  Ueberwältigung  des  AViderstandes  derSüd- 
staaten  unerhörte  Blut-  u.  Goldopfer,  ohne  dass  das 
Ende  des  Krieges  abzusehen  gewesen  wäre  :  alle  Arten 
des  Staatskredits  waren  in  Anspruch  genommen,  und  der 
Bürfferkrieo-  erforderte  noch  immer  stets  grössere  und 
drückendere  Geldopfer.  Unter  solchen  Verhältnissen 
entstand  der  Plan  des  amerikanisclieu  Banksystems. 
Der  damalige  Finanzminister  Chase  legte  dem  Kougress 
z^-nfano-s  1863  einen  Gesetzentwurf  iiber  die  Nati<mal- 
banken  vor.   Trotzdem    die  xVnliängvr  dir    sogciiMnutcu 
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Staatsbanken  gegen  den  Vorschlag  eine  starke  oppositio- 
nelle Stellung  einnahmen,  votirte  der  Kongress,  durch 
die  Noth  gezwungen,  denselben  dennoch.  Dieses  Gesetz 
trug,  wie  der  Titel  zeigt*),  nicht  den  wirklichen  Zweck 
an  der  Stirn,  wegen  dessen  es  entworfen  war.  —  Der 
ano'estrebte  Zweck  war  ein  zweifacher,  einerseits  dassder 
leeren  Staatskasse  eine  ergiebige  Kreditquelle  eröffnet, 
anderseits,  dass  im  ganzen  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten 
eine  mächtige  Organisation  der  Kreditinstitutionen 
durchgeführt  werde,  in  Folge  deren  die  durch  die  Na- 
tionalbanken in  Umlauf  gebrachten  Noten  einen  sie- 
chern Werth  besitzen  sollen.  Es  war  also  die  Absicht, 
ein  Umlaufsmittel  zu  schaffen,  das  mitten  unter  den 
Krieo-schancen  und  Valuta-Scliwankuno;en  einen  festen 
Kredit  besitze,  den  Kreditbedürfnissen  der  Privaten  im 
ganzen  Staatsgebiet  Genüge  leiste,  hierdurch  die  mate- 
rielle Entwickelung  möglichst  fr)rdere  nnd  zur  Erhaltung 
der  Steuerfälligkeit  mitwirke.  Diess  war  der  offen  einge- 
standene Zweck  des  Vorschlages.  Die  Erfahrung  hat 
bewiesen,  dass  dieses  Gesetz  den  Erwartungen  in  jeder 
Beziehungen  entsprochen  hat. 

Aus  dem  Inhalt  des  Gesetzes  führe  ich  nach  Max 
Wirth  dasjenige  an,  was  zum  Verständniss  des  Systems 
nöthig  ist.  *'^) 

1.  Es  wird  ausgesprochen,  dass  in  Waschington  ein 
besonderes  Amt  nn't  einem  Direktor  (Controller  of  the 
Currency)  an  der  Spitze  errichtet  werde,  und  dass  es  die 
Anfgabe  dieses  Amtes  sei,  über  die  genaue  Erfüllung 
aller  in  Zukunft  auf  das  Papiergeld  und  auf  die  De- 
ckung derselben    durch  Staatsobligationen  (United  Sta- 


*)  »Act  to  provide  a  national  currency  seo.ureil  l).y   a  pledge   of   Uni- 
ted States  Bonds  and  to  provide  for  the  circulation  and  redemption  thereof.» 
**)  Max  Wirth,  Nationalökonomie.  III.  Bandj  S.  484, 
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tes  Bonds)  bezügliclien  Gesetze  zu  wachen.  Der  Direk- 
tor dieses  Amtes  wird  unter  die  Aufsiclit  des  Finanznii- 
nisters  o-estellt. 

2.  Nach  diesem  Gesetz  kann  Jedermann  ziiin  Zweck 
der  Bankgeschäfte  eine  wenigstens  aus  sechs  Mitgliedern 
bestehende  Gesellschaft  gründen,  von  der  jedes  IMitHied 
mit  dem  doppelten  Betrag  der  durcli  dasselbe  gezeid nie- 
ten Aktien  für  die  Einzahlung  der  Ka})italien  bür<'-t. 

3.  Das  Stammkapital  einer  solchen  P)ank  nuiss 
mindestens  100,000  Dollars  betragen,  in  Stiidtcii  mir 
über  50,000  Einwohnern  aber  mindestens  200,000 
Dollars.  Ausnahmsweise  kann  jedoch  die  im  ersten 
Punkt  bezeichnete  Aufsichtsbehörde  die  Errichtuno- 
einer  Bank  auch  in  solchen  Stiidtcn  bewillioen,  die  we- 
niger  als  6000  Einwohner  zahlen;  und  in  diesem  Falle 
kann  das  Minimum  des  Stannuka])Itals  50,000  Dollars 
betragen. 

4.  Eine  solche  Bank  besitzt  alle  Rechte,  die  zum 
Betrieb  von  Baid^geschäften  erforderlich  sind ;  sie  kann 
sich  also  mit  Wechseleskom])te,  mit  der  Emission  von 
Banknoten,  AnAvelsungen,  und  sonstigen  Scliuldobliga- 
tion  befassen,  sie  kann  Depositen  annehmen.  AVechscl. 
Geld,  und  Edelmetallbarren  geben  und  nehmen,  und 
Blankokredit  geben;  Banknoten  darf  sie  jedocli  nur 
diesem  Gesetz  oemäss  crwerbL-n,  emittiren  und  In  lui- 
lauf  erhalten.  Aufgabe  der  Bank  ist  es,  die  Statuten  fest- 
zustellen, durch  welche  sie,  insofern  dieselben  mit  dmi 
Gesetz  nicht  in  Widerspruch  stehen,  den  Geschiiftskrcis 
der  Bank  genau  umscln-elbt. 

5.  Solche  Baidcen  sind  verpflichtet  vor  Er(>lVMung 
Ihres  Betriebs  beim  Kontrolsamt  wenigstens  um  ."KKKin 
Dollars,  kleinere  Banken  aber  wenliJ'stens  um  '  ilins 
Aktienkapitals  verzinsliche   Staats(^bllg;itl«^nen   zu  k:iu- 
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fen.  Gegen  Deponining  derselben  erhalten  sie  den  glei- 
chen Betrag  m  Banknoten,  die  einer  jeden  Bank  durch 
den  Staat  in  gleiclier  Form  ausgefolgt,  durch  die  Staats- 
regierung unterzeichnet,  und  in  die  Bücher  derselben 
eingetragen  werden;  zur  Unterzeichnung  durch  die 
Beamten  der  emittirenden  Bank  sind  diese  Noten  mit 
einer  leeren  Stelle  versehen.  Die  Summe  solcher  Bank- 
noten darf  90Vo  vom  Kurs  der  für  dieselben  deponirten 
Staatsol)ligationen  nicht  übersteigen.  Die  Banken  sind 
l3erechtigt  die  Zinsen  der  zur  Garantie  der  Banknoten 
deponirten  Staatsobligationen  so  lange  zu  beziehen,  als 
sie  den  in  Betreff  des  Umlaufs  der  Banknoten  übernom- 
menen Verpflichtungen  Genüge  leisten.  Die  Banknoten 
lauten  auf  1,  2,  3,  5,  10,  20,  50,  100,  500  und  1000 
Dollars,  und  den  Banken  werden  die  Noten  in  den  Ap- 
points  gegeben,  deren  sie  bedürfen. 

6.  Die  Gesammtsumme  der,  Kraft  dieses  Gesetzes 
zu  emittirenden  Noten  darf  300  Millionen  Dollars  nicht 
übersteigen.  Im  1863er  Gesetz  wurden  die  300  Millio- 
nen Dollars  auf  die  einzelnen  Staaten  verhältnissmässig 
vertlieilt,  zur  Hälfte  nach  der  Zahl  der  Wähler,  zur  Hälfte 
nach  dem  Mass  des  vorhandenen  Bankkapitals  und  des 
Betriebs  der  Banken.  Im  Juni  1864  wurde  dieses  Ge- 
setz modifizirt  und  die  Vertheilung  dem  Ermessen  des 
Kontroisamtes  anheimgestellt.  1865  wurde  eine  neuere 
Verfügung  getroffen,  zufolge  welclier  den  Staatsbanken, 
wenn  sie  sich  in  Nationalbanken  inngestalten  wollen, 
die  Begünstigung  ertheilt  Avurde,  dass  sie  in  diesem 
Falle  vor  den  neu  entstehenden  Nationall)anken  die  Prio- 
rität ]  laben. 

7.  Jede  Nationalbank  ist  für  die  Enlösung  der  durch 
sie  kontrasignirten  Banknoten  in  erster  Reihe  ver- 
antwortlicli.  AVenn  sieder  Einlösung  niclit  naclikommt. 
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so  Ist  der  Finanzmiuister  verpfliclitet  die  Xoteii  einzu- 
lösen, lind  den  Khilösung-prels  dinrli  Verk.uif  dci-  \iin 
der  Bank  deponirten  Obligationen  zu  decken ;  ausser- 
dem kann  er  vom  Pfändungsreclit  auf  alles  andere  ak- 
tive Vermögen  der  Bank  Gel)r;ni('li  inadien. 

8.  Die  Natioiial-Banknoten  werden  —  die  Zollkas- 
sen ausgenommen,  bei  allen  Staatskassen  im  \(»lleu 
Nennwertli  angenommen;  andererseits  Ist  aueli  die  l\e- 
gierung  bereelitigt  die  Beamtengelialte  und  ihre  Schul- 
den mit  diesen  Noten  zu  zahlen.  Doch  können  dieselben 
weder  zur  Zahlung  der  Staatssclnildzinsen.  noch  zur 
Einlösung  des  Pa})iergeldes  verwendet  werden.  Der 
Zweck  dieser  Verfügung  ist,  den  Noten  der  National- 
banken im  Verkehr  zwischen  der  Beoneruno-  und  dem 
Pu1:)llkum  einen  massigen  Zwankskurs  zu  verleihen ; 
doch  wird  dieser  nicht  auf  den  Privatverkehr  aus<''edehnt. 

9.  Die  Nationalbanken,  die  ihren  Sitz  in  den  IT 
IlaupstUdten  haben,  sind  verpÜIchtet  257o  der  in  Um- 
lauf gebrachten  Noten  und  der  Depositen  in  ihren  Kas- 
sen in  Staatsnoten  zu  lialten ;  für  die  übrigen  Orte, 
wurde  diese  Verpflichtung  auf  lö"/»  festgestellt,  mit  der 
Erleichteruno:,  dass  "/-.  dieses  Barc^eldes  aus  Forderun- 
gen  bestehen  können,  welche  diese  an  kleineren  Orten 
befindlichen  Banken  in  den  17  Hauptstädten  haben. 
Die  in  den  17  Haupstädten  befindlichen  Nationalban- 
ken sind  verpflichtet  die  durch  sie  in  Umlauf  gebrach- 
ten ]^)anknoten  bei  einer  Bank  in  New- York  einzulösen, 
daher  die  Hälfte  des Barvorraths in New-York  zuhalten. 

10.  Der  Finanzminister  hat  das  Kecht.  die  Gelder 
der  Reo'ieruno-  bei  welcher  Nationalbank  immer  zu 
placiren. 

11.  Die  Steuer,  welche  die  Nationalbankcn  zu  ent- 
richten ver^jfllchtet  sind,  wird  auf  1%   ihres  jährlichen 

C.  D.  38 
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Bfinlviiotcnumlaiifs,  ferner  auf  '/^^o  vom  Durclischnitt 
der  Depositen,  sclillesslicli  auf  7-'**/o  <les  Kapitals  festge- 
stellt, das  niclit  in  Staatsobligationen  placirt  wurde. 

12.  Damit  auf  die  sogenannten  Staatsbanken  eine 
Pression  ausgeübt  werde,  die  deren  Umgestaltung  in 
Nationalbanken  zum  Zwecke  hat,  wird  durch  dieses  Ge- 
setz die  Steuer  der  Staatsbanken  betrachlich  erhöht ;  es 
wird  nemlich  festgestellt,  dasa  die  Staatsbanken  von 
nun  an  10°l^  ihres  Banknotenumlaufs,  für  die  Deposi- 
sen  u.  Kapitalien  aber  denselben  Betrag  wie  die  Natio- 
nalbanken zu  entrichten  haben. 

13.  Die  Nationalbanken  sind  verpflichtet,  viertel- 
jährig ihren  Betriebsausweis  an  die  Kontrolsbehörte  ein- 
zusenden, und  monatlich  kurze  Berichte  über  ihren  Ver- 
möo'ensstand  zu  veröffentlichen.  Der  Kontrolsbehörde 
steht  es  frei  den  Stand  der  Bank  wann  immer  untersu- 
chen zu  lassen. 

14.  Die  in  den  Staaten  hinsichtlich  der  Normirung 
des  Zinsfusses  bestehenden  Verfügungen  werden  zwar 
aufrecht  erhalten;  doch  wird  für  Staaten,  wo  sol- 
che Normen  niclit  bestehen,  durch  dieses  Gesetz  ver- 
fügt, dass  die  Nationalbanken  von  den  einzelnen  Par- 
teien niclit  mehr  als  7°/o  Zinsen  nehmen  dürfen. 

Die  Folge  dieses  Gesetzes  war,  dass  die  meisten  der 
Staatsbauken,  die  vorher  bestanden  hatten  ,  sich  in 
Nationalbanken  umgestalteten.  Die  Zahl  sämmtlicher 
Nationalbanken  in  den  iiord amerikanischen  Staaten  be- 
trägt 1639. 

Eine  mehr  als  zwölfjährige  Erfahrung  hat  bewiesen, 
dass  dieses  Gesetz  den  auf  dasselbe  gesetzten  Erwar- 
tungen in  jeder  Beziehung  entsprochen  habe.  Gleich 
nach  Promulgirung  des  Gesetzes  konstituirten  sich  die 
Nationalbanken  überall  im  ganzen  Gebiete  der  Union,  da 
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es  ohne  Gefährdung  des  Stanmikapitals  ein  lukratives 
Gesclmft  war,  nach  diesem  System  emc  Bank  /u  ci-rifh- 
ten.  Es  wurde  berechnet,  dass  jede  Pjaiik,  \\eiiu  sie  or- 
dentlich geleitet  wird,  15 7o  Dividende  geben  kann,  da 
sie  die  Zinsen  der  aus  dem  Stammkapital  angekauften 
Staatsobligationen  bezieht,  und,  indem  sie  die  für  letz- 
tere erlialtenen  unverzinslichen  liaidvuoten  in  Umlauf 
bringt,  dafür  wieder  einen  Zinsengenuss  hat.  Durch  den 
Einkauf  der  zur  Deponirung  crforderliclien  Staatsobli- 
gationen, für  welche  die  Banken  die  Banknoten  erhielten, 
floss  in  die  Staatskasse  binnenkurzer  Zeit  der  Betrag  von 
300  Millionen  Dollars  ein.  In  dorn  Staat,  in  wolchom 
jederzeit  die  Bankfreiheit  geherrscht  hat,  der  wegen  des 
Missbrauchs  derselben  berüchtigt  geworden,  ist  seit  der 
Einführung  dieses  Gesetzes,  obgleicli  die  Bankfi-ellieit 
desshalb  doch  nicht  aufgeluh-t  hat,  der  Banknotenum- 
lauf ein  regelmässiger  und  sicherer  geworden.  Es  ist 
kein  einzIo;er  Fall  voro-ekounnen,  dass  wer  immer  durch 
eine  dieser  Noten  von  einheitlicher  Form  einen  Schaden 
erlitten  hätte.  Vorher  waren  in  Amerika  hunderterlei 
Banknoten  in  Umlauf;  jetzt  sind  die  zirkulirenden 
Banknoten  grösstentheils  gleichförmig,  durch  Je- 
dermann erkennbar  und  bieten  vollständige  Sicher- 
heit; ja  seit  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  ist 
auch  der  Betrieb  der  Banken  ein  viel  soliderer  gewor- 
den. Während  der  ersten  vier  Jahre  nach  Einfülu-ung 
dieses  Gesetzes  haben  von  den  über  1000  Banken  nur 
zehn  ihre  Zahlungen  eingestellt,  ohne  dass  jedoch  Je- 
mand bei  den  durch  dieselben  emittirten  Banknoten 
einen  Verlust  erlitten  hätte,  da  In  allen  diesen  Fällen 
der  Finanzminister  das  Deposit  der  Bank  verkaufte  und 
die  durch  dieselbe  in  Umlauf  gebracliten  Banknoten  so- 
gleich einlöste ;  auch  bei  den  übrigen  Geschäften    der 

38* 
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Bank  liattcn  diese  zelm  Falliments  hiit  o:erino^e  Verluste 
zur  Folge ;  deini  diese  machten  insgesammt  nicht  über 
eine  Million  Dollars  aus,  was  bei  der  grossen  Zahl  und 
dem  ausgedehnten  Betrieb  der  Banken  —  besonders, 
wenn  mann  die  amerikanischen  Verhiiltnisse  in  Betracht 
zieht,  ein  überraschend  günstiges  Verhältniss  genannt 
werden  kann.  Auch  bei  diesen  zehn  Fällen  lag  der  Feh- 
ler nicht  im  System,  sondern  nur  in  der  Unerfahren- 
heit,  oder  im  statutenwidrigen  uiu'edlichen  Gebahren 
der  Bankdirektoren. 

Obgleich  also  die  praktische  Erfahrung  beweist, 
dass  die  Nationall^anken  seit  ihrer  Errichtung  zweck- 
mässig fungiren,  so  sind  bei  diesem  System  doch  fol- 
gende Fehler  zu  erkennen.  Schon  der  Umstand,  dass  es 
über  J  600  solche  Banken  gibt,  macht  die  strenge  Aus- 
übung der  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Aufsicht 
beinahe  unmöglich ;  ferner  besteht  die  Bedeckung  der 
Banken  aus  Werthpapieren,  und  eine  derartige  Bedec- 
kung ist  nur  in  einem  solchen  Staat  rathsam  und 
sicher,  dessen  Kredit  vollkommen  garantirt  ist,  dessen 
Staatspapire  keinen  Kursschwankungen  ausgesetzt  sind 
und  auch  in  grösserer  Menge  ohne  Hinderniss  verwer- 
thet  werden  können,  wie  wir  es  z.  B.  in  England  sehen. 
Die  mächtige  Bank  von  England  hält  einen  ansehnli- 
chen Theil  ihrer  Bedeckung  ohne  alle  Gefahr  in  Staats- 
obligationen. Der  Staatskredit  -  Amerika's  hat  sich  seit 
Beendigung  des  Krieges  bedeutend  gehoben;  es  hat 
seine  riesige  Armee  entlassen,  alle  Gattungen  der  Staats- 
ausgaben bedeutend  ermassigt,  die  Staatseinkünfte  ha- 
ben in  Folge  der  Arbeitsthätigkeit  des  Volkes  bedeu- 
tend zugenommen,  die  in  Folge  des  Krieges  eingeführ- 
ten neuen  Steuern  sind  beträchtlich  herabgesetzt  worden : 
—  in  Folge  dieser  Umstände  ist   der  Kurs  der  Schuld- 
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Obligationen  Amerika's  fortwälirend  gestiegen.  Wo  jcdocli 
entgegengesezte  Umstände  herrsclicn,  dort  wäre  es  nidit 
ratlisam  bloss    Staatsoblioationen    als    l^cdeckuiHi-    des 
gesanimten    Jianknotenumlanfs    anzuneliiiuii.     —    l^n 
Naclitlieil  des  Systems  ist  es  ferner,  dass  beider  IJcwerk- 
stelligung  desselben  so  viel  Kapital  ans  dem  Verkelir 
gezogen  wurde,  als  zum  Ankauf  von  Staatsobligationen 
im  Betrage  von  300 — 345  Millionen  in  die  Staatskassen 
einzuzahlen  war,  dass  also  für  die  in  Umlauf  gebrachten 
Noten  ein  entsprechender  Theil  des  beAveglichen  Kapi- 
tals immobilisirt  ^^ordeu  ist.  Das  war  jedoch  aus  dem 
Grunde  leicht  zu  ertragen,  weil  der  Staat  dieses  Geld 
nicht  in  seinen  Kassen  liegen  liess,  sondern  zur  Deckung 
der  Kriegskosten  verausgabte.  Andererseits  wurden  an 
Stelle  der  für  die  erforderliclien  Staatsobligationen  in 
die  Staatskassen    eingezahlten  300    Millionen    Dollars 
durch    die  Nationalbanken    die  in  einheitlicher    Form 
emittirten  Noten  bis  zum  Belauf  des  gleiclien  Betrages 
in  Zirkulation  gesetzt. 

Da  seit  der  Konstituirung  dieser  Banken  der  Kurs 
der  Staatspapiere  Amerika's  fortwälu'cnd  steigt,  so  ist 
der  Fall  nicht  vorgekommen,  dass  diese  Bedeckung  nicht 
vollkommen  genügend  gewesen  wäre.  In  den  wenigen 
Fällen,  in  welchen  Banken  zahlungsunfähig  wiu-den, 
sind  durch  den  Finanzminister  in  einem  denselben  ent- 
sprechenden Betrage  und  zwar  bis  zum  30.  Juni  1868 
nur  599,982  Dollars  eingelöst  worden.  *)  Wenn  jedoch 
grosse  Geldkrisen  einträten  und  ein  beträelitlicher 
The'l  der  mehr  als  1600  Banken  zalduimsuntaliig  würde, 
und  in  Folge  dessen  die  zur  Garantie  deponirten  Staats- 
obligationen massenhaft  verkauft  werden  müssten,  so  ist 


*)  S.  Hildebraiults  JaUrbucli,  XII.  Bd.  S.  'J2'.'. 
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es  fraoflicli,  ob  dadiircli  der  Kurs  derselben  vorübero-e- 
liend  nicht  so  stark  fallen  würde,  dass  die  durch  die 
falliten  Banken  in  Umlauf  gebracliten  Noten  gehörig- 
gedeckt  werden  könnten.  Eine  Deckung  der  Noten  be- 
findet sich  zwar  auch  bei  den  Nationalbanken,  aber 
ganz  richtig  sagt  Adolf  Wagner*)  über  diesen  Be- 
deckungsmodus: »Da  die  Nationalbanken,  einengrossen 
Theil  ihres  Stammkapitals  in  Stnatspapieren  verpfänden, 
so  ist  die  Bedeckung  ilirer  in  Umlauf  gebrachten  Bankno- 
ten viel  schwächer,  als  bei  anderen  grossen  Zentralban- 
ken in  Europa.  Das  Kapital  der  Banken  wird  aus  dem 
Verkehr  gezogen,  immobilisirt,  der  regelmässige  Rück- 
fluss  der  Banknoten  aber,  von  deren  Menge  die  stetige 
Zahlungsfähigkeit  zumeist  abhängt,  wird  schwächer, 
und  so  Avird  die  Position  der  Banken  weniger  sicher.« 
Diese  Bemerkung  ist  vollkommen  gerechtfertigt,  je- 
doch nur  in  solchen  Staaten,  wo  Metallgeld,  und  nicht 
Papiergeld,  das  Zirkulationsmittel  ist.  Daher  scheint  für 
den  sichern  Bestand  der  amerikanischen  Banken  die 
Verfügung  des  1864-er  Gesetzes  hinreichend  zu  sein, 
nach  welcher  die  Banken  insofern  immobiles  Vermögen 
besitzen  dürfen,  als  sie  es  zu  den  Betriebslokalitäten  be- 
nöthigen,  und  wenn  sie  zur  Befriedigung  von  Hypothe- 
kar- oder  von  kommerziellen  Geschäften  herrührender 
Forderungen  durch  gerichtliche  Lizitationen  in  den 
Besitz  desselben  gelangt  sind ;  in  letzterem  Falle  jedoch 
müssen  sie  die  Immobilien  binnen  fünf  Jahren  verkau- 
fen. Ferner  ist  fetsgestellt,  dass  die  Frist  der  Darlehen 
sich  längstens  auf  sechs  Monate  erstrecken  darf,  und 
zumeist  Wechseleskomj^te  und  Handdarlehen  den  Ge- 
schäftskreis der  Banken  bilden  sollen ;    auch  das    Mi- 


*)  System  der  Zettelbankpolitik  S.  246. 
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nimiim  des  Baargeldvorrntlis.  den  dir  l^nidccii  /ii  linlfcii 
verpfiiclitct  sind,  wii'd  in  diesem  (icsetz  Ijcsrimiiit,  s(j 
wie  der  grösstc  Betrag,  den  sie  einer  Kii-iii;i  d;n-leili<ii 
dürfen,  und  scldiesslieli  wird  darin  <lie  Aiiii.ilime  der 
eigenen  Aktien  der  Hanken  im  Ijondjardges(düit"t  ver- 
boten. 

Hiemit  liabe  icli  das  anierikaniselie  System  darge- 
stellt, nicht  als  <d)  ich  der  ^[einung  wäre,  dass  jed('  ein- 
zelne Verfügung  desselben,  einfach  kopirt,  in  Lngarn 
angewendet  werden  solle,  sondern  um  bei  der  Darle- 
gung meines  Vorschlags  aus  diesem  System  Schlussfol- 
Q-erungen  zu  zielicn. 


Neunzehntes  Kapitel. 

Die  Anwendiiiig"  des  Yielbankeiisystems  in 

Ungarn. 

[Mit  Avelchen  Modifikationen  könnte  man  das  amerikani- 
sche System  bei  nns  anwenden  ?  — ■  Die  uneingeschränkte  Grün- 
dung der  Banken  in  so  grosser  Zahl  ist  bei  uns  nicht  rathsam. 

—  Ist  Ungarn  für  das  Vielbankensystem  reif?  —  Schlussfolge- 
rung aus  der  Wirksamkeit  der  Kreditinstitute  und  Sparkassen. 

—  Es  wäre  wünschenswerth,  dass  die  mit  Despositgeschäften  sich 
befassenden  Institute  durch  ein  Gresetz  geregelt  werden.  — 
Nothwendigkeit  die  Einheit  des  Sehern a's  der  Banknoten  festzu- 
stellen. —  Diese  sollen  vollständig  gedeckt  sein,  und  zwar  zu  ^/s 
in  Metall  oder  Devisen,  und  zu  -/s  in  sicheren  Effekten.  —  Vor- 
theile  dieses  Bedeckungsmodus.  —  Besteuerung  der  Banknoten- 
emission. —  Die  zu  emittirenden  Banknoten  sollen  gegen  Staats- 
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noten  eingewechselt  Averden  können,  —  Sollen  sie  Zwancrskurs 
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haben  ?  —  Maximum  des  Banknotenumlaufs.  —  Verwendung 
der  Banksteuer.  —  Legislative  Verfügungen.  —  Modus  der 
Gründung  der  Banken.  —  Sind  die  vaterländischen  Kapitalien 
im  Stande  die  volle  Bedeckung  der  Banknoten  herzustellen?  —  - 
Aufgabe  der  bestehenden  Institute  in  dieser  Beziehung.] 


Icli  liabe  das  amerikanisclie  System  dargestellt, 
damit  auch  Diejenigen,  die  nicht  Fachmanner  sind,  sich 
einen  Begriff  von  der  grossen  Umwandlung  machen 
können,  welche  die  Kreditverhältnisse  unseres  Vaterlan- 
des durch  zweckmässige  Anwendung  dieses  Banksy- 
stems erfahren  würden.  —  Wenn  Jedermann,  der  des 
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persönliclien  Kredits  walii-li;ift  wüi-dlu-  Ist,  o-eo-en  einen 
im  Vergleicli  zum  jctzig-en,  milssigeii  Zinst'iiss  ül)er  ciiicii 
Kredit  verfügen  könnte,  dessen  er  bedarf  um  sein  Ge- 
sclüift  zu  heben,  —  in  welcliem  blasse  würde  (bubiindi 
die  Nationalbankproduktion  gesteigert,  und  wie  sehr 
würde  dem  aueh  für  sohde  Sehuhbier  so  scdiiidliclien 
Wucher  gesteuert  werden ! 

Einem  grossen  Tlied  meiner  Leser  sind  die  Ver- 
hältnisse Amerika's  nicht  in  dem  Masse  bekannt,  dass  in 
ihnen  nicht  Zweifel  darüber  auftauchten,  ob,  Avas  dort 
heilsam  ist,  was  bei  einer  jungen,  thatkriiftigen,  unter- 
nehmungslustigen, praktischen,  grossen  Nation  sich  als 
erspriesslich  erwiesen  hat,  einen  gleiclien  Erfolg  auch 
bei  dem  im  Handel  unerfahrenen,  wenig  Unterneh- 
mungsgeist besitzenden  »Volk  des  Orients«  aufzuweisen 
haben  Avürde. 

Es  wird  daher  nicht  überflüssig  sein,  eingehend 
iiber  die  Anwendung  dieses  Systems  zu  sprechen,  und 
demgemäss  darzulegen : 

a)  welche  Aenderuno-cn  man  an  diesem  System 
unseren  Verhältnissen  entsprechend  vornehmen  müsste  ; 

b)  welche  legislative  und  Kegierungsverfügungen 
zur  Einführung  dieses  Systems  erforderlich  wären; 
schliesslich 

r)  was  für  Thätigkeit  das  vom  Kredit  Gebrauch 
machende,  ungarische  Publikum  entwickeln  müsste. 

Ich  w^erde  daher  die  Frage  in  diesem  Kapitel  in 
drei  Theilen  behandeln. 

Die  Tendenz  des  amerikanischen  Systems  anbelan- 
gend, w^erdeu  die  Prinzipien  desselben  in  Folgendem  zu- 
sammengefasst  : 

Freiheit  für  J  c  d  e  r  m  a  n  n  im  ganzen  Gebiet 
der  Verehügten  Staaten,  vom  Vortheil  der  Banknoten- 
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Emission  unter  i;esetzlicli  voro-eschriebeuen  Bedingun- 
gen und  Einscln-änkungen  Gebrauch  zu  macben.  Wie 
weit  dort  der  Spieh'aum  zur  Gründung  von  Banken  sei, 
gebt  aus  de^-  Verordnung  des  Gesetzes  bervor,  nacb 
welcber  aucb  in  Städten,  die  weniger  als  6000  Ein- 
Avobner  ztiblen,  Banken  erricbtet  werden  dürfen,  — 
aber  nicbt  minder  aus  den  statistischen  Daten,  nacb 
welchen  1600  solche  Banken  im  Gebiet  der  Vereinigten 
Staaten  Amerika's  mit  Erfolg  in  Thatigkeit  sind. 

G a r  a n  t  i r u n g  des  W e r  t h e s  der  in  U m- 
1  a  u  f  gebrachten  Banknoten.  Da  im  ganzen 
Staatsgebiet  nur  nacb  dem  gleichen  Schema  ausgestat- 
tete, bei  der  Staatsregierung  bis  zum  vollen  Werth 
gleichmiissig  fundirte  National-Banknoten  zirkuliren 
dürfen,  und  die  Staatsregierung  die  Verpflichtung  über- 
nommen hat,  die  Banknoten  zahlungsunfähig  geworde- 
ner Banken  einzulösen:  so  zweifelt  Niemand  an  dem 
gleichmässigen  Werth  der  Banknoten. 

Z  e  n  t  r  a  1  i  s  i  r  n  n  g  der  Einlösung  der 
durch  die  N a  t  i  o n  a  1  b a n k e n  in  Umlauf  g e- 
brachten  Noten,  —  da  die  Nationalbanken  ihre 
Noteneinlösungspfliclit  unbedingt  zu  erfüllen  gehalten 
sind. 

Namhafte  Besteuerung;  des  Bankno- 
ten- Umlaufes  zu  Gunsten  des  Staats- 
ärar s. 

Ich  bin  weit  davon  entfernt  zu  verlangen,  dass 
diese  leitenden  Grundsätze,  in  solcher  Weise  und  in  sol- 
chem Umfange  bei  uns  angewendet  werden,  wie  es  in 
den  Vereinigten  Staaten  Amerika's  der  Fall  ist. 

Wie  sehr  ich  es  für  nützlich  halten  würde,  wenn 
jede  ansehnlichere   Handelsstadt  Ungarns  des  Rechtes 
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tlieilliaftio-  würde,  iingarisclie  National-] )ankiiotc'n  in 
Umlaiii"  zu  ])rino-eii,  so  würde  icli  es  docli  füi-  ein  <^c.- 
fälirlielics  Experiment  lialten,  wenn  ein  solclier  Wir- 
kung-skreis  mit  so  geringer  Einseliriinkijng  Ijewilllgt 
würde,  Avie  in  den  Vereinigten  Staaten  \-on  Nordamerika. 
Aueli  dort  iiat  sieh  die  grosse  Zald  der  Nationalbanken 
als  nachtlieilig  erwiesen.  Die  amtliclien  Daten  bestiiti- 
gen,  dasses  auch  dort  oft  mit  Schwierigkeiten  verbunden 
ist,  zur  Leitung  der  Banken  geeignete  Individuen  in  er- 
forderlicher Anzahl  zu  finden,  und  die  Aufsicht  des 
Staates  über  eine  so  g-rosse  Anzahl  von  1  Janken  "•ehörisr 
auszuüben.  Einer  tibermassig  grossen  Anzahl  von  ])an- 
ken  bedürfen  wir  um  so  weniger,  da  das  Beispiel  der 
schottischen  Banken  bcAviesen  hat,  dass  dort,  avo  das 
Bankfreiheits-System  bereits  vollständig  ausgebildet  ist, 
die  einzelnen  Provinzbanken  durch  Errichtuno-  von  Fi- 
lialen  ein  so  grosses  Kreditnetz  über  das  Land  ausge- 
breitet haben,  dass  auch  der  entlegenste  Verkehrsort 
der  Provinz  in  den  Genuss  der  wohlthiitigen  Wirkung 
der  Kredit-Institutionen  einbezogen  wird.  Besonders  an- 
fangs müsste  man  sich  auf  die  Städte  beschränken,  die 
hinsichtlich  der  Bevölkerungszahl,  des  Handels  und  der 
Industrie  auch  jetzt  schon  eine  ausgezeichnete  Stellung 
einnehmen,  —  wo  erfahrungsgemäss  die  praktische 
Kenntniss  des  Gebrauchs  der  Kredit-Institutionen  ver- 
breitet ist,  und  wo  mit  Sparkassen  und  anderen  Depo- 
sitengeschäften sich  befassende  Banken  schon  seit  einer 
längeren  Eeilie  von  Jahren  bedeutende  Ka])italien  zu 
sammeln  und  für  den  Kredit  zu  verwcrthen  im  Stande 
waren. 

Diejenigen,  welche  die  Verhältnisse  Ungarns  nicht 
näher  kennen,  werden  gegen  die  Einfidn-ung  des  von 
mh-     gewünschten    Vielbanken  -  Systems     gewiss    den 
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Einwand  erlieben:  »Wir  sollten  nicht  von  einer  Insti- 
tution träumen,  bei  deren  Durchfülirung  und  VerAval- 
tung  tlieoretiscli  und  praktisch  gebildete,  verlassliche 
Individuen  in  grosser  Anzahl  benöthigt  werden ;  vor  Al- 
lem aber  sei  es  nöthig,  dass  das  grosse  Publikum  selbst 
zum  Gebrauch  der  Kredit-Institutionen  reif  sei.  Wie 
können  wir  davon  träumen,  dass  das  systematische  und 
gewissenhafte  Verfahren,  das  in  Schottland  und  in  der 
Schweiz  sich  in  so  grossem  Masse  entwickelt  hat,  auch 
bei  uns  bald  Wurzel  fasse!«  Jenseits  der  Leitlia  gibt  es 
sogar  Viele,  die  uns  für  so  unmündig  halten,  dass  man 
uns  in  unserem  eigenen  Interesse  den  Gebrauch  der 
Kredit-Institute  nicht  gestatten  sollte,  da  wir  diese  nur 
missbrauchen  könnten.  Es  wird  jedoch  nicht  schwer 
sein,  diese  Behauptungen  mit  Thatsachen  zu  widerlegen. 
Der  Assoziationsgeist  hat  sich  bei  uns  —  viel- 
leicht in  Folge  unserer  alten  Institutionen  —  bei  der 
Bildung  und  Konstituirung  von  Kredit- Institutionen  als 
praktisch  erwiesen  und  ist  so  entwickelt,  dass  wir  in 
dieser  Beziehung  mit  vorgeschrittenen  Völkern  konkur- 
riren  können.  Und  doch  zählt  die  Periode,  während  de- 
ren die  freiere  Entwickelung  der  diesfälligen  Thätigkeit 
eine  allgemeinere  werden  konnte,  erst  einige  Jahre. 

Vor  1848  hatte  dieser  Geist  wenig"  Geleo^enheit 
sich  zu  entwickeln.  Aljer  selbst  damals  wurden  auf  die 
Initiative  Einzelner  trotz  aller  Hindernisse,  welche  die 
Regierung  ihnen  entgegenstellte,  auf  dem  Wege  der 
Assoziation  Institute  ins  Leben  gerufen,  die  sich  erfolg- 
reich mit  Kreditvermittlung  beschäftigten,  heute  noch 
sich  eines  blühenden  Kredits  erfreuen,  in  ihrer  Verwal- 
tung eine  seltene  Solidität  bekunden,  und  alle  Krisen 
ohne  grösseren  Verlust  überstanden  haben.  So  z.  B.  die 
Pester  Erste  Vaterländische  Sparkasse,  die  Pester  Korn- 
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merzmll^ank  und  noch  eiiiig-e  Sj)jirkasseii,  <1ic  vor  1  848 
in  den  IVovinzstUdtcn  nach  dem  L\'sterVorl)il(l  ucoriin- 
det  wurden.  Die  Erste  Vuterliindlselio  Sparkasse  ent- 
stand 1848,  die  Pester  GewerLe-  und  Knuuner/iall»aid< 
1842;  insgesannnt  sind  vor  1848  o1  Spiirkasscii  uc^ii-iln- 
det  Avorden. 

In  der  Periode  1849 — 18G7  war  die  Gründuno; 
von  Kredit-Instituten  nnd  Sparkassen  unter  den  daiua- 
ligenKegierungs-Verliältnissen  vollkonniK  ii  ins  Stoeken 
o-eratlien.  In  den  fünfziirer  Jakren  wurde  die  Gründunir 
nener  Institute  direkt  versagt.  In  dieser  l^ezielnnig  ]ial)e 
icli  den  ersten  Versucli  licniaelit.  Als  ieli  die  Gründun<j- 
der  Nyiregykiizaer  Sparkasse  in  Angriff  nalnn,  stiess 
dieselbe  anf  viele  Hindernisse,  und  erst  in  den  secliziger 
Jahren  gelang  es,  die  Konzession  herauszubekommen. 
Mit  Beginn  der  konstitutionellen  Aera  vor  1867  erciff- 
nete  sich  jedocli  in  dieser  ]3ezielinng  schon  ein  freierer 
Spielraum.  Die  ungarische  Regierung  gab  ohne  alle 
Schwierigkeit  Konzessionen  und  binnen  wenigen  Jaln-en 
hatte  sich  das  Kreditwesen  in  allen  Theilen  des  Landes  in 
grossem  Masse  entwickelt.  Die  so  ins  Leben  getretenen 
Institute  weisen  hinsichtlich  der  Ordnung,  Pünktlich- 
keit und  Solidität  ein  ülDcrraschendes  Resultat  auf. 

Von  der  Empfänglichkeit  der  Bewohner  Ungarns 
für  die  zweckmässio-e  Benützuni»-  der  Kreditinstitutionen 
genüge  es,  zu  sagen,  dass  nach  dem  Stande  vom  31. 
Dezember  1874*)  in  allen  Gegenden  der  Länder  der 
uno'arischen  Krone  hisgesannut  575  Institute  in  Funk- 
tion  waren,  die  auf  Sparkassebüchel  und  Kassenscheine 
Einlagen  annahmen  imä  diese  auf  ^yecllScl-Eskompte 


*)  Sigmund  Liebstein  :    Bilanz,   Finanz-Jahrbuch    für   Ungarn    und 
Nebeiiländer.  1875. 
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lind  andere  Darleliensgescliäfte  verwendeten,  und  zwar 
Handels-Gewerbe- und  Kreditbanken  zusammen  101,  die 
ein  eingezahltes  Aktienkapital  von  66,878,172  fi.  und 
5,151,143  fl.  Heservefond  hatten.  Das  AVechsel-Porte- 
feuille  derselben  machte  40,30*2, 331  fl.  aus  und  in 
Werthpapieren  besassen  sie  14,461,526.  fl.  Sparkassen 
gab  es  insgesammt  320,  welche  19,241,381  fl,  einge- 
zahltes Aktienkapital  und  3,181,654  fl.  Eeservefond 
hatten ;  die  bei  diesen  in  derselben  Zeit  auf  Sparkassa- 
büchel  und  Kassenscheine  eingelegte  Summe  betrug 
176,788,257  fl. ;  diese  Sparkassen  hatten  auf  Wechsel, 
in  VorschusS' und  Hypothekar-Darlehen  164,462,601  fl. 
kreditirt  und  in  Werthpapieren  besassen  sie  23,026,253 
fl.  Am  31  Dezember  1874  waren  in  den  Kassen  bar 
vorräthig  5,716,000  fl,  und  wenn  wir  das  gesammte  Ka- 
pital und  den  Reservefond  der  Sparkassen  in  Rechnung 
ziehen,  die  zusammen  25 V2  Millionen  betrugen,  so  wa- 
ren sie  in  diesem  Jahre  im  Stande  einen  wirklichen 
Gewinn  von  4,447,000  fl.  aufzuweisen ;  der  gesammte 
Verlust  der  in  diesem  Jahre  vorkam,  machte  30.135  fl. 
aus.  —  Mit  Ende  Dezember  1874  waren  insgesammt 
50  Yolksbanken  thätig,  deren  eingezahltes  Aktienka- 
pital, Stammeinlagen,  Reservefond  und  Spareinlagen 
10,267,000  fl.  ausmachten.  Aktienkapital,  Reservefond 
inid  Spareinlagen  der  114  Spar-  Vorschuss- und  Selbst- 
hilfsvereine  betrugen  zusammen  12  841,000  fl. 

Alle  diese  Ziffern  weisen  das  überraschende  Ergi-eb- 
niss  auf,  dass  die  in  Ungarn  auf  Grund  der  Selbstthä- 
tigkeit  entstandenen  Kredit-Institute  binnen  so  kurzer 
Zeit  und  unter  stiefmütterlichen  Verhältnissen  im  Stande 
waren  an  Aktienkajoital,  Stammeinlagen  und  Reserve- 
fond 108,592,000  fl.  zusammenzubringen,  dass  in  Spar- 
einlagen und  Kassenscheinen  210,801,000  fl.  bei  diesen 
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Instituten  einflössen,  und  ihr  Wefliselixirle-rciiillc  ;i]lclu 
mit  Ende  des  voi-igen  Jalires  1 -27,748,000  fl.  r..  \\ .  rc- 
priisentirte. 

Ist  dies  nicht  ein  dentliclicr  Beweis,  dass  nidir  :il- 
lein  in  siimmtliclicn  Gegenden  Uno-arns,  in  allen  Scliidi- 
teii  der  Oesellschaft  das  Bedürfniss  nach     Geld-Institu- 
ten vorhanden  ist,  sondern  auch,  dass  diese  in  ilirci-Ge- 
bahrung  unleugbare  Beweise  der  Solidität  gegeben  ha- 
ben? Ich  sage  nicht,  dass  die  Organisation  dieser  Ki-e- 
dit-Institute,  besonders  der  Sparkassen  in  Allem  regel- 
mässig sei,  ja  ich  halte  es  für  einen    Fehler,    dass    die 
Sparkassen   bei    ihrem    geringen    Stammkapital    einen 
namhaften  Theil  der  bei  ihnen  deponirten  Kapitalien  in 
einer,  der  Natur  der  Depositen  zuwiderlaufenden  Weise 
nutzbar  machen,  indem  sie  grosse  Summen  in  erst  nach 
langer    Zeit     zurückfliessenden     Hypothekar-Darlehen 
placiren.  Bisher  haben  die  Sparkassen  die  Perioden  der 
Geldkrisen  allerdings  glücklich  überstanden,    denn   es 
waren  dies  vielmehr  Spekulations-Krisen,  welche  einen 
grossen   Hieil  des  Volkes  unberührt  liesseu ,  und  be- 
sonders auf  die  kleinen    Kapitalisten    keinen    Einfluss 
hatten,  deren  Einlagen  den  grössten  Theil  von  denEin- 
lao-en  der  uno:arischen  Kreditinstitute  bildeten.  Bei  uns 
haben  die  Sparkassen  die  Natur  der  Depositen-Banken, 
daher  wäre  es   zweckmässig,  diese  Institution  in    einer 
mit  der  Natur    der    Sache  übereinstimmenden    Weise 
durch  ein  Gesetz  derart  zu  regeln,  dass  sie  die  Einlagen, 
besonders  diejenigen,  die  auf  kurze  Kündigung  einge- 
zahlt wurden,  so  placiren  müssten,  dass  sie  in  kurzer 
Zeit    flüssiff    gemacht    Averden    können,    und    dass    die 
Sparkassen  auch  solche  Werthpapiere  besitzen  müssten, 
auf  die  jederzeit  mittelst  des  Lombardgeschiifts  bedeu- 
tende  Geldbeträge    flüssig    gemacht  werden    kr.miten. 
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Ferner  müsste  stipiilirt  werden,  was  für  einen  Tlieil 
ihres  Reinerträgnisses  sie  znr  Vermelirnng  ihres  Reser- 
vefonds zn  verwenden  haben.  Die  o-rosse  Differenz  in  den 
Zinsen,  welche  die  Sparkassen  den  Einlegern  zahlen, 
und  die  sie  als  Wechseldiskonto  nehmen,  hat  die  Spar- 
kassen in  den  letzteren  Zeiten  in  den  Stand  gesetzt, 
grosse  Superdivenden  zu  zahlen.  Wenn  sie  ein  namhaf- 
tes Perzent  dieser  Snperdivende  forwährend  zum  Reser- 
vefond gescldagen  liätten,  so  würde  heute  jede  altere 
Sparkasse  bereits  einen  Reservefond  besitzen,  mittelst 
dessen  sie  im  Stande  Avären,  den  unter  ausserordentli- 
chen Verhaltnissen  vorkonnnenden  Rückzahlungs-For- 
derungen zu  entsprechen. 

Die  Funktion  der  Sparkassen  und  anderer  Deposi- 
tenl^anken  war  in  unserem  Vaterland  in  mehreren  Rich- 
tungen von  grossem  Nutzen.  Sie  förderten  die  Sparsam- 
keit und  die  Neigung  grosse  Kapitalien  zu  sammeln.  Es 
ist  wahrhaft  überraschend,  dass  in  diesem  kapitalsar- 
men Lande  so  grosse,  auf  viele  Millionen  sich  belau- 
fende Summen  placirt  sind.  Sie  haben  ferner  in  unserem 
Lande  die  Entwickelung  des  persönlichen  Kredits  geför- 
dert. Li  dieser  Beziehung  ist  ihre  Wirksamkeit  eine 
ausgedehnte ;  in  Arielen  Gegenden  benützen  auch  die 
unternehmenden  Bauern  und  Landwirthe  den  von  den 
Sparkassen  dargebotenen  Kredit.  Ferner  haben  sie  die 
Schuldner  an  Pünktlichkeit  und  Ordnuno;  o;ewöhnt  und 
bei  der  Einrichtung  ihres  Betriebs  seltene  Umsicht  und 
Takt  bewiesen.  Zur  Erhärtung  dessen  führe  ich  die 
Thatsaclie  an,  dass  die  älteste,  34  Jahre  lang  wirkende 
und  den  ausgedehntesten  Betrieb  besitzende  Erste  va- 
terländische Sparkasse,  deren  Einlagen  —  auf  Sparkas- 
sebüchel  und  Kassenscheine  —  über  37  Millionen  aus- 
machen, seit  ihrem  Bestellen  an  den  sogenannten  Grund- 
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besitzer- Wechseln,  auf  welclie  sie  den  mit  Landljau 
Beschäftigten  Darlehen  gab,  keinen  Verlust  erlitten  hat. 
Die  bürgerliche  Klasse  der  Nation  in  den  gebildeteren 
Städten  ist  sparsam,  arbeitsam  und  ordnungsliebend  ;  die 
magyarische,  deutsche  und  zum  Tlicll  ancli  diesl()\aki- 
sche  Bevölkerung  besitzt  die  gleichen  Eigenschaften,  wo- 
von der  glänzendste  Beweis  der  ist,  dass  diese  Klasse,  z.  B. 
auch  bei  der  Zahlung  der  Hypothekar-Annuitäten  eine 
gewissenhafte  Pünktlichkeit  an  den  Tag  legt,  aber  aucli 
sparsam  ist,  was  unter  Anderem  durch  den  Umstand 
dargethan  wird,  dass  sie  die  zur  Zeit  des  1863er  Noth- 
standes  auf  lange  Termine  aufgenonmienen  Hypothekar- 
Anlehen  nach  einer  oder  zwei  guten  Ernten  massenhaft 
zurückzuzahlen  sich  beeilte. 

Ich  habe  bei  diesem  Gegenstand  vielleicht  zu  lange 
verweilt,  allein  ich  musste  diese  wichtigen  Thatsachen 
vorbringen,  um  zu  beweisen,  dass  es  in  unserem  Vater- 
lande an  den  Elementen  nicht  felilt,  die  im  Stande  wären, 
das  System  der  Bankfreiheit  einzubürgern  und  davon 
einen  geziemenden  Gebrauch  zu  machen. 

Ich  komme  nun  bei  der  Anwendung  dieses  Sys- 
tems in  Ungarn  zu  der  schwierigsten  und  wichtigsten 
Frage,  von  dei-en  erspriesslicher  Lösung  die  Lebensfähig- 
keit des  ganzen  Systems  abhängt,  —  nämlich  z  u  d  c  r 
Frage  der  Banknote  n-B  e  d  e  c  k  u  n  g.  Auch  bei 
dieser  Frage,  wie  bei  der  vorher  behandelten,  kann  man 
das  System  der  amerikanischen  Nationalbanken  niclit 
einlacli  kopiren,  obgleich  icli  die  dort  angewendeten 
Prinzipien  für  richtig  und  nacliahmenswerth  lialte. 

Was  die  äussere  Form  der  hi  Landauf  zu  bringen- 
den Banknoten  betrifft,  so  ist  es  eine  unerlässliche   Be- 
dingung dieses  Systems,  dass  sie  einheitlich    sei,    dass 
eine  durcli  den  Staat  hiemit  betraute  Beli«>nle  die  Bnnk- 
c.  n.  ^y 
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noteii  anfertigen  lasse  und  sie  den  im  Zentralpunkt  und 
in  der  Provinz  konstituirten  Nationalbanken  in  d  er  Weise 
und  in  dem  Verlialtniss  übergebe,  wie  das  hierüber  zu 
brinoende  Gesetz  es  anordnen  wird. 

Ich  halte  es  für  wesentlich  und  korrekt,  das  jede 
Banknote  nur  unter  vollständiger  Bedeckung  emittirt 
werden  kann  und  dass  diese  Bedeckung  unter  der  Ver- 
wahrung der  Behörde  stehe,  die  mit  der  Anfertigung 
der  Banknoten  und  mit  der  Kontrole  des  Banknoten- 
wesens betraut  sein  wird. 

Ferner  wäre  auch  die  Verfügung  zu  acceptiren, 
dass  wenn  eine  Bank  ihrer  Pflicht,  die  Noten  einzulösen, 
nicht  Genüge  leistet,  diese  durch  die  Staatsbankbehörde 
mittelst  Verwerthung   der  Depositen  eingelöst  werden. 

Es  erübrigt  noch  die  Frage  zu  erörtern :  woraus 
diedurch  die  Banken  zu  bietende  Bede- 
ckung bestehen  soll.  Dies  ist  die  Frage  der  Fun- 
dirung  der  Banknoten,  also  die  wichtigste  Frage,  auf 
der  das  ganze  System  beruht ;  wenn  diese  zweckmäs- 
sig gelöst  wird,  so  gibt  es  keinen  Grund,  an  der  Lebens- 
fähigkeit, Sicherheit  und  daher  auch  Anwendbarkeit 
dieses  Systems  in  unserem  Vaterlande  zu  zweifeln.  Eben 
deshalb  glaube  ich,  dass  mit  der  richtigen,  unseren  Ver- 
hältnisi^en  angemessenen  Anwendung  des  Systems  zu- 
gleich diese  Frage  gelöst  ist. 

Es  ist  unleugbar,  dass  es  ein  für  die  gegenwärtigen 
Verliältnisse  des  ungarischen  Staates  günstiger  Modus 
wäre,  wenn,  wie  in  Amerika,  festgestellt  würde,  dass 
jede  konstituirte  Bank  das  Recht,  die  gleichförmigen 
Banknoten  in  Umlauf  zu  bringen,  in  dem  Masse  in  An- 
spruch nehmen  kann,  in  welchem  sie  an  dem  durch  das 
Gesetz  bestimmten  i  Ort  ungarische  Staatsschuld-Obli- 
gationen deponirt  hat.  Indess  halte  ich  die  Nachahmung 
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dieses  Verfahrens  unter  unseren  Verhältnissen  nicht  für 
empfehlenswerth.  Der  Kredit  unserer  Staats-Oblig-ationen 
ist  noch  nicht  befestigt,  deren  Kurs  ist  Schwankungen 
ausgesetzt,  der  Verkauf  derselben  in  grösseren  Beträgen 
ist  nicht  gesichert,  und  so  können  sie  auch  nicht  als 
Banknoten-Bedeckun«:  dienen.  —  Aber  es  o-ibt  noch 
einen  andern  Umstand ,  zufolge  dessen  es  nöthig  ist, 
für  einen  anderen  Bedeckungsmodus  zu  sorgen,  —  be- 
sonders in  Rücksiclit  auf  unser  Verhältniss  zu  Oster- 
reich, und  auf  die  Nothwendigkeit,  dass  die  Fundiruug 
der  ungarischen  Banknoten  keinesfalls  geringer  sei,  als 
die  der  österreichischen  Banknoten.  Es  müssen  der  Si- 
cherheit der  uno^arischen  Banknoten  alle  die  Beding-un- 
gen  gewährt  werden,  welche  den  in  der  andern  Reichs- 
hälfte zirkulirenden  Noten  eigen  sind.  Diese  haben  me- 
tallische Bedeckung  und  werden  sie  auch  in  Zukunft 
haben;  die  Anschaffung  einer  im  gleichem  Verhältniss 
stellenden  metallischen  Bedeckung  und  Deponirung  der- 
selben an  dem  Ort,  von  wo  die  Banken  die  Banknoten 
erhalten  werden,  erachte  ich  vor  Allem  als  unerlässli- 
che  Bedingung.  Wenn  die  Herstellung  der  Valuta  und 
in  Folge  dessen  die  Einlösung  der  Banknoten  mit  Me- 
tallgeld bald  erfolgen  würde,  so  müsste  diese  metallische 
Bedeckung  in  wirklichem  Metallgeld  und  in  Barren  be- 
stehen. Da  es  aber  wahrscheinlich  ist,  dass  nocli  Jahre 
verg-ehen  werden,  bis  dies  eintritt,  so  würde  ich  es  — 
damit  der  Thcil  des  Kapitals,  welcher  durch  die  in  ver- 
schiedenen Städten  zu  errichtenden  Banken  zum  Belnif 
der  metallischen  Bedeckung  angeschatft  werden  wird, 
auch  in  der  Zwischenzeit  Nutzen  bringe,  —  für  zweck- 
mässio-  halten,  dass  ein  Theil  dieser  metallischen  Bede- 
ckung  in  Devisen  bestehen  könne,  oder  auch  in  s(dchen 
Werthpapieren,  welche  zwar  geringe  Zinsen  tragen,  je- 
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doch  In  kurzer  Zeit  g-egeu  Metallgeld  umgewandelt 
werden  können.  Solche  Werthpapiere  smd  in  grosser 
Menge  zu  haben,  von  den  englischen  Konsols  angefan- 
gen bis  zu  den  mit  Metall  verzinslichen  Obligationen, 
die,  obgleich  in  der  Monarchie  emittirt,  im  Ausland,  in 
Paris,  London  oder  Berlin  in  feste  Hände  kamen  und 
dort  in  grösseren  Beträgen  bereitwillige  Nehmer  finden. 
Als  solche  betrachte  ich  die  Prioritäts-Obligationen  der 
österreichischen  Staatsbahn  für  den  Pariser,  die  ö^lo-igen 
Gold-Pfandbriefe  des  ungarischen  Bodenkredit  -  Insti- 
tuts für  den  deutschen  Markt.  Natürlich  dürfte  man  zu 
diesem  Zweck  nur  solche  Papiere  wählen,  deren  Kurs 
keinen  grossen  Schwankungen  ausgesetzt  ist.  Da  ich 
gemäss  den  Verhältnissen  des  Kontinents  die  metallische 
Dritteldeckung  für  richtig  halte,  so  müsste  der  Betrag 
des  durch  einzelne  Banken  zum  Zweck  der  Deckung 
anzuschaffenden  Metalles  auf  ein  Drittel  des  Nominal- 
betrages der  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  Bank- 
noten  festgestellt  werden.  Dass  die  Osterreichische  Natio- 
nalbank einen  namhaften  Theil  ihres  Kapitals  nicht 
allein  in  Metallvaluta,  sondern  auch  in  wirklichem  Me- 
tall hält,  das  ist  eine  korrekte  Massregel;  doch  der 
Kredit  der  Noten  der  Österreichischen  Nationalbank 
würde  durchaus  nicht  vermindert  werden,  wenn  die 
Bank,  so  lange  die  Herstellung  der  Valuta  noch  weit 
im  Felde  ist,  einen  Theil  der  Bedeckung  auf  Devisen 
oder  auf  jederzeit  gegen  klingende  Münze  verkäufliche 
sichere  Werthpapiere  verwenden  würde,  wodurch  sie 
den  Ertrag  ihrer  Aktien  liedeutend  vermehren  Ivönnte. 
Die  Verfüguug,  dass  ein  bestimmter  Theil  der  metalli- 
schen Drittel-Deckung  in  Devisen  placirt  werden  dürfte, 
wäre  noch  mit  dem  bedeutenden  Vortheil  verbunden, 
dass  Budapest  hiedurch  ein  Wechselj^latz  würde,   wäh- 
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rend  geo-cnwürtig  in  unserer  Monarcliie  mir  Wien  es  ist. 
Ans  diesem  Aviclitigen  Grunde  wäre  es  zweckmässig  die- 
sen Modus  der  ]3edecknng  auf  die  Hiilfte  dci-  metalli- 
schen Drittel-Deckung  festzusetzen.  Wenn  diese  Ikdin- 
gung  stipnlirt  A\-ürde,  so  würden  die  Devisen  in  Buda- 
pest gesnclit  Averden,  die  ungarische  Handelsmeti-o])..le 
würde  für  die  in  Folge  des  ungarischen  Exports  herein- 
kommenden Devisen  Placirung  finden,  und  so  das  An- 
sehen und  der  Einfhiss  des  Budapester  Platzes  gehoben 
werden.  Wenn  eine  Pester  Dampfmühlc  an  einen  Ge- 
treidehändler jetzt  Waare  nach  dem  Auslande,  z.  B.  nach 
England  oder  Deutschland  verkauft  und  dafür  Devisen 
als  Zaldung  erhält,  so  müssen  diese  zu  ihrer  Verwer- 
tliung  nach  Wien  als  einem  Metall-EmhisungspLatz  ge- 
bracht werden. 

Es  würde  also  ein  Drittel  der  Deckung  entAveder 
ganz  aus  Metallgeld,  oder  zur  Hiilfte  aus  Devisen,  resp. 
aus  genau  bestimmten,  jederzeit  für  klingende  Münze 
verkäuflichen  sicheren  Werthpapieren  bestehen. 

Da  ich  —  nach  dem  Beispiel  Amerikas  —  die  volle 
Deckung  der  in  Umlauf  zu  bringenden  Banknoten  für 
ZAveckmässig  halte,  so  würden  die  I^anken  die  übrigen 
zAvei  Drittel  der  Deckung  in  solchen  sicheren  Effekten 
deponh-en,  die  —  wenn  die  Bank  die  hinsichtlich  des 
Umtausches  der  Banknoten  bestehende  Zahlungsptlicht 
zu  erfüllen  nicht  im  Stande, wäre,  jederzeit  leicht  ohne 
Verlust  verkauft  werden  könnten.  Welches  diese  Werth- 
papiere  sein  sollen,  dies  einzeln  aufzuzählen  wäre  über- 
flüssig, denn  die  Umstände  Averden  es  zeitAveilig  darthun, 
in  Avas  für  Werthpapieren  es  am  zweckmässigsten  Aväre, 
die  Deckung  zuzulassen.  Zu  dieser  Deckung  Avären 
auch  die  Staatspapiere  geeignet,  doch  halte  ich  es  nicht 
für  zAveckmässig,  die  Banken  auf  letztere  allein  zu  be- 
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schränken.  Da  diese  Zweidrittel-Deckimg  auf  Risiko  der 
dieselbe  deponirenden  Bank  vorräthig  Hegt,  so  werden 
die  Banken  selbst  in  ihrem  eigenen  Interesse  es  am  bes- 
ten zu  beurtheilen  wissen,  welche  Papiere  zu  deponiren 
für  sie  das  Günstigste  sei ;  indess  dürfte  man  ihnen  das 
Recht  der  freien  Wahl  nicht  unbeschränkt  lassen  und 
es  wären  vorschriftsmässig  die  Eigenschaften  festzustel- 
len, die  solchen  Papieren  eigen  sein  müssen.  Die  Papiere 
der  mit  Spekulationen  sich  befassenden  Unternehmun- 
gen, die  Schwankungen  ausgesetzt  sind  und  oft  den 
grössten  Theil  ihres  Werthes  verlieren,  sind  von  solchen 
Depositen  auszuschliessen,  eben  so  können  auch  die 
eigenen  Aktien  der  Banken  nicht  als  Garantie-Depot 
verwendet  werden. 

Bei  diesen  Depositen  wäre  die  Verfügung  des  ame- 
rikanischen Gesetzes  anzuwenden,  dass  der  Börsenwerth 
der  Depositen  immer  höher  sein  muss  als  der  Nominal- 
werth  der  auf  Grund  derselben  ausgefolgten  Banknoten. 
Die  Coupons  der  zu  dieser  Zweidrittel-Deckung  dienen- 
den Werthpapiere,  resp.  das  Erträgniss  derselben  würde 
der  diese  deponirenden  Bank  zukommen. 

Demgemäss  würde  jede  in  Umlauf  kommende  un- 
garische Banknote  volle  Deckung  haben,  d.  h.  es  käme 
nicht  Ein  Gulden  in  Umlauf,  für  den  nicht  ein  vollkom- 
men entsprechender  Werth  beim  Zentral-Organ  depo- 
nirt  wäre.  Die  ungarische  Banknote  würde  demnach 
eine  grössere  Deckung  haben  als  die  Bank,  welche 
dem  diese  konzessionirenden  Staat  auf  die  Dauer  ihres 
Privilegiums  ein  unverzinsliches  Darlehen  gegeben  liat. 

Ein  anderer  Vortheil  dieses  Modus  der  Deckung 
wäre,  dass,  da  ein  Drittel  der  Deckung  in  Metall  und  in 
solches  leicht  umzuwandelnden  Effekten  bereit  läge,  die 
Banken,  wenn  einmal  die  Herstellung  der  Valuta  durch 
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die  Gesetzgebung  besclilossen  würde,  die  Einlösung  der 
Banknoten  mit  Metallgeld  Linnen  kurzer  Zeit  beginnen 
könnten. 

Scliliesslicli  würde  die  Errichtung  solcher  Natio- 
nalbanken in  Folge  dieses  Deckungsmodus  den  diesel- 
ben errichtenden  Kapitalisten  oder  Instituten  einen 
sichern  und  befriedigenden  Gewinn  bieten. 

Ich  gehe  nun  zur  Besteuerung  der  derart  konsti- 
tuirten  Banken  über.  Man  kann  vom  Staat  nicht  verlan- 
gen, dass  dessen  Zentral-Bankbehörde  die  durch  sie  ange- 
fertigten gleichförmigen  ungarischen  Banknoten  ohne 
alles  Entgelt  ausfolge  und  die  Deckungs-Depositen  un- 
entgeltlich verwahre.  Bei  der  Normirung  der  Steuer  der 
Banken  wäre  im  Prinzip  der  Modus  der  zweckmässigste 
welch' n  das  deutsche  Reichsgesetz  für  die  deutsche  Zen- 
tralbank festgestellt  hat,  —  dass  nämlich .  wenn  der 
Betriebsgewinn  so  gross  ist,  dass  er  nicht  allein  zur  or- 
dentlichen Verzinsung  des  Bank-Kapitals  und  zu  dem 
für  den  Reservefond  abzuliefernden  Theil  hinreicht,  son- 
dern auch  eine  Superdividende  sich  ergibt,  diese  ver- 
hältnissmässig  zwischen  dem  Staat  und  den  Aktionären 
vertheilt  werden.  Eine  solche  Verfügung  wird  auf  den 
Kredit  nicht  drückend  wirken,  obgleich  jede  auf  die  in 
Umlauf  gebrachten  Banknoten  ausgeworfene  Gebüln* 
den  durch  die  Banken  gegebenen  Kredit  vertheuert 
Doch  in  Anbetracht  unserer  Verhältnisse  würde  ich  fol- 
genden Besteuerungsmodus  für  den  zweckmässigsten 
halten. 

Für  die  Banknoten,  welche  die  Staatsbehörde  den 
Banken  auf  Grund  der  V^-Deckung  ausfolgt,  soll  der 
Staat  keine  Gebühr  verlangen,  denn  die  zu  diesem 
Zweck  deponirten  Werthe  tragen  keine  oder  nur  geringe 
Zinsen :  es  kann  sich  sosrar  auch  trefieu,  dass  die  Staats- 
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Baiikbeliörcle,  sei  es  um  cl  ie  Herstellung  der  Valuta  vor- 
zubereiten, oder  um  den  Wertli  der  in  Umlauf  befind- 
lichen Banknoten  zu  heben,  verlangen  wii-d,  die  depo- 
nirte  Metall-Valuta  solle  in  wirkliches  Metall  umgewan- 
delt werden,  und  dann  fallen  die  Zinsen  der  Va -Deckung 
ganz  und  gar  weg. 

Für  die  Banknoten,  welche  bis  zum  Belauf  von  -U 
der  gesammten  Zirkulation  gegen  Deponirung  ertrags- 
fiiliiger  Efifekten  den  Banken  ausgefolgt  werden,  sollen 
dieselben  massige  Zinsen  zahlen,  um  ein,  zwei  Perzent 
geringere,  als  der  gewöhnliche  Zinsfuss,  die  also  unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  auf  4''/o  festgesetzt 
werden  könnten. 

Ich  muss  noch  eine  wichtige  Verfügung  erwähnen. 
Mit  Avas  für  einer  Valuta  sollen  die  Ban- 
ken, so  lange  die  Valuta  nicht  hergestellt 
ist,  die  ungarischen  Banknoten  einlösen? 
•In  dieser  Beziehung  bin  ich  der  Meinung,  dass  jede 
Bank,  die  Banknoten  von  einem  einheitlichen  Schema 
erhält,  wenn  sie  dieselben  in  Umlauf  bringt,  die  Firma 
der  emittirenden  Bank  auf  die  Note  druckt;  hiermit 
übernimmt  sie  die  Verpflichtung,  eine  solche  Banknote» 
wenn  sie  bei  der  Kasse  der  Bank  oder  bei  deren  Buda- 
pester Kommissionär  vorgezeigt  wird,  mit  einem  im  Ge- 
setz zu  bestimmenden  Verkehrszeichen,  d.  i.  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen ,  mit  Staatsnoten,  einzulö- 
sen; ja  damit  die  leichtere  Zh-kulation  der  derart  in 
Umlauf  gebrachten  ungarischen  Banknoten  gesichert 
werde,  halte  ich  es  für  nöthig,  festzustellen,  dass  jede 
Bank  verpflichtet  sei,  die  durch  eine  andere  Bank  in 
Umlauf  gebrachten  Banknoten  als  Zahlung  anzuneh- 
men, und  damit  dies  geschehen  könne ,  müsste  in  Pest 
ein  Clearinghouse    errichtet    werden ,  in   welchem    die 
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Kommissionäre  der  Banken  die  an  Zalilnnccsstatt  eincre- 
ilossenen  Banknoten  mindestens  eimnal  wöclientlldi,  so 
wie  es  die  scliottisclien  J^)anken  tlnin,  untereinander  aus- 
tauschen würden;  und  insoferne  eine  oder  die  andere 
Bank  beim  Umtauscli  nicht  so  viel  von  (h-n  durcli  sie 
selbst  emittirten  Noten  bekäme,  als  sie  von  d<^n  durcli 
andere  emittirten  Noten  erhalten  hat,  müsstc  sie  die 
Differenz  stets  mit  Staatsnoten  ausgleichen.  Zu  diesem 
Zweck  wäre  es  noth wendig,  die  Verfügung  zu  treffen, 
dass  jede  Provinzialbank  verpflichtet  sei,  im  Verhältniss 
ihres  Banknotcnumlaufs  bei  dem  durch  sie  bevollmäch- 
tigten Budapester  Institut  oder  l^ankhaus  einen  solchen 
Vorrath  von  Staatsnoten  bereit  zu  halten,  mit  welchem 
diese  Differenz  ausgeglichen  und  die  durch  sie  emittirten 
ungarischen  Banknoten  gegen  Staatsnoten  umgetauscht 
werden  können.  Diese  Massregel  wäre  mit  mehreren 
Vortheilen  verbunden  : 

Da  jede  Bank  die  durchweiche  andere  l^ank  immer 
emittirten  Noten  als  Zahlung  annimmt,  so  würden  die 
Einlösungen  mit  Staatsnoten  seltener  und  eine  gesunde 
Entwicklung  des  Bankwesens  gesichert  werden,  denn 
die  Banken  würden  in  Folge  dieser  Verpiiichtung  gegen 
einander  eine  heilsame  Krontrole  üben. 

Da  die  in  verschiedenen  Theilen  des  Landes  ihren 
Sitz  habenden  Banken  verpflichtet  wären,  die  durch  sie 
emittirten  Banknoten  mit  Staatsnoten  einzuhiscn,  so 
könnte  zwischen  den  ungar.  Banknoten  und  den  unter 
gemeinschaftliche  Haftung  gestellten  Staatsnoten  keine 
Kursdifferenz  entstehen ;  es  würde  daher  die  gegen  ein 
selbständiges  ungarisches  Banksystem  vorgebrachte 
Argumentation  kein  Gewicht  haben,  dass  zwischen  den 
ungarischen  und  den  österreichischen  Banknoten  eine 
Kursdifferenz   zum    Nachtheil    der     ersteren    entstellen 
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würde,  — '■  denn  M^enn  die  nngarisclie  Banknote  einen 
gleichen  Wertli  besitzt,  wie  die  Staatsnote,  gegen  die  sie 
jederzeit  umgetansclit  werden  kann,  so  kann  es  zwischen 
beiden  keine  Knrsdifferenz  geben. 

Ich  weiss  im  voraus ,  dass  gegen  die  Einführung 
dieses  Systems  die  Einwendung  gemacht  Averden  wird, 
sobald  die  ungarischen  Banknoten  emittirt  sein  werden, 
werde  man  sie  sogleich  zum  Umtausch  gegen  Staats- 
noten präsentiren,  weil  letztere  in  beiden  Reichshälften 
an  Zahlungsstatt  angenommen  werden.  Ich  fürchte  das 
nicht,  die  Fundirung  der  ungarischen  Banknoten  nach 
dem  vorgeschlagenen  System  kann  als  vollkommen  si- 
cher betrachtet  werden ;  denn  für  den  inneren  Werth 
der  ungarischen  Banknoten  bürgt  zunächst  deren  voll- 
ständige Deckung,  welche  die  emittirende  Bank  bei  der 
Staatsbehörde  deponirt  hat,  und  welche  diese,  sobald  die 
Bank  zuhlungsunfähig  wird,  sofort  verwerthet,  um  die 
durch  die  betreffende  Bank  emittirten  Noten  damit  ein- 
zulösen ;  ferner  haftet  dafür  die  bankmässige  Bedeckung, 
unter  der  die  Banknoten  in  Umlauf  kommen,  da  die 
Bank  die  Banknoten  nur  auf  Wechsel-  und  Lombard- 
geschäfte von  kurzem  Termine  verwenden  kann;  drit- 
tens das  Stammkapital  und  das  Vermögen  der  Bank, 
und  schliesslich  der  Umsta-id,  das  die  Staatskassen  die 
Banknoten  an  Zahlungsstatt  annehmen. 

Die  Staatsnoten  besitzen  keine  solche  do]3pelte  Be- 
deckung, der  Kredit  derselben  beruht  auf  dem  Verspre- 
chen beider  Reichshälften,  dass  diese  Noten  in  einer 
später  zu  bestimmenden  Zeit  und  Weise  fundirt  wurden, 
und  dass  sie  in  beiden  Staatsgebieten  Zwangskurs  haben. 

In  welchem  Falle  wird  also  die  Einlösung  der  ung. 
Banknoten  mit  Staatsnoten  erfolofen  ?  Wenn  Jemand  im 
anderen  Tlieil  der  Monarchie  eine  Zahlung  zu  leisten  hat. 


619 

Wenn  das  ungarische  Banksystem  naclirleni  diiicli 
mich  vorgeschlagenen  Modus  festgcstelh  wird,  so  glaube 
ich,  dass  die  ungarischen  Banknoten  sicli  hinnen  kurzer 
Zeit  einen  gleiclien  Kredit  erringen  werden,  wie  (he 
österreichischen,  —  vorausgesetzt,  dass  die  Gehaliriings- 
vorschriften  der  ung.  Banken  streng  normirt  sein,  die  im 
Interesse  der  Sicher! leit  erforderhclien  Bedino-un<'cn  ciit- 
hahen  werden,  und  über  die  Beobachtung  dersclljcn  im 
Sinne  des  Gesetzes  eine  selbstständige  und  der  Gesetz- 
gebung verantwortliche  Behörde  sorgfältig  wachen  wird. 
.  Doch  angenommen,  dass  Diejenigen,  welche  die 
ungarischen  Banknoten  gegen  Staatsnoten  umtauschen 
wollen,  in  gewissen  Zeiten  sich  in  grösserer  Menge  mel- 
den, so  werden  die  Banken  auch  diesem  gesteigerten 
Einlösungsbegehr  zu  entsprechen  im  Stande  sein,  —  so 
wie  auch  andere  Banken  dem  Verlangen  der  Einlösung 
mit  Metallgeld  entsprechen,  — wenn  jede  Banknote  sta- 
tutenmässig  bedeckt  ist.  Was  thundie  zur  Einlösung  mit 
klingender  Münze  verpflichteten  Banken,  wenn  das  Ein- 
lösungsbegehr fortwährend  steigt  ?  Sie  erhöhen  den  Zhis- 
fuss,  wodurch  die  Zahl  der  Darlehenssucher  abninnnt ; 
und  da  andererseits  die  eskomptirten  Wechsel  von  kur- 
zer Verfallszeit  fiillig  Averden,  so  werden  die  Banken  in 
den  Stand  gesetzt,  dem  stärkeren  Andrang  nach  Einlö- 
sung Genüge  zu  leisten. 

Ich  Avünsche  noch  auf  die  eine  Frage  zu  antwor- 
ten :  S  0 1 1  e  n  d  i  e  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  n  B  a  n  k  n  o  t  c  n  ;t  1  1- 
gem einen  Zwangskurs  liaben?  Soll  Jcdci-mann 
verpflichtet  seni,  sie  im  Verkehr  als  haai'cs  Geld  an/.n- 
nehmen?  Dies  hängt  meines  Erachtcns  davon  ab.  ob  es 
"•elinfft,  in  der  Bankfrage  im  Einvernelnnen  niii  <hr  an- 
dern  Reichshälfte  glelchmässige  Verfügungen  /n  trctVcn 
oder  nicht.  AVcnn  nicht,  so  muss  den  ungarischen  Hank- 
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iiotcn  bis  zur  Herstellung-  der  Valuta  auch  im  Privat- 
verkelir  allgemeiner  Zwangskin-s  verliehen  werden ;  — 
wenn  es  jedoch  gelingen  würde,  mit  dem  österreichi- 
schen Ministerium  ein  Uebereinkommen  zu  treffen,  und 
auch  der  Reichsrath  sein  Banksystem  mit  uns  in  glei- 
cher Richtung  feststellt,  oder  wenn  es  möglich  wäre,  mit 
der  österreicliisclien  Nationalbank,  falls  diese  neuer- 
dings mit  einem  ausschliesslichen  Privilegium  ausge- 
stattet wird,  im  Interesse  des  Geldverkehrs  der  Monar- 
chie ein  billiges  Uebereinkommen  zu  treffen  und  einen 
friedlichen  modus  vivendi  zu  schaffen :  so  wäre  es  nicht 
nöthig,  den  Zwangskurs  auf  den  Privatverkehr  auszu- 
dehnen. Es  würde  genügen,  wenn  der  ungarische  Staat 
die  ungarischen  Banknoten  mit  dem  Vortheil  ausstat- 
tete, dass  sie  bei  allen  Staatskassen  —  ausgenommen 
die  Zölle  und  einige  indirekte  Steuern,  welche  bei  Auf- 
rechterhaltung des  Zollbündnisses  gemeinsam  festge- 
stellt werden  —  an  Zahlungsstatt  Annahme  finden. 
Hingegen  würde  ausgesprochen,  dass  auch  der  Staat  bei 
allen  auf  ungarischem  Gebiete  zu  leistenden  Zahlungen 
die  ungarischen  Banknoten  zu  benützen  berechtigt  sei. 
Eine  wichtige  Frage  ist  ferner,  welches  i  n  s  g  e- 
s a m m t  d a s  ]\I a x i m um  des  zu  bewilligenden 
Banknoten -Umlaufs  sein  soll.  Gegenwärtig 
übersteigt  die  Menge  der  in  Umlauf  befindlichen  Staats- 
noten und  österreichischen  Banknoten  600  Milionen  in 
bedeutendem  Masse ;  aber  es  gab  Zeiten,  wo  der  Umlauf 
der  beiden  Gattunoen  zusammen  700  Millionen  betrucr. 
Da  bei  der  Feststellung  des  Maximums  immer  der  Be- 
trag angenommen  werden  muss,  dessen  der  Verkehr 
unter  ausserordentlichen  Umständen  bedarf,  so  glaube 
ich,  man  könne  für  beide  Reichshälften  700  Millionen 
vorläufig  als  Maximum  annehmen.   Die  unter  gemein- 
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schaftliche  Garantie  gestellten  Staatsiioten  betragen  312 
Millionen.  Ich  liabe  die  Umstände  erwähnt,  in  Folge 
deren  das  Verhältniss  zwischen  den  Salinenscheinen  und 
Staatsnoten  sich  geändert  hat.  Jetzt  is  es  an  der  Zeit, 
dass  die  Verordnung  des  Gesetzes  erfüHt  und  diesem 
Missbrauch  ein  Ende  gemacht  werde.  In  diesem  Falle 
würde  der  Staatsnoten-Umlauf  nicht  höher  steigen,  als 
in  den  Jahren  1867  bis  1869;  er  würde  daher  höchstens 
ol2  Millionen  ausmachen. 

Demzufolge  können  388  Millionen  als  Maxinnun 
des  Banknoten-Umlaufs  angenommen  werden,  wovon 
nach  dem  Verhältniss  von  32  Perzent  auf  Ungarn  124 
Millionen,  im  Durchschnitt  und  in  runder  Summe  120 
Millionen  kämen.  Auf  diese  Annahme  basire  ich  meine 
Berechnungen,  obgleich  ich  liiemit  wiederludt  bemerke, 
dass  das  Quotenverhältniss  ohne  Schmälerung  der  Inte- 
ressen der  Gerechtigkeit  und  unseres  Vaterlandes  auf 
den  Geldverkehr  nicht  ang-ewendet  werden  kann.  Damit 
für  alle  Eventualitäten  vorgesorgt  sei  und  der  Staat  in 
Fällen  von  Geldkrisen  einen  grösseren  Geldbetrag  flüssig 
machen  könne,  so  wäre  es  zweckmässig,  von  diesen  120 
Millionen  vorläufig  20  Millionen  zurückzubehalten;  da- 
her könnte  das  durch  die  in  Budapest  und  in  verschie- 
denen Geo-enden  des  Landes  zu  errichtenden  National- 
banken  in  Anspruch  zu  nehmende  Quantum  ungarischer 
Banknoten  vorläufig  auf  hundert  Millionen  festgesetzt 
werden. 

Würde  der  ungarische  Verkehr  gleich  nach  dvv 
Umo-estaltuno-  den  o-anzen  IktrM«»-  von  100  ^lilHoneii 
beniUhiüen  ?  Ich  o-laube  nicht,  und  gewiss  so  lange  nii'ht, 
als  die  im  Gebiet  Ungarns  in  Umlauf  lieiindUchi'U  r)ster- 
reichischen  Banknoten  von  hier  nicht  fortzielien.  b-li  bin 
überzeugt,  dass  die  gesteigerte  Produktion   und  der  ver- 
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mehrte  Handelsverkehr  binnen  kurzer  Zeit  so  viel  un- 
Sfarisclie  Banknoten  in  Umlauf  erhalten  werden,  als 
gegenwärtig  österreichische  Banknoten  in  Ungarn  zir- 
kuliren,  und  so  ist  es  wahrscheinlich,  dass  bald  sämmt- 
liche  hundert  Millionen  in  Anspruch  genommen  werden, 
und  desshalb  wäre  das  Maximum  der  Emission  auf  120 
Millionen  festzusetzen. 

Sehen  wir,  wie  viel  in  Folge  der  Emission  unga- 
rischer Bankakten  nach  diesem  System  in  die  Staats- 
kasse an  Steuer  einfliessen  würde.  Diese  Steuer  ist  ein 
neuerer  Vortheil  für  den  Staat,  da  derselbe  unter  die- 
sem Titel  bisher  nichts  bekommen  hat.  Der  Staat  würde 
die  dem  deponirten  Metallwerth  entsprechende  Menge 
von  Banknoten  ohne  alle  Gebühren  hergeben ;  aber  für 
die  nach  Depositen  im  Betrage  von  66-/3  Millionen  aus- 
zufolgenden Banknoten  würden  die  Banken  Zinsen  zah- 
len. Nehmen  wir  an,  dass  diese  Zinsen  4°/o  seien,  so 
würde  das  dem  Staate  aus  der  Banknoten-Emission  er- 
wachsende jährliche  Erträgniss  2.666  Millionen  betragen, 
und  da  auf  die  Herstellung  der  Banknoten  und  sonstige 
Kosten  leicht  466.000  fl.  aufgehen  können,  so  würde 
das  betreffende  Einkommen  des  Staates  jährlich  2.2  Mil- 
lionen ausmachen. 

Ich  würde  wünschen,  dass  für  den  derart  als  Bank- 
steuer einfliessenden  Betrag  Metallvaluta  oder  in  solche 
leicht  umwandelbare  sichere  Effekten  angeschafft  werden 
und  gesetzlich  festgestellt  werde,  dass  der  Staat  auf 
Grundlage  dieser  metallischen  Bedeckung  als  Drittel- 
deckung, wenn  eine  ausserordentliche  Geldki-ise  eintritt, 
zu  deren  Milderung  die  Banken  zu  schwach  w^ären, 
Banknoten  im  dreifachen  Betrage  zeitweilig  in  Umlauf 
bringen  dürfe.  Hierdurch  würde  dem  ungarischen  Ver- 
kehr der  Vortheil  erwaclisen,  dass  ihm  im  Falle  von  Kri- 
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sen  die  Unterstützung  gesichert  wäre,  welche  die  grossen 
Zentralbanken  darzubieten  verinr)gen.  So  würde  diese 
Notenreserve  dem  Lande  im  ersten  Jahre  im  dreitaclien 
Betrag  von  2.2  Millionen,  also  G.g  ^lilHonen,  hn  zweiten 
Jahre  von  13.4  Millionen,  und  so  in  fortwälirend  stei- 
gendem Betrage  zur  Verfügung  stehen.  Meines  Ei-acli- 
tens  dürfte  jedoch  diese  Notenreserve  vorlaufig  nicht 
grösser  sein,  als  vom  Maximum  des  Verkehrs  zurückbe- 
halten würde,  also  nach  der  obigen  Berechnung  20  Mil- 
lionen. Wenn  die  Thiitigkeit  der  Nationalbanken  sich 
steigern,  und  die  Erfahrung  zeigen  sollte,  dass  die  Menge 
der  gegenwärtig  in  Ungarn  zirkulirenden  Noten  der 
österreichischen  Nationalbank  grösser  ist,  als  der  für 
die  Nationalbanken  präliminirte  Betrag,  so  wäre  es  der 
Gesetzgebung  immer  möglich,  diesen  zw  erhöhen. 

Die  reservirte  Banksteuer  könnte  auch  zu  dem 
Zwecke  dienen,  dass,  wenn  die  Staatsnoten  getheilt  wer- 
den sollten,  oder  die  beiden  Gesetzgebungen  Im  Einver- 
nehmen die  allmälige  Herstellung  der  Valuta  beschlies- 
sen,  der  aus  der  Banksteuer  eingeflossene  Betrag  zur 
Annullirung  der  im  Umlauf  befindlichen  Staatsnoten 
verwendet  werde. 

Hiermit  habe  ich  meine  Ansichten  darüber  dargelegt, 
welche  Aenderungen  am  amerikanischen  Banksystem 
vorzunehmen  wären,  wenn  man  es  in  Ungarn  anwenden 
würde.  —  Ueber  die  zweite,  zu  Anfang  des  Kapitels 
aufgeworfene  Frage,  welche  Verfügungen  die  Einfüh- 
rung dieses  Systems  Seitens  der  Gesetzgebung  und  l\c- 
gierung  erheischen  würde,  kann  ich  mich  viel  kürzer 
fassen. 

Die  Aufgabe  der  Eegierung  wäre  es,  der  Legisla- 
tive ehien  Gesetzentwurf  »über  die  Nationalbanken«  vor- 
zuleoeu.    Dieses  Gesetz  würde  das  Ministerium  ermäch- 
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tlgen,  eine  von  der  Regierung  unabhängige,  jedoch  durch 
diese  zu  beaufsichtigende,  der  Gesetzgebung  verant- 
worthche,  unter  einem  durch  den  Finanzminister  ernann- 
ten Präsidenten  stehende  Behörde  einzusetzen,  die  mit 
der  Regehmg  und  Kontrole  des  ungarischen  Bankno- 
tenumlaufes betraut  würde.  Das  Gesetz  würde  deren 
Wirkungskreis  feststellen,  der  im  Wesentlichen  derselbe 
sein  könnte,  wie  er  in  dem  neueren  amerikanischen  Ge- 
setz festgestellt  ist.  Demzufolge  würde  diese  Behörde 
die  Banknoten  anfertigen  lassen,  die  Konzession  zur  Er- 
richtung der  Nationalbanken  geben,  diese  —  insofern 
sie  den  Bedingungen  der  Banknotenbedeckung  Genüge 
leisten,  von  Zeit  zu  Zeit  mit  den  einheitlichen  ungari- 
schen Banknoten  versehen,  die  Banken  kontroliren,  und 
im  Falle  der  bei  einer  derselben  eingetretenen  Zahlungs- 
unfähigkeit die  Depositen  flüssig  machen,  und  die  durch 
die  betreffende  Bank  emittirten  Noten  einlösen ;  ferner* 
würde  sie  die  Banksteuer  einheben  und  verwalten,  die 
Ergebnisse  der  Thätigkeit  der  Banken  zur  Oeffentlich- 
keit  bringen,  und  von  Zeit  zu  Zeit  der  Gesetzgebung 
über  die  Banken  Bericht  erstatten. 

Es  wäre  zu  wünschen,  dass  diese  Behörde  aus 
selbständigen,  von  der  Regierung  unabhängigen  Perso- 
nen konstituirt,  und  die  Mitolieder  durch  die  Handels- 
kammern  und  beide  Häuser  des  Reichstages  kandidirt 
werden. 

Was  in  das  Gesetz  über  die  Konstituirung  und  den 
Betrieb  der  Banken  aufzunehmen  sei,  das  detaillirt  auf- 
zuzählen, lialte  icli  für  überflüssig,  da  Alles  diess  aus 
der  obigen  Auseinandersetzung  dieses  Systems  leicht  ge- 
folgert werden  kann.  Nur  einen  Umstand  glaube  ich 
hervorheben  zu  sollen.    Die  Mittel    aea-en  etwaige  Misf 
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bräuche  und  unordentliche  Verwaltung'  wären  in  ihrem 
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ganzen    Umfange    und    mit    Konsequenz    anzuwenden. 
Solclie   Scliutzmassregeln  sind:    genaue  Umscln-eibung 
des   Wirknnu'skreises  der   liankon,    l)ei  der  Verötfeutli- 
cliuni''  der  Betriebsero-ebnisse  möo-llclist   «irosse  Puidizi- 
tat,  zweckmiissiü'e  Oro-anisiran";  der  Staatsaufsicht,   und 
Feststelluno;  der  strens^cn  Strafen  in  Fallen  von  Ueber- 
tretunw-   der  Statuten.    Erfaliruno-so-eniiiss  war  die  letz- 
tere  Massregel  von    grosser  Wirkung    in  Amerika,  der 
Heimatli  der  verwegenen  Spekulationen,  wo  die  Direk- 
toren, die  wissentlk-li   und  absiclitlicli  das  Gesetz  nicht 
beobachten,  auch  mit  lojjihriger  Gefangenschaft  bestraft 
werden  können.  Eine  der  hervorragendsten  Autoritäten 
im  Baidvwesen,  Adolf  Wagner,  der  seine  Aufmerksam- 
keit auf  sämmtliche  in  diesem  Fach  vorkommende  Er- 
sclieinunoen   ausoedehnt  hat,   sao't  über   die  zweckmiis- 
sio-e  Verw^altuno-  der  Nationalbanken:  >Das  verhältniss- 
miissi"'  o'ünstio^e  Resultat,  dass  bisher  noch  nicht  einmal 
1^0  der  Nationalbanken  fallirt  hat,  ist  in  erster  Eeilie 
dem  zuzuschreiben,  dass  diese  Banken  zum  Zwecke  der 
Bankbedeckung  einen  grösseren  Geldbetrag  vorräthig 
halten,  als  das  Gesetz  fordert.    Ausserdem    haben    un- 
streitig auch  die  harten  Strafen  Eintiuss  geüljt,  ^^•elche 
die  Bankakte  itormirt  hat.« 

In  Bezuu'  auf  die  letzte  Fraae.  Avelche  Thiitigkeit 
das  den  Kredit  in  Anspruch  nehmende  ungarische 
Publikum  im  Falle  der  Einführung  dieses  Systems 
entfalten  müsste ,  bestehen  meine  Ansichten  in  F(d- 
gendeni : 

Ich  bin  überzeugt,  dass  wenn  dieses  System  ins  Le- 
ben träte,  das  Land  es  mit  Freude  begrüssen  und  den 
neuen  ungarischen  Banknoten  Vertrauen  entgegen  brin- 
gen Avürde.  Im  inneren  Verkehr  würden  die  ungari- 
schen Banknoten  bald  die  Stelle  der  österreichischen 
C.  B.  -tu 
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Banknoten  einnehmen.  Die  Klasse,  die  sicli  mit  dem 
Kreditwesen  bescliäftigt,  die  also  das  Vertrauen  des  Pu- 
blikums benöthigt,  hätte  die  Aufgabe,  bei  der  Benützung 
dieser  Kreditinstitution  nach  jeder  Eichtung  die  Solidi- 
tät vor  Augen  zu  behalten,  und  die  Banken  dieser  entspre- 
chend zu  leiten ;  diejenigen  aber,  die  Kredit  suchen  und 
annehmen,  müssten  es  sich  zur  Aufgabe  machen,  den 
übernommenen  Verpflichtungen  pünktlich  zu  entspre- 
chen. Alles  dies  wird  in  Erfüllung  gehen,  wenn  die 
Banken  auf  richtigen  Grundlagen  organisirt  werden, 
und  sich  streng  an  die  präcis  umschriebenen  Gebah- 
rungsregeln  halten. 

In  erster  Eeihe  wird  Denjenigen,  die  über  Kapital 
verfügen  und  in  Kreditoperationen  bewandert  sind,  die 
Aufgabe  zufallen,  an  den  Orten,  wo  die  Errichtung 
einer  Nationalbank  zugelassen  werden  kann,  die  Grün- 
dung solcher  Institute  in  Angriff  zu  nehmen. 

Beim  Bankmonopolsystem  wird  es  nicht  an  aus- 
ländischem Kapital  fehlen,  das  gegen  einen  grossen,  auf 
lange  Zeit  gesicherten  Nutzen  und  unter  der  Bedingung 
des  freien  Verfügungrechtes  die  Gründung  einer  selb- 
ständigen Bank  unternehmen  würde.  Wenn  mit  der 
österreicliischen  Nationalbank ,  resp.  mit  den  Aktionä- 
ren derselben  ein  Ausgleich  zu  Stande  kommt,  so  wird 
das  Verfahren  ein  einfaches  sein ;  die  österreichische 
Nationalbank  würde  einem  Theil,  nämlich  einem  Drit- 
tel ihrer  Aktien  einen  anderen  Namen  geben  und  ein 
Drittel  ihres  Metallfondes  nach  Budapest  transportiren, 
und  wir  würden  auch  ferner  unter  dem  Einfluss  des  o-e- 
gegenwärtig  bestehenden  Systems  bleiben.  Wenn  jedoch 
das  Vielbankensystem  angenommen  würde,  so  wäre  es 
Aufgabe  des  vaterländischen  Kapitals  die  ungarischen 
Banken  zu  gründen,  und  den  zu  diesem  Zweck  erfor- 
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derllclien  Fond  zu  bescliaffen.  Ich  g-laubc,  dass  diess 
mit  keinen  grossen  Scliwierlgkeitcn  verbunden  wäre- 
Zu  allen  Geschäften,  die  einen  sichern  und  grossen  Ge- 
whin in  Aussicht  stellen,  fehlt  es  selbst  bei  uns  nicht 
an  den  nöthigen  Ka})italien.  Im  Anfang,  wo  der  durch 
die  Filialen  der  österreichischen  Nationalbank  dargebo- 
tene Kredit  im  Belaufe  von  35 — 37  Millionen  ersetzt 
werden  müsste,  Avürde  es  oenüo-en,  uno-arische  Bankno- 
ten  bis  zum  Belaufe  von  50  Millionen  in  Zirkulation  zu 
bringen,  und  daher  die  diesem  Betrag  entsprechende 
Bedeckuno'  aufzubringen.  Diese  verhiiltnissmJissiji;  be- 
trächtliche  Vermehrung  des  Banknoteimmlaufes  Avürde 
den  uno-arischen  Kreditverkehr  bedeutend  erhöhen. 

Ich  glaube,  es  bedarf  keiner  Aveiteren  Erläuterung, 
um  zu  beweisen,  dass  die  Gründung  solcher  Banken  ein 
lukratives  Geschäft  sei,  da  die  Bank  ausser  dem  Ertrag 
der  durch  sie  als  Deckung  deponirten  Werthpapiere 
auch  die  Zinsen  für  die  durch  sie  in  Umlauf  gebrach- 
ten und  dargeliehenen  Banknoten  beziehen  würde,  wel- 
cher Gewinn  sicherlich  bedeutend  mehr  ausmachen  w  ürde' 
als  die  Steuer,  welche  die  Banken  für  zwei  Drittel  der 
nach  der  Deckung  erhaltenen  Banknoten  zu  zahlen 
hätten.  In  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  des  Ue- 
bergangs  könnte  man  diese  Steuer  Anfangs  ermässigen. 
Doch  die  Erträgnisse  solcher  Banken  würden  auch 
durch  den  Umstand  vermehrt  werden,  dass  sie  nicht  al- 
lein die  Aufgabe  hätten,  die  für  die  Deckung  erhaltenen 
Banknoten  in  Umlauf  /u  bringen,  sondern  auch  berech- 
tigt wären,  Depots  anzunelnnen,  also  das  gewinnbrin- 
gende Geschäft  zu  betreiben,  mit  dem  in  Ungarn  die 
Depositenbanken  und  Si)arkassen  sich  beschäftigen. 

Es  ist  zu  wünschen,  dass  unsere  bereits  bestehen- 
den, ein  grösseres  Kapital  besitzenden,  eines  ausgedchn- 

40* 
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teil  Kredits  sich  erfreuenden  Kredit-Institute  sich  in  sol- 
che Banken   nmwandehi.    Sie    besitzen    Fachkenntniss. 
Erfahrung"  und  eine  gründliche  Kenntniss  der  Provinz- 
verhältnisse  nnd  sind   von  allgemeinem  Vertrauen  ge- 
tragen, da  ihrer  Fürsorge  im  Wege  der  Einlagen  grosse 
Kapitalien  anvertraut   sind.  Sie  besitzen  gute  Werthpa- 
piere,    die    sie  bei  der  Banknotcnbedeckung    benutzen 
könnten,  ohne  das  bewegliclie  Kapital  zu  vermindern. 
In  Budapest  sind  die  Erste  Vaterländische  S  p  a  r- 
kasse  und  die  Pester  K  o  mmer  z  ialb  ank.  zwei  In- 
stitute,  die  alle  Erfordernisse  besitzen,   um  sich  in  Zet- 
tellianken umoestalten   zu  können.  Die  Erste  Vaterlän- 
dische  Sparkasse  ist  im  Besitz   eines  grossen  Vorraths 
von Werthpapieren  und  könnte  denselben  noch  vermeh- 
ren, ohne  ihr  Wechseleskompte-Geschäft  zu  veri-ingern, 
und  zwar  dadurch,  wenn  sie   ihre  Hypothekar-Darlehen 
.  mit  Intervention   eines  Bodenkredit-Institutes   von    soli- 
dem Kredit  in  Pfandbriefdarlehen    umwandeln  würde, 
was  sie   umsomehr  thuii  müsste,  da  sie  nach  Aufnahme 
des    Zettelbank-Geschiiftes    sich    der    Verordnuno'    des 
nach  amerikanischem  Vorbild  geschaffenen  Gesetzes  an- 
bequemen müsste,  dass  die  bei  ihr  placirten  Kapitalien 
nicht  auf  Kreditgewährungen  von  langem  Termin  ver- 
wendet werden  dürfen.  Die  Erste  Vaterländische  Spar- 
kasse  besä  SS  mit  Ende   des   vorio-en  Jahres   über  zehn 
]\lillioiieii   in   sicheren  Werthpapieren,   die  Summe  ihrer 
Hypothekar-Darlehen  belief  sich    anf  nahezu    zwanzig 
Millionen.  Wenn  sie  diese  Hypothekar-Obligationen   in 
gute  Pfandbi-iefe  umwandeln   Avürde,  so  könnte  sie  nach 
diesem  System  die  zur  Banknoten-Emission  von  40  Mil- 
lionen erforderliche  Deckung  deponiren,  und  schon  die- 
ses Institut  allein   vermöchte  —  besonders  w^enn  es  der 
Xatur  der  Sache  gemäss  sein  Stammkapital  vermehren 
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würde,  was  es  bei  seinem  grossen  Kredit  Iciclit  tliini  kann, 

—  die  beim  Uebergang  erforderliche  Siumne  in  ungari- 
schen Banknoten  in  Umknuf  zu  bringen,  resj).  den  Kre- 
dit zu  crliöhen,  den  gegenwartig  die  Pester  Filiale  der 
Oesterreichischen  Nationall)ank  bietet.  Icli  fiiln-e  dies 
nur  als  ein  Beispiel  zum  BcAveise  dessen  an,  dass  die  va- 
terländischen Kapitalien  im  Stande  wären,  die  zum  Ins- 
lebentreten  diese??  Systems  erforderliche  Summe  beizu- 
steuern, noch  dazu  mit  der  Wahrscheinlichkeit  einer 
grossen  Dividende  für  ilu-e  Aktionäre.*)  Und  so  wie  die 
Pester  Institute  die  erforderliche  Kapitalskraft  besitzen, 
so  kr)nnten  auch  die  gegenwärtig  bestellenden  Provinz- 
Institute,  den  Provinz- Interessen  entsprechend,  ihre  Um- 
gestaltung in  solche  Banken  mit  Erfolg  unternehmen. 

—  Diejenigen,  welche  die  Interessen  der  Monopolbank 
in  Schutz  ne'imen,  werden  gegen  diese  Ansicht  gewiss 
vorbringen,  dass  man  nach  den  Prinzipien  des  Zentral- 
banksvstems  den  Geschäftskreis  der  mit  Banknoten- 
emission  sich  befassenden  Banken  von  dem  der  Deposit- 
banken streng  unterscheiden  müsse,  inid  sie  werden  sich 
auf  die  von  Autoritäten  im  Zettelbaidcwesen  aufgestellte 
Lehre  berufen,  dass  die  Kreditiustitutionen  sich  am  zweck- 
mässigsten  entwickeln,  wenn  mit  dem  Hechte  der  Bank- 
notenemission eine  Zentralbank  bekleidet  ist,  die  Depo- 
sitbanken aber  sich  mit  dem  Ansammeln  von  Kapitalien 
beschäftigen.  Dieser  Argumentation  entgegen  berufe  ich 
mich  jedoch  auf  die  praktischen  Pesultate  der  Erfah- 
rung, nach  welcher  überall,  wo  das  Vielbankensystcm 
herrscht,  im  Zusammenhang  mit  der  Notenemission  das 
Geschäft  der  Depositenbanken,  das  ist  die  ^lenge  der 
Depositen  fortwährend  zunimmt,  wodurch  bewiesen  ist, 


*)  Nach  Max  Wirtli  haben  die  amerikanischeu  Natioualbauken  ihren 
Aktionären  eine  löo/oige  Dividende  garantirt. 
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dass  grade  bei  diesem  System  die  heilsame  Wirkung 
der  Kreditinstitute  sich  in  grossem  Masse  entwickelt, 
dass  sie  den  grössten  Theil  der  brach  liegenden  Kapita- 
lien in  ihren  Kassen  ansammeln,  also  nicht  allein  mit 
der  Kraft  des  Banknotenumlaufs,  sondern  auch  der  bei 
ihnen  deponirten  Summen  den  Kredit  zu  beleben  und  so 
die  Arbeitsthätigkeit  zu  steigern  fähig  sind.  Diese  Er- 
scheinungen sehen  Avir  bei  den  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  n 
Nationatbanken,  deren  gesammter  Notenumlauf  1872 
333.490  Millionen  ausmachte ;  die  Summe  ihrer  Einlagen 
aber  belief  sich  beinahe  auf  doppelt  so  viel  und  betrug 
626.700  Millionen.  In  Schottland,  wo  das  Deposi- 
tengeschäft sich  in  noch  grösserem  Masse  entwickelt  hat, 
machte  die  Summe  der  im  April  1867  emittirten  Bank- 
noten nicht  mehr  als  4.36?  Pf.  St.  aus ;  die  in  die  Banken 
eingelegten  Summen  aber  betrugen  60. 449  Millionen  Pf 
Sterling,  welcher  Betrag  fortwährend  steigt,  denn  1872 
hatte  sich  die  Summe  der  Einlagen  bereits  auf  96  Mil- 
lionen Pfund  erhoben,  was  in  (österreichischem  Gel  de 
fast  tausend  Millionen  Gulden  ausmacht.  Die  22,  mit 
Banknotenemission  sich  befassenden  Schweizer  Ban- 
ken hatten  1864  einen  Umlauf  von  15. 937  Millionen 
Francs,  ihre  Einlagen  jedoch  hatten  die  Summe  von  62 
Millionen  Francs  überstiegen.  —  Nicht  mit  der  Theorie, 
sondern  mit  aus  der  praktischen  Erfahrung  geschöpften 
Daten  unterstütze  ich  also  die  Ansicht,  dass  die  Banken 
ohne  alle  Gefahr,  ja  zum'  Vortheil  des  öffentlichen  Kre- 
dits nebst  dem  Notenemissionsgeschäft  auch  das  Depo- 
sitengeschaft betreiben  können. 

Ueberhau2:>t  kann  man  eine  Theorie  nicht  in  allen 
Fällen  anwenden,  und  nur  dann  kann  sie  richtig  ge- 
nannt werden,  wenn  die  praktische  Erfahrung  für  sie 
spricht.    Was    bei    grossen    fortgeschrittenen    Nationen 
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gut  g'elieisseu  werden  kann,  ist  dessluillj  iiocli  nicht 
bei  einer  in  der  EntMickelun«»-  begriffenen  Nation  an- 
wendlxii*.  Nun  bat  die  Erfahrung  l)eAviescn,  dass  überall 
AVü  das  Vielbankensystem  besteht,  in  der  anfänghchcn 
Entwickelinigsperiodc  der  Nation  das  Noteneniissions- 
recht  der  Faktor  war,  der  den  Kredit  verbreitend,  die 
Arbeitsthatigkeit  steigerte,  und  die  Vermehrung  des  Ka- 
pitals zur  Folge  hatte;  und  so  jiabcn  grade  diese  lian- 
ken  die  zeitweilige  Placirung  der  ersparten  Kapitalien 
befördert.  Ganz  riclitig  sagt  IMagesheut,  dass  das  grosse 
Eesultat,  Avelches  die  beim  Vielbankensystem  errichteten 
Banken  hinsichtlich  der  Hebung  des  Kredits  aufzuwei- 
sen vermochten,  zumeist  dem  Vortheil  der  Notenemis- 
sion zuzuschreiben  sei,  von  dem  diese  Banken  stets  mit 
Bedacht  Gebrauch  gemacht  haben.  Doch  dass  in  unse- 
rem Lande  die  erforderlichen  Vorbedingungen  zvu*  Ein- 
führung  dieses  Baid^systems  vorhanden  sind,  ist  zumeist 
durch  die  in  diesem  Kapitel  angeführten  Ziffern  bewie- 
sen. 1874,  also  nach  der  grossen  Finanzkrise,  mitten  un- 
ter dem  drückenden  Einfluss  dreier  ungünstigen  Ernten 
—  betrugen  sammtliche  Einlagen  bei  den  ungarischen 
Sparkassen  und  Kreditinstituten  mehr  als  210  Millionen, 
während  der  durch  sammtliche  Filialen  der  österreiclii- 
schen  Nationalbank  daro-ebotene  Kredit  kaum  über  37 
Millionen  ausmachte ;  die  Summe  der  Einlagen  war  also 
fünfmal  so  gross,  wie  der  durch  die  Bankfilialen  ge- 
währte Kredit.  Ja,  wenn  "wir  in  Betracht  ziehen,  dass 
der  eresammte  Banknotenumlauf  der  österreichischen 
Nationalbank  in  Ungarn  auf  hundert  Millionen  veran- 
schlagt  werden  kann,  so  sehen  wir,  dass  auch  diesen  die 
bei  den  ungarischen  Kreditinstituten  enigelegten  Kapl- 
talsbeträgc  um  das  Zweifache  übersteigen. 

Trotzdem  ich  bemüht  war,  nicht  allein  die  Zweck- 
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miissigkeit  dieses  Systems,  sondern  auch  das  nachzuwei- 
sen, dass  es  zu  dessen  Einführung  nicht  nothwendig  sei; 
das  ausländische  Kapital  in  Anspruch  zu  nehmen,  —  so 
werden  doch  Manche  behaupten,  es  sei  wohl  möglich, 
dass  für  den  Anfang  die  zur  Herstellung  der  Bankno- 
tenbedeckung erforderlichen  Geldkräfte  im  Betrag  von 
40 — 50  Millionen  vorhanden  sein  Averdeu ;  aber  wie 
könne  man  voraussetzen,  dass  ein  so  armes  Land,  wie 
Ungarn,  im  Stande  sein  werde,  die  durch  mich  berech- 
nete Bedeckung  von  hundert  Millionen  zur  Fun- 
diruno;  eines  solchen  uno-arlschen  Banknotenumlaufs 
zu  beschaffen,  Avelcher  der  gegenwärtig  durch  die  Oester- 
reichische  Nationalbank  In  Ungarn  unterhaltenen  Bank- 
notenzirkulation entsprechen,  also  die  Wirksamkeit 
der  österreichischen  Nationalbank  In  Ungarn  ersetzen 
und  entl)elirlicli  machen  soll. 

Es  sei  mir  gestatte tt,  zur  Rechtfertigung  meiner 
Voraussetzuno-  noch Einioes,  wenn  auch  wiederliolt  vor- 
zubringen.  Im  theoretischen  Theile  dieses  Werkes  habe 
Ich  behauptet,  dass  jede  in  Umlauf  befindliche  Bank- 
note ein  erspartes  Resultat  vorausgegangener  Arbeit,  also 
Kapital  repräseiitirt,  und  dass,  wenn  Jemand  die  Bank- 
note A^on  dem,  der  sie  von  der  Bank  geliehen  genom- 
men, als  Zahluno-  für  einen  srewissen  verkauften  Werth 
aniuilmmt,  er  hierdurch  —  so  lange  er  nämlich  die 
Banknote  bei  sich  behält  und  nicht  als  Zahlung  weiter 
gibt,  —  ein  Gläubiger  der  Bank  geworden  ist,  der  er 
thatsächllch  ein  Darlehen  ohne  Zinsen  gegeben  hat, 
während  hingegen  die  Bank  die  Schuldnerin  des  Be- 
treifenden wurde.  Daher  ist  das  grosse  Publikum  bis 
zum  Betrag  der  in  Umlauf  befindlichen  Noten  der  Gläu- 
biger der  Bank,  diese  dagegen  in  eben  demselben  Masse 
die  Schuldnerin    des    grossen    Publikums;    und    dieses 
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Verliältniss  wird  überall,  wo  kein  Zwtuigskurs  Liistclit, 
dadnrcli  liandg-reiflicli,  dass  die  Bank  gemäss  ihrem 
auf  der  Banknote  ausgedrückten  Versprechen  diese 
Sclmld  dem  Vorzeiger  auf  Siclit  in  klingender  Münze 
zu  zahlen  verpflichtet  ist.  Auch  beim  Zwangskurs  be- 
steht dieses  Versprechen  und  diese  Pflicht,  nur  dass  in 
Folü"e  zwino'ender  Nothwendio-keit  durch  das  Gesetz  der 
Aufschub  der  Erfüllung  ausgesprochen  ist. 

Wenn  die  Valuta  hergestellt  wiire  d.  h.,  weini  die 
österreichische  Nationalbank  dem  Vorzeiger,  also  ilu'ciu 
Gläubiger,  ihre  Schuld  auf  Sicht  in  klingender  Münze 
zahlen  würde,  wenn  gemäss  dem  Punkt  XX.  des  Zoll- 
imd  Handelsvertrages  der  österreichischen  Nationalbank 
der  Betrieb  im  Gebiete  der  ungarischen  Krone  gestattet 
würde,  und  wenn  nebstdem  auch  Ungarn  eine  Zentral- 
bank oder  mehrere  Banken  hätte,  welchen  die  gleiche 
Konzession  in  der  anderen  Reichshälfte  eingeräumt 
wäre:  so  würde  es  vom  Belieben  des  ungarisclien  Pu- 
blikums abhängen,  die  österreichischen  oder  die  unga- 
rischen Banknoten  anzunehmen  und  zu  behalten,  oder 
sich  dieselben  in  klino-ende  Münze  umwechseln  zu  las- 
sen.  Wenn  das  grosse  Publikum  sich  überzeugen  würde, 
dass  die  Banken  ihrer  o-eo-en  ihre  Schuldner  übern om- 
menen  BareinlösuDgspflicht  eutspreclien,  —  was  sicher 
der  Fall  wäre,  da  jede  dieser  Pflicht  nicht  nacddvom- 
meiide  Bank  sofort  zu  liquidiren  gezwungen  wäre  — : 
so  würden  die  Banknoten  beider  Peichshälften  neben 
einander  zirkuliren,  und  schliesslich  würden  l^eide 
Reichshälften,  ja  in  diesen  jede  Provinz,  am  liel)sten  die 
Noten  der  Bank  annehmen,  deren  Kreditrayon  ihnen 
am  näclisten  liegt,  und  bei  welcher  die  Bareinlösung 
eventuell  am  leichtesten  bewerkstelUgt  werden  kann. 
Wenn  zur  Zeit  der  Einführung  eines  selbständigen  un- 
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oni'ischen  Banksystems  die  Valuta  hergestellt  wäre,  so 
Avürdeii  die  ungarischen  Banknoten  mi  ungariscken  Ver- 
keln*  nur  in  dem  Masse  die  Stelle  der  österreichischen 
Banknoten  einnelnnen,  in  welcliera  die  ungarischen  Ban- 
ken fähig  wären,  ihren  Noten  den  gleichen  Kredit  zu  si- 
chern ;  daher  würde  der  Uebergang  ohne  Schwierig- 
keit und  alhnälig  stattfinden. 

Unter  anderen  Verliältnissen  würde  diese  Umge- 
staltung bei  der  Benützung  von  Noten  mit  Zwangskurs 
vor  sich  oelien. 

Da  die  österreichischen  Banknoten,  die  bewegli- 
ches Kapital  repräsentirten,  nacli  Ablauf  des  Privile- 
giums und  nach  Errichtung  der  ungarischen  Bank  oder 
Banken  den  ihnen  in  Ungarn  gewährten  Zwangskurs 
verlieren,  und  daher  im  innern  Verkehr  nicht  mehr  1)e- 
nützt  würden,  so  würden  sie  in  Folg-e  der  Zahlunjren, 
welche  die  Schuldner  der  Bank  zu  leisten  verpflichtet 
sind,  in  die  Kasse  der  Bank  zurückfliessen,  oder  theil- 
weisc  in  das  Staatsgebiet  auswandern,  wo  sie  als  Zah- 
lungsmittel benützt  werden  können,  und  im  ungarischen 
Verkehr  würden  an  deren  Stelle  die  ungarischen  Bank- 
noten treten.  Hierdurch  würde  den  ungarischen  Banken 
das  grosse  unverzinsliche  Kapital  zur  Verfügung  ge- 
stellt sein,  welches  das  Publikum  jetzt  der  Österr.  Na- 
tionalbank darleiht,  indem  es  deren  Noten  annimmt  und 
in  Umlauf  erhält. 

Es  ist  daher  bei  der  Einführung  dieses  Systems 
nicht  nothwendlg  erst  neue  Kapitalien  herbeizuschaf- 
fen, oder  sich  an  das  ausländische  Kapital  zu  wenden ; 
denn  auch  heute  ist  der  Kapitalswerth  vorhanden,  der 
zur  Garantirung  der  Banknoten  erforderlich  ist  und 
beinahe  in  gleichem  Verhältniss  mit  dem  deponirten 
Wertli  durch  die  Banken  zur  Belebung  des  ungarischen 
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Kredits  verwendet  werden  wird.  L'nd  iiisolei-u  heute  iui 
Gebiet  der  nngarisclien  Krone  zwei  oder  di-einial  so  viel 
österreicliisclie  l'nnkiioteii  in  l 'ndnnf  sind,  als  der  P»e- 
trag  ansniaelit,  den  die  Filialen  der  \\:\\\k  dem  nngari- 
sclien Kredit  in  P)anknoten  geben,  würde  diirdi  die  An- 
wenduni»'  des  von  mir  vorii-eselilauenen  KSvstemsdas  mit 
der  Billigkeit  nicht  vereinbare  Missverlialtniss  aufliöre'n, 
dass  die  österr,  Nationallmnk  dem  nngarisclien  Kredit 
einen  viel  geringeren  Ik'trag  gibt,  als  das  uiigarisclie 
o'rosse  Publikum  ihr  ohne  Zinsen  kreditirt. 


ö 


Ich  war  bestrebt  klar  nnd  ansfidn-lich  o-enu»:  meine 
Ansichten  über  die  Modalitäten  der  Lösung  der  Bank- 
frage darznlegen,  die  meines  Wissens  bisher  in  Vorschlag 
gebracht  Avorden  sind.  Ich  habe  gesagt,  dass  ich  keine 
dieser  Modalitaten  für  eine  solche  halte,  dass  mein  Va- 
terland dadurch  die  Vortheile  geniessen  würde,  die  der 
Bankkredit  zu  bieten  vermag^.  Dann  liabe  ich  mich  für 
das  Vielbanksystem  erkliirt,  nnd  die  Anwendung  eines 
solchen  Systems  empfohlen,  das  sich  als  praktisch  nnd 
nützlich  bewährt  hat.  Was  ich  also  vorschlage,  ist  kein 
Projekt  von  zweifelhaftem  Erfolg.  NichtsdestoAveniger 
werde  ich  eine  nüchterne,  anf  Thatsachen  sich  stützende 
Kritik  gern  annehmen,  ja  ich  lasse  mich  kapazitiren, 
■wenn  Jemand  etwas  vorschlagen  wird,  das  für  mein 
Vaterland  zweckmässiger,  erspriesslicher  und  prakti- 
scher ist. 

Ich  sehe  vorans,  dass  man  gegen  meinen  Vorschlag 
die  Argumentationen  vorbringen  wird,  Avelche  die  An- 
hänger des  Bankmonopols  gegen  das  freie  Banksystem 
ins  Feld  zu  führen  pflegen.  Ich  kenne  sie  und  habe  über 
dieselben  viel  nachgedacht ;  diese  Argumente  werden 
meine  Ueberzengung  nicht  erschüttern.  Aberes  wird  gegen 
meinen  Vorschlag  auch  besonders  der  Einwand  gemacht 
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werden,  Ungarn  sei  für  das  Vielbanken  System  noch 
uiclit  reif.  Ich  bin  entgegengesetzter  Ansicht,  demi  ich 
o-hiube,  dass  das  Vielbankensystem,  so  angewendet,  wie 
ich  es  vorscWage,  selbst  in  Ländern,  die  weniger  fortge- 
schritten sind  als  Ungarn,  mit  keiner  Gefahr  verbun- 
den Avare. 

Wenn  jedoch  bei  Denjenigen,  die  in  dieser  Frage 
zn  entscheiden  haben  werden,  die  Ansicht  das  Ueberge- 
wicht  erlangen  sollte,  dass  Avir  für  die  AnAvendung  des 
Vielbankensvstems  noch  unreif  und  unAvürdig  seien,  so 
ermahne  ich  sie,  sich  davor  zu  hüten,  dass  sie  das  Ver- 
fügungsrecht der  künftigen  Generation  verpfänden,  die 
nicht  allein  in  politischer,  sondern  auch  in  national- 
ökonomischer Beziehung  reifer  sein  Avird  als  Avir.  Daher 
ist  es  meine  Ansicht,  es  solle  auf  eine  gCAA^sse  Zeit,  z.  B. 
bis  zur  Herstellung  der  Valuta,  eine  provisorische  Insti- 
tution geschaffen  Averden,  die  dem  Plane  gleicht,  aa'cI- 
chen  ich  als  Ministerpräsident  auszuführen  geAviinscht 
habe.  Der  Finanzminister  hat  es  in  sichere  Aussicht  ge- 
stellt, dass  binnen  kurzer  Zeit  durch  eine  Renten-Emis- 
sion  das  Darlehen  zurück  gezahlt  Averde,  zu  dessen  Si- 
cherstellung  das  Staatsvermögen  verpfändet  Avorden  ist. 
In  diesem  Falle  Avürde  der  AnAA-endung  dieses  Modus 
nichts  im  Wege  stehen,  und  der  Vortheil  davon  Aväre, 
dass  der  Banknotenumlauf  selbstständig  gemacht  Avürde, 
und  der  Nation  für  die  Zukunft  nicht  die  Hände  ge- 
bunden AA^ären. 


Z  Av  a  11  z  i  o-  s  t  e  s    K  a  ]>  1 1  e  1. 

Scliluss. 

[Ohniicon  dor  Lösung  der  Biinkfragc.  —  Wiclitigkoit  der 
Ei'kliiriuig  des  ungarischen  Minist(>ritnns  vom  4.  Novcndx'r.  — 
Vortheil  der  Situation  desselben.  — -  Was  steht  mit  unseren 
vulkswirthschal'tlichen  Interessen  und  der  Zweckmässigkeit  im 
Widerspruch  ?  —  Was  verträgt  sicli  damit  ?  —  Welche  einver- 
ständliche Lösung  ist  in  der  Monarchie  denkbar? —  Geringe 
Holi'nung  auf  die  Durchlührung  derselben.  —  Die  Tendm/.,  wel- 
che mich  leitet.  —  Welches  sind  die  Literessen  des  Ackerbaus?  — 
Aufgabe  des' Publikums  l)ei  Lösung  der  Bankfrage.  —  Grund 
der  grösseren  Ausdehnung  dieses  Werkes.] 


Ich  bin  an  das  Ende  meines  Werkes  o-elangt,  und 
habe  nur  noch  einige  Bemerkungen  zu  machen.  —  Der 
auf  dem  Titelbhitt  des  ersten  Tlieiles  stehende  Ausch-iick  : 
»Theorie  des  Bankwesens«  ist  irrthümlich  anstatt  des 
Titels:  >' Theoretischer  Theil\<  gedruckt  worden:  denn 
ich  l)in  weit  davon  entfernt  zu  glauben,  es  könne  die 
Theorie  eines  Gegenstandes  von  solchem  Umlange  in 
wenigen  Bogen  erschöpft  werden.  Ich  wcdlte  eben  iiui-  den 
Tlieil  der  Theorie  erörtern,  der  dem,  was  ich  dann  aus- 
führte, zur  Grundlage  dienen  soll.  —  hu  zweiten  Tlicil 
habe  ich  die  Geschichte  des  österreichischen  Hankwe- 
sens erzählt,  damit  der  Leser  die  ganze  Kntwickelung 
desselben  vom  Anfang  bis  zum  heutigen  Tage  vor  Augen 
habe.  —  Den  dritten   Theil.  in   Avclchem   von   den   vcr- 
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scliiedenen  Modalitäten  die  Rede  ist,  wie  die  Bankfrage 
oelöst  werden  könnte,  kann  icli  nicht  abscliliessen,  ohne 
davon  zu  sprechen,  was  ich  jetzt,  wo  für  die  Regierung 
und  Gesetzgebung  die  Zeit  des  Handehis  eingetreten  ist, — 
von  den  Chancen  der  Lösung  der  Bankfrage,  und  von 
den  Faktoren  lialte,  die  auf  diese  Lösung  Einfluss  haben 
werden. 

Die  Art  der  Lösung  der  Bankfrage  hängt  von  der 
Regierung  und  der  Gesetzgebung  ab;  nach  welcher 
Richtung  hin  die  Legislative  auf  die  Vorlage  der  Regie- 
rung ihre  Entscheidung  treffen  werde,  davon  hatten  wir 
noch  vor  Kurzem  keine  Kenntniss.  Seit  dem  4.  Nov. 
1875  sehen  wir  klarer  in  dieser  Sache,  denn  an  dem 
denkwürdigen  Tage,  an  welchem  der  Herr  Ministerprä- 
sident Koloraan  Tisza  sich  in  dieser  Eigenschaft  im  Ab- 
georduetenhause  vorstellte,  deutete  er  die  Richtung  an, 
welche  die  Regierung  in  der  Bankfrage  zu  befolgen  ge- 
denkt. Die  Aeusserung  des  Herrn  v.  Tisza  in  dieser  An- 
gelegenheit ist  von  grosser  Wichtigkeit,  da  er  jetzt,  nicht 
allein  Präsident  der  Regierung  ist,  sondern  auch  zufolge 
der  grossen  Majorität,  über  die  er  verfügt,  eine  so  grosse 
Macht  auszuüben  vermao-  wie  seine  Voroäuo-er  sie  kaum 

O/  Co 

besassen,  die  paar  Monate  ausgenommen,  als  Graf  An- 
drassy  unmittelbar  vor  der  Krönung  und  nach  dersel- 
ben mit  der  Unterstützung  der  Nation  den  staatsrecht- 
lichen Ausgleich  zwischen  beiden  Reichshälften  aus- 
führte. Diese  Kundo-ebuno-  ist  um  so  wichtio-er,  weil  der 
gegenwärtige  Regierungspräsident  als  ein  Mann  bekannt 
ist,  der  nicht  allein  ausdauernden  Willen  besitzt,  son- 
dern auch  auf  dem  Felde  der  Politik  sich  als  einen  der 
gewandtesten  Taktiker  bekundet  hat,  und  Aveil  die  er- 
spriessliche  Lösung  der  Bankfrage  zum  grossen  Theil 
von  richtig  angewandter  Energie  und  geschickter  Taktik 
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abliiuisj^t.  Man  kann  daher  darauf  vertrauen,  dass  Kolo- 
man  Tisza,  was  er  am  4,  Nov.  Im  Namen  der  lveolernn<>- 
versprochen  liat,  auch  zur  Gehung  bringen  werde. 

Aus  dieser  Kundgebung- hebe  icli  zuniiclist  lit'rxci-. 
dass  das  Ministerium  Tisza  das  Ivcclit  Ungarns  aut 
eine  selbständige  Bank  als  unzweifelliaft  anerkennt,  also 
densel])en  Standpunkt  einnimmt,  zu  deui  alle  frühei-ou 
nno'arisclien  Ministerien  sieh  bekannt  haben.  Iliei-iiiit 
hat  er  thatsäehlich  das  gesagt,  was  in  dem  zwischen 
beiden  Ministerien  im  März  1867  zu  Stande  gckonnnenen 
Protokoll  Ausdruck  gefunden,  und  was  das  ungarische 
Ministerium  vor  dem  Reichstag  bei  jeder  Gelegenlieit 
kundoeo'eben,  so  wie  in  seinen  mit  dem  andern  Ministe- 
rium  gewechselten  Noten  entschieden  verfochten  hat.  ]\[it 
Freuden  nehmen  wir  Kenntniss  davon,  dass  diesen  Stand- 
punkt »jeder  berechtigte  Faktor  anerkennt«  ;  dass  also 
auch  die  Reo-Ierun"-  der  andern  Reichshälfte  das  Recht 
Ungarns,  in  der  Bankfrage  selbständig  zu  verfügen, 
nicht  in  Zweifel  zieht. 

Das  Kabinet  Tisza  ist  o-eo-en  die  früheren  Regie- 
rungen  in  der  vortheilhaften  Lage,  dass  während  es 
deren  Aufgabe  ^^ar,  das  selbständige  Yerfügungsrecht 
Ungarns  aufrecht  zu  erhalten,  ihm  die  grosse  Aufgabe 
zugefallen  ist,  vor  xVblauf  des  Privilegiums  der  Osterr. 
Nationalbank  die  Vorbereitungen  zu  treffen,  damit  die 
neue  Bankinstitution  Anfangs  1877  in  ehier  den  Interes- 
sen Ungarns  entsprechenden  AVeise  ins  Leben  trete. 
Wenn  die  Regierung  die  Bankfragc  auf  riclitlger  Grund- 
lao-e  Im  wahrhaften  Interesse  des  Landes  löst,  so  wird 
sie  hierfür  die  Anerkennung  der  Gegenwart  und  Nacli- 
welt  einernten;  im  Falle  einer  unzweckmässigen  und 
einseitip'en  Lösun":  wird  sie  die  AV-rantwortllchkeit  da- 
für  zu  trao-en  haben. 
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Der  wichtigste  Tliell  der  bündigen,  ein  bedeutendes 
Moment  bildenden  Kundgebung  des  Ministerpräsidenten 
ist  in  Ibla'enden Worten  enthalten :  »Die  Bankfrag:e 
ist  keine  politische,  sondei'n  ]j1oss  eine 
Volks  wir  tlisc  haftliche  und  Z  we  ckmässig- 
k  e  i  t  s  f  r  a  g  e. «  Durch  diese  Aeusserung  liat  der  Minis- 
terpräsident die  Nation  versicliert,  dass  er  bei  seinem 
Vorschlag  über  die  Lösung  der  Bankfrage  nur  die  volks- 
wirthschaftlichen  Interessen  des  Landes  vor  Augen  hal- 
ten werde;  und  da  er  diese  Frage  niclit  für  eine  politische 
hält,  also  auch  nicht  für  eine  Partei-  oder  Kabinetsfrage, 
das  Feld  der  freien  Diskussion  für  Jedermann  offen 
stehe. 

Es  sei  mir  gestattet  auf  Grund  dieses  Reglerungs- 
programms kurz  anzudeuten,  was  bei  der  Lösung  der 
Baidvfrage  mit  den  volkswlrthschaftlichen  Interessen 
Uno-arns  und  dem  zweckmässioen  Banknotenverkehr  In 
Widerspruch  steht,  was  also  das  ungarische  Ministerium 
beim  Entwurf  und  der  Durclifilhrung  der  Lösung  nicht 
wollen  kann. 

Diametral     ents-eirenofesetzt    ist    den    volkswlrth- 
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schaftlichen  Interessen  Ungarns  die  weitere  Aufrechter- 
hai tuno;  eines  solchen  Zustandes  oder  die  Schaffuno; 
eines  diesem  jihnlichen,  welchem  zufolge  es  in  unserer 
Monarchie  nur  eine  Hauptquelle  des  Kredits  gibt  oder 
auch  fernerhin  geben  würde.  Es  kann  niclit  gestattet 
werden,  dass  diese  Quelle  ausserhalb  der  Grenzen  des 
Landes  existire.  Die  Bemessung  des  Kredits,  an  welchem 
Ungarn  partIzipiren  soll,  darf  nicht  vom  freien  Belleben 
einiger  Personen  abhängen.  Die  ungarische  Eegierung 
soll  auf  das  Bankwesen  einen  direkten  Elnfluss  ausüben 
können. 

Nichts  ist  für  den  ö-eo-enwärtlo'en  unhahbaren  Zu- 
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stand  cliarakteristischer ,  als  der  iinliina-st  voro^ekom- 
mene  Fall,  dass  hundert  nngarische  Sparkassen  sich  an 
die  Nationall)a.nk  nm  die  Lkwilligung-  eines  verhiiltniss- 
n lässig  o-ei-inoen  Anlehens  im  Betrage  von  4 — 5  .ALillio- 
nen  Avendeten,  und  diese  unter  wahrhaft  schweren  und 
dennitliig-enden  Bedingungen  die  Bitte  der  ungarischen 
Kreditinstitute  beachtetej  die  sich  was  regelmässig  Ver- 
waltung und  Sicherheit  anbelangt,  gerechte  Anerken- 
nung erworben  hatten.  Während  eine  und  die  andere 
Wiener  Firma  bei  der  Bank  Jnhrz(dnite  hindurch  eben  so 
viel  Kredit  geniesst,  wurde  ausser  der  solidarischen  Haf- 
tung der  hundert  ungarischen  Sparkassen  auch  iloi-h 
die  besondere  Btirgschaft  der  Ersten  vaterländischen 
Sparkasse  verlangt,  und  auch  bei  dieser  1;e^nügte  man 
sich  nicht  mit  dem,  was  bei  jeder  andern  Firma  für 
hinreichend  o-ehalten  wird,  nemlich  mit  der  einfachen 
Unterschrieft ;  die  Erste  vaterländische  Sparkasse  musste 
ausserdem  für  das  bewilligte  Darlehen  auch  noch  mit 
Werthpapieren  Deckiuig  geben. 

Es  ist  nicht  allein  unvereinbar  mit  unseren  vater- 
ländischen Interessen  und  mit  der  Zweckmässigkeit, 
sondern  es  wäre  die  Fortsetzung  der grössten  Ungerech- 
tigkeit, wenn  der  von  der  Bank  gewährte  Kredit  auch 
ferner  kaum  ein  Drittel  des  Betrages  ausmachen  würde, 
welchen  das  uns-arische  Publikum.  Indem  es  die  Bankno- 
ten  annimmt  und  in  Umlauf  erhält,  der  Bank  kreditirt. 
Das  Land  hat  das  Recht  zu  fordern  und  es  ist  Pflicht 
der  Reor-ierunof  es  durchzusetzen,  dass  dem  Lande  der 
Kredit  in  dem  ganzen  Masse  gesichert  werde,  welches 
dem  Banknotenumlauf  L^ngarns  entspricht,  das  heisst, 
dass  der  Ungarn  gewährte  Kredit  gleich  sei  dem  Betrage 
der  In  Ungarn  zirkulirenden  Noten.  Die  Forterhaltung 
oder  thellwelse  Zulassung  des  gegenwärtigen  Zustandes 

C.  D.  41 


642 

würde  der  Gerechtigkeit  iiud  Billigkeit  widersprechen 
und  wäre  nichts  Anderes  als  die  Fortsetzung  eines  na- 
tl^rwidri2■en  und  schiidlichen  Verhältnisses  das,  aus^e- 
nommen  in  Ungarn,  nirgends,  niemals  und  unter  kei- 
nerlei Umständen  existirt  hat,  ja  auch  nicht  einmal 
denkbar  gewesen  ist. 

Schliesslich  würde  es  mit  den  wirklichen  volkswirth- 
schaftlichen  InteressenUngarns  geradezu  in  Widerspruch 
stehen,  wenn  der  schädliche  naturwidrige  und  ungerechte 
Zustand  zu  einem  bleibenden  gemacht  würde,  welchem 
gemäss  in  Folge  der  Erneuerung  des  Bankprivilegiums 
der, Kredit  der  Monarchie  oder  auch  nur  Ungarns  an 
Einem  Ort  konzentrirt  wäre  und  daher  ein  ausreichen- 
der und  billiger  Kredit  den  Bevorrechteten  zur  Verfü- 
gung stünde,  während  die  übrigen  Theile  des  Landes 
für  knapp  bemessenen  Kredit  liohe  Zinsen  zu  tragen 
hätten.  Heute  stehen  in  Wien  den  bevorzugten  Kreisen 
viele  Millionen  zu  4^2 — ö^/o,  und  mit  einem  ähnlichen 
Zinsfuss  ein  allerdings  mässio:er  Kredit  einio'en  uno-ari- 
sehen  Firmen  zur  Verfüg^uno-,  —  AA^ährend  die  übrio'en, 
wenn  auch  des  grössten  Kredits  würdigen  Budapester 
Institute  gegen  7 — 8"/o,  die  Kreditinstitute  der  Provinz 
aber  fast  allgemein  nur  gegen  10 — ^12"/o  Darlehen  er- 
lialten.  Daher  hat  sich  der  naturwidrige  Zustand 
entwickelt,  das&  gewissen  bevorrechteten  Kreisen  der 
Kredit  nur  halb  so  hoch  zu  stehen  kommt,  wie  Den- 
jenigen, die  in  Budapest  sich  an  andere  Institute  zu 
wenden  genöthigt  sind,  und  dass  der  Bank-Zinsfuss  bei- 
nahe um  ein  Drittel  kleiner  ist  als  der  Zinsfuss,  gegen 
welchen  die  Provinzinstitute  kreditiren.  So  lange  dieser 
unnatürliche  Zustand  besteht,  ist  die  Entwickelung  der 
Industrie  in  unserem  Lande  unmöglich  und  kann  die 
vaterländische  Produktiou  nicht  mit  Denjenigen  konkur 
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rireii,  denen  billiges  Geld  in  ansreichender  Menge  zu 
Gebote  steht.  Wenn  das  nngarisclie  Ministerium  die  For- 
terhaltung des  gemeinschaftlichen  Zollgebietes  durch- 
führen will,  so  ist  es  in  volkswirthschaftlicher  und  fi- 
nanzieller Beziehung  unerlässhch,  dass  Ungarn  die 
Vortheile  der  wohlgeordneten  Kreditinstitutionen  in  vol- 
lem Masse  geniesse. 

Unstreitig  wird  der  durch  die  ungarische  Notenbank 
oder  Notenbanken  dargebotene  Kredit  allein  noch  nicht 
liinreichen,  den  im  Lande  gegenwärtig  bestehenden  ho- 
hen Zinsfuss  so  weit  zu  drücken,  dass  dadurch  die  Produk- 
tion in  grossem  Masse  zunehme  und  eine  konkurrenzfä- 
hige Industrie  sich  entwickle ;  denn  das  werden  wir  erst 
dann  erreichen,  wenn  die  Nation  mehr  arbeiten  und 
mehr  sparen  wird,  denn  nur  in  Folge  des  Uebcrflusses  an 
Kapitalien  kann  der  Zinsfuss  ein  bleibend  geringer 
werden.  Auch  der  Staat  mu?s  seine  Finanzen  nach  die- 
sem Prinzip  ordnen.  Andererseits  aber  ist  es  unleugbar, 
dass  der  Zinsfuss  sich  nicht  auf  seine  gegenwärtige 
Höhe  erhoben  hätte,  und  die  abnorme  Verschiedenheit 
des  Zinsfusses  nicht  bestünde,  wenn  das  Vielbankensys- 
tem  eingeführt  wäre.  In  diesem  Falle  würden  die  Ban- 
ken das  ganze  Land  mit  dem  Netz  ihrer  Filialen  be- 
decken, die  soliden  Provinz-Kreditinstitute  im  Wege  des 
Reeskompte  am  wohlfeilen  Bankkredit  betheiligen,  und 
das  Ausmass  des  durch  sie  gewährten  Kredits  würde  mit 
dem  Betrage  des  Banknotenumlaufs  in  richtigem  Ver- 
hältniss  stehen. 

So  lange  in  Folge  des  hohen  Zinsfusses  der  gegen- 
wärtio^e  Zinsfuss  nicht  allein  für  das  Publikum  Un- 
o-arns,  sondern  auch  für  die  Industriellen  Österreichs 
fortbesteht,  so  lange  wird  die  Industrie  der  Monarchie 
nicht  mit  der  ausländischen  kunkurriren  können. 
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Wälirend  die  deutschen  Fabrikanten  und  Industriel- 
len mit  50  "/oigem,  die  englischen  oder  belgischen  mit  3 — 
4''/o-igeui  Kapital  arbeiten,  erhalten  die  ungarischen  ge- 
gen 10,  die  böhmischen  und  uiährlschen  gegen  8% 
einen  nur  miissigen  Kredit. 

Die  Lösung  der  Bankfrage  ^^ird  nur  dann  mit  un- 
seren wahren  volkswirthschaftlichen  Interessen,  mit  der 
Zweckmässigkeit  und  unseren  gegebenen  Verhältnissen 
übereinstimmen,  wenn  das  Bankwesen  volkommen  selb- 
ständig;, von  einzelnen  ew-oistischen  Geldmächten  unab- 
hiinow  sein,  wenn  es  dem  vaterländischen  Kredit  imVer- 
hältniss  des  vaterländischen  Banknotenumlaufs  dienen, 
Avenn  die  Kreditgewährung  keine  einseitige  sein,  sondern 
allen  berechtigten  Kreditansprüchen  Genüge  leisten,  und 
schliesslich  Avenn  das  Banksystem  die  befruchtende,  er- 
spriessliche  Wirkung    des  Kredits  auf  alle    Gegenden 
des  Landes,  auf  sämmtliche  Klassen  der  Bevölkerung 
.ausdehnen  wird.Desshalb  ist  nicht  das  Bankmonopol,  son- 
dern die  Einführung  des  Vielbankensy stems  wünschens- 
werth.  Durch  eine  solche  Lösung  kann  erreicht  werden, 
was  der  Ministerpräsident  im  weiteren  Verlauf  seiner  Rede 
andeutete,  das  Erstarken   »unseres  ohnehin  nicht  »län- 
zenden  Kredits«,  das  Aufblühen  »der  Industrie  und  des 
Handels  in  unserem  Vaterlande. «  Alles  diess  kann  durch- 
geführt werden,  ohne  dass  dabei  Konflikte  zu  befürchten 
wären.    Denn    das  Recht  Ungarns,    in  der  Bankfrage 
selbständig  und  seinen  Interessen  gemäss  zu  verfügen, 
ist  dnrch  alle  berechtigten    Faktoren    anerkannt.    Die 
Art  der  Lösung  kann  also  keinen  Konflikt  verursachen. 
Der,  in  dessen  Recht  es  steht,  etwas  zu  thun,  wird  die- 
ses Recht  gewiss  nicht  dadurch  abschwächen,  dass  er 
die  Erlaubniss  eines  Andern  erbitte,  der  kein  Recht  hat, 
sich  darein  zu  mengen.  Diess  schliesst  jedoch  nicht  aus, 
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dass  eiue  gleicliljereclitigte  und  im  eigenen  Kreise  selb- 
ständiges Verfüg-ungsreclit  besitzende  Partei  sicli  im  ge- 
meinscbat'tliclien  Interesse  mit  einer  andern  Partei  we- 
gen irgend  einer  in  Zukunft  zu  treffenden  Massregcel  in 
l^erührung  setze  und  ein  l3illiges  Uebereinkommen  zu 
Stande  bringe.  Die  Regierung  hat  zu  den  Uebergangs- 
verfügungen  ein  Jahr  Zeit.  Es  ist  ihre  Autgabe  dafür 
zu  sorgen,  dass  der  Uebergang  ohne  naelitheihge  l'^-- 
schütterung  stattfinde.  Das  ist  eine  k'iclite  Aufgabe  für 
eine  Regierung,  die,  wie  die  gegenwärtige,  über  die  er- 
forderhchen  Mittel  sicher  verfüg't. 

Auch  ich  halte,  wie  Koloraan  Tisza,  die  Bankfrage 
für  eine  volkswirthschaftliche  und  ZAvecknützigkeits- 
frage,  und  Avenii  die  andere  Reichshälfte  eben  so  A\'ie 
Uno'arn,  bei  der  bevorstehenden  Verfüo:un<2:  in  der  Bank- 
frage  einzig  und  allein  auf  die  volkswirthschaftlichen 
Interessen  sieht :  wenn  auf  die  Entscheiduno;  der  Frao:e 
die  Faktoren  EinÜuss  zu  ül)en  aufhören,  welche  diese 
Frage  vom  Gesichtspunkt  des  Interesses  der  bestehen- 
den österr.  Nationalbank  und  nicht  von  dem  der  Volks- 
wirthschaft  und  Zweckmässigkeit  betrachten :  so  halte  ich 
es  für  möglich,  dass  ein  solcher  Lösungsmodus  akceptirt 
werde,  dessen  Zweck  nicht  der  wäre,  dass  der  eine 
Theil  der  Monarchie  über  den  andern  in  den  Bankan. 
gelegenheiten  dominire ,  sondern  der,  dass  die  beiden 
Staaten  das  Bankwesen  in  einer  und  derselben  Rich- 
tung, sich  gegenseitig  unterstützend,  im  wahren  Interesse 
der  Monarchie  regeln,  und  bei  der  Ausführung  eiue  har- 
monirende    Tliätigkeit   begründen. 

AVenn  in  der  Bankfrage  jenseits  der  Leitha  bloss 
die  volkswdrthschaftlichen  Interessen  luid  die  Zweck- 
mässigkeit massgebend  sind,  so  ist  ein  solcher  Lösungs- 
modus denkl)ar,  dass   nicht  allein  jede  Hauptstadt  der 
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beiden  Reiclisliälfteii  eine  mit  dem  Notenemissionsrecht^ 
jedoch  nicht  mit  dem  Monopol  versehene  grosse  Bank 
besitze,  sondern  in  Folge  der  Dezentralisation  des  Bank- 
systems auch  in  jedem  grösseren  Handelszentrum  der 
Provinz  ein  mit  der  Notenemission  sich  befassendes  Kre- 
ditinstitut bestehe. 

Wenn  man  die  Frage  in  beiden  Reichshälften  in 
dieser  Weise  beurtheilt,  so  kann  das  System,  das  ich  als 
das  richtigste  empfehle,  vor  der  Herstellung  der  Valuta 
in  gemeinschaftlichem  Einvernehmen  und  auf  gleiclie 
Art  ausgeführt  werden. 

Welche  Fragen  müssten  die  beiden  Ministerien  vor- 
läufig ins  Reine  bringen,  und  die  Gesetzgebungen  ein- 
verständlich lösen,  damit  in  beiden  Staatsgebieten  das 
Bankwesen  auf  gleichen  Grundlagen  ruhe  und  der  Ver- 
kehr gleichsmässig  gesichert  sei? 

Vor  Allem  müsste  man  das  Maximum  des  Bankno- 
tenumlauf s  auf  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  feststel- 
len. Das  ist  leicht  zu  bewerkstelligen,  da  die  Erfahrun- 
gen der  verflossenen  Jahre  zeigen,  welcher  der  grösste 
Betrag  sei,  der  in  Staatsnoten  und  Banknoten  zu  glei- 
cher Zeit  in  Umlauf  war.  Wie  ich  oben  nachgewiesen 
habe,  belief  sich  diese  Summe  auf  700  Millionen. 

Am  schwierigsten  wäre  die  Lösung  der  Frage,  wie 
das  Maximum  des  Banknotenumlaufs  nach  Fug  und 
Recht  auf  beide  Reichshälften  zu  vertheilen  sei.  Im 
XVI.  Kapitel  habe  ich  dargelegt,  dass  die  Vertheilung 
nach  dem  Quoten verhältniss  nicht  billig  wäre ;  ich  habe 
mich  auf  die  Erfahrung  berufen,  dass  zwischen  zwei 
Staaten  von  verschiedenem  Vermögensstande  derjenige, 
der  ärmer  ist,  wo  die  Kreditinstitutionen  nicht  genügend 
entwickelt  sind,  der  Baargeld verkehr  langsamer  ist,  — 
zui-  Vermittelung  der  Geschäfte  von  gleichem   Betrage 
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stets  eine  verliältnissmässig  grössere  Summe  v^on  Bar- 
geld oder  Banknoten  brauchen  wird,  als  der  reicliere. 
Wie  gross  der  iaktisclie  Umlauf  bei  uns  ist,  darübei- 
besitzen  wir  keine  sicheren  Daten. 

Wenn  es  gelingt,  das  Maximum  des  Banknote num- 
lauls  richtig  zu  vertheilen,  so  wäre  es  auch  nicht  sch^ver 
über  die  Frage  der  Banknotenbedeckung  ins  Reine  zu 
kommen  ;  jedenfalls  ist  es  im  Interesse  der  Gesetzgebun- 
gen beider  Reichshälften  die  Bedeckung  auf  möglichst 
sicheren  Grundlagen  festzustellen. 

Wenn  die  Grundlagen  der  Bedeckung  gleichmäs- 
sig,  und  daher  die  in  beiden  Keichsliälfteu  emittirten 
Noten  eines  gleiciien  Kredits  wertli  sind,  so  ist  es  wün- 
schenswertli,  dass  die  Banknoten  beider  Reichshälften 
auch  in  der  äusseren  Form  einander  gleichen.  Dann  wäre 
zu  bestimmen,  (Uiss  die  verschiedenen  Banken  die  durcli 
sie  emittirten  Noten  unter  einanier  austauschen  und 
gegenseitig  an  Zahlungsstatt  annehmen. 

Ich  habe,  offen  gestanden,  wenig  Hoffnung,  dass  die- 
ser überaus  wünschenswerthe  Ausgleich  zu  Stande 
komme.  Es  wird  bei  uns  Viele  geben,  die  der  Kontrole 
abo-eneio't  sein  werden,  welche  die  beiden  Reichshälften 
auf  Grund  des  in  gemeinscliaftlichem  Einvernehmen 
gebrachten  Gesetzes  g-eo-en  einander  ausüben  müssten. 
lu  der  andern  Reiclishälfte,  besonders  in  Wien,  \vird 
man  der  Einführung  eines  vom  Bauknionc^pol  abwei- 
chenden Systems  abgeneigt  sein. 

Wenn  also  der  Ausgleich  auf  diesem  Wege  niclit 
zu  Stande  kommt,  so  ist  die  gesetzliche  Feststellung  der 
odeichen  äussern  Form  und  des  oleichen  Werthes  der 
Banknoten  nur  dann  denkbar,  wenn  in  den  zwei  Reiclis- 
hälften  zwei  von  einander  unabliängige  M:>nopol])anken 
gegründet  Averdon.  Meine    Argumente  gegen  dieses  Sys- 
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tem  habe  icli  ausfülirlicli  auseinandergesetzt.  Es  ist 
meine  entschiedene  Ueberzenguug,  dass  nacli  den  gege- 
benen Verliältnissen  Ungarns  eine  in  der  Hanptstadt  zu 
errichtende  Monopolbank  und  die  Abliängigkeit  der- 
selben von  der  Wiener  Bank  und  den  dortigen  Finanz- 
kreisen mit  den  volkswirthschaftlichen  Interessen  des 
Staates  und  mit  der  Z^^'eckmässigkeit  durchaus  nicht 
vereinbar  ist.  Es  würde  daher  nichts  Anderes  übrig  blei- 
ben, als  dass  wir  bei  der  Regelung  unseres  Bankwesens 
selbstständig  vorgehen.  Ich  fürchte  nicht,  dass  die  un- 
garischen Banknoten  gegen  die  österreichischen  im  Dis- 
agio  sein  werden ;  sorgen  wir  dafür,  dass  die  ungarischen 
Banknoten  gut,  wenn  möglich,  besser  fundirt  seien,  als 
die  Wiener  Banknoten  sein  werden,  so  wie  dass  dafür  im 
T^ande  Staatsnoten  eingewechselt  werden  können,  und 
errichten  wir  zum  Behuf  der  Einlösung  mit  Staatsnoten 
Aemter  in  der  andern  Reichshälfte,  seien  wir  bei  Eest- 
istellung  der  Umlaufsmenge  der  ungarischen  Banknoten 
vorsiclitig,  und  entwickle  sich  in  Folge  der  ausgiebige- 
ren und  billigeren  Kredits  die  nationale  Arbeitsthätig- 
keit :  —  so  brauchen  wir  die  Abschreckungsmittel  nicht 
zu  fürchten,  die  angewendet  Averden,  damit  wir  auch  in 
Zukunft  unter  dem  unmotivirten  EinÜuss  der  Wiener 
Bankkreise  bleiben. 

Was  die  Tendenz  meines  Werkes  und  die  darin 
entwickelten  Prinzipien  anbelangt,  so  wage  ich  mich 
kühn  darauf  zu  berufen,  dass  sie  nicht  schwankend,  son- 
dern entschieden  sind,  und  aus  fester  Ueberzeugung 
fliessen ;  denn  obgleich  die  Fragen,  mit  denen  ich  mich 
in  diesem  Werke  beschäftigte,  schwierig,  verwickelt  und 
vielseitig  sind,  so  war  ich  doch  über  die  Tendenz,  die 
zu  befolgen,  tiber  die  Prinzipien,  die  anzuwenden  sind, 
mit  mir  im  Reinen,  Nicht  erst  von  heute  datirt  bei  mir  die 
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Ueberzengung,  der  ich  in  diesem  AYerk  Ausdruck  gege- 
beu ;  ich  nehme  diesen  Standpunkt  mit  der  Konsef^uenz 
entschiedener  Ueherzeugung  sclion  seit  längerer  Zeit 
ehi.  xVls  icli  vor  naliezu  zwei  Jahrzelniten  das  Werk  des 
Graten  Dessewff}^  über  die  Bankfragc  besprach,  als  ich 
vor  beinahe  zehn  Jahren,  1866,  in  einem  Aviclitijjen 
Aktenstücke  meine  Ansichten  über  die  BanktVauc  dar- 
legte,  und  später  als  ich  in  meiner  Stellung  als  ^Mitglied 
der  Regierung  in  dieser  Angelegenheit  im  Abgeordne- 
tenhause zum  ersten  Mal  das  Wort  ergriff:  nahm  ich 
stets  denselben  Standpunkt  ein,  den  ich  in  diesem  Work 
ausführlich  auseinander  gesetzt  habe,  dass  nämlich  das 
theoretisch  richtige  Vielbankensystem ,  auf  sichere 
Grundlagen  basirt,  luid  durch  Gesetze  geregelt,  in  unse- 
rem Vaterlande,  den  gegebenen  Verhältnissen  desselben 
gemäss  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  zur  Aus- 
führuno^  kommen  müsse. 

Diejenigen,  die  entgegengesetzter  Ansicht  sind,  wer- 
den sagen,  das  ich  in  meinen  Ansichten  über  das  Zettel - 
bankwesen  überhaupt,  und  insbesondere  über  dessen 
Amvendung  in  unserem  Vaterlande  einseitig  und  befan- 
gen sei.  Warum?  Weil  ich  die  Bewerkstelligung  eines 
Systems  wünsche,  das  nicht  allein  im  Zentralpunkt, 
sondern  auch  in  allen  Gegenden  des  Landes  seine  wohl- 
thätige  Wirkung  verbreite,  —  das  nicht  allein  den 
Interessen  des  Handels,  sondern  den  Interessen  aller  im 
Lande  befindlichen,  kreditfähigen  und  Kredit  beanspru- 
chenden Klassen,  also  auch  der  Ackerbaiddasse  diene, — 
das  in  Zeiten  politischer  Krisen  nicht  ein  gehorsames 
Werkzeug  der  Regieriuig  sein  könne,  und  zwar  auf  Kos- 
ten des  grossen  Publikums,  das  zur  erspriesslichen  Thä- 
tigkeit  der  Banken  die  belebende  Kraft  gibt,  —  das  in 
Folge  der  Dezentralisation  nicht  derWillkiilir  der  Staats- 
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gewalt  ansgesetzt  sei,  —  schliesslicli  weil  ich  die  Be- 
werkstelligung eines  Systems  wünsche,  das  allen  Gegen- 
den lind  Bevölkeriingsklassen  in  dem  Lande  Kredit 
biete,  in  Avelchem  sie  durch  Annahme  der  Banknoten 
der  Bank  Kredit  geben !  Ich  halte  die  Ansichten  Derje- 
nigen für  befangen  und  einseitig,  die  in  unserem  Vater- 
lande die  Anwendung  eines  Banksystems  wünschen,  das 
nur  bei  solchen  Nationen  den  Kreditbedürfnissen  ent- 
spricht, die  auf  der  höchsten  Stufe  der  materiellen  Ent- 
wicklung stehen. 

Uebrigens  habe  ich  nie  geleugnet  und  ich  gestehe 
es  auch  jetzt  offen  ein,  dass  ich  seit  dem  ersten  Anfang  mei- 
ner öffentlichen  Laufbahn  stets  nach  der  geistigen  und 
materiellen  Hebung  der  ungarischen  Gruiidbesitzerklasse 
gestrebt,  und  es  als  meine  wichtigste  politische  Aufgabe 
angesehen  habe,  die  Klasse  zu  kräftigen,  die  acht  Jahr- 
liunderte  hindurcli  die  Verfassungsmässigkeit  beliütet, 
unsere  Nationalität  erhalten,  und  im  gegenwärtigen 
Jahrhundert  die  Epoche  des  Fortschritts  begründet  hat . 
Darum  habe  ich  1844,  als  ich  meine  öffentliche  Lauf- 
bahn begann,  jenen  Gesetzentwurf  durchzuführen  ge- 
strebt, der  von  der  Errichtung  eines  Bodenkreditinstituts 
handelte;  darum  habe  ich  ferner  1848  das  Moratorium 
bis  zur  Durchführung  der  Grundentlastungsentschädi- 
gung beantragt,  —  in  der  absolutistischen  Periode  die 
Errichtung  des  ungarischen  Bodenkreditinstituts  in  An- 
griff genommen,  und  sowohl  im  Landes- Agrikulturverein 
als  Präsident  der  volkswirthschaftlichen  Abtheilimg  als 
auch  als  Regier ungsraitglied  die  Interessen  der  ung,  Land- 
wirthschaft  gewahrt  und  zu  sichern  gestrebt.  Und  weil 
ich  die  Interessen  der  Grundbesitzerklasse  nicht  über- 
gangen zu  sehen  wünsche,  kann  ich  nur  die  Durchfüh- 
rung eines  solchen   Banksystems  billigen,    das    in  glei- 
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cliem  Masse  den  Interessen  des  Handels,  der  [ndustrie 
und  des  Ackerbaus  zu  dienen  geeignet  ist,  indem  es  den 
persönliehen  Kredit  der  betreffenden  Klassen  der  Bevöl- 
kerung so  weit  berücksichtigt,  wie  es  jeder  Einzehie 
verdient,  und  auch  die  Ackerbauklassen  an  dem  Vortheil 
partizipiren  lasst,  der  aus  dem  Eini4uss  des  billigen  Kre- 
dits auf  die  Steigerung  der  nützlichen  Arbeit  erwächst. 

Diejenigen,  die  berufen  sind,  auf  das  Geschick  un- 
seres Vaterlandes  Einfiuss  zu  üben,  dürfen  nicht  verges- 
sen, dass  den  grössten  Werth  unseres  Nationalvermögens 
der  Grundbesitz,  den  ansehnhchsten  Theil  des  National- 
einkommens der  Bodenertrag,  und  die  zahlreichste,  so 
wie  durch  Einfiuss  bedeutendste  Klasse  der  Bevölkerung 
unsere  Landwirthe  bilden,  und  dass  es  die  Hebung  der 
Arbeitskraft  und  des  Wohlstandes  dieser  ist,  durch 
welche  die  Wohlfahrt  und  Steuerfähigkeit  der  ganzen 
Nation  gehoben  wird.  Diess  dürfen  sie  auch  nicht  bei 
Lösuno;  der  Zettelbankfras^e  ausser  Acht  lassen. 

Ueberall  im  Verlauf  meines  AVerkes  habe  ich  her- 
vorgehoben, dass  diesen  wichtigen  Interessen  nur  das 
Vielbankensystem  zu  entsprechen  geeignet  ist.  Es  gibt 
bei  ims  Viele,  die  dieser  Ansicht  ento-eo-en  das  System 
des  Bankmonopols  als  zweckmässig  erachten ,  und  es 
nicht  für  die  Aufgabe  einer  mit  Notenemission  sicli  be- 
fassenden Bank  halten  ,  den  persönlichen  Kredit  der 
Grundbesitzerklasse  zu  heben,  weil  die  Aufgabe  einer 
Monopolbank  nur  die  Hebung  des  Handelskredits  sei. 
Die  Anhänger  dieses  Systems  bezweifeln,  dass  beim 
Vielbankensystem  auch  die  anderen  Klassen  der  Nation 
der  Wohlthaten  des  Kredits  theilhaftig  werden  können. 
Ich  würde  es  aufrichtig  bedauern,  wenn  es  mir  nicht 
gelungen  wäre,  Denjenigen,  die  auf  die  Lösung  der 
Bankfraii'e  Einfiuss  haben  werden,  eine   bessere  Ueber- 
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zeugiing  beizubringen.  Es   sei  mir  gestattet    micli    auf 
den  Mann  unter  den  im  Bankwesen  anerkannten  Auto- 
ritäten zu  berufen,  der  alle  auf  die  Wirksamkeit   der 
Banken  bezüglichen  Erscheinungen  und  Daten  sorgfäl- 
tig aufgezeichnet  und  gesammelt  hat,  auf  A  d  o  1  f  W  a  g- 
ner,    der  indem  er  die  Vortheile  aufzählt,  welche  die 
kleineren  Banken  bei  der  Bankfreiheit  zu  gewähren  fä- 
hig sind,  sich  folgendermassen    äussert:    »Endlich   ge- 
währt gerade  ein  freieres  Aktivkontokorrent-Geschäft, 
dessen  Deckungen  je  nach  Umständen  verschiedenartig 
sind  und  das  in  geeigneten  Fällen  selbst  ohne  spezielle 
Deckung  betrieben  wird,  noch  einen  ganz  besonderen 
Yolkswirthschaftlichen  Vortheil.  Es  ermöglicht  den  Zet- 
telbanken nämlich  auch  noch    anderen  Klassen  der 
Bevölkerung,  u.  A.  namentlich  den  1  and  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t- 
1  i  c  h  e  n  ,     selbstwirthschaftenden    Eigenthümern    und 
Pächtern,  Kredit  zu  gewähren.  —  Hierin  liegt  einer  der 
grossen  Vorzüge  des  schottischen  Bankwesens.  Dadurch 
wird    die     Leistung    der    Zettel banken     eine 
vielseitigere.  Bekannte  Angriffe  auf  diese  Anstalten 
seitens    des    landwirthschaftlichen  Interesses,    des    Im- 
mobilarkapitals,  dass  die  Notenausgabe  nur  dem  mobi- 
len  Kapital  nütze,  fallen  dann  eher  fort.  Denn  es  ist 
zwar  nach  dem  Hauptgrundsatze  alles  Bankwesens,  dass 
die  Art  der  Aktiva  von  derjenigen  der  Passiva  abhänge, 
oder  der  aufgenommene  Kredit  den  zu  gewährenden  be- 
dinge, nicht  zulässig,  die  immer  wieder  auftauchenden 
Wünsche  der  Landwirthe  zu  erfüllen  und  die  Note  n- 
ausgabe    direkt    zu    hypothekarischen    Darlehen    zu 
verwenden.  Aber  mit  den  sonstigen  Fonds,  welche 
einer  Zettelbank  im   eigenen  Kapital  und  in  den  Depo- 
siten zur  Verfügung  stehen,  kann  wohl  unter  Unständen 
auch  dem  Landwirtlie    Personalkredit    oder    Be- 
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t  r  iebskre  d  it    gewjihrt   wenliii.    Üadiirfli   würde   si- 
cher ein  wesentlicher  Theil  der  lieiitioen  Kreditnotli  des 
Grundbesitzes  nnd   gerade   derjenige  Theil,   welchei-   in 
der  bisherigen  Organisation   des  ländlichen  Kredits  l^ei 
nnsnoch  behialiegar  keine  Abhilfe  findet,  gelindert  wer- 
den können.  Ein  nach  freieren  Regeln  eröffneter  Akti\- 
kontokorrent,   verbunden   mit   einem  reo-clmiissio-en  De- 
positenkonto  des  Landwirthes  in  der  Inink.  böte  hier  er- 
hebliche Vortheile.  D  i  e  B 1  ü  t  h  e  d  e  r  s  c  h  o  1 1  i  s  c h  e  1 1 
Land  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t    e  i-  k  1  ii  r  t    sie  h     m  i  t     durch 
diese     Gelegenheit,     leicht      und     z  i  e  m  1  i  c  1 1 
billig  1  n  n  d  w  i  r  t  li  s  c  h  a  f  1 1  i  c  ]i  e  n  B  e  t  r  i  e  b  s  k  r  e- 
dit   zu    erlangen.   Die  Bank  kaini  sicli  dabei  an  die 
Notorietät   der  Verniögensverhältnisse   ihres  ländlichen 
Kreditnehmers  halten,  auch  Bürgschaftsstellung  zulas- 
sen, ferner  diejenigen  späteren  A¥erthprozente  des  Grund- 
besitzes, welche  regelmässig  für  dieKealkreditbenützung 
nicht  mehr  dienlich  sind,  als  subsidiäre  Deckung  anneh- 
men, auch  geeigneten  Falles  in  weiterem  Umfange  als  im 
gewöhnlichen     Lombardgeschäft     landwirthschaftliche 
Produkte  l)elei]ien  und  selbst  Vorschüsse  auf  die  näch- 
ste Ernte    gCAväliren.    Wies  immer    unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  gesammte  Wirthschaftslage  und  Per- 
sönlichkeit des  Kreditnehmers  nach  der  crfahrungsmäs- 
sio;en  Kenntniss  der  Bank  die  Erciffimng  solcher  Kredite 
ohne  streng  bankmässige  Pfandbestellung  gestatte.  Ge- 
rade für  kleinere  selbstständige  Banken,  welche  die  Lo- 
kalverhältnisse   o'enau    kennen .   würde  sich   hier    aucli 
bei  uns  (in  Deutschland)  ein  geeigneter  Wirkungskreis 
finden. « 

Es  ist  an  der  Zeit  mit  Thatsachcu  zu  beweisen, 
dass  unsere  Nation  von  der  wichtigsten  unter  den  Kre- 
ditinstitutionen besonnen   Gebraucli  zu  machen   weiss; 
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und  da  sie  ein  Eecht  dazu  liat,  und  die  Sicherung  ihrer 
volkswirthschaftlichen  Interessen,  so  wie  die  Steifferuno- 
der  nationalen  Arbeitsthätigkeit  davon  abhängt,  so  dür- 
fen wir  es  nicht  verabsäumen,  die  günstige  Gelegenheit 
zu  benützen,  die  sich  uns  zur  Ausführung  der  in  Rede 
stehenden  Kreditinstitution  darbietet.  Ich  hege  die  Zu- 
versicht, dass  unsere  Nation  die  hierzu  nöthigen  Eigen- 
schaften besitzt,  wovon  sie,  wie  ich  bereits  erwähnt 
liabe,  dadurch  den  grössten  Beweis  lieferte,  dass  sie  — 
wie  der  Ausweis  vom  31.  Dezember  1874  zeigte,  unter 
schwierigen  Verhältnissen  im  Stande  war,  im  Lande 
585  Sparkassen  und  Kreditinstitute  ins  Leben  zu 
rufen. 

Die  öffentliche  Meinung  Ungarns  hat  sich  in  der 
Bankfrage  oft  geäussert,  und  immer  die  Selbstständig- 
keit und  freie  Entwickelung  des  Kreditverkehrs  verlangt. 
Heute  ist  es  nöthig,  dass  sie  darüber  ins  Reine  komme, 
auf  welche  Art  und  mit  welchen  Mitteln  sie  in  der  Bank- 
frage zum  Ziele  gelangen  will.  In  England,  wenn  dort 
Fragen  von  so  hervorragender  Wichtigkeit  auftauchen, 
ist  die  Kundgebung  der  öffentlichen  Meinung  mit  hefti- 
gen Agitationen  verbunden  und  strebt,  wie  es  das  Bei- 
spiel der  Anti-cornlaw  league  zeigt,  durch  die  Alliirung 
der  Interessen  zu  Avirken.  In  unserem  Vaterlande  wäre 
eine  derartige  Agitation  nicht  am  Orte,  danach  der  Aeus- 
serung  der  Regierung  die  Gesetzgebung  gewiss  nur  das 
wollen  Avird,  was  die  Avahren  A^olksAvirthschaftlichen  In- 
teressen des  Landes  erheischen.  Doch  damit    die  zum 
Handeln  berufenen  Faktoren  die  Interesen  der  Nation 
gehörig  erkennen,  damit  bei  dieser  Frage  der  Wunsch 
der  öffentlichen  Meinung  berücksichtigt  Averden  könne, 
ist  es,  glaube  ich,  an  der  Zeit,  dass  alle  berechtigten  Fak- 
toren diese  Frage  zum  Gegenstand  friedlicher  Diskus- 
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sion  und  ßeratliiing  maclieii.  Mein  Werk  hatte  auch  kei- 
nen andern  Zweck,  als  das  Reifen  der  Ideen  zu  för- 
dern und  der  Recrieruno-  wie  deui  Publikum  Materiale 
zur  Feststellung  der  mögliclist  besten  Lösungsart  dar- 
zubieten. 

Hiernach  sei  es  mir  noch  gestattet  einigce  Worte 
über  mein  l^ucli  zu  sagen. 

Als  ich  es  in  den  Sommermonaten  des  ffeffenwärti- 
gen  Jahres  zu  schreiben  begann,  liatte  ich  nicht  die  Ab- 
sicht mein  Werk  so  umfangreich  zu  gestalten,  wie  es 
nun  vorliegt.  Icli  musste  tracliten  es  möglichst  rasch 
unter  die  Presse  gelangen  zu  lassen,  denn  hnmer  nälier 
kommt  die  Zeit,  wo  Regierung  und  Gesetzgebung  in  der 
Bankfrage  das  Feld  der  Akti(^n  betreten  müssen.  Aber 
auch  noch  der  Umstand  machte  es  mir  rathsam.  meine 
Ideen  über  die  Baukfrage  kompendiöser  zusammenzu- 
fassen, dass  der  Theil  des  ungarischen  Lesepul)likums, 
der  sich  aucli  mit  ernsterer  Lektüre  beschäftigt,  über 
die  Tagesfragen  kurzgefasste  Broschüren  zu  lesen  ge- 
wohnt ist.  Indem  ich  jedoch  den  wiclitigen  Gegenstand 
durchdachte,  erweiterte  sich  der  Rahmen  meines  Wer- 
kes immer  mehr,  so  dass  icli  nicht  darnach  zu  streben 
brauchte,  einen  oder  den  anderen  interessanteren,  er- 
AN'ahnenswerthen  Gegenstand  anzufilliren,  sondern  viel- 
mehr überlegen  musste.  wie  ich  das  reiche  Materiale  zu- 
sammenfassen, ^vie  ich  das  Werk  kürzen,  und  was  ich 
daraus  A^-eglassen  könne,  oline  dass  die  Darlegung  der 
Thatsachen  oder  die  Motivirung  meiner  Ansichten  da- 
durcli  leide. 

Wahrend  ich  jedoch  über  ein  so  reiches  Materiale 
verfügte,  dessen  Zusammenstellung  und  Ordnung  allein 
viel  Zeit,  Sorgfalt  und  Mfilu'  kostete,  konnte  ich  ande- 
rerseits selbst  die  mir  zum  Scln-eibcn  übrig  gebliebene, 
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liberans  eng  l^eraessene  Zeit  nicht  ganz  diesem  Zwecke 
\Ni(lmen.  Icli  musste  micli  wegen  meiner  anderen  nnauf- 
scliiebbaren  Obliegenheiten  mehrmals  nnterbreclien. 
Diese  wiederhohen  Unterbrechungen  gereichten  dem 
Werke  natürhch  zum  Nachtheil.  Es  fehlte  mir  also  die 
Kontinuirlichkeit  der  Arbeit  und  die  Ruhe,  die  zur  ta- 
dellosen Abfassung  eines  solchen  Werkes  unbedingt  er- 
forderlich ist.  Zu  allen  diesen  Umständen  kam  noch, 
dass  ich  zum  Zweck  der  raschen  Beendigung  dieses  Bu- 
ches einen  grossen  Theil  desselben  einem  Stenographen 
diktiren  musste,  und  das  Werk  schon  in  die  Druckerei 
gelangte,  ehe  es  noch  fertig  war. 

Dies  möge  zu  meiner  Entschuldigung  dienen,  dass 
mein  Buch  in  Betreff"  des  Styls  und  hinsiclitlich  der  s}- 
stematischen  Entwickelung  des  Gegenstandes  niclit  so 
ausfiel,  Avie  ich  es  wünschte. 

Doch  welche  Mängel  immer  dieses  Werk  haben 
möge,  entspricht  es  doch,  glaube  ich,  dem  Zwecke  so, 
dass  der  aufmerksame  Leser  im  historischen  Theile  hin- 
i'eichende  Daten  finden  wird,  um  die  Entwickelung  und 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Bankfrage  beurtheilen  zn 
können.  Dieser  Theil  hiitte  ein  wenig  kürzer  gefasst 
werden  können,  wenn  ich  es  nicht  als  nothwendig  er- 
achtet hätte,  die  Frage  der  80  Millionen  mit  der  mög- 
lichsten Ausführlichkeit  zu  behandeln.  Ich  konnte  es 
bei  dieser  Frage  nicht  vermeiden,  die  abweichenden  An- 
sichten eingeliend  darzulegen,  und  meine  Ansichten  zu 
motiviren,  und  riskirte  es  lieber  in  den  Fehler  der  Wie- 
derholungen zu  verfallen  als  bei  einer  Frage,  —  dm-cli 
deren  ungünstige  Entscheidung  Ungarn  eine  bedeutende 
Last  ung-erechter  Weise  auferleg-t  würde,  —  die  aufklä- 
renden  Umstände  zu    verschweioen.    Ferner   hätte    ich 
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den  historisclien  Tlieil  iiieliies  Werkes  mir  dann  kürzer 
fassen    können,    wenn  icli  die    unbegründeten,   mit    der 
Wahrheit  im  Widerspruch  stehenden,  aus  der  Antipa- 
thie gegen  Ungarn  fliessenden  Bemerkungen,  die  in  dem 
öfter  erwälniten  Werke  Neuwirths  enthalten  sind,  kei- 
ner Bemerkung  gewürdigt  hatte.    Ich  musste  micli  auf 
die  Widerlegung  der  Behauptungen   dieses  Autors    ein- 
lassen, weil  dessen  Werk  zufolge  der   vielen   interessan- 
ten Daten,  die  es  über  die  österreichische  Nationalbank 
enthält,  in  allen    neueren  die  Baid^frage  beliandelnden 
Werken  als  Quelle  benutzt  wird:  bloss  desslialb  liabe 
ich  es  als    nöthig    erachtet,  die    darhi    vorkommenden 
Missdeutungen  und  absichtlichen  Entstellungen    zu  be- 
richtigen. 

Ich  habe  mich  mit  der  Bankfrage  lange  genug  l)e- 
schäftigt.    Meine  Ueberzeugung   ist,    dass   das  System 
welches  ich  in  Vorschlag  bringe,  den  Interessen  und  ge- 
gebenen Verhältnissen  Ungarns  am  besten    entspricht. 
Mögen  die  massgebenden  Staatsmänner   meines  Vater- 
landes und  die  Nation,   deren  Interesse  zu  fördern  ich 
strebe,  über  meinen  Vorschlag  nachdenken.    Und  wenn 
mein  an  schwierigen  Verhältnissen  laborirendes  Vater- 
land aus  dem  durch  mich  entwickelten  Antrag  irgend 
welchen  Nutzen  schöpfen  kann,  so  würde  diess  den  Lohn 
steigern,  den  ich  im  Bewusstsein,  Gutes  gewollt   zn  ha- 
ben, finde.   Ich  habe  meinen  Zweck  erreicht,  wenn  ich 
den  Gegenstand  für  Diejenigen  beleuchtet  habe,  die  Auf- 
klärung suchen ;    ich  werde    denselben    noch  mehi-   er- 
reicht   haben,    wenn  Diejenigen,    um    derentA\  illen    ich 
schreibe,    mehie    Ansichten    theilen    und    meine    Bath- 
schläge  befolgen ;  und  Aollständig  wird  mein  Z\>eck  er- 
reicht sein,  wenn  ich  den  Kreditverkehr  Ungarns  lhuui- 
zipirt  sehen  werde,    und  dessen  Bankwesen  auf  neuen 

C.  D.  *^ 
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Grundlagen  einer  gesunden  Entwickelung  entgegengeht. 
Es  war  meine  Pflicht,  meine  Ansichten  zu  veröffentH- 
chen,  und  ich  habe  sie  insoweit  erfüllt,  als  meine  Fähig- 
keit es  o-estattete. 

Und  nun  überantworte  ich  mein  Werk  dem  Urtheil 

der  ffcehrten  Leser. 
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I.  Beilage, 

B  e  (l  e  11  t  p  11  il  e  r  e  u  n  o^  a  r  i  s  c  h  e  Werke  ü  b  e  r  d  a  s  H  a  ii  k  w  e  s  e  n . 

Jultis  Kailtz  spricht  in  seinem  \yerke  :  »A  n  emz  e  t  g  a  z  d  a  s  ä  g 
ältalänos  tanai«  [Allgemeine  Lebren  der  National- 
ökonomie; 3.  Auflage,  Budapest,  1875]  in  dem  geringen  Kaum,  der  ihm 
da  zur  Verfügung  stand,  über  die  Banken  überhaupt  und  insbesondere  über 
die  Zettelbanken  gründlich  und  möglichst  erschöpfend. 

(iraf  Emil  Dezsevrffy  :  »A  feuforgö  penzügyi  kerde- 
s  e  k«  [Die  obsch webenden  Finanzfragen;  Pest  1856.] 

Vinzeuz  Weninger  :  »A  b  a  n  k  ü  g  }•  e  l  m  61  e  t  e.«  [D  i  e  The  o- 
r  i  e  des  Bankwesens];  ist  im  zweiten  Band  der  neuen  Folge  der 
statistischen  Mittheilungen  enthalten. 

I.PO  Beöthy  :    »A    bankügy    e  1  m  e  I  e  t  e,    kühinös   tekintettel    a 
jegybankk6i-desre  es  hazai  viszonyainkra.   [Die  Theorie  des  Bankwesens  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Zettelbankfrage  und  auf  unsere  vaterländischen 
Verhältnisse].    Dieses  Werk  enthält  unter  aUen  in  ungarischer  Sprache   er- 
schienenen das  reichste  Materiale. 

Andreas  laray  :  »A  banküg3'rül.«  [Über  die  Baukfrage  ;  Budapest 
1874.]  Enthält  eine  Kritik  der  Artikel  Vinzenz  Weningers,  und  des  Verfah- 
rens der  Enquetekommission. 

»A  Magyar  Bankenquete-bizottsäg  munkälata.«  [Operat  der  ungari- 
schen Bankeuquetekommission  ;  Pest  1870.] 

Ausserdem  ist  auch  Eduard  Horus  Werk  :  x-La  liberte  des  banques« 
in  ungarischer  Übersetzung  ei-schienen. 


Die  englische  Literatur  ist  reich  an  Werken  über  das  Bankwesen, 
beinahe  allQ  gehen  von  praktischen  Gesichtspunkte  aus. 

J.  W.  Gilbart  :   vHistory  and  Principles  of  Banking«  [London  1837]. 

J.  B.  Mac  Cullocll's  Werk  über  die  Banken,  das  in  der  Eiuyclopaedia 
Britannica  erschien,  existirt  deutsch  unter  den  Titel :  »Geld  und  Bank« 
[Leipzig  1859],  übersetzt  und  erläutert  von  Bergius  und  Tliolvani. 

Macleod  :   »On  Banking«.  [London,  2.  Auflage  1866.] 

Nicholson  T  he  c  o  n  t  r  o  v  e  i-  s  j-  o  f  free  Banking  (Lon- 
don 1868). 

H.  S.  Carey  »W  hat  i  s  C  o  u  r  r  ^  n  c  y  u.  ^  Principles  of  Political 
Economy.« 

42* 
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Goeschen  »Foreign  E  X  c  h  a  n  g  e.« 

Viele  interessante  Mittlieilungen  über  Bankwesen  enthält  die  Lon- 
doner Zeitschrift :  »The  Economist.« 

Ueber  die  Wirkung*  des  aiuerikanischen  Systems  sind  in  folgen- 
den zwei  offiziellen  Publikationen  interessante  Daten  enthalten  : 

»Executive  Documents,  printed  by  order  of  the 
House  ofRepresentatives«  (Washington  1861—66.) 

»Reports  of  the  Controller  of  theCourrency« 
(Washington  1864—66.) 

Tooke  and  Newmarcli  »H  i  s  t  o  r  y  o  f  P  r  i  c  e  s«  (London  1867) 
Ein  ausgezeichnetes  Werk  in  sechs  Bänden,  dass  auch  in  nationalökono- 
mischer Beziehung  richtig  ist. 

Die  interessantesten  unter  den  in  englischer  Sprache  erschienenen 
Werken  sind  sicherlich  die  zwei  Bankenquetekommission  s-0  p  e- 
rate,  von  welchen  das  eine  1857  in  einem  Bande  und  das  andere  1867  in 
zwei  Bänden  erschienen  ist. 


Auch  die  französische  Bankliteratur  ist  reich,  und  die  in  dieser  Sprache 
erschienenen  Werke  besitzen  den  grossen  Vortheil,  dass  sie  den  an  sich  tro- 
ckenen Gegenstand  verständlich  und  anziehend  behandeln. 

Unter  den  für  das  Bankmonopol  geschriebene  Werken  is  das  bedeu- 
dendste  :  Wolowszky  :  »La  banque  d'  Angletei-re  et  les  banques  d'  Ecosse« 
(Paris  1867.)  La  question  des  banques«  (Paris  1864)  »Quelques  notes  sur  la 
question  monetaire,«  (Par  1868.) 

Für  das  freie  Banksystem  schrieben  :  Courcelles-Seneui' 
»Trait^  des  Operations  des  banques«,  (Paris  1864.)  »La 
banque  libre-<   (Paris    1867.) 

Michel  Chevalier  »L  a  b  a  i  s  s  e  probable  de  Tor«  (Paris, 
1862)  und  im  Journal  des  Economistes. 

Csernuschy     »Median  ique     de    l'c^  c  h  a  nge«   (Paris    186  8. 
»Contre  les  billets  des  banques«  (Paris  1868.) 

Coquelin  >L  e  credit  et  les  banques«  (Paris,  1868.) 

Eichthal  »La  monnaie  de  papier  et  les  banque^ 
d'e  m  i  s  s  i  o  n«  (Paris,  1864.) 

Block  »D  i  c  t  i  o  n  n  a  i  r  e  des  fi  n  a  n  c  e  s  et  des  banques« 
(Paris,  1869.) 

Das  Operat  der  franz.  Banken  (lueteko  mm  ission 
7  Bände,  Paris  1865.) 

Im  Journal  des  Economistes  sind  iiiteresante  Artikel 
enthalten. 

Die  deutsche  Literatur  ist  an  Werken  über  die  Banken  die 
reichste.  Ich  erwähne  nur  die  hervorragendsten  : 

Hühner  >Die  Banken«  (Leipzig  1854.) 

Philipp  (»eyer  »Theorie  und  Praxis  des  Zettelbankwesens«  (Müu 
chen  1867.) 

Adolph  >Vag"ner,    der  fruchtbarste  und  ausführlichste   Autor  über 
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Bankwesen:  »Geld  und  Credit.«  (Wien,  1862.)  »Beiträge  zu 
den  Lehren  von  den  B.an  k  e  n«  (Leipzig  1857.)  ^S  y  s  t  e  m  der 
Zette  Ibankpolitik.«  (zwei  Bände,  1873). 

Nasse  »Die  P  r  eu  SS  i  s  eil  e  Bank,«  [Bunn,  1866.] 
Max  Wirtll :  »Das  Bankwesen«  [Cülu,  1874.]  .II  a  n  d  b  u  c  li 
des  Bankwesen  s  <  [Cöln,  1874.]  Klar  geschrieben  und  enthält  zahl- 
reiche Daten  über  die  Enquetekommissionen  und  den  gegenAvärtigen  Stand 
der  Banken.  Neuestens  erschien  von  ihm  :  »Ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  s  W  i  e  d  e  r  g  e- 
b  u  r  t,«  wo  unter  Anderem  über  die  Österr.  Nationalbank  interessante  sta- 
tistische Daten  enthalten  sind. 

Auch  in   den  nationalökonomischen  Fachwerken  und  Zeitschriften 
ist  viel  Interressantes  über  das  Bankwesen  enthalten.  Unter  Anderen  in  : 
Rau  »Politische  Oekoiiomie,  v 
Schäfl'lc  »National-Oekonomie.« 
Fouclie  »Virteljahrschrift  für  Volkswirtschaft.« 
Hildcbraiult  »Jahrbücher  für  Nationaloekonomie  und  Statistik.« 
Koscher  »System  der  Volkswirthschaft.« 
Burghardt-Bischof  »Die  schweizerischen  Zettelbanken. 
Wenzelburg'  »Das  Bankwesen-^  (Stuttgart,  1856.) 
Schllltze-Delltsch  »Volksbanken«  (Lipcse,  1856.) 
Jakob  Kautsch  »Das  Bank-  und  Börsenwesen«  (Stuttgart,  1871.) 
Oppeulieim  »Die  Natur  des   Capitals  und  des    Credits«  (Mainz,  1868.) 
In  der  Broschürenliteratur  ist   kürzlich   ein   interessantes  Werk  er- 
schienen :   »D  i  e  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  e    X  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k,«    v^on  F  i  d  e" 
1  ins.   [Wien,  1875.] 
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II.  Beilage. 

[Zu  Seite  182.] 


Die  Bankacte  vom  Jahre  186213. 


Gesetz  vom  27.  Decemher  1862. 
giltig  für  das  ganze  Keicla, 

in  Betreff  der  Abschliessung  eines  Uebereinkommens  mit  der  österreichiKchen 

Nationalbank. 

Mit  Bezugnahme  auf  Meine  am  17.  und  19.  December  1861  den  bei- 
den Häusern  Meines  ßeichsratbes  eröffnete  Entschliessung  finde  Ich  mit  Zu- 
stimmung derselben  und  beziehungsweise  in  Gemässheit  des  §.13  des  Grund- 
gesetzes vom  26.  Februar  1861  anzuordnen  Avie  folgt : 

Artikel  I. 

Der  Pinanzminister  wird  ermächtigt,  mit  der  österreichischen  Na- 
tionalbauk  das  beifolgende  Uebereinkonimen  über  die  Verlängerung  ihres 
Privilegiums,  über  neue  Statuten  und  ein  neues  Eeglenient  derselben,  end- 
lich über  die  Regelung  des  Schuldverhältnisses  zwischen  dem  Staate  und 
der  Bank  abzuschliessen. 

Artikel  II. 

Wenn  dieses  Uebereinkommen  abgeschlossen  wird,  su  treten  mit  dem 
Tage  der  Kundmachung  Meiner  Genehmigung  desselben  die  neuen  Statuten 
und  das  neue  Reglement  in  Wirksamkeit,  vorbelialtlich  jener  Ausnahmen, 
welche  in  dem  Uebereinkommen  ausdrücklich  festgesetzt  sind. 

Wien,  am  27.  December  1862.  Franz  Joseph  m,  p. 

Erzherzog  Rainer  m.  p.       Plener  m.  p.      Auf  Allerhöchste  Anordnung  : 

Freiherr  von  Ransonnet  m.  p. 
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II. 

Uehereiiikommen 
zwischen  der  Staatsverwaltung  und  der  Bank. 

§.1.  Es  findet  eine  Regelung  des  Schuldverhältnisses  zwischen  dem 
Staate  und  der  Bank  statt,  welches  sich  auf  die  in  den  Büchei-n  der  Bank 
am  29.  November  1862,  wie  nachfolgt,  bezifferten  Posten  bezieht : 

a)  die  fundirte   Staatsschuld  aus  der  Einlösung   des  Wiener-Währung- 
Papier-Geldes  im  Restbetrage  von      36,914.954'o«  fl. 

b)  die    durch    Staatsgüter  bedeckt«   Schuld  im    Rest- 
betrage von 87,053.779-30  » 

c)  die  Vorschüsse   auf  das  mit  Allerhöchster  Verord-     . 
nung  vom  29.  Aju-il  18.59  verfügte  Anlehen  im  Rest- ^ 

betrage  von 77,80O.00O-— » 

(1)  die  Vorschüsse  in  Silber   auf  die    L.  St.  3  Millionen 

der  im  Jahre  1859  in  London  emittirten  Anleihe     .     20,000.000- — » 

zusammen     .   221,768.734.84  fl^ 

§.  2.  Der  Rest  der  aus  der  Einlösung  des  Wiener-Währung-Papiergel- 
des herrührenden  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  (§.  T,  a)  wird  vom  Tage 
der  Allerhöchsten  Genehmigung  des  Uebereinkommens  an  gerechnet,  mit 
zwei  Percent  verzinst  und  in  vier  gleichen  Jahresrathen,  deren  erste  mit 
Ende  Deceniber  1863,  die  letzte  aber  mit  Ende  December  1866  fällig  ist,  an 
die  Bank  zurückgezahlt.  Der  Finanzverw-altnng  steht  jedoch  frei,  auch  vor 
den  VerfallstaQ-en  Theilzahlungen  zu  leisten,  und  es  erlischt  die  Verzinsung: 
des  gezahlten  Betrages  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Zahlung  geleistet 
wurde. 

§.  3.  Die  dem  Staate  von  der  Bank  im  -Jahre  1859  mit  zwanzig  Mil- 
lionen Gulden  in  Silber  geleisteten  unverzinslichen  Vorschüsse  (§.  I,  d)  zahlt 
die  Finanzverwaltuns:  in  gesetzlicher  Silberinünze  oder  mit  in  Silber  oder 
Gold  zahlbaren  Wechseln  auf  ausländische  Plätze,  zur  Silberparität  berech- 
net, so  zurück,  dass  die  erste  Hälfte  längstens  bis  Ende  December  1865,  die 
zweite  längstens  bis  Ende  December  1866  bex-ichtigt  ist.  Nach  Massgabe  der 
geleisteten  Zahlungen  wird  der  entsprechende  Theil  der  L.  St.  Obligationen 
vom  -Jahre  1859  vom  Pfände  frei  und  der  Staatsverwaltung  zurückgestellt. 
Nachdem  die  Nationalbank  diese  Vorschüsse  von  zusammen  20  3Iillionen 
Gulden  in  Silber  in  effectiver  Silbermünze  österr.  Währung  geleistet  hat,  so 
vergütet  der  Staat  für  jene  Beträge,  welche  er  davon  in  Silbermünze  des 
Zwauzigguldenfusses,  in  fremden  Wechseln  oder  in  Barren  zurückgezahlt 
hat,  der  Bank  Ein  Percent  Prägekosten  in  Silber. 

§.  4.  Von  der  mit  heutigem  Tage  bestehenden  Gesammtforderung  der 
Bank  an  den  Staat,  und  zwar  zunächst  von  dem  Restbetrage  der  Vorschüsse 
auf  das  mit  Allerhöchster  Verordnung  vom  29.  April  1859  verfügte  Anlehen 
(§.  I,  c),  dann,  insoweit  dieser  Restbetrag  hiezu  nicht  ausreicht,  von  der 
durch  Staatsgüter  bedeckten  Schuld  (§.  I,  b)  wird  ein  h'etrag  von  80  Mil- 
lionen Gulden  österr.  Währung  ausgeschieden  und  dem  Staate  von  der  Bank 
als  ein  Darlehen   überlassen,   für   welches  der  Staat   vom   ersten  Tage  des 
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Jahres  1863  an  eine  jährliche  Pauschalsumme  von  Einer  Million  Gulden 
insoferne  entrichtet,  als  diess  nach  vorläufiger  Hinterlegung  in  den  Reserve- 
fond (§§.  1 0  und  1 1  der  Statuten)  zur  Ergänzung  der  unter  die  Actionäre  zu 
vertheilenden  Dividende  (Zinsen  sammt  Superdividende)  auf  7  Percent  noth" 
wendio-  ist.  Für  dieses  Darlehen  wird  der  Bank  eine  am  letzten  December 
1876,  wenn  aber  der  im  Schlussrathe  des  §.  13  vorgesehene  Fall  eintritt, 
am  letzten  December  1877  zahlbare  Schuldverschreibung  übergehen,  deren 
Form  zwischen  dem  Finanzminister  und  der  Bank  vereinbart  werden  Avird. 
Durch  obige  Bestimmung  in  Betreff  der  Entrichtung  einer  jährlichen  Pau- 
schalsumme von  Seite  des  Staates  au  die  Bank  wird  für  die  Staatsverwal- 
tung kein  Recht  zu  einer  über  die  Anordnung  des  §.  58  der  Statuten  hinaus- 
gehenden  Einflussnahme  auf  die  Geschäftsgebahrung  der  Bank  begründet. 

§.  5.  Die  in  Folge  der  Vereinbarung,  Avelche  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  8.  Juni  1862  zwischen  der  Finanzverwaltung  und  der  Nationalbank 
stattgefunden  hat,reahsirten  83  Millionen  Gulden  von  den  bei  der  National- 
hank befindlichen  123  Millionen  in  Obligationen  des  Anlehens  vom  Jahre  1 860 
werden  verwendet :  mit  50  Millionen  Gulden  des  Erlöses  zu  Staatszwecken, 
der  Rest  des  Erlöses  zu  Rückzahlungen  au  die  Bank.  Von  dem  Erlöse  der 
noch  zu  realisirenden  40  Millionen  Gulden  dieser  Obligationen  wird  jeder 
einfliessende  Theilbetrag  im  Verhältnisse  von  zwei  Drittheilen  an  den  Staat 
abgeführt.  Ein  Drittheil  bleibt  der  Bank  zur  Abschreibung  an  der  Schuld 
des  Staates.  Die  Beträge,  welche  der  Bank  nach  dem  Tage  der  Allerhöch- 
sten Genehmigung  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  aus  dem  Erlöse 
der  Obligationen  des  Anlehens  vom  Jahre  1860  zufliessen,  werden  zur  Ab- 
schreibung von  der  durch  Staatsgüter  bedeckten  Schuld  des  Staates  ver- 
wendet. 

§.  6.  Die  nach  Abrechnung  der  in  den  §§.  2,  3,  4  und  5  angeführten 
Posten  verbleibende  und  durch  Staatsgüter  gedeckte  Schuld  des  Staates  an 
die  Bank  wird  in  keinem  ihrer  Bestandtheile  verzinst.  Für  den  Verkauf  der 
der  Bank  überwiesenen  Staatsgüter  gilt  das  in  seinen  vollen  Umfange  rechts- 
verbindlich bleibende  Uebereinkommen  vom  18.  October  1855  und  nament- 
lich die  im  §.  8  desselben  der  Bank  eingeräumte  Berechtigung  zur  bald- 
thunlichsten  Veräusserung  der  Güter.  Zur  beschleunigten  Verwerthuug  der 
Staatsgüter  kann  auch  eine  Verpachtung,  sowie  eine  Belastung  derselben 
mittelst  Pfandbriefe  von  der  Staatsverwaltung  im  Einverständnisse  mit  der 
Bankdirection  veranlasst  werden.  Soferne  der  Bank  aus  dem  Ertrage  und 
der  Verwerthung  der  Staatsgüter  in  baarem  Gelde  oder  in  der  vor  dem 
1.  Januar  1867  zahlbaren  Kaufschillingsraten 

bis  Ende  December  1863  nicht  mindestens     .     .     Vio 
»        »  »  1864      »  >  .     .      Vio 

»        »  .  1865      »  »  .      .      Vi« 

dieser  Restschuld  zugeflossen  sind,  wird  die  Finanzverwaltung  den  an  diesen 
Theilbeträgen  fehlenden  Betrag  am  14.  Februar  des  nächstfolgenden  Jahres 
ausbezahlen.  Bis  Ende  December  des  Jahres  1866  muss  diese  Schuld  voll- 
ständig getilgt  sein. 

§.  7.  Die  Nationalbank   verpflichtet  sich,   die   mit  heutigem  Tage  in 
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ihrem  Eigenthume  befiiuUichen  Effekten  inuerlialb  des  Zeitraumes,  un<i 
zwar  in  jedem  Jahre  nach  dem  Verhältnisse  der  in  den  §§.  2,  3,  5  und  6 
bezeichneten  Rückzahlungen  des  Staates  an  die  Bank  vollständig  zu  ver- 
äussern. Von  dieser  Verpflichtung  sind  die  Effecten  des  Reservefondes,  dann 
die  vom  1.  Januar  1863  bis  1.  Januar  1872  rückzahlbaren  Schuldverschrei- 
bungen der  galizischen  Carl  Ludwig-Eisenbahn-Gesellschaft  ausgenommen 
jedoch  können  diese  Schuldverschreibungen  nicht  im  Sinne  des  §.  14.  der 
Statuten  zur  Deckung  der  Noten  dienen. 

§.  8.  Die  durch  die  Rückzahlungen  des  Staates  und  durch  die  Ver- 
äusserung  der  Effecten  der  Bank  eingehenden  Beträge  sind  in  der  Weise 
zur  allmäligen  Verringerung  des  Notenumlaufes  zu  verwenden,  dass  bis 
Ende  December  1866  die  statutenmässige  Bedeckung  der  Noten  (§.  14  der 
Statuten)  hetgestellt  ist. 

§.  9.  Die  Nationalbank  bleibt  vorläufig  ermächtigt,  Noten  zu  1  und 
zu  5  fl.  im  Umlaufe  zu  halten.  Der  Zeitpunkt  für  die  Einziehung  dieser 
Banknoten  wird  durch  besondere  Gesetze  bestimmt  werden.  Wenn  sich  nach 
dem  31.  December  1866  noch  Noten  unter  10  fl.  im  Laufe  befinden,  so  un- 
terliegen dieselben  den  Bestimmungen  des  §.14  der  Statuten. 

§.  10.  Die  statutenmässige  Belehnung  von  Gold  und  Silber  kann  erst 
nach  Wiederaufnahme  der  Silherzahlungen  stattfinden. 

§.11.  Die  Wiederaufnahme  der  Silberzahlungen  der  Bank  hat  im 
Jahre  1867  zu  erfolgen.  Die  nälieren  Bestimmungen  über  den  Zeitpunkt 
und  die  Modalitäten  hiefür  werden  durch  ein  in  der  Reichsrathssesssion  1866 
zu  erlassendes  Gesetz  festgestellt  werden. 

§.  12.  Die  Erfüllung  der  aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen 
der  Finanzverwaltung  und  der  österreichischen  Nationalbank  obliegenden 
Verpflichtungen  wird  unter  die  Controle  jener  Commission  gestellt,  welche 
vom  Reichsrathe  für  die  Controle  der  Staatsschuld  bestellt  wird. 

§.  14.  Das  Ansuchen  um  weitere  Verlängerung  des  Privilegiums  und 
der  Vorrechte  der  Nationalbauk  (§.  40  der  Statuten)  ist  Avenigstens  zwei 
Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegiums  zu  stellen.  Erfolgt  nach  rechtzeitigem 
ynhringen  dieses  Gesuches  die  Entscheidung  der  Gesetzgebung  über  die 
Velängerung  oder  NichtVerlängerung  des  Privilegiums  nicht  vor  Ende  des 
Jahres  1875,  so  ist  das  Privilegium,  jedoch  nur  für  die  Dauer  des  Jahres 
1877  als  stillschweigend  verlängert  anzusehen. 

§.  14.  Dieses  Uebereinkommen  tritt  erst  dann  in  Wirksamkeit,  wenn 
auch  den  neuen  Statuten  und  dem  neuen  Reglement  in  der  vereinbarten 
Form  die  Allerhöchste  Genehmigung  ertheilt  sein  wird. 

Wien,  am  3.  Januar  1863. 

Ignazv.  Plener,  JosephPipitz. 

k.  k.  Finanzminister.  Bankgouverneur. 

Z.  C.  Freiherr  v.  P  o  p  p , 
Bank'Urecror, 


Das  vorstehende  Uebeveinkommen  wurde  mit  der  Allerhöchsten  Ent- 
schliessuug  vom  6.  Januar  1863  genehmigt. 
Wien,  am  10.  Januar  1863. 

Ignaz  V.  Plener, 
k.  k.  Finanzmiuister. 

III. 

St  atuten. 

I.  Von  dem  Privilegium  der  Nationalbank  und  von  der  Bankgesellschaft' im 

Allgemeinen. 

§.  1.  Das  mit  dem  Patente  vom  1.  Juli  1841  der  Nationalbank  ge- 
währte Privilegium,  welches  bis  letzten  December  1866  dauern  sollte,  wird 
in  Gemässheit  gegenwärtiger  Statuten  abgeändert  und  verlängert  und  soll 
bis  zum  letzten  December  1876  dauern. 

§.  2.  Die  Nationalbank  ist  eine  Aetiengesellschaft ;  sie  führt  auch 
Avährend  der  verlängerten  Dauer  ihres  Privilegiums  die  Firma:  »Privile- 
girte  österreichische  Nationalbank«  und  das  Mittelschild  des  kaiserlichen 
Staatswappens  mit  dieser  Umschrift  in  ihrem  Siegel. 

§.  3.  Die  Nationalbank  hat  ihren  Sitz  in  Wien.  Die  Bank  hat  das 
Recht,  auf  anderen  Plätzen  der  Monarchie  Filial- Anstalten  für  einen  oder 
mehrere  Geschäftszweige  zu  errichten  ;  sie  ist  verpflichtet,  in  Folge  der  im 
Einverständnisse  mit  der  Baukdirection  von  der  Staatsverwaltung  erkann- 
ten Erfordernisse,  Filialen  für  das  Escompte-,  Leih-  und  Anweisungs- 
'geschäft  zu  errichten.  Bestehende  Filialanstalten  können  vor  Ablauf  der  für 
die  Dauer  der  Bankgesellschaft  bestimmten  Zeit  nur  mit  Zustimmung  der 
Finanzverwaltmig  aufgelöst  werden. 

II. Von  dem  Gesellschaftsfonde  und  den  Rechtsverhältnissen  der  Actionäre. 

§.  4.  Das  Bankvermögen  besteht  aus  dem  Bankfonde  mid  dem  Reser- 
vefonde.  Der  Bankfond  hat  in  hundertzehn  Millionen,  zweihundert  fünfzig- 
tausend Gulden  österreichischer  Währung  zu  bestehen,  ^\•elche  auf  hundert 
fünfzigtausend  Actien  eingezahlt  sind.  Eine  Erhöhung  oder  Beschränkung 
dieses  Foudes  kann  nur  mit  Zustimmung  der  Generalversammlung  und  Ge- 
nehmigung der  Gesetzgebung  stattfinden. 

§  5.  Den  Actionären  gebührt  für  jede  Actie  ein  gleicher  Antheil  an 
dem  gesammten  Vermögen  der  Bank. 

§.  6.  Das  gesammte  Bankvermögen  haftet  für  alle  Verbindlichkeiten 
der  Nationalbank. 

§.  7.  Die  Gesammtheit  der  Actionäre  bildet  die  Bankgesellschaft.  Die 
Actien  lauten  auf  Namen  und  werden  in  ein  eigenes  Actienbuch  eingetra- 
gen. Die  Actien  sind  nntheilbar. 

§.  8.  Zur  Umschreibung  einer  Actie  wird  deren  Zurückstellung  an  die 
Bank  und  der  Giro  des  letzten  Besitzers  erfordert. 

§.  9.  Wenn  Actien  in  Folge  einer  amtlichen  Verhandlung  in  oder 
ausser  Streit  an  einen   neuen  Erwerber  übergehen,   so  hat  dio   zuständige 


fif>7 

Behörde  auf  der  Actie  selbst,  jedoch  lür  den  ganzen  Beirag  die  gerichtliche 
Uebergabe  (Einantwortung)  zu  bestätigen  und  dem  Eigenthümer  die  Actie 
auszufolgen,  der  sodann  die  Umschreibung  auf  die  übliche  Weise  bewir- 
ken kann. 

§.  10.  Von  dem  Jahreserträgiiisse  der  Geschäfte  und  des  Vermögens 
der  Bank  gebühren  den  Actionären  nach  Abzug  aller  Aulagen  zunächst  fünf 
vom  Hundert  des  Bankfondes  (§.  4).  Von  dem  noch  verbleibenden  reinen 
Jahreserträgnisse  Avird  ein  Viertheil  in  den  Reservefond  hinterlegt,  die  an- 
deren drei  Viertheile  sind  zur  Superdividende  bestimmt.  Aus  dem  im  ersten 
Semester  erzielten  reinen  Erträgnisse,  so  weit  es  sich  nach  den  vorangegan- 
genen Bestimmungen  zur  Vertheilung  an  die  Actionäre  eignet,  werden  im 
Juli  eines  jeden  Jahres  zwanzig  Gulden  oder  nach  dem  Ermessen  der  Dire- 
ction  auch  mehr  für  jede  Actie  an  die  Actionäre  erfolgt.  Der  Rest  der  reinen 
Jahreserträgnisse  Avird  nach  der  im  Januar  des  folgendes  Jahres  stattfinden- 
den Generalversammlung  hinausbezahlt.  Genügen  die  reinen  Jahreserträg- 
nisse nicht,  um  eine  fünfpercentige  Verzinsung  des  Bankfundes  zu  erzielen, 
so  kann  das  fehlende  dem  Reservefond  entnommen  werden,  in  solange  der- 
selbe hiedurch  nicht  unter  zehn  Perzent  des  Bankfondes  herabsinkt. 

§.11.  Der  Reservefond  wird  abgesondert  verrechnet  und  ist  noch  vor 
Ergänzung  der  fünfpercentii:eii  Zinsen  (Jj.  10)  zur  Deckung  von  Verlusten 
oder  Abschreibung-en  was  immer  für  einer  Art  bestimmt.  Hat  der  Reserve- 
fond nach  dem  Course  des  Tages,  an  welchem  der  Rechnungsabschluss  der 
Bank  stattfindet,  die  Höhe  von  zwanzig  Percent  des  eingezahlten  Bankfondes 
erreicht,  so  sind  ihm  aus  dem  reinen  Jahreserträgnisse  keine  Zuflüsse  zuzu- 
weisen, so  lange  er  auf  dieser  Höhe  verbleibt.  Die  Bankdirection  und  der 
Ausschuss  entscheiden  gemeinschaftlich,  auf  welche  Art  die  jährlicli  in  den 
Reservefond  hinterlegte  Summe  fruchtbringend  zu  verwenden  ist.  Doch  darf 
die  Anlage  nicht  in  Bankactien  geschehen. 
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III.     Von  den  Geschäften  der  Nationalbank. 

§.  12.  Die  österreichische  Nationalbank  ist  während  der  Dauer  ihres 
Privilegiums  ausschliesslich  berechtigt,  Anweisungen  auf  sich  selbst,  die  un- 
verzinslich und  dem  Ueberbringer  auf  Verlangen  zahlbar  sind,  anzufertigen 
und  auszugeben.  Diese  Anweisungen  der  österreichisehen  Nationalbank 
(Banknoten)  dürfen  auf  keinen  niederen  Betrag  als  10  fl.  lauten. 

§.  13.  Die  österreichische  Nationalbank  ist  vei'pflichtet,  die  von  ihr 
ausgegebenen  Noten  auf  Verlangen  der  Inhaber  bei  ihrer  Hauptcasse  in 
Wien  und  bei  ihren  Cassen  an  anderen  von  der  Finanzverwaltung  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Direction  zu  bestimmenden  Plätzen  jederzeit  nach  ihrem 
vollen  Nennwerthe  gegen  gesetzliche  Münze  einzulösen.  Die  Nichterfüllung 
dieser  Verpflichtung  hat,  insoferne  sie  bei  der  Hauptcasse  in  AVien  eintritt, 
ausser  deni  Falle  einer  im  gesetzlichen  Wege  verfügten  zeitweiligen  Einstel- 
lung der  Noteneiidösung  den  Verhist  des  Privilegiums  zur  Folge. 

§,  14.  Die  Bankdirection  hat  für  ein  solches  Verhältniss  des  Metall- 
schatzes zur  Notenemission  Sorge  zu  tragen,  welches  geeignet  ist,  die  voll- 
ständige Erfüllung-  dieser  Y(M"pfliclitiing  zu    sicliovn.      Ks  n)uss  jedoch  jeilen- 
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falls  jener  Betrag,  um  welchen  die  Summe  der  umlaufenden  Noten  200  Mil- 
lionen übersteigt,  in  gesetzlicher  Silbei-münze  oder  Silberbarren  vorhanden 
sein.  Ebenso  muss  jener  Betrag,  um  welchen  die  umlaufenden  Noten  den 
vorhandenen  Baarvorrath  übersteigen,  mit  statutenmässig  escomptirten 
oder  beliehenen  Effecten  oder  mit  eingelösten  verfalleneu  Coupons  von 
Grundentlastungsobligationen  bedeckt  sein,  dann  mit  statutenmässig  (§.  44 
der  Statuten  für  die  Hypothekar-Creditabtlieilung)  eingelösten  und  zur 
Wiederveräusserung  geeigneten  Pfandbriefen  der  Bank,  welche  letztere 
jedoch  den  Betrag  von  20  Millionen  Gulden  nicht  überschreiten  dürfen,  und 
nur  mit  zwei  Drittel  des  Nennwerthes  zur  Bedeckung  dienen  können.  Bis 
zur  Höhe  des  vierten  Theiles  des  Metallvorrathes  kann  Gold  in  Münze  oder 
in  Barren  anstatt  des  Silbers  zur  Bedeckung  verwendet  werden.  Als  im  Um- 
laufe befindlich  sind  die  von  der  Nationalbank  ausgegebenen  und  nicht  an  ihre 
Gassen  zurückgelangten  Noten  anzusehen.  Der  Betrag  der  im  Umlaufe  befind- 
lichen Noten  und  der  Stand  ihrer  Bedeckung  ist  wöchentlich  kundzumachen. 
Sollte  die  Erfahrung  darthun,  dass  der  hier  festgestellte  Betrag  der  blos 
bankmässig  bedeckten  Noten  unzulänglich  sei,  so  ist  die  Nationalbank  be- 
rechtigt, ihre  diesfalls  zu  stellenden,  thatsächlich  begründeten  Anträge  der 
Finanzverwaltung  vorzulegen  und  deren  verfassungsmässige  Behandlung 
anzusprechen. 

§.  15.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Noten  bei  ihren  Gassen  gegen 
Noten  anderer  Kategorien  gemäss  dem  diesfälligen  Verlangen  der  Partei 
umzuwechseln. 

§.  16.  Die  Noten  der  österreichischen  Nationalbank  geniessen,  unbe- 
■schadet  derinderkaiserlichenVerordnungvom7.rebruar  1856  (R.-G.-Bl.  Nr. 
•21)  und  in  dem  Patente  vom  27.  April  1858.  (R.-G.-Bl.  Nr.  63)  enthalteneu 
Bestimmungen  ausschliesslich  die  Begünstigung,  dass  sie  bei  allen  in  öster- 
reichischer Währung  zu  leistenden  Zahlungen  im  ganzen  Umfange  der  Mo- 
narchie, mit  Ausnahme  des  lombardisch-venetianischen  Königreiches,  von 
Jedermann,  sowie  von  allen  öffentlichen  Gassen  nach  ihrem  vollen  Nenn- 
werthe  angenommen  werden  müssen. 

§.  17.  Die  Banknoten  können  nicht  amortisirt  werden. 
§.  18.  Bei  dem  Einziehen  der  einzelnen  Gattungen  oder  einer  ganzen 
Auflage  von  Banknoten,  dann  bei  Erlöschung  des  der  Bankaesellschaft 
gewährten  Privilegiums  hat  die  nach  dem  vollen  Nennwerthe  stattfindende 
Einlösung  der  im  Umlaufe  befindlichen  Banknoten  nach  den  von  der  Staats- 
verwaltung im  Einvernehmen  mit  der  Bank  festzusetzenden  Bestimmungen 
zu  erfolgen. 

§.19.  Sechs  Jahre  nach  Ablauf  der  von  der  Bankdirection  festgesetz- 
ten und  öffentlich  kundgemachten  letzten  Frist  für  die  Einziehung  einer 
einzelnen  Gattung  oder  einer  ganzen  Auflage  von  Banknoten  ist  die  Bank 
nicht  mehr  verpflichtet,  die  einberufenen  Banknoten  einzulösen  oder  umzu- 
wechseln. 

§.  20.  Die  österreichische  Nationalbank  führt  ihre  Eechnungen  in 
österreichischer  "Währung ;  sie  ist  berechtigt :  a)  Wechsel,  Eff"ecten  und 
Coupons  zu  escomptiren  (§  21),  6)  Darlehen  gegen   Handpfand    zu   erfolgen 
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(§,  22.),  '■)  Depositen  zur  Verwahrung  zu  übernehmen  (§.  24)),  '/)  Geld  und 
Wechsel  in  laufende  Kechnung  zu  ühernehmen  (Girogeschäft)  (§.  25),  e)  An- 
weisungen auf  ihre  eigenen  Gassen  auszustellen  (^.  26),  /)  coramissionaweise 
Geschäfte  für  Rechnung  des  Staates  zu  besorgen  (§.  62.),  ff)  verfallene  Cou- 
pons von  Grundentlastungs-Obligatiouon  einzulösen,  /()  zur  Aufrehth.iltung 
eines  entsprechenden  Verhältnisses  zwischen  ihrem  Metallschatze  und  dem 
Banknotenumlauf  Gold  und  Silber,  gemünzt  und  ungern ünzt,  dann  Wechsel 
auf  auswärtige  Plätze  anzuschaffen  und  zu  verkaufen,  /)  nach  den  durch  die 
Allerhöchste  Entschliessung  vom  16.  März  1856.  genehmigten  und  durch  den 
Finanzministerialerlass  vom  20.  März  1856.  (Reichs-Gesetz-Hlatt,  Nr.  36) 
kundgemachten,  mit  gegenwärtigen  Statuten  im  Anhange  vereinigten  Sta- 
tuten und  Reglement  Hypothekardarlehen  zu  gewähren.  Das  Geschäftsjahr 
der  Bank  beginnt  am  1.  Januar  und  endet  mit  31.  Decemlier. 

§.21.  Die  Bank  escomptirt  gezogene  und  eigene  Wechsel,  welche  auf 
österreichische  Währung  lauten  :  der  Zahler  mag  am  Orte  der  Escompte- 
casse  wohnhaft  sein  oder  den  Wechsel  dort  nur  zur  Zahlung  angewiesen 
haben.  Die  Bank  kann  in  Wien  auch  Wechsel  escomptiren,  welche  an 
Plätzen  zahlbar  sind,  wo  sich  ein  Bankfiliale  befindet.  Von  den  Filialen  kön- 
nen auch  Wechsel  escomptirt  werden,  welclie  in  Wien  zahlbar  sind.  Die 
Bank  wird  von  Zeit  zu  Zeit  bestimmen,  ob  und  welche  Eftecten  der  Schuld 
des  Staates  und  der  Länder  (oder  deren  Coupons),  in  soferne  selbe  längstens 
innerhalb  drei  Monaten  zahlbar  sind,  von  ihr  im  Escompte  übernommen 
werden.  Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  eine  Ursache  der  verweigerten  Es- 
comptirung  anzugeben. 

§.  22.  Die  Bank  kann  auf  Gold,  Silber,  inländische  Staatspapiere  oder- 
Grundentlastuugs-Obligationen  und  die  von  ihrer  Hypothekar-Abtheilung 
ausgegebenen  Pfandbriefe,  endlich  nach  Zulässigkeit  ihrer  Mittel  auch  auf 
voll  eingezahlte  Actienund  Effecten  von  Prioritätsanlehen  inländischer  Indus- 
trieunternehmungen,  deren  Erträgniss  durch  eine  Staatsgarantie  gewähr- 
leistet ist,  verzinsliche  Darlehen  erfolgen. 

§  23.  Die  Nationalbank  wird  von  jeder,  die  Höhe  des  Zinsfusses  be- 
schränkenden gesetzlichen  Verfügung  losgezählt. 

§  24.  Die  Bank  übernimmt  nach  den  von  ihr  festzusetzenden  Be- 
stimmungen Gold,  Silber,  dann  Werthpapiere  und  Urkunden  in  Aufl)e- 
wahrung. 

§  25.  Im  Girogeschäfte  übernimmt  die  Bank  Gelder,  Wechsel  und 
Effecten  ohne  Verzinsung  in  laufender  Rechnung,  worüber  nach  Eingang 
durch  Anweisung  (Cheque)  und  Abschreibung  auf  dem  zu  diesem  Behüte 
eröffneten  Foliums  verfügt  werden  kann.  Die  Bankdirection  kann  die  ange- 
suchte Eröffnung  eines  Foliums  gewähren  oder  abweisen,  ohne  eine  Ursache 
ihres  Beschlusses  anzugeben.  Die  im  Girogeschäfte  an  die  Bank  gelangen 
den  Beträge  darf  dieselbe  nur  zu  Hälfte  in  ihren  anderen  Geschäften  (Es- 
comptiren von  Wechseln,  Beleihen  von  Handpfändern  u.  s.  f.)  verwenden. 

§  26.  Im  An-weisungsgeschäfte  werden  für  die  von  den  Parteien  er- 
regten Gelder  zwischen  den  dazu  bestimmten  Bankcassen  oder  von  der  Bank- 
centralcasse  in  Wien  auf  sich  selbst  d  vista  oder  nach  einer  festgesetzten  Zeit 
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zalilhare  Anweisungen  ausgestellt  und  eingelöst.  Diese  Anweisungen  lauten 
auf  den  Namen  des  Uebernehmers  oder  dessen  Ordre.  Die  Bank  haftet  nicht 
für  die  Echtheit  des  Giro  oder  des  Acquit. 

§.  27.  Zur  Amortisation  von  Bankanweisungen,  dieselben  mögen  in 
Wien  oder  von  einer  Bankfiliale  ausgestellt  sein,  ist  jenes  Handelsgericht 
oder  jener  handelsgei-ichtliche  Senat  berufen,  in  dessen  Sprengel  sich  der 
Zahlungsort  der  Bankanweisung  befindet.  Es  wird  hiebei  nach  den  Vor- 
schriften verfahren,  welche  für  die  Amortisation  von  Wechseln  bestehen. 
Die  Amortisationfrist  von  45  Tagen  hat  bei  den  auf  Sicht  oder  auf  eine  be- 
jjtimmte  Zeit  nach  Sicht  lautenden  Anweisungen  von  Tage  der  Kundma- 
chung des  Edictes,  der  den  übrigen  aber  von  dem  Tage  nach  ihrer  Ver- 
fallszeit zu  laufen,  wenn  letztere  nicht  schon  vor  der  Entlassung  des  Edic- 
tes eingetreten  ist. 

§.  28.  Sämmtliche  Zahlungen  an  die  Bank  können  nur  in  Noten  der 
Bank  oder  in  einer  gesetzlichen  Münzsorte  geleistet  werden. 

§.  29.  Die  Bank  ist  vei-pflichtet,  gesetzliche  Silbermünze  oder  Silber- 
barren mit  45  fi.  in  Banknoten  für  das  Münzpfund  feinen  Silbers  bei  ihrer 
Haupcasse  in  Wien  auf  Verlangen  jederzeit  einzulösen.  Die  Bank  ist  berech- 
tigt, hibei  eine  Provision  von  1/4  Percent  und  überdies  bei  Silberbarren  die 
für  Guldenstücke  vom  k.  k.Hauptmünzamte  jeweilig  festgestellten  Prägungs- 
kosten in  Abzug  zu  bringen.  In  allen  anderen  Fällen  bestimmt  die  Bankdi- 
rection,  ob  und  welche  Gebühren  bei  den  verschiedenen  Geschäften  abge. 
nommen  werden. 

§,  30.  Die  Nationalbank  hat  monatlich  die  Nachweisung  ihres  gQ- 
äammten  Activ-  und  Passivstandes,  halbjährig  aber  eine  Uebersicht  der  Ge- 
schäftsei-trägnisse  durch  die  Wiener  Zeitung  öt¥entlich  bekannt  zu  machen. 

IV.  Von  der  Eepräsentation  der  Bankgesellschaft  i;nd  von  der  Verwaltung 

des  Bankfondes. 

§.  31.  Die  Generalvei'sammlung  und  die  Direction  repräsentiren  die 
Bankgesellschaft;  sie  haben  die  ihnen  zugewiesene  Wirksamkeit  nach  Maass- 
gabe der  Statuten  und  des  Keglements  auszuüben. 

§.  32.  An  dieser  Repräsentation  können  nur  jene  Actionäre  Theil 
nehmen,  welche  österreichische  Unterthanen  sind,  in  der  freien  Verwaltung 
ihres  Vermögens  stehen  und  die  erforderliche  Zahl  von  Actien  besitzen. 
Insbesondere  sind  davon  diejenigen  ausgeschlossen,  über  deren  Vermögen 
einmal  der  Concurs  oder  das  Ausgleichverfahren  eröff'net  worden  ist  und 
welche  bei  der  darüber  abgeführten  gerichtlichen  Untersuchung  nicht 
schuldlos  erkannt  worden,  oder  Avelche  durch  die  Gesetze  für  unfähig  er- 
klärt sind,  vor  Gericht  ein  gültiges  Zeugniss  abzulegen. 

§.  33.  Alle  jene  Actionäre,  welche  zur  Zeit  der  Einberufung  der 
Jahresversammlung  zwanzig  auf  ihren  Nahmen  lautende  und  vor  dem  Juli 
desselben  Jahres  datirte  Actien  besitzen  und  diesen  Besits  durch  Hinterle- 
gung oder  Vinculirung  der  Actien  im  November  vor  der  Jahresversamm- 
lung und  acht  Tage  vor  einer  ausserordentlichen  Versammlung  nachge- 
wiesen haben,  sind,  soweit  ihnen   die  Bestimmungen  des  §.  32.  nicht  entge- 
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Mitglieder  der  Genei-alversammluiig. 

§.  34.  Die  Generalversammlung  wird  durch  die  Anwesenheit  von 
fünfzig  Actionären  beschlussfähig.  Ist  auf  ergangene  Berufung  eine  be- 
schlus.sfähige  Versammlung  nicht  zu  Stande  gekommen,  so  ist  binnen  acht 
Tagen  eine  neue  Versammlung  einzuberufen,  welche  ohne  Rücksicht  :iuf 
<lie  Zahl  der  dabei  erscheinenden  Mitglieder  beschlussfiihig  ist ;  in  diesem 
Falle  darf  aber  eine  ausserordentliche  Generalversammhmg  nur  über  Ge- 
genstande Beschlüsse  fassen,  welche  in  der  ursprünglichen  Tagesordnung 
enthalten  waren. 

§.  35.  Die  Generalversammlung  findet  der  Regel  nach  eimnabl  des 
Jahres,  im  Monate  Januar,  in  Wien  Statt.  Ist  während  des  Jahres  nach 
Vorschrift  der  Statuten  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  erfor- 
derlich, so  wird  sie  von  der  Directiou  ausserordentlich  einberufen.  Auch 
auf  schriftliches  Verlangen  von  vierzig  Mitgliedern  ist  eine  ausserordenliche 
Generalversammlung  innerhalb  sechzig  Tagen  einzuberufen.  Die  Einbe- 
rufung der  Generalversammlung  erfolgt  durch  Kundmachung  der  Direction 
in  der  Wiener  Zeitung,  bei  der  gewöhlichen  Jahresversammlung  vier  Wo- 
chen und  bei  ausserordeulichen  Versammlungen  acht  Tage  vor  der  für  die 
Deponirung  der  Actien  festgesetzten  Frist. 

§.  36.  Sechs  Tage  vor  jeder  Generalversammlung  ist  den  Mitgliedern 
derselben  die  Tagesordnung  bekannt  zu  geben. 

§.  37.  Jedes  Mitglied  der  Generalversammlung  kann  nur  in  eigener 
Person  und  nicht  durch  einen  Bevollmächtigten  erscheinen,  hat  auch  bei 
Berathungen  und  Entscheidungen  ohne  Rücksicht  auf  die  grössere  oder 
geringere  Anzahl  von  Actien,  die  ihm  gehören,  und  wenn  es  auch  in  meh- 
reren Eigenschaften  an  den  Verhandlungen  Theil  nehmen  würde,  nur 
Eine  Stimme. 

§.  38.  Lauten  jedoch  Actien  auf  moralische  Persohnen,  auf  Frauen 
oder  auf  mehrere  Theilnehmer,  so  ist  derjenige  berechtigt,  in  Generalver- 
sammlung erscheinen  und  das  Stimmrecht  auszuüben,  welcher  sich  mit 
einer  Vollmacht  der  Actieneigenthümer,  soferne  diese  österreichische  Un- 
terthanen  sind,  ausweiset. 

§.  39.  Der  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  gebührt  dem  Gou- 
verneiTr  der  Bank  oder  in  Verhinderung  desselben  einem  seiner  Stellver- 
treter. Der  Vox-sitzende  hat  der  Generalversammlung  sowohl  die  von  der 
Bankdirection  gestellten  als  auch  die  von  den  Mitgliedern  der  Generalver- 
sammlung eingebrachten  Anträge  vorzulegen,  die  Berathung  zu  leiten  und 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit  (iia  soferne  die  Statuten  diesfalls  keine  be- 
sondere Bestimmung  enthalten)  die  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
zusammen  zu  fassen.  Der  Vorsitzende  hat  nur  bei  Stimmengleichheit  eine 
entscheidende  Stimme. 

S  40.  Die  Generalversammlung  hat : 

1.  Bei  den  jährlichen  Versammlungen  :  a)  die  Mittheilung  der 
Direction  über  die  Gebarung  des  Bankinstitutes  und  den  Be- 
richt des  Comite   über  die  vorgenommene   Prüfung  der  Rech- 
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uungsabschlüsse  entgegen  zn  nehmen  und  zu  beschliessen,  ob 
die  Rechnungen  zu  genehmigen  und  das  Absolutorium  zu 
ertheilen  sei ;  h)  aus  ihrer  Mitte  die  Directoren,  sowie  den 
Ausschuss  (§  41)  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  zu  wählen  ; 
2.  drei  Jahre  vor  Ablauf  des  Bankprivilegiums  in  Berathung 
zu  ziehen  und  zu  beschliessen,  ob  und  allenfalls  mit  welchen 
Abänderungen  die  Erneuerung  dieses  Privilegiums  anzu- 
,  suchen  ist. 

§  41.  Der  Ausschuss  besteht  aus  zwölf  Mitgliedern,  welche  für  die 
Dauer  Eines  Jahres  gewählt  werden  und  nach  Ablauf  desselben  unmittelbar 
wieder  wählbar  sind. 

§  42.  Jedes  Mitglied  des  Ausschusses  hat  bei  Antritt  seines  Amtes 
und  für  die  Dauer  desselben  zwanzig  auf  seinen  Namen  lautenden  unbelas- 
teten Bankactien  bei  der  Bank  zu  hinterlegen  und  schriftlich  die  Angelo- 
bung zu  leisten,  dass  es  seinen  Obliegenheiten  gewissenhaft  und  eifrig  nach- 
kommen und  über  alle  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  des  Aus- 
schusses bekannt  werdenden  Angelegenheiten  Verschwiegenheit  beobach- 
ten wird. 

§  43.  Die  Mitglieder  des  Aiisschusses  haben  an  allen  Berathungen 
der  Bankdirectiou  über  eine  Yei'änderung  des  Zinsfusses  mit  entscheidender 
Stimme  Theil  zu  nehmen. 

§  44.  Der  Ausschuss  hat  die  halbjährig  abgeschlossenen  Bilanzen 
der  Bank  zu  prüfen  und  der  jährlichen  Generalversammlung  hierüber  Be- 
richt zu  erstatten. 

§  45.  Die  Bankdirectiou  besorgt  die  Verwaltung  des  Bankvermö- 
gens. Sie  besteht  aus  dem  Gouverneur,  zwei  i^  teil  Vertretern  desselben  und 
zwölf  Directoren. 

§  46.  Der  Gouverneur  wird  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  er- 
nannt. Er  bezieht  einen  Jahresgehalt,  der  aus  den  Mitteln  der  Bank  be- 
stritten wird. 

§  47.  Die  beiden  Stellvertreter  des  Gouverneurs  werden  von  der 
Direction  aus  ihrer  Mitte  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt ;  ihre 
Bestätigung  ist  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  vorbehalten  und  .sie  sind  nach 
Ablauf  dieser  Zeit  unmittelbahr  wieder  wählbar. 

§  48.  Die  Bestätigung  der  von  der  Generalversammlung  gewählten 
Directoren  (§  40)  ist  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  vorbehalten. 

§  49.  Das  Amt  der  Directoren  dauert  durch  drei  Jahre.  Jene,  wel- 
che die  Reihe  zum  Austritte  trifft,  können  jedoch  unmittelbahr  wieder 
gewählt  werden. 

§  50.  Jeder  Stellvertreter  des  Gouverneurs  und  jeder  Director  hat 
bei  Antritt  seines  Amtes  und  für  die  Dauer  desselben  fünf  und  zwanzig  auf 
seinen  Namen  lautende  unbelastete  Actien  bei  der  Bank  zu  hinterlegen. 

§  51.  Die  beiden  Stellvertreter  des  Gouverneurs  und  die  Directoren 
versehen  ihre  Aemter  unentgeltlich. 

§  52.  Der  Gouverneur  der  Nationalbank,  jeder  Stellvertreter  dessel- 
ben und  die  Bankdirectoren  werden  bei  dem  Antritte  ihrer  Aemter  feierlich 
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angeloben,  die  Bankstatuten  und  das  rieglenieiit  genau  zu  befolgen,  da 
Wolil  des  Bankinstitutes  nacli  Kräften  zu  befördern,  sich  eine  redliche, 
eifrige  und  aufmerksame  Verwaltung  der  Geschäfte  der  Bank  und  des  Ver- 
mögens derselben  bestens  angelegen  sein  zu  lassen  und  über  die  Verhand- 
lungen der  Bank  Verschwiegenheit  zu  beobachten.  Die  Stellvertreter  des 
Bankgouverneurs  und  die  Bankdirectoren  leisten  diese  Angelubung  einzeln 
dem  Bankgouverneur,  bekräftigen  selbe  mit  ihrem  Handschlage  und  ferti- 
gen hierüber  eine  schriftliche  Urkunde  aus.  Der  Bankgouverneur  hingegen 
hat  die  gleiche  Angelobung  nebst  seinem  Handschlage  dem  Chef  der  Finanz- 
verwaltung  zu  leisten. 

§  53.  Die    Direction    scliliesst    die    Geschäfte   der  Bank    unter    der 
Firma:  »privilegirte  österreichische  Nationalbank«  rechtsgiltig  ab. 

§  54.  Zur  Beaufsichtigung  der  vorschriftsmässigen  Verwaltung  der 
Bank  werden  sich  die  Directoren  nach  der  von  dem  Gouverneur  zu  treffen- 
den Bestimmung  in  die  einzelnen  Hauptzweige  der  Geschäfte  theilen.  Die 
Direction  setzt  die  besonderen  Bestimmungen  fest,  nach  welchem  die  Ge- 
schäfte der  Filialen  zu  besorgen  sind. 

§  55.  Ein  von  der  Bankdirection  aus  ihrer  Mitte  bestelltes  Oomite 
von  drei  Mitgliedern  hat  die  genaue  Befolgung  der  im  §  14  ausgesproche- 
nen Bestimmungen  zu  überwachen. 

§  56.  Der  Direction  steht  es  zu,  im  Namen  der  Bank  Beamte  und 
Diener  aufzunelimen  oder  zu  entlassen  ;  sie  entscheidet  über  deren  Bezüge 
und  kann  ihnen  Belohnungen  und  Unterstützungen  gewähren.  Die  Pensio- 
nen werden  nach  dem  diesfalls  bestehenden  Normale  bemessen. 

§  57.  Der  Gouverneur,  dessen  beide  Stellvertreter,  die  Directoren 
und  die  Mitglieder  des  Ausschusses  sind  für  die  Beschlüsse,  zu  denen  sie  die 
Zustimmung  gegeben  haben,  und  in  ihrem  Wirkungskreise  für  eine  redli- 
che, aufmerksame  und  den  Statuten  entsprechende  Geschäftsführung  ins- 
besondere dem  Staate  und  der  Bankgesellschaft  verantwortlich. 

V.  Von  den  Verhältnissen  der  Nationalbank  zur  Staatsverwaltung. 

§  58.  Die  Staatsverwaltung  ernennt  einen  Commiss-iv  (kaiserlichen 
Bankcommissär),  welcher  das  Organ  ist,  durch  welches  sich  die  Staatsver- 
waltung die  Ueberzeigung  verschallt,  dass  die  Bankgesellschaft  sich  den 
Statuten  und  dem  Keglement  gemäss  beniuunt.  Auch  ernennt  die  Staats- 
verwaltung einen  Stellvertreter  des  Qommissärs,  welcher  in  dessen  Verhin- 
derung dessen  Amt  auszuüben  hat. 

§  59.  Dieser  Commissär  ist  berechtigt,  den  Versammlungen,  jedoch 
nur  mit  einer  berathenden  Stimme,  beizuwohnen  und  alle  Aufklärungen  zu 
verlangen,  welche  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  nothwendig  sind. 

§  60.  Wenn  der  kaiserliche  Commissär  eine  von  der  Bankdirection 
oder  der  Generalversammlung  beschlossene  Maassregel  mit  den  Statuten 
oder  dem  Reglement  in  Widerspruche  tindet,  so  hat  er  sich  gegen  die  Au.s- 
tuhrung  derselben  schriftlich  oder  zu  Protocoll  zu  erklären  und  zu  verlan- 
gen, dass  hierüber  mit  der  Fiuanzverwaltung  vorläutig  das  Einvernehmen 
gepflogen    werde.    Diese  Erklärung  hat   eine   aufhaltende  Wirkung.    Ist   in 

C.  D.  -i^' 


fi74 

solchen  oder  anderen  Fällen  zwipclion  der  Finanzverwaltnng  und  der  Bank- 
direction  keine  Vei-ständii;nng-  zu  erzielen,  so  hat  d.e  Bankdirection  den 
Ausschuss  zur  Erwägung  des  Gegenstandes  einzuberufen.  Steht  der  bei 
dieser  Berathung  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasste  Beschluss  oder 
ein  Beschluss  der  Generalversammlung  nicht  im  Einklänge  mit  dem  Aus- 
spruche der  Finanzverw.iltung,  so  ist  hierüber  die  Entsciieidung  des  Ge- 
sammtministeriunis  einzuholen. 

§  61.  Bei  allen  Gegenständen,  welche  der  gesetzgebenden  Gewalt 
vorbehalten  sind  und  die  Mitwirkung  der  Staatsverwaltung  oder  die  be- 
sondere EntSchliessung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  erfordern,  hat  sich  die 
Bank  durch  ihre  Direction  an  die  Finanzverwaltung  zu  wenden. 

§  62.  Die  Bank  kann  von  der  Fiuanzverwaltung  eingereichte  Wech- 
sel statuteumässig  (§  21)  escomptiren.  Ausserdem  kann  sie  nur  commissions- 
weise  Geschäfte  für  Rechnung  des  Staates  besorgen.  Das  aus  der  comrnis- 
sionsweisen  Besorgung  solcher  Geschäfte  sich  ergebende  Guthaben  ist  am 
Schlüsse  eines  jeden  Monates  gegenseitig  haar  zu  begleichen. 

VI.  Von  den  besonderen  Vorrechten  des  Bankinstitutes. 

§  63.  Das  Vermögen  der  Bank  und  die  Einkünfte,  welche   die  l>ank- 
gesellschaft   im   statutenmässigen  Wege  bezieht,  sind   mit  Ausnahme   der 
Realitäten,  der  Effecten  des  Reservefondes  und  der  von  der  Bank  für  die 
Actionäre  zu  entrichtenden  pjinkommensteuer   für  die  Dividende  steuerfrei. 

§  64.  Alle  Bücher  und  Vormerkungen  der  Bank,  sowie  alle  im  Na- 
men der  Bankgesellschaft  in  Ausübung  ihrer  statutenmässigen  Geschäfte 
ausgefertigten  Ui'kunden  geniessen  die  Stempelfreiheit. 

§.  65.  Die  Verfälschung  (Nachmachung  oder  Abänderung)  der  von 
der  privilegirten  österreichischen  Nationalbauk  ausgefertigten  Noten,  Actien 
und  Schuldverschreibungen  oder  der  dazu  gehörigen  Coupons  und  Talons 
wird  als  Verbrechen  der  Verfälschung  öfltentlicher  Creditpapiere,  die  Nach- 
machung oder  Verfälschung  aller  sonstigen  von  der  Bank  ausgestellten  Ur- 
kunden aber,  gleich  der  Nachmachung  oder  Verfälschung  öffentlicher  Ur- 
kunden nach  dem  Strafs:psetze  bestraft. 

§.  66.  Dio  Bank  kann  aus  Wechselgeschäften  nur  bei  dem  k.  k.  Han- 
delsgerichte in  Wien,  in  allen  anderen  Rechtssachen  nur  bei  d^m  k.  k.  Lan- 
desgerichte in  Wien  geklagt  werden. 

§.  67.  Da  die  Bank  auf  die  von  ihr  ausgegebenen  Actien  und  die  bei  ihr 
erliegenden  Gelder  keine  Verbote,  Pränotationeni  oder  Super-Pränotationen 
unmittelbar  auTiiuunt,  so  haben  alle  Parteien  und  Behörden  sich  ausschlies- 
.send  an  das  competente  Gericlit  zu  wenden,  wenn  sie  eine  vorläufige  Sicher- 
heitsmassregel erwirken  wollen.  Diese  letztere  kann  aber  nur  darin  beste- 
hen, dass  diese  Behörde  der  Bank  eröffne,  mit  einer  Zahlung,  Erfolglassung 
oder  Umschreibung  bis  zum  Ausgange  des  Streites  inne  zu  halten.  In  diesem 
Falle  ist  die  Bank  berechtigt,  während  der  Dauer  des  Rechtsstreites  die  fäl- 
ligen Zinsen,  Dividenden,  Gelder  und  Effecten  gerichtlich  zu  hinterlegen. 

§.  68.  Wenn  nach  Bestimmung  des  §.67  Actien  oder  andere  der  Bank 
anvertraute  Capitalien  und  Effecten  zu  einer  gerichtlichen  Verwaltung  und 
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Obsorge  gehören  oder  darauf  eine  Substitution  oder  andere  Beschränkung 
vorgemerkt  m  erden  sull,  so  ist  gleichfalls  der  Bank  durch  das  eompeteute 
Gericht  das  Gehörige  zur  Vormerkung  in  den  Bankliüchern  und  wegen  der 
Erfolglassung  der  Zinsen,  Dividenden,  Depositen  u.  s.  w.  genau  mitzutheüen. 

§.  69.  Die  Bank  ertheilt  über  Actien  und  ihr  anvertraute  Ert'ecten  oder 
Pfänder  nur  deren  Eigeuthümern  Ausküntte. 

§.  70.  Die  Amortisation  von  Actien,  Pfandbriefen  und  sonstigen  Bauk- 
urkunden (mit  Ausnahme  der  Bankanweisungen  §.  27)  muss  bei  dem  Lan- 
desgerichte in  Wien  nachgesucht  werden.  Dasselbe  verfährt  hiebei  nach  den 
t'lir  die  Amortisation  von  Staatspapieren  bestehenden  Vorschriften. 

§.71.  Unbehobene  Dividenden  verjähren  zu  Gunsten  des  Reserve- 
fondes  drei  Jahre  nach  dem  letzten  Tage  des  Monates,  in  welchem  sie  zur 
Zahlung  fällig  waren.  In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  die 
Baukdirection  diesfalls  Ausnahmen  eintreten  lassen. 

§.  72.  Die  in  der  Girobank  inliegenden  Gelder  können  keinem  vorläu- 
tigeu  Verbote  unterworfen  und  erst  nach  bewirkter  gerichtlicher  Einant- 
wortung ausgefolgt  werden. 

§.  73.  Kein  Anspruch  eines  Dritten  kann  die  Bank  in  ihrer  statuten- 
mässigen  Gebahrung  hindern  oder  ihr  unbedingtes  Vorzugsrecht  zur  Befrie- 
digung ihrer  eigenen  Ansprüche  an  den  in  ihrem  Besiixe  befindlichen  Gel- 
dern und  Effecten  schmälern.  Dieses  Vorzugsrecht  kommt  der  Bank  nicht 
nur  auf  jene  Gelder  und  Effecten,  welche  ihr  von  dem  Schuldner  zur  Sicher- 
heit für  ihre  Forderungen  übergeben  worden  sind,  sondern  ohne  Unterschied 
auf  alles  bewegliche  Vermögen  ihres  Schuldners  zu,  in  dessen  Innehabung 
sie  durch  was  immer  für  Geschäfte  gelangt  ist.  Die  Bank  kann  in  der  Aus- 
übung dieses  Vorzugsrechtes  auf  Gelder  und  Effecten,  welche  sie  unter  den 
ihr  vorgeschriebenen  Vorsichten  als  ein  Vermögen  ihres  Schuldners  übernom- 
men hat,  seihst  durch  Eigeuthumsansprüche  oder  andere  früher  erworbene 
Rechte  dritter  Personen  nicht  gehindert  werden,  in  soferue  sie  für  die  Na- 
tionalbauk  bei  der  Uebernahme  nicht  deutlich  erkennbar  waren.  Die  Bank 
hat  endlich  das  Recht,  nach  Mass  dieser  Statuten  und  des  Reglements  sich 
selbst  ohne  gerichtliche  Dazwischenkunft  au.s  den  obigen  Mitteln  zahlhaft 
zu  macheu  und  hat  somit  den  Ausgang  eines  anhängigen  l\echtsstreites  zwi- 
schen dritten  Personen  nicht  abzuwarten. 

VU.  Von  der  Auflösung  der  Bankgesellchaft. 

§.  74.  Wenn  die  Gesellschaft  aufgelöst  ^\  ird,  so  hat  die  Bankdirection, 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ausschusse,  das  gesammte  bewegliche  und  unbe- 
wegliche Vermögen  der  Bank  zu  verwerthen  und  sämmtliche  Verbindlich- 
keiten zu  erfüllen.  Der  erübrigte  Betrag  wird  unter  die  (iesellschaftsmit- 
glieder  nach  Verhältniss  vertheilt. 

§.  75.  Die  Bankgesellschaft  kann  mit  Genehmigung  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  auch  vor  Einlösung  ihres  Privilegiums  aufgelöst  werden.  Das 
Begehren  dazu  kann  jedoch  nur  mit  wenigstens  drei  Viertheilen  der  anwe- 
senden Stimmen  in  der  Generalversannnlung  beschlossen  werden.  Von  Seite 
der  Bankdirection  ist  vier   Wochen  früher  in  der  Wiener  und  einer  auswär- 
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ti<yen  Zeitung  zu   verkünden,  dass  die  Frage  über  die  Auflösung  der  Gesell- 
schaft in  der  nächsten  Geueralvei-sammlung  verhandelt  werden  solle. 

§.  76.  Für  alle  Streitigkeiten  zwischen  der  Generalversammlung,  dem 
Ausschusse  und  der  Direction,  sowie  für  jene  Streitigkeiten,  welche  anläss- 
lich der  Auflösung  der  Gesellschaft  zwischen  den  Mitgliedern  derselbeii  ent- 
stehen, wird  der  oberste  Gerichtshof  als  Schiedsgericht  bestellt,  gegen  des- 
sen Entscheidung  keine  Berufung  stattfindet.  Auf  gleiche  Weise  sind  auch 
die  aus  der  im  §.  57.  ausgesprochenen  Verantwortlichkeit  abzuleitenden 
Ansprüche  geltend  zu  machen. 
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III.  Boilago. 

[Zu  Seite  183.] 

II  ü  c  k  z  a  li  1  u  11  g  e  n  des  Staates  an  die    Bank,  und  V  e  r  \v  e  r- 
t  li  VI  u  g  der  im  Besitz  der  Bank  befindlichen  Effekten. 

Auf   Grund    des   Übereinkoumieus     zwischen     dem    Staat   und   dei    Bank 

am  27.  Dez.   1862. 


Die  Schuld  des  Staates  an  die  Bank   bestand    am    31.  Dez.  1862.  au;; 

olg  enden  Posten  : 

fl. 

1.  Schuld  nach  Einlösung  des  Papiergeldes 

in  Wiener  Währung ;i6.. 547,1 61 

2.  Banknotenschuld  von  1869 73.800,000 

3.  Silberschuld  von  1859 20.000,000 

4.  Domänen-Schuld     ......  _^ .  86.942,083 

217.289,244 

Durch  die  §§.  2  —  6  dieses  Uebereinkomuiens  wurde   diese   Schuld  fol- 
gend ermasseu  geregelt : 

des   Uebereiukommeus  ti. 

Nach  §.  2 36.547,161 

j>      §.  3 20.000,000 

V      §.  4 ,      .      80.000,000 

»      §.  5 13.333,333 

i,      §.  6 67.408,750 

2177289,244 

Die  Rückzahlungstermine  wurden,  wie  folgt,  festgestellt : 
1863  1864  1865  1866 

§.  2.        9.136,79(1        9.136,790        9.136,600        9.136,190 
§,  3.  10.000,000      1.0000,000 

§.  5.     13,333,333 

§.  6.        6.740,857      13.481,750      20.222,625      26.963,500 

29.210,998      22.618,540      39.359,415      46.100,291 

d.i.  jährlich  21.o''/o  l6-.-."/o  2».>"o  '^'^-^".o 
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Die  gesammte  zurückzuzahlende  Schuld  aber  war  137,289,244  fl.,  mit 
Abzug  der  Schuld  von  80  Millionen. 

Hiermit  in  Verbindung  waren  die  im  Besitz  der  Bank  belindlichen 
Effekten,  die  am  31.  Dezember  1862  26.730,000  fl.  ausmachten,  nach  §§.  J. 
des  Uebereinkommens  im  Verhältniss  zu  den  jährlichen  Rückzahlungen.  Avie 
folgt,  zu  verwertheu  : 

1863.  5,666,160     fl. 

1864.  4.410,450     » 

1865.  7.671,510     » 

1866.  8.981,280     »  *) 


*)  Siehe  :  Neuwirth  Bankacte  und  Bankstreit.  S.  82.-83. 
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IV.  Beilage 

[Zu  Seite  189.] 


1866. 

Banknoten- 
Umlauf 

Metallbe-  Staatsnoten- 
deckunp   Umlauf 

Gesammter 
Umlauf 

Silber- 
agio 

Am 

1.  Januar 

351100755 

121521770 

351100756 

104 

— 

Ende  Januar 

341194076 

123041772 

341194076 

103 

9,^ 

» 

Februar 

331244740 

125501444 

331244740 

101 

75 

3S> 

März 

325987972 

125606323 

325987972 

105 

25 

» 

April 

337923886 

125609008 

337923886 

106 

75 

» 

Mai 

267822565 

125781765 

130344556 

388167121 

125 

— 

» 

Juni 

286195026 

126276353 

132220574 

418415600 

127 

— 

:> 

Juli 

361770471 

126276404 

147291^8(1 

509062351 

^2f^ 

50 

» 

August 

333216606 

108558905 

149b85781 

4826023S7 

126 

50 

.J> 

September 

315616153 

99128611 

160797513 

476413666 

127 

— 

]£> 

Oktober 

307991656 

99204354 

187780186 

495771842 

127 

50 

» 

November 

299353819 

99564318 

198737804 

498591623 

127 

— 

» 

Dezemb. 

283988480 

104008583 

224044003 

508032483 

129 

10 

V.  Beil 

age. 

[Zu  ^;eito 

243.] 

Ende  Decz.         1866 
1  867 

Ende  Januar 
»     Februar 

>  März 
»  April 
»     Mai 

»     Juni 
»     Juli 

>  August 

»     September    . 
»     Oktober 
»     November     . 
»     Dezember     . 


Bankno-    Staatsnc-        Oo-      .Metallbe-  ^  ,  „„      „.,, 

Un-üm-    ten-üm-    samravcr    dccku   p  K'^'o^p-    Lom-    s.lber- 
laiif  lauf         I-mlauf  der  Bank        »^  »ard       agio 

in  Millionen  Gulden  für  100  fl. 

283-98      215-79      499-77      104-00      38-88      30-84      129.1 


280-30 
273-08 
257-34 
247-53 
229-.54 
215.7,5 
204-61 
217-00 
234.26 
25253 
240-66 
247-02 


216-49 
217-01 
221-92 
239-28 
262-42 
285-32 
299-66 
299-38 
299-04 
299-99 
300-87 
301-13 


496-79 
490-09 
479-4« 
486-81 
491-96 
501-07 
504-27 
516-38 
533-30 
552-52 
541-53 
548-15 


103-55 
103-22 
103-3« 
103-76 
103-76 
103-77 
103-77 
103-77 
103-70 
103  78 
105-62 
108-34 


34-90 
35-96 
30.62 
3  1  -55 
29-20 
25-71 
28-91 
44-04 
64-80 
82-27 
76-41 
77-09 


29-82 
28-66 
27-21 
26-56 
25.77 
25-08 
24-44 
23-92 
24.10 
25-39 
25-14 
25.01 


129-7 
125  5 
126.5 
130-0 
130.0 
123.0 
124.5 
121.7 
122.2 
122-2 
118-5 
119-6 


VI.  BeilaRe. 

[Zu  .Seite  260.] 


Die  Modification  der  Bankacte  im  Jahre  1868. 

I. 

Erlass  des  Finanzministeriums  vom.  30.  October  1868, 
betreffenrl    flie    Abänderungen  der  Statuten  und  des  Reglements    der  privil. 

österreichisclien  Nationalbank. 

In  Ausführung  des  Gesetzes  vom  30  Juni  1868  haben  die  im  Nach- 
stehendem bezeichneten  Abänderungen  der  Statuten  und  des  Eeglements 
der  Nationalbank  vom  Jahre  186.3,  dann  des  Reglements  für  die  Hypothekar- 
Credits- Abtheilung  der  Nationalbank  vom  Jahre  1856  mit  provisorischer 
Giltigkeit  in  "Wirksamkeit  zu  treten. 

I.  Die  §§.  10,  14,  20,  21,  22  und  25  der  Bankstatuten  werden  abgeän- 
dert-wie  folgt:  §.10.  Von  dem  Jahreserträgnisse  der  Geschäfte  und  des 
Vermögens  der  Bank  gebühren  den  Actionären  nach  Abzug  aller  Auslagen 
zunächst  Fünf  vom  Hundert  des  Bankfondes.  Von  dem  noch  verbleibenden 
reinen  Jahreserti-ägnisse  werden  zehn  v  o  m  H  u  n  d  e  r  t  in  dem  Re- 
servefond hinterlegt,  die  anderen  neunzig  vom  Hundert  sind  zur 
Super-Dividende  bestimmt.  Aus  dem  im  ersten  Semester  erzielten  reinen 
Erträgnisse,  so  weit  es  sich  nach  den  vorausgegangenen  Bestimmungen  zur 
Vertheilimg  an  die  Actionäre  eignet,  wird  im  Juli  eines  jeden  Jahres  ein 
von  der  Bankdirection  zu  bemessender  Bett  rag  an  die 
Actionäre  eriblgt.  Der  Rest  der  reinen  Jahreserträguisse  wird  nach  der 
im  Januar  des  folgenden  Jahres  stattfindenden  Generalversammlung  hinaus- 
bezahlt. Genügen  die  reinen  Jahreserträgnisse  nicht,  um  eine  fünfpercentige 
Verzinsung  des  Bankfondes  zu  erzielen,  so  kann  das  Fehlende  dem  Reserve- 
fonde  entnommen  werden,  in  solange  derselbe  hiedurch  nicht  unter  zehn 
Percent  des  Bankfondes  herabsinkt. 

§.  14.  Die  Bankdirection  hat  für  ein  solches  Verhältniss  des  Metall- 
schatzes zur  Noten-Emission  Sorge  zu  tragen,  welches  geeignet  ist  die  voll- 
ständige Erfüllung  dieser  Verpflichtung  zu  sichern.  Es  muss  jedenfalls  jener 
Beti'ag,  um  welchen  die  Summe  der  umlaufenden  Noten  zweihundert  Mil- 
lionen Gulden  übersteigt,  in  gesetzlicher  Silbermünze  oder  Silberbarren 
vorhanden   si  in.  Eben.';o  niuss  jener   Betiag,   um   Avelchen  die  umlaufenden 
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Noten,  zuzüglich  der  gegen  Verbriefung,  der  in  lau- 
tender Rechnung,  mit  oder  ohne  Verzinsung  in  der 
JV  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  erliegenden  fremden  Gelder  den  vorhan- 
flenen  Baarvorratli  übersteigen,  mit  statutenmässig  escomptirten  oder 
heliehenen  Effecten,  mit  eingelösten  verfallenen  Coupons  von  Grundent- 
lastungs-Obligationen  oder  mit  Wechseln  auf  auswärtige 
Plätze  bedeckt  sein  ;  dann  mit  statutenmässig  (§.  44.  der  Statuten  für 
die  Hypothekar-Credits-Abt.heilung)  eingelösten  und  zur  Wiederveräusserung 
geeigneten  Pfandbriefen  der  Bank,  welche  letztere  jedoch  den  Betrag  von 
20  Millionen  Gulden  nicht  überschreiten  dürfen,  niul  nur  )iiit  zwei  Drittel 
des  Nennwerthes  zur  Bedeckung  dienen  können.  Bis  zur  Höhe  des  vierten 
Theiles  des  Metallvorrathes  kann  Gold  in  Münze  oder  in  Barren  anstatt  des 
Silbers  zur  Bedeckung  verwendet  werden.  Als  im  Umlaufe  betindlich  sind 
die  von  der  Nationalbank  ausgegebenen  und  nicht  an  ihre  Cassen  zurück- 
gelangten Noten  anzusehen.  Der  Betrag  der  im  Tmlaufe  befindlichen  Noten 
und  der  Stand  ihrer  Bedeckung  ist  wöchentlich  kund/umacben.  Sollte  die 
Erfahrting  darthun,  dass  der  hier  festgestellte  Betrag  der  bloss  baukmässig 
bedeckten  Noten  unzulänglich  sei,  so  ist  die  Nationalbank  berechtigt,  ihre 
diesfalls  zu  stellenden  thatsäclilich  begründeten  Beträge  der  Finanzverwal- 
tung vorzulegen  und  deren  verfassungsmässige  Behandlung  anzusprechen. 

§.  20.  Die  österreichische  Nationalbank  führt  ihre  Rechnungen  in 
österreichischer  Währung  ;  sie  ist  berechtigt :  a)  Wechsel,  Effecten  und 
Coupons  zu  escomptiren  (§.  21);  //)  Darlehen  gegen  Handpfand  zu  erfolgen 
(§.  22^;  c)  Depositen  zur  Verwahrung  zu  übernehmen  (§  24) ;  d)  mit  oder 
ohne  Verzinsung  s  o  av  o  h  1  Geld  g  e  g  ?  n  V  e  r  b  r  i  e  f  u  n  g,  als 
auch  Geld  und  Wechsel  in  laufende  Rechnung  (Giro-Geschäft)  zu  über- 
nehmen ;  f)  Anweisungen  auf  ihre  eigenen  Cassen  auszustellen  '§  26) 
f)  commissi ons weise  Geschäfte  zu  besorgen  ;  ij)  verfallene  Coupons  von 
Grundentlastungs-Obligationen  einzulösen  ;  /()  Gold  und  Silber  gemünzt 
und  ungemünzt,  dann  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze  anzuschaffen  und  zu 
verkaufen  ;  /)  nach  den  durch  ilic  Allerhöchste  Entschliessung  vom  16.  März 
1856  genehmigten  und  durch  den  Finanz-Ministerialerlass  vom  20.  März 
1856  (Reichs-Gesetz-Blatt  Nr.  o6)  kundgemachten,  mit  gegenwärtigen  Sta- 
tuten im  Anhange  vereinigten  Statuten  und  Reglement,  Hypothekar-Darlehen 
zu  gewähren.  Das  Geschäftsjahr  beginnt  am  1.  Januar  und  endet  mit  31 
December. 

§.  21.  Die  Bank  escomptirt  gezogene  und  eigene  Wechsel,  welche 
auf  österreichische  Währung  lauten  ;  der  Zahler  mag  am  Orte  der  Escompte 
Casse  wohnhaft  sein  oder  den  Wechsel  dort  nur  zur  Zahlung  angewiesen 
haben.  Die  Bank  kann  in  Wien  auch  Wechsel  escomptiren,  welche  au 
Plätzen  zahlbar  sind,  wo  sich  eine  Bankfili  le  befindet.  Von  den  Filialen 
können  auch  Wechsel  escomptirt  werden,  welche  in  Wien  zahlbar  sind.  Die 
Bank  kann  ihre  Filialen  ermächtigen,  Wechsel  zu  escomptiren,  welche  an 
Orten,  wo  Filialen  bestehen,  zahlbar  sind.  Die  N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  ist 
berechtigt,  alle  zur  Beleih  ung  bei  derselben  geeig- 
neten E  f  f  ('  (■  t  0  n  und  deren  Coupons,  in  soferne  selbe  längstens 
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innerhalb  drei  Monaten  zahlbar  sind,  zu  escomptiren.  Die  Bank  ist 
nicht  verpflichtet,  eine  Ursache  der  verweigerten  Escomptirung  anzugeben. 
§.  22.  Die  Nationalbank  ist  sofort  berechtigt,  auf 
Gold  und  Silber,  auf  inländische  Staatspapiere,  auf  Effecten  von  Lan- 
des- und  Gemeindeschulden,  auf  Pfandbriefe  inländi- 
scher Hypotheka  r-C  r  e  d  i  t-I  n  s  t  i  t  u  t  e,  und  auf  voll  eingezahlte, 
n  einer  offen). liehe  n  Börze  amtlich  notirte  Actien  und 
affecten  von  Prioritäts-Anlehen  von  Industie-Unternehmungen  in  beiden 
Theilen  des  Reiches  Darlehen  zu  erfolgen. 

§.  25.  D  i  e  N  a  t  i  o  n  a  1  b  a  n  k  übernimmt  b  a  a  r  e  s  G  e  1  d 
sn  Noten  oder  Münze,  gegen  Verbriefung,  mit  oder 
ohne  "Verzinsung,  auf  bestimmte  oder  unbestimmte 
Zeit.  Im  Girogeschäfte  übernimmt  die  Bank  Gelder,  Wechsel  und  Effec- 
ten mit  oder  ohne  Verzinsung  in  laufender  Rechnung,  vporüber  nach  Ein- 
gang durch  Anweisung  (Cheque)  und  Abschreibung  auf  dem  zu  diesem  Be- 
hufe  eröffneten  Folium  verfügt  werden  kann.  Die  Bankdirection  kann  die 
angesuchte  Eröffnung  eines  Foliums  gewähren  oder  abweisen,  ohne  eine  Ur- 
sache ihres  Beschlusses  anzugeben. 

2.  Die  §§.  26,  27,  31  and  40  des  Bankreglemeuts  werden   abgeändert, 
wie  folgt : 

§.  26.  Die  Prüfung  der  zum  Escompte  angebotenen  Wechsel  erfolgt 
in  der  Regel  durch  ein  Censur-Comite.  Es  ist  Pflicht  der  Bankdirection,  Vor- 
orge  zu  j*agen,  dass  in  den  Censur-Comite's  ein  gleichmässiger  und  unpar- 
teiischer Vorgang  beobachtet  wird.  Wechsel,  welche  escomptirt 
•wurden,  ohne  durch  ein  C  e  n  s  u  r-C  o  m  i  t  e  g  e  p  r  ü  f  t  w  o  r- 
den  zu  sein,  sind  nachträglich  demCensu  r-C  o  m  i  t  e  vor- 
zulegen. 

§.  27.  Die  Zahl  der  Censoreu  wird  von  der  Bankdirection 
.  na  h  dem  Bedarfe  und  den  Verhältnissen  der  verschie- 
denen Plätze  bestimmt.  Die  Censoreu  werden  von  der  Bankdirec- 
tion aus  dem  Stande  der  Handels-  und  Gewei'betreibenden  auf  die  Dauer 
von  drei  Jahren  gewählt.  Diejenigen,  welche  die  Reihe  zum  Austritte  triö't, 
können  unmittelbar  wieder  gewählt  werden.  Söhne,  dann  Gesellschafter 
und  Procuraführer  eines  Bankdirectors  dürfen  nicht  Censoren.  sein. 

§.  31.  Wechsel  und  Effecten,  deren  Vei'fallsfristen  den  Zeitraum  von 
drei  Mouaton  überschreiten,  werden  von  der  Bank  nicht  in  Escompte  iiber- 
nommen. 

§.  40.  Darlehen  oder  deren  Verlängerung  d  ü  r  f  e  n  a  u  f  k  e  i  n  e 
längere  Frist  als  90  Tage  g  e  av  ä  h  r  t  werden. 

3.  Die  §§.  28,  30,  34,  36,  und  37  des  Bank-Reglements,  sowie  §.  II  des 
Reglements  für  die  Hypothekar-Creditabtheilung  haben  zu  entfallen. 

4.  Diese  Abänderungen  treten  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in 
Wii'ksamkeit. 

B  r  e  s  1 1  m.  p. 


683 

Gesetz  vom  13.  Xavember  1868, 

betreffend  der  Abänderung  des  §.  4  der  Statuten    der   privilegirteu   österrei. 
chischeu  Nationalbank  und  der  §§.  1.  40  und  41  der   Statuten  der   Hypothe 

kar-Creditabtheilung  derselben. 

Mit  Zustininmng  beider  Häuser  des  Reiclisratlies  hnde  ich  zu  verord- 
nen, wie  folgt : 

I. 

Der  §  4  der  Statuten  der  Nationalbank  vom  27.  December  1862 
(E.-G.-Bl.  Nr.  2  vom  Jahre  1863)  wird  abgeändert  wie  folgt:  Das  Bankver- 
mögen besteht  aus  dem  Bankfonde  und  B.eservefonde.  Der  in  110.255,000 
Gulden  bestehende,  auf  150,000  Actien  eingezahlte  Bankfond  wird  auf  neun- 
zig Millionen  Gulden  vermindert.  Eine  Erhölmng  oder  Beschränkung  dieses 
Fondes  kann  nur  mit  Zustimmung  der  Generalversammlung  und  Genehmi- 
gung der  Gesetzgebung  stattfinden. 

II. 

Die  Verminderung  des  Bankfondes  hat  durch  Eückzahlung  von  135 
Gulden  in  Banknoten  auf  jede  einzelne  Actie  zu  geschehen.  Durch  diese 
Reduction  des  Actiencapitals  bleiben  jedoch  alle  Bestimmungen  über  die 
Höhe  des  Silberschatzes  und  der  Notenbedeckung  unberührt.  Diese  Beduc- 
tion  des  Bankfondes  hat  sofort  stattzufinden. 

III. 

Die  Bestimmungen  des  zweiten  Absatzes  des  §  1  der  Statuten  für  die 
Hypothekar-Creditabtheilung  der  Nationalbank  werden  aufgehoben  und  die 
§§  40  und  41  dieser  Statuten  wird  abgeändert  wie  folgt :  §  40.  Für  die  pünkt- 
liche Verzinsung  und  Bezahlung  des  Pfandbriefcapitals  haften  vorzugsweise 
die  hypothecirten  Capitalien  und  ausserdem  das  sonstige  bewegliche  und  un- 
bewegliche Vermögen  der  Nationalbank.  Dagegen  wird  im  Falle  der  Auflö- 
sung der  Baukgesellschaft  oder  der  Trennung  der  Abtheilung  für  den  Hypo- 
thekai'-Credit  von  den  anderen  Geschäftsabtheilungen  der  Bank  diese  Haf- 
tung auf  einem  aus  dem  Actiencapitals  der  Bank  zu  bestellenden  Fond  be- 
schränkt, welcher  mindestens  dem  zenhten  Theile  der  dann  im  Umlaufe 
befindlichen  Pfandbriefe  gleichkommt  und  nach  Maasgabe  der  Einlösung 
der  Pfandbriefe  in  demselben  Verhältnisse  vermindert  werden  kann.  §  41. 
Die  Nationalbank  ist  berechtigt,  Pfandbriefe  bis  zum  Betrage  von  150  Mil- 
lionen Gulden  hinauszugeben,  doch  darf  die  Gesammtsumme  der  im  Umlauf 
befindlichen  Pfandbriefe  der  Gesammtsumme  der  jeweilig  bestehenden  Hypo- 
thekarforderungen niemals  überschreiten. 

IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  der  Minister  der  Finanzen  be- 
auftragt. 

Wien,  am  12,  November  1868. 

Franz   Joseph   m.  y, 

Taaffe  m.  p.  BrestI  "i.  /'. 
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VII.     Beilage. 

[Zu  Seite  261.] 


Biinkno-   Statsiio-       Oe-      Metall  Ic- 

tmi-Um-     ten-Uni-   saramtcr  deckuiig 

lauf  huif       Umlauf  der  f'auK 


y 


Ijom- 
baixl 


s.s 


Millioneu   Gulden. 


für  100 


Ende  Dezember 

1867 

247-82 

301-13 

548-15 

1U8-C 

77-09 

25.01 

119-5 

680 

1868 

Ende  Januar 

238 -(12 

298-47 

537-09 

109-2 

65-77 

24-37 

118-7 

677 

» 

Februar 

241-65 

293-23 

534-88 

111-3 

69-46 

24-73 

114-7 

708 

» 

März 

239-18 

287-64 

52t)-S2 

111-3 

6  7  "99 

24-47 

112-7 

704 

» 

April 

211-39 

290-27 

531-66 

111-3 

69-94 

24-32 

114-5 

692 

5) 

Mai 

232.28 

299-83 

532  11 

111-3 

5  6 -02 

23-29 

114-3 

705 

» 

Juni 

233-22 

2  99 -.57 

532-79 

111-3 

61-09 

22-42 

113-1 

737 

.   v^ 

.Juli 

239-27 

298-98 

538-25 

111-3 

66-34 

21-40 

111-2 

734 

» 

August 

237-17 

298-15 

535-32 

111-3 

66-66 

21-20 

112-5 

725 

» 

September 

248-30 

299-90 

548-29 

111-3 

80-09 

21-07 

113-3 

716 

.-> 

Oktober 

266-72 

299-iy 

565-89 

110-8 

101-38 

21-13 

114-0 

808 

» 

November 

269-80 

302-21 

672-07 

llr-(j 

87-82 

26-09 

116-4 

6  SO 

» 

Dezemb. 

276-lS 

298-33 

574-51 

108-6 

81-95 

37-78 

117-5 

67/ 

fi85 


IX 

.  Heil 

»KO. 

[Zu 

Seite  i 

81.] 

Bankno- 
ten-Um- 
lauf 

Staatsno- 

ten-l'ni- 

laiif 

sunimtor 
l'niaiif 

Metalll..-- 
dcckunR 
iUt  Bank 

3. 

rt 

-3   t 

■2< 

Millionen  Gulden. 

Ende 

Dezember 

für  100  fl. 

1868 

276-18 

298-33 

574-.'-,l 

108-6 

81-95 

37-78 

117-5 

677 

1869 

Ende  Januar 

277-23 

299-41 

.576-64 

lOS-6 

74-<iO 

43-32 

119-0 

678 

> 

Februar 

284-04 

300-01 

584-oc 

108-6 

71-23 

52-78 

120-5 

732 

» 

März 

286.54 

300-13 

.'>86-67 

108-7 

71-89 

55.19 

124.5 

729 

» 

April 

294-88 

299.67 

594-.55 

108-7 

73-70 

63-75 

120-5 

726 

» 

Mai 

288-41 

300-39 

588-81 

108-8 

71-48 

58-80 

121-7 

749 

» 

Juni 

291-99 

306-26 

598-20 

108-8 

77-13 

62.17 

121.7 

747 

» 

Juli 

300-35 

306-12 

606-47 

109-2 

82-05 

61-33 

121-5 

758 

» 

August 

300-84 

307-02 

607-86 

11  Vi 

96-85 

47-60 

120.3 

750 

» 

Septemb. 

308-08 

306-70 

614-7!' 

124-0 

102-51 

45-31 

120-0 

712 

» 

Oktober 

306.95 

310-73 

617-68 

126-3 

103.83 

47-45 

121-7 

708 

«c 

November 

290-22 

311-88 

602-11 

124-1 

90-6'.i 

42-08 

123-2 

725 

» 

Dezember 

282-69 

315.06 

598-76 

116-9 

87-53 

42-03 

120-7 

742 

X.   Beilage. 

[Zu  Seite  316.] 


Bankno 

te  n-Um 

lauf 

-  Staatsno-      Ge-      Metallbe 

-  ten-Uin-  sammter  deckung 

lauf      TTmlaiif  der  Banl^ 

s 

£-5, 

^0, 

Millionen  Gulden. 

für  100  fl. 

nde 

Dezember 

1869 

283  69 

315-06 

598-76 

116-9 

87-53 

42.03 

120-7 

742 

1870 

ude 

Januar 

277-09 

317-52 

594-61 

116-7 

76-70 

40-51 

120-9 

725 

y> 

Februar 

26503 

314-07 

579-11 

116-7 

65-98 

29-08 

121-5 

724 

» 

März 

260-78 

311-19 

571-97 

113-9 

63-44 

39-25 

121.1 

726 

» 

April 

260-97 

310-60 

571-58 

113-9 

67-22 

37-88 

120-8 

714 

» 

Mai 

266-88 

313-78 

580-66 

113-0 

71-23 

38-13 

120-2 

720 

» 

Juni 

278-49 

315-0» 

593-.52 

1 1 2-6 

86-51 

44-77 

117-7 

721 

» 

Juli 

304-38 

321-32 

625-71 

115-0 

106-68 

45-80 

l.-tl-o 

645 

» 

August 

315-75 

331-49 

647-24 

115-1 

114-98 

45-80 

124-0 

687 

» 

September 

201-93 

337-87 

629-80 

114-1 

100-14 

44-27 

122-2 

714 

» 

Oktober 

306-13 

343-72 

649-85 

115-1 

108-!)l 

43-53 

120-7 

715 

x» 

November 

301-88 

346-13 

648-01 

114-8 

107-99 

42-i>6 

122-0 

717 

» 

Dezemb. 

296-89 

352-11 

649-00 

114-3 

109-6'.t 

43-25 

121-7 

729 

f5B6 


XI.  Beilage. 

(Zu  Seite  317.) 

Aus  den)  Bericht  «les  Haukdirektors  in  der  Cieueralver^aiuuiluug' 

am  IS.  Jänuer  1871. 

»Noch  hat.  die  Bankdirektion  der  geehrten  Generalversammlung  über 
den  heutigen  Stand  zweier  Angelegenheiten  Bericht  zu  erstatten,  und  zwar 
über  das  Verhältniss  der  Nationalbank  zu  Ungarn  und  über  die  im  Jahr 
1 868  unberichtigt  gebliebene  Pauschalverzinsung  des  Darle- 
hens von  80  Millionen. 

Was  nun  das  Verhältniss  der  Nationalbank  zu  Ungarn  anbelangt,  so 
sah  sich  die  Bankdirektion  Ende  Jänner  1870  gelegentlicli  einer  hierauf  Be- 
zug nehmenden  Aeusseinng  des  ungarisclien  Amtsblattes  veranlasst,  Seine 
Excellenz  den  HeiTn  kaiserlichen  Finanzminister  um  die  Mittheilung  zu  er- 
suchen, ob  und  welche  Vereinbarungen  in  Betreff  der  Nationalbank  zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn  getroffen  worden  sind. 

Die  diessfällige  Mittheilnng  des  damaligen  Herrn  Finanzministers  ge- 
langte mit  der  heutigen  Tagesordnung  zurKenntniss  der  geehrten  Mitglieder 
der  Generalversammlung. 

Anfangs  Februar  1870  wurde  die  Nationalbank  von  der  Kommission 
des  hohen  ungarischen  Landtages  für  itas  Zettelbankwesen  ersucht,  einen 
oder  einige  Fachmänner  zur  Beantwortung  der  von  dieser  Kommission  ver- 
einbarten Fragen  nach  Pest  abzusenden.  Demzufolge  wurde  der  gedachten 
Kommission,  der  Generalsekretär  der  Nationalbank  als  Fachmann  bezeich- 
net, welcher  geeignet  ist,  die  angedeuteten  Fragen  zu  beantworten,  jedoch 
ausdrücklich  betont,  dass  der  Genannte  nicht  als  Abgeordneter  oder  Bevoll- 
mächtigter der  Nationalbank  oder  der  Bankdirektion  vor  dieser  Kommission 
erscheint,  dass  daher  seine  Aeusserungen  nur  jene  einer  persönlichen  An- 
sichtjund  für  die  Nationalbank  nach  keiner  Richtung  hin  verpflichtend  sind. 

Die  Sitzungen  dieser  Kommission,  welche  bis  gegen  Ende  Mai  währ- 
ten, wurden  nach  sechsnionatlicher  Unterbrechung  vorübergehend  wieder 
aufgenommen,  anfänglich  bis  Mitte  Jänner  1871.  in  den  letzten  Tagen  aber 
auf  unbestimmte  Zeit  vertagt. 

Gaben  diese  Verhandlungen  aber  auch  Gelegenheit  zu  der  befriedi- 
genden Wahrnehmung,  dass  es  in  Ungarn  nicht  an  Männern  fehlt,  welche 
gerade  im  Interesse  Ungarns  eine  baldige  Verständigung  auf  das  wärmste 
empfahlen,  so  musste  es  andererseits  um  so  mehr  befremden,  dass  die  Ent- 
scheidung dieser  für  Ungarn  doch  so  dringenden  Angelegenheit  immer  neue 
Verzögerungen  erleidet. 
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Unter  diesen  Umständen  konnt*^  die  Xationalbank  melirseitiere  von 
ungarischen  Firmen  herrührende  Ersuchen  um  neue  Kreditgewährungen 
selbstverständlich  nur  dahin  beantworten,  dass  sie,  insolange  die  gegenwär- 
tige UngeAvissheit  dauert,  darauf  nicht  eingehen  könne. 

Bald  ergab  sich  ein  Anlass,  auch  die  kiuniflich  ungarisclie  Rct^iprung 
auf  die  ablehnende  Haltung  der  Nationalbank  aufmerksam  zu  machen. 

Ende  Juni  1870  wurde  der  Nationalbank  der  Wunsch  des  königlidi 
ungarischen  Finanzministeriums  mitgetheilt.  auch  die  Lose  des  ungarischen 
Prämien-Anlehens  zur  Beleihnng  bei  der  Nationalbank  zuzulassen.  Unter 
Hinweisung  auf  den  Umstand,  dass  die  Erörterung  der  Bankfrage  in  Ungarn 
noch  immer  zu  keinem  thatsächlichen  Erirehniss^  «retührt,  erwiederte  die 
Nationalbank  atif  dieses  Ansinnen,  dass  .sie  ihre  Tliätiskeit  in  Ungarn  vor- 
erst nicht  ausdehnen  könne.  Da  sie  aber  deren  (Irenzen  dermalen  noch 
nicht  enger  ziehen  möchte,  .so  erklärte  sie  sich  V)ereit,  die  erwähnten  Kffek- 
ten.  jedoch  nur  bei  den  ungarischen  Bankkassen,  und  nur  iunerhall)  der  für 
letztere  bereits  zugestandenen  Dotationen  zur  Beleihung  zuzulassen. 

Als  wenige  Wochen  darauf,  gelegentlich  der  VerhantUungen  über 
die  Einrechnung  der  Devisen  in  die  metallische  Bedeckung  des  Notenum- 
laufes, die  Zustimmung  des  königlich  uiii>arisclien  Ministeriums  zu  dit^ser 
Massregel  erwirkt  werden  wollte,  knüpfte  Sc.  E.xcellenz  der  Herr  königlich 
tingarische  Finanzminister  hieran  die  Forderung,dass  die  Nationalhank  nicht 
nur  von  der  eventitell  in  Aussicht  gestellten  Beschränkung  der  Dotationen 
der  ungarisclien  Filialen,  unter  den  damaligen  schwierigen  Verhältnissen 
des  Geldmarktes  al>sehe,  sondern  sich  auch  verpflichte,  den  unirarischen 
Filialen  in  derasell)eu  Verhältnisse  reichlichere  Mittel  zur  Verfügung  zu 
stellen,  als  auf  Grund  der  Einrechnung  der  Devisen  in  die  metallische  Be- 
deckung des  Notenumlaufes,  dieser  letztere  durch  die  (Geschäfte  der  öster- 
reichischen Bankkassen  eine  Steigerung  erfährt.  Diesen  Forderungen  gegen- 
über lehnte  es  die  Bankdirektioit  ab,  bpzüglich  des  ITmfauires  der  üankge- 
schäfte  in  Ungfirn  im  vorhinein  eine  Verpflichtung:  zu  ül>ernehmen.  \\elche 
ihr  statutenmässiges  Recht  beschränken  würde,  erklärte  sich  aber  bereit, 
eine  Verminderung  der  Dotationen  der  ungarischen  Filialen,  unter  der  Be- 
dingung vorerst,  und  bis  dahin  nicht  eintreten  zu  lassen,  dass  Seine  Excel- 
lenz der  Herr  königlich  ungarische  Finanzminister  die  Verpflichtung  über- 
nimmt, die  Bankfrage  in  ilirem  ganzen  Umfange  in  der  bevorstehenden 
Wintersession  des  ungarischen  Reichstages  zur  Entscheidung  zu  bringen. 

So  standen  diese  Verhai.dluugeu,  als  die  kaiserl.  Verordnung  vom  26. 
Juli  1870  über  die  Einrechnung  der  Devisen  in  die  metallische  Bedeckung 
des  Notenumlaufes  verörtentlicht  wurde.  Kurz  darauf  wurde  der  Natioual- 
bank  mitgetheilt,  dass  Seine  Excellenz  der  Herr  königlich  ungarische  Finanz- 
minister  sich  in  einer  unterm  28.  Juli  1870  an  Seine  Excellenz  den  Herrn 
kaiserlichen  Finanzminister  gerichteten  Note  bereit  erklärt  hatte,  die  Bauk- 
frage  in  der  nächsten  Wintersession  auf  die  Tagesordnung  der  ung;irischen 
Reichsvertretuug  zu  l)riagen.  In  gleichem  Sinne  sprach  sich  der  Herr  könig- 
lich ungarische  Finanznüuister  um  diese  Zeit  im  ungarischen  Reichslage  aus. 
Wie  beklagenswerth  es  auch  sein  mag,  dass  eine  so  hochwichtige 
Frage  noch  immer  ihrer  Lösung  harrt,  das  Eine  können  wir  als  ein  erfreu- 
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liclies  Ergebniss  unserer  Eenüilmiigen  betrachten,  dass  der  Herr  königlich 
ungarische  Finauzmiuister  sich  verpflichtet,  zu  einem  nun  bestimmten  Ter- 
mine die  EntJcheidiing  hervorzurufen.  Die  Verhandlungen  in  den  Delega- 
tionen gegen  Ende  des  Jahres  1870  haben  zur  Genüge  gezeigt,  dass  ein  wei- 
teres Zögern  mit  den  Interessen  Oesterreichs  nicht  mehr  vereinbarlich 
wäre.  Sollte  die  Entscheidung,  welche  zunächst  in  Ungarns  Händen  liegt, 
wider  besseres  Vermuthen,  in  der  festgesetzten  Frist  nicht  so  angestrebt, 
nicht  so  erzielt  werden,  Avie  es  Eecht  und  Billigkeit  erwarten,  dann  würde 
an  die  Nationalbank,  aber  nicht  allein  an  diese,  sondern  voraussichtlich 
auch  an  die  kaiserliche  Regierung,  und  an  den  hohen  Reichsrath  eine  Noth- 
wendigkeit  herantreten,  welche  Ungarns  Staatsmänner  im  Einklänge  mit 
der  überwiegenden  Mehrheit  der  öffentlichen  Meinung  ihres  Landes,  bisher 
wenigstens,  zu  vermeiden  trachteten. 


XII.    Beilage. 

[Zu  Seite  318.] 

Ediinrd  Horn's  Interpellation  und  die  darauf  isreerehene  Antwort. 

Der  Bericht  des  Bank-Direktors  diente  dem  l^eichstagaabgeordneten 
Eduard  Hörn  zum  Anlass,  in  der  CCLXVIII.  Sitzun«;  des  Abgeoi'dnetenhau- 
ses  an  den  Finanzminister  folgende  Interpellation  zu  richten  : 

»1.  Ist  die  von  der  Wiener  Nationalbank  wiederholt,  und  neuerdings 
in  der  Generalversammlung  am  18.  d.  vorgebrachte  Behauptung  richtig,  das» 
die  ungarischen  Regierungsmäuner  sich  1867  verpflichtet  haben,  solange 
nicht  in  der  Bankfrage  mit  gemeinschaftlichem  Einvernehmen  neue  Gesetze 
gebracht  werden,  das  Monopol  des  genannten  Institutes  in  Ungarn  aufrecht 
zu  erhalten  ? 

2.  Ist  es  wahr,  dass  die  Wiener  Nationalbank,  obgleich  sie  In  unserem 
Vaterland  faktisch  alle  Vortheile  des  Monopols  geniesst,  im  vergangenen 
Jahre  sowohl  die  Erhöhung  der  Dotation  ihi'er  ungarischen  Filialen,  als 
auch  die  Belehnung  der  ungarischen  Staatslose  verweigert  hat,  i;nd  dass  — 
wie  sie  in  ihrem  der  Genei-alversamlung  am  18.  d.  vorgelegten  Bericht  er- 
zählt —  der  eingestandene  Zweck  dieser  beiden  Verweigerungen  der  gewe- 
sen sei,  Ungarn  zu  zwingen,  dass  es  das  Monopol  der  Wiener  Nationalbank 
gesetzlich  anuerkenne  ? 

3.  Ist  es  wahr,  dass  —  wie  in  demselben  Direktionsbericht  behauptet 
wird  —  die  Bankfrage  während  der  Wintersession  reichstäglich  entschieden 
werden  wird,  und  ist  die  derart  übernommene  Verpflichtung  mit  dem  Ver- 
schleppuugssystem  vereinbar,  in  Folge  dessen  die  Ende  1S69  entsendete 
Bank-Kommission  ihre  Verhandlungen  noch  bis  zum  heutigen  Tage  nicht 
beendet  hat  ? 

4.  Was  beabsichtigt  die  Regierung  den  feindseligen  Verfügungen  ge- 
genüber zu  thun,  mit  welchen  uns  der  erwähnte  Dii-ektionsbericht  für  den 
Fall  droht,  als  —  was  sehr  wahrscheinlich  ist,  —  der  ungarische  Reichstag 
trotz  der  Wiener  Sommation  oder  gerade  in  Folge  derselben  die  Bankfrage 
während  der  Wintersession  entweder  gar  nicht  in  Verhandlung  nimmt,  oder 
nicht  nach  dem  Belieben  der  Wiener  Nationalbank  erledigt  ? 

Auf  diese  Interpellation  antwortete  der  kön.  ung.  Finanzminister, 
namentlich  auf  den 

1.  Punkt :  »Die  ungarischen  Regierungsmänner  haben  sich   weder  in 
der  erwähnten  Periode,  noch  ein  anderesmal  unbedingt  verpflichtet  das  Mo- 
nopol der  Bank  aufrecht  zu  erhalten,  bis  in  der  Bankfrage  neue  Gesetze  ge- 
schaffen werden  ;   wohl   aber   haben  sie  zugesagt,  den  faktischen  Zustand  so 
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lange  nicht  zu  stören,  als  nicht  eine  legislative  Vevaigung'  getroffen  wirdjdass 
sie  aher  den  Status  quo  auch  nur  unter  solchen  Bedingungen  aufrecht  erhalten 
welche  die  Fürsorge  für  die  Bedürfnisse  des  Landes  gebieterisch  erheischt' 
dass  nämlich  während  dieses  Interregnums  auch  die  Bank  die  Bedingungen 
erfüllt,  welche  der  ungarische  Verkehr  und  das  ungarische  Interesse  drin- 
gend erfoi'dern.«  —  Auf  den 

2.  Punkt :  »Ich  kann  es  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die  Erhöhung 
der  Dotation  durch  die  Wiener  Nationalbank  wiederholt  verweigert  wurde. 
Und  zwar  ist  sie  vom  November  1869  an  verweigert  worden,  als  mein  Vor- 
gänger im  Amt  von  dieser  Stelle  aus  entschieden  erklärt  hatte,  dass  die  Ge- 
setzgebung auch  in  dieser  Beziehung  vollkommen  freie  Hand  habe,  und  sie 
durch  nichts  gebunden  sei,  als  durch  die  Natur  der  Sache. 

Der  Status  quo  kann  also  allerdings  nicht  ohne  eine  Verfügung  der 
Legislative  geändert  werden,  aber  das  könnte  geschehen,  wenn  die  Weisheit 
der  Ge.setzgebung  es  als  zweckmässig  erachten  würde. 

Die  Bankdirektion  hat  hierdurch  ihre  Stellung  —  ich  sage  nicht  als 
eine  drohende  —  doch  als  eine  solche  eingestanden,  welche  keine  Sicherheit 
dafür  bietet,  dass  und  wie  lange  der  Betrieb  dauern  werde.  Mit  einem  Wort 
sie  hat  ihre  Stellung  so  aufgefasst,  Avie  sie  wirklich  ist,  und  damals  sagte  sie, 
natürlich  ohne  Eepressalien  anwenden  zu  wollen,  es  sei  ihre  Pflicht  gegen 
sich  selbst  ihr  Geschäft  an  einem  Platz  nicht  weiter  auszudehnen,  von  dem 
sie  nicht  weiss,  ob  sie  sich  von  demselben  nicht  werde  zurückziehen  müssen  : 
sie  hält  daher  den  Status  quo  aufrecht,  jedoch  ohne  sich  in  eine  Vermehrung 
der  .Dotation  oder  in  die  Errichtung  neuer  Filialen  einzulassen,  bis  nicht 
der  gegenwärtige  Zustand  auf  die  eine  oder  die  andere  Art  aufhört.  Dies 
kann  ohne  Zweifel  auch  motivirt  werden.«  —  Auf  den 

3.  Punkt :  »Es  ist  etwas  Wahres  an  der  Sache,  aber  es  ist  nicht  so. 
Es  ist  nemlich  hier  gesagt  worden,  ich  hätte  versprochen,  dass  die  Bank- 
frage  während  der  vorigen  Wintersession  im  Keichstag  erledigt  werden  sollte. 
Da  die  Zeit  der  Erledigung  nicht  von  mir,  sondern  vom  Reichstag  abhängt, 
so  ist  es  natürlich,  dass  ich  so  etwas  nicht  versprochen  habe,  noch  ver- 
sprechen konnte,  allerdings  aber  habe  ich  zugesagt,  dass  ich  bestrebt  sein 
werde,  dass  die  Bankfrage  im  Verlauf  der  damaligen  Session,  vor  Schluss 
derselben,  vor  das  Haus  gebracht  werde,  und  dass  die  Gelegenheit  hiezu  die 
Unterbreibung  des  Berichtes  der  in  dieser  Angelegenheit  entsendet  ge- 
wesenen Euquetekommission  bieten  werde.« 

»Auf  den  4.  Punkt  brauche  ich  eigentlich  nicht  zu  antworten,  da  die 
Zusage  nicht  so  gemacht  wurde,  dass  die  Frage  noch  im  Laufe  der  vei'flosse- 
nen  Session  erledigt  werden  sollte,  sondern  so,  dass  sie  vor  die  Legislative  ge- 
bracht wird,  und  das  ist  geschehen. 

Es  kann  also  der  Fall  aus  diesem  Grunde  eintreten,  doch  ich  bin  über- 
zeugt, dass  eine  gewaltsame  Perturbation  des  faktisch  bestehenden  Verhält- 
nisses den  Interessen  der  Wiener  Natioualbank  wenigstens  in  eben  solchem 
Masse  schaden  würde,  wie  sie,  wenigstens  während  der  Uebergangszeit, 
auch  die  hiesigen  Verkehrsverhältnisse  konfundiren  würde.  Ich  fürchte  we- 
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gen  eines  Verzugs  von  einigen  Monaten  eine  solche  feindselige  Thatsache 
nicht,  die  beiden  Parteien  nur  schaden,  doch  keiner  nützen  würde  Uebri- 
gens  glaube  ich,  das  g.  Haus  werde  es  mit  Zustimmung,  vielleicht  auch  mit 
einiger  Befriedigung  vernehmen,  wenn  ich  erkläre,  dass  ich  in  der  Zwischen- 
zeit A lies  thun  werde,  was  ich  in  meinem  Wirkungskrei.se  thun  kann,  um  der 
Durchführung  der  definitiven  Massregehi  einstweilen  den  Weg  zu  ebnen  . 
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XIII.  Beilage. 

[Zu  Seite  319.] 


Bank-  Staats-       Ge-     Met.  Bc-      ^        ^  ^„    unu»«  Kursd. 

.                    i.     j     1              E.s-     Lom-  [Silber  -^     , 
noten-  iiotcn-    sanimter  deckuug                v,     i         •  Bank- 
Umlauf  Umlauf    Umlauf  der  Bank ''o™?*'^  °^''"     *^'°  aktien 

In  Millionen  Gulden     für  100  fl.     fl. 


Ende 

Dezember  187u 

296-S9 

352-11 

649-00 

114-3 

109-69 

41-25 

121-7 

729 

18 

71  : 

Ende  Januar 

290-73 

354-53 

645-27 

114.5 

97.81 

38-45 

121.0 

724 

» 

Februar 

.      269-52 

355-01 

624-.54 

115-3 

75.76 

36-93 

122.0 

723 

» 

März 

.      267-88 

356-17 

624-06 

116-7 

82.05 

35.97 

122-6 

726 

£ 

April 

279-71 

356-29 

606-00 

116-9 

96-42 

38-15 

122.0 

749 

» 

Mai 

.      275-29 

359-04 

634-33 

119-4 

90-85 

35-89 

122-2 

787 

» 

Juni 

.      282-06 

359-53 

641-59 

120-7 

99,24 

39.04 

121.5 

782 

» 

Juli 

.      294-78 

360-28 

655-06 

123.0 

107.75 

37.43 

121.5 

768 

» 

August 

,      301-54 

360-57 

662-12 

126.5 

111.43 

38.40 

119.8 

767 

» 

September 

.      319-60 

363-20 

682-80 

135-5 

128-19 

39-92 

117.7 

759 

» 

October 

.      331-82 

:;65'92 

697-74 

143-5 

140.68 

39.29 

117-5 

781 

» 

November 

.       322-33 

369-92 

692.25 

146-7 

135.29 

35.35 

116.5 

814 

j> 

Dezember 

.      317-33 

373.60 

590-93 

143-4 

136-98 

33.39 

114.7 

814 

XIV.  Beilage 

• 

[Zu  Seite  341.] 

1871 
Dezember  Ende 
1872: 
Ende  Januar 
»     Februar 
»     März 
»     April 
»     Mai 
»     Juni 
»     Juli 
»     August 
»     Septem.     . 
»     October     . 
»     November 
j>     Dezember 


Bank-     Staats-        Ge-     Met.  Be- 
noten-     noten-  sammter  deckung 


Es-     Lern-   Silber- 


Kurs  d-. 
Bank-" 


Umlauf   Umlauf  Umlauf  der  Bank  '''""?'«  ^'"'''^      ^^^     aktien 
In  Millionen  Gulden        für  100  fl.     fl. 
317-33  373-60   690-93   139-6   136.98  33.39    114.75   814 


308-91 
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683-64 

139-2 
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31-54 

112.50 

849 

297-04 

376.33 

673-37 

133-6 

112-36 

28-75 

110.75 

845 

294-92 

376-75 

671-67 

121-1 

114-24 

29-52 

108.50 

839 

300-73 

377-44 

678-18 
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110.52 

31.12 

110.35 

838 

293-65 

378-41 

672-07 

120-6 

125.88 

29-63 

119.50 

834 

294-50 
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119.8 

134.80 
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108.75 

860 

303-t7 
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108.25 
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309-50 
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141  21 
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888 

318-40 
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29-57 

107  85 

875 
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29-69 

105.75 

976 

322-45 
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696.88 

142-2 

158.71 

29.48 

108.00 

976 

318-63 

375-98 

696-34 

142.7 

167.19 

2  8.62 

106.50 

966 
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XVI.  Beilage. 

(Zu  Seite  387.) 


Als  Eesultat  dieser  Verhandlungen  legt  der  Herr  Finanzminister  fol- 
o-eude  zAvischen  den  beiden  Ministerien  getroffene  Vereinbarungen  vor  : 

»1.  Hinsichtlich  der  Staatsschulden  werden  die  zwei  Finanzminister 
läuo'steus  bis  1.  Mai  1868  den  betreffenden  Gesetzgebungskörpern  eine  im 
gemeinschaftlichen  Einvernehmen  abgefasste  Vorlage  zu  dem  Zweck  machen, 
dass  die  von  den  gegenwärtigen  verschiedenen  Schuldtiteln  herrührenden 
Posten  auf  möglichst  breiter  Basis,  auf  Grundlage  des  gegenwärtigen  Zinsen- 
o-enusses  und  der  möglichst  durchführbaren  Abstellung  der  bestehenden  Til- 
o-ungsbeträge  in  eine  einheitliche  Rentenschuld  umgewandelt  werden. 

2.  Uebrigens  Avird  bereits  jetzt  festgestellt,  dass  die  beiden  Finanz- 
minister, jeder  seiner  Gesetzgebung,  einen  auf  gleichen  Grundlagen  beruhen- 
den Gesetzentwurf  unterbreiten  wird,  welchem  gemäss  die  im  Eeichsrath 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  zur  Deckung  des  Staatsschuldbedarfs 
ein  Präcipium  von  25  Millionen  Schulden  zu  ihren  Lasten  übernehmen,  und 
der  übrige  Theil  der  Last  zwischen  diesen  und  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  so  getheilt  werde,  wie  70  :  30.  Nach  diesen  Prinzipien  wird  der  zur 
Deckung  der  bestehenden  Verpflichtungen  dienende  Bedarf  für  1868  in  den 
betreffenden  Staatsvoranschlägen  für  das  kommende  Jahr  präliminirt  werden. 

3.  Damit  die  unter  dem  Titel  der  Staatsschuld  zu  leistende  Zahlungs- 
verpflichtung für  beide  Theile  endgültig  und  ziffermässig  bestimmt  werden 
könne,  Avird  eine  gemischte  Kommission  gebildet  Averden,  die  auf  Grund  der 
bisherigen  Ausweise  der  Staatsschuld-Kontrols-Kommission  den  Stand  der 
Staatsschulden  vom  31.  Dezember  1867  berechnen  und  sämmtliche  Rech- 
nungsbücher derart  abschliessen  Avird,  dass  nach  der  im  ersten  Punkt  er- 
Avähnten  UmAvandlung  der  verschiedenen  Schuldtitel  in  eine  einheitliche 
Rentenschuld  und  gemäss  dem  im  zAveiteu  Punkt  ausgedrükten  Beitragsver- 
hältniss  der  bestimmte  und  keiner  Aenderung  mehr  unterliegende  Beitrag 
beider  Theile  sich  herausstelle. 

4.  Insoferne  in  Folge  der  obigen  Bestimmungen  soavoIiI  im  Budget 
der  Länder  der  ungarischen  Krone,  als  auch  in  dem  der  übrigen  Länder  Sr. 
Majestät  ein  Abgang  sich  ergeben  sollte,  Avird  das  Defizit  dieses  Uebergangs- 
jahres  durch  eine  gemeinschaftliche  Kreditoperation,  und  zwar  durch  Ver- 
mehrung der  schAvebenden  Schuld  gedeckt  werden.  Diese  Schuldvermehrung 
Avird  durch  beide  Theile  nach  dem  Verhältniss,   Avie  70  :  30,  zu  tragen   sein. 

5.  Es  Avird  jedoch  entschieden  stipulirt,  dass  vom  1.  Januar   1869  au- 
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gefangen  unter  regelmässigen  Veruältuissen  die  derartige  Deckung  eines 
solchen  Abgangs  und  Defizits  beim  Staatserforderniss  nicht  vorkommen 
darf;  ja  beidei'seits  muss  mit  aller  Kraft  dahin  gestrebt  werden,  dass  der 
Durchführung  der  StaatssehuMeukonversion,  durch  Hebung  der  Steuerfähig - 
keit  und  der  gerechten  Inanspruchnahme  derselben  sowohl  in  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone,  als  auch  in  den  iibrigen  Ländern  Sr.  Majestät,  und 
schlieslich  durch  möglichste  Einschränkung  der  Staatsausgaben  zwischen 
den  Einnahmen  und  Ausgaben  das  Gleichgewicht  hergestellt  werde. 

6.  Die  bestehende  Haftung  der  Staatsfinanzen  hinsichtlich  der  Grund- 
entlastungs-Schulden  bleibt  in  Kraft ;  jedoch  wird  für  beide  Miniszterien 
entschieden  das  Eecht  vorbehalten,  die  theilweise  oder  gäiizliche  Umwand- 
lung der  Grundentlastungsobligationen  der  unter  ihrer  Verwaltung  stehenden 
Gebiete  auf  konstitutionellem  Wege  in  ein  Neujahrs-Rentenanlehen  zu  be- 
werkstelligen,iu  welchem  Falle  das  hieraus  erwachsende  Plus  des  jährlichen 
Staatsschuldbeitrags  durch  das  betreftende  Land  zu  decken  sein  wird. 

7.  Wenn  trotzdem  die  Pinanzleitung  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  oder  der  übrigen  Länder  Sr.  Majestät  in  die  Lage  käme,  dass  sie 
ihren  eigenen  Bedarf  aus  den  ordentlichen  Einkünften  nicht  decken  könnte, 
und  daher  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  oder  der  gemeinsamen  Auslagen  den 
Reichs-Staatskredit  in  Anspruch  zu  nehmen  wünschte  :  so  kann  sie  es  nur 
mit  der  verfassungsmässigen  Genehmigung  der  andern  Hälfte  thun,  und 
wenn  auch  diese  Genehmigung  erfolgt  ist :  so  fällt  der  von  einem  solchen 
Anlehen  herrührende  Zinsen-Zuwachs  ausschliesslich  dem  betreffenden 
Theile  zur  Last. 

8.  Was  die  Deckung  des  ausserordentlichen  Bedarfs  beti'ifft,  der  zum 
Zweck  der  gemeinsamen  Vertheidigung  beansprucht  wird,  so  können  diese 
Summen,  wenn  sie  aus  dem  ordentlichen  Budget  beider  Theile  niclit  bestrit- 
ten werden  können,  auch  durch  eine  gemeinsame  Finanzoperation  gedeckt 
werden,  jedoch  nur  nach  Genehmigung  des  Eeichsraths  und  des  ungarischen 
Reichstags  ;  die  so  entstandenen  Lasten  werden  nach  dem  Verhältniss,  wie 
70  :  30,  zu  tragen  sein. 

9.  Hinsichtlich  der  Konsolidirung  der  schwebenden  Schuld,  die  aus 
Staatsnoten  besteht,  werden  zwischen  den  beiden  Ministei'ien  besondere 
Abmachungen  geschehen,  und  die  betreft'enden  Vorschläge  den  Gesetzgebun- 
gen im  Jahre  1868   vorgelegt  werden. 

Den  beiden  Vertretungskörpern  wird  ein  weiterer  gemeinschaftlich 
festzustellender  Gesetzentwurf  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Staatsschul- 
den durch  den  Reichsfinauzminister  und  in  Betreff  der  verfassungsmässigen 
Kontrole  dieser  Verwaltung  vorgelegt  werden. 

10.  Wegen  der  gerechten  Vertheilung  und  Aufrechnung  der  Aktiva 
der  Staatsfinanzen  wird  eine  besondere  Liquidirungs-Kommission  gebildet. 
Indess  wird  schon  vorher  festgestellt,  dass  die  mit  Ende  1868.  verbliebenen 
aktiven  Rückstände  der  ausgeworfenen  Steuern  ohne  alle  weitei-e  Einrech- 
nung  der  zur  Einhebung  der  Steuer  kompetenten  Finanzbehörde  zu  Gute 
kommen. 
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XVII.   Beilage. 

[Zu  Seite  413.] 


Die  k  o  n  s  o  11  d  i  r  t  e    S  t  a  a  t  s  s  c  li  n  1  d    O  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  s  und  die 

schwebende    S  t  a  a  t  s  c  li  u  1  d     Österreich  -  Ungarns      vor 

und  nach  der  Konversion. 


3024.507,862 
3010.459, 048. IS'o 


A)  Schuld-Kapital: 
a)  Kapital  am  31.  Dez.  1867. 
h)  Kapital  am  31.  Dez.  187o.        

Differenz 

B)  Zinsenbetrag  -. 

a)  Zinsenbetrag  am  31.  Dez.  1867.     121.200,656 

h)  Zinsenbetrag  am  31.  Dez.  1873.     107.19ö,.'il4.56'/n 


1  )as  Kapital  der  konsolidirten  und 
der  schwebenden  Staatsschuld  be- 
trug am  31.  Dez.  1873 

Nach  Abzug  des  dem  Jahresbeitrag 
Ungai-ns  entsprechenden  Kapitals 

Die  Zinsenbelastung  nach  dem  ge- 
sammten  Schuldbetrag  1873 

Nach  Abzug  des  Jahresbeitrages 


Differenz 


3010.459,048.131/2 


107.195,514.56V2 


14.048,813.86'/... 


14.005,141.43^ 


/2 


2303.259, n48.13VL' 


78.015,514.56V2 


Oben  haben  wir  den  Stand  der  Staatschulden  im  Jahre  1867  und  im 
1 873  gesehen.  Wie  gross  die  Staatsschuld  in  den  zwei  denkwürdigen  Epochen 
dieses  Jahrhunderts,  1818  und  1847  gewesen  sei,  zeigen  folgende  Ziflfern  : 
J.  181 8  betrug  die  Staatsschuld  nach  der  Devalvation  und  der  damaligen  Kon- 
version an  Kapital  488-199  Millionen  fl.  CM.,  wofür  an  Zinsen  12*204  Millio- 
nen fl.  CM.  gezahlt  wurden.  —  Am  31 .  Dez.  1 847  betrug  die  ganze  Staatsschuld 
nominell  1011'1071  ;  nach  50/0  Zinsen  reduzirt  machte  dieses  Kapital  889"119 
Millionen  ;  der  gesammte  Zinsenbetrag  belief  sich  auf  405   Millionen  fl.  CM. 
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